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Teil I Berufsbildungsbericht 1999 

Berufliche Bildung: „Ausbildungs- 
und Beschäftigungschancen der 
Jugendlichen sichern“ 

Die Aktivitäten von Politik, Wirtschaft und Gesellschaft sollten 
darauf gerichtet sein, Chancengleichheit in einem umfassenden 
Sinne zu ermöglichen. Junge Menschen haben Anspruch auf 
Ausbildung und Zukunftsperspektiven, unabhängig von ihrer 
Herkunft und den Einkommensverhältnissen der Eltern. Chan- 
cengleichheit wird nur dann erreicht, wenn jeder nach seinen 
Leistungen und Fähigkeiten ausgebildet werden kann. Mäd- 
chen imd junge Frauen müssen nach ihren Interessen und 
Neigungen gleichberechtigt an qualifizierter Berufsausbildung 
teilhaben können. Chancengleichheit zwischen Männern und 
Frauen wird nur dann erreicht werden, wenn damit in Schule 
und Berufsausbildung begonnen wird. 

Kreativität und Eigenverantwortung müssen auch in der beruf- 
lichen Bildung gefördert werden. Die Politik muß für Rahmen- 
bedingungen Sorge tragen, die eine bestmögliche Bildung für 
alle ermöglichen. Investitionen in Bildung und Ausbildung sind 
unverzichtbar, damit jeder einzelne am gesellschaftlichen 
Leben aktiv teilnehmen kann und die Chance erhält, am 
Arbeitsmarkt zu partizipieren, sie sichern auch die Wettbe- 
werbsfähigkeit Deutschlands. 

Bestmögliche Bildung für alle erfordert neben einem quanti- 
tativ ausreichenden Ausbildungsplatzangebot ein System der 
beruflichen Bildung, welches leistungsschwächeren und be- 
nachteiligten Jugendlichen sowie Leistungsstärkeren adäquate 
Förderungs- und Ausbildungsangebote eröffnet. Es ist das Ziel 
der Bundesregierung, den Jugendlichen die Ängste um Ausbil- 
dung und Arbeit zu nehmen und ihnen neue Perspektiven für 
Ausbildung und Beschäftigung zu eröffnen. 

Die Bundesregierung hat daher im „Bündnis für Arbeit, Ausbil- 
dung und Wettbewerbsfähigkeit“ umfassende Gespräche auf- 
genommen, um mit Wirtschafts verbänden und Gewerkschaften 
zu Vereinbarungen zu kommen, die 1999 und in den folgenden 
Jahren ein ausreichendes Ausbildungsplatzangebot der Wirt- 
schaft sichern. Damit soll auch eine spürbare Verringerung der 
Zahl der Jugendlichen erreicht werden, die wegen fehlender 
Ausbildungsplätze Alternativen und Überbrückungsmaßnah- 
men wählen müssen. Die Bundesregierung wird dazu, insbe- 
sondere angesichts der nach wie vor besonderen Situation in 
den neuen Ländern, ihren Beitrag leisten. Darüber hinaus sind 
die in den Ländern Verantwortlichen gefordert, wenn es gilt, 
ein regional rmd berufsstrukturell ausgeglichenes Angebot an 
Ausbildungsplätzen sicherzustellen. 

Berufsausbildung ist Gmndvoraussetzimg für eine eigenstän- 
dige Lebensführung, zur Integration in die Berufs- und Arbeits- 
welt sowie Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. Dies verlangt 
auch weiterhin Flexibilität und Verantwortung von den Jugend- 
lichen bei der Verwirklichung ihrer Berufswünsche und die 
Einhaltung oder rechtzeitige Rückgabe abgeschlossener Aus- 
bildungsverträge. 


1. Ausbildungsmarkt 1998 

1. Ausbildungsmarkt 1998 

In der gesetzlichen Definition nach §3 Abs. 2 BerBiFG ergibt 
sich das Gesamtangebot aus der Zahl der am 30. September 
neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge sowie der bei der 
Bundesanstalt für Arbeit gemeldeten unbesetzten Ausbildungs- 
plätze. Die Gesamtnachfrage errechnet sich aus der Zahl der am 
30. September neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge 
sowie der bei der Bundesanstalt für Arbeit gemeldeten noch 
nicht vermittelten Bewerber. Es gibt darüber hinaus Nachfrage 
und Angebote bei Ausbildungsplätzen, die in diesen Abgren- 
zungen nicht erfaßt werden und statistisch nicht nachweisbar 
sind. ') 

In der gesetzlichen Definition betrug am 30. September 1998 
das Angebot 636.175 Ausbildungsplätze, die Anzahl der Nach- 
fragenden 648.446. Die Angebots-Nachfrage-Relation ist damit 
erstmals seit der Vereinigung wieder angestiegen, und zwar 
von bundesweit 96,6 Ausbildungsplätzen pro 100 Nachffagen- 
den im Jahr 1997 auf 98,1 (vgl. Übersicht 1). 

Bei der Zahl der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge hat 
sich 1998 die im Jahr 1997 begonnene positive Entwicklung 
fortgesetzt. Allerdings konnte auch 1998 keine wenigstens aus- 
geglichene Ausbildungsplatzbilanz erreicht werden. Nach wie 
vor findet bei demografisch gestiegener Nachfrage ein Teil der 
Lehrstellensuehenden keinen Ausbildungsplatz. Eine erheb- 
liche Zahl von Bewerbern und Bewerberinnen mußte auch in 
diesem Jahr in berufsvorbereitende Maßnahmen und Sehulen 
ausweichen, obwohl sie in erster Linie einen betrieblichen Aus- 
bildungsplatz wünschten und ausbildungsgeeignet waren. 

Bundesweit wurden bis zum 30. September 1998 612.771 Aus- 
bildungsverträge abgeschlossen. Damit wurde das Vorjahreser- 
gebnis von 587.517 neuen Ausbildungsverhältnissen um 4,3% 
bzw. 25.254 Neuverträge übertroffen. Der Zuwachs fiel in den 
alten Ländern sowohl absolut als auch relativ (+21.748 bzw. 
+4,7%) deutlich stärker aus als in den neuen Ländern (+3.506 
bzw. +2,8%). Wie viele der zusätzlichen Ausbildungsverträge 
auf die Ausweitung der Sonderprogramme in den neuen Län- 
dern und der Benachteiligtenausbildung nach § 24 1 Abs. 2 SGB 
III zurückzuführen sind, kann nur plausibel geschätzt werden: 

Es dürften gut 6.000 Verträge sein, davon rund 5.000 in den 
neuen Ländern. 

Damit hat die Wirtsehaft mit knapp 19.000 zusätzlichen Ver- 
trägen zur Angebotssteigerung beigetragen. Dies ist in erster 
Linie ein Erfolg der Betriebe und Unternehmen, die mehr Aus- 
bildungsplätze angeboten haben, aber auch der Wirtschaftsver- 
bände, der Kammern und der Bundesanstalt für Arbeit mit 
ihren intensiven Aktivitäten und Initiativen, um zusätzliche 
Ausbildungsplätze zu gewinnen. Allerdings stand einem deutli- 
chen Zuwachs in den alten Ländern ein Rückgang in den neuen 
Ländern gegenüber. 

Die Anzahl der zum 30. September 1998 noch nicht vermittel- 
ten Bewerber ging gegenüber 1997 um 11.746 auf 35.675 
zurück. Die Anzahl der noch unbesetzten Ausbildungsplätze 
sank um 2.460 auf 23.404. 

Allerdings erfaßt die Abschlußstatistik die nach dem 30. Sep- 
tember aus Sonderprogrammen für unvermittelte Jugendliche 
vorgesehenen Ausbildrmgsangebote nur zum Teil; den rm- 
vermittelten Bewerbern stehen über die noch unbesetzten 
betrieblichen Ausbildungsplätze hinaus weitere Ausbildungs- 
angebote zur Verfügung. So gab es zum 30. September 1998 


')VgL Teil II, Kapitel 1.4.3 
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Übersicht 1: Angebot und Nachfrage; in den alten Ländern 1980 bis 1998, in den neuen Ländern 1992 bis 1998 
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1. Ausbildungsmarkt 1998 
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in den neuen Ländern und Berlin insgesamt 10.500 noch ein- 
setzbare Ausbildungsplätze aus der Lehrstelleninitiative Ost 
1998 sowie aus den ergänzenden Sonderprogrammen der 
jeweiligen Länder. In den alten Ländern waren für noch unver- 
mittelte Jugendliche zahlreiche Ausbildimgsangebote im Rah- 
men von Ausbildungskonsensen und Ausbildimgsbündnissen 
vorgesehen. 

Mit der Steigerung der neu abgeschlossenen Verträge konnte 
die aus demografischen Gründen erforderliche Ausweitung des 
Lehrstellenangebots (+10.000 neue Verträge) mehr als erreicht 
werden. Gleichwohl sind in den kommenden Jahren weitere 
Anstrengungen zur Erhöhimg des Ausbildungsplatzangebotes 
erforderlich, da auf Grund der angespannten Situation auf dem 
Lehrstellenmarkt seit Mitte der 90er Jahre jugendliche Ausbil- 
dungsplatzsuchende verstärkt auf Alternativen ausgewichen 
sind.') Dies läßt sich u.a. an den steigenden Teilnehmerzahlen 
von Jugendlichen, die in berufsvorbereitende Maßnahmen ein- 
gemündet sind, sowie der zunehmenden Nachfrage nach 
berufsfachschulischen Ausbildungsgängen ablesen. ^) Ein Teil 
dieser Jugendlichen wird weiterhin betriebliche Ausbildungs- 
plätze nachfragen. 

Ein Teil der in den vergangenen Jahren aufgestauten Nachfrage 
nach dualer Ausbildung koimte durch die Steigerung der neu 
abgeschlossenen Ausbildungsverträge abgebaut werden. In 
einem zweiten Schritt wird dies durch die zusätzlichen Nach- 
vermittlungsaktivitäten sowie außerbetriebliche Ausbildungs- 
angebote im Rahmen des „Sofortprogramms zum Abbau der 
Jugendarbeitslosigkeit - Ausbildimg, Qualifizierung und Be- 
schäftigung Jugendlicher“ erreicht werden können. Dennoch 
wird auch in den nächsten Jahren eine über der demografischen 
Komponente liegende Steigerung des Ausbildungsplatzange- 
bots erforderlich sein. 

Eine detaillierte Analyse der zum 30. September 1998 erho- 
benen Daten zeigt im Ergebnis, daß auf Grund der nach wie vor 
sehr unterschiedlichen Situation in den alten und den neuen 
Ländern eine bundesweite Ausbildungsplatzbilanz nicht aus- 
sagekräftig ist. Um verläßliche bildungspolitische Schlußfolge- 
rungen ziehen zu können, muß die Entwicklung der jeweiligen 
Ausbildungsstellenmärkte getrennt betrachtet werden. Hierfür 
sind mehrere Faktoren verantwortlich: 

• In den alten Ländern waren nach der Berufsberatungsstatistik 
der Bundesanstalt für Arbeit zum 30. September 1998 noch 
rund 23.400 unvermittelte Bewerber registriert. Ihnen standen 
rund 22.900 offene Plätze gegenüber. In 68 (1997: 78) von 
142 Arbeitsamtsbezirken waren mehr unversorgte Bewerber 
als noch offene Ausbildungsstellen gemeldet. 

Der Ausbildungsmarkt in den alten Ländern war - trotz einer 
deutlich gestiegenen Zahl an neu abgeschlossenen Ausbil- 
dungsverträgen — immer noch durch regionale und berufs- 
strukturelle Ungleichgewichte gekennzeichnet. Vielfach 
waren die Ausbildungsplätze dort, wo sie nicht gebraucht 
wurden oder die Berufswünsche bzw. Bewerberprofile der 
bisher nicht Vermittelten stimmten nicht mit den noch freien 
Ausbildimgsplätzen überein. 

In den Arbeitsamtsbezirken mit Lehrstellendefizit wurden im 
Rahmen von regionalen Ausbildungsbündnissen sowie durch 
verschiedene Länder-Aktivitäten zusätzliche Ausbildungs- 
plätze mobilisiert. 

• In den neuen Ländern war am 30. September 1998 in allen 
Arbeitsamtsbezirken ein Defizit an Lehrstellen zu verzeich- 
nen. Bei Abschluß der Berufsberatungsstatistik am 30. Sep- 


') Vgl. Teil II, Kapitel 1.4.3 

Zur Entwicklung der Schülerzahlen vgl. Teil II, Kapitel 2.3 


1. Ausbildungsmarkt 1998 

tember 1998 waren allerdings noch nicht alle Plätze aus Son- 
derprogrammen eingesetzt. Bezieht man dies ein, so unter- 
scheiden sich die Ausbildungschancen der Jugendlichen in 
den neuen Ländern quantitativ kaum von denen in den alten 
Ländern. Dennoch stellt sich die Situation in den neuen Län- 
dern trotz der in den vergangenen Jahren erzielten Steigerung 
der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge grundlegend 
anders als in den alten Ländern dar. 

Nach einer Strukturanalyse des Instituts für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit ') hat die 
Bildungsbeteiligung in den neuen Ländern zwischenzeitlich 
das Niveau der alten Länder erreicht. Die „Versorgungsquote“ 
der Jugendlichen mit Ausbildungsangeboten ist höher im Ver- 
gleich zu den alten Ländern. Dies wurde jedoch nur mit einer 
massiven staatlichen Förderung von betrieblichen Ausbil- 
dungsplätzen sowie durch die jährliche Auflage von Son- 
derprogrammen erreicht. Gegenwärtig werden rund 70 % der 
neu abgeschlossenen betrieblichen Ausbildungsverträge mit 
unterschiedlich hohen Beträgen staatlich subventioniert.’) 

Die für die duale Berufsausbildung charakteristische und tra- 
gende Stmktur auch an kleinen und mittleren Betrieben hat sich 
auf Grund des tiefgreifenden Wandels der Volkswirtschaft in 
den neuen Ländern noch nicht in dem Maße entwickelt, daß ein 
der Nachfrage entsprechendes betriebliches Ausbildungsplatz- 
angebot durch die Wirtschaft bereitgestellt wird. Hinzu kommt, 
daß insbesondere viele neu gegründete Unternehmen und 
Betriebe imsicher hinsichtlich der weiteren wirtschaftlichen 
Entwicklung sind. Dies führt auch zur Zurückhaltung bei der 
Ausbildung imd damit zu einer im Vergleich zu den alten Län- 
dern geringeren Ausbildungsbeteiligung.^) Auch die in vielen 
Branchen angesichts der Arbeitsmarktsituation noch fehlenden 
Übemahme-ZBeschäftigungsmöglichkeiten für ausgebildete 
Fachkräfte dürften sich auf die noch unzureichende Ausbil- 
dungsbereitschaft mit auswirken. 

Neue Länder im einzelnen 

In den neuen Ländern ist die Anzahl der neuen Ausbildungsver- 
träge um 3.506 gewachsen. Mit 129.195 neuen Ausbildungs- 
verträgen wurde das Vorjahresergebnis um 2,8% übertroffen. 
Dieser Zuwachs muß allerdings vor dem Hintergrund der Aus- 
weitung öffentlich voll finanzierter Ausbildungsplätze gesehen 
werden. In den neuen Ländern stellt die Wirtschaft nur knapp 
60% der Ausbildungspitze zur Verfügimg, rund 40% der 
Jugendlichen werden in Sonderprogrammen, über Benach- 
teiligtenförderung nach SGB III oder in Betrieben der alten 
Länder ausgebildet. 

Der Berufsbildungsbericht 1998 ging in seiner Nachfragevor- 
ausschätzung davon aus, daß 1998 rund 158.000 Jugendliche 
aus den neuen Ländern’) einen Ausbildimgsplatz nachfragen 
werden. Mit rund 129.200 neuen Ausbildungsverträgen in den 
neuen Ländern, rund 16.750 Jugendlichen, die eine Ausbildung 
in den alten Ländern einschließlich Berlin (West) aufgenom- 
men haben und rund 12.300 noch nicht vermittelten Bewerbern 
lag die tatsächliche Ausbildungsplatznachfrage aus den neuen 


') „Bildungsbeteiligung der Jugendlichen hat in Ostdeutschland 1995 
Westniveau erreicht“, in: lAB-Kurzberichte Nr. 14 vom 6. Juli 1998 

Zu den Programmen der Länder im einzelnen vgl.Teil II, Kapitel 1.1.4 
Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Teil II, Kapitel 4.2.2 
0 Vgl.Teil II, Kapitel 1.1.1 

Die Nachfrage aus den neuen Ländern bedeutet die Nachfrage, die in 
den neuen Ländern realisiert wurde (neu abgeschlossene Verträge und 
nicht vermittelte Bewerber gemäß Definition §3 Abs. 2 BerBiFG) 
sowie Pendler, die einen Ausbildungsplatz in den alten Ländern erhal- 
ten haben. 
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Ländern bei rund 158.000 imd damit in der geschätzten 
Größenordnung. Die Nachfrage in den neuen Ländern (ohne 
Pendler) entsprach mit 141.500 ebenfalls der Vorausschätzung. 
Von allen Ausbildungsbereichen verzeichneten Industrie und 
Handel wie in den Vorjahren mit 6.405 neuen Verträgen den 
absolut stärksten Zuwachs (+10,1 %; vgl. Übersicht 2). Deut- 
liche Zuwächse gab es außerdem in der Hauswirtschaft mit 634 
neuen Verträgen (+59,8%) und der Landwirtschaft (+226 bzw. 
+5,5 %). Demgegenüber kam es in anderen Bereichen zu emp- 
findlichen Rückgängen. Mit einer Abnahme um 2.958 Verträge 
war das Handwerk davon noch stärker betroffen als im Vorjahr 
(-6,2%). Im Öffentlichen Dienst ist die Anzahl der neuen Ver- 
träge - ausschließlich bezogen auf die Ausbildungsberufe des 
Öffentlichen Dienstes - um 398 (-11,1%) zurückgegangen. 
Bei den Freien Berufen beläuft sich der Rückgang auf 409 Ver- 
träge (-6,4%). Hierbei ist allerdings zu berücksichtigen, daß 
ein erheblicher Teil der in diesen Ausbildungsbereichen ab- 
geschlossenen Ausbildungsverträge bei anderen zuständigen 
Stellen eingetragen wird. 

Die Entwicklung bei den neuen Ausbildungsverträgen verlief in 
den fünf neuen Ländern und dem Osten Berlins nicht einheit- 
lich. Zuwächsen in Mecklenburg- Vorpommern (+1,3%), in 
Thüringen (+4,2%), Brandenburg (+9,0%) und insbesondere 
im Osten Berlins (+35,2%) stehen Rückgänge in Sachsen 
(2,3 %) und in Sachsen- Anhalt (-2,7%) gegenüber. 

Eine genaue Berechnung der rein betrieblichen Ausbildungs- 
verträge ist wie im Voijahr aus erhebungstechnischen Gründen 
nicht möglich. Nach plausiblen Abschätzungen ist die Anzahl 
der betrieblichen Ausbildungsverträge in den neuen Ländern 
um knapp 4% auf rund 95.000 zurückgegangen. 

Den 12.300 zum 30. September 1998 noch nicht vermittelten 
Bewerbern standen in der Berufsberatungsstatistik rund 500 
noch offene betriebliche Ausbildungsstellen, außerdem etwa 


10.500 flexibel einsetzbare Programmplätze gegenüber. Wie 
schon in den Vorjahren war das der Berufsberatung gemeldete 
Angebot an betrieblichen Ausbildungsstellen in allen Arbeits- 
amtsbezirken der neuen Länder deutlich geringer als die Zahl 
der gemeldeten Bewerber. 

Alte Länder im einzelnen ‘) 

ln den alten Ländern ist die Anzahl der neuen Ausbildungsver- 
träge um 21.748 gewachsen. Mit 483.576 neuen Ausbildungs- 
verträgen wurde das Vorjahresergebnis um 4,7 % übertroffen. 
Der Berufsbildungsbericht 1998 ging in seiner Nachfrage- 
Schätzung davon aus, daß 1998 bis zu 487.000 Jugendliche aus 
den alten Ländern einen Ausbildungsplatz nachfragen, ferner 
auf Grund der Ost-West-Mobilität zusätzlich rund 17.000 
Jugendliche aus den neuen Ländern, insgesamt also rund 
504.000 Jugendliche. Mit 490.250 Nachfragenden aus den alten 
Ländern, 13.750 Einpendlem und Zuzüglern aus den neuen 
sowie 3.000 geschätzten Binnenpendlem innerhalb des Landes 
Berlin lag die tatsächliche Gesamtnachfrage (507.000) leicht 
darüber. 

Von den Ausbildungsbereichen erreichten Industrie imd Handel 
mit 19.019 neuen Verträgen den absolut stärksten Zuwachs 
(+8,5%; vgl. Übersicht 3). Deutliche Zugewinne verzeichnete 
auch das Handwerk mit 3.769 zusätzlichen Verträgen (+2,3 %) 
sowie der Bereich Hauswirtschaft mit einer Steigerung um 654 
Verträge (+19,2%). Zu Rückgängen bei der Anzahl neuer Aus- 
bildungsverträge kam es dagegen bei den Freien Berufen mit 
einer Verringerung lun 804 Verträge (1,7%) und im Öffent- 
lichen Dienst - ausschließlich bezogen auf die Ausbildungs- 


') Vgl. Teil II, Kapitel 1.1.1 


Übersicht 2: Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge nach zuständigen Stellen in den neuen Ländern und 
Berlin (Ost) 1996 bis 1998 


Zuständige Stelle 

1996 

Veränderung 

1997 

Veränderung 

1998 

Veränderung 



zum Vorjahr 


zum Vorjahr 


zum Vorjahr 


Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Industrie und Handel 

60.482 

7,6 

63.187 

4,5 

69.592 

10,1 

Handwerk 

50.100 

-3,3 

47.346 

-5,5 

44.388 

-6,2 

Öffentlicher Dienst ‘) 

3.252 

17,1 

3.600 

10,7 

3.202 

-11,1 

Landwirtschaft 

3.591 

9,0 

4.109 

14,4 

4.335 

5,5 

Freie Berufe^ 

6.400 

-7,7 

6.379 

-0,3 

5.970 

-6,4 

Hauswirtschaft 

1.202 

-24,8 

1.060 

-11,8 

1.694 

59,8 

Seeschiffahrt 

1 

-90,0 

8 

700,0 

14 

75 

Insgesamt 

125.028 

1,9 

125.689 

0,5 

129.195 

2,8 

Nachrichtlich: 

Ost- West-Mobilität 0 

13.450 


14.400 


13.750 


Mobilität in Berlin“) 

3.000 


3.000 


3.000 


Verträge insgesamt 

141.478 

1,5 

143.089 

1,1 

145.945 

2,0 


') Ohne Laufbahnausbildmigen im Beamtenverhältnis und ohne jene neuen Ausbildungsverträge, für die andere Stellen (Kammern) zuständig sind 
’) Ohne jene neuen Ausbildungsverträge, für die andere Stellen (Kammern) zuständig sind 

' ) Zusatzerhebungen des Bundesinstituts für Berufsbildung in Berufsschulen der alten Länder über Schüler aus den neuen Ländern, die eine Ausbildung in den alten Ländern 
begonnen haben 

■') Schätzung der Pendlerströme von Auszubildenden aus Berlin (Ost), die eine Ausbildung in Berlin (West) begonnen haben 


Quellen: Bundesinstitut für Berufsbildung; Erhebungen zum 30. September sowie Mobilitätsuntersuchungen 
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Übersicht 3: Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge nach zuständigen Stellen in den alten Ländern 
und Berlin (West) 1996 bis 1998 


Zuständige Stelle 

1996 

Anzahl 

Veränderung 
zum Vorjahr 
Prozent 

1997 

Anzahl 

Veränderung 
zum Vorjahr 
Prozent 

1998 

Anzahl 

Veränderung 
zum Vorjahr 
Prozent 

Industrie und Handel 

207.557 

0,5 

223.007 

7,4 

242.071 

8,5 

Handwerk 

165.048 

-1,6 

164.225 

-0,5 

167.994 

2,3 

Öffentlicher Dienst') 

12.649 

10,9 

12.920 

2,1 

11.996 

-7,2 

Landwirtsehaft 

10.711 

10,9 

11.395 

6,4 

11.427 

0,3 

Freie Berufe') 

49.743 

-3,1 

46.696 

-6,1 

45.892 

-1,7 

Hauswirtsehaft 

3.443 

6,6 

3.417 

-0,8 

4.054 

19,2 

Seeschiffahrt 

148 

13,0 

140 

-5,4 

142 

1,4 

Insgesamt 

449.299 

-0,2 

461.800 

2,8 

483.576 

4,7 

') Ohne jene neuen Ausbildungsverträge, für die andere Stellen (Kammern) zuständig sind 


berufe des Öffentlichen Dienstes - mit einer Verringerung um 
924 Verträge (-7,2%). Im Öffentlichen Dienst ist der Rück- 
gang jedoch in wesentlichen Teilen Folge der statistischen Neu- 
zuordnung der Ausbildungsverträge des Niedersächsischen 
Sparkassen- und Giroverbandes zum Ausbildungsbereich Indu- 
strie und Handel. Die hier abgeschlossenen Ausbildungsver- 
träge in dem Ausbildungsberuf Sparkassenkaufmann/Spar- 
kassenkauffrau wurden bis zur Aufhebung der Anerkennung 
dieses Ausbildungsberufs im Jahr 1997 dem Ausbildungs- 
bereich Öffentlicher Dienst zugeordnet; die hier ab dem Jahr 
1998 abgeschlossenen Ausbildungsverträge zum Bankkauf- 
mann/zur Bankkaufffau werden hingegen statistisch bei dem 
Ausbildungsbereich Industrie und Handel erfaßt. Läßt man 
beim Vorjahresvergleich diese Ausbildungsverträge unberück- 
sichtigt, so reduziert sich der Rückgang im Öffentlichen Dienst 
auf 276 Verträge (-2,2%). 

Wie in den neuen Ländern wird ein erheblicher Teil der in die- 
sen beiden Ausbildungsbereichen abgeschlossenen Ausbil- 
dungsverträge statistisch anderen Ausbildungsbereichen zuge- 
ordnet. Dies gilt im besonderen Maße für den Öffentlichen 
Dienst. Nach einer Abfrage des Bundesministeriums des Innern 
werden in der Bundesverwaltung mehr als 50% aller Aus- 
bildungsverträge in Ausbildungsberufen abgeschlossen, die sta- 
tistisch bei anderen Ausbildungsbereichen gezählt werden. Um 
die Berufsperspektiven der Absolventen zu verbessern, wurde 
hier der Anteil dieser arbeitsmarktverwertbaren Berufe in den 
letzten Jahren kontinuierlich erhöht. Auch im Bereich der Län- 
der wird in erheblichem Maße in Ausbildungsberufen ausgebil- 
det, die anderen Ausbildungsbereichen - insbesondere Industrie 
und Handel - zugeordnet werden. Konkrete Angaben liegen der 
Bundesregierung hierzu nicht vor. Die Bundesregierung wird 
sich dafür einsetzen, daß für den Bereich des Öffentlichen 
Dienstes insoweit mehr statistische Transparenz geschaffen 
wird und mehr Ausbildungsplätze angeboten werden. 


2. Aktivitäten zur Ausweitung des 
Ausbildungsplatzangebotes 1998 

• Kampagne „Ausbilden: Wir machen mit!“ 

Die Initiative von Bundesregierung, Wirtschaft imd Bundesan- 
stalt für Arbeit „Ausbilden: Wir machen mit!“ hat 1998 eine 
Reihe von Aktionen der Partner gebündelt, die auf die An- 
sprache potentieller Ausbildungsbetriebe und die Einwerbung 
neuer Ausbildungsplätze gerichtet waren. In diesem Zu- 
sammenhang konnten Erfolge erzielt werden u. a. durch Tele- 
fonaktionen, meist in Verbindimg mit örtlichen Medien, und 
Regionalkonferenzen, mit denen Medien, Kammern, Arbeits- 
ämter, Untemehmensverbände und Betriebe sowie Multiplika- 
toren in der Berufsausbildung vor Ort angesprochen wurden. 
Das Bundesministerium für Bildung und Forschung hat im 
Rahmen der Initiative eine Broschürenserie aufgelegt, die ge- 
zielt Unternehmen und Betriebe angesprochen hat, die bisher 
nicht ausbildeten. 

• Ausbilden im Verbund 

Der wirtschaftsstrukturelle Wandel hat auch zur Folge, daß der 
Anteil kleiner und spezialisierter Betriebe zunimmt. Viele die- 
ser Betriebe haben kein eigenes Ausbildungsprofil bzw. können 
auf keine eigene Ausbildungstradition zurückblicken. Das Bun- 
desministerium für Bildung und Forschung hat gemeinsam mit 
dem Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie daher 
die Öffentlichkeitsarbeit intensiviert und im Rahmen der 
Kampagne „Ausbilden: Wir machen mit!“ Betriebe, Kammern, 
Arbeitsämter, regionale Strukturfordergesellschaften sowie 
Sparkassen über neue Tonnen der Verbundausbildung zielge- 
richtet informiert. 

• Aktivitäten der Bundesanstalt für Arbeit 

Im Rahmen der konzentrierten Betriebsbesuchsaktion, die die 
Bimdesanstalt für Arbeit in der Zeit vom 16. März 1998 bis 
9. April 1998 durchgeführt hat, komiten durch die persönliche 
Ansprache der Berufsberater bei insgesamt 77.400 Betriebs- 
besuchen 21.100 Ausbildungsstellen gewonnen werden, davon 
9.600 für den Ausbildungsbeginn 1999. Darüber hinaus wurde 
am 18. Jimi 1998 zum dritten Mal bundesweit der „Tag des 
Ausbildungsplatzes“ durchgeführt. Insgesamt wurden 41.000 
Betriebe persönlich aufgesucht. Dabei koimten 6.100 Ausbil- 
dungsstellen für den Ausbildungsbeginn Herbst 1998 und 6.600 
Ausbildungsstellen für den Ausbildungsbeginn 1999 gewonnen 
werden. 
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• Mobilisierung von Lehrstellen in Betrieben und Unterneh- 
men mit ausländisehen Inhabern ') 

Erste Untersuchungen, die im Auftrag des Bundesministeriums 
für Bildung und Forschung durchgefuhrt wurden, kamen zu 
dem Ergebnis, daß 1996 rund 79.000 ausländische und deut- 
sche Auszubildende in Betrieben und Unternehmen von auslän- 
dischen Inhabern in den Bereichen Industrie und Handel sowie 
Handwerk ausgebildet wurden. Diese Unternehmen und Betrie- 
be leisten damit bereits einen erheblichen Beitrag zur Integra- 
tionjunger Menschen in die Arbeitswelt. Bei einer Annäherung 
an die Ausbildungsquoten von Betrieben mit deutschen Inha- 
bern ließen sich unter Berücksichtigung der Betriebsgrößen 
darüber hinaus mehr als 10.000 Lehrstellen mobilisieren, wenn 
weitere ausländische Betriebe und Unternehmen für die duale 
Berufsausbildung gewonnen werden könnten. 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung hat daher 
im März 1998 gemeinsam mit den Spitzenverbänden der deut- 
schen Wirtschaft, ausländischen Untemehmerverbänden, der 
Bundesanstalt für Arbeit imd dem Bundesinstitut für Berufs- 
bildung eine Aktion gestartet, um gezielt in Betrieben und 
Unternehmen mit ausländischen Inhabern für die duale Berufs- 
ausbildung und die Bereitstellung von zusätzlichen Ausbil- 
dungsplätzen zu werben. Die Kampagne wurde regional von 
verschiedensten Institutionen angestoßen und umgesetzt und 
damit eine Vielzahl von Initiativen ausgelöst und bereits be- 
stehenden Aktivitäten neuer Schub vermittelt. Daran beteiligten 
sich die örtliche Arbeitsverwaltung, Kammern, Ausländerbei- 
räte, ausländische Untemehmerverbände sowie auch einzelne 
Unternehmen, die als Multiplikatoren fungieren und ihren 
Landsleuten zusätzliche Informationen vermitteln. Das Bun- 
desministerium für Arbeit und Sozialordnung unterstützt diese 
Bemühungen im Rahmen von zwei Modellprojekten. 

Um Betriebe und Unternehmen mit ausländischen Inhabern 
besser erreichen zu können, wurden 

- Informationen über die Möglichkeiten der dualen Berufsaus- 
bildung zur Verfügung gestellt, 

- Hilfestellungen bei fehlender Ausbildereignung gegeben, 

- durch gezielte Ansprache der Kammern für die Bereitstellung 
von Ausbildungsplätzen sowie 

- für Ausbildung im Verbund geworben. 

Aus einer ersten Zwischenbilanz der Aktionen und Maßnah- 
men kann festgehalten werden, daß bisher bundesweit einige 
hundert Ausbildungsbetriebe neu gewonnen werden konnten, 
ln weiterer Perspektive wird es darauf ankommen, die vielfäl- 
tigen Aktivitäten aufeinander abzustimmen und zu vernetzen, 
den Informationsaustausch zu organisieren, die Öffentlichkeits- 
arbeit zu verstärken, um damit insgesamt eine größere Breiten- 
wirkungen zu erzielen. 

• Neue Berufe 1998^) 

Die Modernisierung bestehender Ausbildimgsberufe und die 
Entwicklimg von neuen Berufen, insbesondere in dem be- 
schäftigungsbedeutsamen und wachsenden Dienstleistungssek- 
tor, wurde auch 1998 mit hoher Intensität fortgesetzt. Insgesamt 
sind 29 neue mit den Rahmenlehrplänen für die Berufsschulen 
abgestimmte Ausbildungsordnungen in Kraft getreten, davon 
elf neue Berufe. 


Besonders zu erwähnen sind bei den neu entwickelten Ausbil- 
dungsberufen: Automobilkaufmann/Automobilkaufffau, Ser- 
vicekaufmann/Servicekauffrau im Luftverkehr, Kaufmann/ 
Kauffrau für audiovisuelle Medien, Mediengestalter/Medien- 
gestalterin für Digital- und Printmedien, Mechatroniker/ 
Mechatronikerin und Mikrotechnologe/Mikrotechnologin. Das 
Bundesministerium für Wirtschaft hat die Neuordnungen in 
einer Dokumentation ausführlich dargestellt. ') 

Zur Zeit wird die Modernisierung von rund 58 Ausbildungs- 
berufen mit insgesamt 368.000 Auszubildenden vorbereitet. Es 
ist beabsichtigt, Ausbildungsordnungen für 29 Berufe, davon 
drei neue, zum 1. August 1999 in Kraft zu setzen. 

Entwicklung der Programme zur 
Sicherung des Ausbiidungspiatzangebotes^) 

• Lehrstelleninitiative Ost 1998 

Auch 1 998 reichte das Angebot an betrieblichen Ausbildungs- 
plätzen in den neuen Ländern nicht aus, einen Ausgleich am 
Ausbildungsmarkt herbeizuführen. Am 29. Mai 1998 ist 
zwischen dem Bund, den neuen Ländern und Berlin eine Ver- 
einbarung zur Förderung von 1 7.500 zusätzlichen Ausbildungs- 
plätzen für das Ausbildungsjahr 1998/1999 beschlossen wor- 
den. Die Plätze verteilen sich auf die Länder wie folgt: Berlin 
2.017, Brandenburg 3.519, Mecklenburg- Vorpommern 3.516, 
Sachsen 3.916, Sachsen-Anhalt 2.516, Thüringen 2.016. Zur 
Finanzierung des Programms setzt der Bund Mittel in Höhe von 
rund 23 1,9 Mio. DM ein (1998: 25,8 Mio. DM, 1999: 77,3 Mio. 
DM, 2000: 77,3 Mio. DM, 2001: 51,5 Mio. DM). Die Länder 
werden in mindestens gleicher Höhe zur Finanzierung des Pro- 
gramms beitragen. 

Die inhaltliche Ausgestaltung des Lehrstellenprogramms 1998 
orientiert sich an den Lehrstellenprogrammen 1996 und 1997: 
Es zielt überwiegend auf betriebsnahe Ausbildungsmaßnah- 
men. Die Bundesbeteiligung beträgt im Durchschnitt bis zu 
13.250 DM pro Förderfall; jedoch nicht mehr als 50% der 
gesamten Maßnahmekosten. Mehrkosten einzelner Maßnah- 
men können durch Minderkosten anderer Maßnahmen ausge- 
glichen werden. Die Durchführung und Ausgestaltung des Pro- 
gramms liegt in der Verantwortung der Länder. Das Programm 
wird nur für zusätzliche Plätze eingesetzt und dient der Vermitt- 
lung von zu Beginn des Ausbildungsjahres noch nicht vermit- 
telten Bewerbern. Die Maßnahmen sollten zwischen dem 
1. September 1998 und dem 1. Februar 1999 beginnen. 

Nach Angaben der Länder waren am 31. Oktober 1998 rund 
96 % des gesamten Stellenkontingents besetzt. Der zu diesem 
Zeitpunkt erreichte Ausschöpfungsgrad ist u. a. auf den unter- 
schiedlichen Start der Umsetzung des Sonderprogramms in den 
Ländern zurückzuführen. 

Förderkomponenten 

Betriebs- Schulisch/ Außer- Ausschöpfimg 



nah 

kooperativ 

betrieblich 

Anzahl 

Prozent 

Berlin 

1.081 

626 

0 

1.707 

84,6 

Brandenburg 

1.019 

1.459 

0 

2.478 

95,9 

Mecklenburg- 






Voipommem 

2.499 

932 

0 

3.431 

97,6 

Sachsen 

3.732 

65 

0 

3.797 

97,0 

Sachsen-Anhalt 

0 

0 

2.516 

2.516 

100,0 

Thüringen 

1.596 

416 

0 

2.012 

99,8 

Insgesamt 

10.827 

3.498 

2.516 

16.841 

96,2 


') Vgl. Teil II, Kapitel 3.1.1 
0 Vgl. Teil II, Kapitel 1.1.4 


‘) Vgl. Teil II, Kapitel 4. 1.4 
0 Vgl. Teil II, Kapitel 3.1.1 
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• Ergänzungs-ZSonderprogramme/ Aufstockung 
der Lehrstelleninitiative Ost 1998 

Weitere 8.267 Ausbildungsplätze wurden aus Landesmitteln in 
den Ländern Berlin, Brandenburg, Thüringen imd Sachsen- 
Anhalt im Rahmen sogenaimter Ergänzungs- und Sonderpro- 
gramme bzw. einer Aufstockung der Lehrstelleninitiative Ost 

1998 für die noch nicht vermittelten Lehrstellenbewerber ange- 
boten. Mit diesen ergänzenden Maßnahmen werden in erster 
Linie betriebsnahe, schulische und schulisch kooperative 
(Schule / Bildungsträger / Betriebspraktikum /Kammerprüfung) 
Ausbildungsplätze vergleichbar mit den Maßnahmen der 
Lehrstelleninitiative Ost 1998 angeboten. 

• Weitere Programme der neuen Länder 

Die Lehrstelleninitiative Ost 1998 und die Ergänzungs-/ 
Sonderprogramme bzw. Aufstockung der Lehrstelleninitiative 
werden durch weitere Programme der neuen Länder und 
Berlins aus Landesmitteln ergänzt. Im Ausbildungsjahr 1998/ 

1999 war geplant, rund 66.700 betriebliche Ausbildungsver- 
hältnisse über diese Programmangebote finanziell zu unterstüt- 
zen. Gemessen an den schätzungsweise insgesamt rund 95.300 
neuen betrieblichen Ausbildungsverträgen, die in den neuen 
Ländern zum 30. September 1998 abgeschlossen worden 
sind'), wurden damit rund 70% der Verträge teilweise staatlich 
gefordert. 

Die Zielgruppen im Rahmen der Förderung betrieblicher Aus- 
bildungsverhältnisse 1998/1999 lassen sich im wesentlichen 
wie folgt strukturieren: 

a) zusätzliche betriebliche Ausbildungsplätze, Ausbildung 
über den eigenen Bedarf, erstmalige Ausbildung bzw. 
Ausbildung bei Existenzgründem; 

b) Ausbildung in besonderen Berufen (keine bzw. geringe 
Ausbildungsbereitschaft, sogenannte „Neue Berufe“, 

Bereich Zukunftstechnologie); 

c) Ausbildung nach Konkurs/Betriebsstillegung oder 
-einschränkung/Gesamtvollstreckung/Liquidation/ 
Insolvenz, Übernahme aus Berufsausbildung in 
überbetriebliche Einrichtungen; 

d) Ausbildung im Verbund bzw. in Kooperationen; 

e) Ausbildung besonderer Personengruppen 
(weibliche Auszubildende in frauenuntypischen Berufen, 
benachteiligte Jugendliche, behinderte Jugendliche). 

• Sonderprogramm Lehrstellenentwickler 

Durch das Sonderprogramm „Lehrstellenentwickler“ des Bun- 
desministeriums für Bildung und Forschung mit einer 
ursprünglichen Laufzeit vom Juli 1995 bis 31. Dezember 1998 
konnten bis Ende August 1998 Zusagen von Betrieben in den 
neuen Ländern über rund 52.000 Lehrstellen gewonnen wer- 
den. Von den allein im Jahr 1998 bis zum 31. August zugesag- 
ten rund 15.000 zusätzlichen Lehrstellen wurden tatsächlich 
rund 70% realisiert. Damit wurden auch in diesem Jahr die in 
dieses Programm gesetzten Erwartungen voll erfüllt. 

Die guten Ergebnisse bei der Gewinnung zusätzlicher Ausbil- 
dungsplätze in den neuen Ländern haben die Bundesregierung 
veranlaßt, das Sonderprogramm bis zum 31. Dezember 2001 
für insgesamt 157 Lehrstellenentwickler zu verlängern. Jährlich 
werden bis dahin weitere rund 15 Mio. DM (vom 1. Januar 
1999 bis zum 31. Dezember 2001 rund 45 Mio. DM) bereitge- 
stellt. Bis zum Jahr 2001 werden insgesamt rund 90 Mio. DM 
an Bundesmitteln für die Lehrstellenentwickler aufgewendet. 
Eine Erweiterung des Programms ist vorgesehen. 


■) Vgl. Teil II, Kapitel 1.1.1 


3. Sofortprogramme 

• Ausbildungsberater und Lehrstellenwerber 

Die vom Bimdesministerium für Wirtschaft und Technologie 
und den Kammern in den neuen Ländern durchgeführten 
Programme „Ausbildungsberater“ und „Lehrstellenwerber“ 
wurden in 1998 mit der Schaffung von rund 6.000 Ausbil- 
dungsplätzen erfolgreich fortgesetzt, so daß auch für 1999 ent- 
sprechende Fördermittel von rund 4 Mio. DM im Bundeshaus- 
halt eingeplant sind. 

• European-Recovery-Programm (ERP) 

Mit Mitteln aus dem European-Recovery-Programm (ERP) 
von 190 Mio. DM hat das Bimdesministerium für Wirtschaft 
imd Technologie die Schaffung von 6.300 Ausbildimgsplätzen 
in mittelständischen Unternehmen in 1998 gefördert. Seit 
August 1996 konnten damit insgesamt 16.500 Ausbildimgsplät- 
ze mitfinanziert werden. Für 1999 sind rund 200 Mio. DM an 
Fördervolumen vorgesehen, was wiederum einen Zuwachs von 
rund 7.000 Ausbildungsplätzen bewirken kann. 

• Programme der alten Länder 

Die alten Länder setzen im Ausbildungsjahr 1998/1999 in 
imterschiedlicher Intensität und Ausgestaltung Fördermaßnah- 
men in der Berufsausbildung für rund 12.000 Ausbildungsver- 
hältnisse inklusive der Förderung von Auszubildenden bzw. 
Schülern aus den Mobilitätshilfeprogrammen ein. Diese Pro- 
gramme zielen in erster Linie auf die Schaffung zusätzlicher 
betrieblicher Ausbildimgsplätze, u. a. bei Existenzgründem und 
erstmals ausbildenden Betrieben, auf Ausbildungsplätze in 
Ausbildungsverbünden sowie auf Unternehmen, die in „Neuen 
Bemfen“ bzw. in neu geordneten Bemfen ausbilden, auf die 
betriebliche Ausbildung von Konkurslehrlingen, von jungen 
Frauen in sogenarmten Männerbemfen, von Jugendlichen mit 
Lern- und Leistungseinschränkungen und benachteiligten 
Jugendlichen. 


3. „Sofortprogramm zum Abbau der 
Jugendarbeitslosigkeit - Ausbildung, 
Qualifizierung und Besehäftigung Jugend- 
licher“ und „Bündnis für Arbeit, Ausbil- 
dung und Wettbewerbsfähigkeit“ 

Sofortprogramm zum Abbau der 
Jugendarbeitslosigkeit - Ausbildung, Qualifizierung 
und Beschäftigung Jugendlicher 

Die Bundesregierung hat in Umsetzung der Koalitionsverein- 
bamng mit dem „Sofortprogramm zum Abbau der Jugend- 
arbeitslosigkeit — Ausbildung, Qualifiziemng und Beschäf- 
tigung Jugendlicher“ einen ersten Schritt zum Abbau der 
Jugendarbeitslosigkeit sowie der in den vergangenen Jahren 
aufgestauten Nachfrage nach dualer Ausbildimg getan. 
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Das Bundeskabinett hat am 25. November 1998 „Eckpunkte für 
ein Sofortprogramm zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit - 
Ausbildung, Qualifizierung und Beschäftigung Jugendlicher“ 
beschlossen. Ziel des Sofortprogramms ist es, im Verlauf des 
Jahres 1999 100.000 Jugendliche in Arbeit und Ausbildung zu 
bringen. Für das Sofortprogramm stehen im Jahr 1999 zwei 
Mrd. DM im Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit zur Verfü- 
gung, 600 Mio. DM kommen davon aus dem Europäischen 
Sozialfonds. Ergänzend können Finanzmittel nach dem 
Bundesprogramm „Sachkostenzuschüsse zu Arbeitsbeschaf- 
füngsmaßnahmen 1999“ bei Qualifizierungs-Arbeitsbeschaf- 
füngsmaßnahmen eingesetzt werden. Das Sofortprogramm ist 
auf ein Jahr befristet und wird von der Bundesanstalt für Arbeit 
durchgeführt. 

Adressaten sind Jugendliche unter 25 Jahre, die ein Ausbil- 
dungs- oder Qualifizierungsangebot oder als Arbeitslose nach 
einer Zeit der Arbeitslosigkeit eine Beschäftigungsförderung 
benötigen. Junge Frauen sind entsprechend ihrem Anteil an den 
unvermittelten Ausbildungsplatzbewerbem bzw. an den Ar- 
beitslosen zu berücksichtigen. Bei der Durchführung der Maß- 
nahmen soll insbesondere auch die Vermittlung/Qualifizierung 
junger Frauen in zukunftsträchtige Ausbildungs- und Beschäfti- 
gungsbereiche mit bisher unterproportionalem Frauenanteil 
unterstützt werden. Gleichzeitig soll das Programm insbesonde- 
re ausländischen Jugendlichen, benachteiligten und behinderten 
Jugendlichen zugute kommen, deren Eingliederung in Ausbil- 
dung oder Beschäftigung besonders erschwert ist. 

Das Sofortprogramm, das von den Arbeitsämtern schnell um- 
gesetzt wurde, ist eine erste Antwort auf die zu hohe Jugend- 
arbeitslosigkeit und die Beschäftigungspolitischen Leitlinien 
der Europäischen Union. Im Oktober 1998 waren 428.000 
Jugendliche unter 25 Jahren bei den Arbeitsämtern als arbeits- 
los registriert, davon in den alten Ländern 297.000 und in den 
neuen Ländern 131.000. Die Arbeitslosenquote lag mit 10,8% 
etwas unter der Quote aller Arbeitslosen mit 1 1 ,2 % (bezogen 
auf die abhängigen zivilen Erwerbspersonen). Sie betrug in 
alten Ländern 9,5 % und in den neuen Ländern 15,5 %. 

Nach der Strukturanalyse der Bundesanstalt für Arbeit waren 
rund 19% dieser Jugendlichen länger als 6 Monate arbeitslos; 
bezogen auf den Monat Oktober 1998 waren dies bundesweit 
87.700 Arbeitslose unter 25 Jahren. 

Hinzu kamen Ende Oktober 1998 rund 35.000 noch unvermit- 
telte Bewerber und Bewerberinnen um Ausbildungsstellen, dar- 
unter 7.400, die sich im Oktober noch für das laufende Ausbil- 
dungsjahr ausbildungssuchend gemeldet haben (u.a. Jugend- 
liche, die ihre Ausbildung nicht angetreten oder eine Ausbil- 
dung abgebrochen haben). 

Mit dem Sofortprogramm werden zwei Schwerpunkte verfolgt 
(vgl. Übersicht 4): 

Zum einen sollen Jugendliche, die am 30. September 1998 noch 
keinen Ausbildungsplatz gefünden bzw. eine Ausbildung abge- 
brochen haben, in den kommenden Monaten durch verschiede- 
ne zusätzliche Aktivitäten in eine betriebliche Lehrstelle ver- 
mittelt werden. Wenn dies nicht bis Februar/März 1999 gelin- 
gen sollte, ist ein Angebot für eine außerbetriebliche Ausbil- 
dung vorgesehen. Zum anderen sieht das Programm fünf ver- 
schiedene Maßnahmen zur Qualifizierung und Wiedereinglie- 
derung von arbeitslosen Jugendlichen vor. Damit werden den 
im vergangenen Jahr bislang erfolglosen Jugendlichen 1999 
neue Perspektiven für eine Ausbildung oder Beschäftigung 
eröffnet. Bei der Umsetzung der einzelnen Maßnahmen haben 
die Arbeitsämter ein hohes Maß an Flexibilität. Je nach regio- 
nalem Bedarf können unterschiedliche Schwerpunkte gesetzt 
werden. Sofern Jugendliche öffentlich finanzierte zusätzliche 


Qualifizierungsangebote ohne nachweisbaren Grund nicht an- 
nehmen, können sie nicht auf weitere unveränderte staatliche 
Unterstützung rechnen. 


Bündnis für Arbeit, Ausbildung 
und Wettbewerbsfähigkeit 

Das Sofortprogramm ist ein erster wichtiger Schritt zur Ver- 
besserung der Ausbildungsplatzsituation. Weitere Schritte 
müssen folgen. Dies erfordert Beiträge aller an der Berufsbil- 
dung Beteiligten. Im „Bündnis für Arbeit, Ausbildung und 
Wettbewerbsfähigkeit“ werden dazu Vereinbarungen mit Wirt- 
schaftsverbänden und Gewerkschaften angestrebt. 

ln einem zweiten Schritt hat die Bundesregierung im „Bündnis 
für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit“ sowie in der 
entsprechenden Arbeitsgruppe „Aus- und Weiterbildung“ 
umfassende Gespräche mit Wirtschaftsverbänden und Gewerk- 
schaften aufgenommen, um zu Vereinbarungen für die Siche- 
rung eines ausreichenden Ausbildungsplatzangebotes für 1999 
und die folgenden Jahre zu kommen. Dies schließt eine spür- 
bare Verringerung der Anzahl der Jugendlichen ein, die Über- 
brückungsmaßnahmen wählen müssen, ln der zweiten Sitzung 
des „Bündnisses für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbs- 
fähigkeit“ am 25. Februar 1999 haben die Wirtschaftsverbände 
erklärt, daß sie das betriebliche Ausbildungsplatzangebot 1999 
erneut über den demografisch bedingten Zusatzbedarf hinaus 
erhöhen werden. 

Die Bündnispartner haben folgende flankierende Maßnahmen 
vereinbart: 

1. Wirtschaftsverbände und Gewerkschaften werden sich dafür 
einsetzen, daß auch 1999 in möglichst vielen TarifVerhand- 
lungen ausbildungsfordemde Vereinbarungen zur Steigerung 
des Ausbildungsplatzangebotes getroffen werden. 

2. Die Bundesregierung wird das Ausbildungsplatzangebot in 
der Bundesverwaltung um über 4% erhöhen. Sie wird sich 
ferner für eine Erhöhung des Ausbildungsplatzangebotes in 
den Ausbildimgsberufen nach Berufsbildungsgesetz und 
Handwerksordnung im gesamten öffentlichen Dienst einset- 
zen. 

3. Bundesregierung, Wirtschaftsverbände, Kammern, Gewerk- 
schaften und Bundesanstalt für Arbeit werden eine gemein- 
same Lehrstellenkampagne durchführen, die sich vor allem 
an noch nicht ausbildende Betriebe richtet. Sie werden insbe- 
sondere die Aktionen zur Gewinnung von Ausbildungsplät- 
zen in innovativen Branchen, bei Existenzgründem und in 
Betrieben mit ausländischen Inhabern sowie die Aktionen 
zur Verbesserung der Ausbildungsbeteiligung kleiner Betrie- 
be durch Ausbildung im Verbund verstärken. 

4. Bundesregierung, Wirtschaftsverbände imd Gewerkschaften 
werden ferner eine gemeinsame Informationskampagne über 
neue Ausbildungsberufe starten. 

5. Die Bundesregierung und die neuen Länder haben sich auf 
ein „Ausbildimgsplatzprogramm Ost 1999“ mit einem 
Umfang von 17.500 zusätzlichen Ausbildungsplätzen ver- 
ständigt. Dafür werden insgesamt 232 Mio. DM zur Verfü- 
gung gestellt. 

6. Mit dem ERP-Ausbildungsplatzprogramm der Bundesregie- 
rung werden 1999 rund 200 Mio. DM für die Förderung von 
zusätzlichen Ausbildungsplätzen in kleineren und mittleren 
Unternehmen bereitgestellt werden. 

7. Der Einsatz von Ausbildungsplatzentwicklem, die durch 
intensive und kontinuierliche Beratung sowie konkrete und 
praktische Hilfen für die Aufnahme und die Durchführung 
einer Berufsausbildung neue Ausbildungsplätze in bisher 
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Übersicht 4: Maßnahmen des Sofortprogramms 


Ansbildungsfördernde Maßnahmen 

1. Verstärkung der Beratung und Vermittlung unvermittelter Jugendlieher 

Förderung von lokalen und regionalen Projekten zur Ausschöpfung und Erhöhung des betrieblichen Lehrstellenangebotes. 
Flankierendes Trainingsprogramm für unvermittelte Bewerber und Bewerberinnen. 

2. Ein Ausbildungsjahr in außerbetrieblicher Ausbildung 

Im Februar/März noch nicht vermittelte Bewerber und Bewerberinnen des Jahres 1998 erhalten die Möglichkeit, eine 
Berufsausbildung in einer außerbetrieblichen Berufsbildungsstätte zu beginnen. Parallel zum ersten Ausbildungsjahr laufen 
die Bemühungen weiter, die Jugendlichen in eine betriebliche Ausbildung zu vermitteln; 

ggf. Fortführung der außerbetrieblichen Ausbildung, wenn keine Vermittlung in betriebliche Ausbildung gelingen sollte. 

3. Nachholen des Hauptschul- oder eines vergleichbaren Schulabschlusses 

Ein fehlender Hauptschulabschluß verschließt in der Regel auch den Zugang zu einer Berufsausbildung. Von den arbeitslo- 
sen Jugendlichen unter 25 Jahren haben 65.000 Jugendliche keinen Schulabschluß. 

Im Rahmen einer berufsorientierenden Bildungsmaßnahme der Bundesanstalt für Arbeit erhalten arbeitslose Jugendliche die 
Möglichkeit, den Hauptschulabschluß bzw. einen vergleichbaren Schulabschluß nachzuholen. 

4. Programm Arbeit und Qualifizierung für noch nicht ausbildungsgeeignete Jugendliche (AQJ) 

Lembeeinträchtigte Jugendliche, die die Schule ohne oder mit schwachem Hauptschulabschluß oder vergleichbarem 
Abschluß verlassen, sind vielfach nicht ausreichend motiviert, das Angebot schulischer Berufsvorbereitungsmaßnahmen 
anzunehmen. 

Mit der Ausweitung des AQJ-Programms erhält ein Teil dieser Jugendlichen die Möglichkeit, sich im Rahmen eines sozial- 
versieherungspfliehtigen Praktikums in Verbindung mit einer berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme auf die Aufnahme 
einer Berufsausbildung vorzubereiten. 


Maßnahmen für arbeitslose Jugendliche 

1. Berufliche Nach- und Zusatzqualifizierung von jugendlichen Arbeitslosen 

Weiterbildungsmaßnahmen (Maßnahmekosten und Unterhaltsgeld) für Jugendliche ohne Berufsabschluß (möglichst zertifi- 
zierbare und ausbaubare Teilabschnitte einer Berufsausbildung, bei Eignung bis zum vollem Berufsabschluß). Zusatzquali- 
fikationen (Maßnahmekosten und Unterhaltsgeld) für arbeitslose Jugendliche mit Berufsausbildung (auch betriebliche 
Trainingsmaßnahmen zum Erwerb von Berufserfahrung). 

2. Lohnkostenzuschüsse für die Einstellung arbeitsloser Jugendlicher an der „zweiten Schwelle“ 

Erleichterung des Übergangs von Ausbildung in Beschäftigung für Jugendliche mif Berufsausbildung, die mindestens drei 
Monate arbeitslos sind und bei denen längerdauernde Arbeitslosigkeit droht (Lohnkostenzusschüsse von 60% bei 12 Mona- 
ten, 40 % bei 24 Monaten; Kosten für außerbefriebliche Qualifizierungsmaßnahmen können zusätzlich berücksichtigt wer- 
den). 


3. Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) mit Qualifizierung 

Förderung von Beschäftigimg mit Qualifizierung für jüngere vorrangig längerfristig Arbeitslose (Qualifizierungsanteil 30% 
bis 50%; zertifizierbare und ausbaufähige Teilqualifikationen; 100% des nach SGB III berücksichtigungsfähigen Beschäf- 
tigungsentgelts; soweit erforderlich Sachkostenzuschüsse aus dem „600 Mio. DM - ABM-Sachkostenzuschüsse-Pro- 
gramm“). 

4. Beschäftignngsbegleitende Hilfen 

Wie bei den Übergangshilfen in Fortsetzung der ausbildungsbegleitenden Hilfen in der Benachteiligtenforderung nach SGB 
III sollen arbeitsbegleitende Hilfen angeboten werden, die die betriebliche Eingliederung erleichtern und unterstützen. 

5. Soziale Betreuung zur Hinführung an Beschäftigungs- und Qnalifiziernngsmaßnahmen 

Besonders gefährdete Jugendliche und junge Erwachsene, die wegen besonderer persönlicher Schwierigkeiten von Ein- 
gliederungsangeboten nicht mehr erreicht werden bzw. diese nicht mehr annehmen, sollen im Wege nachgehender Sozial- 
arbeit/Jugendberufshilfe für Berufsvorbereitung, berufliche Bildung, Beschäftigungsangebote motiviert werden („Street- 
working“, offene Jugendberufshilfe etc.). 
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4. Modernisierung der Berufsausbiidung 

nicht ausbildenden Betrieben gewinnen, ist nach Auffassung 
aller Beteiligten ein wichtiger Beitrag zur Erhöhung des Aus- 
bildungsplatzangebotes. Der Bund wird die Förderung des 
Einsatzes von Ausbildungsplatzentwicklem in den neuen 
Ländern ausweiten und zeitlich verlängern. 

Darüber hinaus haben sich Bundesregierung, Wirtschaft und 
Gewerkschaften darüber verständigt, im Verlauf des Jahres 
1999 in den Sitzungen der Arbeitsgruppe „Aus- und Weiterbil- 
dung“ folgende Themen zu behandeln: 

-die Modernisierung des dualen Systems der Berufsausbil- 
dung; 

-die Weiterentwicklung der Konzepte zur Förderung von 
Jugendlichen mit schlechteren Startchancen sowie zur Sen- 
kung des Anteils der Jugendlichen ohne Berufsabschluß; 

- die Ausbildungsplatzsituation in den neuen Ländern; 

- die Weiterentwicklung der Weiterbildung und des lebenslan- 
gen Lernens. 


4. Modernisierung der Berufsausbildung 

Der rasche technische und gesellschaftliche Wandel stellt auch 
neue Anforderungen an die Berufsausbildung. Die Durch- 
dringung von Arbeitswelt und Gesellschaft mit modernen 
Informations- und Telekommunikationstechniken ist in vollem 
Gange. IT-Kompetenz wird zu einer wichtigen Voraussetzung 
zur Bewältigung des täglichen Arbeitsablaufes. Auch vernetz- 
tes Denken am Arbeitsplatz und Kundenorientierung gewinnen 
immer mehr an Gewicht. Auf die nachhaltig veränderten 
Anforderungen an die Qualifikationsprofile der Erwerbstätigen 
muß daher auch das duale System der Berufsausbildung reagie- 
ren. Bildung und Ausbildung müssen deshalb den Strukturwan- 
del unterstützen. Die fortlaufende Modernisierung des dualen 
Systems ist eine Daueraufgabe von Sozialpartnern und Politik, 
ln Deutschland ist die duale Berufsausbildung für zwei Drittel 
der Jugendlichen der bedeutendste Bildungsweg im Vergleich 
zu den schulischen Bildungsgängen der Sekundarstufe 11. Mehr 
noch als alles andere ist dies der entscheidende Unterschied 
zwischen dem Bildungssystem in der Bundesrepublik Deutsch- 
land und anderen Systemen in Europa. Berufsausbildung muß 
auch deshalb mehr sein als ein Fitnesstraining für Jobs. Das 
duale System hat einen Bildungsauftrag zu erfüllen, der über 
das Berufsfachliche im engen Simie hinausreicht. Zugleich geht 
es in der beruflichen Bildung aber auch um die mittel- und lang- 
fristige Wettbewerbsfähigkeit des Standortes imd jedes einzel- 
nen Betriebes. Um sie zu sichern, sind modern ausgebildete 
Fachkräfte unverzichtbar. Beides kann im dualen System gelei- 
stet werden. 

Um diesen Bildungsauftrag erfüllen zu können, ist die Berufs- 
schule ein wichtiger und unverzichtbarer Bestandteil im dualen 
System der Berufsausbildung. Ihre Aufgabe ist die Vermittlung 
berufsfachlicher Inhalte auf der Grundlage von Rahmenlehr- 
plänen der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder 
in der Bundesrepublik Deutschland, die mit den Ausbildungs- 
ordnungen des Bundes für den betrieblichen Teil der Ausbil- 
dung abgestimmt sind. Die Berufsschule ist ein eigenständiger 
Lemort und leistet einen wesentlichen Beitrag zu Sicherung der 
Qualität der Ausbildung. Die Berufsschule soll darüber hinaus 
die vorher erworbene allgemeine Bildung erweitern sowie die 
Bereitschaft zu beruflicher Fort- und Weiterbildung wecken. 
Die von Bund und Ländern gemeinsam durchgeführte Förde- 
rung von Modellvorhaben im beruflichen Schulwesen, insbe- 
sondere zur Entwicklung neuer oder modernisierter Curricula, 


Unterrichtshilfen und neuer Lehr- und Lemmethoden, trägt zur 
Weiterentwicklimg und Verbesserung der Lembedingungen an 
Berufsschulen sowie der Abstimmung zwischen Ausbildungs- 
betrieben und Berufsschulen bei. 

Den Herausforderungen für eine moderne Berufsausbildung 
müssen sich auch die beruflichen Vollzeitschulen stellen. Sie 
haben einen beachtlichen Anteil an der Qualifizierung des 
Fachkräftenachwuchses, insbesondere in Bereichen ohne duale 
Ausbildungsgänge. ') 

Praktische und theoretische, allgemeine und spezielle Fach- 
inhalte handlungsorientiert zu vermitteln und damit zugleich 
Handlungskompetenz und die Entwicklung von Schlüsselquali- 
fikationen zu fordern, ist das Grundprinzip aller modernen 
Lern- und Bildungskonzepte. So gesehen ist die schwerpunkt- 
mäßig im Betrieb sowie in der Berufsschule stattfindende duale 
Berufsausbildung eine bewährte, zugleich hochmoderne deut- 
sche Bildungstradition und zukunftsorientierte Standort- 
sicherung. Sie verbindet am Bedarf des Beschäftigungssystems 
orientierte berufliche Qualifizierung mit der Förderung der per- 
sönlichen Entwicklung der Jugendlichen. Diese Stärke des 
dualen Systems muß erhalten und ausgebaut werden. 

Dies liegt im Interesse der Jugendlichen, die dauerhaft und breit 
verwertbare Qualifikationen benötigen, im Interesse der Arbeit- 
geber, die flexibel einsetzbare und selbstverantwortliche Fach- 
kräfte wollen und im Interesse der Gesellschaft, die mündige 
Arbeitnehmer und Bürger braucht. 

Der dualen Berufsausbildung und dem ihr zugrunde liegenden 
Berufskonzept wird im internationalen Vergleich vielfach ent- 
gegengehalten, daß modular aufgebaute Berufsbildungsquali- 
fizierungssysteme eine wesentlich höhere Flexibilität besäßen 
und damit schneller auf die sich rasch wandelnden Qualifika- 
tionserfordemisse einer modernen Wirtschaft reagieren könn- 
ten. Dabei wird jedoch übersehen, daß die Flexibilität eines 
modular aufgebauten Qualifizierungssystems durch eine ent- 
sprechende Inflexibilität der jeweiligen Job-Qualifikation 
erkauft wird. D.h., jede Änderung der Qualifizierungsanforde- 
rungen muß durch erneute Qualifizierungsmaßnahmen nach- 
vollzogen werden, die nicht auf verläßlichen Grundlagen auf- 
bauen können. 

ln einer Arbeitswelt, deren fachliche Anforderungen sich stän- 
dig und rasch verändern, müssen Jugendliche nicht nur fachlich 
auf den ersten Einstieg in die Arbeitswelt vorbereitet, sondern 
auch ihre persönliche Entwicklung gefördert und vor allem 
auch Grundlagen für lebensbegleitendes Lernen gelegt werden. 
Eine breit angelegte und zusammenhängende Ausbildung nach 
dem Berufskonzept ist deshalb als Bildungsangebot für Jugend- 
liche und als Beitrag zur Standortsicherung gegenüber Bau- 
stein-Qualifizierungen das zukunftsfestere Konzept, ln der 
Grundrichtung gibt es hierzu einen breiten Konsens im Deut- 
schen Bundestag und mit den Sozialpartnern. 

Anforderungen an die berufliche Bildung 
in der Wissensgesellschafl 

„Innovation und Erneuerung“ heißt für die Bundesregierung, 
insbesondere die berufliche Bildung inhaltlich weiterzuent- 
wickeln. Die duale Berufsausbildung hat ihre Reformfähigkeit 
in den vergangenen Jahrzehnten deutlich unter Beweis gestellt. 
Auch die im Rahmen der letzten Delphi-Untersuchung^) 


‘) Vgl. Teil II, Kapitel 2.3.2 und 2.4 

q Bundesministerium für Bildung und Forschung (Hrsg.): „Delphi-Befra- 
gung 1996/1998. Potentiale und Dimensionen der Wissensgesellschaft 
- Auswirkungen auf Bildungsprozesse und Bildungsstrukturen. Ab- 
schlußbericht zum Bildungsdeplphie“, 1998 
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befragten Experten bescheinigen der beruflichen Bildung in 
vielen Bereichen eine flexible Anpassungsfähigkeit. ') 

Bis zum Jahr 2020 - der Projektionszeitraum betrug 25 Jahre — 
werden von den befragten Experten grundlegende und weit- 
reichende Reformen mehrheitlich gewünscht und zugleich von 
einer Mehrheit als wahrscheinlich bezeichnet. Dabei zeichnen 
sich für die berufliche Bildung folgende Entwicklungstrends 
ab: 

— eine Reform und Modernisierung der Berufsschulbildung, 
z.B. offenere Lemarrangements, eine verbesserte Lemort- 
kooperationen und Lehreraus- und -fortbildung; 

-eine weitreichende Differenzierung im Anforderungsprofil 
der bemtlichen Erstausbildimg; 

— die Ausweitung dualer Ausbildungsformen in den tertiären 
Bildungsbereich; 

— eine engere Verzahnung von Aus- und Weiterbildung; 

— der Einsatz von multimedialen Lemformen bis hin zur Tele- 
prüfung; 

— die Intemationalisierung der beruflichen Bildung sowohl im 
Hinblick auf international transparente Abschlüsse als auch 
ein europaweites Angebot von Berufsausbildungen in alter- 
nierenden Systemen. 

Neben der besonderen Rolle des Allgemeinwissens für die 
Orientierung in der Wissensgesellschaft wird der Fachkom- 
petenz im Bereich der beruflichen Bildimg weiterhin eine ent- 
scheidende Bedeutung zugemessen. Auch wenn fachübergrei- 
fende Qualifikationen für die Aktualisierung des fachspezi- 
fischen Wissens in Zukunft wichtiger werden, wird sich damit 
der besondere Stellenwert der fachlichen Kompetenzen nicht 
verringern. Sie bilden weiterhin das Fundament, auf dem pro- 
duktiv gearbeitet wird, es wird jedoch ein immer häufigerer und 
schnellerer Erwerb von neuem fachspezifischen Wissen für 
erforderlich gehalten. 

In der dualen Berufsausbildung sind weitere Reformen notwen- 
dig, um mehr Flexibilität, Differenzierung und Praxisnähe zu 
ermöglichen, denn die Anforderungen an den Arbeitsplätzen 
werden immer differenzierter und entwickeln sich dynamisch. 
Angesichts der Aufgabe, neue Bereiche und Ausbildungsbetrie- 
be fär die duale Berufsausbildung zu gewinnen, ist bei der 
Modernisierung von Ausbildungsberufen und bei der Entwick- 
lung von neuen Ausbildungsberufen dennoch am Berufskon- 
zept festzuhalten. Es sollte jedoch nicht alles bis ins Detail gere- 
gelt werden, um breite Verwertbarkeit, d.h. Flexibilität und 
Mobilität nicht einzuschränken. Die Betriebe müssen zugleich 
in der Ausbildung auf neue Entwicklungen rasch reagieren, 
betriebsspezifische Besonderheiten integrieren und unter- 
schiedliches Leistungsvermögen der Auszubildenden berück- 
sichtigen körmen. 

Neue Strukturen fiir Ausbildungsberufe 

Im Rahmen der Neuordnungsarbeit wurden neue Strukturen für 
Ausbildungsberufe entwickelt, die die letztgenarmten Kriterien 
erfüllen. Dazu zählen zum Beispiel die vier Ausbildungsbemfe 
in der Informations- und Telekommunikationstechnik sowie 
die neuen Druck- und Medienberufe (z.B. Mediengestalter/ 
Mediengestalterin für Digital- imd Printmedien).^) Beide 


')Zu den Ergebnissen der verschiedenen Delphi-Untersuchungen siehe 
Teil II, Kap. 3.9.2; hier die Einschätzung der Experten, die am Delphi 
‘98 teilgenommen haben. 

-) Zu den neu abgeschlossenen Ausbildungsverträgen in ausgewählten 
neuen und neu geordneten Berufen siehe die Tabellen 1/9 und 1/10 im 
Anhang. 


4. Modernisierung der Berufsausbiidung 

Modelle besitzen eine hohe Flexibilität, die es ermöglicht, unter 
sehr unterschiedlichen betrieblichen Rahmenbedingungen jene 
beruflichen Qualifikationen zu vermitteln, die in den Betrieben 
gebraucht werden, gleichzeitig aber mehr Wahlmöglichkeiten 
innerhalb eines Bemfes für die Auszubildenden eröffnen, ohne 
das Bemfskonzept aufzugeben. 

Die Konzeption der IT-Berufe geht von gemeinsamen Kem- 
qualifikationen aus, die durch Fachqualifikationen, d.h. bemfs- 
spezifische bzw. fachrichtungsspezifische Inhalte, ergänzt wer- 
den. Dabei nimmt der Anteil der gemeinsamen Kemqualifi- 
kationen im Verlauf der Ausbildungszeit zugunsten des Anteils 
an Fachqualifikationen ab. Die berufsspezifischen Inhalte wer- 
den handlungsorientiert und offen, d.h. technik- und verfah- 
rensneutral, formuliert. Damit orientiert sich das Modell stärker 
an den realen betrieblichen Arbeitsprozessen und Projekten. 

Dies hat natürlich auch Auswirkungen auf die Formen und 
Inhalte der Abschlußprüfungen, die u.a. auf eine Projektarbeit 
abstellen, die aus dem betrieblichen Alltag stammt und im 
Betrieb ausgeführt wird. Für die neuen IT-Berufe werden zur 
Zeit eine Beispielsammlung mit Auswahl- und Bewertungs- 
kriterien für die betriebliche Projektarbeit sowie Bewertungs- 
kriterien für Präsentation, Fachgespräch und für die ganzheit- 
lichen Aufgaben erarbeitet. ‘) 

Das Modell im Druck- und Medienbereich differenziert das 
gesamte Spektrum späterer beruflicher Tätigkeiten in „Fach- 
richtungskorridore“. Dabei geht das Konzept von breiten Kem- 
qualifikationen und darauf aufbauenden spezifischen Fach- 
qualifikationen aus, bei denen zusätzlich zwischen Pflichtein- 
heiten und - dies ist neu - Wahlqualifikationseinheiten unter- 
schieden wird. Die Wahlqualifikationseinheiten können aus 
einem fachrichtungsspezifischen Pool an Bausteinen - je nach 
betriebsspezifischen Bedürfnissen - ausgewählt werden. Neben 
den sich durch diese Struktur eröffnenden inhaltlichen Diffe- 
renzierungsmöglichkeiten wird zusätzlich die Möglichkeit 
geschaffen, Zusatzqualifikationen während oder im unmittel- 
baren Anschluß an die Ausbildung zu vermitteln und damit 
auch den Übergang zur Weiterbildung gleitend zu gestalten. 

Früherkennung der Qualifikationsentwicklung 

Nur mit neuen Qualifikationen in wachsenden Beschäftigungs- 
feldem köimen vorhandene Ausbildungskapazitäten gesichert 
imd neue für die duale Berufsausbildung erschlossen sowie die 
mit dem Strukturwandel einhergehenden Verändemngen in den 
Qualifikationsanforderungen erfolgreich bewältigt werden. 

Neue Entwicklungen und Anforderungen des Beschäftigungs- 
systems müssen möglichst zeitnah in der Bemfsausbildimg auf- 
gegriffen und aktiv in der Modemisierungs- und Neuordnimgs- 
arbeit umgesetzt werden. 

Die am 4. Juli 1995 mit den Sozialpartnern getroffene „Ab- 
sprache über die Verbesserung und Straffüng der Neuordnung 
von Ausbildungsordnungen“ hatte primär zum Ziel, Neuord- 
nungsverfahren innerhalb von zwei Jahren durchzuführen. Die- 
se Zeitvorgabe wird inzwischen deutlich unterschritten, die 
durchschnittliche Dauer eines Neuordnungs Verfahrens betrug 
1998 10,9 Monate. 

Zur Umsetzung dieser Absprache wurde von den Sozialpart- 
nern vereinbart, in einem regelmäßigen Erfahrungsaustausch 
zwischen Praktikern in den jeweiligen Berufsgruppen die Ent- 
wicklung von neuen Qualifikationsanforderungen in den betref- 


') Das Forschungsvorhaben „Umsetzungshilfen für die neuen Prüfungs- 
struktur der IT-Berufe“ wird im Auftrag des Bundesministeriums für 
Bildung und Forschung vom Zentralverband Elektrotechnik und Elek- 
tronikindustrie e.V. durchgeführt. 
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fenden Berufen gemeinsam zu beobachten und in diesen regel- 
mäßigen Erfahrungsaustausch auch das Bundesinstitut für 
Berufsbildung und - in angemessener Weise - den Lemort 
Berufsschule einzubeziehen. Damit wurde unterstrichen, daß 
den Sozialpartnern bei der Neuordnungsarbeit sowie bei der 
Identifikation von neuen Qualifikationsanforderungen eine zen- 
trale Verantwortung zukommt. 

Dieses Verfahren der Früherkeimung setzt jedoch entsprechen- 
de Strukturen auf seiten der Sozialpartner sowie Gremien vor- 
aus, zB. die Fachausschüsse der Metall- und Elektroindustrie 
oder der chemischen Industrie, oder die Bereitschaft zur 
Schaffung neuer Strukturen, die aus der betrieblichen Praxis 
heraus frühzeitig Veränderungen im Qualifikationsbedarf in die 
Neuordnungsarbeit einbringen können. Innovative wachsende 
Branchen, denen bei der Erschließung von neuen Ausbildungs- 
möglichkeiten für das duale System eine besondere Bedeutung 
zukommt, verfügen in der Regel nicht über entsprechende 
Organisationsstrukturen. Hier gilt es, neue Instrumente zu ent- 
wickeln. 

Die Bundesregierung hat zusammen mit den Sozialpartnern 
weitere Initiativen ergriffen, um die Suche nach neuen Quali- 
fikationsbedarfen im Beschäftigungssystem zu systematisieren. 
Dabei gilt es neben der Beobachtung der längerfristigen struk- 
turellen Entwicklung auf der Makroebene, differenzierte Infor- 
mationen auf der Mikroebene unterhalb der Kategorie der 
Berufsbezeichnung und/oder des Tätigkeitsschwerpunktes zu 
gewinnen.') 

Die Gewinnung von differenzierten Informationen auf der 
Mikroebene ist ein auflerordentlich komplexes Anliegen. Das 
Bundesministerium für Bildung und Forschung hat aus diesem 
Grund einen breiten Untersuchungsansatz gewählt, bei dem 
sowohl unterschiedliche Institutionen, Forschungeinrichtungen 
etc. beauftragt als auch Methoden zur Identifikation von neuen 
Qualifikationserfordemissen erprobt werden: 

a) Das Bimdesinstitut für Berufsbildung hat im Rahmen seiner 
Forschungen zunächst Studien’) durchgeführt, die sich auf 
die Überprüfung der Machbarkeit bestimmter methodischer 
Vorgehensweisen zur Früherkennung von Qualifikationsan- 
forderungen konzentrierten: Schwerpunktmäßig werden 
1999 Untersuchungen in drei Bereichen durchgeführt. Neben 
der Weiterführung und Ausgestaltung der Stellenanzeigen- 
analysen und der Fortführung der Analyse der Weiterbil- 
dungsangebote von Bildungsträgem ist der Aufbau eines 
Beobachtungssystems für die Früherkennung der Qualifika- 
tionsentwicklung in wachsenden Beschäftigungsfeldem 
außerhalb des Geltungsbereiches des BBiG und der HwO 
(z.B. in den Bereichen Gesundheit und Soziales sowie Bil- 
dung und Erziehung) ein Schwerpunkt. 

b) Im Rahmen eines interdisziplinären Herangehens beteiligen 
sich im Auftrag des Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung weitere Institutionen bzw. Fachinstitute an der 
Komplettierung des methodischen Instrumentariums zur 
Früherkennung neuer Qualifikationsanforderungen. 1998 
und Anfang 1999 wurden Pilotuntersuchungen mit dem Ziel 
der Erweitemng der methodischen Instmmente durchge- 
führt. Dazu gehören eine Untersuchung zur Ermittlung von 
Trendsettem im Bereich der Unternehmen und von Trend- 
qualifikationen, vergleichende Untersuchungen zur Quali- 


') Zur ausführlichen Beschreibung dieses Verfahrens vgl. Berufsbildungs- 
bericht 1998, Kapitel 3.1.3 
’) Siehe hierzu Teil II, Kapitel 3.1.2 


fikationsbedarfsermittlung sowie zur Umsetzung des er- 
mittelten Bedarfs in ausgewählten OECD-Ländem, eine 
Untersuchung zur Anwendung arbeitsanalytischer Instm- 
mente für die Früherkennung von Veränderungen in der 
Arbeit und damit verbundenen Qualifikationserfordemissen. 
Des weiteren werden zur Vorbereitung einer umfassenden 
Untersuchung zur Qualifikationsentwicklung im Dienst- 
leistungsbereich in einer Fallstudie - bezogen auf eine Re- 
gion - Qualifikationsanfordemngen von kleinen und mittel- 
ständischen Unternehmen ermittelt, die in sehr dynamischen 
Märkten agieren. 

c) Die zuständigen Stellen sowie die Fachverbände der Wirt- 
schaft verfügen über ein dichtes Netzwerk an Informations- 
quellen, das noch besser für die Früherkennung neuer Quali- 
fikationsanfordemngen genutzt werden soll. Das Bun- 
desministerium für Bildung und Forschung unterstützt daher 
ein Projekt des Kuratoriums der Deutschen Wirtschaft für 
Bemfsbildung, das die systematische Erfassung, Aufberei- 
tung und Auswertung der aus diesem Netzwerk anfallenden 
Informationen zum Ziel hat. 

Ergebnisse der verschiedenen Untersuchungen werden für 
Mitte 1999 erwartet. Im Verlauf der weiteren Arbeiten wird es 
insbesondere darauf ankoinmen, die Koordiniemng und Ver- 
netzung der Vorhaben zu erreichen, indem die erforderliche 
Kommunikation und ggf Kooperation entwickelt wird, um 
schließlich die Überleitung in eine wirksame längerdauemde 
Beobachtung zu erreichen. 


5. Differenzierte Förderung 
in der Berufsausbildung 

Die Struktur und Vielfalt der nach dem BBiG bzw. der HwO 
anerkannten Ausbildungsbemfe beinhaltet die Möglichkeit, den 
Ausbildungsbemf nach Neigung und Eignung zu wählen; dazu 
gehören kognitive oder praktische Fähigkeiten sowie mehr 
sach- oder personenbezogene Interessen der Auszubildenden. 
Eine Bemfswahlentscheidung kann nur getroffen werden, wenn 
eine Auswahl unter verschiedenen Ausbildungsbemfen mög- 
lich ist. Dies unterstreicht die Notwendigkeit, ein quantitativ 
und qualitativ ausreichendes regionales Ausbildungsplatzange- 
bot zur Verfügung zu stellen. 

Die Bundesregiemng wird an dem Prinzip des Offenhaltens der 
Bemfsausbildung für alle festhalten, d. h. es werden gmndsätz- 
lich keine schulischen Abschlüsse oder Mindestqualifikationen 
für die Aufnahme einer bestimmten Bemfsausbildung verlangt. 
Das heterogene Leistungsvermögen der Schulabsolventen 
sowie die unterschiedlichen Anforderungsprofile der Ausbil- 
dungsbemfe in der Wirtschaft erfordern jedoch zunehmend 
differenzierte Ausbildungsangebote. Der Anteil der Auszubil- 
denden mit höheren Schulabschlüssen ist deutlich angestiegen, 
andererseits gibt es immer noch zu viele Jugendliche ohne 
Schulabschluß, die zu einer Bemfsausbildung hingeführt wer- 
den müssen. Auf diese unterschiedlichen Lemvoraussetzungen 
muß sich die Bemfsausbildung im Betrieb und in der Bemfs- 
schule besser einstellen. Deshalb gilt es, sowohl attraktivere 
Ausbildungsmöglichkeiten für leistungsstärkere Jugendliche zu 
schaffen als auch leistungsschwächeren Jugendlichen neue 
Chancen für eine qualifizierte Bemfsausbildung und damit 
Beschäftigung zu eröffnen. 
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Förderung der Ausbildungsreife, 
Verbesserung der Berufswahlorientierung 

Die Entwicklungen im Bildungssystem und der Arbeitswelt, 
die zu neuen und komplexeren Anforderungen führen, erfor- 
dern eine stärkere Auseinandersetzung mit der Frage, wie 
Jugendlichen mit schlechteren Startchancen Optionen für Aus- 
bildung und Beschäftigung eröffnet werden können. 

Dazu muß neben dem Elternhaus schon die allgemeinbildende 
Schule ihren Beitrag leisten. Die Ständige Konferenz der Kul- 
tusminister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland hat 
bereits 1997 einen Bericht zur „Ausbildungsreife“ vorgelegt 
und dabei zugesichert, daß die Wirtschaft verläßlich mit dem 
Beitrag des allgemeinbildenden Schulwesens zur Sicherung der 
Ausbildungsreife rechnen kann. Eine zwischenzeitlich durch- 
geführte Länderumfrage der Kultusministerkonferenz zeigt, 
daß der überwiegende Teil der Länder reagiert und eine Reihe 
von zusätzlichen Aktivitäten und Maßnahmen eingeleitet hat. 
Diese zielen u. a. darauf, die fachlichen und fachübergreifenden 
Kompetenzen der Schüler und Schülerinnen zu stärken. Ferner 
wurde den Fächern Deutsch, Fremdsprachen und Mathematik 
die höchsten Stundenanteile zugewiesen sowie zusätzliche 
Maßnahmen zur Verbesserung der Berufswahlvorbereitung 
einschließlich der Lehrerfortbildung ergriffen. 

Das Bundesministerium für Bildung imd Forschimg wird die 
1998 mit dem ersten Schwerpunkt „Ökonomische Bildung in 
der Schule“ begonnene Initiative „Schule-Wirtschaft/ Arbeits- 
leben“ weiterfuhren imd auf eine breitere Grundlage stellen. 
Ein wichtiges Ziel ist es, die Kenntnisse von Lehrern und 
Schülern über ökonomische Zusammenhänge und die Arbeits- 
welt zu vertiefen. Deshalb wird nach Absprache mit den Län- 
dern, den Sozialpartnern und den Verbänden, die als Interessen- 
vertreter der Beteiligten wirken, die Entwicklung von Konzep- 
ten für eine bessere Zusammenarbeit von Schule und regionaler 
Wirtschaft gefördert und für eine breite Nutzung vorbereitet 
werden. Dabei soll auch auf eine offene Haltung der Betriebe 
gegenüber der Lebenswelt und den vorhandenen Kompetenzen 
der Schüler hingewirkt werden. Weitere Schwerpunktthemen, 
z.B. mathematisch-naturwissenschaftliche Bildung mit Blick 
auf Ingenieurstudiengänge, Verbindung Ökonomie und nach- 
haltige Entwicklung, sozio-ökonomische Entwicklung, Struk- 
turwandel und Chancen von Globalisierung sowie Veränderun- 
gen in der Arbeitswelt, sollen zügig operationalisiert und mit 
verschiedenen Trägem umgesetzt werden. 

Auch die Ergebnisse der jährlich mnd 200.000 Untersuchungen 
des Psychologischen Dienstes der Bundesanstalt für Arbeit, bei 
denen zu mehr als der Hälfte auch die Eignimg der Jugend- 
lichen für bestimmte Ausbildungen geklärt werden soll, legen 
eine differenzierte Amiähemng an das Thema „Ausbildungs- 
reife“ ‘) nahe: 

-Bei Aufgaben, die Basisfertigkeiten im Rechnen oder der 
Rechtschreibung erfordern, nehmen - über einen längeren 
Zeitraum betrachtet - die Leistungen ab. Bei Aufgaben, die 
das Erkennen von Regeln bzw. logisch-schlußfolgemdes 
Denken erfordern, schneiden die heutigen Schulabgänger und 
Schulgängerinnen besser ab. 

-Die sichere Beherrschung der Kulturtechniken ist nicht 
zwingend für den Ausbildungserfolg, allerdings ist bei 
Schülern mit guten Schulnoten die Wahrscheinlichkeit deut- 
lich höher. 


5. Differenzierte Förderung in der Berufsausbiidung 

— Die Diskrepanz zwischen den Erwartungen der Ausbilder und 
den tatsächlichen Fertigkeiten der Auszubildenden ist kein 
neues Problem, wie eine bereits 1979 durchgeführte Unter- 
suchung des Instituts der deutschen Wirtschaft zeigt. 

-Neben Schulnoten sollten auch kognitive Fähigkeiten und 
Merkmale der Persönlichkeit durch geeignete Methoden 
erfaßt werden, lun die Entscheidungsfindung zu verbessern. 

Dies legt nahe, das Thema „Ausbildungsreife“ differenzierter 
zu bewerten und zugleich verstärkte Anstrengungen zu unter- 
nehmen, möglichst allen Schulabsolventen die erforderlichen 
Basisfertigkeiten zu vermitteln. Bundesregierung und Sozial- 
partner werden auch im Rahmen des „Bündnisses für Arbeit, 
Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit“ den Dialog zur Thema- 
tik „Ausbildungsreife“ mit den Ländern fortsetzen und gemein- 
sam nach Verbesserungsmöglichkeiten suchen. 

Weiterentwicklung der Konzepte zur Förderung 
von Jugendlichen mit schlechteren Startchancen 

Um aktuelle Informationen über das Ausmaß und die Ursachen 
von Ausbildungslosigkeit zu gewinnen, hat das Bundesmini- 
sterium für Bildung und Forschung - wie im Nationalen Ak- 
tionsplan zur Umsetzung der beschäftigungspolitischen Leit- 
linien der Europäischen Union vereinbart - das Bundesinstitut 
für Berufsbildung beauftragt, eine Untersuchung durchzufüh- 
ren. Im Rahmen der repräsentativen Untersuchung (Durch- 
führung EMNID) zur Ermittlung des Anteils der Jugendlichen 
ohne Berufsausbildung in der Gruppe der heute 20- bis 29jähri- 
gen (Geburtsjahrgänge 1967 bis 1977) wurden bildungsbiogra- 
fische Daten von rund 14.800 jungen Erwachsenen erhoben, die 
überwiegend in den Jahren ab 1983 bis 1996/1997 die allge- 
meinbildenden Schulen abgeschlossen oder verlassen haben.') 

Das Bimdesministerium für Bildimg und Forschung wird die 
aus den Ergebnissen abzuleitenden berufsbildungspolitischen 
Initiativen Mitte 1999 vorstellen. Es zeichnet sich jedoch be- 
reits ab, daß insbesondere zur Qualifizierung von ausländischen 
Jugendlichen ein Aktionsprogramm erforderlich sein wird, um 
die Bildungsbeteiligung von ausländischen Jugendlichen u.a. 
an der dualen Berufsausbildung derjenigen der deutschen 
Jugendlichen anzunähem. 

Eine zunehmende Anzahl von Jugendlichen, insbesondere in 
sozialen Brennpunkten, muß für eine Berufsausbildung erst 
motiviert und gewonnen werden. Ihr alltägliches Umfeld kann 
ihnen Perspektiven für die aktive Gestaltung des eigenen 
Lebens kaum vermitteln. Hier sind insbesondere Schul- und 
Jugendsozialarbeit gefordert. 

Handlungsbedarf ergibt sich auch bei der Weiterentwickung 
der Ausbildungsvorbereitung dieser Jugendlichen. Es gibt zahl- 
reiche ausbildungsvorbereitende und teilqualifizierende Maß- 
nahmen, bei denen Überlegungen angestellt werden müssen, 
wie eine Bündelung und Konzentration erreicht werden kann, 
auch um die Transparenz der Angebote zu verbessern. Duali- 
sierte Berufsvorbereitung, die Beschäftigung und Qualifizie- 
rung verbindet, ist ein Ansatz, der weiter verfolgt werden sollte. 

Dabei wird darauf zu achten sein, daß die Einrichtung solcher 
berufsvorbereitenden Maßnahmen nicht zu einer Reduktion der 
betrieblichen Ausbildungsplatzkapazitäten führt. Ausbildungs- 
vorbereitung und Berufsausbildung sollten inhaltlich und orga- 
nisatorisch stärker miteinander verknüpft werden, um unpro- 
duktive „Warteschleifen“ zu vermeiden. In einer Reihe von 
Projekten in der Modellreihe „Innovative Konzepte in der 


') Vgl. Teil II, Kapitel 3.2.6 sowie Berufsbildungsbericht 1998, Teil II, 
Kapitel 3.4.1 
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6. Berufliche Weiterbildung 

Berufsausbildungsvorbereitung“ (INKA) der Bundesanstalt für 
Arbeit und des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialord- 
nung, die mit 4 Mio. DM aus dem Europäischen Sozialfonds 
gefordert werden, wird die inhaltliche Verknüpfung von Be- 
rufsvorbereitung und Berufsausbildung erprobt. 

Benachteiligte Jugendliche bedürfen für die Aufnahme, Fortset- 
zung und den erfolgreichen Abschluß einer Berufsausbildung 
besonderer Unterstützung. Im Rahmen der Benachteiligtenfor- 
derung (§§235 und 240 bis 247 SGB 111) wurden 1998 insge- 
samt rund 1,53 Mrd. DM aufgewendet. 

Es besteht die Gefahr, daß im Zuge der Modernisierung die 
Ausbildungsberufe immer anspruchsvoller und damit benach- 
teiligte Jugendliche überfordert werden. Es gilt daher, gemein- 
sam mit den Sozialpartnern zukunftsfeste Beschäftigungsfelder 
und Tätigkeitsbereiche zu identifizieren, in denen Ausbildungs- 
berufe geschaffen werden können, mit denen auch die Chancen 
dieser Jugendlichen, anerkannte und beschäftigungssichemde 
Qualifikationen zu erwerben, verbessert werden. 

ln den vergangenen Jahren hat sich die Diskussion zu stark auf 
die Entwicklung neuer zweijähriger Berufe konzentriert. Es 
gibt viele Ansätze, die im Interesse dieser Jugendlichen und zur 
Verbesserung ihrer Ausbildungs- und Beschäftigungschancen 
weiter verfolgt werden sollten. Es gilt, Lemchancen zu eröffnen 
und nicht abzuschneiden. Hierzu sollen in den Gesprächen im 
„Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit“ 
grundsätzliche Entscheidimgen getroffen werden. Die Tarif- 
partner im Metallbereich haben mit dem neuen Produktionsbe- 
ruf „Fertigungsmechaniker/Fertigungsmechanikerin“ ein zu- 
kunftsweisendes Modell entwickelt, dem Initiativen in anderen 
Ausbildimgsbereichen folgen sollten. 

Zusatzqualifikationen ') 

Um die Attraktivität einer dualen Berufsausbildung für beson- 
ders leistungsbereite Jugendliche zu erhöhen, stellen u.a. 
Zusatzqualifikationen ein geeignetes Instrument dar, um Aus- 
zubildenden bereits während oder im unmittelbaren Anschluß 
an eine Berufsausbildung zusätzliche vertiefte Fachkermtnisse 
sowie/oder berufsübergreifende Qualifikationen zu vermitteln. 
Hierbei handelt es sich vielfach um Qualifikationen, die für 
anspruchsvollere Tätigkeiten im Rahmen der Berufsausübung 
qualifizieren oder Optionen für einen beruflichen Aufstieg 
eröffnen, nicht selten sind es auch vorgezogene Bestandteile 
von anerkannten Weiterbildungen, die angerechnet werden 
können. 

Aus der Sicht der Arbeitgeber eröffnen Zusatzqualifikationen 
die Möglichkeit, Auszubildende gezielter auf spezifische Quali- 
fikationserfordemisse im jeweiligen Ausbildungsbetrieb vorzu- 
bereiten und darüber hinaus eine flexiblere und noch breitere 
Einsetzbarkeit unmittelbar nach dem Abschluß der Ausbildung 
zu erreichen. Dazu rechnen entweder ergänzende spezifische 
Qualifikationen im Berufsbereich oder berufs- bzw. gewerke- 
übergreifende Qualifikationen, die mit dem jeweiligen Tätig- 
keitsbereich korrespondieren oder ihn ergänzen. 

Der zeitliche Umfang, der für die Vermittlung von Zusatzquali- 
fikationen aufgewandt wird, reicht von weniger als 50 Stunden 
bis über 1.000 Stunden. Mit dem Stundenumfang steigt der 
Anteil der Zusatzqualifikationen, die mit einer Prüfung auf der 
Grundlage einer Kammer- oder Verbandsreglung abschließen 
und ggf auch als Teil einer Aufstiegsfortbildung anrechenbar 
sind. 


') Vgl. Teil II, Kapitel 3.2.3 


Im Ergebnis belegen die vom Bundesministerium für Bildung 
und Forschimg geförderten Regionalkonferenzen, die vom 
Oktober 1998 bis zum Januar 1999 in verschiedenen Ländern 
durchgeführt wurden, daß sich bereits ein vielfältiges berufsbe- 
zogenes sowie regional differenziertes Angebot an Zusatzquali- 
fikationen entwickelt hat und zunehmend sowohl von den 
Betrieben und Unternehmen als auch Auszubildenden oder 
Gesellen bzw. Facharbeitern genutzt wird. Es ist daher beab- 
sichtigt, zur verstärkten Einführung von Zusatzqualifikationen 
eine an den Praxiserfordemissen orientierte, regional differen- 
zierte Informationsbasis für Unternehmen und Jugendliche über 
Ausbildimgsmöglichkeiten und Zusatzqualifikationen zu schaf- 
fen. 


6. Berufliche Weiterbildung 

Es ist das Ziel der Bundesregierung, eine neue Lemkultur zu 
entwickeln. „Lebensbegleitendes Lernen“ ist das Leitmotiv. 
Lebensbegleitendes Lernen hat nur dann Chancen, wenn Ver- 
läßlichkeit für die Menschen geschaffen wird: Transparenz, 
Qualität, Verwertbarkeit sind daher unverzichtbar. 
Weiterbildung soll zu einem gleichberechtigten Bereich des 
Bildungssystems ausgebaut werden. Lebensbegleitendes Ler- 
nen soll als Querschnittsaufgabe aller Bildungsbereiche ver- 
wirklicht werden. Wichtige Schritte zur Realisierung dieser 
Ziele bestehen 

— in der Kooperation der für Weiterbildung Verantwortlichen 
sowie Bündelimg der vorhandenen Kräfte und Ressourcen 
sowie 

-in der gezielten Förderung innovativer Projekte zur breiten 
Entwicklung des lebenslangen Lernens. 

Der Komplex „Lebensbegleitendes Lernen“ wird in dem von 
der Bundesministerin für Bildung und Forschung angeregten 
„Forum Bildung“, das mit dem Beschluß der Bund-Länder- 
Kommission für Bildungsplanung und Forschungsforderung 
gemeinsam von Bund imd Ländern am 15. März 1999 einge- 
richtet wurde, ein wichtiges, alle Bildungsbereiche übergreifen- 
des Thema bilden. An diesem zeitlich befristeten Forum wer- 
den Vertreter der Länder, der Sozialpartner, der Wissenschaft, 
der Kirchen sowie gesellschaftlicher Gruppen teilnehmen. 
Bund und Länder planen in diesem Zusammenhang, in der 
Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und For- 
schungsforderung im Frühjahr 1999 gemeinsam ein Modell- 
programm „Lebenslanges Lernen“ aufzulegen. Der Projekt- 
rahmen wird gegenwärtig von einer Gruppe von Wissenschaft- 
lern entwickelt und mit den von den beteiligten Ländern 
geplanten Aktivitäten zusammengeführt. Es ist beabsichtigt, 
wirksame Strategien für die Umsetzung des Konzepts „Lebens- 
langes Lernen“ und die Verzahnung aller Bildungsbereiche zu 
erproben. 

In der beruflichen Weiterbildimg müssen vielfältige und für die 
Menschen klar erkennbare Wege imd Optionen geschaffen 
werden, die Beschäftigungschancen sichern, berufliche Ent- 
wicklungen und Karrieren ermöglichen imd Wege zwischen 
den Bildungsbereichen durchlässiger machen. Das ist auch ein 
Beitrag zur Gleichwertigkeit beruflicher und allgemeiner Bil- 
dung. 

Vorrangig steht die berufliche Weiterbildung in der Verantwor- 
tung der Wirtschaft. Die Arbeitgeber wenden hierfür jährlich 
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rund 34 Mrd. DM ') auf und übernehmen damit einen großen 
Teil der Verantwortung für die Weiterbildung der Arbeitneh- 
mer und Arbeitnehmeriimen, aber keineswegs die alleinige 
Verantwortung. 

Die Bundesregierung sieht schwerpunktmäßig Handlungsbe- 
darf in folgenden Bereichen: 

• Der Begriff „Weiterbildung“ darf nicht auf „Kurse“ verengt 
werden imd muß die Vielfalt von Lernprozessen berücksich- 
tigen. Für die berufliche bzw. betriebliche Weiterbildung und 
Kompetenzentwicklung wird gegenwärtig an einem Gesamt- 
konzept gearbeitet, um die Teilbereiche Lernen im Prozeß der 
Arbeit, Lernen im sozialen Umfeld, die institutionalisierte 
Weiterbildung und die neuen Lernmöglichkeiten unter Nut- 
zung der modernen Informations- und Kommunikationstech- 
nologien zu einer neuen Lemkultur zusammenzuführen. 

• Das Bundeskabinett hat am 16. Dezember 1998 beschlossen, 
bis Herbst 1999 ein Aktionsprogramm „Innovation und 
Arbeitsplätze in der Informationsgesellschaft des 2 1 . Jahrhim- 
derts“ vorzulegen. Auf diese Weise wird ein konsistenter Poli- 
tikansatz gesichert, der die Fortentwicklung der rechtlichen 
Rahmenbedingungen für die Nutzung der Informations- und 
Kommunikationstechnik sicherstellt imd im Dialog mit der 
Wirtschaft und den gesellschaftlichen Gruppen zur Informa- 
tion über die mit der Nutzung moderner Techniken verbim- 
denen Möglichkeiten beiträgt. Die Ergebnisse des hochran- 
gigen Fachdialogs „Beschäftigungspotentiale der Informa- 
tions- und Kommunikationstechnologie“ im „Bündnis für 
Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit“ werden in das 
Aktionsprogramm einfließen. 

• Es gilt, die Weiterbildungsbeteiligung besonderer Personen- 
gruppen, insbesondere benachteiligter imd in der Weiterbil- 
dung unterrepräsentierter Gruppen, zu verbessern. Betrieb- 
liche Weiterbildimg kommt nach den zur Zeit vorliegenden 
statistischen Daten^) vor allem jenen Beschäftigten zugute, die 
bereits formale Qualifikationen bzw. Abschlüsse besitzen und 
wichtige Fach- oder Führungsaufgaben ausüben. Hier sind 
insbesondere zusätzliche Weiterbildungsanstrengungen für 
weniger Qualifizierte bzw. für Erwachsene ohne formalen 
Berufsabschluß erforderlich. Die Sozialpartner haben im 
„Beschäftigungspolitischen Aktionsplan der Bundesrepublik 
Deutschland“ 1998 zusätzliche Bemühimgen angekündigt, 
auch ungelernte Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen ver- 
stärkt in die Weiterbildung der Betriebe einzubeziehen. 

• Durch das auch von den Ländern getragene Aufstiegsfortbil- 
dungsförderungsgesetz (AFBG) werden die Finanzierungs- 
möglichkeiten der bemflichen Aufstiegsfortbildung, d. h. einer 
Weiterbildung mit öffentlich-rechtlich anerkanntem Fortbil- 
dungsabschluß, verbessert. Die Förderung erfolgt teilweise als 
Zuschuß, überwiegend als verzinsliches Darlehen. 1998 wur- 
den rund 41.000 Förderanträge bewilligt. Bund und Länder 
haben hierfür 71,9 Mio. DM aufgewendet, während die Deut- 
sche Ausgleichsbank Darlehen im Umfang von 261 Mio. DM 
ausgezahlt hat. Zur Zeit wird eine Evaluierung des AFBG 
durchgeführt. Der Erfahrungsbericht wird im Frühjahr 1999 
vorgelegt. Auf der Basis dieses Erfahrungsberichts wird noch 
in 1999 eine intensive Diskussion über eine Gesetzesnovellie- 
rung mit dem Ziel einer grundlegend verbesserten Förder- 
struktur begonnen werden. 


• In enger Kooperation mit den Sozialpartnern werden Fortbil- 
dungsregelungen der Kammern, die eine weite Verbreitung 
haben, durch aktualisierte Fortbildungsverordnungen des 
Bundes ersetzt (z.B. Verordnung zur Fortbildungsregelung 
der Personalfachkaufleute, der Fachkaufleute für Einkauf und 
Logistik sowie des Bankfachwirts). Damit wird zugleich 
zugunsten der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber die Transpa- 
renz der Abschlüsse und ihre Verwertbarkeit auf dem Arbeits- 
markt erhöht. 

• Die Arbeitsämter haben im Jahr 1998 aus dem Eingliederung- 
stitel rund 13 Mrd. DM für Maßnahmen der bemflichen Wei- 
terbildung (einschließlich der Zahlung von Unterhaltsgeld) 
und Trainingsmaßnahmen aufgewendet. Für 1999 stehen den 
Arbeitsämtern auf Gmnd der Stärkung der aktiven Arbeits- 
marktpolitik noch mehr Finanzmittel zur Verfügung. Rund 
14 Mrd. DM haben die Arbeitsämter für Weiterbildungs- und 
Trainingsmaßnahmen vorgesehen. 

Die Weiterentwicklimg der bemflichen Weiterbildung und des 
lebenslanges Lernens sind daher auch Teil der Agenda für die 
Gespräche der Bundesregiemng mit den Sozialpartnern zum 
„Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit“. 
Die Bundesregierung strebt dabei ein konsensfähiges Konzept 
für die stmkturelle Weiterentwicklung des bemflichen Weiter- 
bildimgssystems mit klaren mittelfristigen Entwicklungszielen 
an. 


7. Ausbildungssituation und 
innovative Konzepte zur beruflichen 
Bildung von Frauen 

Die Bundesregiemng hat das Ziel, mehr Chancengleichheit für 
Mädchen und Frauen in Ausbildimg, Weiterbildimg und 
Beschäftigung zu erreichen. 

Nach den Daten der Bemfsberatungsstatistik der Bundesanstalt 
für Arbeit besteht weiterhin ein Ungleichgewicht zwischen dem 
Interesse junger Frauen an einer dualen Bemfsausbildung und 
ihren Chancen, hier auch einen Ausbildungsplatz zu erhalten. 
Zum Ende des Bemfsberatungsjahres am 30. September 1998 
betmg der Anteil der jungen Frauen an den noch nicht vennit- 
telten Bewerbern 53,2% (18.969) und war damit höher als ihr 
Anteil an allen gemeldeten Bewerbern (49,9 %).‘) Nennenswer- 
te Unterschiede zwischen den alten und neuen Ländern bestan- 
den hier nicht. Dabei ist zu berücksichtigen, daß nahezu doppelt 
so viele Bewerberinnen als Bewerber in bemfsfachschulische 
Ausbildungen eingemündet sind, für die im dualen System 
keine Ausbildungsbemfe existieren. 

Nach den Erhebungen des Statistischen Bundesamtes über die 
neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge zum 3 1 . Dezember 
1997 betmg der Anteil junger Frauen an den neu abgeschlos- 
senen Ausbildungsverträgen 1997 rund 41,9%^) (neue Länder: 
40,1%, alte Länder: 42,3%). Dieses Zahlenbild weist auf 


') Vgl. u.a. Berufsbüdungsbericht 1995, Kapitel 5.8.1 
■) Vgl. Berufsbildungsbericht 1996, Teil II, Kapitel 5.1 
OVgl. Teil II, Kapitel 5. 1.3 
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Ungleichheiten bei der Realisierung von Ausbildungswünschen 
zwisehen jungen Frauen und jungen Männern hin, die sich 
jedenfalls nicht allein mit dem Hinweis auf geschlechtsspezi- 
fische berufliche Orientierungen erklären lassen. 

Um die Nachfrage von Frauen nach Ausbildung vollständiger 
erfassen zu können, müssen auch Ausbildungsangebote berück- 
sichtigt werden, die außerhalb des dualen Systems für einen 
ersten Berufseinstieg qualifizieren. Dazu zählen insbeson- 
dere Berufsfachschulen, die einen Berufsausbildungsabschluß 
außerhalb BBiG/HwO vermitteln (1997 insgesamt rund 
141.600 Schüler, Frauenanteil: 79%) sowie die Berufe im 
Gesundheitswesen (1997 insgesamt rund 121.000 Schüler, 
Frauenanteil: 77%).') 

Bei der Berufswahl im dualen System war auch 1 997 trotz der 
zahlreichen Initiativen das Spektrum der von jungen Frauen 
besetzten Ausbildungsberufe wesentlich enger als das der jun- 
gen Männer. Bundesweit umfaßten die zehn am häufigsten von 
jungen Frauen gewählten Berufe 54% aller weiblichen Auszu- 
bildenden. Für die jungen Männer lag der entsprechende Wert 
bei 41 %. Des weiteren gehen in den alten Ländern die Anteile 
junger Frauen in männlich dominierten Berufen seit 1990 
zurück. 1997 erhielten 9,0% aller weiblichen Auszubildenden 
eine solche Ausbildung. 1990 waren es 9,8%. ln den neuen 
Ländern ist im Vergleich dazu 1997 der Anteil der weiblichen 
Auszubildenden in diesen Berufen mit 18,8% doppelt so 
hoch.^) 

Im Jahr 1997 betrug der Frauenanteil an der Gesamtzahl 
der Auszubildenden im Ausbildungsbereich Industrie und Han- 
del 43,6% (1977: 40,4%). Frauen haben insbesondere vom 
wachsenden Dienstleistungssektor profitiert, ln den kaufmänni- 
schen Berufen betrug der Frauenanteil rund 61 % an der 
Gesamtzahl aller Auszubildenden; in den gewerblich-tech- 
nischen Berufen betrug der Anteil 12,6%. Auch hier zeigt ein 
Vergleich mit dem Jahr 1977, in dem der Anteil 1 1,7% betrug, 
daß sich das Berufswahlverhalten im Hinblick auf gewerblich- 
technische Berufe nur geringfügig geändert hat. 

Von bildungspolitischer Bedeutung ist in diesem Zusammen- 
hang der Anteil der weiblichen Auszubildenden in den neu 
geschaffenen Ausbildungsberufen der vergangenen Jahre. 
Während der Anteil der Frauen an der Ausbildung in den neuen 
Medienberufen mit zum Teil über 50% recht beachtlich ist, 
liegt der Frauenanteil in den vier neuen Berufen in der Informa- 
tions- und Telekommunikationstechnik bei oder unter 25%. 
Hier ist zwar zu berücksichtigen, daß in diesen Berufen erst seit 
dem 1. August 1997 ausgebildet werden kann und damit trotz 
der geleisteten Öffentlichkeitsarbeit bei allen Beteiligten noch 
zusätzlicher Informationsbedarf über die neu geschaffenen 
Ausbildungsmöglichkeiten besteht. Die Zahlen verdeutlichen 
aber, daß die hier liegenden Chancen bisher von Frauen noch 
nicht hinreichend genutzt wurden. 

Angesichts eines in den letzten Jahren verengten Ausbildungs- 
marktes bleiben Initiativen zur Förderung gleicher Zugang- 
schancen von jungen Frauen zu attraktiven Ausbildungen drin- 
gend erforderlich. Junge Frauen bedürfen im Prozeß der 
Berufswahl eines für sie imtypischen Berufes besonderer 
Unterstützung, nicht nur um sozialisationsbedingte Barrieren zu 
überbrücken, sondern auch um die fehlende Vorbildfünktion 
von Frauen in solchen Berufen auszugleichen. 

Die Verwirklichimg von Chancengleichheit auf dem Ausbil- 
dungsmarkt muß aber auch mit Veränderungen im Beschäf- 


') Vgl. Teil II, Kapitel 2.3.2 
0 Vgl. Teil II, Kapitel 2.2.1 


tigungssystem einhergehen. Erst die Beschäftigung von Frauen 
auch in attraktiven Männerberufen verändert langfristig die 
nach wie vor zu konstatierenden geschlechtsspezifischen Un- 
terschiede in der Berufswahl und auf dem Arbeitsmarkt. 

Daher sollte bei der Konzeption auch von bildungspolitischen 
ffauenfördemden Maßnahmen der Arbeitsmarkt Ausgangs- 
punkt der Überlegungen sein. Wenn in bestimmten Arbeits- 
marktsektoren mehr Frauen Beschäftigung finden, dürfte sich 
dies auch positiv auf die Ausbildungschancen von Frauen aus- 
wirken. Dies zeigt z.B. die Entwicklimg des Anteils der weib- 
lichen Auszubildenden in den Medienberufen. Zimächst haben 
sich erkennbar Arbeitsplätze geändert, die u. a. auch stärker mit 
Frauen besetzt wurden. Diese Tendenz wurde frühzeitig in der 
Ordnungsarbeit aufgegriffen mit dem Ergebnis, daß mehr 
Frauen diese Berufsausbildung absolvierten und anschließend 
wiederum Beschäftigung fanden. 

Weitere Aktivitäten sind erforderlich, lun Frauen und jungen 
Mädchen gleichberechtigte Zugangsmöglichkeiten in den ver- 
schiedenen Ausbildungsbereichen zu öffnen bzw. auch darauf 
hinzuwirken, daß diese auch wahrgenommen werden: 

• Im Rahmen der Aktivitäten zur Früherkennung von neuem 
Qualifikationsbedarf und zur Erschließung neuer Ausbil- 
dungsmöglichkeiten für das duale System ist u. a. auch darauf 
zu achten, in welchen Sektoren des Arbeitsmarktes sich insbe- 
sondere neue Beschäftigungsmöglichkeiten für Frauen eröff- 
nen und wie diese ggf in die Neuordnungsarbeit eingebracht 
werden können. 

• Die unterschiedliche Beteiligung von Frauen an der dualen 
Berufsausbildung, die - auch bei Männern zu beobachtende - 
Konzentration auf wenige Ausbildungsberufe, der hohe 
Frauenanteil in vollzeitschulischen Ausbildungsgängen etc. 
zeigen, daß weitere Maßnahmen ergriffen werden sollten, um 
Mädchen und jungen Frauen die Chancen und Optionen in 
Berufen zu verdeutlichen, die bisher von ihnen nur in gerin- 
gem Maße nachgefragt werden. 

• Ein Beispiel für die Entwicklung neuer Konzepte zur beruf- 
lichen Bildung von Frauen ist die Initiative „Frauen geben 
Technik neue Impulse“. Ziel dieser Initiative ist es, ein bun- 
desweites Netzwerk für Aktivitäten und Ansätze im Bereich 
Frauen und Technik aufzubauen und mehr Frauen für tech- 
nische Berufe zu gewinnen. Auf diese Weise sollen vor allem 
kreative Ansätze für mehr Chancengleichheit aufgegriffen 
und verbreitet werden. 

• Mit der Aktion „Frauen ans Netz“, die im November 1998 
angelaufen ist, will die Initiative Medienkompetenz vermitteln 
und erreichen, daß mehr Frauen als bisher das Internet für ihre 
Zwecke und Interessen nutzen, denn sie sind bisher bei der 
Nutzung des Internets imterrepräsentiert. Schon beim Start 
des Projekts zeichnete sich ab, daß diese Aktion durch das 
Engagement aller Partner auf großes Interesse und eine große 
Nachfrage stößt und sich auch durch die Einbeziehung der 
Beauftragten für Frauenbelange der Arbeitsämter bundesweit 
ausdehnen wird. 

• Auch im Bereich der Untemehmensgründungen, bei denen 
generell in der Bundesrepublik Deutschland ein Nachholbe- 
darf im internationalen Vergleich besteht, sind Frauen bisher 
nur unterdurchschnittlich vertreten. Der Anteil der Frauen an 
Existenzgründungen ist auf dem Stand von 20% bis 25% 
geblieben. Sie gründen schwerpunktmäßig neue Betriebe im 
expandierenden Dienstleistungssektor. Beratungs- und Quali- 
fizierungsangebote, die auf den Bedarf und die Problemkon- 
stellationen von Existenzgründerinnen zugeschnitten sind, 
bleiben bisher sowohl quantitativ als auch qualitativ hinter 
dem Bedarf zurück. 
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• Die Bundesregierung wird weitere Initiativen im Rahmen des 
vom Bimdesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend zu entwickelnden Aktionsprogramms „Frau und 
Beruf' ergreifen. 


8. Europäische Initiativen zur 
Berufsbildungs- und Beschäftigungspolitik 

Die Staats- und Regierungschefs der Europäischen Union 
haben auf der Sondertagung des „Europäischen Rates über 
Wachstum und Beschäftigung“ am 20./21. November 1997 in 
Luxemburg (Beschäftigungsgipfel) die Mitgliedstaaten aufge- 
fordert, alle Politikbereiche auf mehr Beschäftigung auszurich- 
ten. Ziel ist die Aktivierung und bessere Koordinierung der 
nationalen Beschäftigungspolitiken sowie eine stärkere Mobili- 
sierung der Politik der europäischen Gemeinschaft zur Förde- 
rung von Beschäftigung. 

Ihren konkreten Ausdruck finden die programmatischen Aussa- 
gen des Beschäftigungsgipfels in den Beschäftigungspoliti- 
schen Leitlinien und den Nationalen Beschäftigungspolitischen 
Aktionsplänen. Die Mitgliedstaaten legen dem Rat in der ersten 
Jahreshälfte „Nationale Beschäftigungspolitische Aktionsplä- 
ne“ (NAP) vor. Auf der Grundlage der Umsetzungsberichte der 
Mitgliedstaaten wird dann dem Europäischen Rat der gemein- 
same Berieht der Kommission und des Rates zur Beschäftigung 
vorgelegt. Dieser Bericht beschreibt die Beschäftigungslage in 
den Mitgliedstaaten und prüft die wichtigsten Maßnahmen, die 
die Mitgliedstaaten zur Umsetzung der Leitlinien ergriffen 
haben. Im Lichte dieses Berichts werden daraufhin die Beschäf- 
tigungspolitischen Leitlinien für das folgende Jahr verabschie- 
det. 

Innerhalb der Aktionspläne kommt den Zielen und Maßnahmen 
zur Verbesserung der beruflichen Qualifizierung eine zentrale 
Bedeutung zu. Sie finden sich in allen vier Säulen der Leitlinien 
(Beschäftigungsfähigkeit, Untemehmergeist, Anpassungs- 
fähigkeit und Chancengleichheit) wieder, konkretisiert u. a. in 

- Leitlinie 1 „Bekämpfüng der Jugendarbeitslosigkeif ‘, 

- Leitlinie 5 „Schaffung zusätzlicher 

Ausbildungsmöglichkeiten“, 

- Leitlinie 6 „Ausbau des lebensbegleitenden Lernens“, 

- Leitlinie 7 „Spürbare Verringerung der Zahl der 

Schulabbrecher“, 

- Leitlinie 8 „Ausbau von Lehrlingsausbildungssystemen“. 

Der Europäische Rat von Cardiff hat am 15./16. Juni 1998 die 
auf den ersten Beschäftigungspolitischen Leitlinien basieren- 
den Nationalen Beschäftigungspolitischen Aktionspläne der 
Mitgliedstaaten gewürdigt und zur Fortsetzung der bereits ein- 
geleiteten Zusammenarbeit zwischen den Räten der Arbeits- 
und Sozialminister und der Wirtschafts- und Finanzminister 
aufgerufen. In Cardiff wurde auch vereinbart, die Arbeiten an 
vergleichbaren Indikatoren zur Messung der Erreichung der 
jeweils in den Leitlinien festgelegten Ziele voranzutreiben. 

In Wien hat der Europäische Rat am 11. /12. Dezember 1998 
den Gemeinsamen Beschäftigungsbericht 1998 und die 
Beschäftigungspolitischen Leitlinien für 1999 gebilligt. Er leg- 
te dabei auch neue Schwerpunktbereiche fest, mit denen die 
Beschäftigungsfähigkeit, Anpassungsfähigkeit, Chancengleich- 
heit und Schaffung von Arbeitsplätzen in bestehenden und 
neuen Unternehmen verbessert werden sollen. Die Mitglied- 


staaten wurden ersucht, auf nationaler Ebene Politiken und 
zusätzliche quantifizierte Zielvorgaben und Fristen festzulegen, 
wo immer diese angezeigt sind. 

Die Bundesregierung wird ihren Beschäftigungspolitischen 
Aktionsplan zum Europäischen Rat in Köln vorlegen. Dabei 
wird die Umsetzung des „Sofortprogramms zum Abbau der 
Jugendarbeitslosigkeit - Ausbildung, Qualifizierung und Be- 
schäftigung Jugendlicher“ einen Schwerpunkt der berufsbil- 
dungspolitischen Aktivitäten bilden. ') Die dort enthaltenen 
Maßnahmen zielen auf eine berufliche Qualifizierung im Rah- 
men einer Erstausbildung oder auf beschäftigungsfÖrdemde 
Hilfen, vielfach in Verbindung mit Qualifizierungsangeboten, 
um den Übergang ins Beschäftigungssystem zu erleichtern. 
Weitere Schwerpunkte sind die in den Gesprächen des „Bünd- 
nisses für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit“ ge- 
troffenene Vereinbarungen zur Bereitstellung eines aus- 
reichenden Ausbildimgsplatzangebotes. 

Die Länder werden ihre in den vergangenen Jahren eingelei- 
teten Anstrengungen fortsetzen und intensivieren, die Ausbil- 
dunsgsfähigkeit möglichst aller Absolventen der allgemeinbil- 
denden Schulen sicherzustellen. Besondere Schwerpunkte der 
Maßnahmen der Länder bilden die Stärkung des Gewichts der 
Fächer Deutsch, Mathematik und Fremdsprachen, die Stärkung 
berufsorientierender Maßnahmen und die regionale Koopera- 
tion von Schule und Wirtschaft sowie die gezielte Beseitigung 
von Lern- und Leistungsdefiziten von Schülern und Schülerin- 
nen. Ziel ist, die Zahl der Schulabbreeher, die die allgemeinbil- 
dende Schule ohne einen Abschluß verlassen, weiter zu redu- 
zieren, die Berufswahlvorbereitung in Zusammenarbeit mit der 
Bundesanstalt für Arbeit und der Wirtschaft und damit insge- 
samt den Übergang von der allgemeinbildenden Schule in eine 
berufliche Ausbildung zu verbessern. 

Außerdem hat der Europäische Rat von Wien um Ausarbeitung 
eines „Europäischen Beschäftigungspaktes“ und einen Bericht 
hierzu an den Europäischen Rat in Köln gebeten. Elemente die- 
ses Beschäftigungspaktes sind: 

- eine verbesserte makroökonomische Abstimmung von 
Lohn-, Geld- und Finanzpolitik, 

— eine koordinierte Beschäftigungsstrategie durch eine aktive 
Arbeitsmarkt- und Ausbildimgspolitik, 

— Strukturreformen auf dem Güter- und Faktormarkt sowie 

- Maßnahmen im Rahmen der Gemeinschaftspolitiken. 

Ein Bestandteil des Europäischen Beschäftigungspaktes soll im 
Rahmen der koordinierten Beschäftigungsstrategie die Aktion 
„Jugend und Europa - Unsere Zukunft“ werden. Sie hat zum 
Ziel, junge Menschen in allen Mitgliedstaaten besser auf ein 
Leben und Arbeiten im zusaimnenwachsenden Europa vorzu- 
bereiten. 

Die vielfältigen Maßnahmen werden durch die fortlaufenden 
Aktivitäten der Europäischen Kommission’) zur Zusammen- 
arbeit in der beruflichen Bildung, insbesondere zur Förderung 
der Mobilität, Anerkennung und Transparenz in der Europäi- 
schen Union flankiert. Dabei konnte die Zusammenarbeit im 
Rahmen bestehender EU-Programme fortgeführt und inten- 
siviert werden. 

Entscheidend für die berufliche Bildung ist die Fortführung des 
Gemeinschaftsprogramms LEONARDO da VINCI, das finan- 
ziell insbesondere zur Förderung der Mobilität aufgestoekt wer- 


‘) Zu den einzelnen Maßnahmen des Sofortprogramms siehe auch Über- 
sicht 4 

’) Vgl. Teil II, Kapitel 6. 1 . 1 und 6. 1 .2 
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den soll. Neben den Mobilitätsmaßnahmen sieht das Programm 
Pilotprojekte und andere Aktivitäten in der Berufsbildung vor. 

Daneben sind Initiativen wie der EUROPASS zur Bescheini- 
gung strukturierter Auslandsqualifikationen in der beruflichen 
Bildung von besonderer Bedeutung. Die Ratsentscheidung zum 
EUROPASS vom 2 1 . Dezember 1 998 regelt die Rahmenbedin- 
gungen für die Bescheinigung von „europäischen Berufsbil- 
dungsabschnitten“, die auf der Grundlage von Vereinbarungen 
der Ausbildungspartner aus dem Herkunfts- und Gastland 
durchgefiihrt werden. Die Nutzung des EUROPASSES erfolgt 
auf freiwilliger Basis, bereits jetzt ist eine sehr große Nachfrage 
zu verzeichnen. Die Umsetzung ab dem Jahr 2000 wird ein 
positives Signal zur Erhöhung des Stellenwerts und der Akzep- 
tanz international erworbener Berufsqualifikationen setzen und 
dazu beitragen, daß junge Menschen die Europäische Union 
stärker als Bildungsraum nutzen. 

Für den Bereich der beruflichen Bildung sind weiterhin die aus 
Mitteln des Europäischen Sozialfonds finanzierten Gemein- 
schaftsinitiativen ADAPT und BESCHÄFTIGUNG relevant.') 
Mit der Gemeinschaftsinitiative ADAPT steht Bund und Län- 
dern ein Instrument zur Verfügung, das die Fördermöglichkei- 
ten für die berufliche Weiterbildung im Rahmen der nationalen 
und regionalen Arbeitsmarktpolitik erweitert. Hierfür sfehen für 
die Laufzeit von 1995 bis 1999 in Deutschland Gemeinschafts- 
mittel in Höhe von 500 Mio. DM sowie öffentliche Zuwen- 
dungen und Mittel der teilnehmenden Unternehmen in 
gleicher Höhe zur Verfügung. Die Gemeinschaftsinitiative 
BESCHÄFTIGUNG dient der Förderung grenzüberschreiten- 
der Projekte für die Zielgruppe „besonders benachteiligte Per- 
sonen“. Hierfür stehen für die Laufzeit von 1994 bis 1999 
Gemeinschaftsmittel in Höhe von 1.835 Mio. ECU sowie kom- 
plementäre Mittel aus den Mitgliedstaaten in gleicher Höhe zur 
Verfügung. 


9. Vorausschätzung der Nachfrage nach 
Aushildungsplätzen im Jahr 1999 

Vorausschätzung der Schulabgänger 
im Jahr 1999 

Nach den 1997 veröffentlichten Vorausberechnungen der Kul- 
tusministerkonferenz ") auf der Basis der Ist-Zahlen des Jahres 
1995 wird die Zahl der Absolventen aus allgemeinbildenden 
und berufsbildenden Schulen (ohne Teilzeitberufsschulen) im 
Jahr 1999 um rund 1,4% über der des Vorjahres liegen, ln abso- 
luten Zahlen wird der Absolventenjahrgang 1999 gegenüber 

1998 lun 19.000 von 1.307.000 auf rund 1.326.000 steigen. 
Davon kommen aus den allgemeinbildenden Schulen rund 

936.000 und den berufsbildenden Vollzeitschulen knapp 

390.000 Absolventen. 

Das Statistische Bundesamt schreibt die Schulabgängerzahlen 
auf der Basis der von der Kultusministerkonferenz erwarteten 
jährlichen Veränderungsraten fort, berücksichtigt dabei aber die 
zwischenzeitlich erfaßte Ist-Entwicklung bis zum Jahr 1997. 
Nach den Berechnungen des Statistischen Bundesamtes wird 

1999 die Zahl der Schulentlassenen aus allgemeinbildenden 


') Vgl. Teil II, Kapitel 6.1.3 

-) Vgl. Statistische Veröffentlichungen der Kultusministerkonferenz; 
Vorausberechnung der Schüler- und Absolventenzahlen 1995 bis 2015, 
Heft 141, 1997 


Schulen sowie aus Berufsfachschulen, Fachoberschulen, Fach- 
gymnasien und Kollegschulen um 1 8.000 bzw. 1,5% auf über 

1.203.000 Absolventen anwachsen (vgl. Tabelle 1/15 im 
Anhang). Davon werden mnd 916.000 aus allgemeinbildenden 
und 287.000 aus bemflichen Schulen stammen. Der relative 
Zuwachs gegenüber 1997 fällt bei den Absolventen bemflicher 
Schulen (+2,3%) etwas stärker als bei den Schulentlassenen 
aus allgemeinbildenden Schulen (+1,3%) aus. Insgesamt 

69.000 Absolventen des schulischen Bemfsvorbereitungsjahres 
(BVJ) imd des schulischen Berufsgrundbildungsjahres (BGJ) 
sind in den Berechnungen des Statistischen Bundesamtes nicht 
enthalten, werden aber in der Nachfragevorausschätzung be- 
rücksichtigt. 

Nachfragevorausschätzun 
für das Bundesgebiet 

Nachfragevorausschätzungen stützen sich wesentlich auf Daten 
aus der Vergangenheit - insbesondere zum Bildungsverhalten, 
aber auch zu den Schulabsolventenzahlen. Die Nachfragevor- 
ausschätzung für 1999 muß einbeziehen, daß politisch gesetzte 
Rahmenbedingungen - z. B. das „Sofortprogramm zum Abbau 
der Jugendarbeitslosigkeit - Ausbildung, Qualifizierung und 
Beschäftigung Jugendlicher“ der Bundesregierung und Ab- 
sprachen im „Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbe- 
werbsfähigkeit“ ') - die Daten im Ausbildungsmarkt verändern. 
Diese Veränderungen sind kaum verläßlich einzuschätzen. 
Insofern ist die Vorausschätzung für 1999 mit erheblich größe- 
ren Unsicherheiten behaftet als in den vergangenen Jahren, in 
denen trotz Unsicherheiten in den Statistiken zur Ausgangslage 
sie im großen Ganzen zutreffend war. Vorausgeschätzt wird die 
Nachfrage in der gesetzlichen Definition (§ 3 Abs. 2 BerBiFG). 
Beruhend auf den Erfahrungswerten der Vorjahre und den 
Ergebnissen für 1998 ist für das Jahr 1999 bei unverändertem 
Übergangsverhalten mit einer demografisch bedingt leicht 
wachsenden Nachfrage der Schulabgänger allgemeinbildender 
und bemflicher Schulen von mnd 655.000 Ausbildungsplätzen 
zu rechnen (rund +6.000 bzw. +0,9%). 

Hinzu kommt ein weiter verringerter Übergang der Abgänger 
aus allgemeinbildenden Schulen in Warteschleifen bzw. Über- 
brückungsmaßnahmen. Dieser verringerte Übergang in bemf- 
liche Schulen oder bemfsvorbereitende Maßnahmen bzw. der 
entsprechend erhöhte Übergang in eine bemfliche Ausbildung 
wird mit 15.000 angesetzt. Die Nachfrage gemäß der gesetz- 
lichen Definition dürfte damit etwa 670.000 betragen. 

Ferner kommen rechnerisch durch das „Sofortprogramm zum 
Abbau der Jugendarbeitslosigkeit - Ausbildung, Qualifiziemng 
und Beschäftigung Jugendlicher“ der Bimdesregiemng etwa 

20.000 abgeschlossene Ausbildungsverträge hinzu, davon etwa 

10.000 voll öffentlich finanziert, die in dieser Größenordnung 
den Übergang unvermittelter Nachfrager des Jahres 1998 in 
Warteschleifen abbauen. Kurzfristig würde damit die statistisch 
ausgewiesene Nachfrage auf etwa 690.000 steigen. 

Wegen der dann erreichten Schritte zur Normalisiemng auf 
dem Ausbildimgsmarkt würde die Nachfrage nach Ausbil- 
dungsplätzen im Jahr 2000 trotz leicht wachsender Schulabsol- 
ventenzahlen wieder auf etwa 670.000 zurückgehen und damit 
bei weiter verringerten Warteschleifen auf den langfristig vor- 
ausgeschätzten Pfad einschwenken. Ließe sich der angestrebte 
Abbau von Warteschleifen in 1999 nicht im angenommenen 
Umfang erreichen, würde sich die Nachfrage im Jahr 2000 ent- 
sprechend erhöhen. 


')Vgl. Kapitel 3 


18 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Drucksache 14/1056 


9. Vorausschätzung der Nachfrage nach Ausbildungsplätzen im Jahr 199 

Nachfragevorausschätzung 
für die alten Länder 

Die Nachfrage nach Ausbildungsplätzen in den alten Ländern 
wurde für 1998 auf 504.000 geschätzt. Die tatsächliche Nach- 
frage betrug 1998 506.900 (483.600 Neuabschlüsse und knapp 
23.400 noch nicht vennittelte Bewerber). Die Zahl der Ausbil- 
dungspendler aus den neuen Ländern belief sich auf rund 
16.750 (einschließlich Binnenpendler Berlin). Für das Jahr 
1999 ergäbe sich bei unveränderter Bildungsnachfrage der 
Schulabgänger einschließlich der zu erwartenden etwa gleich- 
bleibenden Pendlemachfrage eine Nachffagesteigerung um 
etwa ein halbes Prozent, so daß voraussichtlich rund 512.000 
Ausbildungsplätze in den alten Ländern nachgefragt würden. 

Tatsächlich würde sich unter den veränderten Rahmenbedin- 
gungen eine Nachfrage von etwa 540.000 ergeben, die stati- 
stisch durch das staatliche Sofortprogramm überhöht ist und im 
Jahr 2000 wieder zurückgeht. 


Nachfragevorausschätzung 
für die neuen Länder 

Für die neuen Länder wurde für 1998 mit einer effektiven 
Nachfrage von rund 141 .000 Ausbildungsplätzen innerhalb die- 
ser Region gerechnet. Diese Zahl wurde mit 141.500 nur 
geringfügig um 0,4 % überschritten (129.200 Neuabschlüsse 
imd 12.300 unvermittelte Bewerber). ') 

Auf der Grundlage der Prognose der Schulabgängerzahlen 
sowie unveränderter Übergangsquoten aus den allgemeinbil- 
denden und berufsbildenden Vollzeitschulen und einer etwa 
gleichbleibenden Zahl von Ost-West-Pendlem ist in den neuen 
Ländern im Jahr 1999 mit einer geringfügig steigenden Nach- 
frage von gut 142.000 Ausbildungsplätzen zu rechnen. Tatsäch- 
lich dürfte sich statistisch aus dem staatlichen „Sofortprogramm 
zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit - Ausbildung, Quali- 
fizierung und Beschäftigung Jugendlicher“ eine Nachfrage um 
150.000 ergeben, die im Jahr 2000 - ebenso statistisch - wieder 
zurückgeht. 


‘) Die rund 16.750 Ost-West-Pendler, die ihre Lehrstelle in den alten Län- 
dern fanden und dort als Nachfrager registriert wurden, sind in diesen 
Zahlen nicht enthalten. 
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Beschluß des Bundeskabinetts 

Beschluß des Bundeskabinetts zum Berufsbildungsbericht 1999 
vom 14. April 1999 


Das Bundeskabinett nimmt den Berufsbildimgsbericht 1999 

des Bundesministeriums für Bildung imd Forschimg zu- 
stimmend zur Kenntnis und stellt dazu folgendes fest: 

1. Trotz einer spürbaren Steigerung der Zahl der neuen betrieb- 
lichen Ausbildungsverträge in den alten Ländern und einer 
erneuten Ausweitung der staatlich voll finanzierten Ausbil- 
dungsangebote vor allem in den neuen Ländern hat auch 
1998 nicht jeder Jugendliche, der ausgebildet werden will 
und kann, einen Ausbildungsplatz gefunden. 

Ende September waren bei den Arbeitsämtern noch rund 
35.700 Bewerberinnen und Bewerber als unvermittelt gemel- 
det. ln fast 50% der Arbeitsamtsbezirke der alten Länder und 
in allen Arbeitsamtsbezirken der neuen Länder überstieg die 
Zahl der noch unvermittelten Jugendlichen die Zahl der noch 
unbesetzten betrieblichen Ausbildungsplätze. Die noch freien 
betrieblichen Plätze waren zudem vielfach nicht dort, wo sie 
gebraucht wurden. Neben den als noch unvermittelt gemel- 
deten Bewerberimien und Bewerbern war deshalb erneut eine 
hohe Zahl ausbildungsplatzsuchender junger Männer und 
Frauen zu verzeichnen, die in berufsvorbereitende Maßnah- 
men oder Schulen ausgewichen sind. 

2.1m einzelnen wurden bis Ende September 1998 knapp 
613.000 neue Ausbildimgsverträge abgeschlossen, rund 
483.600 in den alten und rund 129.200 in den neuen Ländern. 
Das waren über 4% oder gut 25.000 Ausbildungsverträge 
mehr als 1997. 

Gleichwohl waren Ende September in den alten Ländern 
rund 23.400 Bewerberinnen und Bewerber als noch unver- 
mittelt gemeldet. Dem standen noch rund 22.900 als unbe- 
setzt registrierte betriebliche Ausbildungsplätze gegenüber. 
Ferner waren in den alten Ländern für noch imvermittelte 
Jugendliche zusätzliche Ausbildungsangebote im Rahmen 
von Ausbildungskonsensen und -bündnissen vorgesehen. 

In den neuen Ländern waren noch rund 12.300 unvermittelte 
Bewerberinnen und Bewerber sowie rund 500 noch freie 
betriebliche Plätze registriert. Hinzu kamen insgesamt rund 
10.500 noch einsetzbare Plätze aus der Lehrstelleninitiative 
Ost 1998 sowie den ergänzenden Sonderprogrammen der 
neuen Länder imd Berlin. 

3. Die Steigerung bei den neuen Ausbildungsverträgen ist ein 
Erfolg der Betriebe und Unternehmen, aber auch der Wirt- 
schaftsverbände, der Kammern imd der Bundesanstalt für 
Arbeit mit ihren Aktivitäten zur Gewinnung von mehr Aus- 
bildungsplätzen. Die Wirtschaft hat mit knapp 19.000 Verträ- 
gen zur Angebotssteigerung beigetragen. Rund 6.000 zusätz- 
liche Ausbildungsverträge dürften auf die Ausweitung der 
staatlichen Förderung insbesondere in den neuen Ländern 
zurückzuführen sein. 

4. Das Zahlenbild macht eine gespaltene Entwicklung auf den 
Ausbildungsstellenmärkten in den alten und neuen Ländern 
deutlich. 

Die Steigerung bei den betrieblichen Ausbildungsverträgen 
fand ausschließlich in den alten Ländern statt. 

In den neuen Ländern dagegen ist die Zahl der neuen betrieb- 
lichen Ausbildungsverträge gegenüber 1997 erneut um schät- 
zungsweise knapp 3.700 oder knapp 4% zurückgegangen. 


Inzwischen trägt die Wirtschaft in den neuen Ländern nur 
noch zu rund 60% zur Ausbildungsplatzversorgung der 
Nachfrager aus den neuen Ländern bei. Rund 40% der 
Jugendlichen werden in Sonderprogrammen, über Benach- 
teiligtenfordenmg nach SGB III oder in Betrieben der alten 
Länder ausgebildet. Rund 70% der betrieblichen Ausbil- 
dungsverträge in den neuen Ländern werden aus öffentlichen 
Mitteln bezuschußt. 

5. Die Bundesregierung hat angesichts der Lage am Aus- 
bildungsstellenmarkt rasch gehandelt. Durch das bereits am 
25. November 1998 beschlossene und am 1. Januar 1999 in 
Kraft getretene „Sofortprogramm zum Abbau der 
Jugendarbeitslosigkeit - Ausbildung, Qnalifizierung nnd 
Besehäftigung Jugendlicher“ kann allen ausbildungsgeeig- 
neten Jugendlichen, die bei den Arbeitsämtern als unvermit- 
telt registriert waren, ein Ausbildungsplatzangebot unterbrei- 
tet werden. Ende März waren bereits mehr als 75.000 Ju- 
gendliche in Maßnahmen des Sofortprogrammes vermittelt. 
Insgesamt sieht das Programm in 1999 Angebote für 100.000 
ausbildungsplatzsuchende oder arbeitslose Jugendliche vor. 
Die rasche Umsetzung des Sofortprogramms ist ein gemein- 
sames Ziel von Bundesregierung, Wirtschafts verbänden und 
Gewerkschaften. Dazu wurden im „Bündnis für Arbeit, Aus- 
bildung und Wettbewerbsfähigkeit“ eine Reihe gemeinsamer 
Aktivitäten vereinbart. 

6. Die Zahl der ausbildungsplatzsuchenden Schulabgänger- 
innen und Schulabgänger wird in den alten Ländern demo- 
grafisch bedingt weiter steigen. In den neuen Ländern ist 
noch mehrere Jahre mit einer gleichbleibend hohen Nachfra- 
ge zu rechnen. Ferner werden zusätzliche Ausbildungsplätze 
für junge Männer und Frauen gebraucht, die in den Vorjah- 
ren zunächst in berufsvorbereitende Maßnahmen oder Schu- 
len eingemündet sind bzw. um den Zugang von Nachfragern 
aus dem aktuellen Schulabgängerjahrgang in diese Alternati- 
ven zu verringern. 

1999 und in den kommenden Jahren bleiben deshalb weitere 
erhebliche Anstrengungen notwendig, um nach den Jahren 
des Ausbildungsplatzmangels wieder zu einer Normalisie- 
rung am Ausbildungsstellenmarkt zurückzukehren. 

Die Bundesregierung hat bereits im Dezember 1998 Ge- 
spräche mit Wirtschaftsverbänden und Gewerkschaften zum 
„Bündnis für Arbeit, AusbUdung nnd Wettbewerbs- 
fähigkeit“ aufgenommen und dabei der Verbesserung der 
Ausbildungsplatzsituation hohe Priorität eingeräumt. Bereits 
Ende Januar 1999 haben die Bündnispartner dazu Maßnah- 
men für das Jahr 1999 vereinbart: 

• Die Wirtschafts verbände haben erklärt, daß sie das betrieb- 
liche Ausbildungsplatzangebot 1999 erneut über den 
demografisch bedingten Zusatzbedarf hinaus erhöhen 

werden. Die Bundesregierung hält eine deutliche Stei- 
gerung des Ausbildungsplatzangebotes für erforderlich. 

• Die Bundesregierung wird das Ausbildungsplatzangebot 
in der Bundesverwaltung um über 4% erhöhen. Sie wird 
sich ferner für eine Erhöhung des Ausbildungsplatz- 
angebotes im gesamten öffentlichen Dienst einsetzen, ins- 
besondere in Berufen, für die außerhalb des öffentlichen 
Dienstes Beschäftigungschancen bestehen. 
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• Die Bundesregierung und die neuen Länder haben sich auf 

ein „Ausbildungsplatzprogramm Ost 1999“ mit einem 
Umfang von 17.500 Plätzen verständigt. 

Die Bündnispartner haben ferner folgende flankierende Akti- 
vitäten vereinbart: 

• Wirtschaftsverbände und Gewerkschaften werden sich da- 
für einsetzen, daß auch 1999 in möglichst vielen Tarifver- 
handlungen aushUdungsfördernde Vereinharungen zur 
Steigerung des Aushildungsplatzangehotes getroffen 
werden. 

• Bundesregierung, Wirtschaftsverbände, Kammern, Ge- 
werkschaften und Bundesanstalt für Arbeit werden eine 
gemeinsame Lehrstellenkampagne durchführen, die sich 
vor allem an noch nicht ausbildende Betriebe richtet. Sie 
werden insbesondere die Aktionen zur Gewirmung von 
Ausbildungsplätzen in innovativen Branchen, bei Existenz- 
gründem und in Betrieben mit ausländischen Inhabern 
sowie die Aktionen zur Verbesserung der Ausbildungsbe- 
teiligung kleiner Betriebe durch Ausbildung im Verbund 
verstärken. 

• Bundesregierung, Wirtschaftsverbände und Gewerkschaf- 
ten werden ferner eine gemeinsame Informations- 
kampagne über neue Ausbildungsberufe starten. 

• Der Einsatz von Ausbildungsplatzentwicklern, die durch 
intensive und kontinuierliche Beratung sowie konkrete und 
praktische Hilfen für die Aufnahme und die Durchführung 
einer Berufsausbildung neue Ausbildungsplätze in bisher 
nicht ausbildenden Betrieben gewinnen, ist nach Auffas- 
sung aller Beteiligten ein wichtiger Beitrag zur Erhöhung 
des Ausbildungsplatzangebotes. 

- Die Bundesregierung hat im Entwurf des Bundes- 
haushaltes 1999 Mittel zur Verlängerung des Sonder- 
programms „Ausbildungsstellenentwickler Ost“ des Bun- 
desministeriums für Bildung und Forschung bis 2001 
sowie die Erhöhung der Zahl der Ausbildungsplatz- 
entwickler von rund 160 auf knapp 200 vorgesehen. 

— Die Programme , Ausbildungsberater“ und „Lehrstellen- 
werber“ des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Technologie werden fortgeführt. 

— Die Kammern in den alten Ländern werden gleichfalls 
den Einsatz von Ausbildungsplatzentwicklem fortsetzen 
und möglichst noch intensivieren. 

— Die Bundesanstalt für Arbeit wird weiterhin die Be- 
schäftigung von Ausbildungsplatzentwicklem in Arbeits- 
beschaffungsmaßnahmen im Rahmen der gesetzlichen 
und haushaltsmäßigen Möglichkeiten fördern. 

• Mit dem ERP-AusbUdungsplatzprogramm der Bundes- 
regiemng werden 1999 mnd 200 Mio. DM für die Förde- 
rung von zusätzlichen Ausbildungsplätzen in kleineren und 
mittleren Unternehmen bereitgestellt werden. 

Die in den Ländern Verantwortlichen sind aufgefordert, 
ebenfalls alle Anstrengungen, ein regional und bemfsstruktu- 
rell ausgeglichenes Ausbildungsstellenangebot sicherzustel- 
len, fortzusetzen und möglichst noch zu verstärken. 

7. Mit den Sofortmaßnahmen für 1999 hat die Bundesregie- 
rung gemeinsam mit Wirtschafts verbänden und Gewerk- 
schaften innerhalb weniger Monate die notwendigen und 
möglichen Maßnahmen zur kurzfristigen Verbesserung der 
Ausbildungsplatzsituation in 1999 eingeleitet. Zur mittelfri- 
stigen Sichemng eines ausreichenden betrieblichen Ausbil- 
dungsplatzangebotes sind durchgreifende Reformen erfor- 
derlich. Dabei haben folgende Handlungsfelder für die Bun- 
desregierung Priorität: 


Beschluß des Bundeskabinetts 

• Bessere Vorbereitung der Schüler allgemeinbildender 
Schulen auf den Übergang in eine Berufsausbildung 
Neben einer Stärkung des Unterrichtes in den Basisfächem 
sowie der Vermittlung solider Grundkompetenzen im Um- 
gang mit Informationstechniken und neuen Medien sowie 
im Umweltschutzbereich gehört dazu vor allem eine besse- 
re und breitere Berufswahlorientierung. Das Bundesmini- 
sterium für Bildung und Forschung wird die 1998 begonne- 
ne Initiative „Schule-Wirtschaft/Arbeitsleben“ nach Ab- 
sprache mit den Ländern, den Sozialpartnern und Verbän- 
den auf eine breitere Grundlage stellen, mit der die Ent- 
wicklung von Konzepten für eine bessere Zusammenarbeit 
von Schule und regionaler Wirtschaft gefördert und für eine 
breite Nutzung vorbereitet werden soll. 

• Verstärkung der systematischen Aktivitäten zur 
Früherkennung des Qualifikationsbedarfs 

Die Bundesregierung wird in Absprache mit den Sozial- 
partnern die Weiterentwicklung und den kontinuierlichen 
Einsatz eines breiten Instrumentariums zur zeitnahen Iden- 
tifizierung neuen Qualifikationsbedarfs nachhaltig fördern 
und verstärken. Das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung wird darüber hinaus bei seinen Aktivitäten in 
allen Forschungsbereichen jeweils prüfen, ob und inwie- 
weit Erkenntnisse zu Fragen der Qualifikationsentwicklung 
und des Qualifizierungsbedarfes - als Querschnittsfragen — 
aus diesen Vorhaben zu gewinnen sind. 

Die Ergebnisse sollen politische Entscheidungen zur Aus- 
gestaltung der dualen Berufsausbildung erleichtern und 
besehleunigen, die wie bisher im Konsens zwischen Ar- 
beitgebern, Gewerkschaften und der Bundesregierung er- 
folgen. 

• Rasche Modernisierung, Differenzierung und 
Flexibilisierung der A usbildungsberufe; 

Entwicklung neuer Ausbildungsberufe in wachsenden 
und innovativen Beschäftigungsfeldern 
Modernisierte und neue Ausbildungsberufe sichern Aus- 
bildungsplätze und schaffen neue Ausbildungsmöglichkei- 
ten, vor allem auch in Betrieben, die bisher nicht ausbilden 
und stärken damit die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft. 1999 wird die Modernisierung von rund 58 
Ausbildungsberufen mit insgesamt 368.000 Auszubilden- 
den vorbereitet. Es ist beabsichtigt, neue Ausbildungs- 
ordnungen für 29 Berufe, davon drei neue Berufe, zum 
1 . August 1 999 in Kraft zu setzen. 

Die Sozialpartner sind aufgefordert, im Interesse der 
Jugendlichen und der Betriebe weitere Vorschläge für 
Modernisierungen und für neue Berufe zügig und mit dem 
Willen zum Konsens zu prüfen. Vorschläge, über die Bun- 
desregierung und Sozialpartner in den Grundsätzen einig 
sind, werden innerhalb von 12 Monaten, bei völlig neuen 
Berufen innerhalb von 24 Monaten umgesetzt. Bei abwei- 
chenden Auffassungen zu Einzelfragen wird die Bundesre- 
gierung die dazu erforderlichen Entscheidungen treffen. 

Um eine zügige Weiterentwicklung der Berufsausbildung 
zu gewährleisten, strebt die Bundesregierung bei moderni- 
sierten und neuen Ausbildungsberufen noch mehr Flexibi- 
lität, Differenzierung und Praxisnähe an. Dabei spielen 
neue Strukturkonzepte eine wichtige Rolle, die den fach- 
lichen Kern der Berufe erhalten, zugleich aber differenzier- 
ten Praxisanforderungen durch technikoffene Ausbildungs- 
ordnungen und durch ein Angebot an Auswahlmöglichkei- 
ten von Qualifikationsinhalten innerhalb der Berufe Rech- 
nung tragen. Damit wird es möglich, daß die Unternehmen 
auf neue Entwicklungen rasch reagieren, betriebsspezi- 
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fische Erfordernisse integrieren und die unterschiedliche 
Leistungsfähigkeit der Auszubildenden berücksichtigen 
können. Die Bundesregierung will solche und ähnliche 
Ansätze, die mehr Freiräume in der betrieblichen Berufs- 
ausbildung schaffen, im Konsens mit den Sozialpartnern 
konsequent imd breit realisieren. 

• Individuelle Differenzierung und Brücken in die 
Weiterbildung durch Zusatzqualifikationen 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung hat 
konzeptionelle Überlegungen zur verstärkten Entwicklung 
und breiteren Einführung von Zusatzqualifikationen vorge- 
legt. 

Als kurzfristig aktualisierbare zusätzliche Qualifikations- 
angebote außerhalb von Ausbildungsordnimgen, mit denen 
rasch auf neue Anforderungen reagiert werden kann, kön- 
nen sie erheblich zur Flexibilisierung der Berufsausbildimg 
beitragen. Individualisierung wird gefördert, indem Auszu- 
bildende, die mehr leisten können und wollen als in den 
Mindestanforderungen der Ausbildungsordnungen vorge- 
geben ist, Gelegenheit erhalten, zusätzliche Qualifikationen 
zu erwerben. Als Qualifikationsbausteine, die sowohl in der 
beruflichen Ausbildung als auch in der beruflichen Weiter- 
bildung genutzt werden können, sind neue Verbindungen 
von Aus- und Weiterbildung möglich, bis hin zum Absol- 
vieren von Teilinhalten geregelter Fortbildungen bereits 
während der Berufsausbildung. 

• Sicherung und Schaffung von Ausbildungs- 
möglichkeiten in allen zukunftsfesten 
Tätigkeitsbereichen und für alle Jugendlichen 

ln den Betrieben findet sich nach wie vor ein breites Spek- 
trum von zukunftssicheren Arbeitsplätzen mit imterschied- 
lichen Anforderungen an das Qualifikationsniveau der 
Beschäftigten. Mit neuen Strukturkonzepten für Ausbil- 
dungsberufe soll deshalb die gesamte Breite der Anforde- 
rungen der betrieblichen Praxis erfaßt werden. 

Ausgangspunkt muß die Arbeitsmarktverwertbarkeit der 
Ausbildungsberufe sowie die volle Berufsbefähigung der 
Absolventen einer Berufsausbildimg bleiben, die breite 
Einsatzmöglichkeiten, Flexibilität, Mobilität und Weiter- 
entwicklung der Qualifikationen in der Beschäftigung 
ermöglicht. 

ln diesem Rahmen strebt die Bundesregierung weitere 
modernisierte und neue Ausbildungsberufe an, die auch 
Jugendlichen mit eher praktischem und weniger theore- 
tischem Leistungsprofil neue zukunftsfeste Ausbildungs- 
und Beschäfligungschancen sowie Weiterbildungsoptionen 
eröffnen. Dadurch können auch neue betriebliche Ausbil- 
dungsmöglichkeiten erschlossen werden. 

ln diesem Zusammenhang ist eine Diskussion über generel- 
le Festlegungen von Ausbildungszeiten nicht sachgerecht. 
Das Ziel der vollen Berufsbefähigung erfordert Ausbil- 
dungszeiten, die sich an den dazu erforderlichen Qualifika- 
tionsinhalten orientieren. Darüber kann deshalb ebenso wie 
über die fachliche Angemessenheit von Stufenausbildim- 
gen nur von Fall zu Fall bei konkreten Neuordnimgen und 
nicht generell entschieden werden. 

Orientiert an diesen Grundsatzpositionen wird die Bundes- 
regierung eine rasche Verständigung mit den Sozialpart- 
nern über eine Erweiterung des Ausbildungsberufean- 
gebotes suchen. 


• Weiterentwicklung der Konzepte zur Förderung 
von Jugendlichen mit schlechteren Startchancen und 
Senkung des Anteils der jungen Erwachsenen 
ohne Berufsabschluß 

Bundesregierung, Wirtschafts verbände und Gewerkschaf- 
ten werden noch in 1999 im „Bündnis für Arbeit, Ausbil- 
dung imd Wettbewerbsfähigkeit“ unter Beteiligung der 
Länder die Weiterentwicklung der Konzepte zur Förderung 
von Jugendlichen mit schlechteren Startchancen und zur 
Senkung des Anteils der jungen Erwachsenen ohne Berufs- 
abschluß beraten. Wesentliche Verbesserungen strebt die 
Bundesregierung im Rahmen der jeweils verfügbaren 
Haushaltsmittel unter anderem in folgenden Handlungsfel- 
dem an: 

-Verbesserung der Kooperation von Jugendhilfe und 
Jugendsozialarbeit, Schulen, Berufsberatung, Bildungs- 
trägem, Ausbildungsbetrieben bei der Hinfühmng von 
Jugendlichen in schwierigen sozialen Lebenslagen zu 
Bemfsvorbereitung und Bemfsausbildung sowie bei 
der Fördemng der Bemfsausbildung benachteiligter Ju- 
gendlicher; 

- stärkere Verknüpfung von Ausbildungsvorbereitung und 
Bemfsausbildung, indem soweit wie möglich geeignete 
Inhalte anerkannter Ausbildungsbemfe in die Ausbil- 
dungsvorbereitung einbezogen werden; 

- Verbessemng der Rahmenbedingungen für den Übergang 
von benachteiligten Jugendlichen von außerbetrieblicher 
in betriebliche Ausbildung; 

-Weiterentwicklung und Verstärkung der Integrations- 
maßnahmen und spezifischen Hilfen für ausländische 
Jugendliche; 

- Verstärkung der Beratung und Unterstützung von Ausbil- 
dimgsbetrieben und Auszubildenden bei drohendem Aus- 
bildungsabbmch; Ausbau „nachgehender“ Hilfen bei 
Ausbildungsabbmch; 

- Weiterentwicklung modularer Ansätze von „Arbeiten und 
Lernen“ in der Nachqualifizierung von jungen Erwachse- 
nen ohne Bemfsausbildung. 

8. Mit dem Beschluß zum Bemfsbildungsbericht 1999 konkre- 
tisiert die Bundesregierung ihren Politikansatz zur Schaffung 
von mehr Ausbildimgsplätzen sowie zur Innovation und 
Emeuemng der Bemfsausbildung. Die Verwirklichung die- 
ser Politik im Dialog mit den Verantwortlichen in Wirtschaft 
und Gewerkschaften ist ein Schwerpunkt im „Bündnis für 
Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit“. Ferner wird 
die Bundesregiemng auf allen Ebenen das Gespräch und die 
Zusammenarbeit mit den Ländern suchen, die insbesondere 
durch Verbesserungen im Bereich des Unterrichts an Bemfs- 
schulen und an allgemeinbildenden Schulen dazu beitragen 
müssen. Die Bimdesregiemng appelliert an alle Beteiligten, 
in ihrem Verantwortungsbereich alle Anstrengungen zu 
unternehmen und alle Möglichkeiten auszuschöpfen, um die- 
se Politik des Dialogs und des konstruktiven Zusammen- 
wirkens im Interesse der jungen Generation und im Interesse 
der Zukunft von Wirtschaft und Gesellschaft zum Erfolg zu 
führen. 
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Stellungnahme des Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufsbiidur 

Stellungnahme des Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufsbildung 
vom 18. März 1999 zum Entwurf des Berufsbildungsberichtes 1999 des 
Bundesministeriums für Bildung und Forschung 


1 . Das Bundesministerium für Bildimg und Forschung stellt in 
dem Entwurf des Berufsbildimgsberichts 1999 fest: 

Bundesweit wurden 1998 612.771 Ausbildungsverträge ab- 
geschlossen, 25.254 oder 4,3 % mehr als im Jahr zuvor. 
Damit hat sich das Ausbildungssystem erstmals seit Jahren 
auf weiterhin niedrigem Angebotsniveau der Wirtschaft 
etwas stabilisiert. 

Zum Vergleich: 

1998 standen bundesweit 98,1 Ausbildungsstellen 100 Nach- 
fragern gegenüber, 1 997 betrug diese Relation 96,6 : 1 00. 

Bei regionaler bzw. überregionaler Betrachtung ergeben sich 
indes erhebliche Unterschiede: So hat sich die Ausbildungs- 
situation in den alten Bundesländern trotz eines ungünstigen 
Beginns im Oktober 1997 mit Ausnahme einiger Arbeits- 
amtsbezirke, insbesondere in großstädtischen Ballungs- 
räumen und strukturschwachen Gebieten, leicht entspaimt. 

Demgegenüber stellt sich die Situation in den neuen Bundes- 
ländern noch ungünstiger dar. Das betriebliche Ausbildimgs- 
angebot ist dort erneut zurückgegangen. Neben der von Bimd 
und Ländern getragenen „Lehrstelleninitiative Ost 1998“ 
waren wiederum zusätzliche landeseigene flankierende För- 
dermaßnahmen erforderlich. 

Eine nennenswerte Betrachtung nach Ausfühmngsbereich 
ergibt ebenfalls ein differenziertes Bild: Eine Steigerung des 
Gesamtangebotes ist bundesweit lediglich im Bereich der 
Industrie- und Handelskammern festzustellen; in den meisten 
anderen Ausbildungsbereichen ist es weiter zurückgegangen. 

Lehrstellenbewerber und Lehrstellenbewerberinnen, insbe- 
sondere diejenigen in Ostdeutschland, haben vor dem Hinter- 
grund der angespannten Situation bei der Suche nach einem 
Ausbildungsplatz eine hohe Flexibilität imd Mobilität ge- 
zeigt. 

2 . Bimd und Länder haben in je nach Situation regional unter- 
schiedlicher Intensität wiederum neben der Förderung be- 
trieblicher Erstausbildung erheblich mit den öffentlich finan- 
zierten außerbetrieblichen und anderen flankierenden Förder- 
maßnahmen zur Entlastung des Ausbildungsmarktes beige- 
tragen. 

Allein in Ostdeutschland wurden 1998 zur Förderung der 
beruflichen Erstausbildung über 1,8 Mrd. DM eingesetzt. 
Bezogen auf die Zahl der im Berichtsjahr gemeldeten Berufs- 
ausbildimgsstellen in den neuen Bundesländern (130.480) 
entfällt somit auf jeden Ausbildimgsplatz ein Betrag von 
knapp 13.800 DM, das sind ca. 50% der den Betrieben im 
Rahmen einer dreijährigen Ausbildung durchschnittlich ent- 
stehenden Nettokosten. 

Zusätzlich legte die neue Bundesregirung am 25. November 
1998 das „Sofortprogramm zum Abbau der Jugendarbeits- 
losigkeit“ (sog. „100.000-Plätze-Programm“) auf Sie bewer- 
tete jedoch zugleich diese Entscheidung als einen einmaligen 
nicht wiederholbaren Kraftakt. Im Konsens mit allen an der 
beruflichen Bildung Beteiligten müßte alles imtemommen 
werden, in den nächsten Jahren zu einem ausgeglichenen 
Ausbildungsmarkt zu gelangen. 


3. Der Ausbildungsmarkt 1997/98 läßt darüber hinaus eine Ver- 
stetigung von Trends erkennen, die schon in vorhergehenden 
Stellungnahmen des Hauptausschusses imd den ihm ange- 
hörenden Gruppen Anlaß zur Sorge waren. 

Der Anteil der Altbewerber liegt in den alten Bundesländern 
weiterhin auf hohem Niveau (38,3%) und hat in den neuen 
Bundesländern deutlich zugenommen (37,4% = -1-2,4%). Mit 
der Zunahme dieser Personengruppe erfährt die Gesamtzahl 
der gemeldeten Bewerber eine weitere Steigerung. 

Die Bewerberzahl der Hauptschulabsolventen oder solcher 
mit vergleichbaren Abschlüssen ist im abgelaufenen Be- 
rufsbildungsjahr erneut gesunken, während die Anteile der 
Bewerber mit mittlerem Abschluß, Fachhochschulreife so- 
wie Hochschulreife gestiegen sind. 

Insbesondere in Regionen mit einem nicht ausgeglichenen 
Ausbildungsmarkt führt dies zu bedenklichen Verdrängungs- 
effekten, die nur durch staatliche Interventionen, vornehm- 
lich der Bundesanstalt für Arbeit, abgemildert werden 
können. So befindet sich in Ostdeutschland mittlerweile fast 
jeder zehnte Auszubildende in einer Maßnahme der Benach- 
teiligtenförderung der Arbeitsverwaltung. 

4 . Der Hauptausschuß ist vor diesem Hintergrund der Auf- 
fassung, daß sich in absehbarer Zeit das Problem der bemf- 
lichen Qualifizierung Jugendlicher nicht ausschließlich im 
Rahmen des marktorientierten dualen Systems lösen läßt, 
sondern daß es weiterhin flankierender Maßnahmen bedarf 
imd zusätzliche Initiativen zur Stärkung und Fortentwicklung 
des dualen Systems notwendig sind: 

Gründe sieht er hierfür insbesondere, daß 

- demografisch bedingt die Nachfrage nach Ausbildungsplät- 
zen bis zum Jahr 2006 kontinuierlich mit etwa 1 ,3 bis 2,0% 
je Jahr noch weiter ansteigt, 

- mit einem dementsprechenden Gesamtangebot an Ausbil- 
dungsplätzen aber nicht zu rechnen ist. 

Die Zahl der Einfacharbeitsplätze wird künftig weiter sinken. 
Bis zum Jahr 2010 sollen 40% der Einfacharbeitsplätze des 
Jahres 1997 entfallen. Bislang ungelernt gebliebene, insbe- 
sondere leistungsgeminderte und sozial benachteiligte Ju- 
gendliche, bedürfen einer Qualifizierung, um überhaupt eine 
Chance auf dem Arbeitsmarkt zu bekommen. Daher steigt 
die Wahrscheinlichkeit, daß das betriebliche Ausbildungs- 
platzangebot künftig nicht ausreichen imd bis zum Wiederer- 
starken der demografischen Kurve eine deutliches Ausbil- 
dungsplatzdefizit entstehen könnte. 

Ob Bund und Ländern künftig in der Lage sein werden, die- 
ses Ausbildungsplatzdefizit durch die Förderung der bemf- 
lichen Erstausbildung und die Finanzierung von Förderpro- 
grammen bzw. die Ausbildung in den Berufsfachschulen zu 
verringern, hängt von der Höhe des Ausbildungsplatzdefizits 
und von den Finanzierungsmöglichkeiten der staatlichen 
Haushalte ab. 
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5. Der Hauptausschuß hält folgende Maßnahmen für erforder- 
lich: 

5. 1 Rechtzeitige und ausreichende Vorbereitung unserer 
Jugendlichen auf die Berufs- und Arbeitswelt 

Der Anteil der Schulabgänger und Schulabgängerinnen ohne 
Hauptschulabschluß bzw. Berufsbildungsreife ist zu hoch; 10 
bis 14% eines Altersjahrgangs bleiben ohne Berufsausbil- 
dung. Hier muß verstärkt an die große Verantwortung der 
Eltern, auch von ausländischen Jugendlichen, appeliert wer- 
den. Darüber hinaus ist es notwendig, den die Schlüsselquali- 
fikationen fördernden Unterricht der Schule zu verstärken, 
die Schulsozialarbeit auszubauen und die hierfür erforder- 
lichen sowie sozialpädagogischen Unterrichtsanteile zu er- 
höhen. Das würde die Ausbildungschancen der Jugendlichen 
deutlich verbessern. Von Organisationen der Arbeitgeber- 
seite wurde wiederholt vorgetragen, die Ausbildungskapa- 
zitäten der Betriebe könnten besser genutzt werden, würde es 
nicht häufig hinsichtlich der Ausbildungsreife an geeigneten 
Bewerbern fehlen. 

Die Problemlösung kann in einer Differenzierung der Berufs- 
ausbildung für benachteiligte Jugendliche liegen, die ent- 
sprechend den Modellversuchen, Maßnahmen und Vorschlä- 
gen in den Ländern gestaltet werden. 

5.2 Verstärkte Einführung von Ausbildungsverbünden 
Nach den Erhebungen des Betriebspanels 1997 des Instituts 
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (lAB) bildeten in den 
alten Bundesländern 1 % und in den neuen Bundesländern 
2% der Ausbildungsbetriebe in Ausbildungsverbünden aus. 
Diesen Anteil gilt es weiter zu steigern. 

Ausbildungsverbünde können zu einer Verbreiterung der 
betrieblichen Ausbildungsbasis beitragen, indem Betriebe 
sich an einer Ausbildung beteiligen, die für sich allein den 
Ausbildungsanforderungen nicht gerecht werden können. 
Gleichzeitig ergeben sich hierdurch Elemente der Qualitäts- 
sicherung betrieblicher Ausbildung. Bisherige Erfahren mit 
Ausbildungsverbünden, vorrangig in den neuen Ländern, zei- 
gen ein zusätzliches Potential der Ausbildungsverbünde als 
Managementeinheit zur Entlastung der beteiligten Betriebe, 
insbesondere in einer kleinteiligen Wirtschaftsstruktur. In 
Form von Qualifizierungsverbünden könnten Ausbildungs- 
verbünde ferner Elemente der Ausbildung mit denen der 
Weiterbildung verzahnen. 

Finanzielle Hilfen von Bund und Ländern sollten sich zeitlich 
befristet auf eine Anschubunterstützung zur Schaffung der 
erforderlichen Infrastruktur beschränken. Andernfalls wird 
das Ausbildungsengagement der anderen Betriebe unter- 
graben und per saldo ergebe sich allenfalls ein Gleichstand 
im betrieblichen Ausbildungsangebot. Dauerhaft und lang- 
fristig können Ausbildungsverbünde nur durch die Wirt- 
schaft, insbesondere die beteiligten Betriebe und die zustän- 
digen Stellen, finanziell abgesichert werden. 

5. 3 Ausbildungsbeteiligung und Ausbildungsbereitschaft 
sind weiter zu steigern 

Die erwähnte Betriebsbefragung des lAB im Rahmen seines 
Betriebspanels 1997 hat deutliche Unterschiede des Ausbil- 
dungsverhaltens von Betrieben in West- und Ostdeutschland 
ergeben. Währens in Westdeutschland 55 % aller Betriebe die 
gesetzlichen Voraussetzungen für die Berufsausbildung 
erfüllen und 44% nicht, ist das Verhältnis in Ostdeutschland 
nahezu umgekehrt. Wenn auch die Quote der ostdeutschen 
Betriebe, die nicht über geeignete Ausbilder bzw. eine geeig- 
nete Ausbildungsstätte verfügen, hoch erscheint, so bilden 
mit nunmehr fast 29% aller ostdeutschen Betriebe 3 % mehr 
als im Vorjahr aus. Auch in Westdeutschland hat sich die 


Ausbildungsbetriebsquote gegenüber 1996 auf 33% erhöht. 
Insgesamt ist aber der prozentuale Anteil der Ausbildungsbe- 
triebe an der Gesamtzahl der Betriebe mit 24% im Vergleich 
zum Vorjahr kaum gestiegen. Als Gründe, warum Betriebe 
nicht ausbilden, wurden vorrangig die Höhe der Ausbil- 
dungskosten, die fehlende Übemahmemöglichkeit von Aus- 
zubildenden und der hohe Aufwand für Ausbildung genannt. 

Die Gründe für die geringe Zahl von ausbildungsgeeigneten 
Betrieben bedarf der vertieften Analyse durch die zuständi- 
gen Stellen und gegebenenfalls - neben der Implementierung 
von Ausbildungsverbünden - weiterer zielgerichteter Maß- 
nahmen bis zur Überprüfung der derzeit geltenden recht- 
lichen Regelungen. Die Notwendigkeit der Überbedarfsaus- 
bildung darf nicht durch einengende Übemahmeverpflich- 
tungen im Rahmen von Tarifverträgen konterkariert werden. 

5.4 Fortführung der Förderung der dualen 
Berufsausbildung ist Ostdeutschland 

Die Förderung der betrieblichen Ausbildung in Ostdeutsch- 
land muß auf absehbare Zeit erhalten bleiben. Angesichts der 
in Ostdeutschland bestehenden schlechten Beschäftigungssi- 
tuation gibt es zur Zeit keinen anderen Weg, dem Mangel an 
Ausbildungsplätzen zu begegnen. Allerdings besteht 
zwischen der Verantwortung der Wirtschaft, für ein ausrei- 
chendes Angebot an Ausbildungsplätzen Sorge zu tragen, 
und der Zielstellung von Bund und neuen Ländern, tatsäch- 
lich jedem Ausbildungsplatzsuchenden das Angebot eines 
Ausbildungsplatzes in einem anerkannten Beruf zu unterbrei- 
ten, ein erhebliches Spannungsverhältnis. Gerade indem die 
Förderung der neuen Länder bislang stark betrieblich ausge- 
richtet war, wurden die Anreize für ein eigenverantwortliches 
Handeln der Tarif- und Sozialpartner stark geschwächt. Prä- 
mien für betriebliche Plätze und die Vollfinanzierung von 
betriebs- oder wirtschaftsnahen Ausbildungsplätzen führten 
dazu, daß der Druck zur Verständigung über vertretbare 
Bedingungen für die Ausbildung verringert wurde. 

Die Auflegung eines Aktionsprogramms Lehrstelleninitiative 
Ost 1 999 durch den Bund und die neuen Länder wird - wie in 
den Vorjahren - auch in diesem Jahr erforderlich sein. Bund 
und neue Länder sollten sich hierbei an dem Umfang des 
Vorjahres orientieren. Der Hauptausschuß regt in diesem 
Zusammenhang eine Verständigung über eine aus seiner 
Sicht erforderliche mittelfristige Planungssicherheit bis zum 
Jahre 2004/2005 an und bittet den Bund, die dafür erforderli- 
chen Schritte einzuleiten. 

5. 5 Der Prozeß zur Modernisierung der Berufsausbildung 
muß weiter vorangebracht werden. 

Der rasche Strukturwandel zwingt zu einer Modernisierung 
der Berufsausbildung in der Bundesrepublik. Dazu gehört die 
Entwicklung neuer Berufe ebenso wie die laufende Anpas- 
sung der Ausbildungsordnungen an bereits eingetretene Ver- 
änderungen der Qualifikationsanforderungen der Betriebe. 
Der Bund als Verordnungsgeber kann dadurch zur Steige- 
rung des Ausbildungsangebotes der Betriebe wesentlich bei- 
tragen. Außerdem ist ein System der Früherkermung sich in 
den Unternehmen erst anbahnender Veränderungen in den 
Arbeitsanforderungen notwendig. Der Hauptausschuß erwar- 
tet, daß mit der Umorganisation des Bundesinstituts für 
Berufsbildung erste Schritte hierzu eingeleitet werden. 

5. 6 Ausbau des Ausbildungsplatzangebotes 
in den neuen Berufen 

Die Entwicklung der neu geschaffenen Berufe ist zu be- 
grüßen. So konnten 1997 allein in den neuen Berufen 
der Informations- und Telekommunikationstechnologie (IT) 
4.748 neue Ausbildungsverträge abgeschlossen werden und 
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die Zahl der Ausbildungsverhältnisse belief sich Ende 
August 1998 schon auf 9.798. Dies ist eine Verdoppelung der 
Ausbildungsverhältnisse innerhalb eines Jahres. Allerdings 
ist festzustellen, daß die IT-Berufe regional sehr unterschied- 
lich angenommen werden und durch sie das quantitative 
Problem allein nicht zu lösen ist. 

Der Hauptausschuß erwartet, daß die weitere Entwicklung in 
den neuen Berufen, insbesondere im Hinblick auf eine Stei- 
gerung der Ausbildungsbeteiligung, die Veränderung der Bil- 
dungsstruktur der Auszubildenden, die gesehlechtsspezi- 
fische Entwicklung, den Übergang in das Beschäftigungs- 
system sowie die Konkurrenz zu Absolventen der Fachhoch- 
schulen bzw. Hochschulen, sorgfältig beobachtet wird. 

5.7 Weitere Verbesserung der Lernortkooperation 

Die inhaltliehe und organisatorisehe Koordinierung und 
Abstimmung zwischen den verschiedenen Lemorten, insbe- 
sondere Betrieb und Berufsschule sowie der Überbetrieb- 
lichen Bildungsstätte, sind weiter zu verbessern. Für die 
Umsetzung in die Ausbildungspraxis hat der Hauptausschuß 
mit seiner Empfehlung zur Lemortkooperation vom 27. 
November 1997 gezielte Hinweise gegeben. Er geht davon 
aus, daß diese durch die zuständigen Stellen vor Ort inzwi- 
schen aufgenommen worden sind. Hierbei sollten auch ver- 
stärkt Erfahrungen aus laufenden und abgeschlossenen 
Modellversuchen zur Lemortkooperation einfließen. 

5 . 8 Verstärkung der Zusammenarbeit mit der 
Arbeitsverwaltung 

Der Umfang von Maßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit 
zur Fördemng von sozial benachteiligten und lembeeinträch- 
tigten Jugendlichen hat im Berichtsjahr erneut zugenommen. 
Diese Entwicklung gibt Anlaß zur Sorge, da die ausschließ- 
lich der Fördemng von Jugendlichen mit individuellen 
Problemen dienenden Maßnahmen in einer zunehmenden 


Anzahl von Regionen auch zur Kompensation des fehlenden 
betrieblichen Lehrstellenangebotes genutzt werden. 

Der Hauptausschuß hält vor diesem Hintergrund eine engere 
Abstimmung mit der Arbeitsverwaltung und den sonstigen in 
der Förderung von Benachteiligten zuständigen Einrichtun- 
gen und den in der bemflichen Bildung zuständigen Stellen 
und Institutionen für dringend geboten. Einen Ansatz hierfür 
bieten die „Gemeinsame Erklärung zur kooperativen För- 
demng Benachteiligter beim Übergang von Schule und 
Bemf‘ vom 20. Oktober 1997 sowie die Regionalisiemngs- 
ansätze der Arbeitsmarktpolitik. Der Hauptausschuß hegt die 
Erwartung, daß die Landesausschüsse für Bemfsbildung die- 
sem Thema besondere Aufmerksamkeit widmen. 

5.9 Der Hauptausschuß begrüßt, daß die Bundesregierung 
mit der Auflegung des Sofortprogramms zum Abbau der 
Jugendarbeitslosigkeit einen ersten Schritt zur Bekämpfung 
der Jugendarbeitslosigkeit unternommen hat. Angesichts von 
rd. 480.000 gemeldeten Arbeitslosen unter 25 Jahren Ende 
1998 und einer hohen Zahl nicht erwerbstätiger Personen 
unter 25 Jahren müssen weitere Schritte und Maßnahmen zur 
Umsetzung der beschäftigungspolitischen Leitlinie 1 der Eu- 
ropäischen Union (Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit) 
unternommen werden, um jedem Jugendlichen nach späte- 
stens sechs Monaten Arbeitslosigkeit einen Ausbildungs- 
oder Arbeitsplatz anbieten zu können. 

6. Der Hauptausschuß hält eine Diskussion zwischen allen an 
der bemflichen Bildung Beteiligten hierüber auch im Rah- 
men des Bündnisses für Arbeit und Ausbildung für zwin- 
gend. Es ist der Zeitpunkt gekommen, jetzt verstärkt und 
gmndsätzlich die Beratung über die Fortentwicklung des 
dualen Bemfsausbildungssystems aufzunehmen. Dazu ist 
eine Analyse der Probleme, mit denen gegenwärtig unser 
Bemfsbildimgssystem behaftet ist, Voraussetzung. 
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Ausbildung - die Grundlage der Zukunft - 
Was ist notwendig? 

Die Anforderungen in der Arbeitswelt nehmen zu, die Ar- 
beitsplätze für nicht ausreichend qualifizierte Arbeitnehmer 
nehmen ab. Personen ohne formalen Ausbildungsabschluß zei- 
gen ein sehr hohes Risiko, arbeitslos zu werden. Fast jeder 
zweite Arbeitslose in Westdeutschland kann keine Berufs- 
ausbildung vorweisen (in Ostdeutschland sind es 21%). Diese 
Ungelernten tragen im Berufsleben gleich ein doppeltes Risiko: 
Sie sind, wenn es mit der Konjunktur nicht so gut geht, eher von 
Entlassungen betroffen als qualifizierte Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer. Und sie haben es anschließend schwerer, wieder 
einen Arbeitsplatz zu finden; denn die meisten Unternehmen 
legen bei Einstellungen großen Wert auf eine qualifizierte 
berufliche Ausbildung. Dieser Situation muß auf allen Ebenen 
dadurch Rechnung getragen werden, diesem zweifachen Risiko 
durch Bildung und Weiterbildung, durch die Teilnahme an 
Maßnahmen zur Fortbildung und Qualifizierung das (beruf- 
liche) Wissen auf den neuesten Stand zu bringen, entgegenzu- 
wirken. 

Versprechen der großen Wirtschaftsverbände 
„Allen Jugendlichen einen Ausbildungsplatz“ 
wieder nicht eingehalten 

Der Streit um die Beurteilung der Lage auf dem Ausbil- 
dungsstellenmarkt wiederholt sich Jahr für Jahr. Rechnet man 
die Zahl der Bewerber gegen die angebotenen Plätze auf, fehlen 
in jedem Jahr Zigtausende Ausbildungsstellen. Die Zahl der 
Schulabgänger wird bis über das Jahr 2000 hinaus weiter 
zunehmen, der Bedarf an Ausbildimgsplätzen wird also steigen. 
Auch wenn etliche Betriebe mehr Jugendliche ausbilden, als sie 
benötigen, werden sich weiterhin viele Betriebe auf dem Aus- 
bildungsstellenmarkt zurückhalten. 

Die Präsidenten der großen Wirtschafts verbände hatten an- 
läßlich ihres traditionellen Jahrestreffens mit dem Bun- 
deskanzler am 9. März 1998 in München eine Erklärung zur 
wirtschaftlichen Entwicklung vorgelegt. Darin heißt es: 

„Die Wirtschaft wird alle Anstrengungen unternehmen, um in 
diesem Jahr etwa 2 % zusätzliche Ausbildungsplätze bereitzu- 
stellen und damit ihrer Verantwortung hinsichtlich der zu 
erwartenden Stellermachfrage von 645.000 Ausbildungsplätzen 
Rechnung zu tragen.“ 

Tatsächlich sind aber nur 612.771 neue Ausbildungsverträge 
abgeschlossen worden. 

Kein durchgreifender Erfolg - Mangel hat sich 
stabilisiert - Ausbildungslücke wurde größer 

Auch im zurückliegenden Jahr hat die Politik der Freiwilligkeit 
und der Anreize versagt. Trotz der neuen Ausbildungs- 
versprechen der Wirtschaft, , jedem ausbildungswilligen und 
ausbildungsfähigen“ Jugendlichen einen Ausbildungsplatz 
anzubieten, haben die Betriebe laut der Berufsberatungsstatistik 
der Bundesanstalt für Arbeit für das Berufsberatungsjahr 
1997/98 den Arbeitsämtern im vergangenen Jahr erneut 0,5% 
(8.236) weniger AusbUdungsstellen angeboten als im Vorjahr. 
Betriebe und Verwaltungen meldeten von Oktober vergange- 
nen Jahres bis Ende September 604.290 AusbildungssteUen. 


Das sind 3.500 weniger als im Vergleichsjahreszeitraum. Die 
Zahl der Bewerber stieg dagegen erneut um 3,1% auf 
796.400. Offiziell waren Ende September noch 35.675 Jugend- 
liche ohne Ausbildungsplatz. Dies waren erfreulicherweise 
24,8% weniger als im September 1997, aber für diese Jugend- 
lichen bietet sich überhaupt keine Perspektive. Die Zahl der 
offenen Ausbildungsstellen belief sich auf 23.404, 9,5% weni- 
ger als vor einem Jahr. Obwohl die Ausbildungsplatzsuchenden 
die Schulen mit Beginn der Sommerferien verlassen haben, 
wußten in der Bundesrepublik 380. 183 als Lehrstellenbewerber 
bei der Bundesanstalt registrierte Mädchen und Jungen nicht, 
ob überhaupt imd in welchem Beruf sie einen Ausbildimgsplatz 
finden werden. Sie mündeten bis zum 30. September 1998 nicht 
in einen Ausbildungsplatz. Diese Jugendlichen wurden in schu- 
lische „Warteschleifen“ abgedrängt. Sie haben sich kurzfristig 
zum Besuch von weiterführenden Schulen oder zum Studium 
entschlossen, weil sie keinen Ausbildungsplatz, der ihrem 
Berufswunsch oder zumindest der Berufsrichtung nahe kam, 
gefunden haben. Viele befinden sich in „Warteschleifen“, die 
keine wirkliche Alternative zur dualen Berufsausbildung dar- 
stellen, da sie keinen Berufsabschluß ermöglichen. Rund 
20.800 Bewerber mündeten in eine berufsvorbereitende Bil- 
dungsmaßnahme, das waren 8.500 oder 69% mehr als im Vor- 
jahr. 25.000 Jugendliche werden eine außerbetriebliche 
Berufsausbildimg beginnen, die ebenfalls von den Arbeits- 
ämtern finanziert wird. Hinzu kommen rund 45.000 Bewerber, 
die ihre Ausbildung in einem Berufsbildungswerk oder einer 
sonstigen Reha-Einrichtung absolvieren. Fast 130.000 junge 
Menschen sind nach der Geschäftsstatistik der Bundesanstalt 
für Arbeit in eine Arbeitsstelle vermittelt worden bzw. „nach 
Vermittlungs Vorschlag unbekannt verblieben“. 

Sorgenkind bleiben die neuen Bundesländer. Dort ist das 
betriebliche Ausbildungsplatzangebot um 5,8% auf 92.495 
AusbUdungsplätze nochmals zurückgegangen. Die Bewerber- 
zahl erhöhte sich um 1,4% auf 229.293. Die Pleitewelle in der 
ostdeutschen Wirtschaft, z.B. der Zusammenbruch ganzer 
Branchen wie der Textilindustrie, belastet den ohnehin ange- 
spannten Ausbildimgsstellenmarkt erheblich. Immer mehr Aus- 
zubildende aus Konkursuntemehmen mußten neu vermittelt 
werden. Angesichts der anhaltenden Ausbildimgsstellenmisere 
wurde auch in diesem Berichtsjahr ein von Bund und Ländern 
getragenes Sonderprogramm für zusätzliche Ausbildungsplätze 
in den ostdeutschen Bundesländern aufgelegt. Nur mit der Neu- 
auflage der Initiative für außerbetriebliche Ausbildungsstellen 
konnte für mindestens 17.500 Jugendliche eine Berufsausbil- 
dung ermöglicht werden, die trotz aller Bemühimgen nicht ver- 
mittelt werden konnten. 

Der Zuwachs an Ausbildungsplätzen in den ostdeutschen Bun- 
desländern beruht somit nicht auf einem erhöhten Angebot 
betrieblicher Plätze. Nur durch die massive Förderung von Aus- 
bildungsplätzen und durch den erheblichen Einsatz öffentlicher 
Mittel wurde die Steigerung des Ausbildungsplatzangebotes 
ermöglicht. 

Die Unternehmer und Verwaltungen sind ihren Ausbildungs- 
verpflichtungen nicht nachgekommen. Gemeinsame Anstren- 
gungen von Wirtschaft, Politik, Arbeitsämtern und Gewerk- 
schaften haben nicht dazu geführt, die Zahl der angebotenen 
Ausbildungsstellen und der abgeschlossenen Ausbildungs- 
verträge zu erhöhen. Aufgrund der steigenden Schülerzahlen 
waren und sind erhebliche weitere Anstrengungen nötig. Die 
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frühzeitigen und ständigen Forderungen der Gewerkschaften, 
durch wirksame Maßnahmen dieser auf Bundesebene früh 
erkennbaren Entwicklung rechtzeitig gegenzusteuem, um einen 
erneuten Engpaß auf dem Ausbildungstellenmarkt zu vermei- 
den, fanden keine Aufmerksamkeit bei den verantwortlichen 
Politikern auf Bundes- und Länderebene. Auch die vielen 
Appelle an die Betriebe, alle freien Ausbildungsstellen, auch 
die, die aufgrund der Eigeninitiative besetzt wurden, den 
Arbeitsämtern zu melden, kamen die Ausbildungsbetriebe nicht 
nach. 

Statt dessen haben sich die Rahmenbedingungen verschlech- 
tert. Neue Untemehmensstrategien, Reorganisation der Arbeits- 
welt, neue Leitlinien der Regional-, Irmovations- und Qualifi- 
kationspolitik, schneller technologischer Wandel, insbesondere 
im Bereich der Informationstechnologie, und neue Standort- 
politik unter dem Erfordernis der Nachhaltigkeit haben nicht zu 
einer Steigenmg der Ausbildungsplatzangebote geführt. Das 
Gegenteil ist der Fall. Sie sind die Ursache für weiteren Abbau 
von Ausbildungskapazitäten gewesen. 

Beseitigung der Schwächen im allgemein- und 
berufsbildenden Scbulsystem erforderlich 

Der Flauptausschuß hält eine intensivere Auseinandersetzung 
über Bildimg und Bildungsziele für notwendig. Insbesondere 
sollte eine Diskussion über allgemeingültige Grundkenntnisse, 
die im allgemeinbildenden Schulwesen vermittelt werden sol- 
len und der Vorbereitung auf das Leben dienen, geführt wer- 
den. Neben der Vermittlung von Grundwissen, Kulturtechniken 
imd informationstechnischen Grundkenntnissen muß nach Auf- 
fassung des Hauptausschusses zusätzlich Raum für mehr 
Schlüsselqualifikationen eröffnet werden. Durch zeitgemäßen 
Unterricht, der mit den Entwicklungen in Arbeitswelt und 
Gesellschaft Schritt hält, muß praktisches Lernen, verstärkt 
durch lebensnahen, anschaulichen, projekt- und handlungs- 
orientierten Unterricht, ermöglicht werden. Außerdem müssen 
die nötigen Freiräume für pädagogische Arbeiten eingeräumt 
werden, um das Leistungsvennögen und die Interessen der 
Schüler in der Berufsorientierungsphase in die Unterrichts- 
planung einzubeziehen. 

Die Beseitigung der von Arbeitgeber und Gewerkschaften 
gemeinsam erkannten Schwächen der Ausbildimg in Betrieb 
und Berufsschule ist notwendig, um dem Standard und dem 
Ausbildungsniveau gerecht zu werden. Die Ausweitung der 
vollzeitschulischen Berufsausbildung in quantitativer und 
qualitativer Hinsicht, die zu einem anerkannten Berufsabschluß 
nach BBiG/HwO führen, läßt sich in dieser Notsituation nicht 
umgehen, um sonst imversorgt bleibenden Jugendlichen eine 
Perspektive zu geben. 

Notwendig ist ebenso die verstärkte Förderung benachteiligter 
Jugendlicher, damit sie einen Schulabschluß erreichen können 
und nicht erst im Anschluß an die allgemeinbildende Schule 
ausbildungsfähig gemacht werden müssen. Dazu ist die Ver- 
stärkung der Kooperation der allgemeinbildenden und berufs- 
bildenden Schule erforderlich. Eine anschließende Ausbildung 
in einem anerkannten Ausbildungsberuf muß sichergestellt 
werden. Dazu gehört die sachliche, räumliche und personelle 
Ausstattung der Berufsschulen, damit sie ihren Aufgaben 
gerecht werden. 

Ausbildungsabbruch verhindern 

Fast ein Viertel aller abgeschlossenen Ausbildungsverträge 
wird vor erfolgreichem Abschluß der Ausbildung wieder aufge- 
löst, am häufigsten im ersten Ausbildungsjahr. Eine wesent- 
liche Ursache liegt darin, daß wegen der unzureichenden Aus- 
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Wahlmöglichkeiten die Jugendlichen in ungewünschte Berufe 
gedrängt werden. Diese Fehlentwicklungen und die daraus 
resultierenden Abbrüche stellen eine unnötige Ressoureenver- 
schwendung dar. Bei einem ausreichend auswahlfähigen Aus- 
bildimgsplatzangebot lassen sich diese Abbrüche größtenteils 
vermeiden. 

Ausländische Betriebe 

Bisher haben nur 10% der ausländischen Betriebe ausgebildet, 
obwohl nach ihren eigenen Aussagen 40% dazu in der Lage 
wären. Die 1998 begonnene Aktion zur Einbeziehimg dieser 
Betriebe muß fortgesetzt werden. 

Der Hauptausschuß fordert die ausländischen Betriebe auf, die 
vielen Möglichkeiten wirklich zu nutzen, um zusätzliche Aus- 
bildimgsbetriebe in ihrem Bereich, bei den ausländischen 
Unternehmen und Betrieben zu gewinnen. 

Bevorzugung von Ausbildungsbetrieben 
sinnvoll und riehtig 

Der Hauptausschuß hält die Bevorzugung von Ausbildungs- 
betrieben bei der Vergabe aller öffentlichen Aufträge des Bun- 
des, der Länder, der Kommunen und anderen unter staatlicher 
Aufsicht stehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts, über Warenlieferung sowie Dienst- 
imd Bauleistungen, als Signal für die Gewinnung zusätzlicher 
Ausbildungsbetriebe für richtig. Unter gleichwertigen Anbie- 
tern sollen die Betriebe den Zuschlag erhalten, die Ausbil- 
dungsplätze bereitstellen oder sich an tariflich geregelten Umla- 
gesystemen beteiligen. 

Verbundausbildung - mehr als eine Notlösung! 

Verbundausbildung ist kein Provisorium - sie ist eine der tech- 
nischen und wirtschaftlichen Entwicklung adäquate Form der 
betrieblichen Berufsausbildung. Diese in der öffentlichen Dis- 
kussion um fehlende Ausbildungsplätze bisher kaum benannten 
qualitativen Aspekte und der Nutzen der Berufsausbildung im 
Verbund für Betriebe und Auszubildende sind kaum bekannt. 

Mitmachen im Ausbildungsverbund ist für beinahe alle Betrie- 
be möglich und auch vorteilhaft. Auch ausbildungsunerfahrene 
Betriebe können so schnell in die Ausbildung einsteigen. Ver- 
bundausbildung bietet somit gute Chancen für mehr Ausbil- 
dungsplätze und gleichzeitig für mehr Qualität in der betrieb- 
lichen Berufsausbildung. 

Es ist unverständlich, wenn viele Kleinbetriebe, vor allem im 
Handwerksbereich, sich hier noch immer zurückhalten. Die 
angebliche Angst vor der Konkurrenz dürfte kein Hinderungs- 
grund sein, wenn die Ausbildungsmöglichkeiten im eigenen 
Betrieb nur unzureichend sind. 

Der Hauptausschuß begrüßt es, daß mm im Rahmen des 
„Sofortprogramms“ der Bundesregierung die Verbundausbil- 
dung besonders gefördert wird. 

Qualitätssicherung durch Modernisierung und 
Schaffung von Ausbildungsberufen 

Um dem qualifizierten Fachkräftebedarf der Wirtschaft Rech- 
nung zu tragen, wurden im Berichtszeitraum viele Ausbil- 
dungsordnungen nach dem zwischen Bund und den Bundeslän- 
dern abgestimmten mehrstufigen Verfahren beschleunigt 
novelliert. Sie wurden mit den Rahmenlehrplänen der Bundes- 
länder abgestimmt. Hier haben die Arbeitgeberverbände und 
Gewerkschaften mit Unterstützung des BIBB, wichtige, kon- 
sensfähige bildungspolitische Ergebnisse erzielt. 
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Trotz dieser positiven Entwicklung verlangten Politiker aus 
Bund imd Länder wiederholt, daß das Verfahren zum Erlaß und 
zur Modernisierung von Ausbildungsordnimgen erheblich 
beschleunigt werden soll. 

Hierzu stellt der Hauptausschuß fest: 

Es gibt erhebliche Probleme bei der Freistellung von ehrenamt- 
lichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der Berufsbildung. 
Dies betrifft auch die Sachverständigen bei der Neuordnung 
von Aus- und Fortbildungsberufen. Die hier bestehenden 
Schwierigkeiten verstärken sich, wenn das Ansinnen durchge- 
setzt wird, die Neuordnungs verfahren noch weiter zu beschleu- 
nigen, daß die Arbeit der Sachverständigen auf wenige Mona- 
ten begrenzt werden soll. Die damit verbimdene verdichtete 
Erarbeitungszeit, die verkürzten Rückkopplungsfristen mit der 
Ausbitdimgspraxis und die kurzzeitige Sitzungsfolge, führen in 
den Betrieben wegen der erforderlichen Freistellung und Lohn- 
fortzahlung inzwischen zu erheblichen Problemen. Eine solche 
Vorgehensweise schadet der Qualität und birgt die Gefahr in 
sich, daß die Akzeptanz der Neuordnungsergebnisse in der 
Ausbildungspraxis schwindet. Die beabsichtigte Verdichtung 
ist aber auch für die Sachverständigen vom Arbeitsvolumen her 
nicht verkraftbar. 


Anforderungen an die Berufsbildungspolitik einer 
neuen Bundesregierung 

Schaffung eines Bündnisses für Arbeit, Ausbildung 
und Wettbewerbsfähigkeit 

Der Hauptausschuß erwartet einen neuen gesellschaftlichen 
Diskurs, aus dem heraus sich der Konsens entwickeln kami, der 
erforderlich ist für die Bildungsreform. Die Bereitschaft aller 
Akteure, nicht nur ihre Kompetenzen darin einzubringen, son- 
dern sich auch auf eine rasche Umsetzung der im Konsens 
erzielten Reformvorschläge einzulassen, ist notwendig. 

Der Hauptausschuß begrüßt das von der Bimdesregierung auf- 
gelegte „Sofortprogramm zum Abbau der Jugendarbeitslosig- 
keit - Ausbildung, Qualifizierung und Beschäftigung Jugend- 
licher“ als einen wirksamen Schritt, die Langzeitarbeitslosig- 
keit von Jugendlichen zu verhindern. Mit dem Programm wird 
das Ziel verfolgt, für 100.000 Jugendliche und junge Erwachse- 
ne, die gegenwärtig noch einen Ausbildungsplatz für das lau- 
fende Ausbildungsjahr suchen oder arbeitslos sind, kurzfristig 
Ausbildungsplätze, Qualifizierungsangebote oder mit Quali- 
fizierung verbundene Beschäftigungsverhältnisse bereitzu- 
stellen. 

Programme gegen Jugendarbeitslosigkeit müssen frühzeitig 
einsetzen, dann sind sie wirkungsvoll und haben eine hohe Inte- 
grationsquote. Hier kann das Programm ansetzen, da bei fast 
jedem fünften Jugendlichen unter 25 Jahren die Arbeitslosig- 
keit länger als ein halbes Jahr dauert. 

Es ist jedoch lediglich ein Instrument zur Beseitigung tempo- 
rärer Jugendarbeitslosigkeit. Die grundsätzliche Bekämpfung 
der Jugendarbeitslosigkeit kann dadurch nicht stattfmden. 
Jugendarbeitslosigkeit ist nicht nur ein Problem fehlender Aus- 
bildungsplätze, sondern auch fehlender Arbeitsplätze. 

Grundsätzliche Maßnahmen zur Beseitigung von Jugend- 
arbeitslosigkeit sind Wirtschafts- und sozialpolitische Maßnah- 
men zur Steigerung der Beschäftigung in der Bundesrepublik 
Deutschland. Deshalb ist die Einführung einer Umlagefinan- 
zierung für die betriebliche Berufsausbildung notwendig. Nur 
die Einführung einer Ausbildungsumlage kann langfristig und 
strukturell gegen das Fehlen von Ausbildungsplätzen ankämp- 
fen. 


Entscheidend bleibt, daß mehr Ausbildungs- und Arbeitsplätze 
nicht mit Sonderprogrammen geschaffen werden können, son- 
dern nur durch die richtige Ausgestaltung der wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen. 

Daher muß die Bereitstellung weiterer Ausbildungsplätze abso- 
lute Priorität haben und die schleichende Verstaatlichung der 
beruflichen Erstausbildung durch Subventionierung der Ausbil- 
dungsbetriebe gestoppt werden. 

1 . Das Sofortprogramm zielt in all seinen Maßnahmen letztlich 
auf „eine Ausbildung in einem staatlich anerkannten Ausbil- 
dungsberuf“ ab. Das ist außerordentlich wichtig und muß 
auch immer Ziel aller Maßnahmen bleiben. 

2. Ebenso bedeutend ist das „Leitprinzip ist die Zusätzlichkeit 
der Maßnahmen“. „Durch das Sofortprogramm sollen die 
von den Bundesländern aufgelegten und durchgeführten Pro- 
gramme zur Förderung der Ausbildung bzw. zum Abbau der 
Jugendarbeitslosigkeit nicht ersetzt, sondern ergänzt wer- 
den.“ Auch wird eine „Umfmanzierung von laufenden Akti- 
vitäten ausgeschlossen...“. 

Damit wird deutlich, daß gegenüber früheren Regiemngspro- 
grammen hier zusätzliche Maßnahmen angesagt sind, was 
wichtig ist, um überhaupt mit diesem Programm Wirkung zu 
erreichen. 

3. Der Hauptausschuß unterstreicht die Festlegung, wonach die 
direkte Gewährung von Zuschüssen an Betriebe („Prämien“ 
für die Einstellung von Auszubildenden, Teil-Finanzierung 
der Ausbildungsvergütung u.ä.) ausgeschlossen werden. 
Endlich wird die weitere Verstaatlichung der Berufsbildung 
auf diesem Wege verhindert. Ebenfalls ein Pluspunkt des 
Programms. 

Wenn sich dieses Programm bewährt, muß frühzeitig daran 
gedacht werden, eine Verstetigung der Maßnahmen zu er- 
reichen und das Programm durch weitere Maßnahmen, die 
z.B. im Bündnis für Arbeit vereinbart werden sollten, zu 
ergänzen. Wichtig ist also eine Evaluation des Programms 
und seiner einzelnen Maßnahmen. 

Aber die beeindruckende Vielfalt und Intensität des Pro- 
gramms darf nicht davon ablenken, daß, wie schon eingangs 
ausgeführt, grundsätzliche Weichenstellimgen in der Bemfs- 
ausbildung zu treffen sind, zu denen an erster Stelle die Ein- 
führung einer Umlagefmanzierung für die nicht bzw. nicht 
ausreichend ausbildenden Betriebe und Unternehmen stehen 
muß. 


Bund-Länder-Zusammenarbeit verstärken 

Notwendig ist die Vereinbarung eines Bund-Länder-Abkom- 
mens über eine durchgreifende Bildungsreform unter Einschluß 
eines verbindlichen Reform- und Zeitplans. Einer grund- 
legenden Schul-, Berufsschul- und Hochschulreform gilt dabei 
oberste Priorität und muß in Abstimmung mit den Anforderun- 
gen des Weiterbildungssystems vollzogen werden. 

Die Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung imd For- 
schungsförderung ist das Scharnier zwischen Bund und Län- 
dern im Bildungsbereich. Der ihr zugewiesenen Funktion als 
„ständiges Gesprächsforum für alle Bund und Länder gemein- 
sam berührende Fragen“ wird sie nicht gerecht. Ihre Kompeten- 
zen müssen deshalb gestärkt werden, das diesbezügliche Ver- 
waltungsabkommen ist zu ergänzen und das Prinzip der Mehr- 
heitsentscheidung ist zu verankern. 

Eine engere Abstimmung mit dem BIBB in Fragen der beruf- 
lichen Bildung ist erforderlich. 
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Ausbildungsplatzumfage muß staatliche Subventio- 
nen ablösen 

Um fehlende Ausbildungsplätze zu ersetzen, müssen für die 
berufliche Erstausbildung aktuell jährlich ca. 4,5 Milliarden 
Mark an Steuermitteln aufgewendet werden. Durch staatliche 
Programme in Schulen und Bildungseinrichtungen wurde der 
Druck vom Ausbildungsstellenmarkt erheblich reduziert. Auch 
die Bundesanstalt für Arbeit hat ihre Hilfen noch einmal deut- 
lich erhöht. Diese schleichende Verstaatlichung wird bis zum 
Jahr 2001 sogar auf 5 Milliarden Mark anwachsen, wenn Wirt- 
schaft und Verwaltung ihrer Ausbildungsverantwortung nicht 
endlich gerecht werden. Insbesondere die Erfahrungen in Ost- 
deutschland, wo bereits rund 70% aller Ausbildungsstellen 
staatlich subventioniert werden, belegen, daß diese öffentliche 
Finanzierung zur völligen Aushöhlung der Finanzierungsbereit- 
schaft der Wirtschaft geführt hat. 

Da die Wirtschaft imd der öffentliche Dienst den zukünftigen 
Herausforderungen beim Ausbildungsstellenangebot nicht 
gerecht werden und kein ausreichendes und auswahlfähiges 
Angebot zur Verfügung stellen, muß mit der bundesweiten Ein- 
führung der Ausbildungsplatzabgabe politisch gehandelt wer- 
den. Dies käme den Vorstellungen von 55% der mittelstän- 
dischen Unternehmen nach, die laut vom BIBB durchgeführter 
Erhebung im Jahre 1998, einen finanziellen Lastenausgleich 
zwischen ausbildenden und nicht ausbildenden Unternehmen 
für wichtig hält. 

Ein gerechter Lastenausgleich zwischen ausbildenden und 
nichtausbildenden Firmen ist notwendig. Der Hauptausschuß 
spricht sich somit erneut für einen gesetzlichen Lastenausgleieh 
zwischen ausbildenden und niehtausbildenden Betrieben und 
Verwaltungen aus. Entsprechende Umlageverfahren werden 
zum Teil seit vielen Jahren erfolgreich praktiziert. In Dänemark 
erfüllt der gemeinsam von Arbeitgebern, Gewerkschaften und 
Staat getragene AER-Fonds diese Aufgabe. 

Auf tarifvertraglicher Basis hat die Bauwirtschaft in Deutsch- 
land seit etwa zwei Jahrzehnten ein Umlageverfahren. Die Aus- 
bildungsumlage stellt eine unverzichtbare Voraussetzung für 
die hohe Ausbildungsbereitschaft in der Baubranche dar. 

Die Umlagefinanzierung muß Gegenstand der Beratungen im 
Bündnis für Arbeit und Ausbildung und bereits jetzt muß mit 
dem Gesetzgebimgsverfahren begonnen werden, damit bereits 
im nächsten Herbst, wenn die Wirtschaft erneut ihr Ausbil- 
dungsplatzversprechen bricht, die Finanzierung von zusätz- 
lichen Ausbildungsstellen durch ein von nichtausbildenden 
Betrieben erhobene Abgabe durch ein Umlageverfahren mög- 
lich ist. 


Staatliche Ersatz-Investitionen reduzieren 

Eine Ausgleichsfinanzierung soll auch dazu fuhren, staatliche 
Subventionen, die heute für die betriebliche Berufsausbildung 
zur Auszahlung kommen, zu reduzieren. Ordnungspolitische 
Gründe und die Finanzlage der öffentlichen Haushalte verbie- 
ten es, die einzeibetriebliche Finanzierung der berufliehen Erst- 
ausbildung durch staatliche Finanzierung zu ersetzen oder in 
erheblichem Umfang zu unterstützen. 

Staatliche Finanzierungshilfen für Ausbildungsbetriebe wurden 
als „Ausnahmeprogramme“ entwickelt. So sollten Betriebe zur 
Ausbildung motiviert und die für die Aufnahme der Ausbildung 
notwendigen Investitionen durch eine „Anschubfinanzierung“ 
erleichtert werden. Damit wollten staatliche Stellen vorüberge- 
hend mit „systemfremden“ Maßnahmen das duale System der 
Berufsausbildung stärken. 
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Mit der staatlichen Finanzierung der Berufsausbildung wurde 
im wesentlichen der Versuch unternommen, strukturell beding- 
te Einbrüehe des etablierten dualen Berufsbildungssystems zu 
kompensieren. Auch die betriebliche Ausbildung „über Bedarf 
wird ohne kritisches Hinterfragen des gesamtgesellschafts- 
politischen Bedarfs, des tatsächlichen Erfolgs, der Qualität und 
der wirklich entstehenden Ausbildungskosten staatlich geför- 
dert. 


Die Politik der finanziellen Anreize hat versagt 

Das angestrebte Ziel wurde weit verfehlt. Staatliche Finanzie- 
rung ist nicht zum erwarteten systemstabilisierenden Instru- 
ment geworden. Sie dient nieht der Stärkung und auch nicht der 
qualitativen Verbesserung des dualen Systems der Berufsaus- 
bildung. Staatliche Subventionspolitik im Bereich der beruf- 
lichen Bildung unterstützt einzig und allein die kurzfristige 
betriebswirtschaftliche Kosten/Nutzen-Sichtweise der Kosten- 
rechner im Betrieb und das Abwälzen der Ausbildungskosten 
auf den Staat. 

Staatliche Subventionsprogramme können mit der vom Haupt- 
ausschuß vorgeschlagenen Finanzierungsregelung nicht kon- 
kurrieren. Sie führten weder zur Sicherung des Grundrechts auf 
Ausbildung und schon gar nicht zu einem auswahlfähigen Aus- 
bildungsplatzangebot. Während sich die Anzahl von staatlich 
finanzierten außerbetrieblichen Ausbildungsplätzen verstetigt 
und sogar leicht erhöht hat, haben insbesondere die Unterneh- 
men aus dem Bereich der Industrie Ausbildungskapazitäten 
abgebaut. Sie betrachten das Ausbilden junger Menschen als 
Bürde. Der Rückzug der Wirtschaft aus der gesellschafts- 
politischen Verantwortung wurde beschleunigt. Unternehmen 
verlassen sich unter dem Gesichtspunkt der betriebswirtschaft- 
lichen Kosten-Nutzen-Diskussion zu sehr auf die jährliche Auf- 
lage staatlicher Förderprogramme der betrieblichen Ausbildung 
und auf die Bereitstellung von Finanzhilfen und Kapazitäten im 
Bereich der außerbetrieblichen Berufsausbildung. Der „Mit- 
nahme-Effekt“ in nicht unerheblichem Maße nimmt zu. 

Durch die für zunehmende staatliche Subventionen aufgewand- 
ten Mittel der Kommunen, Länder, dem Bund und der EU feh- 
len die finanziellen Mittel dort, wo sie dringender gebraucht 
werden, z.B. für 

- die Modernisierung der Berufsschulen, 

-die Investitionsförderung und Modernisierung überbetrieb- 
licher Ausbildungsstätten, 

- die Einbeziehung von nicht nach BBiG/HwO geregelten 
Berufsausbildungsgängen in den Geltungsbereich von 
BBiG/HwO, 

- die Benachteiligtenförderung und 

- die Förderung des internationalen Austauschs. 


Novellierung Berufsbildungsgesetz (BBiG) und des 
Berufsbildungsförderungsgesetzes (BerBiFG) 

Der Reformbedarf des dualen Systems wird nach Auffassung 
des Hauptausschusses eine Novellierung des BBiG erforderlich 
machen. Unter anderem gehören dazu dieAusweitung des Gel- 
tungsbereiches, Weiterentwicklung des Prüfungswesens, Bei- 
behaltung des Konsensprinzips. Bei der Novellierung des BBiG 
und BerBiFG ist sicherzustellen, daß insbesondere folgende 
Regelungsbereiche aufgegriffen werden; 

- die Sicherung des Rechts eines jeden Jugendlichen auf einen 
Ausbildungsplatz, 

- die ständige Qualifizierung der Ausbilder, 
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- Neuordnung und Schaffung von Ausbildimgsberufen, 

-Klärung der öffentlichen Verantwortung und Kontrolle der 
Berufsausbildung, 

- eine umfassende Reform des gesamten Prüfungswesens, 

- eine Ergänzung des Aufgabenkataloges des Bundesinstitutes 
für Berufsbildung durch die Schaffung einer Bundesstelle für 
die Erstellung einheitlicher Prüfungsaufgaben für Zwischen- 
und Abschlußprüfungen im dualen System, 

- die Verbesserung und Ergänzung der Regelungen der beruf- 
lichen Weiterbildung, 

- die bessere Ausgestaltung der Bedingungen für Auszubilden- 
de in außerbetrieblichen Ausbildimgseinrichtungen, 

- Statistikfragen zum Angebot, Zuwachsrate und Nachfrage, 

-die Einbeziehung von nicht nach BBiG/HwO geregelten 
Berufsausbildungsgängen in den Geltungsbereich von 
BBiG/HwO, 

- Erstellung eines jährlichen Bemfsbildungsberichtes, der auch 
über den zweiten Teil des dualen Berufsausbildungssystems, 
nämlich die Berufsschule, umfassend und bundesweit Aus- 
kunft gibt. Damit werden Voraussetzungen geschaffen, um 
längerfristig von der Bewertung der Ist-Situation zu effizien- 
teren Qualitätsansprüchen genügende Verwendung der 
öffentlichen Mittel zu kommen. 

Weiterbildung für alle - „Lebenslanges Lernen“ 
fördern 

Die sogenannten Halbwertzeiten von Wissen nehmen drama- 
tisch ab. Durch die steigende internationale Konkurrenz und die 
verbesserten technischen Möglichkeiten, die die Konkurrenz 
erleichtern, nimmt der Druck auf die rohstoffarme Bundes- 
republik Deutschland zu. Das Gut Bildung, lebenslanges 
Lernen muß dazu beitragen, das Verarbeiten von neuem 


Wissen zu erleichtern und dafür sorgen, daß Deutschland sich 
im harten Wettbewerb nicht von der Spitze zu weit verdrängen 
läßt. 

Der Hauptausschuß erwartet deshalb vom Bund die Schaffung 
eines Rahmens für Weiterbildung zur Sicherung von Mindest- 
standards für Zugang, Finanzierung, Angebotsbreite, Qualitäts- 
sicherung und Transparenz im Weiterbildimgssystem. 

Der Hauptausschuß erwartet, daß das AFRG reformiert wird, 
um das Recht auf Weiterbildung, nicht zuletzt auch für Lang- 
zeitarbeitslose imd Personen ohne Schulabschluß, zu verwirk- 
lichen. 

Berufliche Aus- und Weiterbildimg sind miteinander zu verzah- 
nen. Der Hauptausschuß geht davon aus, daß bei der Moder- 
nisierung von Ausbildungsordnimgen zugleich bundeseinheit- 
liche Weiterbildungsordnungen, die Lehrgangsinhalte und Prü- 
fungsanforderungen enthalten müssen, zu entwickeln und 
umzusetzen sind. 

Auch in der Weiterbildung wird die Entfaltung der Schlüssel- 
qualifikationen an Bedeutung gewinnen. Deshalb ist bemfliche 
Weiterbildung ohne politische, soziale imd kulturelle Weiterbil- 
dung nicht mehr vorstellbar. Der Hauptausschuß fordert die 
Sicherstellung eines breiten Angebotes nichtkommerzieller Bil- 
dung durch den Staat. 

Initiative der KMK zur Modernisierung 
des dualen Systems 

Der Hauptausschuß hält die Modernisierung des dualen 
Systems für eine wichtige Aufgabe der nächsten Jahre. Deshalb 
begrüßt er die Initiative der Kultusministerkonferenz und 
erklärt seine Bereitschaft zum Dialog mit ihr, insbesondere über 
deren Vorschläge für Modellprojekte mit integrierten Berufs- 
bildungsplänen und zur Errichtung eines differenzierten Ange- 
botes von Fördermaßnahmen und Zusatzqualifikationen. 
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Minderheitsvotum der Gruppe der Beauftragten der Arbeitgeber zum Entwurf 
des Berufsbildungsberichts 1999 


Der Berufsbildungsbericht stellt die berufsbildungspolitischen 
Herausforderungen, Lösungsansätze und Erfolge des Jahres 
1998 insgesamt aussagekräftig und über weite Partien ausge- 
wogen dar. Er legt darüber hinaus die Einschätzung der Regie- 
rung zu Struktur und Entwicklung des Ausbildungsstel- 
lenmarktes, des dualen Systems und der beruflichen Weiterbil- 
dung in den kommenden Jahren dar. 

Die Beauftragten der Arbeitgeber begrüßen die positive Bewer- 
tung des dualen Systems als Beitrag zur Sicherung der Wettbe- 
werbsfähigkeit des Standortes Deutschland und der einzelnen 
Betriebe. Dies gilt auch für die Aussagen zum Stellenwert des 
dualen Systems innerhalb der europäischen Bildungssysteme. 
Übereinstimmung besteht auch im Hinblick auf die Beibehal- 
tung des Berufskonzeptes bei Erhöhung der Flexibilität der 
Berufsbilder. 

Zum Berufsbildungsbericht 1999 sind folgende ergänzende 
Bewertungen, Vorschläge und Abgrenzungen aus der Sicht der 
Wirtschaft angebracht: 

Ausbildungssituation : 

Rahmenbedingungen optimieren 

Betriebe und Verwaltungen haben 1998 bundesweit 612.771 
neue Ausbildungsverträge abgeschlossen. Das sind knapp 
26.000 Ausbildungsverträge mehr als 1997. Der Zuwachs 
beträgt bundesweit 4,4%. Er liegt im Westen, wo auch die 
Nachfrage demografisch bedingt stärker gestiegen ist, mit 4,9 % 
höher als im Osten mit 2,8 %. Diese Eckdaten bestätigen den 
seit 1994 anhaltenden Trend zur Steigerung des Ausbildungs- 
engagements der Wirtschaft in beeindruckender Weise. Die 
von den Präsidenten der Spitzenverbände der Wirtschaft im 
März 1998 formulierte Zielvorstellung, das Ausbildungsplatz- 
angebot entsprechend der demografischen Nachfrage um rund 
2% zu steigern, wurde damit um das Doppelte übertroffen. Die 
Zahl der Ende September 1998 noch unvermittelten Bewerber 
ist im Vergleich zum Vorjahr stark zurückgegangen — um 25 % 
auf rund 35.500. Diese Jugendlichen hatten angesichts der zum 
gleichen Zeitpunkt noch gemeldeten rund 23.500 offenen Stel- 
len und der zusätzlich angebotenen mindestens 17.500 zusätz- 
lichen Programmplätze, Flexibilität und Motivation vorausge- 
setzt, noch gute Chancen auf einen Ausbildungsplatz. Rund die 
Hälfte von ihnen hat diese Chance inzwischen auch genutzt. 

Insgesamt stellt sich die Situation auf dem Ausbildungs- 
stellenmarkt infolge der Anstrengungen von Wirtschaft und 
Politik in den vergangenen Jahren positiv mit einem Trend zur 
weiteren Verbesserung dar. Hervorzuheben ist, daß die konti- 
nuierliche Steigerung der Ausbildungsleistung vor dem Hinter- 
grund eines nach wie vor angespannten Arbeitsmarktes erfolgt. 

Auch in den kommenden Jahren kann und wird es gelingen, das 
Ausbildungsplatzangebot entsprechend der demografisch be- 
dingt noch leicht wachsenden Nachfrage zu erweitern. Voraus- 
setzung ist die spürbare Verbesserung der gesamtwirtschaftli- 
chen und -politischen Rahmenbedingungen für Beschäftigung 
und Ausbildung. 

Die Wirtschaft steht auch 1999 zu ihrer Aussage, jedem ausbil- 
dungswilligen und -fähigen jungen Menschen ein Aus- 
bildungsplatzangebot zu unterbreiten. Die im Bündnis für 
Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit beteiligten Spit- 


zenverbände haben ihre Entschlossenheit erklärt, sich für ein 
Angebot an Lehrstellen einzusetzen, das über dem demo- 
grafisch bedingten Nachfrageanstieg liegt. 

Der Erfolg dieser Bemühungen hängt maßgeblich von den Rah- 
menbedingungen ab, unter denen die Unternehmen betriebliche 
Ausbildungsplätze anbieten können. Ohne eine arbeitsplatz- 
schaffende Ausgestaltung der Steuer-, Sozial- und Tarifpolitik 
wird den Bemühungen der Unternehmen und Verbände zur 
Steigerung des Ausbildungsangebotes der Boden entzogen. 

Der Zuwachs an Ausbildungsstellen wird zudem wesentlich 
davon abhängen, inwieweit es gelingt, die erfolgreiche Aktion 
„Neue Berufe“ fortzusetzen. Die bisherige Bilanz mit 28 neuen 
Berufen und rund 25.000 Ausbildungsverträgen ist beachtlich. 
Um die erfreuliche Entwicklung auf dem Lehrstellenmarkt 
auch in Zukunft fortsetzen zu können, ist die Schaffung neuer 
Berufe dringend erforderlich. Daneben müssen die Anstrengun- 
gen verstärkt werden, die Ausbildungsreife der Lehrstellen- 
bewerber zu verbessern, damit keine Lehrstelle wegen urrzurei- 
chender Qualifikationen der Bewerber unbesetzt bleiben muß. 

Bündnis für Arbeit, Ausbildnng und 
Wettbewerbsfähigkeit 

Das Bündnis für Arbeit bietet die Chance, einen wirksamen 
Beitrag zur Verhinderung neuer Jugendarbeitslosigkeit und 
zum Abbau bestehender Arbeitslosigkeit zu leisten, wenn es 

• einerseits beim qualifikatorischen Bedarf der Unternehmen 
sowie den erforderlichen betrieblichen Rahmenbedingungen 
für Arbeit und Ausbildung ansetzt, 

• andererseits bei den Jugendlichen ansetzt, die in Zukunft die 
allgemeinbildenden Schulen verlassen und qualifizierte Aus- 
bildung oder Arbeit suchen, 

• und schließlich den Systemrahmen der dualen Ausbildung 
optimiert. 

Hierzu gehört insbesondere auch die Eröffnung von Aus- 
bildungs- und Beschäftigungschancen für schwächere Jugend- 
liche durch modularisierte Qualifizierungsangebote sowie 
durch die Schaffung von gestuften Ausbildungen sowie neuen 
Ausbildungsberufen auch unterhalb einer Ausbildungsdauer 
von drei Jahren. 

Mit dem im Rahmen des Bündnisses aufgelegten Programm 
„100.000 Jobs für Junge“ haben die bereits im Vorjahr sehr 
umfangreichen Angebote an junge Arbeitslose zur Integration 
in Ausbildung oder Beschäftigung nochmals eine starke quanti- 
tative Ausdehnung erfahren. Die vorgesehenen Maßnahmen 
entsprechen überwiegend bereits eingeführten und bewährten 
Modellen. Zu begrüßen ist der Nachdruck, der auf die Vermitt- 
lung von arbeitsmarktverwertbaren, modularisierten Teilab- 
schnitten einer anerkannten Ausbildung überall dort gelegt 
wird, wo eine reguläre Ausbildung noch oder noch nicht mög- 
lich ist. Die Kombination modularer Bildungsmaßnahmen mit 
Betriebspraktika eröffnet vielen jungen Menschen ohne Schul- 
und Berufsabschluß überhaupt erst Chancen auf dem Arbeits- 
markt. 

Bei der Umsetzung des Programms muß die Einmündung in 
Ausbildung oder Beschäftigung im ersten Arbeitsmarkt hohe 
Priorität behalten. Qualifizierungs-ABM sollten nur im Aus- 
nahmefall für sonst nicht vermittelbare Jugendliche zum Ein- 
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Satz kommen, da dieser Maßnahmetyp extrem teuer und zu- 
gleich wenig nachhaltig ist. Das 100.000er Programm kann 
auch nur dann einen echten Effekt der Entlastung des Ausbil- 
dungs- imd Arbeitsmarktes haben, wenn die Zusätzlichkeit 
sichergestellt ist. Die Ansprache der Jugendlichen muß mit 
einem gewissen Grad an Verbindlichkeit erfolgen. Sanktionen 
gegen Jugendliche, die wiederholt Angebote ablehnen oder 
mehrere Maßnahmen abbrechen, müssen überprüfbar greifen 
(z.B. Entzug von ArbeitslosengeldZ-hilfe, Sozialhilfe). 

Absage an Ausbildungsabgabe gefordert 

Zu begrüßen ist, daß der Berufsbildungsbericht keine Aussage 
zur Einführung einer Ausbildungsabgabe enthält. Es ist aber an 
der Zeit, daß die Regierung mit einer klaren und eindeutigen 
Absage an das Drohpotential Ausbildungsabgabe ihren Beitrag 
zur Ermöglichung eines auch künftig kontinuierlichen Zu- 
wachses von Ausbildimgsplätzen leistet. Die von den Gewerk- 
schaften bei jeder Gelegenheit zitierte Option, über kurz oder 
lang doch noch eine Zwangsumlage zur Ausbildungsfinan- 
zierung einzuführen, hemmt imd verunsichert die Unterneh- 
men, ihre Ausbildimgskapazitäten weiter zu erhöhen, insbeson- 
dere über den eigenen Bedarf hinaus. Alle Argumente sprechen 
gegen eine Ausbildungsabgabe: 

1 . Mit einer Ausbildungsabgabe ist ein Rückzug der Betriebe 
aus der Ausbildung, zumindest aber die Reduzierung des 
Lehrstellenangebots auf den jeweiligen betrieblichen Bedarf, 
vorprogrammiert. Dieser Prozeß führt zu einer schleichenden 
Verlagerung weg von echter betrieblicher Ausbildung hin zu 
fondsfmanzierter Ausbildung vorwiegend in außerbetrieb- 
lichen Einrichtungen, die vergleichsweise teuer, qualitativ 
schlechter sowie mit einer überdurchschnittlich hohen Ar- 
beitslosigkeit beim Übergang der Absolventen in die Beruf- 
stätigkeit verbunden sein wird. 

2. Eine Ausbildungsabgabe verursacht einen extrem hohen 
zusätzlichen Verwaltungsaufwand sowie finanzielle Lasten 
und verschlechtert die Wettbewerbssituation der Unter- 
nehmen im internationalen Vergleich. 

3. Die Ausbildungsabgabe ist ein Rückfall in planwirtschaft- 
liches Denken. Der Regelungs- und Ausgleichsmechanismus 
von Angebot und Nachfrage auf dem Ausbildungsmarkt 
wird weitgehend außer Kraft gesetzt. 

4. Keine Ausbildungsabgabe führt zu mehr Gerechtigkeit. Es 
wären auch Betriebe von dieser Abgabe betroffen, die keine 
geeigneten Bewerber für ihre Ausbildungsplätze finden 
sowie -Betriebe, die aufgrund ihrer Spezialisierung oder auf- 
grund fehlender Anerkennimg ihrer Ausbildimgsbefähigung 
gar nicht ausbilden können. 

5. Eine Abgabe zur Ausbildungsfmanzierung führt zu neuen 
Wettbewerbsverzerrungen, weil z.B. im Fall der Lohn- und 
Gehaltssumme als Bemessimgsgrundlage lohnintensive Be- 
triebe imd im Fall des Umsatzes als Bemessungsgrundlage 
kapitalintensive Betriebe Wettbewerbsnachteile erleiden. 

Jahrgangsübergreifende Flexibilisierung der 
Berufsschule überfällig 

Zur Verbesserung der Rahmenbedingungen betrieblicher Aus- 
bildung und Erhöhimg der Präsenz der Jugendlichen im Betrieb 
fordert die Wirtschaft eine gemeinsame Initiative von Bund und 
Ländern zur Abschaffung des zweiten Berufsschultages im 
zweiten und dritten Ausbildungsjahr. Das in Niedersachsen 
erfolgreich praktizierte Modell der jahrgangsübergreifenden 
Flexibilisierung des Berufsschulunterrichts muß von der Aus- 
nahme zum Regelangebot werden, d.h. es muß allen Betrieben 
als Alternative zur herkömmlichen Form der Unterrichtsorgani- 
sation für ihre Auszubildenden zumindest angeboten werden. 


Die Länder sind weiterhin aufgerufen, die Qualitätssicherung 
der Ausbildung durch die hinreichende Ausstattung der Berufs- 
schulen mit Unterrichtsmitteln und Personal, durch zielgrup- 
pengerechte Differenzierung des Berufsschulunterrichts und 
durch die Stärkung des Fachunterrichts zu flankieren. 

Mehr Differenzierung in der Berufsausbildung 

Die Wirtschaft begrüßt, daß auch die Kultusminister der Länder 
Vorstellungen zur Weiterentwicklung der Berufsbildung vorge- 
legt haben. Die von den Kultusministern entwickelte Problem- 
lösungsstrategie der sogenamrten „Basisberufe“ stellt allerdings 
Grundelemente des dualen Systems zur Disposition, deren 
Bedeutung für die Qualität der Ausbildung bisher unumstritten 
war. 

Wenn allgemeinbildende überfachliche Qualifikationen und 
Orientierungswissen in den Mittelpunkt der Berufsausbildung 
gestellt werden, wird die Vermittlung der beruflichen Hand- 
lungs- und Einsatzfähigkeit als Ergebnis der Ausbildung ver- 
lorengehen. Wenn die Ausbildung in einen bundeseinheitlich 
und einen regional geregelten Bereich aufgeteilt wird, ist 
der Verlust der Transparenz der Qualifikationen und die 
Erschwerung der Mobilität auf dem deutschen Arbeitsmarkt 
und erst recht auf dem europäischen Arbeitsmarkt die Folge. 
Wenn wenige Basisberufe, basierend auf einem überholten 
Schema der Grundfünktionen wie z.B. ‘Produzieren’, ‘Dienst- 
leisten’, ‘Gestalten’ an die Stelle der differenzierten, am Bedarf 
der Unternehmen und des Arbeitsmarktes orientierten Berufs- 
bilder treten, wird die Berufsausbildung zur standardisierten, 
handlungsfemen Einheitskost, die auch fernab der betrieblichen 
Realität in Schulen und Bildimgseinrichtungen verabreicht wer- 
den kann. 

Eine grundlegende Veränderung des Ausbildungssystems, die 
auf ein geschlossenes System von Aus- und Weiterbildung 
abzielt, durch Rechtsansprüche zementiert, von den Unterneh- 
men finanziert, jedoch von der Berufsschule dominiert, hält die 
Wirtschaft weder für vereinbar mit den Interessen der Unter- 
nehmen, noch mit denen der Jugendlichen und der Gesellschaft 
insgesamt. Notwendig ist es dagegen, gemeinsam die Weiter- 
entwicklung des Ausbildungssystems fortzusetzen mit dem 
Ziel, seine Leistungsfähigkeit entsprechend den Anforderungen 
der Praxis zu verbessern. 


Flexible Strukturen der beruflichen Weiterbildung 
nicht antasten 

Die Bundesregierung kündigt im Berufsbildungsbericht ihre 
Absicht an, Weiterbildung zu einem „gleichberechtigten“ 
Bereich des Bildungssystems auszubauen. Sie strebt „ein kon- 
sensfähiges Konzept für die strukturelle Weiterentwicklung des 
beruflichen Weiterbildungssystems mit klaren mittelfristigen 
Entwicklimgszielen an“. Die Wirtschaft fordert, die flexiblen 
und offenen Strukturen der beruflichen Weiterbildimg nicht 
anzutasten. Staatliche Regulierungsbestrebungen wirken kon- 
traproduktiv und lähmen die Flexibilität und Effizienz der 
beruflichen Weiterbildimg. Von entscheidender Bedeutung für 
eine auch in Zukunft erfolgreiche Qualifizierungsstrategie der 
Betriebe ist, daß der Weiterbildungssektor von reglementieren- 
den staatlichen Vorgaben frei bleibt. Nur so kann die Weiterbil- 
dung auch zukünftig erfolgreich zur Umstrukturierung der 
Wirtschaft beitragen. Staatliche Weiterbildungspolitik sollte 
sich auf die Verbesserung der Weiterbildungsmotivation sowie 
der Wahrnehmung der Eigenverantwortlichkeit und auf die 
Organisation und Finanzierung arbeitsmarktverwertbarer 
Fortbildungs- und Umschulungsmaßnahmen für Arbeitslose 
konzentrieren. 
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1.1 Ausbildun 


Teil II Informationen und Daten zur 
beruflichen Bildung 

1. Ausbildungsplatznachfrage und 
Ausbildungsplatzangebot 1998 

1.1 Ausbildungsstellenbilanz 

1.1.1 Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge 

Angebot und Nachfrage nach 
Berufsausbildungsstellen 

In Anlehnung an § 3 BerBiFG wird das Angebot an Berufsaus- 
bildungsstellen als Summe der neu abgeschlossenen Ausbil- 
dungsverträge errechnet, die vom 1. Oktober eines Jahres bis 
zum 30. September des Folgejahres abgeschlossen wurden, 
zuzüglich der bei den Arbeitsämtern gemeldeten Ausbildungs- 
stellen, die am 30. September nicht besetzt waren. Die Nach- 
frage nach Ausbildungsstellen wird als Summe der neu abge- 
schlossenen Ausbildungsverträge sowie der am 30. September 
bei den Arbeitsämtern gemeldeten und noch nicht vennittelten 
Ausbildungsstellenbewerber bestimmt. Die zeitliche Eingren- 
zung eines Vermittlungsjahres (1. Oktober bis 30. September) 
orientiert sich am Beginn des neuen Ausbildungsjahres 
zum 1. September. Statistische Zuordnungsprobleme entstehen, 
wenn bei einem unzureichenden Angebot an betrieblichen Aus- 
bildungsstellen staatliche Zusatzprogramme aufgelegt werden, 
die in ihrer zeitlichen Umsetzung teilweise oder ganz über den 
30. September hinausreichen. Solche staatlich geförderten Aus- 
bildungsstellen werden in der Bilanz des Berichtszeitraumes 
nicht mehr berücksichtigt und bedingen insoweit eine Unter- 
erfassung des Angebots. Umgekehrt entstehen statistische Ver- 
zerrungen auch dadurch, daß staatlich geförderte Ausbildungs- 
stellen mitgezählt werden, die aus Programmen des vorausge- 
gangenen Vermittlungsjahres stammen und ebenfalls erst nach 
dem Stichtag besetzt werden konnten. Sie führen zu einer rech- 
nerischen Übererfassung des Lehrstellenangebots. 

Die neuen Länder und Berlin unterscheiden sich zum Teil 
erheblich in der zeitlichen Durchführung des Bund-Länder- 
Programmes und ihrer eigenen Ergänzungsprogramme. Die 
unterschiedlichen Umsetzungszeitpunkte verzerren die statisti- 
schen Angebots-Nachfrage- und Ausbildungsstellenbilanzen in 
den letzten Jahren und ihre Veränderungsraten gegenüber dem 
jeweiligen Vorjahr.') Dies muß bei der Interpretation der 
Tabellen 1/1 bis 1/4 im Anhang berücksichtigt werden. Hier 
werden Angebot und Nachfrage nach Ausbildungsplätzen für 
die Jahre 1997 und 1998 sowie die Relation zwischen beiden 
Größen nach Ländern, ausgewählten Berufsbereichen und 
Arbeitsamtsbezirken in den gesetzlichen Definitionen ausge- 
wiesen. 

Das Ausbildungsstellenangebot hat sich im Bundesgebiet von 
1997 bis 1998 um 3,7% von 613.381 auf 636.175 erhöht. In 
den alten Ländern stieg das Angebot um 4,0% von 487.045 auf 
506.449. Zuwächse gab es bis auf Bremen in allen alten Län- 
dern, im Saarland (+8,4%) und in Bayern (+5,1%) fielen sie 
besonders deutlich aus. In den neuen Ländern lag das Angebot 
mit 129.726 Ausbildimgsplätzen um 3.390 bzw. 2,7% über 
dem Vorjahreswert. 


Die Nachfrage nahm 1998 bundesweit gegenüber 1997 um 
2,1 % von 634.938 auf 648.446 zu. In den alten Ländern wuchs 
sie um 2,6% von 494.018 auf 506.935. Nachfragezuwächse 
gab es in allen alten Ländern, besonders im Saarland (+11,7 %), 
in Hessen (+4,5 %) und Bayern (+4,4%). In den neuen Ländern 
wuchs die Nachfrage insgesamt um 0,4% von 140.920 auf 
141.511. Die in den einzelnen neuen Ländern sehr unterschied- 
lichen Veränderungen - neben starken Zuwächsen gibt es deut- 
liche Rückgänge (vgl. insbesondere Tabelle 1/1) - hängen mit 
den Unterschieden in der Gestaltung und Umsetzung der staat- 
lichen Zusatzprogramme zusammen. 

Im Bundesgebiet standen 1998 rechnerisch 98,1 Ausbildungs- 
stellen 100 Nachfragern gegenüber. 1997 betrug die gesetzlich 
definierte Angebots-Nachfrage-Relation 96,6%. In den alten 
Ländern kamen auf 99,9 angebotene Stellen je 100 Nachfrager, 
während die Angebots-Nachfrage-Relation in den neuen Län- 
dern mit 91,7 Angeboten je 100 Nachfragern wiederum deut- 
lich niedriger ausfiel.') In den neuen Ländern standen Ende 
September 1998 noch rund 10.500 Plätze aus der Lehrstellen- 
initiative Ost 1998 und den Ergänzungsprogrammen der neuen 
Länder zur Verfügung.^) Weiterhin wurde durch das von der 
Bundesregierung im November 1998 initiierte Sofortprogramm 
zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit - Ausbildung, Qualifi- 
zierung und Beschäftigung Jugendlicher jedem Ausbildungs- 
platznachfrager in Deutschland, der bis zum 30. September 
1998 noch nicht vermittelt werden konnte^), eine Ausbildungs- 
möglichkeit garantiert. Diese zusätzlichen Angebote sind in der 
Bilanz mit Stichtag 30. September 1998 nicht berücksichtigt, 
die Plätze werden ab dem 1. Januar 1999 besetzt. 

Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge 

nach Ländern 

Bundesweit wurden 1998 612.771 neue Ausbildungsverträge 
(alte Länder: 483.576, neue Länder: 129.195) abgeschlossen, 
25.254 oder 4,3 % mehr als im Jahr zuvor. Der Zuwachs fiel in 
den alten Ländern sowohl absolut als auch relativ (+21.748 
bzw. +4,7 %) deutlich stärker als in den neuen Ländern (+3.506 
bzw. +2,8%) aus. Wie viele der rund 25.300 zusätzlichen Aus- 
bildungsverträge auf die Ausweitung der Sonderprogramme in 
den neuen Ländern und der Benachteiligtenausbildung nach 
§ 24 1 Abs. 2 SGB III zurückzuführen sind, kann nur näherungs- 
weise geschätzt werden. Die Anzahl dürfte bei gut 6.000 liegen. 
Damit hat die Wirtschaft mit knapp 19.000 zusätzlichen Verträ- 
gen zur Angebotssteigerung beigetragen. 

Mit Ausnahme von Bremen nahm die Zahl der neu abgeschlos- 
senen Ausbildungsverträge in allen alten Ländern zu. Die stär- 
ksten relativen Zuwächse gab es im Saarland (+11,6%), in 
Bayern (+5,8%), in Baden- Württemberg und Rheinland-Pfalz 
(jeweils +5,2 %). Unterdurchschnittlich verlief die Entwicklung 
in Bremen (-1,0%), Hamburg (+1,9%) und in Schleswig-Hol- 
stein (+2,7%). 

Bei der Interpretation der teilweise deutlich vom allgemeinen 
Trend abweichenden Entwicklungen in den neuen Ländern und 
Berlin sind die statistischen Probleme aus den unterschied- 
lichen zeitlichen Umsetzungen der staatlichen Sonderprogram- 
me zu berücksichtigen. Die teilweise kräftigen Veränderungen 
spiegeln jedoch nicht starke jährliche Schwankungen auf dem 
Ausbildungsmarkt wider, sondern sind Folge der statistischen 
Effekte auf Grund der staatlichen Sonderprogramme. 


"Vgl. auch Bemfsbildungsbericht 1998, Kapitel 1.1.1 
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Besetzte Plätze aus Sonderprogrammen in den 
neuen Ländern nnd Berlin ') 

Zur Ergänzung des betrieblichen Lehrstellenangebots wurden 
im Kalenderjahr 1998 nach Angaben der Länder neben den 
17.500 Plätzen aus dem Bund-Länder-Programm Lehrstellen- 
initiative Ost 1998 rund 8.300^) weitere Plätze aus eigenen 
ergänzenden Programmen eingeplant. Von den insgesamt 
25.800 Ausbildungsmöglichkeiten, die durch die Bund-Länder- 
initiative 1998 und die ergänzenden Programme der neuen Län- 
der geschaffen wurden, waren 15.000 betriebsnahe oder außer- 
betriebliche und die restlichen 10.800 überwiegend schulische 
Angebote. Bei den betriebsnahen und außerbetrieblichen Aus- 
bildungen handelt es sich in der Regel lun Bildungsgänge nach 
BBiG/HwO, die mit bei den Kammern eingetragenen Ausbil- 
dungsverträgen verbunden sind. 

Bis zum 30. September 1998 waren nach der Verbleibstatistik 
der Bundesanstalt für Arbeit rund 15.300 der insgesamt 25.800 
im Kalenderjahr 1998 geschaffenen Zusatzangebote besetzt. 
Die Zahl der noch offenen Plätze lag bei 10.500. Zur Gesamt- 
zahl der im Vermittlungsjahr 1997/1998 angebotenen Ausbil- 
dungsplätze aus den Sonderprogrammen zählen des weiteren 
rund 5.300 Plätze, die aus dem Aktionsprogramm Lehrstellen 
Ost 1997 und den ergänzenden Länderprogrammen des Jahres 
1997 stammen, aber erst ab dem 1. Oktober 1997 oder später 
umgesetzt wurden. 


Entwicklung der betrieblichen 
Ausbildungsverträge in den neuen 
Ländern und Berlin (Ost) 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung ermittelt in seiner Erhe- 
bung zum 30. September bei den zuständigen Stellen (Kam- 
mern) die Summe der im letzten Berichtsjahr neu eingetragenen 
Ausbildungsverhältnisse. Die Kammern unterscheiden bei ihrer 
Zählung nicht nach der Ausbildungsform (betrieblich, außerbe- 
trieblich oder betriebsnah). Eine unmittelbare Erfassung der 
rein betrieblichen Ausbildungsverträge außerhalb der Sonder- 
programme und der Benachteiligtenausbildung nach § 241 Abs. 
2 SGB III ist somit in dieser Erhebung nicht möglich. 

Der Umfang der rein betrieblichen Ausbildungsverhältnisse 
(außerhalb des Bund-Länder-Programmes, der Sonderprogram- 
me der Länder und der außerbetrieblichen Benachteiligtenaus- 
bildung nach §241 Abs. 2 SGB III) kann deshalb nur nähe- 
rungsweise bestimmt werden. Dabei sind rechnerisch folgende 
Größen von der Gesamtzahl aller neuen Ausbildungsverträge 
(129.200) abzuziehen: 

- 14.550 Einmündungen in eine außerbetriebliche Ausbildung 
nach § 241 Abs. 2 SGB III, 

— 15.300 Einmündungen in betriebsnahe und außerbetriebliche 
Plätze aus der Bund-Länder-Lehrstelleninitiative Ost 1998 
und aus den 1998 aufgelegten Ergänzungsprogrammen der 
neuen Länder, 


‘) Vgl. Kapitel 1.1.4 

0 Ohne Modellprojekt „Modular-duale Qualifizierung“ des Landes Berlin 
mit 1 .000 Plätzen 


-5.300 Plätze aus dem Aktionsprogramm Lehrstellen Ost 1997 
und den im selben Jahr aufgelegten Ergänzungsprogrammen 
der neuen Länder, die erst nach dem 30. September 1997 
besetzt wurden.') 

Insgesamt dürfte es 1998 in den neuen Ländern und Berlin 
(Ost) rund 95.300 betriebliche Ausbildungsverträge gegeben 
haben. Die Zahl der rein betrieblichen Ausbildungsverträge hat 
damit gegenüber dem Vorjahr erneut abgenommen. Für 1997 
wurde die Zahl der betrieblichen Ausbildungsverträge auf etwa 
99.000 geschätzt, für 1996 auf 103.500.^) Bei der Bewertung 
dieser Zahlen ist zu berücksichtigen, daß es sich lediglich um 
plausible Abschätzungen handelt. Als gesichert kann jedoch die 
Aussage gelten, daß die Zahl der neuen betrieblichen Ausbil- 
dungsverträge in den neuen Ländern und Berlin (Ost) von 1996 
bis 1998 gesunken ist. 

Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge nach 
Ausbildungs- und Berufsbereichen 

Bei der Interpretation der im Anhang aufgeführten Tabellen 
1/5 bis 1/8 müssen die dargestellten statistischen Unschärfen, 
die durch die nach Jahren und Ländern unterschiedlichen 
Zeiträiune der Umsetzung der staatlichen Sonderprogramme in 
den neuen Ländern bedingt sind, berücksichtigt werden. Tabel- 
le 1/5 gibt die Zahl der neu abgeschlossenen Ausbildungsver- 
träge nach Ländern und Ausbildungsbereichen im Ausbil- 
dungsjahr 1998 wieder und Tabelle 1/6 informiert über die je- 
weiligen Veränderungen gegenüber dem Vorjahr 1997. Tabel- 
le 1/7 gibt einen Überblick über die neu abgeschlossenen Aus- 
bildungsverträge in den Ausbildungsbereichen Industrie und 
Handel, Handwerk und Landwirtschaft nach Kammerbezirken. 
In Tabelle 1/8 werden die neu abgeschlossenen Ausbildungs- 
verträge nach Berufsgruppen und ausgewählten Ausbildungs- 
berufen ausgewiesen. Die Tabellen 1/9 und 1/10 geben über 
die Zahl der Neuabschlüsse in ausgewählten neuen und neu 
geordneten Berufen") Auskunft. 

Industrie und Handel haben 1998 mit 311.600 neuen Ausbil- 
dimgsverhältnissen ihre dominierende Stellung in der dualen 
Ausbildung weiter ausgebaut. Gegenüber 1997 bedeutet dies 
eine Steigerung um 25.400 bzw. + 8,9%. Mehr als die Hälfte 
(50,9 %) aller neuen Verträge werden inzwischen bundesweit in 
diesem Ausbildungsbereich abgeschlossen. Besonders hoch ist 
der Anteil in den Stadtstaaten Hamburg (61,6%) und Bremen 
(59,0%). Als wichtigen Faktor für die deutlichen Zuwächse 
benennt der Deutsche Industrie- und Handelstag vor allem auch 
die in den letzten Jahren modernisierten und neu geschaffenen 
Berufe. Im neuen Beruf Automobilkaufmann/ Automobilkauf- 
frau (IHK) entstanden mehr als 1.600 neue Ausbildungsstellen. 


') Vgl. Bundesanstalt für Arbeit: Ausbildungsvermittlung. Berichtsjahr: 
1997/98, Tabelle 12. Dieser Abzug führt jedoch insofern zu einer Unter- 
schätzung der betrieblichen Lehrverträge, als in den aufgeführten zu- 
sätzlichen Plätzen aus den Sonderprogrammen auch Berliner Ausbil- 
dungsangebote enthalten sind, die im Westteil der Stadt Berlin umge- 
setzt werden. Geht man davon aus, daß dies für rund die Hälfte der 
staatlichen Zusatzangebote in Berlin (1.250) zutrifft, muß die genannte 
Platzzahl für 1998 um die Westberliner Anteile verringert werden. Die 
Gesamtzahl der neuen Ausbildungsverträge in den neuen Ländern 
(129.200) bezieht nur den Osten von Berlin mit ein. 

■) Vgl. Berufsbildungsbericht 1997, Teil I, Kapitel 4.1 sowie Berufsbil- 
dungsbericht 1998, Teil II, Kapitel 1.1.1 
^) Zum Stand der neuen Berufe und der Neuordnungsverfahren vgl. Ka- 
pitel 3.1.1 
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1.200 Jugendliche wurden erstmalig zu Mechatronikem und 
Mechatronikerinnen ausgebildet, 2.100 zu Mediengestaltem 
und Mediengestalterinnen für Digital- und Printmedien. 100 
Jugendliche traten die Ausbildung zum Mikrotechnologen bzw. 
zur Mikrotechnologin an, 300 zum Fachmann bzw. zur Fach- 
frau für Systemgastronomie. Bei der Bewertung des hohen 
Zuwachses der Ausbildungsverträge im Bereich Industrie und 
Handel ist zu berücksichtigen, daß der überwiegende Teil der 
Ausbildungsverträge aus staatlichen Sonderprogrammen in den 
neuen Ländern in diesem Ausbildungsbereich registriert wird. 
Uneinheitlich verlief die Entwicklung im Handwerk. Während 
in den alten Ländern gegenüber 1997 ein Plus von 3.800 neuen 
Verträgen (-1-2,3%) erreicht wurde, ging die Zahl der Neuab- 
schlüsse in den neuen Ländern um knapp 3.000 Verträge 
(-6,2%) zurück. Das Handwerk sieht die Ursachen für den 
Zuwachs in den alten Ländern vor allem in der verbesserten 
konjunkturellen Lage, von der vor allem diejenigen Hand- 
werksbetriebe profitierten, die Zulieferer der Industrie und von 
Exportbetrieben sind. Der Rückgang in den neuen Ländern 
wird vor allem mit den wirtschaftlichen Problemen im Bau- 
und Ausbaugewerbe in Verbindung gebracht. Bundesweit wur- 
den 1998 im Handwerk rund 212.400 neue Verträge abge- 
schlossen, dies sind 800 bzw. 0,4% mehr als im Jahr zuvor. 
Deutliche Zuwächse gab es vor allem bei den Metallbauem 
(+1.100 bzw. +13,8%) und den Malern und Lackierern 
(+ 1 . 100 bzw. +6,7 %). Zuwächse waren sowohl in den alten als 
auch den neuen Ländern zu verzeichnen. Im neuen Beruf Auto- 
mobilkaufmann/Automobilkauffrau (HW) traten erstmalig 
knapp 600 Jugendliche ihre Ausbildung an. Rückgänge ver- 
zeichneten dagegen die Gas- und Wasserinstallateure (-600 
bzw. —5,7%) und die Zentralheizungs- und Lüftungsbauer 
(-400 bzw. -5,4%). Diese Rückgänge fanden ganz überwie- 
gend in den neuen Ländern statt. 

Die Zahl der neuen Ausbildungsverträge, die dem Ausbil- 
dungsbereich Öffentlicher Dienst zugeordnet werden '), nahm 
1998 bundesweit um 1.300 bzw. um 8,0% ab. Insgesamt wur- 
den 1998 15.200 Verträge abgeschlossen. Die Verminderungen 
gegenüber 1997 fanden vor allem in den Landes- und Kommu- 
nalverwaltungen statt. Der Rückgang in den alten Ländern 
(-924 Neuabschlüsse bzw. —7,2%) ist in wesentlichen Teilen 
Folge der statistischen Neuzuordnung der Ausbildungsverträge 
des Niedersächsischen Sparkassen- und Giroverbandes zum 
Ausbildungsbereich Industrie- und Handel. Die hier abge- 
schlossenen Verträge im Ausbildungsberuf Sparkassenkauf- 
mann/Sparkassenkauffrau wurden bis zur Aufhebung der Aner- 
kennung dieses Ausbildungsberufes im Jahr 1997 dem Ausbil- 
dungsbereich Öffentlicher Dienst zugeordnet; die hier ab dem 
Jahr 1998 abgeschlossenen Ausbildungsverträge zum Bank- 
kaufmann/zur Bankkauffrau werden hingegen statistisch beim 
Ausbildungsbereich Industrie und Handel erfaßt. Läßt man 
beim Vorjahresvergleich diese Ausbildungsverträge unberück- 
sichtigt, so beträgt der Rückgang in den alten Ländern nur noch 
276 Verträge bzw. —2,2% und reduziert sich für den Öffent- 
lichen Dienst insgesamt auf 674 Verträge bzw. -4,2%. Von 
den bimdesweiten Rückgängen im Öffentlichen Dienst waren 
vor allem die Verwaltungs- und Büroberufe dieses Sektors 
(Verwaltungsfachangestellte, Fachangestellte für Bürokommu- 
nikation) betroffen. Der bundesweite Rückgang betrug hier 700 
Ausbildungsstellen bzw. -5,6%. Die neuen Ausbildungsver- 
träge zum Vermessungstechniker bzw. zur Vermessungstech- 
nikerin nahmen dagegen um knapp 300 bzw. +23,2% zu. Auch 


') Daneben bildet der öffentliche Dienst auch in vielen Berufen aus, die 
anderen Ausbildungsbereichen, z. B. Industrie und Handel, zugeordnet 
werden. 
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bei den Straßenwärtem und Straßenwärterinnen gab es bundes- 
weit (und hier vor allem in den neuen Ländern) ein Plus von 
mehr als 100 Verträgen bzw. 19,1%. Knapp 400 Jugendliche 
werden seit 1998 erstmalig im neuen Beruf Fachangestellter 
bzw. Fachangestellte für Medien- und Informationsdienste 
(ÖD) ausgebildet. 

Nach wie vor bilden die Freien Berufe den drittgrößten Ausbil- 
dungsbereich, auch wenn ihr Anteil an der Gesamtzahl aller 
Neuabschlüsse 1998 nur noch 8,5% erreichte (1994: 10,4%). 
Bundesweit wurden 1 998 5 1 .900 neue Verträge abgeschlossen. 
Gegenüber 1997 wurden 1.200 Ausbildungsverträge weniger 
gezählt. Noch 1994 hatte die Zahl der Neuabschlüsse bundes- 
weit 59. 100 betragen. 

Wie für den Öffentlichen Dienst, so gilt aber auch für die Freien 
Berufe, daß die Ausbildungsleistung über die Berufe, die 
statistisch diesen Bereichen zugeordnet sind, hinausgeht. So 
bilden Freiberufler z.B. auch angehende Bürokaufleute oder 
Bauzeichner aus, deren Ausbildungsverträge beim Ausbil- 
dungsbereich Industrie und Handel registriert werden. Ursäch- 
lich für den erneuten Rückgang der Neuabschlüsse im Aus- 
bildungsbereich der Freien Berufe war vor allem die ver- 
minderte Ausbildungsleistung der Zahnarztpraxen, die 1998 
bundesweit 1.800 angehende Zahnarzthelfer und Zahnarzt- 
helferitmen weniger einstellten als noch im Jahr zuvor. Rück- 
gänge bei den Neueinstellungen gab es auch bei den Aus- 
bildungsberufen Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte 
(-200 bzw. —2,9%) und Pharmazeutisch-kaufmännischer An- 
gestellter/Pharmazeutisch-kaufmärmische Angestellte (-200 
bzw. -7,7%). Dagegen kam es bei den Neuabschlüssen zum 
Arzthelfer bzw. zur Arzthelferin nach den Rückgängen der letz- 
ten Jahre wieder zu einem deutlichen Zuwachs (+900 bzw. 
+6,2%). 

Im Ausbildungsbereich Landwirtschaft wurden 1998 bundes- 
weit 15.800 Verträge abgeschlossen. Das sind 1,7% mehr als 
1997. In den neuen Ländern fiel der relative Zuwachs mit 
+5,5% bzw. mehr als 200 zusätzlichen Neuabschlüssen deut- 
lich aus. In den alten Ländern blieb die Zahl der Neuabschlüsse 
(1 1.400) im wesentlichen unverändert. 

In den beiden kleinsten Ausbildungsbereichen Hauswirtschaft 
und Seeschiffahrt wurden 1998 5.700 bzw. knapp 200 Verträge 
abgeschlossen. In der Hauswirtschaft wurden mit 1.300 zusätz- 
lichen Neuabschlüssen 28,9% mehr Verträge registriert als 
1997. In der Seeschiffahrt wurden 1998 acht zusätzliche Neu- 
verträge (+5,4%) gezählt. 

Die Ausbildungsstruktur in den neuen und alten Ländern ist 
weitgehend ähnlich. Lediglich bei den Freien Berufen ergibt 
sich ein gravierender Unterschied. Während in den alten Län- 
dern 9,5 % aller neuen Ausbildungsverhältnisse in diesem Be- 
reich abgeschlossen wurden, waren es in den neuen Ländern 
lediglich 4,6%. 

Verkürzte Ausbildungsverträge 

Von den insgesamt 612.800 neu abgeschlossenen Ausbildungs- 
verträgen wurde für 90.400 eine Verkürzung der Ausbildungs- 
zeit vereinbart. Der Anteil der verkürzten Ausbildimgsverträge 
liegt bei 14,8%, er ist damit gegenüber den Vorjahren leicht 
gesunken (1997: 15,5%; 1996: 15,9%). Wie Tabelle 1/11 im 
Anhang zeigt, spielt der Anteil der verkürzten Ausbildungsver- 
träge auch 1998 insbesondere in Niedersachsen (27,5%) und 
dem Saarland (26,3%) eine bedeutende Rolle. Eine geringe 
Bedeutung kommt den verkürzten Ausbildungsverträgen wei- 
terhin in den neuen Ländern (6,5 %) zu. 

Die länderspezifischen Differenzen ergeben sich im wesent- 
lichen aus der unterschiedlichen Bedeutung des Berufsgrund- 
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bildungsjahres und der Berufsfachschulen, deren Besuch in den 
alten Ländern vielfach zur Verkürzung der Ausbildungszeit 
führt (vgl. § 29 Abs. 1 BBiG sowie die jeweiligen Anrech- 
nungsverordnungen). In den Ländern mit einem relativ hohen 
Anteil von Absolventen dieser berufsbildenden Schulen, wie 
z.B. in Niedersachsen, ist auch der Anteil der Ausbildung mit 
verkürzten Ausbildungsverträgen entsprechend hoch. ') Es be- 
steht ein weiterer Zusammenhang zwischen den länderspe- 
zifischen Abiturientenanteilen und der Zahl der Auszubilden- 
den mit verkürzten Ausbildungsverträgen. Nach §29 Abs. 2 
BBiG kann die Ausbildungszeit auf Antrag gekürzt werden, 
wenn zu erwarten ist, daß der Auszubildende das Ausbildungs- 
ziel in der gekürzten Zeit erreicht. 

Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge 
nach Behindertenregelungen 

Im Rahmen der Ausbildung von Behinderten nach § 48 BBiG 
bzw. §42 b HwO wurden 1998 bundesweit 10.258 neue Aus- 
bildungsverträge abgeschlossen. Gegenüber dem Vorjahr sind 
dies 860 Ausbildungsverträge bzw. 9,2% mehr (vgl. Tabelle 
1/8 im Anhang). In den alten Ländern hat sich die Zahl um 543 
bzw. 10,7% erhöht, in den neuen Ländern um 317 bzw. 7,3%. 
In den neuen Ländern fällt der relative Anteil der Behinderten- 
berufe an der Gesamtzahl der in 1998 neu abgeschlossenen 
Ausbildungsverträge mit 3,6% dreimal höher aus als in den 
alten Ländern (1,2 %). 


1.1.2 Entwicklung der unbesetzten Stellen und 
der unvermittelten Bewerber und Bewerberinnen 
- Berufsberatungsstatistik 

Die Berufsberatungsstatistik der Bundesanstalt für Arbeit^) ist 
eine auf der freiwilligen Nutzung der Berufsberatung durch 
Arbeitgeber und Jugendliche erstellte Geschäftsstatistik, bei der 
die Berufsberater der Arbeitsämter die Beratungs- und Vermitt- 
lungsvorgänge in ihrem Arbeitsbereich im Verlauf eines Be- 
ratungsjahres (1. Oktober bis 30. September) nach standardi- 
sierten Kriterien erfassen und melden. Eine Totalerfassung des 
Geschehens auf dem Ausbildungsstellenmarkt kann sie damit 
naturgemäß nicht leisten, da sie vom Grad der Nutzung durch 
Betriebe und Jugendliche in der aktuellen Ausbildungsstellensi- 
tuation sowie von berufs- und branchenspezifischen Ausbil- 
dungsplanungen der Betriebe abhängt. Auf Grund der hohen 
Akzeptanz und Nutzung der Berufsberatung durch junge 
Erwachsene und Betriebe zeigt sie jedoch im Vergleich mit den 
Ergebnissen der Vorjahre wichtige Entwicklungstrends auf In 
der durch das BerBiFG definierten Angebots-Nachfrage-Rela- 
tion werden die am 30. September gemeldeten unbesetzten 
Berufsausbildungsstellen und die zum gleichen Zeitpunkt ge- 
meldeten und noch nicht vermittelten Bewerber berücksichtigt. 


') Vgl. Kapitel 2.3.1 und 2.3.2 
Vgl. Kapitel 2.1.1 

Die Definition der Merkmale in der Bemfsberatungsstatistik werden 
regelmäßig in den Amtlichen Nachrichten der Bundesanstalt für Arbeit 
(ANBA) veröffentlicht; Hinweise zur Berufsberatungsstatistik enthält 
auch das Kapitel 1.3. Ferner werden im Kapitel 1.4.3 die Ergebnisse 
einer Befragung von bei der Bundesanstalt für Arbeit registrierten 
Lehrstellenbewerbem, die nach Kenntnis der Arbeitsämter nicht in eine 
Lehrstelle einmündeten oder nach Vermittlungs Vorschlag unbekannt 
verblieben waren, dargestellt. 


Unbesetzte Berufsausbildungsstellen und 
noch nicht vermittelte Bewerber 

Bundesweit wurden am Ende des Beratungsjahres 1998 23.404 
noch unbesetzte Ausbildungsplätze bei 35.675 noch nicht ver- 
mittelten Bewerbern gemeldet. Die Stellen-Bewerber-Relation 
verbesserte sich damit gegenüber dem Vorjahr von 0,55 auf 
0 , 66 . 

In den neuen Ländern wurden Ende September 531 unbesetzte 
betriebliche Ausbildungsplätze registriert. 12.316 junge Frauen 
und Männer blieben Ende September 1998 ohne Vermittlung. 
In den neuen Ländern standen Ende September 1998 noch 
rund 10.500 Plätze aus der Lehrstelleninitiative Ost 1998 
und den Ergänzungsprogrammen der neuen Länder zur Ver- 
fügung. 

Auch in den alten Ländern wurde ein zahlenmäßiger Ausgleich 
nicht erreicht. 23.359 unvermittelten Bewerbern standen 22.873 
noch nicht besetzte Ausbildungsplätze gegenüber. Die Stellen- 
Bewerber-Relation stieg gegenüber dem Vorjahr von 0,8 auf 
1,0 (aufgerundet). Erstmals seit 1991 war die Zahl der imver- 
mittelten Bewerber rückläufig. Im Vermittlungsjahr 1997/1998 
blieben in den alten Ländern 4,8 % (Vorjahr 5,3 %) aller gemel- 
deten Stellen ohne Besetzung. Von den Bewerbern blieben 
4,1% (Vorjahr: 5,9%) unvermittelt. Damit ist ein Erfolg der 
Vermittlungsbemühungen der Arbeitsämter festzustellen. 


Unbesetzte Berufsausbildungsstellen 
und noch nicht vermittelte Bewerber nach 
Berufsbereichen 

Die großen Berufsbereiche Fertigungsberufe und Dienst- 
leistungsberufe zeigten in den alten Ländern unterschiedliche 
Entwicklungen. Während in den Fertigungsberufen die Zahl 
der imbesetzten Ausbildungsplätze die der noch unvermittelten 
Bewerber überstieg (Stellen-Bewerber-Relation 1,4), kam in 
den Dienstleistungsberufen (einschließlich des bedeutenden 
kaufmärmischen Berufsbereichs) kein Ausgleich zustande 
(0,8). Die relativ meisten unbesetzten Stellen in den alten Län- 
dern gab es wie im Vorjahr in den Emährungsberufen mit 2,7 
unbesetzten Stellen je unvermitteltem Bewerber. In den Metall- 
berufen und den Elektroberufen (jeweils 1,1) kam wieder ein 
Ausgleich zustande. Schwieriger wurde die Stellensuche für die 
jungen Frauen und Märmer, die eine Berufsausbildung im 
Büro-, Verwaltungs- oder Dienstleistungsbereich wünschten. 
Hier waren wiedemm negative Stellen-Bewerber-Relationen zu 
verzeichnen (Waren- und Dienstleistungskaufleute 0,8; Organi- 
sations-, Verwaltungs- und Bürobemfe 0,7), wenn sich auch die 
Situation gegenüber dem Vorjahr leicht verbesserte. Die ungün- 
stigste Stellen-Bewerber-Relation registrierte die Arbeitsver- 
waltung in Sicherheits-, künstlerischen, Gesundheits-, Sozial- 
und Erziehungsberufen (0,4). 

Erheblich mehr nicht vermittelte Bewerber als noch nicht 
besetzte Plätze hatten am Ende des Beratungsjahres die Berufe 
Arzthelfer/ Arzthelferin (0,3), Industriekaufmarm/Industriekauf- 
frau (0,4), Verkäufer/Verkäuferin (0,3), Maler und Lackie- 
rer/Malerin und Lackiererin (0,7), Kraftfahrzeugmechaniker/ 
Kraftfahrzeugmechanikerin (0,4), Kaufmarm/Kauffrau für Bü- 
rokoimnunikation (0,6) und Kaufmarm/Kauffrau im Einzelhan- 
del (0,6), Zahntechniker/ Zahntechnikerin (0,3), Friseur/Friseu- 
rin (0,6) und Hotelfachmarm/Hotelfachffau (0,9). 

Für die neuen Länder sind auf Grund der niedrigen Zahl von 
531 unbesetzten Berufsausbildungsstellen differenzierte Aus- 
sagen zu den Berufsbereichen nicht sinnvoll. Das Zahlen- 
material ist in der Tabelle 1/12 im Anhang dokumentiert. 
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Übersicht 5: Noch nicht vermittelte Bewerber 
nach Geschlecht und Staatsangehörigkeit in den 
alten und neuen Ländern 1997 und 1998 


Merkmal 

Noch nicht vermittelte Bewerber 


1997 

1998 


Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Alte Länder 

Insgesamt 

32.190 

100,0 

23.359 

100,0 

Davon: 





Männlich 

15.598 

48,0 

11.012 

47,1 

Weiblich 

Davon: 

16.592 

51,5 

12.347 

52,9 

Deutsche 

24.689 

76,7 

18.244 

78,1 

Ausländer 

7.501 

23,3 

5.115 

21,9 

Neue Länder 

Insgesamt 

Davon: 

15.231 

100,0 

12.316 

100,0 

Männlich 

6.877 

45,2 

5.694 

46,2 

Weiblich 

Davon: 

8.354 

54,8 

6.622 

53,8 

Deutsche 

14.995 

98,5 

12.168 

98,8 

Ausländer 

236 

L5 

148 

1,2 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 5, Seite 31 


Quelle: Bundesanstalt für Arbeit, Ergebnisse der Berufsberatungsstatistik, Sep- 
tember 1998; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 


Unbesetzte Berufsausbildungsstellen und 
noch nicht vermittelte Bewerber nach Ländern 

In den meisten alten Ländern kam es am Ende des Beratungs- 
jahres 1998 zu keinem Ausgleich zwischen den noch nicht ver- 
mittelten Bewerbern und den noch zu besetzenden Ausbil- 
dungsplätzen. Mehr Stellen als Bewerber wurden nur aus 
Baden- Württemberg , Bayern (je 1,7) und Schleswig-Holstein 
(1,3) gemeldet (vgl. Tabelle 1/13 im Anhang). Die Zahl der 
Arbeitsamtsbezirke, in denen es mehr nicht vermittelte Bewer- 
ber als unbesetzte Berufsausbildungsstellen gab, ist allerdings 
auf 68 zurückgegangen. 1997 waren es 78. 

Noch nicht vermittelte Bewerber 
nach Geschlecht und Staatsangehörigkeit 

Mehrheitlich mit 53,2% Anteil waren es junge Frauen, die nicht 
vermittelt werden konnten. Gegenüber dem Vorjahr (52,6%) ist 
dieser Wert geringfügig gestiegen. Nennenswerte Unterschiede 
zwischen alten und neuen Ländern bestehen nicht. Dabei hat 
sich die Zahl der unvermittelt gebliebenen jungen Frauen in den 
neuen Ländern spürbar verringert, von 8.339 im Vorjahreszeit- 
raum auf 6.622 im Beratungsjahr 1998 (vgl. Übersicht 5). 

Mit 2 1 ,9 % aller unvermittelten Bewerber in den alten Ländern - 
die neuen spielen hinsichtlich der Berufsausbildung auslän- 
discher Jugendlichen keine Rolle - ist der Anteil junger Auslän- 
der um 7,5 Prozentpunkte höher als ihr Anteil an allen gemelde- 
ten Bewerbern. Diese Differenz hat sich wieder etwas verringert 
(1997: 8 Prozentpunkte, davor rund 10 Prozentpunkte). 

1.1.3 Mobilität von Jugendlichen 
aus den neuen Ländern 

Zur Ermittlung der „Pendlerzahlen“ für das Jahr 1998 hat das 
Bundesinstitut für Berufsbildung in acht alten Ländern (Baden- 
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Württemberg, Bremen, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein- 
Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Schleswig-Holstein) 
eine Erhebung in Teilzeitberufsschulen durchgeführt. Im ein- 
zelnen wurde nach der Anzahl der Berufsschüler und Berufs- 
schülerinnen gefragt, die Auszubildende im 1 . Ausbildungsjahr 
sind und 

- mit ihrem Hauptwohnsitz nach wie vor in den neuen Ländern 
gemeldet sind und eine Lehrstelle in einem Betrieb in den 
alten Ländern gefunden haben oder 

- seit Mitte 1998 ihren Hauptwohnsitz aus den neuen Ländern 
in die alten Länder verlegt haben, um eine betriebliche Aus- 
bildung zu beginnen. 

In den genannten Ländern wurden 97 1 Schulen angeschrieben. 
Rund 77% haben sich an der Erhebung beteiligt; insgesamt 
wurden damit 184.785 Sehüler und Sehüleritmen im ersten 
Ausbildungsjahr erfaßt. Davon waren 4.039 Jugendliche 
(2,2%) Pendler oder Umzügler (weiblich: 57%, männlich: 

43 %). Mit Hilfe dieser Quote und unter Berücksichtigung der 
neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge für das Jahr 1998 
ergeben sich die folgenden Schätzwerte. 


Land 

Quote 

Neu vertrage 
1998 

Pendler/ 

Umzügler 

Baden-Württemberg 

1,6% 

73.818 

1.300 

Bremen 

0,9 % 

5.631 

50 

Hessen 

2,9 % 

41.214 

1.200 

Niedersachsen 

4,6 % 

57.942 

2.790 

N ordrhein- W estfalen 

0,8 % 

122.590 

980 

Rheinland-Pfalz 

1,3% 

29.808 

400 

Saarland 

0,5 % 

8.486 

45 

Schleswig-Holstein 

4,6 % 

20.103 

980 

Insgesamt 

2,2 % 

359.592 

7.745 

Zwei Länder haben eine eigene Erhebung durchgeführt und die 
folgenden Zahlen angegeben. 

Land 

Quote 

Neu Verträge 
1998 

Pendler/ 

Umzügler 

Bayern 

3,8 % 

97.302 

3.732 

Hamburg 

4,4 % 

12.080 

536 

Insgesamt 

3,9 % 

109.382 

4.268 


Bei einer angenommenen zum Vorjahr gleichbleibenden Pend- 
lerquote für Berlin (ohne Binnenpendler) von 12% würde sich 
die Pendlerzahl nach Berlin auf etwa 1.750 belaufen. Insgesamt 
dürften damit 1998 rund 13.750 Jugendliche aus den neuen 
Ländern eine Ausbildung in den alten Ländern aufgenommen 
haben. Dies ist gegenüber dem Vorjahr ein Minus von rund 650 
Pendlem/Umzüglem. Zum Vergleich: 


Land 

Quote 

Neuverträge 

1998 

Pendler/ 
Umzügler 
(zum Teil 
gesehätzt) 

1994 

3,0 % 

450.210 

13.700 

1995 

2,9 % 

450.128 

13.300 

1996 

3,0 % 

449.314 

13.450 

1997 

3,1 % 

461.800 

14.400 

1998 

2,8 % 

483.576 

13.750 
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1.1 Ausbildungsstellenbilanz 

1.1.4 Programme zur Sicherung 
des Ausbildungsplatzangebotes 

Gemeinschaftsinitiativen Ost 1994 und 1995 
Aktionsprogramme Lehrstellen Ost 1996 und 1997 

Im Oktober 1998 befanden sich noch 4.374 Teilnehmer in den 
außerbetrieblichen Maßnahmen der Gemeinschaftsinitiativen 
1994 und 1995. Hinzu kommen 10.485 Teilnehmer (73%) aus 
dem Aktionsprogramm Lehrstellen Ost 1996, die sich überwie- 
gend auf betriebsnahe Ausbildung (75 %) - u. a. in Ausbil- 
dungsverbünden, aber auch in Form von kombinierten außer- 
betrieblichen und betrieblichen Ausbildungsphasen — sowie 
auf Ausbildung in außerbetrieblicher Form (13%), schulische 
Ausbildung (8 %) und Ausbildungsverhältnisse in kommunalen 
Einrichtungen (3%) verteilen. Im Oktober 1998 befanden 
sich noch 14.373 Teilnehmer (96%) aus dem Aktionspro- 
grarmn Lehrstellen Ost 1997 zu 64% in betriebsnahen, 16% in 
schulischen und 19% in außerbetrieblichen Maßnahmen. 

Lehrstelleninitiative Ost 1998 

Auch 1998 reichte das Angebot an betrieblichen Ausbildimgs- 
plätzen in den neuen Ländern nicht aus, einen Ausgleich am 
Ausbildungsstellenmarkt herbeizuführen. Am 29. Mai 1998 ist 
zwischen dem Bund, den neuen Ländern und Berlin eine Ver- 
einbarung zur Förderung von 17.500 zusätzlichen Ausbildungs- 
plätzen für das Ausbildungsjahr 1998/1999 beschlossen wor- 
den. Die Plätze verteilen sich auf die Länder wie folgt; Berlin 
2.017, Brandenburg 3.519, Mecklenburg-Vorpommern 3.516, 
Sachsen 3.916, Sachsen-Anhalt 2.516, Thüringen 2.016. Zur 
Finanzierung des Programms setzt der Bund Mittel in Höhe von 
rund 231,9 Mio. DM ein (1998: 25,8 Mio. DM, 1999; 77,3 Mio. 
DM, 2000: 77,3 Mio. DM, 2001: 51,5 Mio. DM). Die Länder 
werden in mindestens gleicher Höhe zur Finanzierung des Pro- 
gramms beitragen. 

Die inhaltliche Ausgestaltung der Lehrstelleninitiative 1998 
orientiert sich an den Lehrstellenprogrammen 1996 imd 1997 ‘): 
Sie zielt überwiegend auf betriebsnahe Ausbildungsmaßnah- 
men. Die Bundesbeteiligung beträgt im Durchschnitt bis zu 
13.250 DM pro Förderfall; jedoch nicht mehr als 50% der 
gesamten Maßnahmekosten. Mehrkosten einzelner Maßnah- 
men können durch Minderkosten anderer Maßnahmen aus- 
geglichen werden. Die Durchführung und Ausgestaltung des 
Programms liegt in der Verantwortung der Länder. Das Pro- 
gramm wird nur für zusätzliche Plätze eingesetzt und dient der 
Vermittlung von zu Begirm des Ausbildungsjahres noch nicht 
vermittelten Bewerbern und Bewerberiimen. Die Maßnahmen 
sollen zwischen dem 1. September 1998 und dem 1. Februar 
1999 beginnen. 

Nach Angaben der Länder waren am 3 1 . Dezember 1998 rund 
97 % des gesamten Stellenkontingents besetzt: 

Förderkomponenten 

Betriebs- Schulisch/ Außer- Ausschöpfung 

nah kooperativ betrieblich Anzahl Prozent 


Berlin 

1.203 

619 

0 

1.822 

90,3 

Brandenburg 

1.914 

1.503 

0 

3.417 

97,1 

Mecklenburg- 

Voipommem 

2.499 

911 

0 

3.410 

97,0 

Sachsen 

3.788 

51 

0 

3.839 

98,0 

Sachsen-Anhalt 

0 

0 

2.516 

2.516 

100 

Thüringen 

1.579 

416 

0 

1.995 

99,0 

Insgesamt 

10.983 

3.500 

2.516 

16.999 

97,1 


') Vgl. Bemfsbildungsbericht 1997, Kapitel 1.1.4 und Berufsbildungsbe- 
richt 1998, Kapitel 1.1.5 


Ausgestaltung der Lehrstelleninitiative Ost 1998 

Berlin: Das zugewiesene Kontingent von 2.017 Plätzen verteilt 
sich auf drei Maßnahmekomponenten. Die Ausbildungsplätze 
in wirtschaftsnahen, branchenorientierten und regionalen Aus- 
bildungsverbünden zwischen Ausbildungsträger (18 Monate) 
und Betrieb (Restdauer) werden überwiegend in gewerblich- 
technischen und kaufmännischen Berufen angeboten. Die 
Teilnehmer haben mehrheitlich Auszubildendenstatus. Die 
Ausbildung der Teilnehmer mit Schülerstatus (bbw-Akademie) 
schließt nach der dreijährigen Ausbildung mit der Extemen- 
prüfung vor der Industrie- und Handelskammer ab. Die Ausbil- 
dimgsplätze in Lemortkooperation werden im Verbimdsystem 
zwischen Berufsfachschulen (Oberstufenzentren) und Ausbil- 
dungsträgem je zur Hälfte durchgeführt. Die Teilnehmer haben 
Schülerstatus und beenden ihre Ausbildung mit einer Extemen- 
prüfung vor der Industrie- und Handelskammer oder mit einer 
Abschlußprüfung nach Landesrecht; eine Ausnahme bilden die 
Gas- und Wasserinstallateure, die ab dem 2. Ausbildungsjahr 
einen Ausbildungsvertrag erhalten. Darüber hinaus werden 
vollzeitschulische Ausbildungsplätze an verschiedenen Bemfs- 
fachschulen zur Verfügung gestellt. 

Brandenburg: Die 3.519 zusätzlichen Ausbildungsplätze wer- 
den auf betriebsnahe und kooperativ schulische Maßnahmen 
verteilt. Mit dem „Kooperativen Modell Brandenburg“ werden 
Ausbildungsplätze in schulischer Form in Kooperation zwi- 
schen Oberstufenzentren und den Kammern angeboten. Die 
schulische Bemfsausbildung in kaufmännischen Bemfen nach 
dem BBiG sieht zur Herstellung einer Betriebs- und Praxisnähe 
Betriebspraktika im Umfang von 16 Wochen vor. Die Kam- 
mern führen eine Eignungsprüfung der Praxisstellen durch und 
sichern unter bestimmten Voraussetzungen gemäß §40 Abs. 3 
BBiG die Zulassung der Schüler und Schülerinnen zur Ab- 
schlußprüfung vor dem Prüfungsausschuß der Kammer zu. Die 
kooperativ schulische Bemfsausbildung wird an Oberstufen- 
zentren in Bemfen nach dem BBiG und der HwO durchgeführt, 
ergänzt durch eine fachpraktische Ausbildung in Ausbildungs- 
stätten sowie Betriebspraktika von 4 bis 6 Wochen pro Schul- 
jahr mit der Möglichkeit der Abschluß- und Gesellenprüfung 
nach dem BBiG oder der HwO unter bestimmten Vorausset- 
zungen. Weiterhin besteht die Möglichkeit, in eine entspre- 
chende betriebliche Ausbildung zu wechseln. 

Mecklenburg-Vorpommern: Die 3.516 zusätzlichen Ausbil- 
dungsplätze verteilen sich auf betriebsnahe Maßnahmen, umge- 
setzt durch die Kammern, und schulische Vollausbildung. Die 
Kammern tragen soweit möglich bei der Gestaltung der 
betriebsnahen Bemfspalette und der Trägerauswahl den regio- 
nalen Ausbildungsplatzdefiziten Rechnung und gewährleisten, 
daß vorrangig betriebliche Kapazitäten solcher Unternehmen 
genutzt werden, die über Bedarf ausbilden und über Ausbil- 
dungserfahmng verfügen. Das Ausbildungsverhältnis muß von 
einem Ausbildungsträger begründet werden, das kaim eine 
Kammer, ein Träger bemflicher Bildung im Auftrag der Kam- 
mer oder ein Ausbildungsverein mit Sitz in Mecklenburg- Vor- 
pommern sein. Die schulische Vollausbildung in ein-, zwei- 
und dreijährigen Ausbildungsgängen, die zu einem qualifizier- 
ten Abschluß nach Landes- oder Bundesrecht führt, wird an 
öffentlichen beruflichen Schulen und an beruflichen Schulen in 
freier Trägerschaft durchgeführt. 

Sachsen: Der überwiegende Teil der 3.916 Ausbildungsplätze 
wird betriebsnah in Form der Gemeinschaftsinitiative Sachsen 
umgesetzt. Erstmalig wird ein Teil der Ausbildungsplätze als 
Kombination von vollzeitschulischer Ausbildung in Form des 
Berufsgrundbildungsjahres (BGJ) als 1. Ausbildungsjahr mit 
betriebsnaher Ausbildung im Rahmen der Gemeinschaftsinitia- 
tive Sachsen über die Ausbildungsvereine realisiert. Die erfor- 


38 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Drucksache 14/1056 


derlichen zusätzlichen schulischen Kapazitäten für die Durch- 
führung des BGJ werden durch das Sächsische Kultusministe- 
rium gemeinsam mit den Ausbildungsvereinen geschaffen. Die 
Teilnehmer des BGJ, die einen Vorvertrag mit den Ausbil- 
dungsvereinen erhalten, führen ab dem 2. Ausbildungsjahr ihre 
Ausbildung betriebsnah fort. Daneben wird vollzeitschulische 
Ausbildung in Krankenpflegeberufen mit dreijähriger Regel- 
ausbildimgsdauer und in Gesundheitsfachberufen an medizini- 
schen Berufsfachschulen in Trägerschaft von Krankenhäusern 
angeboten. 

Sachsen-Anhalt: Die zusätzlichen 2.516 Ausbildungsplätze 
werden entsprechend der Benachteiligtenförderung der Bun- 
desanstalt für Arbeit ') ausgestaltet. 

Thüringen: Die wirtschaftsnahe Variante der insgesamt 2.016 
zusätzlichen Ausbildimgsplätze sieht eine Ausbildung in Beru- 
fen nach dem BBiG und der HwO in betrieblichen Ausbil- 
dungsverbünden und in überbetrieblichen Ausbildungseinrich- 
tungen vor, wobei während der überbetrieblichen Ausbildung 
eine Vermittlung in eine betriebliche Ausbildung angestrebt 
wird. Die schulische Variante wird in gewerblich-technischen 
Berufen und in Berufen des Berufsfeldes Wirtschaft und Ver- 
waltung in dreijährigen berufsqualifizierenden Berufsfach- 
schulen durchgeführt, die zu einem staatlichen Abschluß führen 
und bei denen die Zulassung zur Abschlußprüfüng nach dem 
BBiG und der HwO mit der zuständigen Kammer geregelt 
wird. Die Ausbildung gestaltet sich in Form einer Lemort- 
kooperation mit einer Bildungseinrichtung zur Durchführung 
der fachpraktischen Ausbildung sowie dem weiteren Lemort 
Betrieb. 

Ergänzungs- /Sonderprogramme/ 
Aufstockung Lehrstelleninitiative Ost 1998 

Weitere 8.267 Ausbildungsplätze werden aus Landesmitteln in 
den Ländern Berlin, Brandenburg, Thüringen und Sachsen- 
Anhalt im Rahmen sogenannter Ergänzungs- und Sonderpro- 
gramme bzw. einer Aufstockung der Lehrstelleninitiative Ost 
1998 für die noch nicht vermittelten Lehrstellenbewerber und 
-bewerberinnen angeboten (vgl. Tabelle 1/14 im Anhang). Mit 
diesen ergänzenden Maßnahmen werden in erster Linie 
betriebsnahe, schulische und schulisch kooperative (Schule/Bil- 
dungsträger/Betriebspraktika/Kammerprüfüng) Ausbildungs- 
plätze vergleichbar mit den Maßnahmen der Lehrstelleninitia- 
tive Ost 1998 angeboten. 

Berlin bietet ergänzend hierzu in der Stufe 2 des Modellprojekts 
„Modular-duale Qualifizierung (MDQM)“ für ca. 1.000 Ju- 
gendliche, die zuvor berufsvorbereitende Maßnahmen, wie 
Vollzeitlehrgänge im 11. Schuljahr, durchlaufen haben, eine 
außerbetriebliche Ausbildung an. Durchgeführt wird diese im 
wesentlichen bei einem Bildungsträger der Berlin-Brandenbur- 
gischen Wirtschaft gemeinsam mit wirtschaftsnahen Koopera- 
tionspartnern mit dem Ziel der Zulassung zur Extemenprüfüng. 
Berufsvorbereitung und Berufsausbildung dauern ca. 4 Jahre 
und werden in ca. 10 bis 12 Ausbildungsabschnitten zertifiziert, 
die bei einem vorzeitigen Abbruch der Ausbildung eine Ein- 
gliederung auf dem Arbeitsmarkt erleichtern und eine Option 
für eine spätere Vervollständigung der Ausbildung eröffnen 
sollen. 


') Vgl. Kapitel 3.3.2 
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Weitere Programme der neuen Länder 

Die Lehrstelleninitiative Ost 1998 und die Ergänzungs-/Son- 
derprogramme bzw. Aufstockung der Lehrstelleninitiative wer- 
den durch weitere Programme der neuen Länder und Berlin aus 
Landesmitteln ergänzt. Im Ausbildungsjahr 1998/1999 ist ge- 
plant, rund 66.700 betriebliche Ausbildungsverhältnisse über 
diese Programmangebote finanziell zu unterstützen. Gemessen 
an den schätzungsweise in den neuen Ländern zum 30. Septem- 
ber 1998 insgesamt abgeschlossenen rund 95.300 neuen be- 
trieblichen Ausbildungsverträgen') entspräche dies einem 
Anteil von rund 70%. Die geforderten Zielgruppen 1998/1999 
lassen sich im wesentlichen wie folgt strukturieren: 

a) Zusätzliche betriebliche Ausbildungsplätze, 

Ausbildung über den eigenen Bedarf, erstmalige 
Ausbildung bzw. Ausbildung bei Existenzgründern 

Die neuen Länder fördern zusätzlich bzw. erstmalig bereitge- 
stellte Ausbildungsplätze in unterschiedlicher Ausgestaltung. 

Die Kriterien „Zusätzlichkeif ‘, „Erstmaligkeit“, „Ausbildung 
über Bedarf' und „Existenzgründer“ werden unterschiedlich 
definiert. Die angegebene Förderhöhe bezieht sich, sofern sie 
zwischen mäimlichen und weiblichen Auszubildenden unter- 
scheidet, auf den Zuschuß für einen mäimlichen Auszubilden- 
den. 

Berlin bezuschußt zusätzliche Ausbildungsplätze mit 5.000 
DM und Ausbildungsplätze erstmals ausbildender Unterneh- 
men mit 10.000 DM. In Brandenburg werden betriebliche Aus- 
bildungsverhältnisse im ersten Ausbildungsjahr in erstmals aus- 
bildenden Betrieben mit 3.000 DM gefördert. Erstmalig ausbil- 
dende Unternehmen in Mecklenburg- Vorpommern erhalten für 
die Schaffüng betrieblicher Ausbildungsverhältnisse eine 
Zuwendung von 3.000 DM zuzüglich eines Sachkostenzu- 
schusses in gleicher Höhe bei Existenzgründung, ausgenom- 
men sind Ausbildungsverhältnisse von Jugendlichen mit Hoch- 
schul-, Fachhochschulreife oder abgeschlossener Berufsausbil- 
dung; für die Ausbildung über den eigenen Bedarf wird eben- 
falls eine Zuwendung von 3.000 DM gewährt. Sachsen fördert 
zusätzliche betriebliche Ausbildimgsverhältnisse in kleinen und 
mittleren Unternehmen, die über Bedarf ausbilden oder noch 
nicht, nicht in dem Berufsfeld oder in einem „Neuen Beruf' 
(siehe b) ausbilden oder Existenzgründer sind, mit einem Zu- 
schuß von 3.000 DM. In Sachsen- Anhalt werden erstmals aus- 
bildende Unternehmen mit 5.000 DM und Ausbildungsplätze 
über den eigenen betrieblichen Bedarf mit 4.000 DM finanziell 
unterstützt. Die Schaffüng bzw. Verbesserung der materiell- 
technischen Ausbildungsvoraussetzungen wird darüber hinaus 
in Sachsen-Anhalt durch Zuwendungen zu Investitionen zu- 
sätzlich geschaffener Ausbildungsplätze mit 20% bzw. 25% 
für einen Ausbildungsplatz für weibliche Auszubildende, maxi- 
mal 20.000 DM pro Platz gefördert. Zusätzlich bereitgestellte 
betriebliche Ausbildungsplätze werden in Thüringen mit 2.500 
DM bezuschußt. 

b) Ausbildung in besonderen Berufen 

(keine bzw. geringe Ausbildungsbereitsehaft, sogenannte 
„Neue Berufe“, Bereich Zukunftstechnoiogie) 

Die spezielle Förderung für „Neue Berufe“ entfällt in Berlin; 
sie werden fördertechnisch den anderen Branchen gleichgestellt 
aber in Modellvorhaben und Pilotprojekten berücksichtigt. Als 
Zielgruppe werden Ausbildungsverhältnisse in den „Neuen 
Berufen“ in Brandenburg mit 4.000 DM bezuschußt gleich der 


') Vgl. Kapitel 1.1.1 
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Förderung weiblicher Auszubildender erstmals ausbildender 
Unternehmen, in Sachsen beträgt der Zuschuß 3.000 DM für 
einen männlichen Auszubildenden und in Mecklenburg- Vor- 
pommern 6.000 DM auch für Ausbildungsverhältnisse in Beru- 
fen mit geringer Ausbildungsbereitschaft, wobei Zusätzlichkeit 
nur in Sachsen Fördervoraussetzung ist. Darüber hinaus können 
in Sachsen-Anhalt in den neu geordneten Metall- und Elek- 
troberufen und den neu eingeführten IT-Berufen im Rahmen 
der Verbundausbildung für das Ausbildimgsjahr 1998/1999 
42 Wochen Fremdausbildung pro Ausbildungsverhältnis geför- 
dert werden, das sind 6 Wochen mehr als in anderen Bemfen. 

c) Ausbildung nach Konkurs/Betriebsstillegung 
oder-einschränkung/Gesamtvollstreckung/ 
Liquidation/Insolvenz, Übernahme aus Berufsausbildung 
in überbetriebliche Einrichtungen 

Außer Sachsen, wo die Förderung sogenannter „Konkurslehr- 
linge“ von der Bundesanstalt für Arbeit durchgeführt wird, för- 
dern alle neuen Länder Betriebe, die Auszubildenden die Fort- 
setzung einer Ausbildung ermöglichen; in Sachsen- Anhalt wer- 
den bei Übernahme der Auszubildenden neben Betrieben auch 
private Bildungsträger und Ausbildungsverbünde gefördert; 
Auszubildende in Sachsen- Anhalt, die aus einer Ausbildungs- 
maßnahme in einer überbetrieblichen Einrichtung (BüE) der 
Bundesanstalt für Arbeit übernommen werden, werden ebenso 
dieser Zielgruppe zugeordnet. Aus dem Thüringer Landeshaus- 
halt können auch private Unternehmen in angrenzenden Län- 
dern gefördert werden, die „Konkurslehrlinge“ aus Thüringen 
übernehmen. Die Förderbeträge pro Ausbildungsverhältnis, 
teilweise gestaffelt nach Restausbildungsdauer, variieren von 
3.000 DM in Mecklenburg-Vorpommern, 4.000 DM in Bran- 
denburg, 6.000 DM in Thüringen, 8.000 DM für einen märm- 
lichen Auszubildenden in Sachsen- Anhalt bis zu 10.000 DM in 
Berlin. Daneben wird die außerbetriebliche Ausbildung von 
„Konkurslehrlingen“ in Sachsen-Anhalt für die restliche Aus- 
bildungsdauer monatlich mit 1 .300 DM bezuschußt. 

d) Ausbildung im Verbund bzw. in Kooperationen 

Ausbildungsverbünde dienen der Ausbildungsunterstützung 
insbesondere von kleinen und mittleren Unternehmen als auch 
der Erhöhung des Ausbildungsplatzpotentials. Sie leisten einen 
wichtigen Beitrag zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit 
und zur Herausbildung einer leistungsfähigen Bemfsbildimgs- 
infrastruktur (zur Höhe der Förderbeträge vgl. Tabelle 1/14 im 
Anhang). 

Berlin hat in diesem Ausbildungsjahr die Möglichkeiten der 
Ausbildung im Verbund flexibilisiert, um zusätzliche Ausbil- 
dungsplätze insbesondere für benachteiligte Jugendliche imd 
Abgänger von Vollzeitlehrgängen im 1 1. Schuljahr der Ober- 
stufenzentren zu erschließen. Neben der Verbimdausbildimg im 
Partnerbetrieb (in der Regel Leitbetrieb mit Partnerbetrieben), 
den Ausbildungs-Konsortien (rotierende Ausbildung zwischen 
Partnerbetrieben) besteht die Möglichkeit der Verbundausbil- 
dung zwischen Betrieben und Bildungsträgem oder Betrieben 
und Oberstufenzentren, ln diesen Fällen wird der Ausbildungs- 
vertrag zwischen Betrieb und Auszubildenden abgeschlossen, 
vertragliche Vereinbarungen mit den beteiligten Partnern trifft 
der Betrieb. Künftig besteht außerdem die Möglichkeit der 
außerbetrieblichen Ausbildung im Kooperationsmodell, die zu 
einem anerkannten Bemfsausbildungsabschluß führt. Der Aus- 
bildungsvertrag wird von einer nichtbetrieblichen Einrichtung 
geschlossen, die für die Durchführung der Ausbildung verant- 
wortlich ist. Fördervoraussetzung ist, daß mindestens die Hälfte 
der Ausbildung in einem Partnerbetrieb durchgeführt wird, der 
wiederum eine Ausbildungsquote 5% hat und die eigene 


betriebliche Ausbildimg nach einem festgelegten Berechnungs- 
modus nicht reduziert hat. Außerdem ist eine Finanzierung der 
Regiekosten in Form anteiliger Zuschüsse zu Personal- und 
Sachkosten an die Initiatoren/Organisatoren der Verbünde vor- 
gesehen. 

Brandenburg fordert Teile der fachpraktischen Bemfsausbil- 
dung bei einem Kooperationspartner (Betrieb/Bildrmgsträger 
nur in IHK-Bemfen) oder den vertragsabschließenden Betrieb 
bei Verbünden zwischen zwei ausbildenden Betrieben. 

In Sachsen werden in Ausbildungsverbünden Teile der Ausbil- 
dung ergänzend zur betrieblichen Ausbildung durch Koope- 
rationspartner (Veranstalter überbetrieblicher Lehrgänge) ver- 
mittelt. Dabei gehören der Ausbildende sowie der/die Ko- 
operationspartner einem Ausbildungsverbund (Kooperation 
zwischen mehreren Unternehmen oder Unternehmen und Bil- 
dungseinrichtung) an. 

ln Sachsen-Anhalt werden Zuwendungen zur Schaffung eines 
Ausbildungsplatzes gewährt, werm Ausbildungsinhalte teilwei- 
se in Ausbildungskooperation bzw. im Verbund mit einem 
anderen Ausbildungsbetrieb, Bildungsträger, Leitbetrieb oder 
Ausbildungsverein vermittelt werden (siehe auch b). 

Thüringen gewährt Zuschüsse zur Unterstützung betrieblicher 
Ausbildungsverbünde, einem Zusammenschluß von Unterneh- 
men z.B. als Interessengemeinschaft in Form einer BGB-Ge- 
sellschaft, eines eingetragenen Vereins oder als gemeinnützige 
Ausbildimgsgesellschaft. Die Berufsausbildung wird unter ge- 
genseitiger Nutzung von Ausbildungskapazitäten gemeinsam 
organisiert rmd getragen. Förderfähig sind die Organisations- 
kosten der Ausbildungsverbünde und Lehrgänge im Rahmen 
eines Verbundes in einem Bildungszentrum oder in einem am 
Verbund beteiligten Betrieb. 

Mecklenburg- Vorpommern sieht für die Verbrmdausbildung 
einen Zuschuß zu den Kosten der betrieblichen Berufsausbil- 
dung und für notwendige Lehrgänge der überbetrieblichen 
Lehrlingsunterweisimg in der Grundstufe vor. Daneben erhält 
die für die Organisation und administrative Betreuung des Ver- 
bundes eingerichtete Koordinierungsstelle einen einmaligen 
Sachkostenzuschuß. 


e) Ausbildung besonderer Personengruppen 
(weibliehe Auszubildende in frauenuntypischen Berufen, 
benachteiligte Jugendliche, behinderte Jugendliche) 

Die Schaffung von Ausbildimgsplätzen für weibliche Auszubil- 
dende generell bzw. in ffauenuntypischen Bemfen, in märmlich 
dominierten oder auch in gewerblich-technischen Bemfen wird 
in Brandenburg, Sachsen, Thüringen, Sachsen-Anhalt und 
Mecklenburg- Vorpommern über einen erhöhten Förderbetrag 
gegenüber männlichen Auszubildenden von 3.500 DM in 
Thüringen bis 10.000 DM in Sachsen- Anhalt bei unterschied- 
licher Zielgmppenfördemng angeregt und wird nur in Berlin 
(bis zu 15.000 DM), Sachsen-Anhalt (10.000 DM) rmd Meck- 
lenburg-Vorpommern (8.000 DM) darüber hinaus auch als 
definierte Zielgmppe gefördert. 

Die betriebliche Ausbildung benachteiligter Jugendlicher, z. B. 
Jugendliche ohne oder mit einfachem Hauptschulabschluß, 
Sonderschulabgänger, Absolventen von Vollzeitlehrgängen im 
11. Schuljahr und Abbrecher außerbetrieblicher Ausbildungs- 
maßnahmen der Landes- oder der Brmd-Länder-Programme, 
wird in Berlin mit bis zu 15.000 DM gefördert. 

In Sachsen-Anhalt werden Betriebe, die ausländische jugend- 
liche Spätaussiedler, Lembeeinträchtigte, sozial benachteiligte 
deutsche Jugendliche (Verhaltensgestörte, ehemals Sucht- 
kranke, Strafentlassene oder Jugendliche, für die freiwillige 
Erziehungshilfe vereinbart oder Fürsorgeerziehung angeordnet 
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ist) ausbilden, mit 8.000 DM für Jungen und 10.000 DM für 
Mädchen gefordert. Ausschließlich in Sachsen- Anhalt wird die 
betriebliche Ausbildung behinderter Jugendlicher aus dem Lan- 
deshaushalt entsprechend der Benachteiligtenförderung finan- 
ziell unterstützt. 

Programme der alten Länder 

Die alten Länder setzen im Ausbildungsjahr 1998/1999 in 
unterschiedlicher Intensität und Ausgestaltung Fördermaßnah- 
men in der Berufsausbildung für rund 12.000 Ausbildungs- 
verhältnisse ein (inklusive der Förderung von Auszubildenden 
bzw. Schülern aus den Mobilitätshilfeprogrammen, vgl. Tabel- 
le 1/14 im Anhang). Diese Programme zielen in erster Linie auf 
die Schaffüng zusätzlicher betrieblicher Ausbildimgsplätze u. a. 
bei Existenzgründem und erstmals ausbildenden Betrieben, auf 
Ausbildungsplätze in Ausbildungsverbünden sowie auf Unter- 
nehmen, die in „Neuen Berufen“ bzw. in neu geordneten Beru- 
fen ausbilden, auf die betriebliche Ausbildung von Konkurs- 
lehrlingen, von jungen Frauen in sogenannten Männerberufen, 
von Jugendlichen mit Lern- und Leistungseinschränkungen und 
benachteiligten Jugendlichen. Besonders herauszustellen sind 
folgende Zielgruppen: 

— ln Hessen und Nordrhein-Westfalen werden Betriebe, die für 
Altbewerber zusätzliche Ausbildungsplätze schaffen, bzw. 
Ausbildungsverbünde für Altbewerber (nur Hessen) bezu- 
schußt. 

— Erstmals ist die Förderung von Qualifizierung und Ausbil- 
dung für Frauen mit kleinen Kindern in Schleswig-Holstein 
und eine modellhafte Förderung von betrieblichen Ausbil- 
dungsplätzen für alleinerziehende Mütter in Hessen vorgese- 
hen. 

— Hessen sieht außerdem für sozial benachteiligte oder indivi- 
duell beeinträchtigte Jugendliche Berufsvorbereitungsmaß- 
nahmen in Form von Werkstattplätzen vor; ausbildungsbe- 
gleitenden Hilfen für lembenachteiligte, leistungsbeeinträch- 
tigte Jugendliche werden ebenfalls finanziell unterstützt. 

— Hamburg, Nordrhein- Westfalen und Hessen haben ferner für 
benachteiligte Jugendliche außerbetriebliche Maßnahmen 
eingesetzt. Niedersachsen fördert eine für diese Zielgruppe 
kombinierte außerbetriebliche und betriebliche Ausbildung 
mit Unterstützung sozialpädagogischer Fachkräfte. 

-Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Bayern gewähren 
darüber hinaus Mobilitätsbeihilfen bzw. Fahrkostenzuschüsse 
für Auszubildende und Schüler in Bezirksfachklassen 
(NRW), wenn in zumutbarer Entfernung zum Wohnort kein 
angemessener Ausbildungsplatz zur Verfügung gestellt wer- 
den kann. 

— Hessen fördert zudem zusätzliche Ausbildungsplätze in voll- 
zeitschulischer Ausbildung in zweijährigen Berufsfachschu- 
len (Assistentenausbildung) in unterschiedlichen Ausbil- 
dungsbereichen sowie die Ausbildung zum Medizinisch/ 
Pharmazeutisch-Technischen Assistenten zur Sicherung der 
Ausbildungskapazitäten und die Ausbildung in der Kranken- 
pflege. 

Sonderprogramm Lehrstellenentwickler 

Durch das aus Bundesmitteln finanzierte Sonderprogramm 
„Lehrstellenentwickler“ des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung mit einer ursprünglichen Laufzeit vom 1. Juli 
1995 bis 31. Dezember 1998 konnten bis Ende August 1998 
Zusagen von Betrieben in den neuen Ländern über rund 52.000 
Lehrstellen gewonnen werden. Von den allein im Jahr 1998 bis 
zum 31. August zugesagten rund 15.000 zusätzlichen Ausbil- 
dungsplätzen wurden tatsächlich rund 70% realisiert. Dies wur- 


1.2 Regionale Entwicklung der Berufsausbildunc 

de anhand der tatsächlich abgeschlossenen Ausbildungsver- 
träge festgestellt. Damit wurden auch 1998 die in dieses Pro- 
gramm gesetzten Erwartungen voll erfüllt. 

Die guten Ergebnisse bei der Gewinnung zusätzlicher Ausbil- 
dungsplätze in den neuen Ländern haben die Bundesregierung 
veranlaßt, das Sonderprogramm bis zum 31. Dezember 2001 
für insgesamt 157 Lehrstellenentwickler zu verlängern. Jährlich 
werden bis dahin weitere rund 15 Mio. DM (vom 1. Januar 
1999 bis zum 31. Dezember 2001 rund 45 Mio. DM) bereitge- 
stellt. Bis zum Jahr 2001 werden insgesamt rund 90 Mio. DM 
an Bundesmitteln für die Lehrstellenentwickler aufgewendet. 

ERP-Ausbildungsplätze-Programm 

Mit Mitteln aus dem European-Recovery-Programm (ERP) 
von 190 Mio. DM hat das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Technologie 1998 bundesweit die Schaffung von 6.300 
Ausbildungsplätzen in mittelständischen Unternehmen geför- 
dert. Seit August 1996 konnten damit insgesamt 16.500 Ausbil- 
dungsplätze mitfinanziert werden. Für 1999 sind rund 200 Mio. 

DM an Fördervolumen vorgesehen; dies kaim wiederum einen 
Zuwachs von rund 7.000 Ausbildimgsplätzen bewirken. 

Programme „Ausbildungsberater“ 
und „Lehrstellenwerber“ 

Die vom Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie 
sowie den Kammern in den neuen Ländern durchgeführten Pro- 
gramme „Ausbildungsberater“ und „Lehrstellenwerber“ wur- 
den in 1998 mit der Schaffung von rund 6.000 Ausbildungs- 
plätzen erfolgreich fortgesetzt. Auch für 1999 sind entsprechen- 
de Fördermittel von rund 4 Mio. DM im Bundeshaushalt einge- 
plant. 


1.2 Regionale Entwieklung 
der Berufsausbildung 

ln diesem Kapitel wird auf Grund der statistischen Unschärfen 
in den neuen Ländern nur auf die Entwicklung in den alten Län- 
der eingegangen. Die staatlichen Sonderprogramme des Bun- 
des und der neuen Länder zur Ergänzung des betrieblichen 
Ausbildimgsplatzangebotes in den neuen Ländern wurden in 
den vergangenen Jahren zu unterschiedlichen Zeitpunkten zu- 
nehmend nach dem gesetzlichen Stichtag (30. September) 
wirksam. Insofern sind regionale und zeitliche Vergleiche be- 
einträchtigt. ‘) 

Im Jahr 1998 kommt in den alten Ländern rechnerisch auf jeden 
Bewerber nahezu ein Ausbildungsplatz (99,9 angebotene Aus- 
bildungsplätze je 100 Nachfrager). Die Zimahme der Angebots- 
Nachfrage-Relation gegenüber dem Vorjahr beträgt 1,3 Pro- 
zentpunkte. Grund ist die deutlich höhere Steigerung im Ange- 
bot an Ausbildungsstellen in Höhe von 19.500 gegenüber der 
ebenfalls gestiegenen Nachfrage der Jugendlichen um 13.000. 

Die Angebots-Nachfrage-Relationen nach Ländern unterschei- 
den sich nur geringfügig: Alle Flächenstaaten erreichen in etwa 
den rechnerischen Ausgleich zwischen Gesamtangebot und 
Gesamtnachfrage. Nur in den Stadtstaaten Hamburg, Bremen 
und Berlin (West) kommen höchstens 95 Ausbildungsangebote 
auf 100 Ausbildimgsnachfrager. Während das Jahr 1997 durch 
starke Rückgänge in den Angebots-Nachfrage-Relationen der 


') Vgl. Kapitel 1.1.1 
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1.2 Regionale Entwicklung der Berufsausbildung 

Länder um bis zu 6 Prozentpunkte gekennzeichnet war, liegen 
1998 - mit Ausnahme des Saarlandes - die durchschnittlichen 
Steigerungsraten zwischen 1 und 3 Prozentpunkten. Nieder- 
sachsen verzeichnet mit 3,2 Prozentpunkten den höchsten 
Zuwachs (vgl. Tabelle 1/1 im Anhang). 

Im Schnitt liegen die Steigerungen im Norden höher als im 
Süden der Bimdesrepublik. Dies ist das Ergebnis unterschied- 
licher Entwicklungen: Auf der Angebotsseite haben sich 1998 
in den nördlichen Ländern (ohne Berlin) die im Vorjahr erreich- 
ten Zuwächse in Höhe von zusätzlichen 5.500 Ausbildungsstel- 
len wiederholt (Zuwachs von 1996 gegenüber 1997: 5.100 Stel- 
len). Der Zuwachs in den mittleren und südlichen Ländern in 
Höhe von 12.500 zusätzlichen Ausbildungsplätzen fällt 1998 
doppelt so hoch aus, im Vorjahr hatte es jedoch keinen Zu- 
wachs gegeben. Auf der Nachfrageseite ergibt sich in Bayern 
im Vergleich zum Vorjahr eine Steigerung um über 4%, in 
Baden-Württemberg um 3,9%. Im Saarland erhöhte sich die 
Nachfrage um 1 1 %. Insgesamt entsprechen 1 1.000 zusätzliche 
Nachfrager im südlichen und mittleren Bundesgebiet einer 
Zunahme der Nachfrage von 4,4%. Im Norden ergibt sich im 
Gegensatz dazu im Saldo ein Zuwachs von 1.200 bzw. 0,4% 
an nachfragenden Jugendlichen mit der Folge, daß sich die 
Angebots-Nachfrage-Relationen hier günstiger entwickelt 
haben als im Süden. In beiden Fällen hebt sich das Verhalten 
der Betriebe und der Jugendlichen deutlich vom Verhalten in 
derzeit zwischen 1996 und 1997 ab. 


Berufsspeziflsche 

Angebots-Nachfrage-Relationen 

Wer sich 1998 in den alten Ländern für die Aufnahme einer 
Ausbildung in den Berufsbereichen Ernährung (Angebots- 
Nachfrage-Relation: 108) oder Textil (Angebots-Nachfrage- 
Relation: 104) entschieden hat, koimte von einem günstigen 
Stellenangebot ausgehen. Aber auch bei den Verwaltungs- und 
Büroberufen und den Waren- und Dienstleistungskaufleuten 
gab es 1998 durchschnittliche Angebots-Nachfrage-Relationen 
von rund 100. Der Bereich der übrigen Dienstleistungsberufe 
(z.B. Ordnungs- imd Sicherheits-, Gesimdheitsdienst-, Sozial- 
und Erziehunsgsberufe) liegt mit Angebots-Nachfrage-Rela- 
tionen von 95 Ausbildungsstellen auf Grund der anhaltenden 
Nachfrage deutlich unter dem Bedarf der Jugendlichen. Für 
1998 sind Zuwächse von über 2 Prozentpunkten bei den Ange- 
bots-Nachfrage-Relationen besonders in den Bereichen Bau- 
und Baunebenberufe, technische Berufe, Körperpflege-, Haus- 
wirtschafts- und Reinigungsberufe sowie unter den übrigen 
Dienstleistungsberufen hervorzuheben. 

Nach Ländern betrachtet ergeben sich insgesamt nur geringe 
Abweichungen zum Bundesdurchschnitt. Hier bleibt der Hin- 
weis auf die besonders niedrigen Angebots-Nachfrage-Relatio- 
nen im Bereich der übrigen Dienstleistungsberufe in den Stadt- 
staaten Bremen und Hamburg. Im südlichen Bundesgebiet 
fallen bei generell günstigeren Ausbildungsverhältnissen die 
besonders hohen Angebotsüberhänge in Bayern und Baden- 
Württemberg bei Bau- und Baunebenberufen auf 

Gegenüber 1997 verlaufen die regionalen Entwicklungen nach 
Ländern sehr uneinheitlich: Während im Saarland starke Rück- 
gänge imter den Textilbekleidimgs- und Lederberufen von über 
20 Prozentpunkten auftreten, steigen in Schleswig-Holstein und 
Bremen die Angebots-Nachfrage-Relationen in diesem Bereich 
um über 12 Prozentpunkte an. Anders dagegen die Zahlenver- 
hältnisse in Bayern und Baden-Württemberg. Hier ergeben sich 
nach Berufsbereichen nur geringfügige Schwankungen. Mit 
etwa drei Prozentpunkten haben hier Bau- und Baunebenberufe 
zugelegt. 


Hohe prozentuale Veränderungen in den regionalen Angebots- 
Nachfrage-Relationen nach Berufen sind teilweise Folge aus 
geringen Steigerungen um wenige Ausbildungsstellen und 
daher schwer zu interpretieren. Betrachtet man die Entwicklung 
im Gesamtangebot und in der Gesamtnachfrage jeweils für 
sich, so gibt es 1998 gegenüber 1997 zahlenmäßig hohe, über 
der Nachfrage liegende Zuwächse im Gesamtangebot an Aus- 
bildungsstellen in den Berufsbereichen Körperpflege-, Haus- 
wirtschafts- und Reinigungsberufe (+2.600), Verwaltungs- und 
Büroberufe (+2.400), Waren- und Dienstleistungskaufleute 
(+2.300) und übrige Fertigungsberufe (+2.000). Insbesondere 
Nordrhein-Westfalen, Hessen, Bayern und Baden-Württem- 
berg tragen am meisten zur Verbesserung des Angebots bei. 
Deutlich abgenommen mit über 700 Stellen hat der Bereich der 
übrigen Dienstleistungsberufe, insbesondere in Niedersachsen, 
Bremen und Nordrhein- Westfalen. In den Bau- und Bauneben- 
berufen fallen Rückgänge im Ausbildungsstellenangebot in 
Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen auf 

Auf der Nachfrageseite interessieren sich die Jugendlichen ver- 
mehrt für Berufsangebote aus dem Bereich der übrigen Fer- 
tigungsberufe (+2.200, vor allem in Bayern und Baden- 
Württemberg), der Körperpflege-, Hauswirtschafts- und Rei- 
nigungsberufe (+1.800, besonders in Bayern) und der Waren- 
und Dienstleistungskaufleute (+ 1 .300, besonders in Hessen und 
Baden-Württemberg). Abgenommen hat die Nachfrage in den 
Bau- und Baunebenberufen vor allem in Niedersachsen und 
N ordrhein- W estfalen. 

Angebots-Nachfrage-Relationen 
in den Arbeitsamtsbezirken 

Dem Bundestrend entsprechend hat sich in den alten Ländern 
die Ausbildungssituation in den Arbeitsamtsbezirken verbes- 
sert. 1997 erreichten nur 46% oder 66 Arbeitsamtsbezirke den 
rechnerischen Ausgleich zwischen Angebot und Nachfrage, 
1998 gehören 78 Arbeitsamtsbezirke oder 55% von 142 zu 
dieser Gruppe. Auch die Angleichung der Ausbildungsverhält- 
nisse in den Regionen setzt sich weiter fort: Lagen 1997 noch 2 
von 142 Arbeitsamtsbezirken (1,4%) über einer Angebots- 
Nachfrage-Relation von 1 10 und 5 Bezirke (3,5 %) unter 90, so 
liegen 1998 54,9% bzw. 78 Arbeitsamtsbezirke in der Katego- 
rie zwischen 100 und unter 110, 63 Bezirke in der Kategorie 
zwischen 90 und unter 100 (44,4%) und nur ein Arbeitsamts- 
bezirk in der Kategorie imter 90 Ausbildungsstellen pro 100 
Bewerber (0,7%). Landshut erreicht mit einer Angebots-Nach- 
frage-Relation von 108,5 den höchsten Wert im Jahr 1998, 
Gelsenkirchen verzeichnet mit 87,6 den niedrigsten Wert. 

Während sich 1997 in vier von fünf Arbeitsamtsbezirken die 
Angebots-Nachfrage-Relation um mindestens 1 % verschlech- 
tert hat, so steigen 1998 in 70 bzw. 49,3% aller Arbeitsamtsbe- 
zirke die Angebots-Nachfrage-Relationen um über 1 % an. In 
jedem dritten Arbeitsamtsbezirk bewegen sich die Veränderun- 
gen in einer Sparme zwischen -/+ 1 %. Nur in etwa jedem fünf- 
ten Arbeitsamtsbezirk, besonders in Bayern und Baden- 
Württemberg, sind die Angebots-Nachfrage-Relationen im 
Vergleich zum Vorjahr gesunken. Günstige Veränderungen im 
Angebot an Ausbildungsstellen') haben sich in den Arbeits- 
ämtern insbesondere daim ergeben, wenn Zuwächse in den 
Bereichen Verwaltungs- imd Büroberufe, Waren- und Dienst- 
leistungskaufleute, Bau- und Baunebenberufe sowie Körper- 
pflege-, Hauswirtschafts- und Reinigungsberufe zu verzeichnen 
sind. 


') Untersucht im Rahmen einer multiplen Regressionsanalyse 
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1.3 Hinweise zur Berufsberatungsstatistik 

Die Bereitstellung eines ausreichenden Ausbildungsplatzange- 
botes durch Wirtschaft und Verwaltung ist eine der großen 
berufsbildungs-, wirtschafts- und arbeitsmarktpolitischen Her- 
ausforderungen. Angesichts der aktuellen Situation auf dem 
Ausbildungsmarkt hat sich eine öffentliche Diskussion über das 
statistische Instrumentarium zur Beobachtung von Lage und 
Entwicklung des Ausbildungsmarktes, insbesondere über In- 
halte und Aussagewert der Berufsberatungsstatistik der Bun- 
desanstalt für Arbeit, entwickelt. 

Im Interesse eines sachgerechten Umgangs mit den Zahlen 
sollen hier erneut deutliche Hinweise zu Inhalten, Erhebungs- 
verfahren und Aussagefähigkeit der Berufsberatungsstatistik 
gegeben werden. In diesem Beitrag sind deshalb die wich- 
tigsten Fragen und Antworten zur Berufsberatungsstatistik kurz 
zusammengefaßt. 

• Was ist die Berufsberatungsstatistik? 

Bei der Berufsberatungsstatistik handelt es sich um das einzige 
monatlich verfügbare Erhebungsverfahren von Vorgängen auf 
beiden Seiten des Ausbildungsmarktes. Die am häufigsten 
genutzten Eckdaten der Berufsberatungsstatistik sind: 

- die Berufsausbildungsstellen, die die Betriebe den Arbeitsäm- 
tern zur Vermittlung melden, 

- die bei den Arbeitsämtern gemeldeten Bewerber und Bewer- 
berinnen für Berufsausbildungsstellen, 

- der Bestand an gemeldeten, noch unbesetzten Berufsausbil- 
dungsstellen sowie 

- der Bestand an gemeldeten, noch nicht vermittelten Bewer- 
bern und Bewerberinnen. 

Die Daten liegen in tiefer berufsfachlicher und regionaler Glie- 
derung vor und werden seit vielen Jahren nahezu unverändert 
erhoben. Insofern lassen sich zu vielen Fragestellungen lange 
Zeitreihen bilden, die Aufschluß über strukturelle Veränderun- 
gen am Ausbildungsmarkt geben. 

Bei Auswertung und Analyse der Ergebnisse sowie bei Bewer- 
tung der Aussagefähigkeit der Berufsberatungsstatistik ist 
jedoch zu beachten, daß diese aus Geschäftsunterlagen der 
Bundesanstalt für Arbeit (Geschäftsstatistik) gewonnen wird 
und die Inanspruchnahme der Dienste der Berufsberatung 
durch die Betriebe und Jugendlichen freiwillig ist. 

Die Daten der Berufsberatungsstatistik bilden daher den Aus- 
bildungsstellenmarkt nicht vollständig, wenn auch in großem 
Umfang ab. 

• Läßt sich aus der Entwicklung bei den gemeldeten 
Ausbildnngsstellen nnd gemeldeten Bewerbern schließen, 
wie viele Ansbildungsangebote') und Nachfrager') 

es Ende September insgesamt geben wird? 

Nein. Die Erfahrungen der Vergangenheit zeigen, daß die 
gemeldeten Ausbildungsstellen und gemeldeten Bewerber den 
Ausbildungsmarkt, gemessen am Gesamtangebot und an der 
Gesamtnachfrage, zwar in der Regel zu mehr als 90% (Ein- 
schaltungsgrad), aber dennoch nicht vollständig abbilden und 
daher ein Rückschluß auf die absoluten Zahlen des Gesamt- 
angebotes an Ausbildungsplätzen und der Gesamtnachfrage 
nicht möglich ist. 


') Gesetzlich definiertes Gesamtangebot: Bis zum 30. September abge- 
schlossene Verträge zuzüglich der bei den Arbeitsämtern zum 30. Sep- 
tember gemeldeten, noch unbesetzten Ausbildungsstellen 

“) Gesetzlich definierte Gesamtnachfrage: Bis zum 30. September abge- 
schlossene Verträge zuzüglich der bei den Arbeitsämtern zum 30. Sep- 
tember gemeldeten, noch nicht vermittelten Bewerber 


1.3 Hinweise zur Berufsberatungsstatistik 

Das Jahr 1998 bietet hierfür ein Beispiel: Während der Berufs- 
beratung in den alten Ländern bis Ende September 2.600 Aus- 
bildungsstellen weniger als im Vorjahr gemeldet wurden, war 
das - gesetzlich definierte - Gesamtangebot an Ausbildungs- 
plätzen dennoch um 19.400 und die Zahl der neuen Ausbil- 
dungsverträge um 21 .700 gestiegen. 

Ursache: Die Inanspruchnahme der Dienste der Berufsberatung 
durch die Betriebe und Jugendlichen ist freiwillig. Ein nicht 
quantifizierbarer Teil der Betriebe und Jugendlichen richtet sich 
nach den relativen Verhältnissen auf dem Ausbildungsstellen- 
markt. Bei einem wachsenden Nachfrageüberhang schalten 
diese Ausbildungsbetriebe seltener und später, die Jugendlichen 
häufiger und früher die Berufsberatung ein. Da in den letzten 
Jahren die Zahl der Nachfrager nach Ausbildungsstellen auf 
Grund der demografischen Entwicklung stark anstieg, nahm die 
Neigung eines Teils der Betriebe ab, zur Besetzung ihrer Aus- 
bildungsplätze die Berufsberatung einzuschalten: Der Einschal- 
tungsgrad auf der Angebotsseite ist in den alten Ländern 
zwischen 1992 und 1998 von 95,2% ') auf 88,6% gesunken. 

Bei einem Angebotsüberhang verhält es sich umgekehrt: In die- 
sem Fall schalten die Betriebe häufiger und die Jugendlichen 
seltener die Berufsberatung ein. 

Aus sinkenden oder steigenden Zahlen bei den gemeldeten 
Ausbildungsstellen und Bewerbern allein lassen sich deshalb 
keine unmittelbaren Schlußfolgerungen zur absoluten Höhe des 
Gesamtangebots und der Gesamtnachfrage ziehen. ') 

• Läßt sich aus der Entwicklung bei den noch nicht 
vermittelten Bewerbern und den noeh unbesetzten 
Plätzen schließen, ob der Ausbildungsstellenmarkt 
insgesamt enger oder entspannter wird? 

Ja. Die Entwicklung der rechnerischen Differenz zwischen den 
gemeldeten, noch unbesetzten Ausbildungsstellen und den ge- 
meldeten, noch nicht vermittelten Bewerbern (die sogenannte 
„Lücke“) steht in einer engen Beziehung zur Entwicklung des 
Verhältnisses von Gesamtangebot und Gesamtnachfrage. Im 
Vergleich zum Vorjahr wachsende „Lücken“ deuten somit 
recht zuverlässig auf einen enger werdenden Ausbildungsstel- 
lenmarkt, schrumpfende „Lücken“ auf einen sich entspannen- 
den Ausbildungsstellenmarkt hin. 

Vorausschätzungen zur Entwicklung auf dem gesamten Ausbil- 
dungsmarkt können sich somit nur auf das relative Gefüge von 
Gesamtangebot und Gesamtnachfrage, nicht aber auf deren 
absolute Größe beziehen. 

• Läßt sich aus dem absoluten Umfang der rechnerischen 
„Lüeke“ sehließen, wie viele Lehrstellen aktuell zum Aus- 
gleich von Angebot und Naehfrage fehlen? 

Ja und nein. 

Ja, soweit es sich um das jeweilige Abschlußergebnis zum Ende 
des Berichtsjahres (30. September) handelt. Die Ende Septem- 
ber noch nicht vermittelten Bewerber bilden zusammen mit den 
bis dahin neu abgeschlossenen Ausbildungsverträgen - die vom 
Bundesinstitut für Berufsbildung bei den Kammern gezählt 


') Der Einschaltungsgrad bezieht sich auf die der Berufsberatung bis zum 
30. September gemeldeten Ausbildungsstellen abzüglich der am Be- 
richtsjahresanfang aus dem Vorjahr übernommenen unbesetzten Aus- 
bildungsstellen. 

') Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Kapitel 1.1.3; siehe auch: Ulrich, J. 
G.: „Weniger gemeldete Stellen: Signal für eine sinkende Ausbildungs- 
bereitschaft?“, in: Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis, Bundesin- 
stitut für Berufsbildung (Hrsg.), Heft 2, 1998 
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werden - die Gesamtnachfrage, die noch unbesetzten Ausbil- 
dungsstellen zusammen mit den neu abgeschlossenen Verträ- 
gen das Gesamtangebot. Die Differenz beider Größen ergibt für 
Ende September die Zahl der Ausbildungsangebote (oder in 
günstigen Jahren: Nachfrager), die zum rechnerischen Aus- 
gleich von Gesamtangebot und Gesamtnachffage fehlen. 

Nein, wenn es sich um die „Lücke“ handelt, die während des 
laufenden Berichtsjahres errechnet wird. Im Gegensatz zum 
Arbeitsmarkt ist der Ausbildungsmarkt nicht auf einen unmit- 
telbaren Ausgleich von Angebot und Nachfrage ausgerichtet. 
Während das Handeln der Akteure auf dem Arbeitsmarkt in der 
Regel auf eine sofortige bzw. möglichst schnelle Besetzung und 
Vermittlung zielt, orientiert sich das Handeln der Akteure auf 
dem Ausbildungsmarkt am regulären Beginn des neuen Ausbil- 
dungsjahres in den Monaten August und September. Viele 
Jugendliche und Betriebe entscheiden sich erst darm. Deshalb 
ist die rechnerische „Lücke“ im Frühjahr zwangsläufig noch 
sehr groß (Ende April 1998: 190.600) und nimmt erst zum 
Ende des Vermittlungsjahres deutlich ab (Ende September 
1998: 12.300). Verstärkt wird dies durch das marktabhängige 
Meldeverhalten von Betrieben und Jugendlichen. 

Die rechnerische „Lücke“ im Laufe des Berichtsjahres mit der 
Zahl der am Ende des Vermittlungsjahres voraussichtlich feh- 
lenden Ausbildungsplätze gleichzusetzen, ist also nicht sachge- 
recht. 

Allerdings können unter Zuhilfenahme statistischer Verfahren 
die vorliegenden Zeitreihen für relativ zuverlässige Voraus- 
schätzungen genutzt werden, wie sich die Verhältnisse der bei 
der Berufsberatung gemeldeten Ausbildungsstellen und Bewer- 
ber bis zum Berichtsjahresende entwickeln werden. Zudem 
geben die Zahlen im Laufe des Berichtsjahres zu jedem Zeit- 
punkt Aufschluß sowohl über die jeweils gegebenen vermitt- 
lerischen Möglichkeiten der Arbeitsämter als auch über die 
Notwendigkeit weiterer Aktivitäten der Berufsberatung. 

• Werden die Vermittlungsbemühungen der Berufs- 
beratung für unvermittelte Bewerber nach Abschluß 
eines Berichtsjahres (30. September) fortgesetzt? 

Ja. Der 30. September ist ein Stichtag, an dem statistisch Bilanz 
gezogen wird, und kein Fallbeil, mit dem die Berufsberatung 
ihre Vermittlungsbemühungen einstellt. 

Viele neue Ausbildungsangebote eröffnen sich erst nach dem 
30. September, u. a. durch gezielte Sonderprogramme des Bun- 
des und der Länder, Ausbildungsbündnisse und -konsense in 
den Ländern, die der nachträglichen Versorgung der noch nicht 
vermittelten Bewerber dienen, sowie durch wieder frei gewor- 
dene Ausbildungsplätze infolge nicht angetretener oder früh- 
zeitig abgebrochener Ausbildungsverhältnisse. Durch die fort- 
gesetzten Vermittlungsbemühungen der Berufsberatung kormte 
die Zahl der Ende September 1998 noch nicht vermittelten 
Bewerber (35.700) bis Ende Dezember 1998 um 19.500 bzw. 
55% auf 16.200 verringert werden. Von den im gleichen Zeit- 
raum neu bei der Berufsberatung gemeldeten 27. 100 Bewerbe- 
rn für einen Ausbildungsbeginn noch im Jahr 1998 konnten 
weitere 12.300 untergebracht werden. Ebenso wurden von den 
23.400 unbesetzten und 15.400 neu gemeldeten Ausbildungs- 
stellen bis zum Jahresende 28.300 besetzt, zurückgezogen oder 
zur Besetzung für den Ausbildungsbeginn im Herbst 1999 vor- 
gemerkt. 

• Weshalb mündet ein großer Teil der gemeldeten 
Bewerber nicht ln eine Berufsausbildung ein? 

Die Gründe, warum Bewerber, die zunächst ausschließlich oder 
vorrangig eine betriebliche Ausbildung anstreben, letztlich 
andere Wege einschlagen, sind vielfältig. 


Selbst in Zeiten einer für die Bewerber besonders günstigen 
Ausbildungsplatzsituation entscheidet sich ein größerer Teil der 
Bewerber für Alternativen. 1992 waren dies in den alten Län- 
dern bei insgesamt 123.400 unbesetzten Ausbildungsplätzen 
rund 40% der Bewerber. Das deutet daraufhin, daß sich bei der 
Berufsberatung gemeldete Bewerber zum Teil auch aus markt- 
unabhängigen Gründen für andere Bildungs- und Ausbildungs- 
wege entscheiden. 

Bei ungünstigerer Ausbildungssituation weicht ein wachsender 
Teil der Bewerber auf Ersatzlösungen aus, wenn sie keine oder 
nur geringe Chancen sehen, einen oder den gewünschten Aus- 
bildungsplatz zu erhalten. Der Anteil der alternativ eingemün- 
deten Bewerber') ist in den alten Ländern von 37,3% (1992) 
auf 47, 1 % ( 1 998), in den neuen Ländern von 27,7 % ( 1 992) auf 
33,8% (1998) gestiegen. 

Eindeutige Zuordnungen und qualitative Differenzierungen 
nach den Ursachen für den alternativen Verbleib sind aber 
weder mit den Mitteln der Geschäftsstatistik der Berufsbera- 
tung noch anderer Statistiken möglich. Aufschlüsse hierüber 
können nur über gezielte Befragungen gewonnen werden. So 
wurden z.B. Mitte Oktober 1998 vom Bundesinstitut für 
Berufsbildung mit Unterstützung der Bundesanstalt für Arbeit 
rund 7.900 Bewerber angeschrieben, die nach der Berufsbera- 
tungsstatistik im September noch nicht in eine betriebliche Aus- 
bildung eingemündet waren, und zu ihrem Verbleib sowie nach 
den hierfür ausschlaggebenden Gründe befragt. Rund 2.350 
haben geantwortet.") 

• Lassen sich aus der Zahl der bei der Berufsberatung 
gemeldeten Bewerber, die im Vorjahr oder in früheren 
Jahren die Schulen verlassen haben und oft als sogenann- 
te „Altnachfrager“ bezeichnet werden, Rückschlüsse auf 
die Zahl erfolgloser Bewerber aus dem Vorjahr ziehen? 

Nein. Bewerber aus früheren Schulabgangsjahren können hin- 
sichtlich ihres früheren Schulbesuchs und aller anderen Merk- 
male der Berufsberatungsstatistik beschrieben werden, nicht 
jedoch danach, was sie in der Zeit zwischen dem zurückliegen- 
den Schulabgang und der Bewerbung um einen Ausbildungs- 
platz beim Arbeitsamt unternommen haben (z.B. Arbeit, Aus- 
bildung, berufsfordemde Bildungsmaßnahmen, Wehr- oder 
Zivildienst, Freiwilliges Soziales Jahr usw.) und ob sie in frühe- 
ren Jahren bereits Bewerber waren.') Insofern kann von der 
Zahl der Bewerber mit Schulabgang in früheren Jahren nicht 
auf die Zahl erfolgloser Bewerber aus den Vorjahren geschlos- 
sen werden. 

• Warum kann trotz der schwierigen Situation 
auf dem Ausbildungsmarkt dennoch ein Teil der 
Ausbildungsstellen nicht besetzt werden? 

Warum trotz des gegenwärtig globalen Angebotsdefizits Aus- 
bildungsstellen unbesetzt bleiben, läßt sich mit dem Auseinan- 
dergehen von Angebot und Nachfrage in berufsfachlicher, 
regionaler und qualifikationsspezifischer Sicht erklären. Auch 
infrastrukturelle Schwierigkeiten, insbesondere ungünstige 
Verkehrsbedingungen, spielen hierbei eine Rolle. Hinzu 
kommen Vorbehalte auf seiten der Jugendlichen gegenüber 


') Bewerber, die weder in eine duale Berufsausbildung eingemündet sind 
noch unvermittelt bleiben. 

’) Die Ergebnisse dieser Befragung sind im Kapitel 1 .4.3 dargestellt. 
Ebenso können unter den Bewerbern mit Schulabgang im aktuellen 
Berichtsjahr auch Bewerber aus früheren Jahren sein, sofern sie nach 
erfolgloser Ausbildungsstellensuche weiter die Schule besuchen und 
einen höheren Abschluß emorben haben. 
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Betrieben bzw. Branchen aus Überlegungen, basierend auf kon- 
junkturellen und strukturellen Entwicklungen, sowie auch Ein- 
stellungsverzichte durch Betriebe wegen aus ihrer Sicht fehlen- 
der geeigneter Bewerber. 

Manchmal ist die Vermutung zu hören, daß bei der Berufs- 
beratung nur die weniger attraktiven Berufe gemeldet seien und 
deshalb Stellen unbesetzt bleiben. Dies ist jedoch nachweislich 
nicht der Fall. 

Ein weiteres Problem stellt das Verhalten von denjenigen 
Jugendlichen dar, die eine Lehrstellenzusage erhalten haben, 
ihre Lehrstelle aber weder antreten noch dem Betrieb recht- 
zeitig absagen. Einigen dieser Betriebe bleibt dann nicht mehr 
ausreichend Zeit, bis zum Beginn des neuen Ausbildungsjahres 
einen passenden Nachfolger zu finden. 

• Fazit zur Aussagekraft der Berufsberatungsstatistik 

Die Erfahrungen der Vergangenheit zeigen, daß zwischen den 
monatlich veröffentlichten Zwischenergebnissen im Laufe des 
Geschäftsjahres und den Endergebnissen der Geschäftsstatistik 
zum Abschluß des Berichtsjahres (Ende September) recht enge 
mathematische Beziehungen bestehen. So können mit Flilfe 
statistischer Analysen Vorausschätzungen, in welche Richtung 
sich der Bestand an gemeldeten Bewerbern und Ausbildungs- 
stellen bis zum Ende des Berichtsjahres entwickeln wird, 
genutzt werden. 

Schwieriger ist es, wenn es um Rückschlüsse von der Berufs- 
beratungsstatistik auf die Gesamtsituation und Gesamtentwick- 
lung des Ausbildungsmarktes geht. Eher ist zu differenzieren 
zwischen Veränderungen im relativen Gefüge zwischen 
Gesamtangebot/Gesamtnachfrage und der Entwicklung des 
Gesamtangebots und der Gesamtnachfrage als Einzelbestands- 
größen. 

Rückschlüsse auf Veränderungen im relativen Gefüge von 
Gesamtangebot und Gesamtnachfrage (wird der Ausbildungs- 
markt enger, oder entspannt er sich?) sind, wie ausgeführt wur- 
de, möglich. Eine besondere Bedeutung kommt dabei der Ent- 
wicklung der rechnerischen „Lücke“ im Vergleich zum Vorjahr 
zu. 

Nicht möglich ist es dagegen, aus der Berufsberatungsstatistik 
zuverlässige Schätzungen zur Entwicklung des absoluten 
Umfangs von gesetzlich definiertem Gesamtangebot und 
Gesamtnachfrage als Einzelbestandsgrößen (wie viele Angebo- 
te und wie viele Nachfrager wird es insgesamt geben, wird das 
Angebot zunehmen oder abnehmen?) abzuleiten. 


1.4 Bildungsverhalten von Jugendlichen 

1.4 Bildungsverhalten von Jugendliehen 

1.4.1 Bildungsverhalten von Sehulabgängern und 
Sehulabgängerinnen 

Die Befragung zum Bildungsverhalten von Schulabgängern 
und Schulabgängerinnen erfolgte am Ende des Schuljahres 
1997/98 (Ende April). Vom Befragungszeitpunkt sind die Er- 
gebnisse mit denen des Vorjahres ') vergleichbar. Dies gilt auch 
für die regionale Abgrenzung der Befragten. Die Erhebung 
erfolgte auf repräsentativer Basis in sechs alten und fünf neuen 
Ländern^). Befragt wurden Schüler in der 9. bzw. 10. Klasse^) 
der Hauptschule, in der 10. Klasse der Realschule und Gesamt- 
schule“), in der 12./13. Klasse der Gymnasien sowie im Be- 
rnfsvorbereitungs-ZBerufsgrundbildungsjahr und in den ein- 
bis zweijährigen Bemfsfachschulen (Wirtschaflsschulen in 
Bayern), die nicht zu einem Bemfsabschluß führen. Insgesamt 
wurden mnd 24.000 Fragebögen versandt. In die Auswertung 
gelangten 16.859 Fragebögen (Rücklaufquote; 70%), davon 
waren 9.944 aus den alten Ländern (Rücklaufquote: 76%) und 
6.915 aus den neuen Ländern (Rücklaufquote: 63%). Gut die 
Hälfte der Befragten (5 1 %) waren Mädchen. 

Die befragten Schüler zeigen ein unverändert hohes Interesse 
an einer Lehre. Der Wunsch nach einer Lehre ist gegenüber 
dem Vorjahr noch gestiegen. Vor allem die beabsichtigten 
Übergänge umnittelbar nach Schulende nehmen in den alten 
und den neuen Ländern zu. 

Die Schüler aus den Abgangsklassen des Gymnasiums wurden 
1998 ebenfalls in die Untersuchung eingebezogen’). Insgesamt 
streben 24% der befragten Studienberechtigten in den alten und 
neuen Ländern eine Ausbildung im dualen System an. 

• Alte Länder 

Insgesamt hat sich die bereits 1997 festgestellte Zunahme der 
Neigung für eine Ausbildung im dualen System fortgesetzt 
(vgl. Übersicht 6). 

Der Anteil der Schüler, die direkt nach Ende des Schuljahres 
eine Lehre begitmen wollten, ist zwischen 1997 und 1998 
um 4 Prozentpunkte auf rund 50% angewachsen (vgl. Über- 
sicht 7). Dieses gewachsene Interesse an einer Lehre betraf vor 
allem Schüler der Realschule und der Gesamtschule und war 
bei weiblichen Schülern der Realschule stärker ausgeprägt als 
bei männlichen Schülern. 

Bei den Schülern aus der letzten Klasse des Gymnasiums waren 
18 % an einer Ausbildung im dualen System interessiert, insbe- 
sondere die jungen Frauen. 1994 waren dies 20%. Der Wunsch 
der Abiturienten nach einer Ausbildung im dualen System ist 
damit leicht zurückgegangen; dies, weil sich insbesondere 
die mämrlichen Studienberechtigten eher zugunsten eines Stu- 
diums entscheiden. 


') Vgl. Bemfsbildungsbericht 1998, Kapitel 1.3.1 

0 Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-West- 
falen und Rlreinland-Pfaiz sowie Brandenburg, Mecklenburg-Vorpom- 
mern, Sachsen-Anhalt, Sachsen und Thüringen 

0 Freiwilliges 10. Schuljahr in den alten Ländern sowie in Brandenburg, 
Pflichtschuljahr in Nordrhein-Westfalen 

*) Nur in Nordrhein-Westfalen, Hessen und Brandenburg 

’) Die letzte vergleichbare Befragung dieser Schüler fand in den alten 
Ländern 1994 (vgl. dazu Bemfsbildungsbericht 1995, Kapitel 1.3.1) 
und in den neuen Ländern 1995 (vgl. dazu Bemfsbildungsbericht 1996, 
Kapitel 1.3.1) statt. 
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Das Interesse von Schulabsolventen, weiter in allgemeinbil- 
dende Schulen zu gehen, scheint - wie auch in den neuen Län- 
dern - rückläufig. Das betrifft besonders die Schulabgänger der 
Gesamtschulen, die eher den Beginn einer Lehre oder den 
Besuch einer Berufsfachschule (nur alte Länder) planen. Diese 
Entwicklung zeigt sich auch bei den Hauptschülem; der Grund 
hierfür liegt vermutlich bei den fehlenden Berechtigungen. 

Die Ergebnisse der Befragung bestätigen, daß die Hinwendung 
zur dualen Ausbildung auch 1998 nicht nachgelassen hat. Für 
die anhaltend hohe Attraktivität der dualen Ausbildung bei den 
Jugendlichen spricht ferner, daß mehr als die Hälfte der 
Schüler, die sich für eine schulische Qualifizierung entschieden 
hat, später eine duale Ausbildimg aufnehmen will. Ohne 
Berücksichtigung der Abiturienten erklärten insgesamt gut vier 
von fünf befragten Schülern (81%), daß sie eine Lehre anstre- 
ben. Das sind 7 Prozentpunkte mehr als ein Jahr zuvor. Bezieht 
man die Abiturienten mit ein und bezieht sich damit näherungs- 
weise auf den Altersjahrgang, sind es 63%. Dieser Wert liegt 
unter den Annahmen, die der Nachfragevorausschätzung des 
Bundesministeriums für Bildung und Forschung') zugrunde 
liegen. 

Weiterhin wird deutlich, daß das starke Interesse an der dualen 
Berufsausbildung in 1998 vor allem vom Bildungsverhalten der 
Schulabgängerinnen der Gesamtschulen und beruflichen Voll- 
zeitschulen bestimmt ist. 


') Vgl. Teil I, Kapitel 9 und Teil II, Kapitel 1 .5 


• Neue Länder 

Auch in den neuen Ländern nahm die Neigung für eine duale 
Ausbildimg weiter zu. Sie betraf Schulabgänger aller Her- 
kunftsschulen. Besonders stark stieg das Interesse junger Frau- 
en für eine betriebliche Ausbildung (vgl. Übersicht 8). Insge- 
samt rückläufig ist der Wunsch, ein Berufsvorbereitungs-/ 
Berufsgrundbildungsjahr bzw. eine Berufsfachschule zu be- 
suchen'). 

Bei den Abiturienten zeigt der Vergleich zu 1995, daß der 
Wunsch nach einer Ausbildung im dualen System - anders als 
in den alten Ländern - angestiegen ist (um 5 Prozentpunkte auf 
33%). 

Das Interesse, unmittelbar nach Schulende in eine Lehre zu 
gehen (vgl. Übersicht 9), ist trotz - oder gerade auf Grund - 
der ungünstigeren Lage in den neuen Ländern wesentlich höher 
(und weiter gestiegen) als in den alten Ländern. Dagegen hat 
sich der Wunsch, erst später eine Lehre zu machen, abge- 
schwächt. 

• Berufswahl 

Das Berufswahlverhalten der Schüler in den neuen Ländern ist 
flexibler als der in den alten Ländern. Aber auch die Ausbil- 
dungsplatzsuchenden in den alten Ländern sind flexibler 


') In den neuen Ländern sind die Anrechnungs-Verordnungen für das 
Bemfsgmndbildungsjahr und die Bemfsfachschule nicht in Kraft. 


Übersicht 7: Wunsch nach Lehre jetzt und später in den alten Ländern') 1997 und 1998 in Prozent 


Schule/Klasse/Geschlecht 

Jetzt 

Später 

Zusammen 
jetzt und später 

1997 

1998 

1997 

1998 

1997 

1998 

HS 9 

Insgesamt 

42 

44 

38 

32 

80 

76 


Männlich 

49 

54 

35 

26 

84 

80 


Weiblich 

33 

31 

41 

40 

74 

71 

HS 10 

Insgesamt 

50 

50 

28 

26 

77 

76 


Männlich 

60 

59 

22 

21 

81 

80 


Weiblich 

40 

40 

34 

32 

73 

72 

RS 10 

Insgesamt 

42 

52 

24 

19 

66 

71 


Männlich 

51 

58 

21 

19 

72 

77 


Weiblich 

35 

45 

26 

22 

61 

66 

GS 10 

Insgesamt 

28 

34 

26 

24 

54 

58 


Männlich 

35 

42 

24 

20 

59 

62 


Weiblich 

21 

25 

28 

31 

48 

56 

Gymnasium 

Insgesamt 

200 

18 

-0 

8 

-0 

26 


Männlich 

13 

9 

- 

12 

- 

21 


Weiblich 

26 

26 

- 

4 

- 

30 

BVZ 

Insgesamt 

58 

61 

23 

21 

81 

82 


Männlich 

64 

69 

23 

16 

87 

85 


Weiblich 

49 

54 

24 

25 

73 

79 

Insgesamt 


- 

43 

- 

20 

- 

63 

Insgesamt (ohne Gymnasinm) 

46 

50 

27 

31 

74 

81 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 8, Seite 38 


HS= Hauptschule, RS = Realschule, GS = Gesamtschule, BVZ = Berufliche Vollzeitschule (BVJ, BGJ, BFS) 
BVJ = Berufsvorbereitungsjahr, BGJ = Berufsgrundbildungsjahr, BFS = Berufsfachschulen 

') Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein- Westfalen, Rheinland-Pfalz 
-) Ergebnis der letzten Schulabgängerbeffagung in den alten Ländern 1994 
Siehe Fußnote 2, Kategorie „Später“ wurde nicht erhoben 


Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung 
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Übersicht 8: Beabsichtigter beruflicher Werdegang von Schülern aus den Klassen 9, 10 und 12/13 der 
allgemeinbildenden Schulen und der beruflichen Vollzeitschulen in den neuen Ländern') 1997 nnd 1998 
in Prozent 


Schule/Klasse 

Geschlecht 

Beabsichtigter Werdegang nach Ende des Schuljahres 

Allgemein- 

bildende 

Schulen/Studium 

Lehre 

BVJ/BGJ 

BFS und 
sonstige 
AusbildungO 

SonstigesO 

ungewiß 

Summe 0 

jeweils 

für 

1997 und 

1998 

1997 

1998 

1997 

1998 

1997 

1998 

1997 

1998 

1997 

1998 

HS 9 

Insgesamt 

19 

11 

58 

65 

9 

5 

10 

11 

4 

8 

100 


Männlich 

16 

9 

68 

73 

8 

4 

4 

6 

4 

8 

100 


Weiblich 

23 

12 

42 

54 

11 

7 

20 

17 

4 

9 

100 

RS 100 

Insgesamt 

12 

8 

71 

79 

3 

1 

12 

8 

2 

4 

100 


Männlich 

11 

7 

81 

85 

1 

- 

5 

4 

2 

4 

100 


Weiblich 

13 

8 

62 

74 

5 

2 

18 

11 

2 

6 

100 

GS 10 

Insgesamt 

25 

16 

60 

73 

4 

- 

8 

7 

3 

4 

100 


Männlich 

17 

16 

74 

74 

3 

- 

4 

5 

2 

6 

100 


Weiblich 

34 

16 

46 

72 

4 

- 

13 

10 

3 

2 

100 

Gymnasium 

Insgesamt 

2T) 

26 

270 

33 

10 

- 

130 

8 

320 

33 

1000 

12/13 

Männlich 

12 

18 

10 

14 

- 

- 

3 

4 

73 

64 

1000 


Weiblich 

37 

32 

37 

46 

1 

- 

19 

10 

6 

11 

1000 

BVZ 

Insgesamt 

2 

2 

74 

76 

4 

3 

10 

7 

9 

12 

100 


Männlich 

2 

2 

80 

82 

3 

4 

4 

2 

11 

10 

100 


Weiblich 

2 

2 

67 

71 

6 

2 

19 

12 

6 

13 

100 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 11, Seite 40 


HS = Hauptschule, RS = Realschule, GS = Gesamtschule, BVZ = Berufliche Vollzeitschule (BVJ, BGJ, BFS) 
BVJ = Berufsvorbereitungsjahr, BGJ = Berufsgrundbildungsjahr, BFS = Berufsfachschulen 

') Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen 
-) Z. B. Wehr-/Zivildienst, Arbeiten, Freiwilliges soziales Jahr 
Abweichungen zu 1 00 durch Auf- und Abrunden möglich 
■*) Z.B. Ausbildung für Laufbahnanwärter im öffentlichen Dienst 
') RS 10 = einschließlich HS 10 (wird nur in Mecklenburg- Vorpommern angeboten) 

Ergebnisse der letzten Schulabgängerbefragung in den neuen Ländern 1995 
■) Summe nur für 1998 


Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung 


geworden: 40% (1997: 46 %) ziehen nur einen Ausbildungsbe- 
ruf in Betracht, bei Schülern in den neuen Ländern sind es nur 
16% (1997: 23%). Zugunsten eines „ähnlichen Berufes“ ent- 
scheiden sich die Jugendlichen aus den alten mit 39% und den 
neuen Ländern mit 44 %. Sehr flexibel in ihrer Berufswahl sind 
nur knapp 19% der Ausbildungsplatzbewerber in den alten, 
jedoch 37% in den neuen Ländern. Sie können sich eine 
Lehrstelle auch in verschiedenen Berufsfeldem vorstellen (vgl. 
Übersicht 10). 

Über die angestrebten Berufe informiert die Übersicht 11. 
Deutlich mehr Schulabgänger in den neuen Ländern wünschten 
eine Ausbildung in Bauberufen, Emährungsberufen und Be- 
rufen der Gastronomie und Hauswirtschaft. Dagegen spielen 
die Elektroberufe in den alten Ländern eine stärkere Rolle als in 
den neuen Ländern. Auch hier zeigen die häufigeren Mehrfach- 
nennungen der Berufswünsche eine deutlich größere Bereit- 
schaft der Schulabgänger in den neuen Ländern, mehrere Be- 
rufe in Betracht zu ziehen. 

• Lehrstellen durch das Arbeitsamt 

Viele Jugendliche, vor allem junge Frauen, suchen einen Aus- 
bildungsplatz mit Hilfe des Arbeitsamtes. Jeder zweite Ausbil- 
dungsplatzsuchende in den alten (46% der männlichen und 


57% der weiblichen Schulabgänger) und mehr als jeder zweite 
in den neuen Ländern (männlich: 50%, weiblich: 63%) haben 
angegeben, daß sie die Anschriften des Lehrbetriebes vom 
Arbeitsamt erhalten hätten. 

• Zum Erhebuugszeitpuukt bereits erfolgreiche Bewerbuug 

Auch wurde danach gefragt, ob zum Erhebungszeitpunkt die 
Bewerbung für eine Lehrstelle bereits zum Erfolg geführt hat. 
Der Anteil an zum Erhebungszeitpunkt bereits erfolgreichen 
Bewerbern ist mit 63% gegenüber 1997 (71%) in den alten 
Ländern nochmals zurückgegangen. Während die geschlechts- 
spezifischen Unterschiede relativ gering sind (männlich: 61 %, 
weiblich: 66 %), sind die Abweichungen nach der schulischen 
Herkunft nach wie vor erheblich: Knapp 80% der Bewerber 
von der Realschule, aber nur 45 % der Bewerber aus den beruf- 
lichen Vollzeitschulen hatten sich zum Befragungszeitpunkt 
bereits erfolgreich um eine Ausbildungsstelle beworben. Knapp 
über dem Durchschnitt (67%) liegen die Absolventen des 
Gymnasiums. 

In den neuen Ländern lag die Quote der erfolgreichen Bewer- 
bungen mit 25% (männlich: 26%, weiblich: 25%) deutlich 
niedriger als 1997 (34%). Auch hier gehörten Realschüler zu 
den erfolgreichsten. Schlußlicht bildeten Absolventen aus den 
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Übersicht 9: Wunsch nach Lehre jetzt und später in den neuen Ländern') 1997 und 1998 in Prozent 


Schule/Klasse/Geschlecht 

Jetzt 

Später 

Zusammen jetzt und später 

1997 

1998 

1997 

1998 

1997 

1998 

HS 9 

Insgesamt 

58 

65 

28 

21 

86 

86 


Männlich 

68 

73 

22 

15 

90 

88 


Weiblich 

42 

54 

37 

29 

79 

83 

RS 10 

Insgesamt 

71 

79 

13 

10 

83 

89 


Männlich 

81 

85 

8 

6 

89 

91 


Weiblich 

62 

74 

17 

12 

79 

86 

GS 10 

Insgesamt 

60 

73 

18 

11 

78 

84 


Männlich 

74 

75 

12 

12 

85 

87 


Weiblich 

46 

72 

26 

11 

71 

83 

Gymnasium 

Insgesamt 

27") 

33 


10 

-') 

43 


Männlich 

10 

14 

- 

21 

- 

35 


Weiblich 

37 

46 

- 

2 

- 

48 

BVZ 

Insgesamt 

74 

76 

14 

11 

89 

87 


Männlich 

80 

82 

12 

9 

92 

91 


Weiblich 

67 

71 

17 

13 

84 

84 

Insgesamt 


- 

64 

- 

12 

- 

76 

Insgesamt ohne Gymnasium 

67 

75 

18 

12 

85 

87 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 10, Seite 40 


HS = Hauptschule, RS = Realschule, GS = Gesamtschule, BVZ = Berufliche Vollzeitschule (BVJ, BGJ, BFS) 
BVJ = Berufsvorbereitungsjahr, BGJ = Berufsgrundbildungsjahr, BFS = Berufsfachschulen 

') Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen 
-) Ergebnis der letzten Schulabgängerbefragung in den neuen Ländern 1995 
Siehe Fußnote 2, Kategorie „Später“ wurde nicht erhoben 


Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung 


Hauptschulen und den beruflichen Vollzeitschulen (jeweils 
14 %). Die Schulabgänger aus den Gymnasien waren mit 43 % 
überdurchschnittlich erfolgreich. 

• Mobilitätsbereitschaft 

Insgesamt hat sich die Mobilitätsbereitschaft') erhöht, unter- 
scheidet sich aber für die Schüler in den alten erheblich von 
denen in den neuen Ländern. Von den Schülern, die sich bis 
zum Befragungszeitpunkt erfolglos beworben hatten, erklärten 
28% (männlich: 28%, weiblich: 28%) in den alten und 58% 
(männlich: 55 %, weiblich: 60%) in den neuen Ländern, daß sie 
wegen einer Lehrstelle auch den Wohnort zu wechseln bereit 
sind. Die Mobilitätsbereitschaft ist in den neuen im Vergleich 
zu den alten Ländern mehr als doppelt so stark ausgeprägt. 

1.4.2 Verbleib von Scbulabsolventen 1998 

Im Herbst 1998 sind im Auftrag des Bundesministeriums für 
Bildung und Forschung Jugendliche aus den alten und neuen 
Ländern, die im Rahmen einer Schülerbefragung im Frühjahr 
1998 ') ihre Einwilligung für eine nochmalige Befragung gege- 
ben hatten, durch das Bundesinstitut für Berufsbildung erneut 
befragt worden. Ziel der Wiederholungsbefragung war es, die 


') Vgl. auch Kapitel 1.1.3 

') Die Ergebnisse dieser Schülerbefragung sind in Kapitel 1.4.1 darge- 
stellt. 


Bildungsabsichten der Schulabgänger und Schulabgängerinnen 
auf ihre Realisierung hin zu überprüfen '). 

Bei der Wiederholungsbefragung wurden über 7.000 Jugend- 
liche angeschrieben. Insgesamt haben rund 4.600 Jugendliche 
geantwortet, dies entspricht einer Rücklaufquote von 66% 
(63% der Antworten kamen aus den alten Ländern und 37% 
aus den neuen Ländern). Unter den Befragten sind 19% Absol- 
venten der Hauptschule, 43% der Realschule, 21% der Gym- 
nasien und 17% Absolventen der beruflichen Vollzeitschulen. 
Die Absolventinnen haben sich an der Befragung etwas stärker 
(56%) beteiligt als männliche Jugendliche. 

Wesentliches Ergebnis ist, daß die Lehrstellenwünsche 1998 zu 
einem erheblichen Teil erfüllt werden konnten. Das gilt vor 
allem für die Absolventen der alten Länder. Hier hatten 46 % 
der Befragten im Mai 1998 eine Lehre angestrebt, 39% der 
Befragten haben im Oktober 1998 angegeben, eine duale Aus- 
bildung begonnen zu haben (Realisierungsquote: 85%). In den 
neuen Ländern wollten deutlich mehr eine Lehre machen 
(63 %), 5 1 % der Befragten hatten dies im Oktober verwirklicht 
(Realisierungsquote: 81%)"). 

Sowohl die freien Plätze der Bund-Länder-Lehrstelleninitiative 
Ost 1998 als auch das Engagement der neuen Länder zur 
Bereitstellung zusätzlicher Ausbildungsplätze im Rahmen ihrer 


') Es ist davon auszugehen, daß sich die Befragten, die sich um eine Aus- 
bildung bemüht haben, stärker an der Wiederholungsbefragung beteiligt 
haben. 

Q Die Ergebnisse können nur eingeschränkt mit den Ergebnissen der 
Befragung aus dem Vorjahr - vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Kapitel 
1.3.2 - verglichen werden, da die Befragung im Herbst 1998 die Absol- 
venten des Gymnasiums einbezieht. 
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Übersicht 10: Berufswahlverhalten der Ausbildungsplatzbewerber in den alten') und neuen Ländern^) 
1998 in Prozent 


Berufswahl 

Alte Länder 


Schule 


HS 9 

HS 10 

RS 10 

GS 10 

Gymnasium 

BVZ 

Alle Schulen 

Ein bestimmter Beruf 

48 

46 

35 

39 

35 

38 

40 

Ähnliche Berufe 

32 

34 

44 

43 

41 

38 

39 

Verschiedene Berufsfelder 

17 

17 

20 

17 

21 

20 

19 

Keine genaue Vorstellung 

3 

3 

1 

1 

3 

4 

2 

Insgesamt 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

Berufswahl 

Neue Länder 


Schule 


HS 9 

RS 10 (HS 10) 

GS 10 

Gymnasium 

BVZ 

Alle Schulen 

Ein bestimmter Beruf 

19 

14 


17 

16 

19 

16 

Ähnliche Berufe 

39 

45 


37 

54 

41 

44 

Verschiedene Berufsfelder 

38 

40 


41 

29 

35 

37 

Keine genaue Vorstellung 

4 

1 


5 

1 

5 

3 

Insgesamt 

100 

100 


100 

100 

100 

100 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 12, Seite 41 

HS = Hauptschule, RS = Realschule, GS = Gesamtschule, BVZ = Berufliche Vollzeitschulen sowie Wirtschaftsschule (Bayern) 

') Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz 
-) Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen 

Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung 


Übersicht 11: Beabsichtigte Ausbildungsberufe von Ausbildungsplatzbewerbern in den alten') und neuen 
Ländern^) 1998 in Prozent 


Berufsfeld (Mehrfachnennungen) 

Alte Länder 

Neue Länder 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

Land- und Forstwirtschaft/Gartenbau 

6 

5 

5 

8 

8 

8 

Metallberufe 

35 

2 

20 

40 

1 

20 

Elektroberufe 

24 

1 

14 

25 

1 

12 

Emährungsberufe 

6 

6 

6 

12 

16 

14 

Bau- und Baunebenberufe 

23 

3 

13 

49 

3 

25 

Sonstige gewerblich-technische Berufe 

9 

6 

8 

8 

8 

8 

Einzelhandel 

6 

16 

11 

6 

25 

16 

Groß-/ Außenhandel 

9 

14 

11 

7 

14 

11 

Andere Kaufleute 

7 

18 

12 

5 

19 

12 

Banken, Versicherungen 

5 

8 

6 

3 

9 

6 

Verkehrsberufe 

1 

- 

1 

4 

- 

2 

Verwaltungs- und Büroberufe 

6 

28 

16 

4 

28 

16 

Gesundheitsberufe 

1 

24 

12 

1 

23 

13 

F riseur/F riseurin 

- 

9 

4 

- 

13 

7 

Gastronomie, Hauswirtschaft 

2 

8 

5 

4 

22 

13 

Andere Berufe 

8 

13 

10 

7 

12 

10 

Insgesamt 

148 

161 

154 

183 

202 

193 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 13, Seite 41 

') Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz 
-) Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen 


Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung 
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Übersicht 12: Volle Zufriedenheit von Schul- 
absolventen mit dem erreichten Bildungsweg 
in Prozent 


Bildungsweg 

Weiblich 

Männlich 

Neue Länder insgesamt 

so 

59 

Betriebliche Lehre 

61 

67 

Außerbetriebliche Lehre 

39 

47 

BA-Lehrgang 

15 

38 

Allgemeinbildende Schule 

48 

58 

Bemfsbildende Schule und andere 
Bemfsausbildung 

48 

46 

Studium 

64 

50 

Sonstiges 

14 

60 

Alte Länder insgesamt 

64 

74 

Betriebliche Lehre 

68 

80 

Außerbetriebliche Lehre 

78 

72 

BA-Lehrgang 

30 

21 

Allgemeinbildende Schule 

78 

79 

Bemfsbildende Schule und andere 
Bemfsausbildung 

62 

64 

Studium 

73 

91 

Sonstiges 

33 

67 

Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 14, Seite 44 


Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung 




Ergänzungsprogramme ‘) dürfte dazu führen, daß der Anteil der 
Schulabsolventen, die sich gegen Ende 1998 in einer Berufs- 
ausbildung befinden, im Vergleich zu dem Befragungsergebnis 
größer sein wird. Dies gilt entsprechend auch für die alten Län- 
der, auch hier werden freie Kapazitäten zur Nachbesetzung 
genutzt. 

Die Befragungsergebnisse belegen aber auch, daß der Stellen- 
wert der Lehre in den neuen Ländern nach wie vor spürbar 
größer ist als in den alten Ländern. Dies kann zum Teil darauf 
zurückgeführt werden, daß die Qualifizierungsangebote der 
beruflichen Vollzeitschulen in den neuen Ländern deutlich 
weniger genutzt werden als in den alten Ländern. 

• Zufriedenheit mit dem realisierten Weg 

Obwohl sich die Realisierungsquoten in beiden Landesteilen 
nicht wesentlich voneinander unterscheiden, sind Schul- 
absolventen aus den neuen Ländern mit ihrer Situation deutlich 
unzufriedener. Etwa jeder zweite Schulabsolvent aus den 
neuen Ländern ist mit dem gewählten Bildungsweg voll zufrie- 
den gegenüber zwei von drei aus den alten Ländern (vgl. Über- 
sicht 12). 

• Weitere Lehrstellensuche 

Die geringere Zufriedenheit mit der erreichten Situation von 
Schulabsolventen aus den neuen Ländern schlägt sich auch 
deutlich in ihrem höheren Engagement bei der weiteren 
Lehrstellensuche nieder. Gut jeder zweite Schulabsolvent aus 
den neuen Ländern (59% der jimgen Frauen und 54% der jun- 


') Vgl. Kapitel 1.1.4 


1.4 Bildungsverhalten von Jugendlichen 

gen Männer), die keinen Ausbildungsplatz erhalten haben, 
wollen sich auch weiterhin um eine Lehrstelle bemühen. In den 
alten Ländern beträgt diese Quote 38% bei den jungen Frauen 
bzw. 36% bei den jimgen Märmem. Insgesamt sind rund 65% 
dieser Jugendlichen auch weiterhin beim Arbeitsamt gemeldet. 

• Wunsch und Realisierung bei Absolventen 
der Hauptschule, der Realschule, der beruflichen 
Vollzeltschulen und des Gymnasiums 

Rund 52 % der weiblichen und 77 % der märmlichen Absolven- 
ten der Hauptschulen aus den neuen Ländern hatten im Mai 
1998 den Plan, eine Lehre zu begirmen. Eine Lehre angetreten 
hatten im Oktober 1997 19% der jungen Frauen und 57% der 
jimgen Männer. Deutlich niedriger lagen die entsprechenden 
Wunschquoten in den alten Ländern. Hier wollten 41 % der 
Mädchen und 62% der Jungen eine Lehre; begonnen haben 
diese im Herbst 27% der Mädchen und 57% der Jungen (vgl. 
Übersicht 13). 

Der Zugang in eine duale Berufsausbildung gelang jungen 
Märmem aus den Hauptschulen deutlich besser als den jungen 
Frauen, die demgegenüber überdurchschnittlich häufig einen 
weiteren allgemeinbildenden Schulweg eingeschlagen oder ins- 
besondere alternative Qualifiziemngswege gewählt haben. 

Etwa drei Viertel der Absolventirmen haben schulische Quali- 
fizierungswege eingeschlagen. Dabei spielen die allgemeinbil- 
denden Schulen in den neuen Ländern eine deutlich höhere 
Rolle als in den alten Ländern, in denen die beruflichen Schulen 
stärker genutzt werden. 

Die Absolventen der Realschulen haben deutlich häufiger als 
die Absolventen der Hauptschulen ihren Bildungsplan, eine 
duale Bemfsausbildung zu begirmen, erreicht. Dies gilt für alle 
Absolventen aus den alten Ländern und auch für die männ- 
lichen Absolventen aus den neuen Ländern. Schwieriger haben 
es nach wie vor junge Frauen aus der Realschule der neuen 
Länder, eine Lehre zu begirmen. Auffallend ist, daß die Real- 
schüler aus den alten Ländern eine duale Ausbildung in einem 
deutlich geringerem Maße angestrebt haben. 

Der Besuch einer bemflichen Vollzeitschule ist vor allem bei 
den märmlichen Absolventen vorwiegend eine Vorbereitung 
für eine dualen Ausbildung. Für junge Frauen hatten andere 
Qualifrzierungsformen aber auch Qualifrzierungsaltemativen 
(Sonstiges) einen vergleichsweise höheren Stellenwert. 

Die Bildungsziele der Absolventirmen des Gyrtmasiums aus 
den neuen Ländern, zu 45 % eine duale Bemfsausbildung und 
zu 32% ein Studium zu begirmen, keimten weitestgehend reali- 
siert werden. Ebenso ist es bei den Absolventirmen aus den 
alten Ländern (21% Lehre, 55% Studium), wobei hier der 
Wunsch, ein Studium zu beginnen, eindeutig im Vordergmnd 
steht. Für viele männliche Absolventen in den alten und neuen 
Ländern stand zunächst die Einbemftmg zum Wehr- oder Zivil- 
dienst (Sonstiges) an (vgl. Übersicht 14). 


1.4.3 Situation von Bewerbern und Bewerberinnen, 
die naeh der Verbleibstatistik der Berufsberatung 
nieht in eine duale Berufsausbildung einmündeten 

Von den 796.566 Jugendlichen, die im Beratungsjahr 
1997/1998 bei der Bundesanstalt für Arbeit als Lehrstellen- 
bewerber registriert waren, mündeten nach der Statistik der 
Bemfsberatung bis zum 30. September 1998 380.183 nicht in 
eine Lehrstelle ein. 2.350 dieser Jugendlichen wurden von Mit- 
te Oktober bis Ende November 1998 in eine Untersuchung des 
Bundesinstituts für Bemfsbildung und der Bundesanstalt für 
Arbeit einbezogen. Ziel der repräsentativen Stichprobenunter- 
suchung war, nähere Auskunft zur bemflichen und schulischen 
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Situation dieser Jugendlichen im Oktober 1998 sowie über die 
Gründe für die Nichteinmündung in eine Lehrstelle zu er- 
halten.') 

Die Statistik der Berufsberatung gibt zwar über die Art des 
alternativen Verbleibs Auskunft (vgl. Übersicht 15), doch kann 
sie naturgemäß keine näheren Informationen über die Gründe 
hierfür liefern. Zudem ist bei ihrer Interpretation zu berücksich- 
tigen, daß es sich im wesentlichen um eine Geschäftsstatistik ^) 
handelt, die auf der freiwilligen Inanspruchnahme, d.h. ein- 
schließlich freiwilliger Rückinformation, basiert. Hinzu kommt 
der zeitraumbezogene Aspekt. Kann ein Vermittlungsfall z.B. 
bereits im Frühjahr endgültig abgeschlossen werden, bezieht 
sich die Information zur Art des Verbleibs auf dieses Datum. 
Etwaige Veränderungen im Verbleib des Jugendlichen bis zum 
Ende des Vermittlungsjahres werden nur dann berücksichtigt, 
wenn sie bekannt werden. Dadurch ergeben sich erhebliche 
Abweichungen zwischen dem in der Statistik ausgewiesenen 
und dem tatsächlichen Verbleib zum Ende des Geschäftsjahres. 

Verbleib der Bewerber und Bewerberinnen 
im Oktober 1998 

Übersicht 16 gibt wieder, was die Befragten, die nach der Ver- 
bleibstatistik nicht in eine betriebliche Ausbildung eingemündet 
waren, nach eigenen Angaben im bzw. ab Oktober 1998 tat- 
sächlich machten. Rund 18% von ihnen befanden sich im 
Oktober 1998 in einer Lehre (mit oder ohne Vertrag); dies sind 
bundesweit hochgerechnet 69.000 Personen. Überdurchschnitt- 
lich hoch ist der Anteil der Befragten mit Ausbildungsvertrag 
bei den Bewerbern, die in der Verbleibstatistik nach einem Ver- 
mittlungsvorschlag unbekannt verblieben waren (29 %), sowie 
bei den Personen des übrigen Verbleibs^) (28%). Von denjeni- 
gen Ausbildungsplatzbewerbem, die bis zum Ende des Ver- 
mittlungsjahres als „noch nicht vermittelt“ registriert waren, 
gaben über 9% an, eine Lehre zu machen. Diese wurde jedoch 
zum Teil erst im Oktober angetreten: Der Anteil unter den 
„noch nicht Vennittelten“, der sich nach eigenen Angaben 
bereits vor Oktober 1998 in einer Lehre befand, liegt bei etwa 
4%. 

Rund 16% aller Befragten gaben an, arbeitslos zu sein. Ohne 
Berücksichtigung der unvermittelten Ausbildungsplatzbewer- 
ber sind dies bundesweit hochgerechnet mehr als 43.000 Perso- 
nen. Besonders hoch (3 1 %) ist der Arbeitslosenanteil bei den- 
jenigen, die nach der Verbleibstatistik in eine „Arbeitsstelle“ 
(einschließlich Abgabe an die Arbeitsvennittlung) eingemündet 
sind. Gut 13 % aus dieser statistischen Verbleibkategorie waren 


') Teilstandardisierte, schriftlich-postalische Erhebung; es handelt sich um 
eine geschichtete und gestufte Klumpenstichprobe. Einbezogen wurden 
15 Arbeitsamtsbezirke in den alten und 9 in den neuen Ländern. Die 
Auswahl der Bezirke erfolgte jeweils in drei Schichten auf der Grund- 
lage der Ausbildungsmarktsituation in den alten und den neuen Ländern 
(Lehrstellen-Bewerber-Relation) im September 1997 und Frühjahr 
1998 (überdurchschnittlich, durchschnittlich, unterdurchschnittlich). 
Von den in diesen Arbeitsamtsbezirken registrierten Bewerbern, die bis 
Ende September nicht in eine Lehrstelle eingemündet waren, wurde 
nach alphabetischer Sortierung der in COMPAS gespeicherten Namen 
jeder fünfte mit der Bitte um Teilnahme an der Befragung angeschrie- 
ben, insgesamt 7.890 Jugendliche. Die Rücklaufquote erreichte mit 
30% bzw. 2.349 Teilnehmern ein zufriedenstellendes Ausmaß, zumal 
auf eine Mahnaktion verzichtet werden mußte. Stioikturelle Differenzen 
zwischen Grundgesamtheit und realisierter Stichprobe (unter den Befra- 
gungsteilnehmem sind Personen in den neuen Ländern, Personen mit 
schulischem Verbleib und Personen mit Studienberechtigung überpro- 
portional stark vertreten) wurden durch eine Anpassungsgewichtung 
korrigiert. Vgl. auch Berufsbildungsbericht 1998, Kapitel 1.3.4 

") Vgl. Kapitel 1.3 

^) Vgl. zur Struktur dieser Gruppe Übersicht 15 


1.4 Bildungsverhalten von Jugendlichen 


Übersicht 14: Pläne der Absolventen der gym- 
nasialen Oberstufe und Realisierungen in Prozent 


Bildungsweg 

Weiblich 


Männlich 



Pläne 

Realisie- 

rungen 

Pläne 

Realisie- 

rungen 

Neue Länder 





Lehre') 

45 

43 

9 

7 

Studium 

32 

34 

13 

10 

Berufsbildende Schule und 
andere Berufsausbildung 

13 

14 

2 

5 

Sonstiges 

9 

10 

76 

77 

Alte Länder 





Lehre') 

21 

21 

5 

3 

Studium 

55 

50 

19 

17 

Berufsbildende Schule und 
andere Berufsausbildung 

14 

12 

2 

2 

Sonstiges 

10 

16 

74 

78 


‘) Ausbildung nach BBiG oder HwO 


Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung 


aber tatsächlich in einer dualen Berufsausbildung, 1 1 % in 
einem schulischen Bildungsgang oder in berufsvorbereitenden 
Lehrgängen. Rund 33% hatten eine Arbeitsstelle, gut 7% 
absolvierten ein Praktikum. 

Gründe für den Niehtbeginn einer dualen Berufsausbil- 
dung in der Selbsteinschätzung der Befragten 

Rund zwei Drittel der auch im Oktober nicht in eine Lehrstelle 
eingemündeten Bewerber und Bewerberinnen nannten als 
hauptsächliche Ursache Mißerfolge bei der Ausbildungsplatz- 
suche aus unterschiedlichen Gründen. Besonders häufig wird 
diese Ursache von denjenigen genannt, die das schulische 
Berufsvorbereitungsjahr oder einen berufsvorbereitenden Lehr- 
gang des Arbeitsamtes absolvieren (vgl. Übersicht 17). Aber 
auch bei den im Oktober studierenden Befragten lag dieser 
Anteil noch über 40%. Allerdings bezeichnen insgesamt 92% 
dieser Befragten das Studium als „schon immer mein Wunsch“ 
(31 %), „von vornherein einbezogene Alternative“ (42%) oder 
als „Alternative, die ich nicht unbedingt wollte, nun aber ganz 
gut finde“ (19 %). Dennoch gaben gut 30 % dieser Befragten an, 
weiter an einer dualen Berufsausbildung interessiert zu sein. 
Diese Angaben einer - allerdings kleinen - Gruppe erscheinen 
in sich widersprüchlich. 

Ein Viertel der nicht in eine Lehrstelle eingemündeten Bewer- 
ber fängt aus freien Stücken etwas anderes als eine Lehre an. 
Sie waren insofern nicht ausschließlich oder nicht primär an 
einer Lehre interessiert. Der Anteil schwankt je nach Verbleib- 
form zwischen 3 % (Besuch eines Lehrgangs des Arbeitsamtes) 
und 56% (Beginn eines Studiums) und liegt insgesamt bei rund 
einem Viertel der Befragten, die im Oktober 1998 keine duale 
Berufsausbildung machten. Weitere gut 8 % der Befragten ohne 
Lehrstelle sehen die Ursache in einer Änderung der persön- 
lichen Verhältnisse, die sie zwangen, etwas anderes anzufan- 
gen. Insbesondere Wehr- und Zivildienstleistende führen dies 
als Ursache an. 

Diejenigen, die angaben, hauptsächlich auf Grund erfolgloser 
Bewerbungen etwas anderes als eine duale Berufsausbildung zu 
machen, bewarben sich nach eigenen Angaben im Durchschnitt 
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1.4 Bildungsverhalten von Jugendlichen 

vierzigmal in über vier Berufen, allerdings mit einer deutlichen 
Streuung und ohne Vorgabe einer Definition des Begriffs 
„Bewerbung“ sowie ohne Zeitvorgabe (in diesem Jahr, (auch) 
in früheren Jahren).') Sie sehen zum Teil mehrere Gründe für 
ihre fehlgeschlagenen Versuche. 86% brachten ihre Situation 
mit der engen Situation auf dem Ausbildungsmarkt in Verbin- 
dung (zu wenig offene Ausbildungsplätze bzw. zu viele Bewer- 
ber in den gesuchten Berufen). Knapp zwei Drittel gaben auch 
andere Gründe an; Mehrfachnennungen waren möglich. 37% 
sahen die Ursache darin, nicht die Einstellungsvoraussetzungen 
der Betriebe erfüllt zu haben. Für 16% waren die angebotenen 
Ausbildungsplätze zu weit von ihrem Wohnort entfernt. Daß 
sie sich nicht richtig um einen Ausbildungsplatz bemüht hätten, 
berichteten 6%. Knapp 5% gefielen die Betriebe, die freie 
Lehrstellen anboten, nicht. 

Bewertung des Verbleibs 

Die Bewertung ihrer jetzigen Situation durch die Jugendlichen 
variiert deutlich in Abhängigkeit vom jeweiligen Verbleib (vgl. 
Übersicht 18). Positiver als der Gesamtdurchschnitt äußern 
sich neben denjenigen, die eine duale Berufsausbildung anfin- 
gen, Bewerber, die studieren, eine berufsfachschulische Ausbil- 
dung mit Berufsabschluß begonnen haben oder eine weiter- 
führende Schule besuchen. Negativer als der Gesamtdurch- 
schnitt fallen die Bewertungen derer aus, die arbeitslos sind, an 
berufsvorbereitenden Maßnahmen teilnehmen, als Hausmann/ 


'(Bewerbungen: bis zu 10 x: 16%; 11 x bis 20 x: 22%, 21 x bis 50 x; 
38%; 51 X bis 100 x: 18% und über 100 x: 5%. Zahl der umworbenen 
Berufe: 1 Beruf: 15%, 2 Berufe: 13%, 3 Berufe: 21 %, 4 Berufe: 14%, 5 
Berufe: 13%, 6 bis 10 Berufe: 20%, über 10 Berufe: 4% 


Hausfrau tätig sind, arbeiten oder den Wehr- oder Zivildienst 
ableisten. Insgesamt 2 1 % möchten schnell wechseln. 

Weiteres Interesse an einer dualen Berufsausbildung 

Von denjenigen, die keine duale Berufsausbildung angefangen 
hatten, waren knapp 29 % weiterhin an einer Lehre noch für das 
bereits begonnene Ausbildungsjahr interessiert, 41% an einer 
Lehre im nächsten Jahr und gut 17% an einer Lehre zu einem 
noch späteren Zeitpunkt. Allein unter den Studierenden (68 %) 
zeigte eine deutliche Mehrheit kein Interesse mehr an einer dua- 
len Ausbildung (vgl. Übersicht 19). 

Die Befragungsergebnisse zeigen, daß es Nachfrager nach dua- 
ler Ausbildung gibt, die in der gesetzlichen Nachfragedefini- 
tion') nicht erfaßt sind. Darauf wird in den Berufsbildungsbe- 
richten regelmäßig hingewiesen. Setzt man dieses statistisch 
nicht nachweisbare, in „Warteschleifen“ befindliche Nach- 
fragepotential mit denjenigen gemeldeten Bewerbern und 
Bewerberinnen gleich, 

- die nach den Ergebnissen der Geschäftsstatistik zum 30. Sep- 
tember weder in eine duale Berufsausbildung eingemündet 
sind noch als „unvermittelt“ gelten, 

-die auch nach eigenen Angaben im Oktober keine Lehre 
machen, 

- die gleichwohl in der Befragung berichten, „noch für dieses 
Jahr“ an einer dualen Ausbildung interessiert zu sein, 


') Nachfrage = Zahl der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge zuzüg- 
lich der Zahl der am statistischen Ende des Vermittlungsjahres noch nicht 
vermittelten Bewerber 


Übersicht 15: Verbleib von Bewerbern und Bewerberinnen, die im Vermittlungsjahr 1997/1998 nicht in eine 
duale Berufsaubsildung cinmündetcn, nach der Beschäftigungsstatistik der Bundesanstalt für Arbeit 


Kategorie') 

Eingeschlossene Untergruppen 

Bundesweiter Anteil 



in 1998 




Anzahl 

Prozent 

I. Schulbesueh einsehließlich berufsvorbe- 


156.795 

41,2 

reitender Maßnahmen 

Darunter: 

Allgemeinbildende Schule 

47.323 



Berufsgrundbildungsjahr 

9.484 



Berufsfaehsehule 

44.812 



Wissenschaftliche oder Faehhochschule 

15.645 



Sonstige berufsbildende Sehule 

18.760 



Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahme 

20.771 


II. Arbeitsstelle (einsehließlich 


47.245 

12,4 

Abgabe an die Arbeitsvermittlung) 




III. Naeh Vermittlungsvorschlag 


79.162 

20,8 

unbekannt verblieben 




IV. Übriger Verbleib 

Darunter: 

61.306 

16,1 


Verbleib im bisherigen Ausbildungsverhältnis 

9.158 



Bundeswehr/Zivildienst 

9.282 



Freiwilliges soziales Jahr 

2.472 



Wegzug/Rückzug in die Heimat 

6.028 



Sonstige Erledigung 

34.366 


V. Noeh nieht vermittelt 


35.675 

9,4 

Insgesamt 


380.183 

100,0 


') Die Verbleibkategorien der BA-Statistik wurden in dieser Übersicht zu fünf Hauptkategorien zusammengefaßt. Diese Fünfer-Einteilung entspricht der Stichprobenziehung 
im Rahmen der Befragung. Aus jeder der fünf Hauptkategorien wurde eine gesonderte, einzeln identifizierbare Stichprobe gezogen. 


Quelle: Bundesanstalt für Arbeit, Arbeitsmarkt in Zahlen, Ausbildungsvermittlung, Berichtsjahr 1997/98; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 
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so beliefe sich ihre Zahl im Vermittlungsjahr 1997/1998 hoch- 
gerechnet auf etwa 70.000. ‘) Davon stammten rund 53.000 aus 
den alten und 17.000 aus den neuen Ländern. Der überwiegen- 
de Teil von ihnen kehrt auf den Ausbildungsstellenmarkt 
zurück und entlastet ihn damit im Ergebnis nicht. 

Die Größenordnung wird durch einen Vergleich der Bildungs- 
ströme in Jahren mit günstigem Ausbildungsmarkt mit Bil- 
dungsströmen in der aktuellen Ausbildungsmarktsituation ten- 
denziell bestätigt, den das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung vorgenommen hat. Diese Plausibilitätsprüfüng, die 


') 1998 wurden von der Berufsberatung bundesweit rund 344.500 Bewer- 
ber registriert, die nach der Geschäftsstatistik zum 30. September weder 
in eine Lehrstelle eingemündet waren noch zu dem Ki'eis der „noch 
nicht Vermittelten“ gehörten. Nach den Ergebnissen der Stichproben- 
untersuchung befanden sich im Oktober 1998 19% dieser Personen in 
einer Lehre. Von den verbleibenden Personen, die auch nach eigener 
Aussage im Oktober 1998 keine Lehre maehten (hoehgerechnet: knapp 
279.000), gaben 25 % an, „noeh für das bereits begonnene Ausbildungs- 
jahr“ an einer Lehre interessiert zu sein. Dies sind hochgerechnet rund 
70.000 Personen. 


1.4 Bildungsverhalten von Jugendlichen 

sich am Vergleich der in der Berufsberatungsstatistik der Bun- 
desanstalt für Arbeit dokumentierten Verbleibstrukturen der 
gemeldeten Bewerber und Bewerberinnen in günstigen Ausbil- 
dungsjahren mit den Verbleibstrukturen 1998 orientiert, führt 
allerdings zu einer niedrigeren Größenordnung. 

Das letzte für die Nachfrager günstige Ausbildungsjahr in den 
alten Ländern war 1993 (Angebots-Nachfrage-Relation von 
knapp 114; knapp 84.000 unbesetzte Ausbildungsplätze). In 
diesem Jahr mündeten knapp 41 % aller bei der Bundesanstalt 
für Arbeit in den alten Ländern gemeldeten Bewerber und 
Bewerberinnen in die alternativen Verbleibkategorien ein 
(Schule, Studium, Berufsvorbereitung, Arbeitsstelle etc.). 
Angesichts der günstigen Ausbildungsplatzsituation dürfte dies 
überwiegend nicht die Folge fehlender Ausbildungsplatzange- 
bote, sondern „normales“ Ergebnis von Beratungsprozessen 
und individuellen Umorientierungen gewesen sein. 1998 mün- 
deten rund 47 % der bei der Bundesanstalt für Arbeit gemel- 
deten Bewerber und Bewerberinnen in alternative Verbleib- 
kategorien ein. Dieser Anstieg von gut 6 Prozentpunkten kann 
als Folge der angespannteren Ausbildungsplatzsituation inter- 
pretiert werden. Bezogen auf die Zahl der gemeldeten Bewer- 
ber 1998 bedeutet dies einen Anstieg der Zahl der in Alter- 
nativen eingemündeten Bewerber und Bewerberinnen um rund 
36.000. 


Übersicht 16: Verbleib von Bewerbern nnd Bewerberinnen, die nach den Ergebnissen der Geschäfts- 
statistik der Bundesanstalt für Arbeit bis Ende des Vermittlungsjahres 1997/1998 nicht in eine duale Berufs- 
ausbildung eingemündet waren, nach der Befragung im Oktober 1998 in Prozent 


Verbleib im Oktober 1998 
nach Angaben der Befragten 

Verbleib Ende September 1998 nach der Statistik der Bundesanstalt für Arbeit 

Arbeitsstelle 
bzw. Abgabe 
an die Arbeits- 
vennittlung 

Noch nicht 
vermittelt 

Nach Ver- 
mittlungsvor- 
schlag unbe- 
kannt ver- 
blieben 

Schule, BVJ, 
BGJ‘), be- 
rufsvorbe- 
reitende 
Lehrgänge 

Übriger 

Verbleib 

Alle 

Befragten 

• Lehre (mit Lehrvertrag) 

11,6 

8,3 

28,3 

9,9 

27,7 

16,7 

• Lehre in einer Schule (ohne Vertrag) 

1,9 

1,1 

0,8 

2,2 

0,3 

1,4 

• BFS’)-Ausbildung mit Berufsab- 

2,8 

3,8 

6,8 

11,4 

3,8 

7,4 

Schluß 







• Besuch einer sonstigen berufsbil- 

0,7 

1,3 

13,1 

28,8 

1,8 

15,1 

denden Schule 







• Schulisches Berufsvorbereitungsjahr 

1,1 

3,8 

2,3 

6,4 

1,0 

3,8 

• Berufsvorbereitender Lehrgang 

3,3 

7,4 

1,8 

5,9 

1,3 

4,1 

des Arbeitsamtes 







• Besuch des Berufsgrundbildungs- 

0,0 

1,9 

1,5 

6,1 

0,3 

3,1 

jahres 







• Besuch einer allgemeinbildenden 

1,2 

2,8 

5,8 

12,0 

2,2 

6,9 

Schule 







• Studium 

1,9 

1,0 

5,0 

9,0 

1,8 

5,4 

• Arbeitsstelle 

32,8 

12,4 

8,2 

1,4 

8,6 

8,9 

• Praktikum 

31,3 

45,9 

17,6 

3,1 

16,4 

15,8 

• Wehr-/Zivildienst 

0,6 

0,7 

1,9 

0,1 

17,3 

3,4 

• Freiwilliges soziales Jahr o.ä. 

0,4 

0,2 

1,7 

0,2 

7,5 

1,7 

• Hausmann/Hausfrau 

0,7 

1,6 

0,8 

0,1 

0,5 

0,5 

• Sonstiges 

2,5 

3,2 

1,4 

1,2 

3,5 

1,9 

Insgesamt 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

n (ungewichtet) 

266 

234 

395 

1.195 

259 

2.349 


') BVJ = Berufs Vorbereitungsjahr, BGJ = Berufsgrundbildungsjahr 
-) BFS = Berufsfachschule 


Quelle: BIBB/BA-Befragung von bei der Berufsberatung registrierten Lehrstellenbewerbem, die nach der Verbleibstatistik bis zum Ende des Vermittlungsjahres nicht in 
eine Lehrstelle einmündeten; gewichtete Auszählung 
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Übersicht 17: Gründe für den Nichtbeginn einer dualen Berufsausbildung aus der Sicht der Jugendlichen 
in Prozent 


Verbleib im Oktober 1998 
nach Angaben der Befragten 

„Wenn Sie etwas anderes als eine Lehre machen, bitte nennen Sie 
den hauptsächlichen Grund“ 

„Hauptsächlich, weil 
meine Bewerbungen 
(bisher) erfolglos ge- 
wesen sind“ 

„Weil sich meine per- 
sönlichen Verhältnisse 
geändert haben und ich 
gezwungen war, etwas 
anderes zu machen“ 

„Weil ich es mir im Laufe 
des Jahres anders über- 
legt und mich ganz von 
selbst für etwas anderes 
entschieden habe“ 

Insgesamt 

Berufsfachschulausbildung mit Berufsabschluß 

63,5 

3,0 

33,5 

100,0 

Sonstige berufsbildende Schule 

64,6 

3,0 

32,5 

100,0 

Schulisches Berufsvorbereitungsjahr 

90,8 

6,0 

3,2 

100,0 

Berufsvorbereitender Lehrgang des Arbeitsamtes 

90,1 

7,3 

2,6 

100,0 

Beiufsgrundbildungsj ahr 

80,2 

4,0 

15,8 

100,0 

Allgemeinbildende Schule 

42,2 

10,4 

47,5 

100,0 

Studium 

40,5 

3,0 

56,4 

100,0 

Arbeit 

60,4 

18,5 

21,1 

100,0 

Praktikum 

66,5 

10,3 

23,2 

100,0 

Arbeitslos 

81,8 

9,5 

8,7 

100,0 

Wehr-/Zivildienst 

66,7 

25,1 

8,3 

100,0 

Freiwilliges soziales Jahr 

83,5 

3,6 

12,9 

100,0 

Hausmann/Hausfrau 

77,2 

6,5 

16,3 

100,0 

Sonstiges 

75,3 

13,8 

10,9 

100,0 

Alle Befragten 

67,1 

8,3 

24,6 

100,0 


Quelle: BIBB/BA-Befragung von bei der Berufsberatung registrierten Lehrstellenbewerbem, die nach der Verbleibstatistik bis zum Ende des Vermittlungsjahres nicht 
in eine Lehrstelle einmündeten; gewichtete Auszählung 


Übersicht 18: Bewertung des jeweiligen Verbleibs durch die Jugendlichen in Prozent 


Verbleib im Oktober 1998 

„Wie würden Sie Ihre jetzige Tätigkeit/Situation kennzeichnen?“ 



nach Angaben der Befragten 

„Sie entsprieht 
dem, was immer 
mein Wunsch 
war“ 

„Sie ist eine 
von vornherein 
einbezogene 
Alternative“ 

„Alternative, 
die ich nicht 
unbedingt woll- 
te, nun aber 
ganz gut finde“ 

„Sie ist eine 
sinnvolle Über- 
brückung, aber 
auch nicht mehr“ 

„Nur eine Not- 
lösung bzw. 
Situation, die 
ich schnellst- 
möglich be- 
enden möchte“ 

Insgesamt 

Lehre (mit Lehrvertrag) 

45,7 

24,3 

24,9 

3,0 

2,1 

100,0 

Lehre, ersatzweise in Schule 
durchgeführt 

28,5 

29,0 

29,6 

8,0 

4,8 

100,0 

Berufsfachschulausbildung 
mit Berufsabschluß 

29,1 

29,4 

19,8 

13,1 

8,6 

100,0 

Sonstige berufsbildende Schule 

15,3 

40,5 

21,8 

14,7 

7,7 

100,0 

Schulisches Berufsvorbereitungs- 
jahr 

10,1 

20,1 

29,6 

19,3 

20,9 

100,0 

Berufsvorbereitender Lehrgang 
des Arbeitsamtes 

6,2 

7,4 

41,1 

32,1 

13,3 

100,0 

Berufsgrundbildungsjahr 

13,2 

27,8 

13,9 

29,6 

15,4 

100,0 

Allgemeinbildende Schule 

20,3 

38,3 

25,0 

6,8 

9,6 

100,0 

Studium 

31,0 

42,4 

18,6 

3,6 

4,4 

100,0 

Arbeit 

10,8 

14,1 

20,3 

29,6 

25,2 

100,0 

Praktikum 

17,8 

15,9 

23,1 

24,8 

18,3 

100,0 

Arbeitslos 

3,9 

2,8 

4,0 

6,1 

83,1 

100,0 

Wehr-/Zivildienst 

3,7 

27,9 

9,8 

37,9 

20,7 

100,0 

Freiwilliges soziales Jahr 

6,7 

37,4 

37,1 

8,4 

10,4 

100,0 

Hausmann/Hausfrau 

0,0 

15,0 

21,3 

12,0 

51,6 

100,0 

Sonstiges 

14,3 

15,6 

17,0 

15,0 

38,2 

100,0 

Alle Befragten 

20,1 

24,5 

20,6 

13,8 

21,0 

100,0 


Quelle: BlBB/BA-Befragung von bei der Berufsberatung registrierten Lehrstellenbewerbem, die nach der Verbleibstatistik bis zum Ende des Vermittlungsjahres nicht in 
eine Lehrstelle einmündeten; gewichtete Auszählung 
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In den neuen Ländern liegt der Anteil der von der Bundesanstalt 
für Arbeit registrierten Einmündungen in Alternativen nach wie 
vor deutlich unter den entsprechenden Werten in den alten Län- 
dern, ist aber in dem betrachteten Zeitraum (1993 bis 1998) 
gleichfalls von gut 27 % auf fast 34 % angestiegen. Bezogen auf 
die Zahl der gemeldeten Bewerber und Bewerberinnen 1998 
bedeutet dies einen Anstieg um knapp 7 Prozentpunkte bzw. 
einen Anstieg der Zahl der in Alternativen eingemündeten 
Bewerber um rund 15.000. Dieser Anstieg dürfte allerdings zu 
einem nennenswerten, aber nicht quantifizierbaren Anteil, auch 
auf den Ausbau von Alternativen insbesondere im Bereich 
beruflicher Vollzeitschulen zurückzuführen sein. Der Anteil der 
Schüler in beruflichen Vollzeitschulen am Altersjahrgang liegt 
jedoch immer noch deutlich unter dem entsprechenden Anteil 
in den alten Ländern. 

Rechnerisch ergibt sich aus diesem Vergleich für Deutschland 
insgesamt demnach ein Anstieg der Zahl der laut Statistik der 
Bundesanstalt für Arbeit in Alternativen eingemündeten Be- 
werber und Bewerberinnen um gut 50.000. Auf Grund der 
Besonderheit in den neuen Ländern (Angleichung der Bil- 
dungsbeteiligung in beruflichen Vollzeitschulen an Strukturen 
der alten Länder) dürfte die Zahl der bimdesweit gemeldeten 
Bewerber imd Bewerberinnen, die überwiegend infolge eines 
engen Ausbildungsstellenmarkts in „Warteschleifen“ oder nicht 
notwendige Überbrückungsmaßnahmen „abgedrängt“ werden, 
unterhalb dieser Größenordnung liegen. 

Durch den Aufwuchs bei der Zahl der neu abgeschlossenen 
Ausbildungsverträge, der deutlich über dem demografisch 
bedingten Nachfragezuwachs lag, ist es 1998 erstmals wieder 
gelungen, „Warteschleifen“ in der Zahl zu verringern. Das 
Sofortprogramm der Bundesregierung zum Abbau der Jugend- 
arbeitslosigkeit - Ausbildung, Qualifizierung und Beschäf- 


1.4 Bildungsverhalten von Jugendlichen 

tigung Jugendlicher') trägt weiter dazu bei, aufgeschobene 
Nachfrage abzubauen. Soweit dies gelingt, wird sich auch die 
statistisch nachweisbare Nachfrage mittelfristig gegenüber bis- 
herigen Vorausschätzungen reduzieren. 

Auch auf der Angebotsseite gibt es statistisch nicht ausgewiese- 
ne betriebliche Ausbildungsplätze. Verläßliche Angaben dazu 
liegen nicht vor. Die Zahl der statistisch erfaßten Ausbildungs- 
plätze betrug am 30. September 1998 rund 636.200. Davon 
waren rund 26.000 als unbesetzte betriebliche Plätze erfaßt. 

Dies entspricht rund 4% des statistisch erfaßten betrieblichen 
Angebotes. In einer Umfrage des Instituts der deutschen Wirt- 
schaft Köln bei Ausbildungsbetrieben vom März 1998 gaben 
die Betriebe an, daß rund 9% ihres Ausbildungsangebotes nicht 
besetzt werden konnten"). Daraus ergäbe sich, daß mehr als die 
Hälfte der unbesetzten betrieblichen Ausbildungsplätze stati- 
stisch nicht erfaßt sind. Allein dies wäre eine Größenordnung 
von über 30.000. 


‘) Vgl. Teil I, Kapitel 3 

0 Vgl. Infonnationsdienst des Instituts der deutschen Wirtschaft (idw), 
Nr. 26 vom 24./25. Juni 1998 


Übersicht 19: Interesse der Befragten, die nicht in eine Lehre einmündeten, am Beginn einer dualen Berufs- 
ausbildung noch im bereits begonnenen Ausbildungsjahr oder in der Zukunft in Prozent 


Verbleib im Oktober 1998 
naeh Angaben der Befragten 

„Sind Sie weiterhin an einer Lehre interessiert?“ 

„Ja, noch für 
das bereits be- 
gonnene Aus- 
bildungsjahr“ 

„Ja, aber erst 
für das kom- 
mende Aus- 
bildungsjahr“ 

„Ja, aber erst 
für einen noch 
späteren Zeit- 
punkt“ 

„Nein“ 

Insgesamt 

Berufsfachschulausbildung mit Berufsabschluß 

16,0 

21,2 

32,7 

30,1 

100,0 

Sonstige berufsbildende Sehule 

13,4 

41,1 

36,6 

8,8 

100,0 

Schulisches Berufsvorbereitungsjahr 

34,7 

59,5 

4,7 

1,1 

100,0 

Berufsvorbereitender Lehrgang des Arbeitsamtes 

50,9 

44,0 

3,6 

1,5 

100,0 

Berufsgrundbildungsj ahr 

36,4 

60,3 

1,7 

1,5 

100,0 

Allgemeinbildende Schule 

6,2 

45,0 

36,9 

11,9 

100,0 

Studium 

3,1 

12,3 

16,4 

68,3 

100,0 

Arbeit 

24,8 

49,2 

9,2 

16,8 

100,0 

Praktikum 

33,9 

52,0 

0,0 

14,2 

100,0 

Arbeitslos 

63,0 

26,2 

7,0 

3,7 

100,0 

Wehr-/Zivildienst 

4,4 

78,7 

11,7 

5,3 

100,0 

Freiwilliges soziales Jahr 

15,8 

81,1 

3,1 

0,0 

100,0 

Hausmann/Hausfrau 

36,8 

30,3 

32,9 

0,0 

100,0 

Sonstiges 

39,3 

49,4 

5,2 

6,1 

100,0 

Alle Befragten 

28,6 

40,7 

17,5 

13,2 

100,0 


Quelle: BIBB/BA-Befragung von bei der Berufsberatung registrierten Lehrstellenbewerbem, die nach der Verbleibstatistik bis zum Ende des Vennittlungsjahres nicht 
in eine Lehrstelle einmündeten; gewichtete Auszählung 
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1.5 Nachfragevorausschätzung 1999 

1.5 Vorausschätzung der 
Ausbildungsplatznachfrage für 1999') 

Vorausschätzung der Schulabgänger im Jahr 1999 

Nach den 1997 veröffentlichten Vorausberechnungen der Kul- 
tusministerkonferenz auf der Basis der Ist-Zahlen des Jahres 
1995 wird die Zahl der Absolventen aus allgemeinbildenden 
und berufsbildenden Schulen (ohne Teilzeitberufsschulen) im 
Jahr 1999 um rund 1,4% über der des Vorjahres liegen. In ab- 
soluten Zahlen wird der Absolventenjahrgang 1999 gegenüber 
1998 um 19.000 von 1.307.000 auf rund 1.326.000 steigen. 
Davon kommen aus den allgemeinbildenden Schulen 939.000 
und den berufsbildenden Vollzeitschulen knapp 390.000 Ab- 
solventen. 

Das Statistische Bundesamt schreibt die Schulabgängerzahlen 
auf der Basis der von der Kultusministerkonferenz erwarteten 
jährlichen Veränderungsraten fort, berücksichtigt dabei aber die 
zwischenzeitlich erfaßte Ist-Entwicklung bis zum Jahr 1997. 
Nach den Berechnungen des Statistischen Bundesamtes, die 
das Bundesministerium für Bildung und Forschung bei der 
Nachfragevorausschätzung zugrunde legt, wird 1999 die Zahl 
der Schulentlassenen aus allgemeinbildenden Schulen sowie 
aus Berufsfachschulen, Fachoberschulen, Fachgymnasien und 
Kollegschulen um 18.000 bzw. 1,5% auf über 1.203.000 Ab- 
solventen anwachsen (vgl. Tabelle 1/15 im Anhang). Davon 
werden rund 916.000 aus allgemeinbildenden und 287.000 aus 
bemflichen Schulen starmnen. Der relative Zuwachs gegenüber 
1997 fällt bei den Absolventen bemflicher Schulen (-1-2,3%) 
etwas stärker als bei den Schulentlassenen aus allgemeinbilden- 
den Schulen (-1-1,3%) aus. Insgesamt 69.000 Absolventen des 
schulischen Berufsvorbereitungsjahres (BVJ) und des schuli- 
schen Bemfsgrundbildungsjahres (BGJ) sind in den Berech- 
nungen des Statistischen Bundesamtes nicht enthalten, werden 
aber in der Nachffagevorausschätzung berücksichtigt. 

Nachfragevorausschätzung für das Bundesgebiet 

Nachfrage Vorausschätzungen stützen sich wesentlich auf Daten 
aus der Vergangenheit - insbesondere zum Bildungsverhalten, 
aber auch zu den Schulabsolventenzahlen. Die Nachfragevor- 
ausschätzung für 1999 muß einbeziehen, daß politisch gesetzte 
Rahmenbedingungen - z.B. das Sofortprogramm zum Abbau 
der Jugendarbeitslosigkeit - Ausbildung, Qualifizierung und 
Beschäftigung Jugendlicher der Bundesregiemng und Abspra- 
chen im Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbs- 
fähigkeit) - die Daten im Ausbildungsmarkt verändern. Diese 
Veränderungen sind kaum verläßlich einzuschätzen. Insofern 
ist die Vorausschätzung für 1999 mit erheblich größeren Un- 
sicherheiten behaftet als in den vergangenen Jahren, in denen 
trotz Unsicherheiten in den Statistiken zur Ausgangslage sie im 
großen Ganzen zutreffend war. Vorausgeschätzt wird die Nach- 
frage in der gesetzlichen Definition (§ 3 Abs. 2 BerBiFG). 

Für 1998 wurde auf der Gmndlage der Absolventenprognosen 
der KMK und des statistischen Bundesamtes sowie auf der 
Basis erfahrungs- und befragungsgestützter Übergangsquoten 
der Schulabgänger aus den verschiedenen Schularten eine 
Nachfrage nach Ausbildungsplätzen von 645.000 Jugendlichen 
geschätzt.'') Mit 648.400 Nachfragern, darunter 612.800 neu 


■) Vgl. Teil I, Kapitel 9 

-) Vgl. Statistische Veröffentlichungen der Kultusministerkonferenz; Vor- 
ausberechnung der Schüler- und Absolventenzahlen 1995 bis 2015, 
Heft 141, August 1997 

0 Vgl. Teil I, Kapitel 3 

Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Teil I, Kapitel 8 sowie Teil II, Kapitel 
1.4 


abgeschlossene Ausbildungsverträge und 35.700 noch nicht 
vermittelte Bewerber, lag die tatsächliche Nachfrage in der 
geschätzten Größenordnung. 

Beruhend auf den Erfahrungswerten der Vorjahre und den 
Ergebnissen für 1998 ist für das Jahr 1999 bei unverändertem 
Übergangsverhalten mit einer demografisch bedingt leicht 
wachsenden Nachfrage der Schulabgänger allgemeinbildender 
und beruflicher Schulen von rund 655.000 Ausbildungsplätzen 
zu rechnen (rund +6.000 bzw. +0,9%). 

Hinzu kommt ein weiter verringerter Übergang der Abgänger 
aus allgemeinbildenden Schulen in Warteschleifen bzw. Über- 
brückungsmaßnahmen. Dieser verringerte Übergang in berufli- 
che Schulen oder berufsvorbereitende Maßnahmen bzw. der 
entsprechend erhöhte Übergang in eine bemfliche Ausbildung 
wird mit 15.000 angesetzt. Die Nachfrage in der gesetzlichen 
Definition dürfte damit etwa 670.000 betragen. 

Ferner kommen rechnerisch durch das Sofortprogramm der 
Bundesregierung etwa 20.000 abgeschlossene Ausbildungsver- 
träge hinzu, davon etwa 10.000 voll öffentlich finanziert, die in 
dieser Größenordnung den Übergang unvermittelter Nachfra- 
ger des Jahres 1998 in Warteschleifen abbauen. Kurzfristig 
würde damit die statistisch ausgewiesene Nachfrage auf etwa 
690.000 steigen. 

Wegen der dann erreichten nachhaltigen Schritte zur Norma- 
lisiemng auf dem Ausbildungsstellemnarkt würde die Nachfra- 
ge nach Ausbildungsplätzen im Jahr 2000 trotz leicht wachsen- 
der Schulabsolventenzahlen wieder auf etwa 670.000 zurück- 
gehen und damit bei weiter verringerten Warteschleifen auf den 
langfristig vorausgeschätzten Pfad einschwenken. 

Ließe sich der angestrebte Abbau von Warteschleifen in 1999 
nicht im angenommenen Umfang erreichen, würde sich die 
Nachfrage im Jahr 2000 entsprechend erhöhen. 

Nachfragevorausschätzung für die alten Länder 

Die Nachfrage nach Ausbildungsplätzen in den alten Ländern 
wurde für 1998 auf 504.000 geschätzt. Die tatsächliche Nach- 
frage betrug 1998 506.900 (483.600 Neuabschlüsse und knapp 
23.400 noch nicht vermittelte Bewerber). Die Zahl der Ausbil- 
dungspendler aus den neuen Ländern belief sich auf rund 
16.750 (einschließlich Binnenpendler Berlin). Für das Jahr 
1999 ergäbe sich bei unveränderter Bildungsnachfrage der 
Schulabgänger einschließlich der zu erwartenden etwa gleich- 
bleibenden Pendlemachfrage eine Nachfragesteigerung um 
etwa ein halbes Prozent, so daß voraussichtlich mnd 512.000 
Ausbildungsplätze in den alten Ländern nachgefragt würden. 
Tatsächlich würde sich unter den veränderten Rahmenbedin- 
gungen eine Nachfrage von etwa 540.000 ergeben, die stati- 
stisch durch das staatliche Sofortprogramm überhöht ist und im 
Jahr 2000 wieder zurückgeht. 

Nachfragevorausschätzung für die neuen Länder 

Für die neuen Länder wurde für 1998 mif einer effektiven 
Nachfrage von mnd 141 .000 Ausbildungsplätzen irmerhalb die- 
ser Region gerechnet. Diese Zahl wurde mit 141.500 nur 
geringfügig um 0,4% überschritten (129.200 Neuabschlüsse 
und 12.300 unvennittelte Bewerber).') 


') Die rund 16.750 Ost-West-Pendler, die ilire Lehrstelle in den alten Län- 
dern fanden und dort als Nachfrager registriert wurden, sind in diesen 
Zahlen nicht enthalten. 
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2.1 Betriebliche B 

2. Bestand und Struktur der 
Berufsausbildung 

2.1 Betriebliche Berufsausbildung 

2.1.1 Schulische Vorbildung und Altersstruktur 
der Auszubildenden 


2. Bestand und Struktur der Berufsausbildung 

Auf der Grundlage der Prognose der Schulabgängerzahlen 
sowie unveränderter Übergangsquoten aus den allgemeinbil- 
denden und berufsbildenden Vollzeitschulen und einer etwa 
gleichbleibenden Zahl von Ost-West-Pendlem ist in den neuen 
Ländern im Jahr 1999 mit einer geringfügig steigenden Nach- 
frage von gut 142.000 Ausbildungsplätzen zu rechnen. Tatsäch- 
lich dürfte sich statistisch aus dem staatlichen Sofortprogramm 
eine Nachfrage um 150.000 ergeben, die im Jahr 2000 - ebenso 
statistisch - wieder zurückgeht. 


Vorbildung 

Die schulische Vorbildung wird in der Berufsbildungsstatistik 
als der zuletzt erreichte allgemeinbildende Schulabschluß für 
die Ausbildungsanfänger ausgewiesen. Sofern vor Antritt der 
betrieblichen Berufsausbildung eine berufsbildende Vollzeit- 
schule besucht wurde, wird diese als zuletzt besuchte Schule 
angegeben. Dies ist vor allem beim Hauptschüleranteil zu 
beachten, da viele Hauptschüler das Berufsgrundbildungsjahr 
oder das Berufsvorbereitungsjahr besuchen imd dann dort 
erfaßt werden. 

Der Anteil der Hauptschüler mit Abschluß ging 1997 auf 
31,4% gegenüber 33,0% im Vorjahr zurück (vgl. Übersicht 
20). Während 1996 noch 186.000 Hauptschüler einen Ausbil- 
dungsvertrag erhielten, waren es 1997 nur noch 182.000 bei 
insgesamt steigenden Neuabschlußzahlen. Ähnliches gilt für 
die Hauptschüler ohne Abschluß (1996; 3,2%, 1997: 2,7%). 
Die Anteile des Berufsgrundbildungsjahres und des Berufsvor- 
bereitungsjahres liegen 1997 geringfügig höher als 1996. Bei 
den Schulabgängern gingen die Anteile der Hauptschüler da- 
gegen nur geringfügig um 0,7 % zurück. Der rückläufige Anteil 
der Hauptschüler im Ausbildungssystem ist daher auch ein 
Indiz für deren Schwierigkeiten bei der Ausbildungsstellen- 
suche. 

Eine ansteigende Tendenz bei den Neuabschlüssen von Ausbil- 
dungsverträgen ist für Realschüler, Berufsfachschüler und vor 
allem Studienberechtigte zu verzeichnen. Bei letzteren ist die 
Zahl der Neuabschlüsse von 91.000 (15,6 %) auf 98.000 
(16,4%) gestiegen. In Industrie und Handel hat fast jeder vierte 
Auszubildende die Hochschul- oder Fachhochschulreife 
(23,9%). Auch bei den Freien Berufen gibt es mehr Abiturien- 
ten. So haben sich die Anteile bei den Rechtsanwaltsfachange- 
stellten von 27,5% auf 31,0% erhöht. Die höchste Abiturien- 
tenquote (abgesehen von der Seeschiffahrt) erreicht der Öffent- 
liche Dienst (26,8%). Berufe wie Sozialversicherungsfach- 
angestellter/Sozialversicherungsfachangestellte und Vermes- 
sungstechnikerW ermessungstechnikerin weisen ebenfalls hohe 
Werte aus (52,5 % bzw. 44,6%). 

Die Realschüleranteile sind vor allem im Handwerk gestiegen. 
Trotzdem sind die Hauptschüler die größte Gruppe in diesem 
Bereich. Einschließlich der Abgänger des Berufsgrundbil- 
dungsjahres und des Berufsvorbereitungsjahres kommen 54% 
(Vorjahr: 55%) der Ausbildungsanfänger im Handwerk von 
Hauptschulen. 

In Industrie und Handel stellen Realschüler die größte Gruppe 
(36,8%) dar. Im Öffentlichen Dienst und bei den Freien Beru- 
fen kommt mehr als die Hälfte der Auszubildenden von Real- 
schulen oder sie verfügen über vergleichbare Abschlüsse. 

1997 haben rund 16.300 Schulabgänger ohne Hauptschulab- 
schluß die Ausbildung begormen, das sind 2. 100 weniger als im 
Vorjahr. Entsprechend sind auch die Anteilswerte niedriger 
( 1 996 : 3 ,2 %, 1 997 : 2,7 %). In den neuen Ländern liegt die Quo- 
te höher (4,9%), ging jedoch gegenüber dem Vorjahr (5,9%) 
deutlich zurück. In den alten Ländern liegt der Wert bei 2,1%. 
Der höhere Wert in den neuen Ländern hängt mit der stärker 
ausgebauten staatlichen Förderung vor allem im Bereich der 
Hauswirtschaft zusammen. 
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2.1 Betriebliche Berufsausbildung 


Übersicht 20: Schulische Vorbildung der Auszubildenden mit neu abgeschlossenem Ausbildungsvertrag nach 
Ausbildungsbereichen 1996 und 1997 in Prozent 


Ausbildungsbereich 

Auszubildende mit der schulischen Vorbildung') 


Hauptschule 
ohne Abschluß 

Hauptschule 
mit Abschluß 

Realschul- oder 

gleichwertiger 

Abschluß 

Hochschul-/ 

Fachhochschul- 

reife 

Schulisches 

Berufsgrund- 

bildungsjahr 

Berufsfach- 

schule 

Berufsvor- 

bereitungsjahr 


1996 

1997 

1996 

1997 

1996 

1997 

1996 

1997 

1996 

1997 

1996 

1997 

1996 

1997 

Industrie und Handel 

1.5 

1.2 

24,8 

23,2 

36,3 

36,8 

23,0 

23,9 

2.0 

2,1 

11,0 

11,4 

1,4 

1,5 

Handwerk 

5,3 

4.8 

47,1 

46,0 

31,3 

32,2 

5,3 

5,2 

5,5 

6,0 

3,7 

3,7 

1,9 

2,0 

Landwirtschaft 

6,3 

5,5 

35,1 

37,2 

30,5 

30,9 

13,9 

13,1 

9,9 

8,0 

2,9 

3,6 

1,4 

1,7 

Öffentlicher Dienst 

0,1 

0,3 

5,9 

7,2 

59,6 

59,2 

28,0 

26,8 

0,6 

1,2 

5,4 

4,7 

0,4 

0,7 

Freie Berufe 

0,5 

0,4 

23,5 

21,5 

51,6 

52,9 

19,2 

20,4 

0,6 

0,5 

4,5 

4,2 

0,2 

0,2 

Hauswirtschaft “) 

28,0 

22,9 

39,4 

40,1 

6,9 

9,2 

0,9 

0,7 

3,9 

4,3 

8,4 

11,4 

12,5 

11,4 

Seeschiffahrt 

2.1 

2,1 

16,8 

15,9 

40,2 

28,6 

39,0 

41,4 

2,1 

2,1 

- 

- 

- 

- 

Alle Bereiche 

3,2 

2,7 

33,0 

31,4 

36,0 

36,7 

15,6 

16,4 

3,4 

3,5 

7,2 

7,6 

1,5 

1,6 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 26, Seite 53 

') Jeder Auszubildende ist nur einmal aufgeführt, wobei er entweder nach dem zuletzt erreichten Schulabschluß oder nach der zuletzt besuchten Schule zugeordnet worden 
ist; Prozentuierung ohne Einbeziehung der Kategorie „ohne Angabe“. Die Kategorie „Sonstige Schulen“ wurde zu zwei Dritteln auf Hauptschulen mit Abschluß und zu ei- 
nem Drittel auf Berufsfachschulen aufgeteilt. 

-) Hauswirtschaft im städtischen Bereich 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung, Erhebung zum 31. Dezember; 

Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 


Die meisten Hauptschüler ohne Abschluß (10.500) haben im 
Handwerk eine Ausbildung begonnen; der Anteilswert beträgt 
4,8%. 

In den neuen Ländern kommen mehr Ausbildungsanfänger 
aus dem Berufsvorbereitungsjahr als in den alten Ländern 
(2,5% gegenüber 1,4%). Dagegen sind Berufsfachschüler in 
den neuen Ländern noch kaum vertreten (0,8%, alte Länder: 
8,7%). Auch Abiturienten haben eine geringere Quote (14,4%, 


alte Länder: 16,9%). Allerdings ist diese Quote in den neuen 
Ländern gegenüber dem Voijahr (13,5 %) deutlich angestiegen. 
Die Ausbildung von Studienberechtigten ist auf wenige Berufe 
konzentriert. Insgesamt umfassen die zehn von dieser Gruppe 
am häufigsten gewählten Berufe 55% aller Abiturienten. Diese 
Berufe gehören ausschließlich dem kaufmännischen und dem 
Bürobereich an. Bei den Bankkaufleuten ging die Zahl der Neu- 
abschlüsse zurück, die Abiturienten haben ihren Anteil jedoch 


Übersicht 21: Die zehn am häufigsten von Ausbildungsanfängern mit Hochschulreife gewählten Ausbildungs- 
berufe 1996 und 1997') 


Ausbildungsberuf 

Ausbildungsanfanger 
mit Hochschulreife 

Anteil an allen Ausbildungs- 
anfangem des Berufs 


1996 

1997 

1996 

1997 


Anzahl 

Prozent 

Bankkaufmann/Bankkauffrau 

11.691 

12.249 

66,4 

68,3 

Industriekaufmann/Industriekauffrau 

9.711 

10.383 

47,4 

48,3 

Kaufmann/Kauffrau im Groß- und Außenhandel 

6.141 

6.756 

35,0 

36,2 

Bürokauffnann/Bürokauffrau (Industrie und Handel) 

4.118 

4.769 

21,8 

22,9 

Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte 

5.005 

4.664 

55,0 

56,4 

Hotelfachmann/Hotelfachfrau 

2.847 

3.235 

27,3 

29,5 

Versicherungskaufmann/Versicherungskauffrau 

2.649 

3.134 

62,0 

65,1 

Rechtsanwalts- und Notarfachangestellter/Rechtsanwalts- und 
Notarfachangestellte 

2.489 

2.917 

26,2 

29,1 

Kaufmann/Kauffrau im Einzelhandel 

2.554 

2.817 

9,3 

9,6 

Kaufmann/Kauffrau für Bürokommunikation 

2.053 

2.615 

23,9 

25,9 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 27, Seite 53 
') Prozentanteile ohne Einbeziehung der Kategorie„ohne Angabe“ 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung, Erhebung zum 31. Dezember; 
Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 
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von 66,4% auf 68,3 % erhöht (vgl. Übersicht 21); in den neuen 
Ländern sind bei diesem Beruf sogar über 80 % der Auszubil- 
denden Abiturienten. Auch bei den Rechtsanwalts- und Notar- 
fachangestellten hat sich der Abiturientenanteil stark erhöht 
(1996: 26,2 %, 1997: 29,1%). Bei einigen gering besetzten 
Berufen wie Werbekaufmann /Werbekauffrau, Buchhändler/ 
Buchhändlerin, Luftverkehrskaufmann/Luftverkehrskauffrau 
und Verlagskaufmann/Verlagskauffrau liegt die Abiturienten- 
quote höher als 70%. In der überwiegenden Zahl dieser Berufe 
hat sich die Abiturientenquote gegenüber 1996 erhöht. 

Bei den Realschülern umfassen die zehn am häufigsten ge- 
wählten Berufe 34,4% (Vorjahr: 34,8%) aller Auszubildenden 
mit diesem Abschluß. Darunter sind auch gewerbliche Berufe, 
wie Kraftfahrzeugmechaniker/Kraftfahrzeugmechanikerin und 
Elektroinstallateur/Elektroinstallateurin (vgl. Übersicht 22). 
Die meisten von Realschülern gewählten Berufe gehören dem 
Handelsbereich (Kaufmann/Kaufffau im Einzelhandel bzw. im 
Großhandel) und dem Bürobereich (Bürokaufmann/Bürokauf- 
frau, Industriekaufmann/Industriekauffrau) an. In allen Beru- 
fen, mit Ausnahme der Rechtsanwalts- und Notargehilfen, sind 
die Anteile der Realschüler gegenüber dem Vorjahr weiter 
angestiegen. 

Bei den Hauptschülem mit Abschluß sind vor allem Berufe aus 
dem Handwerk vertreten, die zumeist von männlichen Schulab- 
gängern gewählt wurden (Kraftfahrzeugmechaniker, Maler und 
Lackierer; vgl. Übersicht 23). Für Schulabgängerirmen sind die 
Kauffrau im Einzelhandel und die Friseurin von Bedeutung. 
Auch die Zahnarzthelferinnen haben einen Hauptschülerin- 
nenanteil von 35,9%. Dagegen sind die Arzthelferinnen mit 
27% nicht mehr unter den ersten zehn Berufen vertreten. Den 
höchsten Anteil mit 63,8% erreichen die Fachverkäuferinnen 
im Nahrungsmittelhandwerk. Für die märmlichen Jugendlichen 
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sind Bäcker und Fleischer mit ähnlich hohen Quoten zu nennen, 
die jedoch nicht so starke Besetzungen aufweisen. Insgesamt 
umfassen die zehn am häufigsten gewählten Berufe 42 % aller 
Hauptschüler (Vorjahr: 43%). 

Auch die meisten Hauptschüler ohne Abschluß erlernen hand- 
werkliche Berufe wie Maler und Lackierer/Malerin und Lackie- 
rerin, Maurer/Maurerin oder Friseur/Friseurin (vgl. Übersicht 
24). Viele Hauptschüler ohne Abschluß werden auch in Beru- 
fen nach §48 BBiG und §42 b HwO ausgebildet. Fast 900 
Schulabgänger ohne Hauptschulabschluß haben als Hauswirt- 
schaftstechnischer Betriebshelfer/Hauswirtschaftstechnische 
Betriebshelferin eine Ausbildung aufgenommen. Die zehn am 
häufigsten gewählten Berufe umfassen 59 % aller Auszubilden- 
den. Nahezu die gleichen Berufe wurden auch von Abgängern 
aus dem Berufsvorbereitungsjahr gewählt, die ebenfalls über- 
wiegend keinen Hauptschulabschluß haben. 

Regional ist die Vorbildungsstruktur der Auszubildenden von 
länderspezifischen Bedingungen der allgemeinbildenden und 
berufsbildenden Schulen bestiimnt. In Niedersachsen und Bay- 
ern erreichen die Absolventen des Berufsgrundbildungsjahres 
Anteile bei den Auszubildenden von 15,4% bzw. 5,5% (vgl. 
Übersicht 25). Das Berufsvorbereitungsjahr haben überdurch- 
schnittlich viele Auszubildende im Saarland, in Rheinland- 
Pfalz und in Thüringen besucht (jeweils über 3%). Von den 
Berufsfachschulen kommen besonders viele Auszubildende in 
Niedersachen und in Baden-Württemberg. 

Die Quoten der Hochschulberechtigten sind in den Stadtstaaten 
Hamburg und Bremen - bedingt durch die Struktur der Schul- 
abgänger - überdurchschnittlich hoch. Aber auch in den 
Flächenstaaten Nordrhein- Westfalen, Hessen und im Saarland 
werden Werte um 20% erreicht. In den neuen Ländern liegen 
die Werte zwischen 1 1 % und 17 %. 


Übersicht 22: Die zehn am häufigsten von Ausbildungsanfängern mit Realschulahschluß gewählten 
Ausbildungsberufe 1996 und 1997') 


Ausbildungsbemf 

Ausbildungsanfänger 
mit Realschulabschluß 

Anteil an allen Ausbildungs- 
anfängem des Bemfs 


1996 

1997 

1996 

1997 


Anzahl 

Prozent 

Kaufmann/Kauffrau im Einzelhandel 

10.614 

11.653 

38,7 

39,7 

Arzthelfer/ Arzthelferin 

9.638 

8.793 

56,8 

59,2 

Kraftfahrzeugmechaniker/Kraftfahrzeugmechanikerm 

8.132 

8.617 

34,9 

36,6 

Zahnarzthelfer/Zahnarzthelferin 

7.910 

8.356 

53,1 

55,5 

Bürokaufmann/Bürokauffrau (Industrie und Handel) 

7.609 

8.348 

40,2 

40,1 

Elektroinstallateur/Elektroinstallateurin 

6.996 

6.810 

45,5 

46,0 

Kaufmann/Kauffrau im Groß- und Außenhandel 

5.672 

6.108 

32,3 

32,7 

Industriekaufmann/Industriekauffrau 

5.620 

6.013 

27,4 

27,9 

Rechtsanwalts- und Notargehilfe/Rechtsanwalts- und Notargehilfm 

5.461 

5.753 

57,6 

57,3 

Friseur/Friseurin 

4.512 

5.089 

28,1 

31,1 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 28, Seite 54 

') Realschulabschluß oder vergleichbarer Abschluß der Auszubildenden mit neu abgeschlossenem Ausbildungsvertrag ohne Einbeziehung der Kategorie „ohne Angabe“ 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 1 1 , Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung, Erhebung zum 3 1 . Dezember; 
Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 
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Übersicht 23: Die zehn am häufigsten von Ausbildungsanfängern mit Hauptschulabschluß gewählten Ausbil- 
dungsberufe 1996 und 1997') 


Ausbildungsberuf 

Ausbildungsanfänger 
mit Hauptschulabschluß 

Anteil an allen Ausbildungs- 
anfangem des Berufs 


1996 

1997 

1996 

1997 


Anzahl 

Prozent 

Kraftfahrzeugmechaniker/Kraftfahrzeugmechanikerin 

11.648 

11.093 

50,0 

47,1 

Maler und Lackierer/Malerin und Lackiererin 

10.456 

10.211 

58,4 

57,2 

Kaufmann/Kauffrau im Einzelhandel 

9.655 

9.327 

35,2 

31,8 

Friseur/Friseurin 

9.467 

9.136 

59,0 

55,8 

Fachverkäufer/Fachverkäuferin im Nahnrngsmittelhandwerk 

6.965 

7.889 

64,5 

63,8 

Maurer/Maurerin 

7.960 

6.943 

47,5 

48,8 

Elektroinstallateur/Elektroinstallateurin 

6.443 

5.886 

41,9 

39,8 

V erkäufer/V erkäuferin 

5.188 

5.531 

52,6 

49,8 

Gas- und Wasserinstallateur/Gas- und Wasserinstallateurin 

5.744 

5.411 

51,3 

51,7 

Zahnarzthelfer/Zahnarzthelferin 

5.793 

5.405 

38,9 

35,9 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 29, Seite 54 

') Schulische Vorbildung der Auszubildenden mit neu abgeschlossenem Ausbildungsvertrag ohne Einbeziehung der Kategorie „ohne Angabe“ 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 1 1, Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung, Erhebung zum 3 1 . Dezember; 
Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 


Vorbildung der Auszubildenden 
in neuen und neu geordneten Berufen 

Die informationstechnischen Berufe wurden 1997 sehr häufig 
von Realschülern und Abiturienten gewählt. Insbesondere bei 
den Fachinformatikem und den Informatikkaufleuten haben 


viele das Abitur (um 60%, vgl. Übersicht 26). Es sind jedoch 
auch Hauptschüler vertreten, so beträgt der Anteil bei den 
Informations- und Telekommunikationssystem-Elektronikem 
10,8%. Von den beruflichen Schulen, die zumeist Berufsfach- 
schulen umfassen, kommen durchschnittlich 10% der Auszu- 
bildenden. 


Übersicht 24: Die zehn am häufigsten von Ausbildungsanfängern ohne Hauptschulabschluß gewählten Aus- 
bildungsberufe 1996 und 1997') 


Ausbildungsbemf 

Ausbildungsanfanger 
ohne Hauptschulabschluß 

Anteil an allen Ausbildungs- 
anfängem des Bemfs 


1996 

1997 

1996 

1997 


Anzahl 


Prozent 


Behindertenbemfe im Handwerk^ 

2.237 

2.247 

62,2 

62,0 

Maler und Lackierer/Malerin und Lackiererin 

1.944 

1.790 

10,9 

10,0 

Behindertenberufe im Bereich Industrie und HandeP) 

1.030 

1.002 

26,5 

25,3 

Hauswirtschaftstechnischer Betriebshelfer/ 

Hauswirtschaftstechnische Betriebshelferin'') 

1.072 

881 

49,3 

41,2 

Maurer/Maurerin 

1.150 

820 

6,9 

5,8 

T ischler/T ischlerin 

766 

697 

4,3 

4,1 

Friseur/Friseurin 

642 

560 

4,0 

3,4 

Behindertenberufe in der Landwirtschaft'’) 

698 

547 

60,1 

45,5 

Metallbauer/Metallbauerin 

695 

530 

8,3 

6,1 

Bäcker/Bäckerin 

472 

475 

6,3 

5,9 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 30, Seite 55 

') Schulische Vorbildung der Auszubildenden mit neu abgeschlossenem Ausbildungsvertrag ohne Einbeziehung der Kategorie „ohne Angabe“ 
-) Ausbildungsberuf nach §42 b HwO 
Ausbildungsberufe nach §48 BBiG 

■*) Ausbildungsberufe nach §48 BBiG einschließlich Hauswirtschaftlicher Helfer/Hauswirtschaftliche Helferin 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 1 1, Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung, Erhebung zum 31. Dezember; 

Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 
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Auch die Berufe der Mediengestaltung haben hohe Ab- 
iturientenanteile. So haben bei den Mediengestaltem Bild und 
Ton 71,8% die Studienberechtigung. Bei den Werbe- und 
Medienvorlagenherstellem haben fast 60% Abitur, rund ein 
Viertel der Auszubildenden kommen von Realschulen. Diese 
Struktur ist mit der des Vorgängerberufs Werbe Vorlagenher- 
steller vergleichbar. 

Bei den Kaufleuten für Verkehrsservice haben die meisten Aus- 
zubildenden einen Realschulabschluß (56,8%). Der Abiturien- 
tenanteil beträgt 23,1 %. Mit 7,6% sind auch bei diesem kauf- 
männischen Beruf die Hauptschüler in der Minderheit. 

Die gewerblichen Berufe Elektroanlagenmonteur/Elektroanla- 
genmonteurin und Fertigungsmechaniker/Fertigungsmechani- 
kerin dagegen sind eine Domäne von Hauptschülem und Real- 
schülern. Bei den Fertigungsmechanikem kommt auch ein 
größerer Teil aus dem Berufsvorbereitungsjahr (7,7%). 

In allen Berufen sind auch Hauptschüler mit Abschluß vertre- 
ten, wenn auch zu geringen Anteilen. Im Zuge der weiteren 
Einführung der neuen Berufe sollte es möglich sein, deren 
Anteil noch zu erhöhen. 

Die Frauenanteile sind bei den Kaufleuten für Verkehrsservice 
und bei den Werbe- und Medienvorlagenherstellem hoch 
(67,0% bzw. 56,6%). Unter den Informations- und Tele- 
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kommunikationssystemkaufleuten, den Infonnatikkaufleuten 
und den Mediengestaltem stellen die Frauen gut ein Viertel der 
Auszubildenden. Bei den technisch ausgerichteten neuen Be- 
mfen sind sie mit 12,2% Fachinformatikerinnen, mit 7,5% 
Elektroanlagenmonteurinnen und Fertigungsmechanikerinnen 
und knapp 5% Informations- und Telekommunikationssystem- 
Elektronikerinnen geringer vertreten. Mit Erhöhung des Be- 
kanntheitsgrades dieser Bemfe kann erwartet werden, daß sich 
der Frauenanteil weiter erhöht. 

Altersstruktur der Auszubildenden 

Im Zeitraum 1970 bis 1990 nahm das durchschnittliche Alter 
der Auszubildenden um mehr als zwei Jahre von 16,6 auf 19,0 
Jahre zu, seither stagniert es. Während 1970 nur etwa jeder 
Fünfte (22%) 18 Jahre und älter war, sind es derzeit beinahe 
drei von vier Auszubildenden (72%). Und waren früher weib- 
liche Jugendliche im Durchschnitt jünger, so kehrte sich dies 
1996 erstmalig um. Frauen in der Ausbildung sind auch 1997 
im Durchschnitt geringfügig älter als Männer. Das dürfte auf 
ihre im Durchschnitt höhere schulische Qualifikation zurück- 
gehen. 

Das 1970 bis 1990 gestiegene Durchschnittsalter der Auszubil- 
denden (vgl. Übersicht 27) wurde von mehreren Entwicklun- 
gen geprägt: 


Übersicht 25: Schulische Vorbildung der Auszubildenden mit neu abgeschlossenem Ausbildungsvertrag 1997 
in Prozent') 


Land 

Auszubildende mit der schulischen Vorbildung’) 


Hauptschule 
ohne Abschluß 

Hauptschule 
mit Abschluß 

Realschul- 
oder gleich- 
wertiger 
Abschluß') 

Hochschul- 

reife 

Schulisches 

Bemfsgrund- 

bildungsjahr 

Berufsfach- 

schule 

Berufsvor- 

bereitungsjahr 

Baden-Württemberg 

1,6 

34,8 

34,9 

12,7 

2,0 

13,1 

0,8 

Bayern 

2,6 

47,2 

29,2 

10,1 

5,5 

4,1 

1,3 

Berlin 

1,9 

25,1 

50,4 

19,5 

0,2 

2,0 

1,0 

Brandenburg 

3,9 

22,2 

51,0 

17,5 

3,5 

0,6 

1,3 

Bremen 

2,7 

26,8 

33,9 

24,9 

0,6 

10,8 

0,3 

Hamburg'') 

1,6 

22,7 

33,0 

30,1 

0,6 

9,5 

2,6 

Hessen 

1,8 

28,8 

35,2 

22,2 

1,9 

8,6 

1,6 

Mecklenburg- 

Vorpommern 

4,9 

25,2 

55,2 

11,5 

0,2 

0,9 

2,1 

Niedersachsen 

1,4 

23,8 

28,8 

15,5 

15,4 

13,9 

1,3 

N ordrhein- Westfalen 

2,7 

32,1 

31,2 

22,7 

1,5 

9,2 

0,8 

Rheinland-Pfalz 

2,3 

39,0 

28,3 

12,5 

2,6 

11,6 

3,7 

Saarland 

2,3 

37,3 

20,6 

21,6 

2,9 

11,1 

4,1 

Sachsen 

6,1 

18,9 

55,8 

14,5 

1,2 

1,0 

2,6 

Sachsen-Anhalt 

5,3 

17,6 

57,1 

13,7 

0,7 

2,7 

3,1 

Schleswig-Holstein 

2,6 

34,4 

32,5 

14,3 

1,6 

11,3 

3,1 

Thüringen 

3,5 

26,5 

49,0 

14,7 

1,9 

1,2 

3,2 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 31, Seite 56 
') Abweichungen zu 100 durch Auf- und Abrunden möglich 

-) Jeder Auszubildende ist nur einmal aufgefiihrt, wobei er entweder nach dem zuletzt erreichten Schulabschluß oder nach der zuletzt besuchten Schule zugeordnet worden 
ist. Prozentuierung ohne Einbeziehung der Kategorie „ohne Angabe“; die Kategorie „Sonstige Schulen“ wurde zu zwei Dritteln auf Hauptschulen mit Abschluß und zu ei- 
nem Drittel auf Berufsfachschulen aufgeteilt. 

') In den neuen Ländern auch Polytechnische Oberschule (10 Klassen) 

ü Es lagen noch keine aktuellen Zahlen vor, deshalb werden hier die Vorjahresdaten ausgewiesen. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 1 1, Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung, Erhebung zum 31. Dezember; 

Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 
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Übersicht 26: Auszubildende nach Geschlecht und Vorbildung in ausgewählten neuen und neu geordneten 
Berufen 1997 


Ausbildungsberuf 

Auszubildende 

Schulische Vorbildung 


Ins- 

Männlich 


Weiblich 

Haupt- 

Haupt- 

Real- 

Hoch- 

Bemfs- 


gesamt 





schule 

schule 

schule 

schul-/ 

bildende 







ohne Ab- 

mit Ab- 


Fach- 

Schule') 







Schluß 

Schluß 


hoch- 

schulreife 




Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Informations- und Telekommunikations- 
system-Elektroniker/Informations- und 
Telekommunikationssystem-Elektronikerin 

1.461 

1.394 

95,4 

67 

4,6 

0,0 

10,8 

55,8 

25,0 

8,4 

F achinformatiker/Fachmformatikerin 

1.775 

1.559 

87,8 

216 

12,2 

0,1 

5,4 

23,6 

60,4 

10,6 

Informations- und Telekommunikations- 
system-Kaufinann/Informations- und 
und Telekommunikationssystem-Kauf&au 

753 

559 

74,2 

194 

25,8 

0,0 

7,6 

34,4 

47,0 

11,0 

Informatikkaufinann/Informatikkaufirau 

759 

574 

75,6 

185 

24,4 

0,3 

4,0 

26,0 

58,1 

11,6 

Werbe- und Medienvorlagenhersteller/ 
Werbe- und Medienvorlagenherstellerin 

1.689 

733 

43,4 

956 

56,6 

0,4 

5,3 

24,2 

59,8 

10,3 

Mediengestalter Bild und Ton/ 
Mediengestalterin Bild und Ton 

474 

342 

72,2 

132 

27,8 

0,0 

4,4 

18,1 

71,8 

5,7 

Kaufmann für Verkehrsservice/ 

Kauffrau für Verkehrsservice 

869 

287 

33,0 

582 

67,0 

0,0 

7,6 

56,8 

23,1 

12,5 

Elektroanlagenmonteur/ 

Elektroanlagenmonteurin 

142 

131 

92,3 

11 

7,7 

0,0 

31,7 

59,2 

2,1 

7,0 

F ertigungsmechaniker/ 

F ertigungsmechanikerin 

263 

244 

92,8 

19 

7,2 

1,5 

42,7 

43,5 

0,8 

11,5 

') Schulisches Berufsgrundbildungsjahr, Berufsfachschule, Berufsvorbereitungsjahr 








Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 1 1 , Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung 1 997, Erhebung zum 3 1 . Dezember; 




Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 











- vom allgemein gestiegenen Alter der Schulabgänger aus dem 
Sekundarbereich I, 

-von einer anhaltend hohen Zahl von Jugendlichen, die zur 
Verbesserung ihrer Chancen bei der Lehrstellensuche oder 
auf Grund von Schwierigkeiten, eine Lehrstelle zu finden, 
berufliche Vollzeitschulen besuchen, 

- von einem wachsenden Anteil an Abiturienten unter den Aus- 
zubildenden. 

Das Stagnieren des Alters seit 1990 ist auch eine Folge des um 
gut ein halbes Jahr geringeren Durchschnittsalters der Ausbil- 
dungsanfänger in den neuen Ländern. 

Seit 1993 wird von der Berufsbildungsstatistik auch das Alter 
der Ausbildungsanfänger erfaßt. Der Altersaufbau ist in den 
einzelnen Ausbildungsberufen auch 1997 sehr unterschiedlich. 
Er spiegelt im wesentlichen die schulische Vorbildung der 
Jugendlichen. Während Berufe, die bevorzugt von Abiturienten 
ergriffen werden, nur geringe Anteile von unter 1 8jährigen auf- 
weisen (VersicherungskaufmamWersicherungskauffrau 11 %, 
Bankkaufmann/Bankkauffrau 20%, Industriekaufmann/Indu- 
striekauffrau 23%), gilt vor allem für gewerbliche Ausbil- 
dungsberufe das Gegenteil (Landmaschinenmechaniker/Land- 
maschinenmechanikerin 79%, Bäcker/Bäckerin 67%, Kraft- 
fahrzeugmechaniker/Kraftfahrzeugmechanikerin 64 %). 


2.1.2 Ausländische Jugendliche') 

Die Zahl der Ausländer und Ausländerinnen betrug 1997 in 
Deutschland rund 7,4 Millionen, das sind 52.000 (0,7%) mehr 
als ein Jahr zuvor. Der Bevölkerungsanteil der Ausländer 
betrug 9%, bei den Jugendlichen zwischen 15 und 18 Jahren 
lag er in den alten Ländern bei rund 15%. Die überwiegende 
Zahl junger Menschen unter den Ausländem hat ihren Wohn- 
sitz in den alten Ländern. 

Die Zahl der Schulabgänger und Schulabgängerinnen auslän- 
discher Nationalität lag 1997 bei 98.571 (allgemeinbildende 
und bemfsbildende Schulen; vgl. Übersicht 28), das entsprach 
12% des Gesamtwerts. Gegenüber dem Vorjahr hat sich diese 
Zahl etwas erhöht, entsprechend der Entwicklung bei der aus- 
ländischen Wohnbevölkerung dieser Altersgruppe. 

Gleichzeitig haben sich die Schulabschlüsse der Jugendlichen 
ausländischer Herkunft verbessert. 30,7% haben einen mitt- 
leren Abschluß, 14,6% haben die Hochschulreife. Während 
Anfang der 80er Jahre 30% der Schulabgänger und Schulab- 
gängerinnen ausländischer Nationalität die Hauptschule ohne 
Abschluß verließen, waren dies 1997 nur noch 17,1 %. Insge- 
samt hat sich der Trend zu höheren Schulabschlüssen seit 1993 
merklich verlangsamt. 


') Vgl auch Kapitel 2.2.3 und 3.3.3 sowie Teil I, Kapitel 5 
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Übersicht 27: Berufsschüler nach Alter und 
Geschlecht') 1970 bis 1997 


Jahr 

Durchschnittliches Alter in Jahren 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

1970 

16,8 

16,4 

16,6 

1975 

17,1 

16,8 

16,9 

1980 

17,6 

17,5 

17,6 

1985 

18,2 

18,2 

18,2 

1990 

19,0 

19,0 

19,0 

1995 

19.0 

19,0 

19,0 

1996 

18,9 

19,0 

19,0 

1997 

19,0 

19,0 

19,0 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 32, Seite 56 


') Die Berechnung des Durchschnittsalters basiert auf der Berufsschulstatistik. 
Eine vergleichbare Kalkulation läßt sich seit 1993 auch mit Hilfe der Berufs- 
bildungsstatistik durchfuhren. Diese Berechnungen lassen sich allerdings 
nicht nach dem Geschlecht vornehmen. Die Kalkulationen fallen auch gering- 
fügig anders aus, und zwar sind die Jugendlichen nach der Berufsbildungs- 
statistik im Schnitt zwei Monate älter als nach der Berufsschulstatistik. Ur- 
sache ist vennutlich, daß zum einen die Berufsschulstatistik auch schulpflich- 
tige Jugendliche ohne Ausbildungsvertrag (Jungarbeiter) erfaßt. 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 2, Berufliche Schulen 
1970 und folgende Jahrgänge; Berechnungen des Bundesinstituts für 
Berufsbildung 


Trotz dieser Entwicklung ist der Abstand zwischen deutschen 
und ausländischen Schulabsolventen und Schulabsolventinnen 
nicht geringer geworden; auch bei den deutschen Schulab- 
gängern hält der Trend zu höheren Abschlüssen an. Ein Drittel 
der deutschen Schulabgänger erwirbt den Realschulabschluß, 
ein weiteres Drittel die Hochschulreife. Im Durchschnitt verlas- 
sen von den deutschen Jugendlichen nur noch 9 % die Haupt- 
schule ohne Abschluß. 


Ausbildung im dualen System 

Die Zahl der Auszubildenden ausländischer Herkunft nahm 
1997 in den alten Ländern gegenüber dem Vorjahr um 6.000 ab 
und betrug 109.976 (vgl. Übersicht 29). Da die Zahl der deut- 
schen Auszubildenden in den alten Ländern angestiegen ist, ist 
hier der Anteil der ausländischen Auszubildenden an allen Aus- 
zubildenden auf 8,7% (Vorjahr: 9,4%) gefallen. In den neuen 
Ländern gibt es nur wenige ausländische Auszubildende (189). 
Unter den Auszubildenden ausländischer Herkunft bilden die 
Jugendlichen mit türkischer Staatsangehörigkeit die größte 
Gruppe (41%). Gegenüber dem Vorjahr ist ihre Zahl um 2.900 
niedriger und beträgt 44.656. Auch bei allen anderen Natio- 
nalitäten sind Rückgänge zu verzeichnen. Mit 1 9. 1 72 bilden die 
Auszubildenden aus dem ehemaligen Jugoslawien die zweit- 
stärkste Gruppe. Nur jeder fünfte Auszubildende kommt aus 
einem EU-Land, die meisten davon aus Italien. Damit dominie- 
ren nach wie vor die Auszubildenden aus den ehemaligen 
Anwerbestaaten. Aus weiteren Staaten, wie Polen und Marok- 
ko, kommen jeweils 1.900 Auszubildende, aus Kroatien 900 
und aus Tschechien 300. 

In Industrie und Handel werden in den alten Ländern 46.128 
ausländische Jugendliche ausgebildet, das sind 900 weniger als 
im Vorjahr. Der Ausländeranteil ging von 8,5% auf 8,0% zu- 
rück. Im Handwerk hat jeder zehnte Auszubildende (47.835 
oder 10,1%) eine ausländische Staatsbürgerschaft. Allerdings 
ist diese Zahl gegenüber dem Vorjahr deutlich niedriger (1996: 
52. 140 bzw. 11,0%). 

In den Freien Berufen ist die Zahl der Auszubildenden mit aus- 
ländischer Herkunft von 14.482 auf 13.780 zurückgegangen, 
das entspricht einem Anteil von 9,9% (Vorjahr 10,1%). So ging 
z.B. die Zahl der in Ausbildung befindlichen Zahnarzt- 
helferinnen ausländischer Herkunft von 5.000 auf 4.600 zurück. 
Ähnliches war bei den Arzthelferinnen ausländischer Herkunft 
zu beobachten. Dennoch hegen die Anteile in diesen Berufen 
über 10%. Dies zeigt, daß ausländische Jugendliche, insbeson- 


Übersicht 28: Ausländische Schulabgänger naeh Art des Sehulabschlusses 1994 bis 1997 


Schulabschluß 

1994 

1995 

1996 

1997 


Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Ohne Hauptschulabschluß 
(einschließlich Sonderschulen) 

16.323 

18,3 

16.349 

17,6 

16.880 

17,4 

16.850 

17,1 

Mit Hauptschulabschluß 

34.845 

39,0 

36.324 

39,0 

37.397 

38,6 

37.043 

37,6 

Realschul- oder gleichwertiger 
Abschluß 

25.577 

28,7 

27.432 

29,5 

29.323 

30,3 

30.267 

30,7 

Davon aus 

Allgemeinbildenden Schulen 
Beruflichen Schulen 

21.252 

4.325 


22.242 

5.190 


23.637 

5.686 


24.417 

5.850 


Hochschulreife 

12.544 

14,1 

12.958 

13,9 

13.208 

13,6 

14.411 

14,6 

Davon aus 

Allgemeinbildenden Schulen 
Beruflichen Schulen 

7.649 

4.895 


7.938 

5.020 


7.912 

5.296 


8.431 

5.980 


Insgesamt 

89.289 

100,0 

93.063 

100,0 

96.808 

100,0 

98.571 

100,0 

Davon aus 

Allgemeinbildenden Schulen 
Beruflichen Schulen 

80.069 

9.220 


82.853 

10.210 


85.826 

10.982 


86.741 

11.830 



Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 33, Seite 57 


Quelle: Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie, Grund- und Strukturdaten 1997/98; 
Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 
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Übersicht 29: Ausländische Auszubildende nach Staatsangehörigkeit und Ausbildungsbereichen in den alten 
Ländern 1993 bis 1997 


Jahr/ 

Ausbildungsbereich 

Insgesamt 

Davon nach Land der Staatsangehörigkeit 

Anzahl 

Prozent') 

EU-Länder 

Darunter: 

Türkei 

Ehemali- 
ges Jugo- 
slawien 

Sonstige 

Staatsange- 

hörigkeit") 

Griechen- 

land 

Italien 

Spanien 

1993 

126.072 

9,4 

27.230 

6.512 

11.491 

2.896 

56.100 

22.899 

19.843 

1994 

125.682 

9,8 

25.998 

6.253 

11.283 

2.592 

54.821 

22.760 

22.103 

1995 

121.087 

9,7 

24.335 

5.674 

10.674 

2.404 

51.376 

22.504 

22.872 

1996 

116.036 

9,4 

23.230 

5.301 

10.442 

2.265 

47.560 

21.498 

23.748 

1997 

109.976 

8,7 

22.454 

5.014 

10.312 

2.157 

44.656 

19.172 

23.694 

Ausbildungsbereiche 1997 










Industrie und Handel 

46.128 

8,0 

10.141 

2.162 

4.358 

1.175 

20.302 

7.088 

8.597 

Handwerk 

47.835 

10,1 

9.752 

2.268 

4.838 

750 

18.443 

9.084 

10.556 

Landwirtschaft 

499 

1,9 

113 

8 

21 

5 

67 

28 

291 

Öffentlicher Dienst 

1.123 

3,1 

272 

66 

133 

23 

437 

234 

180 

Freie Bemfe 

13.780 

9,9 

2.076 

490 

916 

194 

5.159 

2.679 

3.866 

Hauswirtschaft’) 

608 

6,4 

99 

20 

45 

10 

247 

59 

203 

Seeschiffahrt 

3 

0,8 

1 

- 

1 

- 

1 

- 

1 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 34, Seite 58 
') ln Prozent der Gesamtzahl der Auszubildenden 
-) Einschließlich ohne Angabe 
') Hauswirtschaft im städtischen Bereich 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 1 1, Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung, Erhebung zum 31. Dezember; Berechnungen des Bundesinstituts für 
Berufsbildung 


dere Mädchen, Chancen in diesem Ausbidungsbereich wahr- 
nehmen können und daß die Bereitschaft der Betriebe und 
Praxen vorhanden ist, sie auszubilden. So blieb bei den Rechts- 
anwalts- und Notarfachangestellten die Zahl der ausländischen 
Auszubildenden gegenüber dem Vorjahr etwa gleich. Im Öf- 
fentlichen Dienst und in der Landwirtschaft gab es auch in 1997 
nur wenige Auszubildende ausländischer Herkunft (3,1% bzw. 
1,9%), und die Zahlen sind rückläufig. 

In einigen alten Ländern erreichen einzelne Branchen sehr hohe 
Ausländeranteile unter den Auszubildenden. Z.B. beträgt der 
Anteil der im Handwerk ausgebildeten ausländischen Jugendlichen 
in Baden-Württemberg 1 7 %, in Hessen und Hamburg 15%. 

Der Anteil der jungen Frauen unter den ausländischen Auszu- 
bildenden betrug 1997 38,1% und ist damit gegenüber den 
Vorjahren weiter angestiegen (vgl. Übersicht 30). Bei den 


deutschen Auszubildenden lag der Frauenanteil bei 40 %. Dabei 
muß berücksichtigt werden, daß deutsche Mädchen häufig voll- 
zeitschulische Ausbildungen (insbesondere Pflegeberufe) wäh- 
len. Ausländische Mädchen sind dort nur zu einem Anteil von 
6% vertreten. Ihre Ausbildungschancen sind also insgesamt 
betrachtet noch immer geringer zu bewerten als die der inländi- 
schen Mädchen und Frauen. 

Die meisten ausländischen Auszubildenden werden in gewerb- 
lichen Berufen ausgebildet (65.106 bzw. 59%). Bei den deut- 
schen Auszubildenden hegt der entsprechende Wert bei 52%. 
Der Wert ging bei den ausländischen Auszubildenden zurück, 
während der Anteil in kaufmännischen Berufen gehalten wer- 
den konnte. Damit entspricht die Entwicklung bei den auslän- 
dischen Jugendlichen dem allgemeinen Trend in der dualen 
Ausbildung. 


Übersicht 30: Ausländische Auszubildende nach Bernfsgruppen und Geschlecht 1993 bis 1997 


Jahr 

Insgesamt 

Davon: 

In gewerb- 
lichen Aus- 
bildungs- 
berufen 

In kaufmänni- 
schen und 
sonstigen Aus- 
bildungsbe- 
rufen 

Männlich 

Weiblich 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

1993 

126.283 

81.697 

44.586 

81.256 

64,3 

45.027 

35,7 

1994 

125.887 

80.884 

45.003 

81.085 

64,4 

44.802 

35,6 

1995 

121.312 

76.630 

44.682 

77.867 

64,2 

43.445 

35,8 

1996 

116.246 

71.179 

45.067 

73.217 

63,0 

43.029 

37,0 

1997 

110.165 

65.106 

45.059 

68.189 

61,9 

41.976 

38,1 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 35, Seite 58 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 1 1 , Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung, Erhebung zum 3 1 . Dezember; 
Berechnungen des Bundesinstituts flir Berufsbildung 
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Die Berufswahl ausländischer Auszubildender ist auf wenige 
Berufe konzentriert. Die zehn Berufe, in die sie am häufigsten 
einmündeten, umfassen 43 % aller ausländischen Auszubilden- 
den. In fast allen Berufen gingen die Anteile ausländischer Aus- 
zubildender zurück. Die Mädchen finden am häufigsten als Fri- 
seurin oder Arzt-/Zahnarzthelferin, die Jungen als Kraftfahr- 
zeugmechaniker, Maler und Lackierer oder Gas- und Wasserin- 
stallateur einen Ausbildungsplatz (vgl. Übersicht 31). Bei den 
Friseurinnen hat mehr als jede fünfte Auszubildende (22,0%) 
eine ausländische Staatsbürgerschaft. Auch bei den Zahnarzt- 
helferinnen (12,1 %) ist der Anteil von Auszubildenden auslän- 
discher Herkunft sehr hoch. In Büroberufen ist die Quote mit 
5,3% am niedrigsten; nur bei den Bürokaufleuten wird mit 
7,8 % ein höherer Wert erzielt. In den gewerblichen Berufen der 
Industrie beträgt die Quote 10,2%. Allerdings werden in eini- 
gen Berufen des Bergbaus und der Bekleidungsindustrie für 
ausländische Auszubildende Anteile von 25% und mehr er- 
reicht; jedoch ist die Gesamtzahl der Auszubildenden in diesen 
Berufen gering. Die absolute Zahl ausländischer Auszubilden- 
der ist in fast allen Berufen gegenüber dem Vorjahr gesunken. 
Z.B. gab es 1996 8.1 13 ausländische Jugendliche bei den Kraft- 
fahrzeugmechanikem, 1997 über 1.000 weniger (6.968). Die 
Anteilswerte lagen entsprechend geringer. 

Von den deutschen Jugendlichen nehmen rund zwei Drittel eine 
Ausbildung im dualen System auf, bei den jungen Ausländem 
liegt der Anteil bei 37,3% (vgl. Übersicht 32). Für Mädchen 
beträgt die Ausbildungsbeteiligung 30,8%, für Jungen 42,8%. 
Gegenüber dem Jahr 1995 sind die Werte gesunken und er- 
reichen damit wieder den Stand von Anfang der 90er Jahre. Es 
ist dabei zu berücksichtigen, daß das duale System für Auslän- 
der den Schwerpunkt der Bemfsausbildung bildet; in Fach- 
schulen, Hochschulen und Fachhochschulen sind sie nur in 
geringer Zahl vertreten. 

Bezogen auf Nationalitäten ist die Ausbildungsbeteiligung bei 
Spaniern (67,4%) und Portugiesen (48,9%) am höchsten. 
Jugendliche türkischer Herkunft liegen etwas über dem Durch- 
schnitt (39,3%). Bei ihnen ist der Rückgang gegenüber dem 
Jahr 1995 (44,8%) jedoch besonders stark ausgeprägt. 

Nach wie vor ist die Ausbildungsbeteiligung ausländischer 
Jugendlicher zu gering. Ausländische Schulabgänger und ihre 
Eltern müssen noch besser über die Möglichkeiten der Bemfs- 


2.1 Betriebliche Berufsausbildung 


Übersicht 31: Die zehn am häufigsten von auslän- 
dischen Jugendlichen gewählten Ausbildungsberufe 
in den alten Ländern 1997 und Vergleich mit 1996 


Ausbildungsberuf 

Ausländische Auszubildende 



Anteil an allen 

Auszubildenden 
des Berafs 


1997 

1997 

1996 


Anzahl 

Prozent 


Friseur/Friseurin 

7.089 

22,0 

23,9 

Kraftfahrzeugmechaniker/ 

Kraftfahrzeugmechanikerin 

6.968 

11,4 

13,3 

Kaufmann/Kauffrau im 
Einzelhandel 

5.414 

10,4 

10,7 

Arzthelfer/ Arzthelferin 

5.269 

11,7 

11,7 

Zahnarzthelfer/ 

Zahnarzthelferin 

4.629 

12,1 

13,2 

Elektroinstallateur/ 

Elekltroinstallateurin 

3.958 

9,9 

11,3 

Maler und Lackierer/ 

Malerin und Lackiererin 

3.932 

12,3 

13,1 

Gas- und Wasserinstalla- 
teur/Gas- und Wasser- 
installateurin 

3.725 

13,4 

15,1 

Bürokaufmann/ 

Bürokauffrau 

3.055 

7,8 

7,9 

Kaufmann/Kauffrau im 

Groß- und Außenhandel 

2.852 

6,9 

7,1 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 36, Seite 59 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 1 1, Bildung und Kultur, Reihe 3, 
Berufliche Bildung 1997, Erhebung zum 31. Dezember; 
Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 


Übersicht 32: Ausbildungsbeteiligung ausländischer Jugendlicher in den alten Ländern nach Geschlecht und 
Staatsangehörigkeit 1995, 1996 und 1997 in Prozent 


Staatsangehörigkeit 

Ausbildungsquote ') 

1995 

1996 

1997 

Insgesamt 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

Männlich 

Weiblich 

Türken 

44,8 

53,6 

33,8 

40,8 

48,7 

31,1 

39,3 

47,0 

30,1 

Ehemals Jugoslawen 

35,6 

41,5 

28,8 

34,7 

40,4 

28,5 

35,3 

40,9 

29,1 

Italiener 

50,3 

61,4 

38,6 

47,2 

56,9 

37,1 

46,0 

54,3 

37,3 

Griechen 

42,0 

53,0 

30,5 

39,9 

48,7 

30,4 

38,6 

45,3 

31,2 

Spanier 

63,3 

76,3 

48,8 

62,9 

80,0 

45,8 

67,4 

84,3 

50,6 

Portugiesen 

51,8 

65,3 

38,3 

49,9 

62,8 

37,1 

48,9 

58,1 

39,2 

Insgesamt 

41,1 

48,6 

32,2 

38,7 

45,1 

31,2 

37,3 

42,8 

30,8 

Zum Vergleich 










Deutsche Auszubildende 0 

63,8 

74,2 

53,1 

63,8 

73,8 

52,3 

63,4 

73,7 

52,7 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 37, Seite 59 

') Anteil der ausländischen Auszubildenden bezogen auf die Zahl der 1 5- bis unter 1 8jährigen Ausländer 
-) Anteil der deutschen Auszubildenden bezogen auf die Zahl der 15- bis unter 18jährigen Deutschen 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 1 1, Reihe 3, Berufliche Bildung; Fachserie 1, Reihe 2, Ausländer; Fachserie 1, Reihe 1 , Gebiet und Bevölkerung 
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Übersicht 33: Vorzeitig gelöste Ausbildungsverträge nach Ausbildungsbereichen 1994 bis 1997 


Ausbildungsbereich 

Alte Länder 

Neue Länder 

Insgesamt 


1994 

1995 

1996 

1997 

1994 

1995 

1996 

1997 

1994 

1995 

1996 

1997 

Industrie und Handel 

43.373 

40.665 

37.142 

36.318 

13.271 

11.713 

13.499 

12.771 

56.644 

52.378 

50.641 

49.089 

Handwerk 

55.008 

54.112 

48.560 

47.094 

7.523 

9.450 

10.885 

11.420 

62.531 

63.562 

59.445 

58.514 

Öffentlicher Dienst 

1.441 

1.296 

911 

993 

232 

220 

149 

124 

1.673 

1.516 

1.060 

1.117 

Landwirtschaft 

2.438 

2.523 

2.461 

2.563 

482 

493 

618 

748 

2.920 

3.016 

3.079 

3.311 

Freie Berufe 

16.406 

15.615 

13.468 

13.193 

778 

854 

1.003 

1.030 

17.184 

16.469 

14.471 

14.223 

Sonstige (Hauswirtschaft, 
Seeschiffahrt) 

843 

994 

868 

843 

210 

321 

293 

308 

1.053 

1.315 

1.161 

1.151 

Alle Bereiche 

119.509 

115.205 

103.410 

101.004 

22.496 

23.051 

26.447 

26.401 

142.005 

138.256 

129.857 

127.405 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 38, Seite 60 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 1 1 , Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung 


ausbildung informiert und zur Teilnahme motiviert werden. 
Betriebe, Praxen und Behörden sollten das Begabungspotential 
ausländischer Jugendlicher erkennen und nutzen. Weiteres 
Potential könnte durch Maßnahmen zur Erhöhung der Ausbil- 
dungsbeteiligung ausländischer Betriebe aktiviert werden '). 

Um ausländische Jugendliche beim Übergang von der Schule 
in die Berufsausbildung zu unterstützen und ihre Bildungschan- 
cen zu erweitern, ist die Entwicklung einer Konzeption der 
interkulturellen Berufsausbildung notwendig, die die interkul- 
turellen Kompetenzen als Potential anerkannt und für die Aus- 
bildung nutzbar macht. Dies umfaßt vor allem Angebote, die 
Zweisprachigkeit und Bikulturalität auch in und während der 
Berufsausbildung erhalten. Sie stellen einen Wettbewerbsvor- 
teil auch für die Betriebe im vereinten Europa dar. 

Berufliche Schulen 

Die Zahl der ausländischen Schüler an beruflichen Schulen 
betrug 1997 228.000 (vgl. Tabelle 2/1 im Anhang). Dies ergibt 
einen Ausländeranteil von 8,9% - ein Wert, der gegenüber dem 
Vorjahr (9,4%) gesunken ist. Rund 60% der Schüler besuchen 
die Teilzeitberufsschule, die meisten die Fachklassen für Aus- 
zubildende. Hohe Ausländeranteile erreichen die Berufsfach- 
schulen (11,5%). Im Berufsvorbereitungsjahr und im Berufs- 
grundbildungsjahr ist fast jeder fünfte Schüler Ausländer. 


') Vgl. Kapitel 4. 1.4 


Die Verteilung auf die Schularten zeigt, daß in den weiter- 
führenden Zweigen des beruflichen Schulwesens wenige aus- 
ländische Jugendliche zu finden sind. Z.B. sind ihre Anteile an 
den Schülern in Fachoberschulen und Fachschulen gering 
(7,6% bzw. 3,6%). Diese Schulen setzen in der Regel den 
Abschluß einer Lehre voraus. 


2.1.3 Vorzeitige Lösung von Ausbildungsverträgen 

Die Zahl der Vertragslösungen geht in den alten Ländern seit 
1991 und in den neuen Ländern seit 1997 zurück. Vorzeitig 
gelöst wurden 1997 insgesamt 127.405 Ausbildungsverträge 
(vgl. Übersicht 33), das sind 2.452 bzw. 2% weniger als im 
Vorjahr.') Da die Anzahl der neu abgeschlossenen Ausbil- 
dungsverträge fast in gleichem Ausmaß sank wie die Vertrags- 
lösungen, verharrten die Lösungsraten lange auf unverändert 
hohem Niveau. Erst seit 1996 ist ein merklicher Rückgang zu 
verzeichnen (1994: 24,7%, 1995: 24,2%, 1996: 22,6%, 1997: 
21,8%).^) Insgesamt wird 1997 etwa jeder fünfte neu abge- 


') Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Kapitel 2.1.4 

-) Die Verwendung der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge zum 
31. Dezember als Basis der Anteilsberechnung vorzeitig gelöster Ver- 
träge führt bei abnehmender Zahl von Neuabschlüssen zu einer leichten 
Überhöhung der Vertragslösungsraten und umgekehrt. Die Bezugsbasis 
ist daher eine aus den neuen Verträgen der letzten drei Jahre bestehende 
durchschnittliche Zahl von Verträgen. Es sind die Jahrgänge, denen die 
Vertragslösungen entstammen. 


Übersicht 34: Anteil der vorzeitig gelösten Ausbildungsverträge an den neu abgeschlossenen Ausbildungsver- 
trägen') nach Ausbildungsbereichen 1994 bis 1997 in Prozent 


Ausbildungsbereich 

Alte Länder 

Neue Länder 

Insgesamt 


1994 

1995 

1996 

1997 

1994 

1995 

1996 

1997 

1994 

1995 

1996 

1997 

Industrie und Handel 

19,7 

19,6 

18,1 

17,1 

28,8 

22,7 

24,1 

21,7 

21,3 

20,2 

19,4 

18,1 

Handwerk 

32,6 

31,6 

28,1 

27,3 

18,8 

20,5 

22,0 

23,0 

29,9 

29,2 

26,7 

26,3 

Öffentlicher Dienst 

7,5 

7,9 

6,9 

7,7 

5,7 

5,7 

4,0 

3,5 

7,1 

7,5 

6,3 

6,8 

Landwirtschaft 

25,1 

25,8 

24,4 

23,4 

22,2 

18,2 

19,0 

19,2 

24,6 

24,2 

23,1 

22,3 

Freie Berufe 

30,8 

30,2 

26,5 

27,0 

13,7 

14,6 

16,5 

17,0 

29,1 

28,6 

25,5 

25,8 

Sonstige (Hauswirtschaft, 
Seeschiffahrt) 

25,9 

29,5 

24,0 

24,3 

15,1 

24,0 

20,6 

21,0 

22,6 

27,9 

23,0 

22,0 

Alle Bereiche 

25,2 

25,0 

22,7 

21,9 

22,6 

20,7 

22,1 

21,4 

24,7 

24,2 

22,6 

21,8 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 39, Seite 60 

') Die Zahl der Vertragslösungen wird bezogen auf die durchschnittliche Zahl neuer Verträge (Erhebung zum 31. Dezember) aus den drei letzten Jahren. 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 1 1, Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 
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Übersicht 35: Vorzeitig gelöste Ausbildungsverträge und ihr Anteil an den neu abgeschlossenen Ausbildungs- 
verträgen') nach Ländern 1994 bis 1997 



schlossene Vertrag während der Ausbildung wieder gelöst. 
Dabei liegt die Lösungsrate in den neuen Ländern (21,4%) 
geringfügig unter der in den alten Ländern (21,9 %). 

Die Verteilung der Vertragslösungen auf die Ausbildungsjahre 
hat sich im Vergleich zum Vorjahr wenig geändert. 1997 wur- 
den im ersten Ausbildungsjahr knapp die Hälfte (47%), im 
zweiten ein Drittel (32%) und im dritten knapp ein Fünftel 
(19%) der Verträge gelöst. Der Rest (2%) entfällt auf das vierte 
Ausbildungsjahr. Ein Viertel (25%) aller Vertragslösungen 
wird in der Probezeit vollzogen. 

Auffallend gering ist der Anteil der gelösten Ausbildungsver- 
träge im Bereich des Öffentlichen Dienstes (7%), etwa durch- 
schnittlich in den Bereichen von Industrie und Handel (18%), 
Landwirtschaft (22 %) und Hauswirtschaft (22 %), während er 
im Handwerk und in den Freien Berufen deutlich darüber liegt 
(vgl. Übersicht 34). Die Lösungsraten der einzelnen Ausbil- 
dungsbereiche sind mit Ausnahme von Industrie und Handel in 
den neuen Ländern stets niedriger als in den alten Ländern. 

Die Spannweite der Vertragslösungsraten zwischen den Län- 
dern ist erheblich. Sie reicht von hohen Lösungsraten, die 
knapp 30 % betragen (Berlin: 27,9 %, Bremen: 28,3 %) bis unter 
20% (Baden-Württemberg: 19%, Bayern: 17%, Sachsen: 
19%; vgl. Übersicht 35). Zu den hohen Lösungsraten in Ver- 
dichtungsräumen dürfte die den Wechsel erleichternde räum- 
liche Nähe anderer Ausbildungsstätten ebenso beitragen wie 
die überdurchschnittliche Anzahl alternativer schulischer und 
hochschulischer Ausbildungsgänge. Jugendliche, die diesen 


Weg einschlagen, weisen auf Grund ihrer Qualifikation in der 
Regel geringere Lösungsraten auf, stehen aber für eine betrieb- 
liche Berufsausbildung dann nicht mehr zur Verfügung. 

Die Lösungsraten der Frauen fielen in den Jahren 1993 bis 
1997 ') etwas höher aus als die der Männer (vgl. Übersicht 36). 
Dies könnte darauf zurückzuführen sein, daß ihre Chancen, den 
gewünschten Ausbildungsberuf bzw. -betrieb zu wählen, gerin- 
ger sind. 

Das im vergangenen Jahrzehnt in fast allen Ausbildungsbe- 
reichen gestiegene Niveau der Vertragslösungsraten dürfte 
mehrere Ursachen gehabt haben, ö Vor allem Alter und schu- 
lische Vorbildung der Auszubildenden haben im vergangenen 
Jahrzehnt wesentlich zugenommen'). Die Ausbildung wird 
daher kritischer beurteilt, ggf kann der Ausbildungsvertrag 
auch ohne Einwilligung der Eltern gelöst und die Entscheidung 
für einen bestimmten Betrieb oder Beruf leichter als früher kor- 
rigiert werden'). Der hohe Anteil der Vertragslösungen in der 
Probezeit, der zu einem erheblichen Teil auf die Revision des 
ursprünglich gewählten Berufes bzw. Betriebes zurückgeht. 


')Die Vertragslösungen werden seit 1993 in der Statistik geschlechts- 
spezifisch erfaßt. 

Vgl. Berufsbildungsbericht 1996, Kapitel 2.1.4 

Vgl. Kapitel 2.1.1 und Berufsbildungsbericht 1988, Kapitel 1.2.4 

Im Kapitel 3.2.1 sind u. a. aus der Sicht von Auszubildenden Gründe für 
einen Ausbildungsabbmch dargestellt. 
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Übersicht 36: Anteil der vorzeitig gelösten Ausbil- 
dungsverträge an den neu abgeschlossenen Ausbil- 
dungsverträgen nach Geschlecht 1995 bis 1997 
in Prozent 


Jahr 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

1995 

24,0 

24,4 

24,2 

1996 

22,5 

22,7 

22,6 

1997 

21,4 

22,3 

21,8 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 1 1, Bildung und Kultur, 

Reihe 3, Berufliche Bildung 


könnte durch weitere Verbesserung der Ausbildungsberatung 
und Berufsvorbereitung möglicherweise reduziert werden. 
Viele Jugendliche erwerben auch nach einer Vertragslösung auf 
betrieblichem oder schulischem Weg noch einen beruflichen 
Abschluß und sind auch im weiteren Verlauf des Erwerbsle- 
bens erfolgreich.') In den vergangenen Jahren hat sich aller- 
dings die Lage der Vertraglösenden im Hinblick auf Arbeits- 
losigkeit und Anschlußverträge verschlechtert.’) 

2.1.4 Prüfungsteilnehmer und Berufsabschlüsse 

Im Jahr 1997 ist die Zahl der Prüfungsteilnehmer und -teilneh- 
merinnen gegenüber dem Vorjahr infolge der geringeren Zah- 
len der Neuabschlüsse in früheren Jahren etwas zurückgegan- 
gen. 573.796 Auszubildende haben an den Prüfungen teilge- 
nommen (Vorjahr: 576.699), 488.243 haben die Prüfung be- 
standen. 

Unter den Prüfungsteilnehmem befanden sich 59.182 Wieder- 
holer einer vorher nicht bestandenen Prüfung. Ihr Anteil an den 
Prüfungsteilnehmem (Wiederholerrate) hat sich im Vergleich 
zum Vorjahr leicht erhöht (1996: 9,9%, 1997: 10,3%). 

Bei der Berechnung der Erfolgsquote werden die erfolgreich 
bestandenen Prüfungen eines Jahres den Prüfungskandidaten 
gegenübergestellt. Da sich unter den statistisch erfaßten Prü- 
fungsteilnehmem auch Wiederholer befinden, ist die Zahl der 
Prüfungsteilnehmer höher als die der Prüfungspersonen.^) Will 
man, wie hier, der Erfolgsberechnung nicht die Prüfungsfälle 
(= Prüfungsteilnehmer), sondern die Prüfüngspersonen zugrun- 
de legen, so muß man die Wiederholer von der Gesamtzahl der 
Prüfungsteilnehmer abziehen. 1997 gab es 514.614 Prüfungs- 
personen; unter Berücksichtigung der Zahl über die erfolg- 
reichen Prüfungen (488.243) ergibt sich eine Erfolgsquote von 
93,8% (vgl. Übersicht 37; Vorjahr: 94,0%). Dieser Wert ist 
allerdings ein Nähemngswert, die tatsächliche Quote läßt sich 
erst ermitteln, wenn weitere, heute nicht verfügbare Angaben 
über den Zeitpunkt der ersten bzw. zweiten Prüfung der Wie- 
derholer vorliegen.“) 


') Vgl. Bemfsbildungsbericht 1990, Kapitel 1.3.4 

0 Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Kapitel 2.1.4 

0 Ein einfaches Zahlenbeispiel soll dies verdeutlichen: Zum Frühjahrster- 
min melden sich 100 Teilnehmer erstmalig zur Prüfung an. 20 bestehen 
die Prüfung nicht. Zum Herbsttennin melden sich ebenfalls 100 Prü- 
fungskandidaten an, darunter sind aber 20 Wiederholer vom Frühjahr. 
Insgesamt sind dann für das Jahr 200 Prüfungsteilnehmer registriert 
worden, die Zahl der Prüfungspersonen beträgt dagegen 180. 

“) Daher ist es auch nicht möglich, genaue Angaben über die endgültig 
nicht bestandenen Prüfungsteilnehmer zu machen. 


Die mit Hilfe der Prüfungsteilnehmer abzüglich Wiederholer 
berechnete Erfolgsquote kann für Vergleiche aufeinanderfol- 
gender Jahre nur dann herangezogen werden, wenn sich die 
Wiederholerrate von Jahr zu Jahr nicht abrupt ändert.') Sonst 
ergibt sich wie 1997 bei den Arzthelfern/ Arzthelferinnen die 
widersprüchliche Lage, daß sich die Erfolgsquote verbessert, 
weil der Anteil der Wiederholer an Prüfungsteilnehmem an- 
steigt. Im längeren Zeitverlauf gleichen sich die jahreszeitlichen 
Schwankungen jedoch aus. 

Im Vergleich zur Erfolgsquote insgesamt liegen die Werte im 
Handwerk und in der Hauswirtschaft niedriger (91,0% bzw. 
92,1%). Bis zu 9% der Auszubildenden beenden in diesen 
Bereichen die Ausbildung ohne Gesellen- oder Gehilfenbrief 
Im Öffentlichen Dienst ist die Erfolgsquote überdurchschnitt- 
lich hoch (98,2%). 

Weibliche Auszubildende haben eine etwas höhere Erfolgs- 
quote als männliche. In kaufmännischen Bemfen liegen diese 
Werte generell etwas höher als in gewerblichen. 

In den neuen Ländern ist die Erfolgsquote mit 91% gegenüber 
dem Vorjahr ungefähr gleich geblieben; sie liegt damit rund 
drei Prozentpunkte unter dem Wert in den alten Ländern. Die 
Wiederholerrate liegt bei 12%. Insgesamt haben in den neuen 
Ländern 104.200 Jugendliche den Gesellen-, Gehilfen- oder 
Facharbeiterbrief erhalten, 6.000 mehr als im Vorjahr. 

In einigen stark besetzten Bemfen sind überdurchschnittliche 
Erfolgsquoten zu verzeichnen, so bei den Industrie- und Bank- 
kaufleuten (um 98%). Bei letzteren ist die Wiederholerrate 
gering (6 %), so daß viele im ersten Anlauf die Prüfung beste- 
hen. Dies gilt auch für die industriellen Metall- und Elektrobe- 
mfe, die den Wert von 98% erreichen, wobei die erfolgreichen 
Wiederholer berücksichtigt sind. Allerdings gibt es erhebliche 
regionale Unterschiede. Diese werden u. a. in dem neuen For- 
schungsprojekt des Bundesinstituts für Bemfsbildung „Fakto- 
ren für den Erfolg bei Abschlußprüfungen im dualen System“ 
untersucht. 

Im Handwerk erreichen Bemfe wie Tischler/Tischlerin, Mau- 
rer/Maurerin und Elektroinstallateur/Elektroinstallateurin Er- 
folgsquoten um 90 %. Häufig wird der Gesellenbrief jedoch erst 
im zweiten Anlauf ausgehändigt, so wiederholen bei den Tisch- 
lern 12% die Prüfung. 

Rund 6% der Auszubildenden erhalten eine Zulassung zur 
Abschlußprüfung vor Ablauf der Ausbildungszeit (§ 40 BBiG, 
§37 HwO), in gewerblichen Bemfen etwas mehr als in kauf- 
männischen. Die schulische Vorbildung oder gute Leistungen 
während der Ausbildungszeit sind die hauptsächlichen Gründe. 

Externenprüfung 

Neben der Abschlußprüfung nach Durchlaufen einer regulären 
Ausbildung ist auch der Abschluß durch die sogenannte Exter- 
nenprüfung (§ 40 Abs. 2, 3 BBiG/ § 37 Abs. 2, 3 HwO) möglich. 
Voraussetzung für die Prüfungszulassung ist der Nachweis 
einer Tätigkeit in dem Bemf, in dem die Prüfung abgelegt wer- 


') Beispiel: Die Zahl der erfolgreichen Prüfungen soll in zwei aufeinan- 
derfolgenden Terminen jeweils 80 sein. Die Prüfungsteilnehmer setzen 
sich wie folgt zusammen: 

Erstmalige Anmelder 100 80 

Wiederholer 5 15 

Prüfungsteilnehmer 110 110 

(unter der Annahme, daß sich alle Wiederholer zum nächsten Prüfungs- 
termin anmelden) 

Erfolgsquote 80/105: 76,2% 80/95; 84,2% 
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Übersicht 37: Teilnehmer und Teilnehmerinnen an Abschlußprüfungen in der beruflichen Ausbildung und 
Prüfungserfolg nach Ausbildungsbereichen 1997 


Ausbildungsbereich 

Prüfungsteilnehmer 

Insgesamt 

Davon: 

Männlich 

Weiblich 

Mit ver- 
kürzter 
Ausbil- 
dungs- 
zeit 

Wieder- 

holer 

Erfolgs- 

quote') 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Industrie und Handel 

274.466 

15.730 

23.853 

95,2 

149.007 

125.459 

Handwerk 

199.923 

- 

26.676 

91,0 

161.138 

38.785 

Landwirtschaft 

13.488 

276 

1.475 

94,0 

9.012 

4.476 

Öffentlicher Dienst 

22.364 

848 

1.661 

98,2 

9.715 

12.649 

Freie Berufe 

55.854 

3.190 

5.023 

94,8 

3.568 

52.286 

Hauswirtschaft") 

7.522 

55 

491 

92,1 

168 

7.354 

Seeschiffahrt 

179 

35 

3 

97,2 

177 

2 

Alle Bereiche 

573.796 

20.134 

59.182 

93,8 

332.785 

241.011 


Vgl. Bemfsbildimgsbericht 1998, Übersicht 41, Seite 62 

') Unter Abzug der Wiederholer von den Prüfiingsteilnehmem 
-) Hauswirtschaft im städtischen Bereich 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 1 1, Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung 1997, Erhebung zum 31. Dezember; 
Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 


den soll, oder sonstige einschlägige Bildungsnachweise. Die 
Tätigkeit muß mindestens das Zweifache der vorgeschriebenen 
Ausbildungszeit betragen. Davon kann abgesehen werden, 
wenn der Erwerb von Kenntnissen und Fertigkeiten belegt 
wird, die eine Zulassung zur Prüfung rechtfertigen, oder wenn 
die Berufsausbildung in außerbetrieblichen Einrichtungen 
durchlaufen wurde (z.B. berufsbildende Schulen, Behinderten- 
werke) und diese Ausbildung der Berufsausbildung in einem 
anerkannten Ausbildungsberuf entspricht. ') 

‘) Vgl. Eule, M.: Zulassung zur Extemenprüfung; in: Recht der Jugend 
und des Bildungswesens, Heft 3, 1989 


Übersicht 38: Externe Prüfungsteilnehmer und Prü- 
fungsteilnehmerinnen 1993 bis 1997 im Ausbil- 
dungsbcrcich Industrie und Handel 


Jahr 

Prüfungs- 

teilnehmer 

insgesamt 

Damnter 
externe Prüfungs- 
teilnehmer 
§40Abs. 2BBiG 

Anteil Externe 

an allen 

Prüfungs- 

teilnehmem 

Anzahl 

Prozent 

1993 

343.916 

25.316 

7,4 

1994 

346.532 

28.262 

8,2 

1995 

308.918 

23.800 

7,7 

1996 

280.013 

15.100 

5,4 

1997 

274.466 

17.530 

6,4 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 42, Seite 63 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 1 1, Bildung und Kultur, Reihe 3, 
Berufliche Bildung 


Bis auf das Handwerk weisen alle Ausbildungsbereiche die 
Zahl der externen Prüfungen aus. Ihr Anteil beträgt 1997 6,9% 
aller Prüfungsteilnehmer (1996: 6,1%). Gering ist der Anteil 
der Externen im Bereich der Freien Berufe (1,1 %), besonders 
hoch im Bereich der Hauswirtschaft (48,3 %). Der Anteil von 
Externen hängt sowohl vom Ausbildungsplatzangebot ab, als 
auch von der unterschiedlichen Schwierigkeit, für bestimmte 
Ausbildungsberufe Jugendliche zu gewinnen. Die Betriebe ver- 
suchen ggf. auf diesem Weg einen Mangel an Fachkräften aus- 
zugleichen.') Die gegenwärtige Zimahme externer Prüfungsteil- 
nehmer und -teilnehmerinnen dürfte auch mit den wieder gün- 
stiger werdenden Förderbedingungen der Bundesanstalt für 
Arbeit Zusammenhängen. 

Für den Ausbildungsbereich von Industrie und Handel liegt 
eine längere Zeitreihe vor. Danach veränderte sich der Anteil 
der Externen im vergangenen Jahrzehnt nicht sonderlich. Erst 
seit 1992 stieg der Anteil externer Prüfungen an, überschritt 
aber 1994 seinen Höhepunkt und fiel seither. Erst 1997 ist der 
Anteil wieder leicht gestiegen (vgl. Übersicht 38). 


')Vgl. Bemfsbildungsbericht 1994, Kapitel 3.5 und Bemfsbildungsbe- 
richt 1995, Kapitel 3.5; vgl. dazu auch: Hecker, U.: „Ein nachgeholter 
Bemfsabschluß lohnt sich allemal - Extemenprüfung in der Praxis“, in: 
Bemfsbildung in Wissenschaft und Praxis, Heft 6, 1994 sowie die 
„Empfehlung des Hauptausschusses des Bundesinstituts für Bemfsbil- 
dung zur Fördemng des Abschlusses in einem anerkannten Ausbil- 
dungsbemf durch die Extemenprüfting“, Beilage zur Zeitschrift Bemfs- 
bildung in Wissenschaft und Praxis, Heft 6, 1996 
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2.2 Strukturelle Entwicklung 

2.2. Strukturelle Entwicklung der 

betrieblichen Berufsausbildung 

2.2.1 Ausbildungsbereiche und ausgewählte Berufe 

Ende 1997 standen 1.622.000 Jugendliche in einer betrieb- 
lichen Berufsausbildung. Hiervon entfielen 1.261.000 auf die 
alten und 361.000 auf die neuen Länder (vgl. Schaubild 1). In 
den alten Ländern ist die Zahl erstmals seit Mitte der 80er Jahre 
wieder angestiegen (um 21.000); in den neuen Ländern beträgt 
der Zuwachs gegenüber dem Vorjahr 10.000 Auszubildende. 
Die Entwicklungen sind in den Ausbildungsbereichen unter- 
schiedlich verlaufen. In Industrie und Handel sind gegenüber 
dem Vorjahr in den alten wie in den neuen Ländern erhebliche 
Steigerungen zu verzeichnen, vor allem bei den Dienstlei- 
stungsberufen. Das Handwerk hat in den alten wie in den neuen 
Ländern die Auszubildendenzahlen nur geringfügig steigern 
können. Bei den Freien Berufen ist in den alten Ländern 
ein Rückgang eingetreten, insbesondere bei den Berufen Phar- 
mazeutisch-kaufmännischer Angestellter/Phannazeutisch-kauf- 
männische Angestellte und Steuerfachangestellter/Steuerfach- 
angestellte. In den neuen Ländern blieben die Zahlen in den 
Freien Bemfen gegenüber dem Vorjahr nahezu unverändert 
(vgl. Schaubild 2). 

Im Öffentlichen Dienst werden seit 1994 weniger Auszubilden- 
de registriert, da die Ausbildung bei den Bahn- und Postunter- 
nehmen, die bis zu ihrer Privatisierung dem Öffentlichen Dienst 
angehörten, nach und nach in den Bereich Industrie und Handel 
übernommen wird. Ohne Bahn und Post sind die Auszubilden- 
denzahlen des Öffentlichen Dienstes von 1996 auf 1997 von 
45.900 auf 47.100 angestiegen. So ist z.B. bei den Verwal- 
tungsfachangestellten eine Zunahme von 10.400 auf 11.300 
Auszubildende festzustellen. 

Die Stmktur der Ausbildungsplätze ist zwischen den neuen und 
alten Ländern sehr unterschiedlich. Die Freien Bemfe umfassen 
in den alten Ländern 11,0% aller Auszubildenden, in den neuen 
Ländern nur 4,9 % (vgl. Übersicht 39). Eine ähnliche Differenz 
besteht bei den Dienstleistungs- und technischen Berufen von 
Industrie und Handel (29,5% in den alten Ländern, 25,4% in 
den neuen Ländern). Dafür hat das Handwerk in den neuen 
Ländern mit 43,3 % einen wesentlichen höheren Anteil als in 
den alten Ländern (37,6%). 

Der Anteil weiblicher Auszubildender ist in den alten Ländern 
- entgegen der Entwicklung der vorangehenden Jahre - etwas 
angestiegen und beträgt mm 40,5% (vgl. Übersicht 40). So 
wurden im Jahr 1997 rund 10.000 junge Frauen mehr ausge- 
bildet als im Vorjahr. Auch im Handwerk ist der Frauenan- 
teil angestiegen, insbesondere durch mehr Verträge bei den 
Friseurirmen und Fachverkäuferiimen im Nahmngsmittelhand- 
werk. 

In den neuen Ländern liegt der Frauenanteil unverändert bei 
37,9% und damit deutlich niedriger als in den alten Ländern. 
Das geringere Ausbildungsplatzangebot in den Dienstleistungs- 
und Büroberufen macht sich hier bemerkbar. Dagegen sind in 
den Fertigungsberufen junge Frauen in den neuen Ländern mit 
einem Anteil von 9 % ähnlich stark vertreten wie in den alten 
Ländern. 

Bei den neu abgeschlossenen Ausbildungsverträgen ist in den 
neuen Ländern der Anteil der jungen Frauen gegenüber dem 
Vorjalir etwas angestiegen (1996; 39,8%, 1997: 40,1 %), nach- 
dem in den früheren Jahren Rückgänge zu verzeichnen waren. 
Hier spielen Förderprogramme, die häufig für kaufmännische 
und Dienstleistungsberufe angeboten werden und damit auch 
jungen Frauen eine Chance geben, eine Rolle '). 


') Vgl. Kapitel 1.1.4 


Schaubild 1 


Gesamtzahl der Auszubildenden 1993 bis 1997 



I I Insgesamt 

I I Männlich 

Weiblich 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 3, 
Bemfliche Bildung, Erhebung zum 31. Dezember 


Die Anteile junger Frauen in männlich dominierten Berufen 
gehen seit 1990 in den alten Ländern zurück. 46.000 junge 
Frauen, das sind 9,0% aller weiblichen Auszubildenden, erhal- 
ten jetzt eine solche Ausbildung (1990: 62.000 bzw. 9,8%; 
vgl. Übersicht 41). Insbesondere in Handwerksberufen wie 
Kraftfahrzeugmechaniker/Kraftfahrzeugmechanikerin, Tisch- 
ler/Tischlerin, Maler und Lackierer/Malerin und Lackiererin 
sind die Anteile der jungen Frauen zurückgegangen. So betmg 
der Frauenanteil unter den Tischlem/Tischlerinnen vor einigen 
Jahren noch 10,2%, im Jahre 1997 lag der Wert bei 7,8%. 
Niedrigere Anteile sind auch in einer Reihe von industriellen 
Bemfen festzustellen. So hat sich der Frauenanteil im Bereich 
Industriemechanik, Geräte- und Feinwerktechnik auf 5,6% ver- 
ringert (1991: 9,0%). Ähnliche Entwicklungen sind auch im 
Bereich Kommunikationselektronik zu verzeichnen. 

Einige Bemfe im Dmckbereich zeigen inzwischen eine ausge- 
wogene Beteiligung von Frauen und Märmem. Bei den Schrift- 
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setzem und Schriftsetzerinnen lag der Frauenanteil im Jahr 
1978 bei 21%, im Jahr 1997 war der Wert auf 54% angewach- 
sen. Die Einführung neuer Technologien begünstigte diese Ent- 
wicklung, allerdings bei wesentlich geringeren Auszubilden- 
denzahlen. Die Entwicklung in den Berufen Raumausstat- 
ter/Raumausstatterin, Restaurantfachkräfte und Tierpfleger/ 
Tierpflegerin verlief ähnlich. Die hohen Frauenanteile bei 
diesen Berufen konnten in den letzten Jahren gehalten werden. 

Aus dem geringeren Anteil bei den männlich dominierten Beru- 
fen ist keine Trendumkehr zu schließen. Es wird jedoch deut- 


Schaubild 2 


Auszubildende nach Ausbildungsbereichen 
1993 bis 1997 
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Industrie und Handel 
Handwerk 
Freie Bemfe 
Öffentlicher Dienst 


□ 


Landwirtschaft 

Hauswirtschaft 

Seeschiffahrt 


1) Einschließlich Banken, Versicherungen, Gast- und Verkehrsgewerbe 

2) Seit 1 994 werden die Auszubildenden bei Bahn-und Postuntemehmen, 
die bis zu ihrer Privatisierung dem Öffentlichen Dienst angehörten, 
nach und nach in den Bereich Industrie und Handel übernommen. Der 
Rückgang der Auszubildendenzahlen ist zum Teil dadurch zu erklären. 

3) Hauswirtschaft im städtischen Bereich 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 1 1 , Bildung und Kultur, 
Reihe 3, Berufliche Bildung, Erhebung zum 31. Dezember 


2.2 strukturelle Entwicklung 


Übersicht 39: Anteil der Auszubildenden nach Aus- 
bildungsbereichen in den alten und neuen Ländern 
1997 in Prozent 


Ausbildungsbereich 

Alte 

Länder 

Neue 

Länder 

Industrie und Handel 

45,6 

44,5 

Darunter: 

Gewerbliche Berufe 

16,1 

19,1 

Dienstleistungs- und Technische Berufe 

29,5 

25,4 

Handwerk 

37,6 

43,3 

Landwirtschaft 

2,1 

3,0 

Öffentlicher Dienst 

2,9 

3,1 

Freie Beiufe 

11,0 

4,9 

Hauswirtsehaft 

0,8 

1,1 

Seeschiffahrt 

0,1 

0,0 

Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 43, Seite 63 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 3, 

Berufliche Bildung 1997, Erhebung zum 31. Dezember; 
Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 



lieh, daß eine Erhöhung des Frauenanteils in den gewerblichen 
Berufen eher unwahrscheinlich ist. Hier spielt auch die Ent- 
wicklung der Beschäftigungsstruktur eine Rolle: Dienstlei- 
stungsberufe gewiimen hier eine zunehmende Relevanz'). 

In den neuen Ländern ist der Anteil der weiblichen Auszubil- 
denden in den männlich dominierten Berufen mit 18,8% dop- 
pelt so hoch wie in den alten Ländern. Viele Schulabgängerin- 
nen aus den neuen Ländern wählten landwirtschaftliche Berufe 
und Berufe aus dem Gastronomiebereich. Diese gehören zu den 
männlich dominierten Berufen. In den gewerblichen industriel- 
len Berufen hegt der Frauenanteil in den neuen Ländern etwa so 
hoch wie in den alten Ländern. Da der Dienstleistungs- und 
Bürobereich in den neuen Ländern noch nicht bedarfsent- 
sprechend aufgebaut ist, beträgt der Anteil weiblicher Auszu- 
bildender in frauentypischen Berufen 35,9%. Dieser Wert hegt 
damit wesentlich unterhalb des Wertes in den alten Ländern 
(46,2%). 

Bei den Männern umfassen die zehn am stärksten besetzten 
Ausbildimgsberufe 41,0% aller Auszubildenden (Vorjahr: 
42,3 %). Jeder 1 3 . männliche Auszubildende (7,8 %; vgl. Über- 
sicht 42) lernt Kraftfahrzeugmechaniker. Danach folgen Elek- 
troinstallateur und Maurer. Auch die meisten nachfolgenden 
Berufe gehören dem Handwerk an. Aus dem Bereich Industrie 
und Handel sind die Kaufleute im Groß- und Außenhandel und 
die Kaufleute im Einzelhandel vertreten. Die Bankkaufleute 
gehören nicht mehr zu den zehn von Männern am häufigsten 
gewählten Berufen. Sie haben mit 22.400 Auszubildenden 
gegenüber früheren Jahren wesentlich weniger Auszubildende 
aufzuweisen (1991: 30.100). Industrielle Metall- und Elek- 
troberufe (z.B. Industriemechaniker) sind unter den am stärk- 
sten besetzten Berufen nicht mehr vertreten. In den neuen Län- 
dern haben die Bau- und Installationsberufe noch höhere Rang- 
plätze als in den alten Ländern. Z.B. umfassen die Maurer in 
den neuen Ländern 9,6% aller männlichen Auszubildenden, in 
den alten Ländern 3,0%. 

Bei den Frauen ist die Bürokauffrau der am häufigsten gewähl- 
te Beruf, dicht gefolgt von der Arzthelferin und der Zahnarzt- 
helferin. Auch Kauffrau im Einzelhandel und Friseurin wurden 
häufig gewählt. Die am häufigsten von Frauen gewählten Beru- 
fe gehören dem kaufmännischen und dem Dienstleistungsbe- 


') Vgl. auch Kapitel 4.4 
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Übersicht 40: Anteil der weiblichen Ausznbildendcn an allen Ansznbildenden nach Ansbildnngsbereichen 1993 
bis 1997 in Prozent 


Jahr 

Weibliche Auszubildende 


Insge- 

Davon im Ausbildungsbereich 


samt 

Industrie 

Handwerk 

Landwirt- 

Öffent- 

Freie 

Hauswirt- 

See- 



und 


Schaft 

lieber 

Bemfe 

schaff) 

schiff- 



Handel 



Dienst 



fahrt 

Alte Länder^ 

1993 

41,1 

41,4 

22,0 

30,5 

51,8 

94,9 

96,9 

2,6 

1994 

40,6 

41,5 

20,8 

29,3 

54,2 

94,6 

96,4 

4,2 

1995 

40,4 

41,7 

20,3 

29,2 

56,6 

94,8 

95,8 

4,5 

1996 

40,3 

41,7 

20,3 

28,1 

59,3 

95,0 

95,5 

5,7 

1997 

40,5 

41,8 

20,9 

27,6 

61,9 

95,3 

95,4 

6,3 

Neue Länder 

1993 

37,3 

43,7 

15,6 

48,5 

53,3 

96,6 

96,5 

0,0 

1994 

37,8 

47,9 

15,0 

47,1 

53,9 

96,0 

96,1 

0,0 

1995 

37,5 

49,3 

15,5 

43,5 

56,9 

95,8 

95,6 

0,0 

1996 

37,9 

49,9 

16,2 

41,4 

59,0 

95,3 

95,1 

0,0 

1997 

37,9 

49,4 

16,3 

38,1 

63,6 

95,4 

94,0 

0,0 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 44, Seite 63 
') Hauswirtschaft im städtischen Bereich 
-) Einschließlich Berlin (Ost) 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 1 1 , Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung, Erhebung zum 3 1 .Dezember; 
Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 


reich an. Allerdings spielen in den neuen Ländern Berufe aus 
der Gastronomie, wie Restaurantfachfrau und Köchin, eine 
größere Rolle. Dagegen wird die Ausbildung zur Arzthelferin 
in den neuen Ländern weniger häufig aufgenommen. Insgesamt 
umfassen die zehn am häufigsten von jungen Frauen gewählten 
Berufe 54% aller weiblichen Auszubildenden. 


Unter den Auszubildenden befinden sich in den alten Ländern 
13.600 Jugendliche in Ausbildungsgängen für Behinderte (§48 
BBiG und §42 b HwO); 64% davon sind junge Männer. 
Gegenüber dem Vorjahr ist die Zahl um über 1 .000 angestie- 
gen. Die meisten Jugendlichen werden als hauswirtschaftstech- 
nische Betriebshelfer und -helferinnen ausgebildet (3.100). Im 


Übersicht 41: Weibliche Auszubildende in ausgewählten Berufsgruppen 1977, 1990 und 1997 


Gruppe der Ausbildungsberafe ‘) 

Weibliche Auszubildende 


Insgesamt 

Anteil an der Gesamtzahl der weiblichen Auszubildenden 


1977 

1990 

1997 

1977 

1990 

1997 


Alte 

Alte 

Alte 

Neue 

Alte 

Alte 

Alte 

Neue 


Länder 

Länder 

Länder 

Länder 

Länder 

Länder 

Länder 

Länder 


Anzahl 

Prozent 

Männlich dominierte Bemfe 

13.000 

62.000 

46.000 

25.700 

2,6 

9,8 

9,0 

18,8 

(0 % bis 20 % weibliche Auszu- 
bildende) 









Überwiegend männlich 
besetzte Bemfe 

26.000 

38.000 

33.000 

6.000 

5,2 

6,1 

6,4 

4,4 

(20 % bis 40 % weibliche Auszu- 
bildende) 









Gemischt besetzte Bemfe 
(40 % bis 60 % weibliche Auszu- 
bildende) 

105.000 

171.000 

126.000 

30.600 

20,6 

20,0 

24,6 

22,4 

Überwiegend weiblich 
besetzte Bemfe 

(60 % bis 80 % weibliche Auszu- 
bildende) 

119.000 

102.000 

71.000 

25.400 

23,2 

23,2 

13,9 

18,6 

Weiblich dominierte Bemfe 
(80 %bis 100 % weibliche Auszu- 
bildende) 

246.000 

258.000 

236.000 

49.000 

48,3 

40,9 

46,2 

35,9 

Insgesamt 

509.000 

631.000 

512.000 

136.700 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 45, Seite 65 


') Gruppenbildung nach dem Anteil der weiblichen Auszubildenden im Jahr 1977 oder später; gegenüber Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 45, Seite 65 geringfügige 
Veränderungen der Anteile infolge veränderter Definitionen der Gruppen der Ausbildungsberufe 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung, Erhebung zum 31. Dezember; Berechnungen des Bundesinstituts für 
Berufsbildung 
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Handwerk und in Industrie und Handel haben jeweils über 
4.000 Jugendliche solche Verträge erhalten, die übrigen in der 
Landwirtschaft. Im Öffentlichen Dienst und bei den Freien 
Berufen werden keine Jugendlichen nach diesen Vorschriften 
ausgebildet. 

In den neuen Ländern schlossen 14.700 Jugendliche einen Ver- 
trag nach § 48 BBiG oder § 42 b HwO ab, 1 .000 mehr als im 
Vorjahr. Der Anteilswert an allen Auszubildenden (4,1 %) ist 
wesentlich höher als in den alten Ländern (1,1%). In den neuen 
Ländern erhielten viele im Gartenbau, als Bau- und Metall- 
maler und in der Hauswirtschaft einen solchen Vertrag. 


2.2.2 Entwicklung der Ausbildungszahlen nach 
Dauer der Ausbildung 

Die durchschnittliche, rechnerisch ermittelte Ausbildungszeit 
betrug 1997 wie im Vorjahr 36,5 Monate. Die Berechnung 
erfolgt auf der Grundlage der Ausbildungsdauer, die in der 
Ausbildungsordnung festgelegt ist, gewichtet mit der Anzahl 
der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge. Für männliche 
Auszubildende ist der Wert (37,2 Monate) höher als für weib- 
liche (35,5 Monate). In den alten Ländern werden Verträge mit 
längerer Ausbildungsdauer (36,8 Monate) als in den neuen 
Ländern (35,2 Monate) abgeschlossen. Dies resultiert aus der 


Übersicht 42: Die zehn am stärksten besetzten Berufe für männliche und weibliche Anszubildende 1997 


Ausbildungsberufe für alle Auszubildenden 

Ausbildungsbereich 

Auszubildende 

Anteil an allen 



insgesamt 

Auszubildenden 



Anzahl 

Prozent 

Kraftfahrzeugmechaniker/Kraftfahrzeugmechanikerin 

Hw 

77.571 

4,8 

Bürokauftnann/Bürokauffrau 

IH/Hw 

70.125 

4,3 

Kauffnann/Kauffrau im Einzelhandel 

IH 

69.480 

4,3 

Industriekaufmann/Industriekauffrau 

IH 

54.103 

3,3 

Elekroinstallateur/Elektroinstallateurin 

Hw 

53.405 

3,3 

Arzthelfer/ Arzthelferin 

FB 

48.354 

3,0 

Kaufinann/Kauffrau im Groß- und Außenhandel 

IH 

47.972 

3,0 

Bankkaufmann/Bankkauffrau 

IH 

46.267 

2,9 

Maler und Lackierer/Malerin und Lackiererin 

Hw 

45.868 

2,8 

Zahnarzthelfer/Zahnarzthelferin 

FB 

42.808 

2,6 

Zusammen 


555.953 

34,3 

Ausbildungsberufe für männliche Auszubildende 

Ausbildungsbereich 

Männliche 

Anteil an allen 



Auszubildende 

männlichen 

Auszubildenden 



Anzahl 

Prozent 

Kraftfahrzeugmechaniker 

Hw 

76.153 

7,8 

Elektroinstallateur 

Hw 

52.886 

5,4 

Maurer 

IH/Hw 

43.053 

4,4 

Tischler 

Hw 

39.022 

4,0 

Maler und Lackierer 

Hw 

45.868 

4,3 

Gas- und Wasserinstallateur 

Hw 

37.532 

3,9 

Kaufmann im Groß- und Außenhandel 

IH 

28.555 

2,9 

Zentralheizungs- und Lüftungsbauer 

IH 

26.936 

2,8 

Kaufmann im Einzelhandel 

IH 

27.790 

2,9 

Metallbauer 

Hw 

25.061 

2,6 

Zusammen 


402.856 

41,0 

Ausbildungsberufe für weibliche Auszubildende 

Ausbildungsbereich 

Weibliche 

Anteil an allen 



Auszubildende 

weiblichen 

Auszubildenden 



Anzahl 

Prozent 

Bürokauffrau 

IH/Hw 

53.052 

8,2 

Arzthelferin 

FB 

48.235 

7,4 

Zahnarzthelferin 

FB 

42.771 

6,6 

Kauffrau im Einzelhandel 

IH 

41.690 

6,4 

Friseurin 

Hw 

36.570 

5,6 

Industriekauffrau 

IH 

31.943 

4,9 

Fachverkäuferin im Nahrungsmittelhandwerk 

Hw 

28.953 

4,5 

Bankkauffrau 

IH 

24.846 

3,8 

Hotelfachfrau 

IH 

21.812 

3,4 

Kauffrau für Bürokommunikation 

IH 

21.018 

3,2 

Zusammen 


350.890 

54,0 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 46, Seite 66 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 1 1, Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung 1997, Erhebung zum 31. Dezember; 
Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 
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Schaubild 3 



Bildungs- und Erwerbsstatus der Jugendlichen ohne abgeschlossene Berufsausbildung 

(in Prozent) 


19,7 


Suche nach Berufsausbildung 
Berufsvorbereitung, Praktikum, Ausland 
Berufsausbilung gerade abgebrochen 
Erwerbstätigkeit, Gelegenheitsarbeiten 
Arbeitslos, Arbeitssuche 

Berufliche Erwachsenenbildung, Weiterbildung 
Allgemeinbildende Schule (Fachoberschule etc.) 
Wehrdienst, Zivildienst, Soziales Jahr 
Hausfrau, Hausmann, Kindererziehung 
Derzeit keine konkreten Pläne, Bemühungen 
Warten auf Bundeswehr, Berufsausbildung (Zusage) 


Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung 


unterschiedlichen Struktur der Ausbildungsplätze ').In den 80er 
Jahren lag die durchschnittliche Ausbildungsdauer bei 34 
Monaten. Vor allem durch die Angleichung der Ausbildungs- 
zeit bei den industriellen Metall- und Elektroberufen auf 42 
Monate Ende der 80er Jahre ist der Wert in den alten Ländern 
auf 36,8 Monate gestiegen. 

Die tatsächliche Ausbildungsdauer ist jedoch auf Grund von 
Verkürzungen bei Vertragsabschlüssen und durch vorzeitige 
Zulassungen zur Prüfung geringer. 15,5 % der Ausbildungsan- 
fänger erhalten bei Vertragsabschluß eine Verkürzung der Aus- 
bildungszeit, meist auf Grund des Besuchs von allgemeinbil- 
denden oder berufsbildenden Schulen; in den alten Ländern 
machen deutlich mehr Auszubildende von dieser Regelung 
Gebrauch (17,9%) als in den neuen Ländern (6,6%). 6% der 
Auszubildenden werden vorzeitig zur Abschlußprüfung zuge- 
lassen. Geht man davon aus, daß die Verkürzung durchschnitt- 
lich ein halbes Jahr beträgt, verringert sich die tatsächliche Aus- 
bildungsdauer für das Jahr 1997 auf 35,2 Monate. 

Die meisten Auszubildenden (71,8 %; vgl. Übersicht 43) wer- 
den in Berufen mit dreijähriger Ausbildungszeit ausgebildet. 
Vor allem im Metallbereich ist jedoch auch die dreieinhalb- 
jährige Ausbildungszeit verbreitet, so daß von den männlichen 
Auszubildenden mehr als jeder dritte (36,2%) einen Ausbil- 
dungsvertrag für einen dreieinhalbjährigen Beruf hat. Bei den 
Frauen liegt der Anteilswert für eine 42monatige Ausbildung 
bei 3,2%. 

2,7% der Auszubildenden haben 1997 Verträge für die erste 
Stufe einer Stufenausbildung erhalten. In den 80er Jahren lag 
dieser Wert um 15%. Seit dem Wegfall der Stufenausbildung 
in den industriellen Elektroberufen und der Neuordnung des 
Berufes Kaufmann/Kauffrau im Einzelhandel Ende der 80er 
Jahre ist die Stufenausbildung quantitativ nur noch von geringe- 


') Vgl. Kapitel 2.2.1 


rem Gewicht. Sie konzentriert sich auf den Bau- und Textilbe- 
reich. Aber auch in diesen Bereichen erhalten viele Auszubil- 
dende gleich von Beginn an einen Vertrag für die zweite Stufe. 

2.2.3 Jugendliche ohne abgeschlossene 
Berufsausbildung 

Im Auftrag des Bundesministeriums für Bildung und For- 
schung wurde im Juni/Juli 1998 eine repräsentative tele- 
fonische Befragung von Jugendlichen durchgeführt.') Ziel- 
gruppe der Untersuchung waren junge Menschen ohne abge- 
schlossene Berufsausbildung. 


') Mit der Durchführung der Telefoninterviews hat das Bundesinstitut für 
Berufsbildung das EMNID-Institut Bielefeld beauftragt. 


Übersicht 43: Neuabschlüsse uach Ausbildungs- 
dauer gemäß Ausbildungsordnung 1997 


Dauer der Ausbildung 

Neuabschlüsse 

Anteil der 
Neuabschlüsse 
des Berufs an 
allen Neu- 
abschlüssen 

Bis zu 24 Monate 

18.936 

3,1 

30 Monate bis 36 Monate 

429.260 

71,8 

42 Monate 

133.826 

22,4 

Stufenausbildung, 1. Stufe 

15.778 

2,7 

Insgesamt 

597.800 

100,0 

Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 47, Seite 67 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 1 1, Bildung und Kultur, Reihe 3, 

Berufliche Bildung 1997, Erhebung zum 31. Dezember; Berechnungen 
des Bundesinstituts für Berufsbildung 
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2.2 Strukturelle Entwicklung 


Schaubild 4 


Prozentuale Verteilung der Jugendlichen mit Berufsabschluß bzw. derzeit in Berufsausbildung gegenüber 
Jugendlichen ohne Berufsabschluß nach Alters] ahrgängen 

(in Prozent) 



Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung 


Befragt wurden 14.782 junge Menschen im Alter zwischen 20 
und 29 Jahren mit deutscher und ausländischer Staatsan- 
gehörigkeit in den alten und neuen Ländern. Von diesen jungen 
Erwachsenen waren zum Zeitpunkt der Befragung 1.712 junge 
Menschen ohne abgeschlossene Berufsausbildung. Damit be- 
trägt der prozentuale Anteil 11,6%. Getrennt nach alten und 
neuen Ländern ergibt sich für die alten Länder eine Quote von 
12,2% und von 8% für die neuen Länder. Hochgerechnet auf 
der Basis der Angaben des Statistischen Bundesamtes ist anzu- 
nehmen, daß 1998 in der Bundesrepublik Deutschland etwa 
1,3 Millionen Jugendliche im Alter zwischen 20 und 29 Jahren 
ohne abgeschlossene Berufsausbildung blieben. 

Eine Erwerbstätigkeit übten zwei von fünf der jungen Erwach- 
senen ohne Berufsabschluß aus (43,5%; vgl. SchaubUd 3). ') 
Ein Fünftel von ihnen war im Haushalt beschäftigt ( 1 9,7%) und 
jeder zehnte war zum Zeitpunkt der Befragung arbeitslos 
gemeldet oder auf Arbeitssuche (11,1%). Jeder elfte Jugend- 
liche absolvierte zum Zeitpunkt der Befragung seinen Wehr- 
oder Zivildienst. Im Vergleich zu jungen Erwachsenen mit 
Berufsabschluß liegt bei Jugendlichen ohne Berufsabschluß die 
Erwerbstätigenquote um fast 40% niedriger. Der Anteil der im 
Haushalt tätigen Jugendlichen ist dagegen fast dreimal, der 
Anteil arbeitsloser Jugendlicher mehr als doppelt so hoch. 

Die Untersuchung der befragten Jugendlichen nach Altersjahr- 
gängen zeigt (vgl. Schaubild 4), daß im Durchschnitt der 
Anteil Jugendlicher ohne Berufsabschluß bis zum 23. Lebens- 
jahr deutlich abnimmt und auf einem Niveau von 10% ver- 
bleibt. Dies könnte - neben Gründen wie dem Wehr- und Zivil- 
dienst bei den männlichen Jugendlichen - eine Konsequenz aus 


) Jugendliche, die trotz fehlendem Berufsabschluß eine Erwerbstätigkeit 
ausüben, sind in der Mehrzahl als an- bzw. ungelernte Arbeitskräfte 
beschäftigt (55,6%), nach eigenen Angaben aber auch zu 13,4% als 
Fachkraft und zu 8,5 % sogar als Selbständiger bzw. Freiberufler tätig. 


längeren Such- und Orientierungsphasen der Jugendlichen oder 
die Folge zusätzlicher Warteschleifen vor Ausbildungsbeginn 
auf Grund einer angespannten Lehrstellensituation sein. Ab 
dem 23. Lebensjahr bleiben dann etwa 10% aus der Alters- 
gruppe der 20- bis 29jährigen langfristig ohne beruflichen Ab- 
schluß. 

Unter den ausgewählten Merkmalen, die den Ausbildungsweg 
junger Menschen kennzeichnen, spielte offenbar die Staatsan- 
gehörigkeit eine besondere Rolle. Die Gruppe ausländischer 
Jugendlicher') ist unter den jungen Erwachsenen ohne Berufs- 
abschluß überproportional vertreten (vgl. Schaubild 5). Unter 
den Jugendlichen aus den alten Ländern im Alter zwischen 20 
und 29 Jahren waren zum Zeitpunkt der Befragung ohne 
Berufsabschluß: 

- 8,1 % der deutschen Jugendlichen, 

- 39,7% der türkischen Jugendlichen, 

- 28,1% der Jugendlichen mit einer anderen ausländischen 
Staatsangehörigkeit"). 

Der fehlende berufliche Abschluß ist offenbar vor allem ein 
Problem der älteren ausländischen Jugendlichen. In der Alters- 
gruppe der 25- bis 29jährigen jungen Erwachsenen ist fast jeder 
zweite türkische junge Erwachsene ohne Berufsabschluß 
geblieben. Auch die griechischen (37,8%) und die portugie- 
sischen Jugendlichen (36,3 %) kommen auf einen vergleichs- 
weise hohen Anteil. Bei den jüngeren Altersjahrgängen unter 
den ausländischen Jugendlichen liegen die Ungelerntenquoten 
deutlich niedriger. 


') Zur Ausbildungssituation ausländischer Jugendlicher vgl. Kapitel 2.1 .2, 
ferner Kapitel 3.3.3. 

Erfaßt wurden hier italienische, griechische, jugoslawische (einschließ- 
lich mazedonische, slowenische, ki'oatische, bosnische) sowie portugie- 
sische Staatsangehörigkeiten. 
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Schaubild 5 


Jugendliche ohne Berufsabschluß nach Staatsange- 
hörigkeit und Altersgruppen in den alten Ländern 

(in Prozent) 



I Deutsche Jugendliche □ Türkische Jugendliche 
Q Ausländische Jugendliche (ohne türkische Jugendliche) 

Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung 


Teilweise könnte dies auf Zuzüge von Jugendlichen aus dem 
Ausland im fortgeschrittenen Alter zurückzuführen sein: Wird 
die Quote ungelernter Jugendlicher unter den ausländischen 
Jugendlichen nur auf diejenigen bezogen, die in Deutschland 


geboren sind, so bleibt sowohl in den jüngeren als auch den 
älteren Altersjahrgängen etwa jeder vierte ohne Berufsab- 
schluß. Sind Jugendliche außerhalb Deutschlands geboren, 
steigt der Anteil junger Erwachsener ohne Berufsabschluß stark 
an (38,1 %), derjenigen über 24 Jahre auf 41,2%. 

Die Ergebnisse der Untersuchung zeigen die unverändert hohe 
Bedeutung der schulischen Vorbildung für die berufliche Inte- 
gration der Jugendlichen (vgl. Schaubild 6). Die höchsten 
Ungelemtenanteile weisen im Durchschnitt Jugendliche ohne 
Schulabschluß auf, das sind 57,7% der Jugendlichen ohne 
Schulabschluß bzw. mit einem Sonderschulabschluß. Eine 
zweite Gruppe mit sehr hohem Ungelemtenanteil sind Jugend- 
liche mit einem im Ausland erworbenen Schulabschluß bzw. 
mit einem anderen, nicht genauer spezifizierten Schulabschluß: 
47,8% dieser Jugendlichen haben keinen Berufsabschluß. Mit 
deutlichem Abstand folgen mit 16,9% die ungelernten Jugend- 
lichen mit Hauptschulabschluß, mit Fachhochschulreife 
(11,4%) und die Abiturienten (9,8%). Den niedrigsten Un- 
gelemtenanteil erreichen Jugendliche mit mittlerer Reife, von 
denen nur 6, 1 % ohne abgeschlossene Bemfsausbildung geblie- 
ben sind. 

Zwei von fünf Jugendlichen aus der Gmppe ohne Ausbildungs- 
abschluß haben von vornherein keine Ausbildungsstelle ge- 
sucht (37,9%); jeder achte Jugendliche (12,3%) hat seine Aus- 
bildungsstelle nicht angetreten und jeder siebte (14%) hat sich 
erfolglos um eine Bemfsausbildungsstelle bemüht. Mehr als ein 
Drittel (35,9%) hat eine Ausbildung begonnen, sie jedoch wie- 
der abgebrochen. 

Unter den Jugendlichen, die keine Ausbildung nachgefragt 
haben, waren einige Merkmale vorherrschend: Über die Hälfte 
besitzt eine ausländische Staatsangehörigkeit (55,3%). Über- 
proportional stark sind Jugendliche ohne Schulabschluß oder 


Schaubild 6 


Jugendliche ohne Berufsabschluß nach Nationalität*’ und Schulabschuß 

(in Prozent) 


Durchschnitt 


Ohne Schulabschluß, 
Sonderschulabschluß 


Anderer Abschluß, einschließlich 
im Ausland erworben 


Hauptschule 


Mittlere Reife 


Fachhochschulreife 


Hochschulreife 



Von allen deutschen Jugendlichen im Alter zwischen 20 und 29 Jahren mit einem Sonderschulabschluß 
oder ohne Schulabschluß bleiben 33,6 % ohne Berufsabschluß. 


Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung 
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mit Abgangszeugnis sowie mit Schulabschlüssen aus ihrem 
jeweiligen Herkunftsland vertreten (27,1%). Jeder zweite 
begründete seinen Verzicht auf eine Berufsausbildung') mit 
dem Hinweis auf schlechte persönliche Voraussetzungen für 
die Aufnahme einer Berufsausbildung. Weitere Motive waren 
aus Sicht der Jugendlichen die fehlende Lembereitschaft auf 
Grund attraktiverer Alternativen zur Ausbildung (z.B. „wollte 
schnell Geld verdienen“, „wollte bald heiraten“ usw.). 

Die erfolglose Suche nach einer Ausbildungsstelle trifft offen- 
bar vor allem ausländische Jugendliche. Mit 42,9% liegt ihr 
Anteil dreimal so hoch wie in der Gesamtstichprobe. Fast die 
Hälfte verfügte über keinen Schulabschluß, einen Hauptschul- 
abschluß oder einen im Ausland erworbenen Schulabschluß. 
Vor allem die angespannte Lage auf dem Ausbildungsstellen- 
markt, die Konkurrenz zu anderen Bewerbern mit besseren 
Schulabschlüssen oder insgesamt nicht weiter spezifizierte all- 
gemeine Voraussetzungen bei der Aufnahme einer Berufsaus- 
bildung führten aus Sicht der Jugendlichen zur erfolglosen 
Bewerbung. Hinzu kamen persönliche Gründe, beispielsweise 
„Zeugnisse waren nicht gut genug“, „Aufnahmetest wurde 
nicht bestanden“, „Eindruck, daß Ausländer nicht genommen 
werden“ oder anderes. 

Wer erfolgreich nach einer Ausbildungsstelle gesucht hat, diese 
aber nicht antritt, geht in der Regel von günstigen persönlichen 
Voraussetzungen aus. Rund die Hälfte der Jugendlichen aus 
dieser Gruppe besaßen die Hochschulreife (49%) oder einen 
mittleren Schulabschluß (22%). Hier wurden zu gleichen 
Teilen entweder auf die Ausbildung bezogene Gründe oder rein 
persönliche Motive genannt. 

Bei über zwei Drittel der befragten Jugendlichen, die eine Aus- 
bildung abgebrochen haben, handelte es sich um den Abbruch 
einer Lehre (70,4%); fast ein Fünftel hat ein Fachhochschul-, 
Universitätsstudium oder ein Studium an einer Berufsakademie 
aufgegeben (18,4%), jeder zehnte hat eine schulische oder son- 
stige Ausbildung nicht beendet (z.B. für Beamte im mittleren 
Dienst ( 1 1 ,2 %)). Jeder vierte Jugendliche hat seine Ausbildung 
aus familiären Gründen abgebrochen, jeder fünfte meinte, sich 
für eine falsche Ausbildung entschieden zu haben, jeweils jeder 
zehnte hatte entweder Streit mit Vorgesetzten oder Kollegen 
oder gab gesundheitliche Probleme an. 

Der Abbruch einer betrieblichen Ausbildung geschah in 14% 
der Fälle während der Probezeit, 27% brachen im 1. Ausbil- 
dungsjahr, 51% später ab, jedoch vor der Abschlußprüfung. 
8 % lösten das Ausbildungsverhältnis wegen nicht bestandener 
Abschlußprüfung auf In etwa der Hälfte der Fälle ging die 
Initiative für den Ausbildungsabbruch von den Jugendlichen 
aus, in jedem fünften Fall wurde einvemehmlich mit dem 
Betrieb das Vertragsverhältnis gelöst. 

Über die Hälfte der Jugendlichen, die Schwierigkeiten bei der 
Suche oder beim Antritt ihrer Ausbildungsstelle hatten 
(56,5%), ist an weiteren Qualifizierungsmaßnahmen interes- 
siert, je nach schulischer Vorbildung entweder an einer betrieb- 
lichen Lehre (40,3 %), an einem Studium (35,7%) oder an einer 
(berufs-)schulischen Ausbildung, einer beruflichen Weiterbil- 
dung oder ähnlichem (24%). Die verbleibenden 43,5% der 
befragten Jugendlichen mit Schwierigkeiten bei der Lehr- 
stellensuche leimten weitere Qualifizierungsversuche ab. 

Für fast die Hälfte der Ausbildungsabbrecher ist die Beendi- 
gung der Ausbildung endgültig (44%), da sie auf Nachfrage 
kein Interesse an weiteren Qualifizierungsversuchen signali- 
sierten. Kommt eine weitere Ausbildimg in Betracht, so konn- 


') Die Jugendlichen konnten maximal zwei Gründe angeben. Zur Verein- 
fachung der Interpretation wurden die Antworten auf 100 prozentuiert. 


2.3 Schulische Berufsausbildung 

ten sich 40,9% der Befragten eine Lehrstelle und 19,7% eine 
berufsbegleitende Qualifizierungsmaßnahme vorstellen. 18,7% 
interessierten sich für ein Studium. 

Die Einschätzung der Verwertbarkeit des im Verlauf der bishe- 
rigen Ausbildung erworbenen Wissens war unter den Ausbil- 
dungsabbrechem geteilt: 52,3 % gingen von einem großen oder 
mittleren Nutzen, die andere Hälfte von einem nur geringen 
(10,9%) oder sogar von gar keinem Nutzen (36,9%) aus. Zwei 
von drei Jugendlichen gaben an, daß sie in bestimmten Berei- 
chen eine Reihe von beruflichen Erfahrungen gesammelt 
haben, die sie in eine Ausbildung einbringen könnten oder die 
ihnen eine Ausbildung erleichtern würden. Dementsprechend 
stehen auch die meisten Jugendlichen der Idee aufgeschlossen 
gegenüber, die in der abgebrochenen Ausbildung erworbenen 
Kenntnisse und das möglicherweise schon mit Prüfungen 
belegte Wissen in Form eines sogenannten Bildungspasses zer- 
tifiziert zu bekommen. 


2.3 Schulische Berufsausbildung 

2.3.1 Berufsvorbereitungsjahr, 
Berufsgruudbildungsj ahr, Berufsfachsehulen 

Berufsvorbereitungsjahr 

Beim Berufsvorbereitungsjahr handelt es sich um einen ein- 
jährigen Ausbildungsgang in Vollzeitform. Ziel ist, die Jugend- 
lichen auf eine berufliche Ausbildung vorzubereiten. Die schu- 
lische Vorbildung der Teilnehmer am Berufsvorbereitungsjahr 
ist in der Regel so niedrig, daß sie als Bewerber auf dem Aus- 
bildungsstellenmarkt kaum Chancen hätten. Eine deutliche 
Mehrheit verfügt nicht über einen Hauptschulabschluß. Dieser 
kann jedoch während des Berufsvorbereitungsjahrs nachgeholt 
werden. Rund zwei Drittel (63%) der Teilnehmer am Berufs- 
vorbereitungsjahr 1997 waren männlich. 

Seit 1992 hat die Anzahl der Schüler im Berufsvorbereitungs- 
jahr kontinuierlich zugenormnen und betrug 1997 rund 66.400, 
gegenüber dem Vorjahr (65.200) eine Steigerung um rund 2%. 
Die Steigerung fiel diesmal jedoch weit geringer aus als im 
Vorjahr, als sie noch 17% betrug. 

Die meisten Schüler kamen 1997 aus Baden-Württemberg 
(1 1.700), Sachsen (8.500), Bayern (5.800) und Niedersachsen 
(5.400), womit sich in diesen vier Ländern nahezu die Hälfte 
aller Teilnehmer des Berufsvorbereitungsjahrs befanden. Im 
Saarland (350), in Bremen (900) und Schleswig-Holstein (900) 
waren die niedrigsten Teilnehmerzahlen zu verzeichnen. In 
Brandenburg gibt es das Berufsvorbereitungsjahr nicht. Die 
stärksten Steigerungen gegenüber 1996 traten in Nordrhein- 
Westfalen (+21,4%) und Bayern (+20,4%) auf, überdurchschnitt- 
lich hoch war auch der Anstieg in Hamburg (+8,0%), zurückge- 
gangen sind die Schülerzahlen in Berlin (-17,0%), Mecklenburg- 
Vorpommern (-9,7%), Rheinland-Pfalz (-6,0%) und Thüringen 
(-4,9%). Über die nach Ländern differenzierten Teilnehmerzahlen 
des Bemfs Vorbereitungsjahres in den Jahren 1996 und 1997 infor- 
miert Tabelle 2/2 im Anhang. 

Schulisches Berufsgrundbildungsjahr 

Schüler im Berufsgrundbildungsjahr erhalten eine berufsfeld- 
bezogene Grundbildung (z.B. in den Berufsfeldem Metalltech- 
nik, Elektrotechnik oder Wirtschaft und Verwaltung). Der 
Unterricht wird im Gegensatz zur kooperativen Form des 
Berufsgrundbildungsjahrs, bei dem die Schüler zugleich Aus- 
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zubildende sind, vollzeitschulisch durchgefiihrt. Ist der Besuch 
erfolgreich, kann er auf die Berufsausbildung im dualen System 
durch eine Verkürzung der Ausbildungszeit angerechnet wer- 
den. 

Die Anzahl der Teilnehmer am Berufsgrundbildungsjahr lag 
1997 bei 40.200. Gegenüber dem Vorjahr nahm sie nur noch 
geringfügig um 0,7% zu. In den neuen Ländern kommt dem 
schulischen Berufsgrundbildungsjahr nach wie vor eine ver- 
hältnismäßig geringe Bedeutung zu: Im Jahr 1995 stammten 
lediglich 6% der Schüler des Berufsgrundbildungsjahres aus 
den neuen Ländern, 1996 waren es 8%, 1997 ging der Anteil 
der neuen Länder wieder auf 6% zurück. Dort wird es auch nur 
in drei von fünf Ländern angeboten, in Brandenburg und Meck- 
lenburg-Vorpommern nicht. In den alten Ländern ist das 
Berufsgrundbildungsjahr am stärksten in Niedersachsen ver- 
treten. Jeder dritte Schüler stammt aus diesem Land. Gegen- 
über dem Vorjahr ist die Schülerzahl dort allerdings rückläufig 
(-4,7%). Auch in Bayern ist sie 1997 um 4,7% zurückgegan- 
gen. Die stärksten Anstiege gegenüber dem Vorjahr hat das 
Berufsgrundbildungsjahr in Nordrhein-Westfalen (-1-19,3%), 
Hessen (-t 15,4%) und Rlieinland-Pfalz (-t 1 1,6%) zu verzeich- 
nen. 

Über die Entwicklung des schulischen Berufsgrundbildungs- 
jahrs in den einzelnen Ländern und die Teilnehmerzahlen in 
den Jahren 1996 und 1997 informiert Tabelle 2/2 im Anhang. 

Berufsfachschulen 

Die Anzahl der Schüler in Berufsfachschulen') ist im Jahr 1997 
nochmals deutlich angestiegen. Sie betrug rund 366.600 und 
lag damit gegenüber 1996 um rund 11% höher. Die Steige- 
rungsrate gegenüber den Vorjahren hat sich ebenfalls erhöht 
(1994/1995: 4%; 1995/ 1996: 8%). Mit Ausnahme des Saar- 
lands, wo die Anzahl der Berufsfachschüler 1997 auf dem Vor- 
jahresstand blieb, war in allen Ländern ein Anstieg festzustel- 
len. Am stärksten fiel er in den fünf neuen Ländern (ohne Ber- 
lin) aus, wo die Anzahl der Berufsfachschüler 1997 rund 
67.000 erreichte und damit gegenüber dem Vorjahr um 47% 
anstieg. Allein in Sachsen gab es mit 23.400 Berufsfach- 
schülem mehr als doppelt so viele wie im Vorjahr (10.300). 
Dieser hohe Anstieg in Sachsen, aber auch die Aufwüchse in 
Thüringen und Mecklenburg- Vorpommern sind allerdings 
weitgehend durch eine Umstellung der Statistik bedingt. Die 
fast 1 1.000 Schüler und Schülerinnen, die im Vorjahr in Sach- 
sen Schulen des Gesundheitswesens besuchten, wurden 1997 
bei den Berufsfachschulen erfaßt. Auch in Thüringen und teil- 
weise in Mecklenburg- Vorpommern werden die Schulen des 
Gesundheitswesens seit 1997 in der Statistik der Berufsfach- 
schulen (außerhalb BBiG/HwO) erfaßt.-) 

Insgesamt zeigt sich aber auch, daß die Programme der neuen 
Länder zum Ausbau der Berufsfachschulen offensichtlich 
bewirkt haben, daß diese meist mehrjährigen Bildungsangebote 
mit praktischem Ausbildungsanteil in Betrieben verstärkt ge- 
nutzt werden. In diese Richtung weisen auch die stagnierenden 
Schülerzahlen in den alternativen einjährigen Bildungsgän- 
gen des Berufsgrundbildungs- und Berufsvorbereitungsjahrs. 
Tabelle 2/3 im Anhang informiert über die Entwicklung der 
Schülerzahlen in Berufsfachschulen von 1995 bis 1997 nach 
Ländern. Ausgewiesen sind auch der Frauenanteil und der 
Anteil der Schüler im ersten Schuljahr. 


0 Ohne Berufsgmndbildungsjahr in Bemfsfachschulen, jedoch einschließ- 
lich der Berufsfachschulzweige an den freien Waldorfschulen 
0 Vgl. Kapitel 2.3.2 


Im Jahr 1997 besuchten 46 % der Berufsfachschüler die Berufs- 
fachschulen mit dem Ziel, einen beruflichen Abschluß zu 
erwerben; dabei entfielen 39 Prozentpunkte auf einen Abschluß 
außerhalb und sieben Prozentpunkte auf einen Berufsabschluß 
nach BBiG und HwO. Damit ist die Anzahl derjenigen, die in 
Berufsfachschulen einen Berufsabschluß erwerben wollen, 
gegenüber 1996 (39% mit angestrebtem Berufsabschluß) deut- 
lich gestiegen. Aktuell handelt es sieh damit um fast die Hälfte 
aller Schüler und Schülerinnen. 25% (Vorjahr: 28%) der Be- 
rufsfachschüler erhielten eine berufliche Grundbildung, die 
zum Realschulabschluß führen soll, weitere 21% (Vorjahr: 
24%) eine Grundbildung, die diesen bereits voraussetzt. Der 
Anteil der Schüler, die eine berufliche Grundbildung erhielten, 
die sowohl in Hinblick auf die Eingangsvoraussetzung als auch 
auf den Abschluß unterhalb des Realschulabschlusses blieb, 
belief sich auf 8% (Vorjahr: 9%). 

2.3.2 Vollqualifizierende Ausbildung an Berufsfach- 
schulen 

Berufsfachschulen, die einen beruflichen Abschluß in einem 
Beruf außerhalb des dualen Systems vennitteln, konnten im 
Schuljahr 1997/1998 wiederum wachsende Schülerzahlen ver- 
zeichnen (vgl. Übersichten 44 und 45). Die Schüler und Schü- 
lerinnen haben bei auswärtiger Unterbringung Anspruch auf 
BAföG; ein Teil der Schulen erhebt Schulgeld. Im Vergleich 
zum Vorjahr waren dort 21 % mehr Schüler und Schülerinnen 
in Ausbildungsgängen für Berufe, die keine Ausbildungsberufe 
gemäß BBiG oder HwO sind. Diese Steigerungsrate gibt den 
Aufwuchs überhöht wieder. Ab 1997 werden die Schulen des 
Gesundheitswesens in den Ländern Sachsen und Thüringen 
voll und in Mecklenburg- Vorpommern teilweise in der Statistik 
der Berufsfachschulen (außerhalb BBiG/HwO) erfaßt. Insge- 
samt liegt die Schülerzahl damit bei rund 141.600, davon sind 
80 % Schülerinnen. Der Frauenanteil ist gegenüber den Vorjah- 
ren nochmals geringfügig gestiegen. 

Die quantitative Entwicklung der Ausbildung in Berufen außer- 
halb BBiG/HwO läßt sich genauer ablesen, wenn man die 
Anzahl aller Schüler an Berufsfachschulen und die Anzahl der 
Schüler in Sozial- und Gesundheitsdienstberufen an Fach- 
schulen und Schulen des Gesundheitswesens zusammenge- 
nommen über die Jahre vergleicht. Zu den Fachschulen gerech- 
net wird in manchen Eändem die Ausbildung in Alten-, Fami- 
lien- und Heilerziehungspflege. Es bleibt anzumerken, daß 
Berufsausbildung im Sekundarbereich außerhalb BBiG/ HwO 
damit dennoch nicht vollständig erfaßt ist, weil die Ausbildung 
für die mittlere Beamtenlaufbahn darin nicht enthalten ist. Im 
Jahr 1997 waren an Berufsfachschulen und Fachschulen sowie 
Schulen des Gesundheitswesens 291.455 Schüler und Schüle- 
rimien in Ausbildung außehalb BBiG/HwO. Im Jahr 1996 
waren es mit 277.107 insgesamt 14.348 Schüler weniger, was 
eine Steigerung von 5,2% bedeutet'). Zum Vergleich: Von 
1996 zu 1995 betrug die Steigerung 6,9%. 

An den Berufsfachschulen, die einen Ausbildungsabschluß 
gemäß BBiG und HwO in Vollzeitform vermitteln, liegt die 
Steigerungsrate der Schülerzahlen bei 58%. Insgesamt wurden 
24.517 Schüler gemeldet, davon 62% Frauen (vgl. Übersicht 
45). Dieser enonne Aufwuchs ist hauptsächlich auf die Ent- 
wicklung in den neuen Eändem zurückzuführen. So bilden z. B. 
Brandenburg mit 2.549 Schülern und Sachsen- Anhalt mit 2.817 
Schülern erstmals gemäß BBiG/HwO an Bemfsfachschulen 
aus. Zu der Steigemng tmg auch der überproportionale Zu- 
wachs in Berlin, Bremen und Thüringen bei. Die am stärksten 


') Vgl. Berafsbildungsbericht 1998, Kapitel 2.3.2 
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Übersicht 44: Schüler und Schülerinnen an Bcrufsfachschulen, die einen Berufsausbildungsabschluß außer- 
halb von BBiG und HwO anstreben, im Vergleich zu Berufsschülern und Berufsschülerinnen mit Ausbildungs- 
vertrag 1993 bis 1997 


Jahr 

Schüler an 

BFS 

außerhalb 

BBiG/HwO 

Vergleich 
zum Vorjahr 

Davon weiblich 

Berufsschüler 
mit Ausbil- 
dungsver- 
trag (Aus- 
zubildende) 

Vergleieh 
zum Vor- 
jahr 

Verhältnis 

BFS ; BS 
(Spalte 2: 
Spalte 6) 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

1993 

108.260 

10,3 

87.402 

80,7 

1.587.599 

-3,2 

6,8 

1994 

116.063 

7,2 

92.903 

80,0 

1.512.870 

M,7 

7,7 

1994‘) 

102.479 


80.569 

78,6 




1995 

109.067 

6,4 

85.508 

78,4 

1.499.662 

-0,9 

7,3 

1996 

116.885 

7,2 

92.936 

79,5 

1.563.718 

4,3 

7,5 

1997 

141.596 

21,1 

112.802 

79,7 

1.590.805 

1,7 

8,9 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 48, Seite 68 
BFS=Berufsfachschulen, BS=TeilzeitberufsschuIen 

') Nach Umstellung der statistischen Erfassung ohne Erzieher (auch in den Folgejahren) 


Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 


besetzten Ausbildungsberufe an Berufsfachschulen sind Haus- 
wirtschafter/Hauswirtschafterin (4.949 Schüler), kaufmänni- 
sche und Büroberufe (3.667 Schüler), Hotel- und Gaststättenbe- 
rufe (1.214 Schüler), Technische Zeichner/ Technische Zeich- 
nerin imd verwandte Berufe (1.050 Schüler) sowie Elektroberu- 
fe (1.035 Schüler). In einigen Ländern sind auch die Berufe in 
der Textilverarbeitung, des Baubereichs, die Dienstleistungs- 
kaufleute und Kaufleute in Datenverarbeitung und im Rech- 
nungswesen stark vertreten. 

Der insbesondere in den neuen Ländern zu verzeichnende 
sprunghafte Anstieg der Schülerzahlen an Berufsfachschulen 
gemäß BBiG/HwO in den Jahren 1996 und 1997 hängt mit der 
Umstrukturierung der Förderung von Ausbildungsplätzen 
zusammen. In früheren Jahren wurden zusätzlich benötigte 
Ausbildungsplätze in außerbetrieblichen Ausbildungseinrich- 
tungen gefordert. Mit Einführung des Aktionsprogramms 
Lehrstellen Ost entstanden viele Ausbildungsgänge gemäß 
BBiG/HwO an Berufsfachschulen. ') Die Entwicklung der Zah- 
len im 1. Schuljahrgang macht das deutlich. Diesem Anstieg 
der Schülerzahlen in vollschulischen Berufsausbildungen an 
Berufsfachschulen, Fachschulen und Schulen des Gesundheits- 
wesens steht 1997 ein Anstieg der Anzahl der Auszubildenden 
im dualen System von 1,7% im Vergleich zum Vorjahr ge- 
genüber. Bei den im Jahr 1997 neu abgeschlossenen Ausbil- 
dungsverträgen beträgt die Steigerungsrate gegenüber 1996 
2,3 % (vgl. Übersicht 46). Die entsprechende Steigerungsrate 
für Schüler an Berufsfachschulen außerhalb BBiG/HwO im 
1. Schuljahrgang beträgt 18,5%. Zum Vergleich: Die Anzahl 
der Schulentlassenen aus allgemeinbildenden Schulen stieg im 
selben Zeitraum um 2,7 %. ^) 


') Vgl. Feiler, G.: „Programme und Konzepte zur Versorgung von Ausbil- 
dungsplatznachfragem“, in: Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis, 
Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.), Heft 5, 1998 sowie Kapitel 
1.1.4 

0 Quelle: Statistisches Bundesamt, Bildung im Zahlenspiegel, und münd- 
liche Vorabmeldung für 1997 


Die Veränderungen der Schülerzahlen bei den Ausbildungen 
außerhalb BBiG/HwO bestehen aus einer Kombination von 
berufs- und länderspezifischen Effekten. Bei der regionalen 
Entwicklung ist kein einheitlicher Trend erkennbar (vgl. Über- 
sicht 47). Neben der veränderten Erfassung in den neuen Län- 
dern, die sich in großen Steigerungsraten niederschlägt, gibt es 
leicht sinkende oder stagnierende Entwicklungen ebenso wie 
kräftige Zuwächse. In den Flächenländem Hessen, Nordrhein- 
Westfalen, Rheinland-Pfalz und Niedersachsen sind (z. T. wie- 
der) sprunghaft steigende Zahlen zu verzeichnen. In Branden- 
burg sind Sozialbetreuer und Wirtschaftsassistenten erstmalig 
mit hohen Schülerzahlen ausgewiesen. Während Wirtschaftsas- 
sistenten schon seit Jahren in Brandenburg ausgebildet werden 
und bisher offenbar nur unter dieser Bezeichnung nicht auf- 
tauchten, haben bei Sozialbetreuem Veränderungen der Eck- 
werte zur Erfassung bei den vollqualifizierenden Berufsfach- 
schulen geführt. Statt einer einjährigen Schulzeit, die der Vor- 
bereitung auf die Erzieherschule diente, ist die Ausbildung nun 
zweijährig und eher eigenständig angelegt. 


Übersicht 45: Schüler und Schülerinnen an Berufs- 
fachschulen, die einen Berufsausbildungsabschluß 
gemäß BBiG und HwO anstreben, 1993 bis 1997 


Jahr 

Ins- 

gesamt 

Anzahl 

Ver- 

gleich 

zum 

Vorjahr 

Anteil weiblich 

Schüler 

im 1. 

Schul- 

jahrgang 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

1993 

8.604 

2,9 

5.362 

62 

4.100 

1994 

9.844 

14,4 

6.447 

65 

4.296 

1995 

11.100 

12,8 

7.615 

69 

4.644 

1996 

15.556 

40,1 

9.812 

63 

6.787 

1997 

24.517 

57,6 

15.239 

62 

14.550 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 49, Seite 68 


Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des Bundesinstituts flir Berufs- 
bildung 
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Übersicht 46: Ausbildungsbeginner an Berufsfachschulen außerhalb von BBiG und HwO und im dualen 
System 1993 bis 1997 


Jahr 

Schüler an 

BFS außerhalb 
BBiG/HwO, 

1 . Jahrgang 

Vergleich 

zum 

Vorjahr 

Davon weiblich 

Neu abge- 
schlossene 
Ausbildungs- 
verträge 

Vergleich 
zum Vorjahr 

Verhältnis 

BFS : Auszu- 
bildende 
(Spalte 2 : 

Spalte 6) 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

1993 

54.982 

11,1 

44.044 

80,1 

570.093 

-4,2 

9,6 

1994 

53.732 

-2,3 

41.695 

77,6 

568.082 

-0,4 

9,5 

1995 

58.067 

8,1 

45.341 

78,1 

572.774 

0,8 

10,1 

1996 

62.263 

7,2 

48.659 

78,2 

574.327 

0,3 

10,8 

1997 

73.797 

18,5 

57.393 

77,8 

587.517 

2,3 

12,6 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 50, Seite 69 
BFS = Berufsfachschulen 


Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 


Der berufsbezogene Vergleich wird einerseits erschwert durch 
die beschriebene, vermehrte Zuordnung und dadurch bedingte 
Erfassung von Gesundheitsdienstberufen bei Berufsfachschu- 
len. Zum anderen wurde die Systematik umgestellt auf die 
Klassifizierung der Berufe des Statistischen Bundesamts von 
1992, womit sich die Kennziffern und Berufsbezeichnungen 
ändern, die darüber hinaus nicht mehr als dreistellige Ord- 
nungskeimziffem, sondern nun genauer als vierstellige Bemfs- 
kermziffem angegeben werden. Dadurch erscheinen manche 
Steigerungsraten überhöht, andere sind nicht berechenbar. 


Auch irmerhalb der Sozial- und Gesundheitsdienstberufe hat es 
viel Bewegung in der statistischen Erfassung gegeben. Insge- 
samt beträgt die Steigerungsrate in diesen Berufen an allen 
Schulformen im Vergleich zum Vorjahr 1 ,2 %. 

Unabhängig von statistischen Verzerrungen ist ein bemerkens- 
werter Aufwuchs zu verzeiclmen im Bereich der Wirtschaftsas- 
sistenten im weiteren Sinne (einschließlich Fremdsprachenkor- 
respondenten und -Sekretäre), der Informationstechnischen 
Assistenten im weiteren Sinne und der personenbezogenen 
Dienstleistungs- und Pflegebemfe (vgl. Übersicht 48). Bei den 


Übersicht 47: Entwicklung der Schüler- und Schülerinnenzahlen an Berufsfachschulen außerhalb von BBiG 
und HwO 1996 und 1997 


Land 

1996 

1997 

Veränderang gegenüber dem Vorjahr 

Anzahl 

Anzahl 

Prozent 

Baden-Württemberg 

25.551 

25.793 

242 

0,9 

Bayern 

16.778 

17.754 

976 

5,8 

Berlin 

2.420 

2.415 

-5 

-0,2 

Brandenburg 

1.402 

2.718 

1.316 

93,9 

Bremen 

911 

955 

44 

4,8 

Hamburg 

2.506 

2.620 

114 

4,5 

Hessen 

3.160 

3.824 

664 

21,0 

Mecklenburg- V orpommem 

5.134 

6.079 

945 

18,4 

Niedersachsen 

11.644 

14.140 

2.496 

21,4 

N ordrhein- W estfalen 

13.720 

15.955 

2.235 

16,3 

Rheinland-Pfalz 

4.305 

4.907 

602 

14,0 

Saarland 

591 

525 

-66 

-11,2 

Sachsen 

8.020 

20.662 

12.642 

157,6 

Sachsen-Anhalt 

6.791 

7.854 

1.063 

15,7 

Schleswig-Holstein 

3.192 

3.297 

105 

3,3 

Thüringen 

10.760 

12.098 

1.338 

12,4 

Alte Länder 

82.358 

89.770 

7.412 

9,0 

Neue Länder einsehließlich Berlin 

34.527 

51.826 

17.299 

50,1 

Insgesamt 

116.885 

141.596 

24.711 

21,1 

Vgl. Bemfsbildungsbericht 1998, Übersicht 52, Seite 70 

Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 
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Übersicht 48: Entwicklung der Schüler- und Schülerinnenzahlen in den zehn am stärksten besetzten Berufen 
an Berufsfachschulcn außerhalb von BBiG und HwO 


Beruf 

1996/1997 

1997/1998 

Veränderung 

1997 zu 1996 


Anzahl') 


Prozent 

Kinderpfleger/Kinderpflegerin 

21.657 

22.364 

3,3 

Kaufmännischer AssistentAVirtschaftsassistent/ 

Kaufmännische Assistentin/Wirtschaftsassistentin 

6.868 

9.433 

37,3 

Altenpfleger/ Altenpflegerin 

7.949 

8.022 

0,9 

Krankenpfleger/Krankenschwester 


7.572 


Fremdsprachenassistent/Europasekretär/ 

Fremdsprachenassistentin/Europasekretärin 

6.976 

7.249 

3,9 

Sozialassistent/Sozialassistentin 


6.600 


Physiotherapeut/Physiotherapeutin 
( Krankengymnast/Krankengymnastin) 


5.772 


Beschäftigungs- und Arbeitstherapeut/ 

Beschäftigungs- und Arbeitstherapeutin 

1.717 

5.090 

196,4 

Technischer Assistent für Informatik/ 

Technische Assistentin für Informatik 

4.115 

4.772 

16,0 

Eurowirtschaftsassistent/Euro Wirtschaftsassistentin 


4.706 


Summe (58 % aller Berufsfachschüler) 


81.580 



') Angaben zum Teil nicht möglich, da in der Vorjahresstatistik nicht (bemfsweise) aufgeführt 


Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 


Einzelberufen fallen darüber hinaus die hohen Schülerzahlen 
und Steigerungsraten bei Gestaltungstechnischen Assistenten 
und Pharmazeutisch-technischen Assistenten auf In den zehn 
am stärkten besetzten Berufen an Berufsfachschulen außerhalb 
BBiG/HwO werden 58 % aller Schüler und Schülerinnen dieses 
Schultyps erfaßt. 

2.3.3 Ergebnisse einer Umfrage an 
Berufsfachschulen und Berufsakademien 
zu neuen Ausbildungswegen 

Im Rahmen des aufzubauenden Instrumentariums für die 
Früherkennung von Qualifikationsentwicklungen') wurde eine 
Studie mit dem Ziel durchgeführt, zu klären, inwieweit aus den 
Informationen über die Entwicklung des Bildungsangebotes an 
Berufsfachschulen (mit Berufsausbildungsabschluß außerhalb 
von BBiG und HwO) und Berufsakademien regional durch das 
duale System nicht befriedigter Qualifikationsbedarf zu iden- 
tifizieren ist. Die so gewonnenen Erkenntnisse könnten künftig 
in die Entscheidungsfindung für Neuordnungen und Aktuali- 
sierungen von Ausbildungsberufen im dualen System einbezo- 
gen werden. 

Aus der Mitte 1998 durchgeführten Umfrage zu vollqualifizie- 
renden Bildungsgängen an Berufsfachschulen (außerhalb BBiG 
und HwO) sind folgende Ergebnisse hervorzuheben: 

Ein breites Angebot in Berufsfachschulen weist Bezüge zu in 
jüngster Vergangenheit neu geordneten Ausbildungsberufen 
für das duale System, insbesondere zu den neuen IT-Berufen 
auf, z.B. Informationstechnischer Assistent (H, NRW^)), Infor- 

') Vgl. Kapitel 3.1.2 

’)B-Berlin, BD-Brandenburg, BW-Baden- Württemberg, BY-Bayem, 
H-Hessen, HB-Bremen, HH-Hamburg, MV-Mecklenburg- Vorpom- 
mern, NRW-Nordrhein-Westfalen, NS-Niedersachsen, RP-Rheinland- 
Pfalz, S-Saarland, SH-Schleswig-Holstein, SN-Sachsen, ST-Sachsen- 
Anhalt, TH-Thüringen 


matikassistent/Informatikassistentin (BY), Kaufmännischer 
Assistent/Kaufmännische Assistentin - Schwerpunkt Daten- 
verarbeitung (B, H, MV, RP, SN, TH), Wirtschaftsassistent/ 
Wirtschaftsassistentin - Schwerpunkt Informatik (NS, ST), 
Technischer Assistent/Technische Assistentin - Fachrichtung 
Informatik (BY, HB, MV, NS, RP, SH, SN, ST, mit Ausnahme 
von TH). 

Für potentielle Ausbildungsbemfe im dualen System, z.B. 
Gesundheitskaufmann/Gesundlieitskauffrau, bestehen auf Län- 
derebene bereits Bildungsgänge, die die Spannweite des Quali- 
fikationsbedarfes in diesem Bereich verdeutlichen, z.B. Be- 
triebswirtschaftlicher Assistent/Betriebswirtschaftliche Assi- 
stentin im Gesundheitswesen (NS), Sekretär/Sekretärin im 
Gesundheitswesen (B). 

Neue vollqualifizierende Bildungsgänge mit internationaler 
Ausrichtung, z. B. Euro-Management-Assistent/Euro-Manage- 
ment-Assistentin (BY), Direktionsassistent/Direktionsassisten- 
tin mit Eurokompetenz (NRW), wurden in den letzten Jahren 
eingeführt und fanden bisher keine Entsprechung im dualen 
System. 

Branchenspezifisch wurden insbesondere im Tourismus 
neue vollqualifizierende Ausbildungsgänge geschaffen, z.B. 
Assistent/Assistentin für das Hotel-, Gaststätten- und Fremden- 
verkehrsgewerbe (S), Assistent/Assistentin für Fremdenverkehr 
(BD), internationaler Tourismusassistent/Tourismusassistentin 
(SN, TH), internationaler Touristikassistent/Touristikassistentin 
(H), Wirtschaflsassistent/Wirtschaftsassistentin - Schwerpunkt 
Fremdsprachen/Touristik (MV, SH). 

Funktionsspezifisch werden insbesondere vollqualifizierende 
Bildungsgänge im Rechnungswesen angeboten, z.B. Wirt- 
schaftsassistent/Wirtschaffsassistentin - Schwerpunkt Rech- 
nungswesen (TH), WirtschaftsassistentAVirtschaftsassistentin - 
Schwerpunkt Datenverarbeitung/Rechnungswesen (MV), Kauf- 
männischer Assistent/Kaufmännische Assistentin - Schwer- 
punkt Datenverarbeitung/Rechnungswesen (B, BY). 
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2.5 Ausbildung im öffeni 


Das quantitativ stärkste Angebot an vollqualifizierenden Bil- 
dungsgängen besteht in Berufsfachschulen in sozialpflegerisch 
orientierten Berufen, z.B. Haus- und Familienpflege (BW, ST), 
Altenpflege (BW, BY, MV, NS, SN, ST, TH), Fachkraft für 
Altenpflege - Schwerpunkt Altenbetreuung (HB), Kinderpflege 
(BW, BY, H, HB, HH, NRW, NS, RP, S, SN, ST, TH). 

Das Qualifikationsangebot der Berufsakademien zielt auf die 
Vermittlung eines Qualifikationsprofils für die mittlere Mana- 
gementebene und läßt unmittelbare Rückschlüsse auf die 
Berufsausbildung im dualen System nicht zu. Dennoch kann 
die kontinuierliche Beobachtung der Entwicklung dieses Quali- 
fikationsangebotes zur Bestimmung eines innovativen bran- 
chen- und fünktionsspezifischen Qualifikationsbedarfs beitra- 
gen. Folgende übergreifende Entwicklungen und Neuerungen 
im Studienangebot der Berufsakademien sind aus Recherchen 
in fünf Ländern (B, BW, NS, SH, SN) festzuhalten: 

Fachübergreifende Qualifikationen (Sozial- und Methoden- 
kompetenz) wurden in beinahe alle Studiengänge aufgenom- 
men (z.B. Planspiele, Kommunikations-, Team-, Kreativitäts- 
trainings). 

Studiengänge mit kombinierten Qualifikationsprofilen wurden 
in den vergangenen Jahren zunehmend eingerichtet, z.B.: 
-Mechatronik (Fein- bzw. Mikromechanik, Elektronik und 
Informationstechnik); 

- Warenwirtschaft/Logistik (Problemstellungen im logistischen 
Gesamtprozeß von Handel und Industrie); 

-Betriebs- und Servicetechnik (Systemorientierter Ingenieur 
mit betriebswirtschaftlicher Kompetenz für den Bereich tech- 
nischer Dienstleistungen); 

- Sozialmanagement/ Sozialwirtschaft (Wirtschaft und Sozial- 
wesen). 

Dienstleistungsorientierte Studiengänge wurden ausgeweitet, 
z.B. Immobilienwirtschaft, Finanzdienstleistungen, Messe- 
und Kongressmanagement, Tourismus (mit unterschiedlichen 
Schwerpunkten), Journalismus und Medienwirtschaft, Dienst- 
leistungsmanagement sozialer Einrichtungen, Arbeit mit alten 
Menschen. 

Im Bereich der neuen Kommunikations- und Informationstech- 
nologien erfolgt eine kontinuierliche Anpassung der Studien- 
inhalte und der technischen Ausstattung an die Entwicklungen 
sowie zum Teil eine Ausdifferenzierung einzelner Fachrich- 
tungen in Form von SchwerpunktenWertiefüngsrichtungen. 
Generell wird darauf geachtet, daß keine zu starke Spezialisie- 
rung erfolgt, sondern eine breite Qualifizierung beibehalten 
wird. 

Weitere neue Studiengänge werden in spezifischen Bereichen 
eingerichtet, z.B. Medizintechnik, mittelständische Wirtschaft, 
öffentliche Wirtschaft. 

Der zunehmenden Intemationalisierung der Wirtschaft wird auf 
zweierlei Weise entsprochen: Zum einen durch die Integration 
von Fremdsprachen und Auslandsaufenthalten in möglichst 
viele Studiengänge, zum anderen durch Einrichtung internatio- 
nal ausgerichteter bzw. internationaler Studiengänge wie Inter- 
nationales Steuerrecht, Information Technology Management, 
International Business Management. 

Im Hinblick auf den Aufbau eines Instrumentariums zur Früh- 
erkennung von Qualifikationsentwicklungen ist über die Daten- 
lage des vollqualifizierenden Bildungsangebotes an Berufs- 
fachschulen und Berufsakademien folgendes hervorzuheben: 
Hinsichtlich der Berufsfachschulen kann das Statistische Bun- 
desamt auf kein Bundesgesetz zurückgreifen, das vorschreibt, 
was in die Statistik über berufliche Schulen einzugehen hat. 
Infolgedessen sind die Bezeichnungen und die darauf beruhen- 
den Statistiken in den Ländern recht heterogen. Einheitliche sta- 


tistische Angaben liegen nur zu den Berufsordnungen vor. Wei- 
tere Differenzierungen sind gegenwärtig nicht möglich. Die 
Berufsakademien wurden bislang ebenfalls nicht systematisch 
in der amtlichen Statistik erfaßt. Deshalb müssen die Daten aus 
unterschiedlichen Quellen in den Ländern beschafft werden. Da 
die Länder keine einheitlichen Bezeichnungen und Differenzie- 
rungen von Studiengängen verwenden, ist ein direkter Ver- 
gleich nicht ohne weiteres möglich. 


2.4 Ausbildung im Gesundheitswesen 

An den Schulen für die Berufe im Gesundheitswesen wurde 
für 1997 eine Gesamtschülerzahl von rund 122.000 ermittelt 
(vgl. Tabelle 2/4 im Anhang). Unter Berücksichtigung der sta- 
tistischen Umstellung in Sachsen') ist die Zahl etwa gleich 
hoch wie im Vorjahr. Festzustellen ist eine leichte Abnahme 
der Anzahl der Schulen für die dreijährige Krankenpflegeaus- 
bildung sowie für die einjährige Ausbildung zur Kranken- 
pflegehilfe und eine damit verbundene Reduzierung der Schü- 
lerzahl bei den Ausbildungen zu den Berufen in der Kranken- 
pflege. Diese Entwicklung ist vermutlich mit einem Rückgang 
des Bedarfs auf Grund des Bettenabbaus in den stationären Ein- 
richtungen zu erklären. 

Bei den Berufen in der Physiotherapie haben sich die Verände- 
rungen durch das seit dem 1 . Juni 1994 geltende neue Masseur- 
und Physiotherapeutengesetz fortgesetzt. Daraus erklärt sich 
der zahlenmäßige Rückgang bei den Schulen für die Ausbil- 
dung im Beruf Masseur/Masseurin. 1993 gab es in diesem 
Bereich noch 34 Schulen mit über 1.300 Schülern. Dem stan- 
den 1997 noch 1 1 Schulen mit 591 Schülern gegenüber. Festzu- 
stellen ist ein Anstieg der Anzahl der Schulen für Physiothera- 
pie, der jedoch bislang nicht zu einer korrespondierenden Zahl 
an Schülern geführt hat. 

Die medizinisch-technischen Berufsbilder verzeichnen im we- 
sentlichen konstante Schülerzahlen mit einem leichten Anstieg 
im pharmazeutisch-technischen Sektor. 

Die Anzahl der Schüler in der Altenpflege ist trotz leichten 
Anstiegs der Anzahl der Ausbildungseinrichtungen auf das 
Niveau des Jahres 1996 zurückgegangen. Die Altenpflegeaus- 
bildung ist derzeit ausschließlich Ländersache. Ein Bundesge- 
setz zur einheitlichen Regelung der Altenpflegeausbildung ist 
im Gesetzgebungsverfahren. Überlegungen zur Einführung 
eines anerkannten Ausbildungsberufs im dualen System sind 
noch nicht abgeschlossen. 


2.5 Ausbildung im öffentlichen Dienst 

Am 30. Juni 1997 befanden sich 241.800 Personen in einer 
Ausbildung im öffentlichen Dienst (Bund, Länder, Gemeinden, 
Gemeindeverbände, kommunale Zweckverbände, Bundes- 
eisenbahnvennögen, Bundesanstalt für Arbeit, Deutsche Bun- 
desbank, Sozialversicherungsträger einschließlich Zusatzver- 
sorgung und rechtlich selbständige Anstalten, Körperschaften 
und Stiftungen mit Diensthermfähigkeit)’). Im Vergleich zum 
Vorjahr wurden im öffentlichen Dienst 8.000 Personen in Aus- 
bildung (-3,2 %) weniger gezählt"). 


') Vgl. Kapitel 2.2.3 

-) Für 1997 handelt es sich um die aktuellsten Zahlen, die vorliegen. 

Im öffentlichen Dienst wird auf unterschiedlichen Rechtsgrundlagen 
ausgebildet (u. a. Vorbereitungsdienst für Beamte, BBiG/HwO-Berufe, 
Pflege-(Gesundheits-)berufe. Diese Angaben sind deshalb nicht unmit- 
telbar mit Kapitel 2.2. 1 vergleichbar. 
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3. Inhaltliche Gestaltung und Strukturfragen der Berufsausbildung 


3.1 Ausbildi 


Den vorgeschriebenen Vorbereitungsdienst im Beamtenver- 
hältnis absolvierten 123.600 junge Männer und Frauen-6,5%), 
102.400 standen in einer Ausbildung für Verwaltungs-, Büro- 
und Pflegeberufe (-0,6%) sowie 15.800 in gewerblich-tech- 
nischen Ausbildungsgängen (+8,1 %). Die Gesamtzahl des Per- 
sonals in Ausbildung ergibt wie im Vorjahr eine Ausbildungs- 
quote von 4,9% aller Beschäftigten bzw. von 6,2% der Voll- 
zeitbeschäftigten des öffentlichen Dienstes (jeweils ohne Sol- 
daten)'). Rund drei von fünf Ausbildungsplätzen waren mit 
Frauen besetzt. 

In den alten Ländern wurden 203.900 Mitarbeiter des öffent- 
lichen Dienstes ausgebildet, das waren 8.000 oder 3,4% weni- 
ger als 1996 (211.900). Der Bestand des Personals in Ausbil- 
dung ergibt damit in diesem Bereich eine Ausbildungsquote 
von 6,7% (1996: 6,8%) aller Vollzeitbeschäftigten des öffent- 
lichen Dienstes (ohne Soldaten). Die Zahl der Beamten im Vor- 
bereitungsdienst ging um 6,6% zurück. Bei den Verwaltungs-, 
Büro- und Pflegeberufen betrug der Rückgang 1,4%, während 
bei den gewerblich-technischen Ausbildungsberufen ein An- 
stieg um 6,1 % zu verzeichnen war. Die rückläufige Entwick- 
lung bei den Ausbildungsplätzen in den alten Ländern war in 
allen Beschäftigungsbereichen festzustellen. Beim Bund wur- 
den 14,0%, im mittelbaren öffentlichen Dienst 5,1%, im Lan- 
desdienst 3,3 % und bei den Kommunen 2,3 % weniger Ausbil- 
dungsplätze nachgewiesen. 

Bei den Landesbehörden in den alten Ländern wurden am 
30. Juni 1997 rund 118.500 junge Menschen ausgebildet, das 
waren 4.000 weniger als 1996. Die Ausbildungsquote lag be- 
zogen auf das vollzeitbeschäftigte Landespersonal bei 8,2% 
(1996: 8,3%). 

Die kommunalen Arbeitgeber der alten Länder bildeten Mitte 
1997 56.500 Mitarbeiter (1996: 57.900) aus. Die Ausbildungs- 
quote lag wie im Vorjahr bei 6,0%. 

Bei den Bundesbehörden wurden in den alten Ländern 10.300 
Ausbildungsplätze erfaßt, das waren 1.700 weniger als 1996. 
Während die Zahl der Beamten im Vorbereitungsdienst weiter 
zurückgegangen ist (-1.200), stieg die Zahl der Ausbildungs- 
plätze für Angestelltenberufe und die der Auszubildenden in 
gewerblich-technischen Berufen leicht an. Beim Bundeseisen- 
bahnvermögen ist die Ausbildung von Beamten ausgelaufen. 
Im mittelbaren öffentlichen Dienst (Bundesanstalt für Arbeit, 
Deutsche Bundesbank, Sozialversicherungsträger einschließ- 
lich Zusatzversorgung sowie rechtlich selbständige Anstalten, 
Körperschaften und Stiftungen mit Diensthermfähigkeit) wur- 
den mit 18.600 Ausbildungsverhältnissen 1.000 Ausbildungs- 
plätze weniger gezählt als im Vorjahr. 

In den neuen Ländern (einschließlich Berlin (Ost)) hat der 
öffentliche Dienst seine Ausbildungskapazität leicht erhöht. 
Mitte 1997 wurden 37.900 Ausbildungsverhältnisse gemeldet, 
das waren geringfligig mehr als bei der Erhebung im Jahr 
zuvor. Dies ergibt eine Ausbildungsquote von 4,5% (1996: 
4,3%) aller Vollzeitbeschäftigten (ohne Soldaten). Der Bund 
bildete 2.400 (+ 500), die Länder 21.700 (-500), die Kommu- 
nen 10. 100 (+ 700) und der mittelbare öffentliche Dienst 3.700 
(-700) Mitarbeiter aus. In den neuen Ländern ist der Frauenan- 
teil mit 64,4% deutlich höher als in den alten Ländern (59,7%). 


3. Inhaltliche Gestaltung und 
Strukturfragen der Berufsausbildung 

3.1 Ausbildungsordnungen 


3.1.1 Bestand und laufende Neuordnungsverfahren 

1998 sind 29 neue mit den Rahmenlehrplänen für die Berufs- 
schulen abgestimmte Ausbildimgsordnungen in Krall getreten, 
davon elf neue Berufe '). 


Lfd. 

Nr. 


1 


2 

3 


4 

5 

6 


7 


9 


10 


Neue Ausbildungs- 
berufe zum 

1. August 1998 

Aus- 

bildungs- 

bercicb 

Erlaß- 

datum 

Automobilkaufmann/ 

Automobilkaufffau 

Handwerk/ 
Industrie 
und Handel 

Verordnung vom 
26.05.1998 

F achmann/F achtf au 
für Systemgastronomie 

Industrie und 
Handel 

Verordnung vom 
13.02.1998 

Fachangestellter/Fachange- 
stellte für Medien- und 
Informationsdienste 
Ausbildung in den 
Fachrichtungen: 

- Archiv 

- Bibliothek 

- Information und 
Dokumentation 

- Bildagentur 

Industrie und 
Handel/ 
Öffentlicher 
Dienst 

Verordnung vom 
03.06.1998 

Fachkraft für Veranstaltungs- 
technik 

Industrie und 
Handel 

Verordnung vom 
24.03.1998 

Fotomedienlaborant/Foto- 

medienlaborantin 

Industrie und 
Handel 

Verordnung vom 
10.12.1997 

Glasbläser/Glasbläserin 
Ausbildung in den Fach- 
richtungen: 

- Glasgestaltung 

- Christbaumschmuck 

- Kunstaugen 

Handwerk/ 
Industrie und 
Handel 

Verordnung vom 
19.6.1998 

Kaufinann/Kauffrau für 
audiovisuelle Medien 

Industrie und 
Handel 

Verordnung vom 
15.05.1998 

Mechatroniker/Mecha- 

tronikerin 

Industrie und 
Handel 

Verordnung vom 
04.03.1998 

Mikrotechnologe/Mikro- 

technologin 

Ausbildung nach Schwer- 
punkten: 

- Halbleitertechnik 

- Mikrosystemtechnik 

Industrie und 
Handel 

Verordnung vom 
06.03.1998 

Mediengestalter/Medien- 
gestalterin für Digital- und 
Printmedien 

Ausbildung in den Fach- 
richtungen: 

- Medienberatung 

- Mediendesign 

- Medienoperating 

- Medientechnik 

Industrie und 
Handel 

Verordnung vom 
04.05.1998 


‘) Diese Ausbildungsquote ist auf Grund der besonderen Struktur des Vor- 
bereitungsdienstes nicht mit der Ausbildungsquote der gewerblichen 
Wirtschaft vergleichbar. 
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3.1 Ausbildungsordnungen 


Lfd. 

Nr. 


11 


Lfd. 

Nr. 


1 

2 

3 

4 


5 


6 


7 


9 


10 


11 


Neue Ausbildungs- 
berufe zum 

1. August 1998 

Aus- 

bildungs- 

bereich 

(Es treten außer Kraft: 

Reprohersteller/ 

Reproherstellerin, 

ReprografrReprografin, 

Fotogravurzeichner/ 

Fotogravurzeichnerin, 

Werbe- und 

Medienvorlagenhersteller/ 
Werbe- und 

Medienvorlagenherstellerin, 

Schriftsetzer/Schriftsetzerin) 


Servicekaufmann im - 
Luftverkehr/ 

Seiwicekauffrau im 
Luftverkehr 

Industrie und 
Handel 

Neu geordnete 
Ausbildungsberufe zum 

1. August 1998 

Aus- 

bildungs- 

bereich 

B ankkaufmamV 

Bankkauffrau 

Industrie und 
Handel 

Fachkraft im Gastgewerbe 

Industrie und 
Handel 

Hotelfachmann/ 

Hotelfachfrau 

Industrie und 
Handel 

Hotelkaufmann/ 
Hotelkauffrau 
(bisher: Kaufrnannsgehilfe 
im Hotel- und Gaststätten- 
gewerbe) 

Industrie und 
Handel 

Restaurantfachmann/ 

Restaurantfachfrau 

Industrie und 
Handel 

Buchhändler/Buchhändlerin 
Ausbildung nach 
Schwerpunkten: 

- Sortiment 

- Verlag 

- Antiquariat 

Industrie und 
Handel 

Dachdecker/Dachdeckerin 
Ausbildung in den 
Fachrichtungen: 

- Dach-, Wand- und 
Abdichtungstechnik 

- Reetdachtechnik 

Handwerk 

Forstwirt/Forstwirtin 

Landwirt- 

schaft 

Graveur/Graveurin 
Ausbildung nach 
Schwerpunkten: 

- Flachgraviertechnik 

— Reliefgraviertechnik 

Handwerk 

Justizfachangestellter/ 

Justizfachangestellte 

Öffentlicher 

Dienst 

Koch/Köchin 

Industrie und 
Handel 


Erlaß- 

datum 


Verordnung vom 
23.03.1998 


Erlaß- 

datum 


Verordnung vom 

30.12.1997 

Verordnung vom 

13.02.1998 

Verordnung vom 
13.02.1998 

Verordnung vom 
13.02.1998 


Verordnung vom 

13.02.1998 

Verordnung vom 

05.03.1998 


Verordnung vom 
13.05.1998 


Verordnung vom 

23.01.1998 

Verordnung vom 

15.05.1998 


Verordnung vom 

26.01.1998 

Verordnung vom 

13.02.1998 


Lfd. Neu geordnete Aus- 

Nr. Ausbildungsberufe zum bildungs- 

1. August 1998 bereich 


Erlaß- 

datum 


12 


13 


14 


15 


Metallbildner/ Handwerk Verordnung vom 

Metallbildnerin 15.05.1 998 

Ausbildung in den 
Fachriclitungen: 

- Gürtler- und 
Metalldrücktechnik 

- Ziseliertechnik 

- Goldschlagtechnik 
(bisher: Ziseleur/Ziseleuiin, 

Gürtler und Metalldi'ücker/ 

Gürtlerin und Metalldrückerin, 

Gold-, Silber- und 
Aluminiumschläger/ 

Gold-, Silber- und 
Aluminiumschlägerin) 


Metall- und Glockengießer/ Handwerk Verordnung vom 
Metall- und Glockengießerin 15.05.1998 

Ausbildung in den Fachrich- 
tungen: 

- Zinngußtechnik 

- Kunst- und Glockenguß- 
technik 

- Metallgußtechnik 
(bisher: Zinngießer/ 

Zinngießerin, Metallformer und 
Metallgießer/MetallfoiTnerin 
und Metallgießerin 
Glockengießer/ 

Glockengießerin) 

Produktgestalter-TextiF Industrie und Verordnung vom 

Produktgestalterin-Textil Handel 21.01.1 998 

(bisher: 

Textilmustergestalter/ 

Textilmustergestalterin) 


Reiseverkehrskaufinann/ Industrie und Verordnung vom 

Reiseverkehrskauffrau Handel 24.06. 1 998 

Ausbildung in den 
Fachrichtungen: 

- Touristik 

- Kuren und Fremdenverkehr 


16 

17 


18 


Schuhfertiger/ Industrie und Verordnung vom 

Schuhfertigerin Handel 11.05.1998 


Verlagskaufmann/ Industrie und Verordnung vom 

Verlagskauffrau Handel 15.05.1998 

Ausbildung nach 
Schwerpunkten: 

- Zeitungs- und Zeitschriften- 
verlag 

- Buchverlag 

Zahntechniker/ Handwerk Verordnung vom 

Zahntechnikerin 11.12.1 997 


Damit sind seit Inkrafttreten des Berufsbildungsgesetzes insge- 
samt 280 Ausbildungsberufe - davon einige mehrfach - neu 
geordnet worden. Sie gelten für rund 97 % aller Auszubilden- 
den, dies sind zur Zeit rund 1 ,6 Millionen. Die Gesamtzahl aller 
staatlich anerkannten Ausbildungsberufe einschließlich der 
fortgeltenden Altregelungen beträgt 357. 

Die Erarbeitung von Ausbildungsordnungen und ihre Abstim- 
mung mit den Rahmenlehrplänen der Kultusministerkonferenz 
erfolgt in einem mehrstufigen Verfahren, in das die an der 
Berufsausbildung Beteiligten maßgeblich einbezogen sind. 
Grundlagen für die Entwicklung von Ausbildungsordnungen 
werden in Projekten des Bundesinstituts für Berufsbildung 
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ermittelt. Das Erarbeitungs- und Abstimmungsverfahren von 
Ausbildungsplänen wird nach der Festlegung der Eckdaten 
(z. B. Berufsbezeichnung, Ausbildungsdauer) beim zuständigen 
Fachministerium auf dessen Weisung in Zusammenarbeit mit 
Sachverständigen der Berufsbildungspraxis, die von den 
Arbeitgebern und Gewerkschaften benannt wurden, durchge- 
führt. 

Zur Zeit wird die ÜberarbeitungAV eiterentwicklung von rund 
58 Ausbildungsberufen mit insgesamt rund 368.000 Auszubil- 
denden vorbereitet. Davon werden für 30 Ausbildimgsberufe 
neue Verordnungen erarbeitet, die ebenfalls mit den Rahmen- 
lehrplänen für die Berufsschulen abgestimmt und zum 
1. August 1999 in Kraft treten sollen, davon drei neue Berufe. 
Die folgenden Übersichten teilen diese Vorbereitungsarbeiten 
im Interesse der Transparenz in drei Kategorien auf 


1 . Ausbildungsberufe im Erarbeitungs- und 
Abstimmungsverfahren 

a) Mit vorgesehenem Inkrafttreten zum I. August 1999 


Neue Ausbildungsberufe 
zum 1. August 1999 

Ausbildungs- 

bereich 


Oberflächenbeschichter/ 

Oberflächenbeschichterin 

(Arbeitstitel) 

Industrie und 
Handel 


Spezialtiefbauer/ 

Spezialtiefbauerin 

Industrie und 
Handel 


Fassadenmonteur/ 

Fassadenmonteurin 

Industrie und 
Handel 


Neu geordnete 
Ausbildungsberufe 
zum 1. August 1999 

An- 

erkennungs- 

datum 

Ausbildungs- 

bereich 

Fachangestellter/Fachange- 
stellte für Arbeitsforderung 

06.06.1988 

Öffentlicher Dienst 

Galvaniseur/Galvaniseurin 

(Arbeitstitel) 

15.12.1955/ 

10.05.1966 

Industrie und 
Handel/ 

Handwerk 

Gebäudereiniger/ 

Gebäudereinigerin 

03.10.1973 

Handwerk 

Hauswirtschaffer/ 
Hauswirtschafferin 
(bisher: Ausbildung nach 
Schweipunkten: 

Städtische Hauswirtschaft, 
Ländliche Hauswirtschaff) 

14.08.1979 

Hauswirtschaff/ 

Landwirtschaft 

Kaufinann/Kauffrau im 
Eisenbalm- und Straßenverkehr 
(bisher: Ausbildung nach 
Schwerpunkten: 
Eisenbalmverkehr, 
Straßenverkehr (Personen), 
Straßenverkehr (Güter) 

09.10.1979 

Industrie und 

Handel 

Orthopädieschuhmacher/ 

Orthopädieschuhmacherin 

07.12.1982 

Handwerk 

Schilder- und 
Lichtreklamehersteller/ 

Schilder- und 
Lichtreklameherstellerin 

14.12.1984 

Handwerk 

T ierpfleger/T ierpflegerin 
(bisher: Ausbildung in den 

14.05.1984 

Industrie und 

Handel 


Fachrichtungen: Haus- und 
Versuchstierpflege, Zootierpflege) 


3.1 Ausbildungsordnungen 


Neu geordnete An- 

Ausbildungsberufe erkennungs- 

zum 1. August 1999 datum 

in Erarbeitung: Ausbildung 
in einer zusätzlichen Fachrich- 
tung Tierheim- und Tierpensions- 
tierpflege 

Verwaltungsfachangestellter/ 02.07. 1979 
Verwaltungsfachangestellte 
Ausbildung in den Fachrich- 
tungen: 

- Bundesverwaltung 

- Landesverwaltung 

- Kommunalverwaltung 

- Handwerksorganisation und 
Industrie- und Handels- 
kammern 

- Kirchenverwaltung in den 
Gliedkirchen der Evangelischen 
Kirche in Deutschland 

Berufsausbildung in der 08.05.1974 

Bauwirtschaff 

1. Stufe (2 Jahre): 

- Hochbaufacharbeiter/ 

Hochbaufacharbeiterin 

- Ausbaufacharbeiter/ 

Ausbaufacharbeiterin 

- Tiefbaufacharbeiter/ 

Tiefbaufacharbeiterin 

2. Stufe (1 Jahr): 

- Maurer/Maurerin 

- Beton- und Stahlbetonbauer/ 

Beton- und Stahlbetonbauerin 

- Feuerungs- und Schomstein- 
bauer/Feuemngs- und 
Schomsteinbauerin 

- Zimmerer/Zimmerin 

- Stukkateur/Stukkateurin 

- Fliesen-, Platten- und 
Mosaikleger/Fliesen-, 

Platten- und Mosaiklegerin 

- Estrichleger/Estrichlegerin 

- Wärme,- Kälte- und Schall- 
schutzisolierer/ 

Wänne-, Kälte- 

und Schallschutzisoliererin 
(bisher in Industrie und Handel: 
Isoliermonteur/Isoliermonteurin) 

- Trockenbaumonteur/ 

Trockenbaumonteurin 

- Straßenbauer/Straßenbauerin 

- Rohrleitungsbauer/ 

Rohrleitungsbauerin 

- Kanalbauer/Kanalbauerin 

- Brunnenbauer/Brunnenbauerin 

- Gleisbauer/Gleisbauerin 02.08. 1 978 


Ausbildungs- 

bereich 


Öffentlicher Dienst 


Handwerk/Industrie 
und Handel 


Handwerk/Industrie 
und Handel 
Handwerk/Industrie 
und Handel 
Handwerk/Industrie 
und Handel 


Handwerk/Industrie 
und Handel 
Handwerk/Industrie 
und Handel 
Handwerk/Industrie 
und Handel 

Handwerk/Industrie 
und Handel 
Handwerk/Industrie 
und Handel 
Handwerk/Industrie 
und Handel 

Handwerk/Industrie 
und Handel 
Handwerk/Industrie 
und Handel 


Industrie und 
Handel 

Handwerk/Industrie 
und Handel 
Industrie und 
Handel 
Industrie und 
Handel 

Handwerk/Industrie 
und Handel 
Industrie und 
Handel 
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3.1 Ausbildungsordnungen 


b) Weitere Ausbildungsberufe im Erarbeitungs- und Abstim- 
mungsverfahren 

Ausbildungsberuf Anerkennungs- Vorgesehener 

datum Abschluß 


Berufsausbildungen im 
Laborbereich (Chemie): 

- Chemielaborant/ 04. 12. 1986 

Chemielaborantin 

(bisher: Ausbildung in den 
F aclirichtungen : 

Chemie, Kohle, Metalle, 

Silikat) 

- Biologielaborant/ 04.12. 1986 

Biologielaborantin 

- LacklaboranCLacklaborantin 04.12. 1986 


Bühnenmaler und Bühnen- neu 

plastiker/Bühnenmalerin und 
Bühnenplastikerin (Arbeitstitel) 

Fachkraft für Lebensmittel- 25.06. 1984 

technik (Arbeitstitel) 

Neuordnung im Informations- 
techniker-Handwerk 

(bisher: Büroinformations- 28.12.1987 

elektroniker/Büroinformations- 
elekti'onikerin und 
Radio- und 

Femsehtechniker/Radio- 15.12.1987 

und Femsehtechnikerin) 


Fachangestellter/Fachangestellte 03.06. 1998 
für Medien- und Informations- 
dienste (in Erarbeitung: 

Ausbildung in der 5. Fach- 
richtung „Medizinische Dokumen- 
tation“) 


1999 


2000 


2000 

1999 


2000 


2. Ausbildungsberufe, bei denen die Eckdaten zur Zeit 
vorbereitet werden: 


Ausbildungsberuf 

Auerkennungs 

datum 

Abschluß der 
Eckdaten- 
vorbereitung 

Ausbildungsberufe im 
Einzelhandel 
(unter Einbeziehung von 
Kaufmann/Kauffrau im 
Einzelhandel, Kaufmann/ 
Kauffrau für Warenwirtschaft, 
Verkäufer/V erkäuferin, 

T ankwart/T ankwartin) 

14.01.1987 

27.03.1968 

18.08.1958 

offen 

Bautechniker/Bautechnikerin 
in der Wasserwirtschafts- 
verwaltung 

01.10.1957 

(Baden- 

Württemberg) 

1998 

Kulturbautechniker/ 

Kulturbautechnikerin 

21.01.1958 

(Hessen) 


Straßenbautechniker/ 

Straßenbautechnikerin 

19.11.1964 

(Hessen) 


Planungstechniker/ 

Planungsteclmikerin 

01.06.1967 
(Rheinland Pfalz) 


Berufskraftfahrer/ 

B erufskraftfahrerin 
(bisher: Ausbildung in den 
Fachrichtungen: 

Güterverkehr, Personenverkelir) 

26.10.1973 

1999 

Bootsbauer/Bootsbauerin 

22. 1.1965 Hw 

30. 8.1954 IH 

offen 

Drucker/Druckerin 

11. 8.1987 

1999 


Ausbildnngsberuf 

Anerkennungs 

datum 

Abschluß der 
Eckdaten- 
vorbereitung 

Siebdrucker/Siebdruckerin 

01.08.1974 

1999 

Fachkraft für Brief- und 
Frachtverkehr ( 1 . Stufe) 

07.04.1995 

1999 

Postverkehrskaufmann/ 
Postverkehrskauffrau 
(2. Stufe) 



Fachkraft für Lagerwirtschaft 

25.03.1991 

offen 

Ausbildung im Fahrradhandel 

neu 

offen 

Glaser/Glaserin 

18.12.1985 

offen 

Hufbeschlagwesen 

neu 

offen 

Industriekaufmann/ 

Industriekauffrau 

24.01.1978 

1999 

Luftverkehrskaufrnann/ 

Luftverkehrskauffrau 

02.12.1960 

offen 

Maskenbildner/Masken- 

bildnerin 

neu 

offen 

Prozeßfachkraft Chemie 

neu 

1999 

Ver- und Entsorger 

Ver- und Entsorgerin 
(bisher: Ausbildung in den Fach- 
richtungen: Wasserversorgung, 
Abwasser, Abfall) 

30.05.1984 

offen 

V erpackungsmittelmechaniker/ 

V erpackungsmittelmechanikerin 

16.12.1985 

offen 


3. Ermittlung von Qualifikationsbedarf und Erarbeitung von 
Entscheidungsvorschlägen 

Anerkennungs- Vorgesehener 
datum Abschluß 


Grundlagen für eine die meisten Bemfe 1999 

Neustmkturierung der in den 90er Jahren 

Ausbildungsberufe in der 
Textil- und Bekleidungs- 
industrie 


Grundlagen zur Neuordnung 24. 1 1 . 1 986 2000 

des Ausbildungsberufes 

Bauzeichner/Bauzeichnerin 

Grundlagen für die berufliche neu abgeschlossen 

Qualifizierung in der Freizeit- 
wirtschaft 

Expertenbefragung/ Anhörung neu 1999 

zur Schaffung eines Ausbil- 
dungsberufes Gesundheitskauf- 
mann/Gesundheitskaufffau 
(Arbeitstitel) 

Gutachten über den Neuord- 10./01.1989 abgeschlossen 

nungsbedarf der Berufsausbil- 
dung zum Zahnarzthelfer/zur 
Zahnarzthelferin 


3.1.2 Früherkennung der Qualifikationsentwicklung 
Ausgangsposition 

Die frühzeitige Erfassung des sich entwickelnden Qualifika- 
tionsbedarfs ist von nachhaltiger und längerfristiger Bedeutung 
für die Ausgestaltung der beruflichen Bildung. Im Rahmen der 
am 4. Juli 1995 mit den Sozialpartnern getroffenen , Absprache 
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über die Verbesserung und Straffung der Neuordnung von Aus- 
bildungsordnungen“ wurde auch unterstrichen, daß den Sozial- 
partnern bei der Identifikation von neuen Qualifikationsanfor- 
derungen eine zentrale Bedeutung zukommt '). 

Aktuelle und zuverlässige Informationen über neu entstehende 
oder sich wandelnde Tätigkeitsanforderungen sind sowohl für 
die Berufsbildungspolitik als auch für die Berufsbildungspraxis 
eine wichtige Grundlage für fundierte Entscheidungen. Zur vor- 
ausschauenden Identifizierung von Qualifikationsbedarf ist 
unter Berücksichtigung der Datenlage und Informationsbedürf- 
nisse ein zweistufiges Verfahren vorgesehen: 

-Beobachtung der längerfristigen strukturellen Entwicklung 
auf der Makroebene, 

- Gewinnung von differenzierten Informationen auf der Mikro- 
ebene unterhalb der Kategorie der Berufsbezeichnung und/ 
oder des Tätigkeitsschwerpunktes.^) 

Beobachtungen auf der Mikroebene 

Die Gewinnung von differenzierten Informationen auf der 
Mikroebene ist ein außerordentlich komplexes Anliegen und 
erfordert daher einen breiten Untersuchungsansatz. Dieser muß 
in erster Linie darauf gerichtet sein, ein empirisches Instrumen- 
tarium zu entwickeln, das geeignet ist, kurzfristig Informatio- 
nen über sich verändernde oder neue Qualifikationsanforderun- 
gen, insbesondere in sich neu herausbildenden Beschäftigungs- 
feldem, bereitzustellen. Dabei kommt es auch darauf an, Anfor- 
derungen bereits dort zu ermitteln, wo sie sich auf Gmnd von 
Innovationen in Forschung und Entwicklung bzw. im Bereich 
der technologischen Umsetzung von Forschungs- und Entwick- 
lungsergebnissen in den Betrieben abzuzeichnen beginnen. Die 
Arbeiten konzentrieren sich auf folgende Schwerpunkte: 

a) Die Wirtschaft hat neue Wege beschritten, um Qualifkations- 
bedarf frühzeitig zu erkennen.^) Das dichte Netzwerk an Infor- 
mationsquellen, über das die Kammern sowie die Fachverbän- 
de verfugen, soll systematisch für die Früherkennung neuer 
Qualifikationsanforderungen genutzt werden. Insbesondere die 
betriebswirtschaftlichen Berater, die Technologie- und Ausbil- 
dungsberater der Kammern und Fachverbände sowie die 
Experten in den Fachausschüssen sind auf Grund ihres unmit- 
telbaren Kontaktes zu den Unternehmen in der Lage, den durch 
andere Erhebungsinstmmente kaum zu erfassenden Qualifikati- 
onsbedarf in kleinen und mittelständischen Untemelimen zu 
ermitteln. Die systematische Erfassung, Aufbereitung und Aus- 
wertung der aus diesem Netzwerk anfallenden Informationen 
erfolgt durch das Kuratorium der Deutschen Wirtschaft für 
Bemfsbildung. Das Bundesministerium für Bildung und For- 
schung fordert diese Arbeiten in der Aufbauphase auf dem Pro- 
jektweg. 

b) Das Bundesinstitut für Bemfsbildung hat im Rahmen seiner 
Forschungen zur Entwicklung der bemflichen Bildung in 
Abstimmung mit dem Bundesministerium für Bildung und For- 
schung seit 1997 die Arbeiten zur Früherkennung des bemfli- 
chen Wandels verstärkt.“) Diese konzentrierten sich zunächst 
auf die Überprüfung der Machbarkeit bestimmter methodischer 
Vorgehensweisen. Dazu wurden mehrere Vorstudien vergeben 
bzw. durchgeführt: 


') Vgl. Teil I, Kapitel 4 

') Zur ausführlicheren Beschreibung dieses Verfahrens vgl. Berufsbil- 
dungsbericht 1998, Kapitel 3.1.3 

h Vgl. Spelberg, K.: „Qualifikationsentwicklung frühzeitig erkennen“, in: 
„Handwerk Magazin Beruf & Bildung“, Nr. 3, 1998 

“) Vgl. Alex, L./Bau, H.: „BIBB verstärkt seine Forschungsarbeiten zur 
Früherkennung des beniflichen Wandels“, in: Berufsbildung in Wissen- 
schaft und Praxis, Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.), Heft 4, 
1998 


3.1 Ausbildungsordnungen 

- Befragung im Rahmen des Referenzbetriebssystems, 

- Stellenanzeigenanalysen, 

- Befragung von Unternehmen zu Qualifikationsanforde- 
mngen, 

- Analyse der regionalen Weiterbildungsangebote, 

- Fallstudien zur Entwicklung des Qualifikationsbedarfs 
in den Wachstumsbereichen Gesundheit/Soziales und 
Bildung/Erziehung außerhalb des Geltungsbereiches des 
BBiG und der HwO, 

- Analyse des Angebotes für vollqualifizierende schulische 
Bildungsgänge an Bemfsfachschulen und 
Bemfsakademien '). 

Ausgehend von den Ergebnissen dieser Vorstudien, die im Mai 
1998 auf einem Workshop vorgestellt und diskutiert wurden’), 
sollen sich die Arbeiten in der nächsten Arbeitsphase auf fol- 
gende inhaltliche Schwerpunkte ^ konzentrieren: 

- Weiterfuhmng und Ausgestaltung der Stellenanzeigenana- 
lysen, da hier durch entsprechende text- und inhaltsanaly- 
tische Auswertungen Hinweise zu kommenden Qualifikatio- 
nen und deren Kombinationen, ggf durch neue Qualifika- 
tionsbündelungen, erwartet werden. 

- Fortfühmng der Analyse der Weiterbildungsangebote, da Bil- 
dungsträger nach den bisherigen Erkenntnissen zu den wich- 
tigsten Signalgebern für neue Qualifikationserfordemisse 
gehören: Langfristig ist an den Aufbau eines Referenzsystems 
von Trägem in ausgewählten Regionen gedacht. 

- Aufbau eines Beoachtungssystems für die Früherkennung der 
Qualifikationsentwicklung in Wachstumsbereichen außerhalb 
des Geltungsbereiches des BBiG und der HwO: Hier soll 
zunächst mit Beobachtungen in den Bereichen Gesundheit 
und Soziales sowie Bildungs- und Erziehungswesen begon- 
nen werden. 

c) Im Rahmen eines interdisziplinären Herangehens beteiligen 
sich im Auftrag des Bundesministeriums für Bildung und For- 
schung weitere qualifizierte Institutionen bzw. Fachinstitute an 
der Komplettiemng des methodischen Instmmentariums zur 
Früherkennung neuer Qualifikationsanfordemngen. 1998 und 
Anfang 1999 werden Pilotuntersuchungen mit dem Ziel der 
Erweitemng der methodischen Instmmente durchgeführt. Dazu 
gehören: 

-Eine Untersuchung zur Ermittlung von Trendsettem im 
Bereich der Unternehmen und von Trendqualifikationen: 

Hier wird von der Annahme ausgegangen, daß Trendqualifi- 
kationen in solchen Bereichen entstehen, die einen dem allge- 
meinen Erscheinungsbild der jeweiligen Branche vorausei- 
lenden Entwicklungsstand erreicht haben. In der Untersu- 
chung soll für drei voneinander unabhängige Regionen 
geprüft werden, ob und wie Trendsettemntemehmen ermittelt 
werden können, wie Trendqualifikationen abzuleiten sind und 
welche Zusammenhänge zwischen den ermittelten Trendqua- 
lifikationen und in größerer Breite zu erwartendem Qualifika- 
tionsbedarf bestehen. 

- Vergleichende Untersuchungen zur Qualifikationsbedarfser- 
mittlung sowie zur Umsetzung des ermittelten Bedarfs in aus- 
gewählten OECD-Ländem: Zu untersuchen ist hier, inwie- 
weit aus Vergleichsstudien Informationen zu Bereichen, in 
denen besonderer Qualifikationsbedarf besteht, sowie zu Stra- 
tegien der Ermittlung des Qualifikationsbedarfs und der Qua- 
lifikationsentwicklung gewonnen werden können. 


') Vgl. Kapitel 2.3.3 

’) Vgl. Alex, L./Bau, H. (Hrsg.): „Wandel beruflicher Anforderungen“, 
1999 

’) Vgl. Alex, L.: „Stand der Überlegungen zur Früherkennung der Qualifi- 
kationsentwicklung“, Manuskript, September 1998 
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3.2 Ausbildungsgestaltung 

- Untersuchung zur Anwendung arbeitsanalytischer Instrumen- 
te für die Früherkennung von Veränderungen in der Arbeit 
und damit verbundenen Qualifikationserfordemissen: Das 
besondere dieses Ansatzes besteht in der Verbindung von 
Früherkennung und Dauerbeobachtung von Qualifikationser- 
fordemissen. Ausgehend von Fallstudien mit Arbeits- und 
Geschäftsprozeßanalysen zur Ermittlung von Indikatoren für 
Veränderungen in der Arbeit (Früherkennungskem) sollen die 
ennittelten Indikatoren in periodischen repräsentativen Befra- 
gungen im Hinblick auf ihre Breitenwirksamkeit für die Qua- 
lifikationsentwicklung geprüft werden (Dauerbeobachtungs- 
kem). 

- Zur Vorbereitung einer umfassenden Untersuchung zur Qua- 
lifikationsentwicklung im Dienstleistungsbereich werden in 
einer Fallstudie - bezogen auf eine Region - Qualifikations- 
anfordemngen von kleinen und mittelständischen Unterneh- 
men ermittelt, die in sehr dynamischen Märkten agieren. Das 
sind Unternehmen aus Bereichen wie Softwareentwicklung 
und -vertrieb, Intemetdienstleistungen, Werbung, Fachhandel 
für Informationstechnologie, Telekommunikation. 

Ausblick 

Der Überblick über die gegenwärtig laufenden Vorhaben zeigt, 
daß die Entwicklung der Qualifikationserfordemisse in Anbe- 
tracht der Komplexität und Veränderungsdynamik des Gegen- 
standsbereiches von unterschiedlichen Institutionen mit ver- 
schiedenen methodischen Ansätzen analysiert wird. Im weite- 
ren Verlauf der Arbeit kommt es darauf an, die Koordiniemng 
und Vernetzung der Vorhaben zu erreichen, indem die erforder- 
liche Kommunikation und ggf Kooperation entwickelt wird, 
um schließlich die Überleitung in eine wirksame längerdauem- 
de Beobachtung zu erreichen. 


3.2 Ausbildungsgestaltung 

3.2.1 Betriebliche Ausbildung aus der Sicht 
der Auszubildenden 

Im folgenden wird ein zusammenfassender Überblick über die 
Lern- und Arbeitserfahrungen in der Ausbildung aus der Sicht 
der Auszubildenden gegeben. Grundlage dafür sind die wesent- 
lichen Ergebnisse einer repräsentativen Befragung des Bun- 
desinstitut für Berufsbildung') bei 6.248 Auszubildenden ver- 
schiedener Ausbildungsjahrgänge aus 15 unterschiedlichen 
Berufen^). 


') Erste Ergebnisse dieser Befragung wurden im Berufsbildungsbericht 
1997, Kapitel 3.3.1 veröffentlicht. 

') Arzthelfer/Arzthelferin, Bankkaufinann/Bankkauffrau, Bürokaufinann/ 
Bürokauffrau, Elektroinstallateur/Elektroinstallateurin, Energieelektro- 
niker/Energieelektronikerin, Fachverkäufer/Fachverkäuferin im Nah- 
rungsmittelhandwerk, Friseur/Friseurin, Gas- und Wasserinstallateur/ 
Gas- und Wasserinstallateurin, FIotelfachmann/Hotelfachfrau, Indu- 
striekaufmann/Industriekauffrau, Industriemechaniker/Industriemecha- 
nikerin, Kaufmann/Kauffrau im Einzelhandel, Kraftfahrzeugmechani- 
ker/Kraftfahrzeugmechanikerin, Maler und Lackierer/Malerin und 
Lackiererin, Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte 
Die Erhebung wurde in der Zeit von Mai bis Juli 1996 durchgeführt. Die 
schriftliche Befragung der Auszubildenden erfolgte in Fonn von „class- 
room“-Befragungen in Berufsschulen der Länder Baden-Württemberg, 
Berlin, Brandenburg, Hessen, Niedersachsen, Sachsen. 


• Betriebliche Rahmenbedingungen 

Bei rund 80% der Ausbildungsbetriebe ist nach Wissen der 
Auszubildenden ein Ausbildungsplan vorhanden, der auch 
überwiegend eingehalten wird. Allerdings verläuft bei rund 
einem Drittel der Befragten die Ausbildung nicht oder für sie 
nicht erkennbar nach diesem Plan. Insbesondere in kleineren 
Betrieben ist die Einhaltung des Ausbildungsplans nicht immer 
möglich, da der Ausbildungsablauf vor allem durch den be- 
trieblichen Arbeitsanfall bestimmt wird. 

Zentrale Bedeutung hat nach wie vor in allen Bemfen das Ler- 
nen am Arbeitsplatz. Im Durchschnitt verbringen die Auszubil- 
denden hier knapp drei Viertel ihrer betrieblichen Ausbildungs- 
zeit.') Vor allem in den industriellen Großbetrieben findet die 
systematische Vermittlung von Ausbildungsinhalten häufiger 
in der Lehrwerkstatt sowie in Leminseln, Lehrecken und Lem- 
stationen statt. Auszubildende im handwerklichen Bereich neh- 
men verstärkt an überbetrieblichen Unterweisungen teil. 

Bei jedem zweiten Auszubildenden steht die selbständige und 
eigenverantwortliche Bearbeitung von Arbeitsaufträgen im 
Vordergrund^) — häufig in Büroberufen, bei Arzthelfern/ Arzt- 
helferinnen und Hotelfachleuten - und steigt mit zunehmender 
Ausbildungsdauer an. In größeren Arbeitszusammenhängen 
und/oder Projektaufgaben im Team werden knapp 40% quali- 
fiziert, verstärkt vor allem im gewerblich-handwerklichen 
Bereich. Lediglich ein Viertel der Auszubildenden wird über- 
wiegend nach dem Konzept „Zuschauen und Nachmachen“ 
ausgebildet, besonders im ersten Lehrjahr. 

• Pädagogisch soziale Gestaltung der Ausbildung 

Nahezu alle befragten Auszubildenden") können sich, wenn sie 
fachliche Hilfe bei ihren Arbeitsaufgaben benötigen, jederzeit 
an ihre Ausbilder oder Meister wenden. Allerdings fühlen sich 
15% nicht ausreichend betreut. Die meisten Jugendlichen 
erhalten von ihren Ausbildern klare und eindeutige Arbeitsan- 
weisungen (91%). Bei jedem zweiten findet nach Erledigung 
der Arbeitsaufgabe ein reflektierendes Gespräch statt. Knapp 
zwei Drittel berichten, daß sie für gute Leistungen von den 
Ausbildern gelobt würden. Damit zeichnet sich insgesamt ein 
positives Interaktionsklima zwischen Ausbildern und Auszubil- 
denden ab. 

Bei fast jedem dritten Auszubildenden kommt es nach eigener 
Einschätzung vor, manchmal auch Arbeiten verrichten zu 
müssen, die nicht zur Ausbildung gehörten. Jeder zehnte Aus- 
zubildende gibt an, ab und zu „nichts zu tun zu haben“. Dieser 
„Leerlauf' scheint allerdings weniger an mangelnder Betreu- 
ung als am normalen Betriebsablauf/Kundenandrang (z.B. 
beim Friseur oder im Verkauf) zu liegen. 

Alles in allem sind drei Viertel der Auszubildenden der Über- 
zeugung, in ihrer Ausbildung einen umfassenden Überblick 
über alle Anforderungen im Beruf zu erhalten, so daß sie sich 
gut auf die spätere Tätigkeit als Fachkraft vorbereitet fühlen. 

• Mitarbeit im Arbeitsprozeß 

Der Vemiittlimg von beruflichen Qualifikationen durch die 
Mitarbeit im Betriebsablauf wird in der Ausbildimg zunehmen- 
de Bedeutung eingeräumt, insbesondere im Hinblick auf den 
Erwerb von Schlüsselqualifikationen und beruflicher Hand- 


') Der Lemort Berufsschule bleibt hier unberücksichtigt. 

-)Vgl. Feiler, G.: Duale Ausbildung: „Image und Realität“. Eine Be- 
standsaufnahme aus Lemersicht, Materialien zur beruflichen Bildung, 
Heft 95, 1995 

Diese und die folgenden Interpretationen basieren auf vorgegebenen 
Statements; dabei wurden die Antwortkategorien „Trifft voll und ganz 
zu“ und „Trifft überwiegend zu“ zusammengefaßt. 
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lungskompetenz.') Einsatz im Arbeitsprozeß, Emstcharakter 
und Verbindlichkeit in der konkreten Arbeit sind Elemente, die 
die Attraktivität der dualen Bemfsausbildung ausmachen und 
entscheidend die Motivation der Auszubildenden beeinflussen. 
Allerdings muß hierbei eine Lemintensität des Arbeitseinsatzes 
gegeben sein. 

Bis auf wenige Ausnahmen in den gewerblich-technischen 
Berufen der Industrie werden nahezu alle Auszubildenden der 
untersuchten Bemfe überwiegend in der laufenden Produktion, 
in Wartung und Reparatur, Montage im Betrieb bzw. außerhalb 
beim Kunden, Verkauf, Praxis oder Büro — d.h. im jeweiligen 
bemfstypischen Arbeitsprozeß - ausgebildet. Diese praxis- 
orientierte Ausbildung im Rahmen des betrieblichen Arbeitsab- 
laufs macht im Durchschnitt zwischen fünf und sechs Stunden 
eines Arbeitstages aus. Bei jeweils einem Drittel der Jugend- 
lichen gehören außerdem Vor- und Nachbereitungsarbeiten zur 
täglichen Ausbildungsroutine. Im Mittel führen die Auszubil- 
denden im Verlauf eines betrieblichen Ausbildungsalltags 
zwischen zwei und drei unterschiedliche Tätigkeiten durch. Je 
nach Bemf liegen unterschiedliche Akzentuierungen vor.^) Der 
Arbeitsalltag von angehenden Arzthelfern und Arzthelferinnen 
sowie Bankkaufleuten ist in besonderem Maße durch ein viel- 
fältiges Aufgabenspektmm gekennzeichnet. 

Die einzelnen Arbeitsaufgaben werden überwiegend allein 
durchgeführt. Entsprechend betonen mnd drei Viertel der Aus- 
zubildenden die Selbständigkeit und Eigenverantwortung mit 
der sie diese Aufgaben verrichten. Vor allem in oft oder über- 
wiegend von Frauen gewählten Bemfen, wie Arzthelferin, 
Bank- und Einzelhandelskauffrau sowie Hotelfachkraft, ver- 
läuft der berufliche Qualifizierungsprozeß häufig über die 
selbständige und eigenverantwortliche Aufgabenwahmeh- 
mung. Bei vielen dieser Aufgaben handelt es sich allerdings um 
regelmäßig anfallende Tätigkeiten, die in der betrieblichen 
Praxis eingeübt und gefestigt werden. 

Die Einbeziehung der Auszubildenden in den betrieblichen 
Ablauf und die selbständige und eigenverantwortliche Durch- 
führung von Arbeitsaufgaben spiegeln sich auch in anderen 
Ergebnissen der Untersuchung wider: Rund 70% der Jugend- 
lichen bekunden, daß sie in ihrem Ausbildungsalltag auch 
Tätigkeiten verrichten, die sie „genau so schnell und gut aus- 
führen wie eine Fachkraft“.^) Bei diesen Arbeiten kann es sich 
sowohl um Urlaubs- oder Krankheitsvertretungen von Kolle- 
gen und Kolleginnen, als auch um die Zuweisung fester Aufga- 
ben oder um die Mitarbeit in einem Arbeitsprojekt handeln. Bei 
mnd einem Drittel macht der zeitliche Anteil dieser produk- 
tiven Arbeitsleistungen mehr als die Hälfte, bei einem weiteren 
Drittel mehr als ein Viertel ihrer betrieblichen Ausbildungszeit 
aus. Auch wenn hier eine gewisse Selbstüberschätzung der 
Jugendlichen nicht auszuschließen ist, ist die Arbeitskraft der 
Auszubildenden, vor allem in kleineren und mittleren Betrie- 
ben, oftmals von hohem Nutzen. 


') Vgl. dazu: Dehnbostel, P./Holz, H./Novak, H.: „Lernen für die Zukunft 
durch verstärktes Lernen am Arbeitsplatz“, Berichte zur beruflichen 
Bildung, Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.), Heft 149, 1992 
') Keck, A.: „Lernen an kaufmännischen Arbeitsplätzen - Konzeption und 
ausgewählte Ergebnisse einer Pilotstudie zu Lernprozessen von ange- 
henden Industriekaufleuten“, in: Zeitschrift für Berufs- und Wirt- 
schaftspädagogik, Beiheft 11, 1993; Diepold, P./Kell, A. (Hrsg.): „Ent- 
wicklungen in der Berufsausbildung“, 1993 
0 Gramer, G. /Müller, K.: „Nutzen der betrieblichen Berufsausbildung“, 
Beitrag zur Gesellschafts- und Bildungspolitik, Institut der deutschen 
Wirtschaft (Hrsg.), 1994 


3.2 Ausbildungsgestaltung 

• Anforderungen der Betriebe aus der Sieht 
von Auszubildenden 

Im folgenden wird aus der Sicht der Auszubildenden beschrie- 
ben, auf welche Sozial- und Fachkompetenzen die Betriebe 
besonderes Gewicht legen.') Hierbei geht es vor allem um 
fachübergreifende Anfordemngen. Nach den Angaben der 
Jugendlichen legen die Betriebe in erster Linie Wert auf sorg- 
fältige und präzise Arbeitsleistungen, verbunden mit hoher 
Qualität der Arbeitsergebnisse und Produkte. 

Soziale Verhaltensanforderungen, wie freundlicher Umgang 
mit Kunden bzw. Patienten, sowie das äußere Erscheinungsbild 
der Auszubildenden stehen naturgemäß bei Bemfen mit engem 
Kunden-, Klienten- oder Patientenkontakt im Vordergmnd. Zu 
nennen sind hier insbesondere Arzthelfer/Arzthelferinnen, 
Bank-, Hotelkaufleute, Friseure/Friseuriimen, Einzelhandels- 
fachleute sowie Fachverkäufer/Fachverkäuferinnen im Nah- 
rungsmittelhandwerk. Zwischen den männlichen und weib- 
lichen Auszubildenden zeigen sich in dieser Einschätzung sig- 
nifikante Unterschiede. Diese Anfordemngen werden vor allem 
von weiblichen Auszubildenden genannt. Arbeitstugenden, wie 
Ordnungssinn, Einhalten von Regeln und Vorschriften, liegen 
im oberen Drittel der Häufigkeitsnennungen. Das gilt auch für 
Schlüsselqualifikationen, wie Eigeninitiative und Selbständig- 
keit. Dies sind Anfordemngen, die vor allem in solchen Bemfen 
eine wichtige Rolle spielen, in denen die Auszubildenden 
bereits während der Ausbildung die Aufgaben von Fachkräften 
ganz oder teilweise übernehmen - Arzthelferinnen und Hotel- 
fachkräfte stehen hier an oberster Stelle. 

Auf gute Material- und Produktkenntnisse kommt es bei Bem- 
fen an, bei denen fachkundige und überzeugende Beratung der 
Kunden im Vordergmnd steht, z.B. im Verkauf, beim Friseur, 
im Malerbetrieb und bei den Banken. Im Zusammenhang mit 
den Material- und Produktkenntnissen spielen auch Fragen des 
Umweltschutzes und der Abfallentsorgung eine Rolle. Dies 
wird bei knapp 60 % -) der Maler und Lackierer sowie der Kraft- 
fahrzeugmechaniker als sehr wichtig erachtet. Für einen Teil 
der Bemfe hat aus der Sicht der Auszubildenden Umweltschutz 
und Entsorgung jedoch so gut wie keine Bedeutung, z.B. bei 
den Bank-, Versichemngs- und Industriekaufleuten. 

Guten Rechen- und Deutschkenntnissen wird von den Ausbil- 
dungsbetrieben - so die Wahrnehmung der Auszubildenden - 
eine etwas geringere Priorität eingeräumt. Auf alle Bemfe ver- 
teilt, legen 46% der Betriebe großen Wert auf gute Rechen- 
kenntnisse und 42 % auf gute Deutschkenntnisse. Rechenfertig- 
keiten werden vor allem von Fachverkäuferinnen im Nahrungs- 
mittelhandwerk (78%) und Steuerfachangestellten (71%) er- 
wartet. Sie spielen ebenfalls bei den gewerblich-technischen 
Bemfen in der Industrie (bei jeweils 60% der Industriemecha- 
niker und Energieelektroniker) eine überdurchschnittliche 
Rolle. Gute Deutschkenntnisse stehen erwartungsgemäß bei 
den kaufmännischen Bemfen im Vordergmnd, besonders häu- 
fig aber auch bei den Hotelfachkräften und bei den Arzthel- 
fern/ Arzthelferinnen. Dagegen legen die Betriebe bei den ge- 
werblich-technischen Bemfen (vor allem der Industrie) weitaus 
weniger Wert auf gute Deutschkenntnisse. 


') Hierzu waren die Auszubildenden aufgefordert, anhand von fünfzehn 
Statements auf einer Skala von 1 (gar nicht wichtig) bis 7 (sehr wichtig) 
einzuschätzen, welche Bedeutung die Betriebe den einzelnen Anforde- 
rungen beimessen. 

^) Alle genannten Prozentangaben in diesem Abschnitt spiegeln die Werte 
6 und 7 der Rangskala wider. 
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Fremdsprachenkenntnisse stehen aus der Sicht der Auszubil- 
denden bisher nur bei wenigen Ausbildungsberufen im Vorder- 
grund der betrieblichen Anforderungen. Lediglich 10% der 
Auszubildenden geben an, daß ihr Betrieb darauf großen Wert 
lege. Diese Qualifikationsanforderungen sind überwiegend in 
Angestelltenberufen zu finden, die internationale Bezüge auf- 
weisen, wie in der Industrie, im Hotel und bei den Banken (vgl. 
Schaubild 7). 

• Zufriedenheit und Probleme 

Ausbildungsablauf und Arbeitsklima im Betrieb werden von 
der Mehrheit der Befragten positiv bewertet. Bei den meisten 
Jugendlichen überwiegt die Zufriedenheit mit ihrer Ausbil- 
dung: 23% sind „sehr zufrieden“ und 59% sind „überwiegend 
zufrieden“.') Auszubildende berichten aber auch von Proble- 
men in der Ausbildung. Über ein Viertel der Befragten gibt an, 
häufig oder manchmal Schwierigkeiten mit ihren Ausbildern zu 
haben. Das Verhältnis zu den Kollegen imd Kolleginnen ist 
zwar etwas entspannter, doch immerhin geraten 22 % der Aus- 
zubildenden mit ihnen häufiger in Konflikt. Das Klima der 
Auszubildenden untereinander wird lediglich von 17% als 
belastend empfunden. 


') Vgl.: Beer-Kem, D./Granato, M./Dresbach, B./Schweikert, K.: „An der 
Schwelle zum Berufsleben - Erfahrungen und Perspektiven von ost- 
deutschen Auszubildenden“, Zwischenbericht, Februar 1997 


• Überlegungen für einen Abbruch der Ausbildung ') 

Um bereits im Vorfeld Informationen und Hinweise für mög- 
liche Ursachen einer vorzeitigen Vertragslösung zu erhalten, 
sollten die Auszubildenden selbst Auskunft darüber geben, ob 
sie einen Abbruch ihrer Ausbildung in Erwägung ziehen und 
welche Gründe sie dafür hauptsächlich haben. 

Zum Zeitpunkt der Befragung dachte jeder 10. Auszubildende 
ernsthaft daran, die Ausbildung abzubrechen. Mit zunehmender 
Ausbildungsdauer denken Auszubildende tendenziell seltener 
an einen Ausbildungsabbruch. Die Sparmweite zwischen den 
einzelnen Berufen liegt zwischen 2% und 16%: Bei den 
Friseuren/Friseurinnen und den Einzelhandelskaufleuten stellt 
sich die Frage nach vorzeitiger Lösung ihrer Ausbildung beson- 
ders häufig (16% bzw. 15%). Beides sind Berufe mit traditio- 
nell hohen Lösungsquoten. Einen Gegenpol bilden die Energie- 
elektroniker/Energieelektronikerinnen sowie die Industriekauf- 
leute. Mit 2% bzw. 4% steht bei diesen Auszubildenden eine 
Vertragslösung nur selten zur Diskussion. 

In erster Linie wird Abbruch wegen Schwierigkeiten mit Aus- 
bildern und Vorgesetzten (44%) erwogen. Überdurchschnitt- 
lich häufig kommt dies in kleineren und mittleren Betrieben bis 
zu 50 Beschäftigten vor. Gerade hier, wo man sich kaum aus 
dem Weg gehen kann, ist das soziale Klima zwischen den Mit- 


') Zur vorzeitigen Lösung von Ausbildungsverträgen vgl. auch Kapitel 
2.1.3 und 2.2.3 


Schaubild 7 


Anforderungen der Betriebe aus der Sicht von Auszubildenden 

Frage: Wenn Sie jetzt ein mal die Anforderungen bewerten, die man im Ausbildungsbetrieb an Sie richtet. 
Wie wichtig nimmt man in Ihre Ausbildung die folgenden Anforderungen? (in Mittelwerten) 


Präzise und sorgfältige Arbeit 
Qualität der Ergebnisse 
Freundlichkeit im Umgang mit Kunden 
Ordnungssinn, Einhalten von Regeln 
Selbständigkeit, Eigeninitiative 
Korrektes Auftreten 
Schnelle Auffassung und Anpassung 
Zusammenarbeit im Team 
Sorgfältige Bedienung der Maschinen etc. 
Fähigkeit, eigene Ideen zu entwickeln 
Material- und Produktkenntnisse 
Gute Rechenkenntnisse 
Gute Deutschkenntnisse 
Umweltschutz 
Fremdsprachen 

Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung 



1 2 3 4 5 6 7 
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Schaubild 8 


Gründe für den Abbruch der Ausbildung 

(in Prozent) 


Schwierigkeiten mit AusbildernA^orgesetzen 
Ausbildung entspricht nicht den Vorstellungen 
Finanzielle Gründe 
Anderer Ausbildungswunsch 
Andere Gründe 

Ausbildung zu schwierig/anstrengend 
Gesundheitliche Gründe 
Private Gründe 
Schule/Hochschule besuchen 
Arbeit annehmen 
Keine Angaben 



Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung 


arbeiten! besonders wichtig. Als weiteren wichtigen Grund für 
eine Vertragslösung nennen 42% der betreffenden Auszubil- 
denden, daß der Beruf nicht ihren Vorstellungen entspreche. 
Diese Auszubildenden äußern oft andere Ausbildungswünsche. 
Von ihrer Ausbildung überfordert fühlen sich 16% der mög- 
lichen Ausbildungsabbrecher. Andere Gründe (Gesundheit, 
finanzielle Aspekte) spielen nur eine geringere Rolle (vgl. 
Schaubild 8). Für die Abbruchüberlegungen wird in der Regel 
nicht nur ein Motiv geltend gemacht, fn der Regel sind es meh- 
rere. 

Für viele Auszubildende, die ihrer derzeitigen Ausbildung gern 
den Rücken kehren würden, wäre dies noch keinen endgültiger 
Verzicht auf eine berufliche Bildung: Knapp ein Drittel strebt 
eine Ausbildung in einem anderen Beruf an. Weitere 12% 
möchten statt einer Lehre doch lieber eine schulische bzw. 
hochschulische Ausbildung aufnehmen. Vor allem Bank- und 
Industriekaufleute sowie Energieelektroniker/Energieelektro- 
nikerinnen - dies sind Berufe, in denen ein hohes Vorbildungs- 
niveau der Auszubildenden zu verzeichnen ist - sehen darin 
eine Alternative. Jeder zehnte potentielle Abbrecher würde 
jedoch auf eine weitere berufliche Qualifizierung zunächst ver- 
zichten und sofort eine Arbeit aufnehmen. Dazu neigen männ- 
liche Auszubildende tendenziell etwas häufiger. 

• Einschätzung der Ausbildungsvergütung 

Ein gutes Drittel der Auszubildenden hält das Lehrlingsentgelt 
für angemessen oder sogar für sehr gut. Aber knapp zwei 
Drittel sind der Ansicht, daß ihre Ausbildungsvergütung zu 
niedrig sei.') Die Unzufriedenheit mit der Ausbildungsver- 


gütung steigt mit den Lehrjahren. Dies ist möglicherweise ein 
Indiz dafür, daß sich viele für ihre Leistungen im Betrieb nicht 
entsprechend entlohnt sehen. Insbesondere bei den gewerblich- 
technischen Berufen (Elektroinstallateur/Elektroinstallateurin, 
Gas- und Wasserinstallateur/Gas- und Wasserinstallateurin, 
Kfz-Mechaniker/Kfz-Mechanikerin, Maler und Lackierer/ 
Malerin und Lackiererin) wird oft in der Freizeit hinzuverdient. 


3.2.2 Umweltbildung 

Der Berufsbildungsbericht 1998 ') enthält eine umfassende Dar- 
stellung der Ergebnisse von Modellvorhaben und Projekten zur 
beruflichen Umweltbildung und geht auf die neuen Standard- 
Lemziele im Bereich Umweltschutz sowie Sicherheit und 
Gesundheitsschutz bei der Arbeit, die in allen Ausbildungsord- 
nungen angewandt werden sollen, ein. Im folgenden werden 
einzelne und zum Teil weiterführende Aspekte beruflicher 
Umweltbildung dargestellt. 

Umweltschutz -Umweltbildung in 
überbetrieblichen Berufsbildungsstätten 

Überbetriebliche Berufsbildungsstätten (ÜBS) haben die Auf- 
gabe, insbesondere Klein- und Mittelbetriebe bei der Bewäl- 
tigung ihrer Aus- und Weiterbildungsaufgaben zu unterstützen. 
Sie gewiimen mit dem verstärkten Einsatz neuer Technologien 
und Arbeitsmaterialien in diesen Betrieben auch als Techno- 
logietransfer- und Beratungsstellen ein neues Profd. ^) 


‘) Vgl. Hecker, U.: „Materielle Situation der Auszubildenden“, in: Berufs- 
bildung in Wissenschaft und Praxis, Bundesinstitut für Berufsbildung 
(Hrsg.), Heft 1, 1998 
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Bestehende Umweltschutzvorschriften, z.B. die Wärmeschutz- 
verordnung, sind beim Bau und bei der Ausstattung einer ÜBS 
einzuhalten. Auch darüber hinausgehende Umweltschutzmaß- 
nahmen sind häufig ökonomisch sinnvoll. Die Kosteneinspar- 
potentiale durch Umweltschutz können erheblich sein. Um in 
dieser Frage unter Berücksichtigung der investiven und der 
Betriebskosten zu genaueren Erkenntnissen zu gelangen, wird 
aus Mitteln des Bundesministeriums für Bildung und For- 
schung (Bundesinstitut für Berufsbildung) sowie des Ministe- 
riums für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frauen des Landes 
Brandenburg der ökologisch orientierte Neubau eines überbe- 
trieblichen Ausbildungszentrums der Bauwirtschaft in Cottbus 
gefordert. Weitere Ziele des Projektes sind: 

-Modellvorhaben zur beruflichen Umweltbildung und zum 
ökologischen Bauen zeigen, daß ohne Teilnahme und Quali- 
fikation der Mitarbeiter ein langfristiger Erfolg und die Wei- 
terentwicklung des Umweltschutzes nur schwer zu erreichen 
sind. Deshalb wird besonderes Augenmerk auf die Betei- 
ligung der Ausbilder und Ausbilderinnen gelegt. 

— Das Ausbildungszentrum soll nach Inbetriebnahme eine Mul- 
tiplikatorenfunktion wahmehmen und insbesondere im Rah- 
men seines Weiterbildungsangebots zur Verbreitung umwelt- 
gerechter Bauweise beitragen. 

- Das Gebäude und die Ausstattung sollen auch der Unterwei- 
sung der neuen Standard-Lemziele zum Umweltschutz die- 
nen. So liegt ein didaktisches Konzept vor, wie z.B. die Dar- 
stellung bauphysikalischer und baukonstruktiver Elemente 
sowie die installierten Meßmöglichkeiten in den Ausbil- 
dungsablauf einbezogen werden können. 

Unter allen Beteiligten bestand Einvernehmen, daß das Projekt 
in drei Phasen realisiert werden sollte: Planungsphase mit dem 
Ziel der Vorlage bewilligungsreifer Bauunterlagen (abge- 
schlossen), Bauphase ab 1998 mit dem Ziel der Inbetriebnahme 
im Jahr 2000, Betrieb des Ausbildungszentrums in den ersten 
drei Jahren (2001 bis 2003). Es ist vorgesehen, alle drei Phasen 
zu dokumentieren und die Ergebnisse als Planungshilfen zu 
veröffentlichen. 

In der Planungsphase wurden zunächst die ökologischen Ziel- 
setzungen definiert. Dazu gehören sparsamer Umgang mit nicht 
emeuerbaren Ressourcen einschließlich der Energieträger, 
Gewährleistung einer gesunden Umgebung für die Menschen, 
Vermeidung von Gefährdungen der Tier- und Pflanzenwelt. 
Daraus folgten Konzepte zur Verringerung von Wasser- und 
Energieverbrauch sowie der Bodenversiegelung, zur Abfallver- 
meidung und die Auswahl ökologisch unbedenklicher Bau- 
stoffe. Die zum Ende dieser Phase vorgelegten Bauplanungs- 
unterlagen lassen erkennen, daß sich - verglichen mit einer in 
gleicher Größe, aber in herkömmlicher Bauweise errichteten 
ÜBS - die Kosten (Planungswerte) in etwa gleicher Höhe be- 
wegen. 

Berufliche Umweltbildung in den neuen Ländern 

Im Rahmen des Forschungs- und Entwicklungsprojektes „Um- 
weltgerechte Berufsausbildung in den neuen Bundesländern“ '), 
das mit finanzieller Unterstützung der Deutschen Bundesstif- 
tung Umwelt durchgeführt wurde, hat das Bundesinstitut für 
Berufsbildung eine Konzeption zu beruflichen Umweltbildung 
erarbeitet. Dazu wurden gezielt Materialien zur Förderung einer 


‘)Zur Anlage des Projektes sowie ersten Ergebnissen vgl. Berufsbil- 
dungsbericht 1998, Kapitel 3.3.3 


umweltschutzorientierten Berufsausbildung entwickelt und er- 
probt. Die gemeinsam mit Ausbildern und Lehrern aus den 
neuen Ländern entwickelten Materialien berücksichtigen vor 
allem die unterschiedlichen Situationen des betrieblichen All- 
tags in der Industrie, im Handwerk, in der ÜBS und der Berufs- 
schule. 

Die in der Ausbildungspraxis entwickelten und erprobten 
Materialien wurden 1998 für die Bereiche „Industrielle Metall- 
berufe“, „Sanitär-, Heizungs- und Klimahandwerk“, „Kfz-Be- 
rufe“, „Berufe der Bauwirtschaft“ und „Chemieberufe“ jeweils 
in einem Ordner zusammengefaßt und der Praxis zugänglich 
gemacht. Weiterhin entstand eine Handreichung für die Ausbil- 
dung in den kaufmännischen Berufen sowie eine auf die Aus- 
bildungsbedingungen in Gartenbaubetrieben abgestimmte Kon- 
zeption. Die Struktur der Ordner ermöglicht es den Nutzem, sie 
ständig zu aktualisieren sowie weitere bemfsspezifische The- 
men zum Umweltschutz zu gestalten. Die Ordner bilden damit 
die Grundlage für ein individuell zu gestaltendes Ausbildungs- 
arrangement. Ihnen liegt ein standardisierter Aufbau zugmnde: 
Einfühmngshilfen, Informationssystematiken, bemfsbereichs- 
übergreifende Ausbildungs- und Unterrichtshinweise und be- 
mfsspezifische Fachinhalte. 

Mit der vorliegenden Gesamtkonzeption zur bemflichen Um- 
weltbildung konnten die in den letzten Jahren in vielen Ein- 
zelaktivitäten erzielten Ergebnisse für eine umweltorientierte 
Bemfsausbildung in einen übergreifenden didaktisch-metho- 
dischen Ansatz integriert werden, der sich an Lehr- und Lem- 
situationen in der Praxis orientiert. Die Erfahrungen bei den 
Testläufen der entwickelten Materialien in Betrieben und 
Bemfsschulen in den neuen Ländern haben gezeigt, daß ein 
großer Bedarf nach einer stmkturierten Ausbildungshilfe für 
dieses Thema besteht. Das wurde durch Transferveranstaltun- 
gen bestätigt, mit denen die Projektergebnisse seit Mitte 1998 in 
den alten Ländern vorgestellt wurden. 

Das Öko-Audit als Motor für Personalentwicklung 

Das Forschungsprojekt des Bundesinstituts für Bemfsbildung 
„Anfordemngen der EG-Öko- Audit- Verordnung - Konzepte 
zur umweltbezogenen Aus- und Weiterbildung“ setzt sich mit 
der umweltorientierten Personalqualifiziemng unterhalb der 
Management-Ebene auseinander. Im Vordergmnd steht die 
Frage, welche Formen von Qualifiziemng in Betrieben sinnvoll 
und welche Anfordemngen aus der Sicht der Beteiligten an 
Weiterbildimgskonzeptionen zu stellen sind. Dazu wurde in 
einem ersten Schritt eine qualitative Auswertung von 300 
Umwelterklämngen') vorgenommen. Die Untersuchung kon- 
zentrierte sich dabei auf solche Umwelterklämngen, die eine 
Mitarbeiterbeteiligung im Rahmen des Audit-Prozesses erken- 
nen ließen. Zu den Ergebnissen im einzelnen: 


') Die Öko- Audit- Verordnung sieht vor, daß jedes teilnehmende Unter- 
nehmen in einer Umwelterklärung seine Umweltpolitik, sein Umwelt- 
programm und -managementsystem sowie anhand der Umweltbetrieb- 
spmtung die Umweltauswirkungen und -leistungen in verständlicher 
Form für die Öffentlichkeit darstellt. Die in einem unabhängigen Gut- 
achten bewertete Umwelterklärung ist die Grundlage für die Registrie- 
mng und Teilnahmeerklärung des Untemehmensstandorts. Zur Zeit 
sind in Deutschland rund 1.900 Standorte registriert. Im Wettbewerb 
mit anderen Umweltmanagementsystemen - insbesondere der Norm 
ISO 14 001 - beruht die Attraktivität des Öko- Audits auf der größeren 
Transparenz der Umweltberichterstattung. 
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• Mitarbeiterbeteiligung als Schlüssel 

Der Erfolg umweltbezogener Maßnahmen in Unternehmen bei 
einer Beteiligung der Mitarbeiter imd Mitarbeiterirmen ist 
empirisch belegt. Bei der Einführung eines Umweltmanage- 
mentsystems gilt die Beteiligung von Mitarbeitern auch als 
maßgebend für ihre Bereitschaft zur aktiven Umsetzung. Als 
Gemeinsamkeit der Unternehmen fällt auf, daß die betei- 
ligungsorientierten Umweltmanagementsysteme durch flache 
Hierarchien mit kurzen Entscheidungswegen gekennzeichnet 
sind. Zwischen der Leitung mit Verantwortung und Ent- 
scheidungsbefugnis und den linienfreien Organisationsmög- 
lichkeiten für Mitarbeiter liegt als Schnittstelle überwiegend 
nur eine Hierarchie- oder Funktionsebene mit Koordinierungs- 
und Steuerungsaufgaben. 

Information der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
Hierzu werden in den ausgewerteten Umwelterklärungen viel- 
fältige Wege vorgestellt: 

-mit Beginn des Teilnahmeverfahrens aktuelle Informationen 
zum Audit in Betriebsversammlungen, 

— laufend Beiträge zum Audit in der Werkszeitschrift, Nutzung 
der Mitarbeiterzeitung als Forum für betriebsweite Kommu- 
nikation sowie Nutzung von Umweltberichten und -erklärun- 
gen als Informationsquelle, 

- ständig aktualisierte Mitteilungen über konkrete Vorgehens- 
weisen bei der Umsetzung des Umweltprogramms und über 
meßbare Umweltleistungen, z.B. sinkende Verbrauchswerte, 

- Selbstverpflichtung aller Mitarbeiter zu runweltbewußtem 
Verhalten, 

— Aushänge, Info-Tafeln, Grüne Bretter, eigene Aushänge zum 
Qualitäts-ZUmweltmanagement („QUM-Bretter“), allen 
zugängliche TQM-Tafeln zur betriebsöffentlichen Darstel- 
lung von Problemen und zum Festhalten von Lösungsvor- 
schlägen, 

- programmatische Arbeit zum Audit (Umweltprogramm, -leit- 
linien) in Workshops mit breiter Mitarbeiterbeteiligung, 

— arbeitsplatznahe Ansprechpartner für Umwelt und Sicherheit. 

Aktivierung der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 

Das betriebliche Vorschlagswesen, das generell ein wirkungsvol- 
les Instmment für Verbesserungen ist, wird in allen Umwelter- 
klärungen als Instrument zur Beteiligung der Mitarbeiter betont. 
Zehn der ausgewerteten Umwelterklärungen sehen Gruppen 
zur gemeinsamen Bearbeitung umweltorientierter Problem- 
stellungen vor. Die Probleme können sowohl von der Leitung 
als auch von den Mitarbeitern selbst definiert werden. Die Ziele 
der Gruppenarbeit sind breit gefächert und umfassen die Ent- 
wicklung und Dokumentation von Problemlösungen, das Auf- 
fmden und Testen umweltentlastender Alternativen sowie die 
Umsetzung erfolgversprechender Maßnahmen. Teilweise ist 
das Bestehen der Gruppe mit der Bearbeitung des Problems 
verknüpft („befristete Gruppen“); seltener sind ständige Grup- 
pen zu definierten umweltrelevanten Bereichen, z.B. Logistik. 
In einigen Unternehmen wird die Gruppenarbeit von eigens 
geschulten Mitarbeitern moderiert. 

Diese Modelle sind nicht an „besondere“ Unternehmen, z.B. 
mit Selbstverwaltung oder „grünen“ Produkten, gebunden. Sie 
dokumentieren allerdings ihr Umweltengagement größtenteils 
über die Verbesserung des betrieblichen Umweltschutzes hin- 
aus durch weitere Aktivitäten mit betonter Außenwirkung. Dar- 
unter fallen neben der Beteiligung an Umwelt- und Natur- 
schutzprojekten mehrere Maßnahmen zur gezielten Verringe- 
rung des betriebsbedingten Kraftfahrzeugverkehrs, u.a. auch 
durch Berücksichtigimg der Arbeitswege der Beschäftigten. 
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Ferner wird das Interesse der Unternehmen an einem konstruk- 
tiven Dialog mit gesellschaftlichen Gruppen und an einem 
guten Verhältnis zum Umfeld in mehreren Umwelterklärungen 
betont. 

• Umweltmanagement - Qnalitätsmanagement 

Auffallend sind auch Verbindungen zwischen Umwelt- und 
Qualitätsmanagement, auf die mit einer Ausnahme alle ausge- 
werteten Umwelterklärungen eingehen. Die Palette reicht von 
integrierten Qualitäts-AJmweltmanagementsystemen über ge- 
trennte Systeme mit personellen und inhaltlichen Koordinatio- 
nen bis zur Einbeziehung von Umweltschutz in untemehmens- 
spezifische Konzeptionen zum Total Quality Management. 


3.2.3 Zusatzqualiflkationeii in der 
beruflichen Bildung') 

Die anerkannten Ausbildungsberufe sind in ihrer Gesamtheit 
und bei Ergänzung durch Berufe für sich neu entwickelnde 
Beschäftigimgsfelder weiterhin eine solide Grundlage für Aus- 
bildung und Beschäftigung. Die verstärkte Entwicklung und 
Vermittlung von Zusatzqualifikationen soll sie ergänzen, um 
den sich dynamisch ändernden Qualifikationsanforderungen in 
Wirtschaft und Gesellschaft kurzfristig entsprechen zu können. 
Zusatzqualifikationen sind für die Attraktivität und weitere 
Differenzierung der beruflichen Bildung von entscheidender 
Bedeutung. Für den einzelnen sollen sich überschaubare Optio- 
nen für einen erstrebenswerten beruflichen Entwicklungsweg 
ergeben. Für die Unternehmen eröffnen sich Möglichkeiten zur 
Einrichtung betriebsintemer Karrierewege für beruflich Ausge- 
bildete. Vor diesem Hintergrund stellt der Berufsbildungsbe- 
richt 1998^) die Stellung und Funktion von Zusatzqualifikatio- 
nen im Rahmen der beruflichen Bildung ausführlich dar. 
Wichtiger Bestandteil der Aktivitäten zur Entwicklung und 
breiten Einführung von Zusatzqualifikationen ist die Förderung 
von Initiativen der Wirtschaft zur modellhaften Entwicklung 
und Erprobung neuer, zukunftsorientierter Ansätze für ausbil- 
dungs- bzw. berufsbegleitende Zusatzqualifikationen im Rah- 
men von Modellvorhaben. Darüber hinaus hat das Bundesmini- 
sterium für Bildung imd Forschung 1998 imd 1999 insgesamt 
sechs regionale Fachtagungen mit dem Ziel gefordert, den 
Kommunikationsprozeß und Erfahrungsaustausch zwischen 
den Beteiligten auf regionaler Ebene zu organisieren, um Infor- 
mationen über bereits praktizierte bzw. geplante Angebote aus- 
zutauschen und Wege einer breiteren Anwendung und regiona- 
len Zusammenarbeit zu finden. Im folgenden wird auf beide 
Schwerpunkte eingegangen. 

Zusatzqualifikationen in Modellvorhaben 
Die Einfühnmg von Zusatzqualifikationen wird u.a. durch 
Wirtschaftsmodellvorhaben unterstützt, in denen ein breites 
Spektrum differenzierter Zusatzqualifikationen entwickelt und 
erprobt wird. Zu unterscheiden ist dabei zwischen berufsbezo- 
genen sowie berufs- und berufsfeldübergreifenden Zusatzquali- 
fikationen. Neben spezialisierten produktionstechnischen bzw. 
fachbezogenen Zusatzqualifikationen sind besonders für neue 
Tätigkeitsfelder arbeitsprozeßorientierte, betriebswirtschaft- 
liche, qualitätssichemde, datenverarbeitende, umweltspezifi- 
sche, aber auch gestalterische, fremdsprachliche und Sozial- 
sowie Methoden-Kompetenzen gefragt. Zusatzqualifikationen 


') Vgl. Teil I, Kapitel 5 
q Bemfsbildungsbericht 1998, Kapitel 3.2 
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sollen den Erfordernissen an erweiterte Kompetenzen Rech- 
nung tragen. Nicht selten handelt es sich bei ihnen um vorge- 
zogene Bestandteile von anerkannten Weiterbildungen, die 
angerechnet werden können. Im einzelnen erstrecken sich die in 
laufenden Modellvorhaben vermittelten Zusatzqualifikationen 
auf folgende Bereiche: 

-prozeßorientierte Zusatzqualifikationen für Industrie- und 
Konstruktionsmechaniker (Arbeitskommunikation, Pro- 
duktmanagement, Prozeßoptimierung, Prozeßsteuerung, 
Qualitätssicherung), 

- team- und kundenorientierte Sozialkompetenzen in kaufmän- 
nischen Berufsfeldem, 

- Controlling-Wissen für kaufmännische und gewerblich-tech- 
nische Auszubildende und Mitarbeiter in kleinen und mittle- 
ren Unternehmen, 

-Fremdsprachenkorrespondenz, Geschäflsenglisch, Vordiplom 
Betriebswirtschaft und Telekommunikationsinformatik, 

- Zusatzqualifikationen für Montage- und Instandsetzungsauf- 
träge (Arbeitstechniken, Arbeitsorganisation, Kommunika- 
tionsfähigkeit, Fachenglisch, betriebswirtschaftliche Grund- 
lagen, qualitätsorientierte Teamarbeit). 

Die Vermittlung der Zusatzqualifikationen erfolgt bedarfs- 
orientiert und größtenteils modular strukturiert im Rahmen der 
Regelausbildung. 

Ergebnisse der regionalen Fachtagungen 

Die sechs Fachtagungen wurden von Oktober 1998 bis Januar 
1999 in Stuttgart, Essen, Erfurt, Berlin, Hamburg und Koblenz 
durchgeführt. Zwei davon (Hamburg, Koblenz) behandelten 
die spezifischen Probleme der Entwicklung und Einführung 
von Zusatzqualifikationen für Ausbildungsberufe des Hand- 
werks. Bei den anderen vier Tagungen stand die Vermittlung 
von Zusatzqualifikationen für die Berufe der gewerblichen 
Wirtschaft im Mittelpunkt. 

Die Veranstaltungen ließen eine große Vielfalt bereits prakti- 
zierter Realisierungsvarianten von Zusatzqualifikationen so- 
wohl hinsichtlich der Ziele und des zeitlichen Umfangs, als 
auch im Hinblick auf die Einordnung in betriebliche Qualifizie- 
rungskonzepte, die Beteiligungen, die Lemorte und die Zertifi- 
zierungspraxis deutlich werden. 

Die gegenwärtig dominierenden Ziele und Aufgaben, die mit 
Zusatzqualifikationen verfolgt werden, lassen sich zu zwei 
Hauptrichtungen zusammenfassen: 

a) Die erste Richtung zielt darauf, die Attraktivität einer dualen 
Berufsausbildung für Jugendliche durch ein Angebot von 
Zusatzqualifikationen zu erhöhen, das ihnen Optionen für 
anspruchsvolle Tätigkeiten innerhalb des Berufsgebietes 
und/oder für einen beruflichen Aufstieg eröffnet. Als Beispiele 
lassen sich hierfür folgende Zusatzqualifikationen nennen: 

- Allfmanz, mit der Bankkaufleute eine hohe Kompetenz zur 
Vermarktung von Allfinanzprodukten erwerben, 

- Hotelmanagement, mit der Restaurantfachleute hohe Kom- 
munikations- und Managementkompetenz erwerben, sowie 
auch 

- Küchen- und Servicemanagement, Internationales Marketing, 
Medienwirtschaft im Verlagswesen u. a. 

Vielfach wurde auf den Fachtagungen auch die Frage der auf- 
stiegsorientierten Zusatzqualifikationen thematisiert. Dazu 
gehören zum Teil modular aufgebaute, in die Erstausbildung 
vorverlegte Bestandteile einer abschlußbezogenen Aufstiegs- 
fortbildung (z.B. Meisterprüfung), die teilweise bereits im 
Zusammenhang mit der Erstausbildung zu einem höherwer- 


tigen Abschluß führen können. Diesen Angeboten wird beson- 
ders im Bereich des Handwerks ein hoher Stellenwert beige- 
messen, weil hierin ein Weg gesehen wird, dringend benötigte 
Nachwuchskräfte für das Handwerk zu gewinnen und zielge- 
richtet auf Führungsaufgaben bzw. auf die Übernahme oder 
Existenzgründung von Handwerksbetrieben vorzubereiten. Zu 
diesen aufstiegsorientierten Angeboten gehören beispielsweise 
„Betriebsassistent im Handwerk/Betriebsassistentin im Hand- 
werk“ oder „Technischer Betriebswirt/Technische Betriebswir- 
tin“, die zugleich die Anerkennung der Teile III und IV der 
Meisterprüfung einschließen. 

b) Die zweite Richtung zielt in erster Linie darauf, schon 
während der Ausbildung effektiv auf die sich häufig sehr dyna- 
misch entwickelnden betrieblichen Qualifikationsanforderun- 
gen vorzubereiten und auf diese Weise eine flexible und noch 
breitere Einsetzbarkeit umnittelbar nach der Ausbildung zu 
erreichen. Dazu rechnen entweder ergänzende spezielle Quali- 
fikationen im Berufsbereich oder auch berufs- bzw. gewerke- 
übergreifende Qualifikationen, die mit dem jeweiligen Tätig- 
keitsbereich korrespondieren oder ihn ergänzen. Diese Zielrich- 
tung wird häufig im Bereich der gewerblichen Wirtschaft ver- 
folgt, gewinnt aber auch im Handwerk an Bedeutung, da die 
steigende Nachfrage nach ganzheitlicher Abwicklung von Kun- 
denaufträgen zunehmend gewerkeübergreifende Kenntnisse, 
Fähigkeiten und Fertigkeiten erfordert. 

Im Rahmen dieser beiden Hauptzielrichtungen existiert gegen- 
wärtig eine sehr große Spannbreite des zeitlichen Umfanges der 
Zusatzqualifikationen. Sie reicht von weniger als 50 Stunden 
bis über 1.000 Stunden. Nach dem aus den Fachtagungen 
gewonnenen Überblick lassen sich die Angebote grob nach vier 
Kategorien differenzieren, die zugleich das jeweilige An- 
spruchsniveau widerspiegeln. Die erste Kategorie umfaßt An- 
gebote von 20 bis 50 Stunden, die zweite von 50 bis 120 Stun- 
den, die dritte von 120 bis 250 Stunden und die vierte schließ- 
lich mehr als 250 bis über 1.000 Stunden. 

Der Anteil der Angebote aus den einzelnen Kategorien ist 
regional sehr unterschiedlich. Eine im Rahmen der Vorberei- 
tung der Fachtagung in Stuttgart durch die Industrie- und Han- 
delskammer durchgeführte Erhebung ergab, daß im Bereich der 
gewerblichen Wirtschaft Baden- Württembergs etwa je 15% 
der angebotenen Zusatzqualifikationen den Kategorien 1 und 2, 
ca. 20% der Kategorie 3 und etwa 50% der Kategorie 4 zuge- 
ordnet werden können. Bei den Angeboten in Thüringen, Sach- 
sen und Sachsen-Anhalt überwiegt dagegen die Kategorie 2. 

In Abhängigkeit von Zielen, Inhalten, Umfang und den regio- 
nalen Bedingungen und Möglichkeiten werden unterschied- 
liche Organisationsvarianten bei der Vermittlung von Zusatz- 
qualifikationen praktiziert. Zusatzqualifikationen der Katego- 
rie 1 werden fast ausschließlich an einem Lemort, in erster 
Linie in den Unternehmen, seltener in der Berufsschule durch- 
geführt. Die Angebote der Kategorien 2 bis 4 werden in der 
Regel durch verschiedene Formen des Zusammenwirkens von 
Betrieb, Berufsschule, überbetrieblichen Bildungseinrichtun- 
gen sowie Bildungsträgem realisiert. Am weitesten verbreitet 
ist das Zusammenwirken von Betrieben und Bemfsschulen. 

Die Fachtagungen ließen auch einen Zusammenhang zwischen 
Stundenumfang der Angebote und Zertifizierung deutlich wer- 
den. Für Angebote der Kategorie 1 werden in der Regel ledig- 
lich Teilnahmebescheinigungen erteilt oder es wird völlig auf 
einen Nachweis verzichtet. Mit dem Stundenumfang steigt der 
Anteil der Zusatzqualifikationen, die mit einer Prüfung auf der 
Grundlage einer Kammer- oder Verbandsregelung abschließen 
und ggf. auch als Teil einer Aufstiegsfortbildung anrechenbar 
sind. 
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Insgesamt zeigten die Fachtagungen, daß Zusatzqualifikationen 
bereits in beträchtlichem Ausmaß als Instrument zur stärkeren 
Individualisierung und Flexibilisierung der dualen Ausbildung 
Eingang in die Berufsbildungspraxis gefunden haben. Als Bei- 
trag zur Erhöhung der Transparenz des bereits vorhandenen 
Angebotes werden die Ergebnisse der einzelnen Tagungen aus- 
führlich dokumentiert und allen Interessenten zur Verfügung 
gestellt.') Es ist weiterhin beabsichtigt, zur verstärkten Ein- 
führung von Zusatzqualifikationen eine an den Praxiserforder- 
nissen orientierte, regional differenzierte Informationsbasis für 
Unternehmen und Jugendliche über Ausbildungsmöglichkeiten 
und Zusatzqualifikationen zu schaffen. 


3.2.4 Neue Medien und Bildungstechnologien: 
Beispiele 

Informations- und Kommunikations 
(IuK)-Technologien in der betrieblichen 
Aus- und Weiterbildung 

Im Rahmen eines Forschungsprojektes des Bundesinstituts 
für Berufsbildung zum Einsatz von luK-Technologien in der 
betrieblichen Aus- und Weiterbildung wurde 1997 eine schrift- 
liche Befragung durchgeführt, die durch telefonische Inter- 
views ergänzt wurde ^). Es sollte herausgefunden werden, wie, 
in welchem Umfang und mit welchen Zielstellungen bereits 
luK-Technologien und insbesondere vernetzte Systeme in der 
betrieblichen Praxis für Qualifizierungs- und Bildungszwecke 
genutzt werden. Die Erhebung konzentrierte sich nicht nur auf 
Fragen zur Nutzung von Computemetzen in der beruflichen 
Bildung, sondern bezog ausdrücklich auch die luK-Techno- 
logien in allen Fonnen der Arbeitsanwendung ein. 

• Ergebnisse der sehriftlichen Befragung 
Ausstattung mit luK-Tecltnologie 

Alle Groß- und Mittelbetriebe und fast alle Kleinbetriebe ver- 
fügen über Personalcomputer, auch multimediafähige Personal- 
computer mit CD-ROM-Laufwerk sind in der Mehrzahl der 
Betriebe vorhanden. Die meisten Betriebe nutzen technische 
Netze, meist jedoch in relativ einfacher Form. Intranet oder 
andere lokale Netze findet man in bemerkenswertem Umfang 
in Groß- und Mittelbetrieben, in Kleinbetrieben dagegen häu- 
figer einen Intemetanschluß. 

Nutzung von luK-Technologien 

Die luK-Technologien werden in großem Umfang im Arbeits- 
prozeß und weniger in der Aus- und Weiterbildung eingesetzt. 
Von größter Bedeutung sind dabei die kaufmännisch- verwal- 
tenden Anwendungen. Die Möglichkeiten der Vernetzung wer- 
den - vor allem in Kleinbetrieben - weniger stark genutzt, auch 
nicht im Rahmen des Arbeitsprozesses; im Handwerk findet 
man sie noch seltener. Unter dem Gesichtspunkt der Vemet- 


' ) Die Veröffentlichung der Dokumentation durch das Bundesministerium 
für Bildung und Forschung ist für das 1 . Halbjahr 1 999 vorgesehen. 

-) Ausführliche Darstellung der Ergebnisse in: Albert, K./Zinke, G: Zwi- 
schenbericht zum Projekt 5.3004: Lernen in Netzen - Nutzung von 
Computemetzen als Lehr-/Leramittel in der Bemfsbildung (Manus- 
kript) 

Es wurden mnd 1.500 ausbildende Betriebe unterschiedlicher Größe 
zur Ausstattung mit luK-Technologien, zu Formen und Zielen der Nut- 
zung sowie zu ihrer Einstellung zu diesen Technologien im Arbeitspro- 
zeß und in der bemflichen Bildung schriftlich befragt. Geantwortet 
haben mnd 800, 723 Fragebögen wurden ausgewertet (117 Klein-, 297 
Mittel- sowie 309 Großbetriebe). 
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zung läßt sich feststellen, daß typische Offline-Anwendungen 
insgesamt wesentlich häufiger eingesetzt werden als Online- 
Anwendungen. Das gilt besonders für die Möglichkeiten der 
T elekommunikation. 

Formen der beruflichen Bildung mit luK-Technologien 
Das Lernen am Arbeitsplatz ist die in Klein- und Mittelbetrie- 
ben am meisten praktizierte Lemform. An zweiter Stelle folgt 
mit deutlichem Abstand die organisierte Lehrveranstaltung. In 
den Großbetrieben, in denen die organisierte Lehrveranstaltung 
traditionell im Mittelpunkt stand, deutet sich eine Entwicklung 
in Richtung Lernen am Arbeitsplatz an. In allen Betrieben wer- 
den aber die spezifischen Möglichkeiten der luK-Technolo- 
gien, das Lernen an den unterschiedlichen Lemorten aufeinan- 
der abzustimmen, nur in geringem Umfang wahrgenommen. 

Hier besteht ein Widerspruch zwischen der Einstellung der 
Befragten und der Praxis. Die Mehrheit der Befragten sieht 
zwar als Vorteil der luK-Technologien den „Zugriff auf Infor- 
mationen“ und die „Telekommunikation über Netze“, in der 
Praxis nutzen aber nur wenige Betriebe technische Netze zur 
lemortübergreifenden Aus- und Weiterbildung. 

Einstellung zu den luK-Technologien in der 
beruflichen Bildung 

Insgesamt ist die Einstellung der befragten Betriebe zum Ein- 
satz von luK-Technologien in der beruflichen Bildung, vor 
allem in Kleinbetrieben, positiv. Die häufig genannten Vorteile 
der geringeren Bildungskosten und der Entlastung des Bil- 
dungspersonals werden allerdings mit Zurückhaltung gesehen. 
Skeptisch äußert sich hier vor allem das Handwerk. 

Aus der Sicht der Betriebe eignen sich luK-Technologien vor 
allem für den Erwerb von fachspezifischem Wissen. Positiv 
wird auch die Möglichkeit gesehen, mit ihrer Hilfe berufliche 
Handlungskompetenz zu vermitteln. Zur Vermittlung von 
Sozialkompetenzen werden sie von der Mehrheit als wenig 
geeignet oder ungeeignet angesehen. Vorteile der luK-Techno- 
logien sehen die Befragten insbesondere im flexiblen zeitlichen 
Einsatz, der Unabhängigkeit vom Lemort, der Möglichkeit des 
selbstgesteuerten Lernens und im Zugriff auf Informationen im 
Netz. Als Nachteil werden vor allem die hohen Betriebs- und 
Investitionskosten genannt. Diese Einschätzung variiert 
zwischen den einzelnen Betrieben und nimmt ab, je größer der 
Betrieb ist. Als Grund für den geringeren Einsatz der luK-Tech- 
nologien in der beruflichen Bildung sehen die Betriebe nicht so 
sehr die „mangelnde Bereitschaft des Ausbildungspersonals“, 
sondern „mangelnde Kenntnis in der Gestaltung von Lehr- und 
Lemkompetenzen mit luK-Technologien“. 

• Ergebnisse der Telefoninterviews') 

Die Telefoninterviews haben die Aussagen aus der schriftlichen 
Befragung deutlich relativiert. Mehr als ein Drittel der 
nochmals befragten Betriebe gab an, daß sie entweder über gar 
kein technisches Netz verfügen oder daß dieses nicht für die 
lemortübergreifende Aus- und Weiterbildung im Betrieb ge- 
nutzt wird. Während in einigen Betrieben das Netz vorrangig 
für eine spezifische Anwendung eingesetzt wird, z.B. zur 
Steuerung von Produktions- und Verwaltungsaufgaben (Pro- 
duktionsplanungs- oder Workflowsysteme), ist es in anderen 


') Als Auswahlkriterium für die Betriebe im Rahmen der Telefoninter- 
views galt die Zustimmung zu der im Rahmen der scliriftlichen Befra- 
gung gestellten Frage, ob technische Netze zur lemortübergreifenden 
Aus- und Weiterbildung im Betrieb genutzt werden. Das waren knapp 
10% der antwortenden Betriebe, 40 davon wurden anschließend tele- 
fonisch interviewt. 
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allgemeines Kommunikationsmittel zur Nutzung unterschied- 
licher Anwendungen, vergleichbar mit dem Internet. Das Inter- 
net selbst spielt in der betrieblichen Arbeit und Berufsbildung 
bislang kaum eine Rolle. 

Lernformen 

Lemortübergreifende Anwendungen gibt es nur in wenigen 
Betrieben. Häufiger erfolgt in den befragten Betrieben die Qua- 
lifizierung mittels technischer Netze nach Bedarf (leaming on 
demand) am Arbeitsplatz bzw. im Arbeitsprozeß. Dabei wurde 
deutlich, daß die Netze viel mehr in der Weiterbildung als in der 
Ausbildung genutzt werden. Technische Netze dienen dann als 
Informationssystem und als Verbindimg zu Daten- und Me- 
dienbanken. 

Eine geplante und organisierte Aus- und Weiterbildung findet 
zusätzlich zum Lernen am Arbeitsplatz vor allem dort statt, wo 
Produktionsplanungssysteme Verwendung finden. Gleiches gilt 
für Banken und Versicherungen, bei denen große Datenbanken 
via Netz verwaltet, gepflegt und genutzt werden und auch die 
Kommunikation zwischen den einzelnen Standorten zu großen 
Teilen via Netz läuft. Hier werden Schulungen in Seminar- oder 
Lehrgangsform eingesetzt, die sowohl Teil der Aus- als auch 
der Weiterbildung sein können. Externe Schulungen, z.B. bei 
Bildungsträgem, finden nur in einem Teil der Betriebe statt. 
Teilweise sind sie nach Auffassung der Betriebe inhaltlich zu 
weit von den betrieblichen Besonderheiten entfernt. 

Die dritte Lemform, die oft angegeben wurde, ist der Einsatz 
von Tutoren, Multiplikatoren und Systemberatem, die entweder 
via Netz oder als direkte Ansprechpartner in den Betrieben 
benannt werden. In ganz wenigen Fällen werden die Möglich- 
keiten vernetzter Systeme — z.B. Teleworking und -teaching, 
Teletutoring, Telekommunikation, Videokonferenzen, Tele- 
kooperation per Internet - in breitem Umfang und auch regel- 
mäßig genutzt. 

Von nahezu allen Betrieben wurde angegeben, daß die neuen 
luK-Technologien in erster Linie zur Vermittlung fachlicher 
Inhalte genutzt werden. Mehrere Betriebe nannten zusätzlich 
auch fachübergreifende Qualifikationen, z.B. Teamfähigkeit. 
Das Arbeiten und Lernen mit diesem Medium wird in vielen 
Betrieben als Zusatzqualifikation und Chance zum bemflichen 
Aufstieg verstanden. 

• Zusammenfassung 

Vernetzte Informations-, Kommunikations- und Lemsysteme 
in der betrieblichen Bemfsbildung stehen noch am Anfang der 
Entwicklung; es gibt noch wenig praktische Beispiele und noch 
keine gültigen Konzeptionen. Dort, wo man solche Qualifizie- 
mngsanwendungen vorfindet, sind dies meist Offline-Anwen- 
dungen (CBT-Lemprogramme). Manchmal wird das Netz 
als Informationsträger genutzt, d. h. die Lemprogramme liegen 
- aus rein technischen Gründen - auf einem Server in einer 
Medienbank. Es gibt aber kaum Interaktivität, Kommunikation 
und Kooperation zwischen den Lemem oder mit einem Trainer. 
Dieses Ergebnis bestätigt die in der Literatur vorherrschende 
Meinung, daß selbst in den fortgeschrittensten Beispielen ver- 
netzter Systeme, die in einigen Großbetrieben installiert wur- 
den, die Online- Anwendimg immer noch die Ausnahme ist und 
daß die Offline- Anwendung - jedenfalls in der Qualifizierung — 
immer noch dominiert.') 


') Clemens, S.: „Intranet - Erfolgsfaktor im Bildungsbereich“?, in: Wirt- 
schaft & Weiterbildung, 3, 1998 


Multimedia') in Lernkonzepten des Handwerks 

Das Potential von Multimedia liegt vor allem darin, daß selbst- 
gesteuerte, individuelle und infonnelle Lernprozesse gegenüber 
dem formellen Lernen an festen Lemorten mit Lehrern und 
Moderatoren deutlich aufgewertet werden. Dies kommt den 
zum Teil wenig formalisierten handwerklichen Lemstrukturen 
entgegen. In den gewerblich-technischen Handwerksbetrieben 
konzentriert sich die Verwendung des Personalcomputers — als 
zentrale Voraussetzung für das Arbeiten mit multimedialer 
Lernsoftware — überwiegend auf den Bereich des Auftrags- 
managements im Büro. Mit dem Modellvorhaben „Multi- 
mediale arbeitsplatznahe Weiterbildung zur Einführung von 
Informations- und Kommunikationsmedien im Handwerk“ 
wird daran angeknüpft und ein multimediales Lemprogramm 
zur Einführung und Nutzung der neuen Techniken für die Büro- 
organisation des Handwerksbetriebes mit den Bereichen Kun- 
dengewinnung, Angebotserstellung, Auftragsdurchfiihrung und 
-abrechnung entwickelt. 

Kennzeichnend für das Handwerk ist die auftragsorientierte 
Ausbildung. Daran knüpft eine exemplarische Multimediaent- 
wicklung des Bundesinstituts für Bemfsbildung für die hand- 
werklichen und industriellen Elektrobemfe an. Mit dem inter- 
aktiven Lemprogramm zum Bereich „Elektrische Schutzmaß- 
nahmen“^) wird ein Arbeitsinhalt aufgegriffen, der sich nach 
der Erfahrung von Praktikern und den Ergebnissen von Tests 
und Prüfüngen als besonders lemschwierig erwiesen hat. In die- 
ser Entwicklung wurde die wissensbasierte StoffVermittlung 
nach DIN VDE 0100 in eine virtuelle Lemwelt umgewandelt, 
wobei die faehsystematische Stoffgliedemng beibehalten, aber 
in den Bezügen auf auftragsorientierte Lemformen zurückge- 
griffen wurde. Somit wurde hier ein Lernstoff mit der realen 
Auftragsarbeit im Elektrohandwerk anschaulich verbunden. 
Das Lemprogramm, in dem auch spielerische Aspekte inte- 
griert sind, wendet sich direkt an die Lernenden, die sich die 
Kenntnisse am eigenen Heimcomputer erarbeiten können. 

Für das Sanitär-, Heizungs- und Klimahandwerk wird ferner im 
Rahmen des Forschungsprojekts „Innovative Technologien und 
auftragsorientiertes Lernen im Handwerk“ eine CD-ROM zum 
hydraulischen Heizungskreislauf entwickelt. 

Die Möglichkeiten von Multimedia für die Verbessemng der 
Wartungskompetenz beim Kunden in diesem Handwerks- 
bereich zeigen des weiteren Ergebnisse aus dem Forschungs- 
projekt „Unterstützung ganzheitlicher Arbeit im SHK-Hand- 
werk durch nutzergerechte Gestaltung elektronischer Doku- 
mente (ELDok)“, das vom Bundesministerium für Bildung und 
Forschung im Rahmen des Programms Arbeit und Technik 
gefördert wird. Hier steht das Ziel im Vordergrund, das ganz- 
heitliche Arbeitshandeln der Installateure durch elektronische 
Medien bei der Installation, Instandhaltung und Kundenbera- 
tung zu unterstützen. Die elektronischen Dokumente sollen 
dabei von den Gesellen in unmittelbarem Zusammenhang mit 
ihrer praktischen Handwerkstätigkeit genutzt und selbst erstellt 
werden. Haustechnische Anlagen weisen spezielle Besonder- 
heiten auf Ihre elektronische Dokumentation (z.B. Strang- 
sehema, Realansicht vor Ort) bietet neue Perspektiven für die 
Wartung und Störfallbehebung sowie für den Bereich des 
Gebäudemanagements "). 


')Weitere Beispiele für die Entwicklung multimedialer Lernsoftware sind 
im Kapitel 5.2.3 dargestellt. 

-) Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.): „Elektrische Schutzmaßnah- 
men - Interaktives Lemprogramm auf CD-ROM“, 1998 
Hahne, K.: „Die Zukunft hat schon begonnen - Multimediale Unterstüt- 
zung für eine arbeitsorientierte Aus- und Weiterbildung im Handwerk“, 
in: Sanitär- und Heizungstechnik, Heft 5, 1998 
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Selbsterstellte Medien 
für das Lernen am Arbeitsplatz 

Aus- und Weiterbildung, die auf aktive Mitwirkung der Ler- 
nenden und auf die Integration des Lernens in unmittelbaren 
Arbeitsvollzügen gerichtet ist, kann sich nicht nur standardisiert 
vorgefertigter Medien bedienen. Modellvorhaben in Unterneh- 
men haben ergeben, daß neben solchen Medien auch von Aus- 
bildern und Lernenden selbst produzierte Medien eingesetzt 
werden. Diese bieten konkrete Lernhilfen und können dazu bei- 
tragen, Barrieren bei der Arbeitsausführung abzubauen und 
Lempotentiale realer Arbeitssituationen zu nutzen. Sie dienen 
zugleich der Selbstqualifizierung, Arbeitsoptimierung und dem 
Wissensmanagement im Unternehmen. Ihre Herstellung erfor- 
dert inhaltliche und methodische Kompetenzen u.a. in den 
Bereichen Medientechnik, -gestaltung, -didaktik und Evalua- 
tion. Insbesondere kleine und mittlere Unternehmen benötigen 
zusätzliche Unterstützung, um diese Form der bedarfsgerechten 
Qualifizierung, Personal- und Organisationsentwicklung umzu- 
setzen. Hier bietet sich eine Kooperation mit anderen Bildungs- 
dienstleistem und untemehmensübergreifende Zusammen- 
arbeit an.') 

Modellvorhaben zu neuen Informations- und 
Kommunikationstechniken in beruflichen Schulen 

Der rasche Einzug der Computertechnik in das Arbeitsleben 
erfordert eine ebenso rasche Qualifiziemng der davon Betroffe- 
nen durch Lernen sowohl in Betrieben als auch in beruflichen 
Schulen. Für die rechnergestützte Bemfsarbeit mußten insbe- 
sondere Leminhalte, Lehr- und Lemmethoden sowie Lern- 
hilfen entwickelt und bereitgestellt werden. Diese Innovationen 
wurden durch Modellvorhaben, die vom Bundesministerium 
für Bildung und Forschung gefördert wurden, in Bildungs- 
einrichtungen der Wirtschaft imd in bemflichen Schulen in 
Angriff genommen. 

Die von der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung 
und Forschungsfördemng empfohlenen Modellvorhaben im 
bemflichen Schulwesen wurden in zwei „Wellen“ („Genera- 
tionen“) durchgeführt ^). 

Der seit 1998 vorliegende Bericht über die „zweite Genera- 
tion“") umfaßt die Auswertungsergebnisse zu insgesamt 50 
Modellvorhaben in bemflichen Schulen, die 1997 beendet 
waren und für die Bund und Länder (je zur Hälfte) insgesamt 
über 120 Mio. DM aufgebracht haben. Die Modellreihe „Neue 
Informations- und Kommunikationstechniken in der bemf- 
lichen Bildung“ ist mit ihren beiden „Generationen“ die bisher 
größte im bemflichen Schulwesen und eine der umfang- 
reichsten in der bisherigen Modellvorhabenfördemng der 
Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und For- 
schungsförderung. 


') Vgl.: Holz, H./Schemme, D. (Hrsg.): „Medien selbst erstellen für das 
Lernen am Arbeitsplatz“, 1998 

‘)Die Ergebnisse der „ersten Modellvorhaben-Generation“ (bis 1990) 
sind veröffentlicht: Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung 
und Forschungsförderung: Modellversuche Neue Informations- und 
Kommunikationstechniken in der Beruflichen Bildung. Bericht über 
eine Auswertung von Gerhard Faber und Franz-Josef Kaiser. Materia- 
lien zur Bildungsplanung und zur Forschungsförderung, Heft 35, 1993 

^) Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsforde- 
rung: Modellversuche Neue Informations- und Kommunikationstechni- 
ken in der Beruflichen Bildung. Bericht über eine Auswertung von Ger- 
hard Faber und Franz-Josef Kaiser. Materialien zur Bildungsplanung 
und zur Forschungsförderung, Heft 64, 1998 
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Insbesondere angesichts der sehr schnellen Entwicklung im 
Bereich der computergestützen Bemfsarbeit und ihrer Auswir- 
kungen auf das bemfliehe Lernen müssen einschlägige Modell- 
vorhabenergebnisse rasch verbreitet werden, um weitflächig 
Impulse für die moderne Gestaltung des Unterrichts in bemf- 
lichen Sehulen zu geben. Es wäre folglich zu spät gewesen und 
hätte der Notwendigkeit der permanenten qualitativen Ver- 
besserung bemflichen Unterrichts nicht entsprochen, wenn die 
innovativen Impulse erst mit dem Bericht über die abschließen- 
de, projektübergreifende Auswertung gegeben worden wären. 

Mit dem Ziel des begleitenden Transfers von Ergebnissen 
- auch schon von Zwischenergebnissen aus laufenden Modell- 
vorhaben — sind deshalb während der Laufzeit der Modellreihe 
regelmäßig große überregionale Fachtagungen mit gewerblich- 
technischem oder kaufmäimischem Schwerpunkt jeweils in 
einem anderen Bundesland durchgeführt worden. An diesen 
mehrtägigen Veranstaltungen nahmen insbesondere Lehrer und 
Leiter bemflicher Schulen, Schulaufsichtsbeamte, Bildungs- 
planer aus den Kultusministerien, Wissenschaftler aus Hoch- 
schulen mit Ausbildungsgängen für Bemfsschullehrer sowie 
Vertreter von Kammern, Betrieben und Gewerkschaften aus 
allen Ländern teil - zum Teil auch Bemfsbildungsfachleute aus 
dem benachbarten Ausland - und diskutierten mit den Modell- 
vorhaben-Teams und den wissenschaftlichen Begleitern den 
Ansatz und die Ergebnisse der jeweils vorgestellten Projekte. 
Ausgewählte Modellvorhaben wurden auch auf bilateralen 
Tagungen im Ausland vorgestellt. 

Die 50 Modellvorhaben der „zweiten Generation“ sind die 
Basis für die mit dem Auswertungsbericht vorgelegten Schluß- 
folgerungen und Empfehlimgen: 

1 . Der Einsatz der neuen Informations- und Kommunikations- 
techniken in der Arbeitswelt wirkt sich auf alle Bemfe und 
Qualifikationsebenen aus und löst insbesondere im industri- 
ellen, handwerklichen, kaufmännischen und verwaltenden 
Bereich einen Strukturwandel aus, der von den Fachkräften 
neue Qualifikationen erfordert; auch entstehen neue Berufe 
durch diese neuen Techniken. 

2. Trendbetrachtungen zeigen, daß - im Vergleich mit den 
klassischen Wirtschaftssektoren Produktion und Landwirt- 
schaft - im Dienstleistungsbereich, vor allem aber im 
Bereich „Information und Kommunikation“, besonders gute 
Chancen für eine langfristige Berufstätigkeit gegeben sind. 

3. Angesichts der Bedeutung der Infonnations- imd Kommuni- 
kationstechniken für alle Berufsfelder und Qualifikations- 
stufen sind alle berufliehen Sehulformen von den neuen 
Anforderungen betroffen und erfordern eine entsprechende 
Modernisierung ihres Unterrichts. 

4. Analysiert man die ausgewerteten Modellvorhaben nach 
ihren inhaltlichen Schwerpunkten beruflichen Lernens, so 
dominiert die Infönnationstechnik mit 26%, gefolgt von 
CAD-/CAM-Technologie sowie Automatisierungstechnik 
mit je 16%. Die drittstärkste Kategorie wird von der Bil- 
dungstechnologie mit 12% gestellt, die vierte bilden CIM- 
Technologie und EDV mit je 10%. Den Schluß bilden Elek- 
trotechnik/Meßtechnik mit 6% und CNC-Technik mit 4%. 

5. Von besonderer Bedeutung waren viele Modellvorhaben für 
die moderne imd zukunftsgerichtete Gestaltung von Rah- 
menlehrplänen und Curricula, und zwar sowohl für die Über- 
arbeitung älterer als auch für die Schaffüng völlig neuer 
Pläne. 

6. Einen deutlichen Schwerpunkt in der ausgewerteten Modell- 
reihe bildete die Entwicklung von Konzepten für Fachräume 
und Lemmedien iimerhalb eines didaktischen Rahmens. 
Besonders erwähnenswert ist hier, daß der Prototypenbau 
eine zentrale Rolle gespielt hat. 
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7. Die ausgewerteten Modellvorhaben haben die Wichtigkeit 
der Lehrerfortbildung für die Durchführung des jeweiligen 
Projektes (Vorbereitung auf die Arbeit als Modellvorhaben- 
lehrer), insbesondere aber für Transfer, Rezeption und An- 
wendung von Modellvorhabenergebnissen deutlich werden 
lassen. Die Bearbeitung von Themen der „neuen Informa- 
tions- und Kommunikationstechniken“ in beruflichen Schu- 
len stellt besonders hohe Anforderungen an die fachliche und 
didaktisch-methodische Kompetenz der Lehrer. 

8. Über die gängigen Maßnahmen des Transfers hinaus (über- 
regionale Fachtagungen, Lehrerfortbildung, Mitwirkung von 
Projektmitarbeitem in Fortbildung, Lehrplankommissionen 
u. ä.) sind in den Modellvorhaben eine Reihe weiterer Mög- 
lichkeiten für die Verbreitung und Übertragung von Projekt- 
ergebnissen aufgezeigt und praktiziert worden. Das sind ins- 
besondere die Bereitstellung von Projektinformationen und 
-ergebnissen über Internet, Eurotechnet und Mailboxen, die 
Präsentation auf Messen, die Einbeziehung in das Studium 
für das Lehramt an beruflichen Schulen, die Einrichtung von 
Beratungsstellen bei Landesinstituten und Hochschulinsti- 
tuten, die Bereitstellung von audiovisuellen Medien, didak- 
tisch aufbereiteten Materialien in Form von Handreichungen, 
Schulungsunterlagen, Handbüchern und Software sowie die 
Kooperation der Modellvorhabenschulen mit Schulen im 
Regelsystem. 

Viele der aus dem Bericht resultierenden Empfehlungen sind 
bereits berücksichtigt durch neu angelaufene Modellvorhaben 
oder durch neue Programme, die von der Bund-Länder-Kom- 
mission für Bildungsplanung und Forschungsforderung 1998 
beschlossen wurden. So wurde im Herbst 1997 die Modellreihe 
„Multimediales und netzgestütztes Lernen in der Berufsbil- 
dung“ begonnen. Darüber hinaus startete im Herbst 1998 das 
Programm „Neue Lemkonzepte in der dualen Berufsausbil- 
dung“. Für 1999 ist der Beginn eines weiteren Programms 
„Kooperation der Lemorte in der Berufsbildung“ vorgesehen. 


Leitprojekte 

Informationen und Wissen sind als Produktionsfaktoren eine 
entscheidende Voraussetzung für Innovationen in Wirtschaft, 
Wissenschaft und Gesellschaft. Durch die Anwendung neuer 
Informations- und Kommunikationstechniken - insbesondere 
Multimedia - entstehen neue Produkte und Dienstleistungen, 
die Bildungsmöglichkeiten und Innovationsprozesse unterstüt- 
zen und Kreativität fördern. Daher hatte das Bundesministe- 
rium für Bildung und Forschung im Februar 1997 einen Ideen- 
wettbewerb für Leitprojekte zum Themenfeld „Nutzung des 
weltweit verfügbaren Wissens für Aus- imd Weiterbildung und 
Innovationsprozesse“ ausgeschrieben. Mit diesem Instrument 
sollen Unternehmen, Hochschulen und außeruniversitäre For- 
schungseinrichtungen zusammengeführt werden, um markt- 
relevantes Innovationspotential im Forschungsprozeß gemein- 
samen zu erkennen. Dabei sollen die beteiligten Partner durch 
die Bündelung von Ressourcen Schrittmacherfünktion in wich- 
tigen anwendungsrelevanten Forschungsfeldem übernehmen. 
Die Umsetzung in Produkte, Verfahren und/oder Dienstleistun- 
gen wird dabei zu einem Bestandteil des gemeinsam gestalteten 
Innovationsprozesses. 

Die Ausschreibung des Ideenwettbewerbs zielte auf die Ent- 
wicklung von strukturierten Informations- und Wissensangebo- 
ten durch benutzerfreundliche Zugangs- und Recherchemög- 
lichkeiten sowie die Nutzung von Informations- und Kom- 
munikationstechniken, insbesondere Multimedia, für Schule, 
Hochschule, berufliche Bildung und/oder Weiterbildung. Ge- 
fragt waren Lösungsvorschläge zur Unterstützung und Beglei- 


tung von multimediagestütztem selbstorganisierten Lernen') 
sowie zur Bereitstellung modularisierter multimedialer Stu- 
dieneinheiten für wissenschaftliche Aus- und Weiterbildung. 
Im Rahmen eines zweistufigen Auswahlverfahrens wurden 
1998 mit Hilfe einer unabhängigen Jury von Vertretern aus 
Wissenschaft und Wirtschaft aus 251 eingereichten Ideenskiz- 
zen die fünf besten Projektvorschläge ausgewählt, die über eine 
Laufzeit von bis zu fünf Jahren vom Bundesministerium für 
Bildung und Forschung gefördert werden. Die ausgewählten 
Projekte zeichnen sich aus durch die Neuheit imd Attraktivität 
des Lösungsansatzes, ein breites Umsetzungspotential, volks- 
wirtschaftliche Relevanz, die Potentiale der Kooperationspart- 
ner sowie die Konzeption und Nachhaltigkeit der Zusammen- 
arbeit. 

Die Nutzung der neuen Medien für die berufliche Aus- und 
Weiterbildung ist der zentrale Forschungsgegenstand der Leit- 
projekte „Lk Lebenslanges Lernen - Weiterbildung als Grund- 
bedürfnis“^) und „Service-Netzwerke für Aus- und Weiterbil- 
dungsprozesse“. ") 

• L^: Lebenslanges Lernen - 
Weiterbildung als Grundbedürfnis 

Ziel ist die Entwicklung einer technischen und organisato- 
rischen Infrastruktur zur lebenslangen Weiterbildung. Dazu 
gehören die Schaffüng von Rahmenbedingungen, die Weiter- 
bildung als Grundbedürfnis auf der Basis einer sozialen Integra- 
tion gewährleisten sowie die Effizienzsteigerung durch techni- 
sche Integration mit den Geschäftsprozessen der betroffenen 
Unternehmen. Die Infrastruktur soll effizientes, modulares imd 
flexibles Lernen ermöglichen; ferner sollen Kursangebote mög- 
lichst einfach und flexibel an spezifische Wünsche des einzel- 
nen, von Gruppen und Unternehmen angepaßt werden können. 
Das Gesamtziel ist in folgende operative Ziele gegliedert: 
-Aufbau einer Infrastruktur, bestehend aus Servicezentren, 
über die ein Kursangebot zur Weiterbildung bereitgestellt 
wird, und Lemzentren, die Zugangspunkte zum Kursmaterial 
bilden; die Infrastruktur ermöglicht ferner verschiedene 
Kommmükations- mid Kooperationsfonnen zwischen den am 
Lernprozeß beteiligten Personengruppen (Autoren, Tutoren, 
Lernende); 

- Entwicklung, Anpassung und Integration von Werkzeugen, 
die ein effizientes und effektives Management der Infrastruk- 
tur, die Entwicklung und Anpassung des Bildungsangebots, 
den Zugriff auf Lemmaterialien sowie die tutorielle Betreu- 
ung ermöglichen; 

- Integration von neuen und verbreiteten Standards und existie- 
renden, kommerziell verfügbaren Teillösungen als Gestaltung 
von Infrastruktur und Werkzeugen zu gewährleisten; 

- Realisierung eines Piloten, bestehend aus einem Servicezen- 
trum und elf Lemzentren, die von etablierten Bildungsinsti- 
tuten betrieben werden; 

- Evaluiemng der Infrastmktur im realen Kursbetrieb der Lem- 
zentren insbesondere durch Einbettung des Lemzentmms- 
betriebs in den regulären Kursbetrieb der Weiterbildungsinsti- 
tute; 

- Qualitätssicherung der aufgebauten Infrastruktur und des ein- 
gespeisten Weiterbildungsangebots; 


') Vgl. auch Kapitel 5.4.5 

ü Eingereicht von einem Konsortium unter Federffihmng der Firma Digi- 
tal Equipment, Karlsruhe 

Ü Eingereicht unter Federführung des Lehrstuhls Informatik im Maschi- 
nenbau und Hochschuldidaktisches Zentrum Rheinisch-Westfälische 
Technische Hochschule Aachen sowie agiplan AG Mühlheim 
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-Erarbeitung von Konzepten zum Testnachweis von On-line- 
Kursangeboten in Zusammenarbeit mit dem Deutschen In- 
dustrie- und Handelstag und dem TÜV Rheinland; 
-Entwicklung und Evaluierung von (privat)wirtschaftlichen 
Geschäftsmodellen zwischen den am Weiterbildungsbetrieb 
beteiligten Partnern, die einerseits mittelfristig einen tragfähi- 
gen Betrieb der Infrastruktur gewährleisten und die anderer- 
seits das Grundbedürfnis der lebenslangen Weiterbildung für 
den einzelnen, für Teams und Unternehmen befriedigen. 

Das Konsortium der Antragsteller strebt die technische Ver- 
wirklichung des Gesamtziels in einer Folge von mehreren Pilot- 
versionen an. Ausgangspunkt bildet dabei die im Rahmen eines 
Projektes des Bimdesministeriums für Bildung und Forschung 
geforderte Entwicklung eines Intemet-basierten Lemsystems. 


• Service-Netzwerke für Aus- und WeiterbUdungsprozesse 
(SENEKA) 

Derzeitig verfügen die Akteure, die den wirtschaftlichen Inno- 
vationsprozeß maßgeblich beeinflussen, zwar über umfang- 
reiche Informations-, Wissens- und Bildungspotentiale; sie bil- 
den jedoch mehr oder weniger isolierte „Inseln“. Dies gilt 
sowohl für diejenigen, die Information und Wissen bereitstellen 
(„Informations- und Wissensdienstleister“), als auch für die 
Akteure, die Information und Wissen vermitteln („Bildimgs- 
manager“) und/oder anwenden („Anwender“) möchten. Kern- 
problem auf allen Ebenen ist ein Mangel an gezielter Bünde- 
lung und anpassungsfähiger Ausrichtung der vorhandenen 
Potentiale. 

Wesentliche Umsetzungsziele von SENEKA sind deshalb die 
Vernetzung der Akteure bildungsintensiver Innovationspro- 
zesse in Unternehmen sowie der Aufbau und die Erprobung 
von anpassungsfähigen Service-Netzwerken für Aus- und Wei- 
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terbildungsprozesse (vgl. Schaubild 9). Die Arbeit dieses Leit- 
projekts soll es insbesondere den kleinen und mittleren Unter- 
nehmen zukünftig erleichtern, sich kurzfristig bedarfsgerecht 
und wirtschaftlich mit Informationen und Bildungsdienst- 
leistungen aus dem weltweit verfügbaren Angebot zu versor- 
gen. Als Projektergebnisse sind zu erwarten „Produkte“ und 
Lösungen für das Management der organisatorischen Schnitt- 
stellen zwischen den Akteuren sowie eine flexibel gestaltbare 
Netzwerkstruktur für Bildungsdienstleistungen. Entwickelt und 
erprobt werden sollen z. B.: 

-Instrumentarien und Methoden zur Marktbeobachtung, so- 
wie Transfer-, Beratungs- und Anpassungsdienstleistungen 
(„Wissensbroking-Dienstleistungen“) für weltweit verfüg- 
bare Infonnationen und verfügbares Wissen, 

-modulare und mehrfach nutzbare Bildungsangebote und 
arbeitsplatznahe selbstorganisierte und kurzzyklische Bil- 
dungslösungen sowie Qualitätsmaßstäbe zur Bewertung von 
Bildungs- und Wissensangeboten, 

- Bildungskooperationen und synergetische Nutzung überfach- 
licher (interkultureller) Bildungsangebote, 

- Gestaltungsempfehlungen und Methoden zum Aufbau selbst- 
laufender (Service-) Netzwerke sowie Bewertungsinstrumen- 
tarien zur Beurteilung von Qualität und wirtschaftlicher 
Anpassungsfähigkeit verschiedener Netzwerktypen und 
-Strukturen. 

Das Leitprojekt orientiert sich damit an einer Stärkung der 
Handlungs-, Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit der deut- 
schen Unternehmen. Dabei werden flexibel gestaltbare, nach- 
haltige Bildungsnetzwerke entwickelt. Diese optimieren die 
Nutzung weltweiten Wissens in der betrieblichen Aus- und 
Weiterbildung und unterstützen Anwenderuntemehmen bei der 
effizienten Entwicklimg innovativer Produkte und Dienstlei- 
stungen. 


Schaubild 9 


Service-Netzwerke für Aus- und Weiterbildungsprozesse 



Quelle: Rheinisch-Westfalische Technische Hochschule Aachen, Hochschuldidaktisches Zentrum 
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3.2.5 Neue computergestützte Prüfungsformen 

Computer sind ein wichtiges Hilfsmittel zur Verwaltung und 
Auswertung von Prüfungsaufgaben geworden (Aufgabenban- 
ken, statistische Analysen etc.). Bei der eigentlichen Prüfungs- 
durchführung werden sie in Deutschland bisher allerdings nur 
begrenzt eingesetzt. Die Nutzung programmgesteuerter Ar- 
beitsmittel (CNC, CAD) hat z.B. Eingang in die Prüfungen im 
Metallbereich und beim technischen Zeichner gefunden, ln den 
bürowirtschaftlichen Ausbildungsberufen werden im prak- 
tischen Teil der Abschlußprüfung Aufgaben unter Nutzung von 
Standardsoftware bearbeitet. Die Möglichkeiten, die der Ein- 
satz von Computern in Prüfungen bietet, sind damit aber noch 
nicht erschöpft.') 

So liegen aus verschiedenen Bereichen des Bildungswesens 
der USA Erfahrungen mit computergestützten Prüfungen vor, 
z.B. mit der Simulation von Arbeitsabläufen in Prüfungen. 
Auch die Verfügbarkeit von „adaptiven“ (anpassungsfähigen) 
Tests nahm in den 90er Jahren in den USA schnell zu. Bei 
solchen Tests werden die Aufgaben in Abhängigkeit von der 
Beantwortung der vorherigen Frage im Schwierigkeitsgrad an 
die individuelle Leistungsfähigkeit angepaßt, ln dieser Form 
werden z. B. nationale Hochschulzulassungstests durchgeführt. 
Zunehmend wichtiger wird zudem die Nutzung des Internets 
oder lokaler Netze für die Durchführung von Prüfungen und 
Lemerfolgskontrollen. 

Abzusehen ist derzeit, daß die zunehmende Verwendung inte- 
grierter kaufmännischer Anwendungssoftware sowie der Ein- 
satz von computergestützten Simulationen und Planspielen in 
der Ausbildung auch eine Veränderung der Prüfungsmethoden 
in der dualen Berufsausbildung nach sich ziehen wird. Erste 
Ansätze dazu sind schon zu erkennen, wie auf einem im Sep- 
tember 1998 in Berlin durchgeführten Workshop") deutlich 
wurde. Experten u.a. aus Betrieben, Kammern, Institutionen 
der Aufgabenerstellung und Berufsschulen stellten verschie- 
dene computergestützte Prüfungsmethoden zur Diskussion. 
Grundsätzliche Einigkeit bestand auf dem Workshop darüber, 
daß zur Erfassung von Handlungskompetenz zukünftig eine 
stärkere Nutzung des Computers nötig sein wird, um die Anbin- 
dung der in den Prüfungen ermittelten Kompetenzen an die 
betrieblichen Anforderungen nicht zu verlieren. Als zentraler 
Vorteil computergestützter Prüfungen wird derzeit auf Grund 
der großen Praxisnähe vor allem der Einsatz von Standardsoft- 
ware gesehen. 

Im kaufmännischen Bereich trifft diese Aussage insbesondere 
auf das betriebliche Rechnungswesen zu. Die betrieblichen 
Anforderungen lassen sich durch die schriftliche Abfrage von 
Buchungssätzen, wie sie derzeit in Prüfungen noch üblich ist, 
nicht mehr angemessen abbilden. Die Diskussion um eine 
Zulassung kaufmännischer Standardsoftware bzw. kaufmänni- 
scher Simulationen für Prüfüngsgebiete, die derzeit gemäß 
Ausbildungsordnung „schriftlich“ zu prüfen sind, hat in diesem 
Zusammenhang schon begonnen. Für die weitere Entwicklung 
des Prüfungswesens sind bei den kaufmännischen Ausbil- 
dungsberufen auch die Erfahrungen mit der „integrierten Prü- 
fung“ im Ausbildungsberuf „Technischer Zeichner/Technische 
Zeichnerin“ von Bedeutung. 


') Vgl. Schmidt, J. U.: „Computer in der Ausbildungsabschlußprüfung“, 
in: Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis, Bundesinstitut für Be- 
rufsbildung (Hrsg.), Heft 4, 1998 

") Ein Sammelband zu dieser Veranstaltung wird vom Bundesinstitut für 
Berufsbildung in der Reihe Berichte zur beruflichen Bildung herausge- 
geben. 


Als eher langfristige Perspektive sind nach Auffassung der 
Experten die Möglichkeiten computergestützten Prüfens zu 
sehen, die zur Lösung der grundsätzlichen Kontroverse 
zwischen den Anhängern freier bzw. gebundener Antworten 
beitragen könnten: Während die computergestützten Tests der 
ersten Generation eine Übertragung von Aufgaben im Multiple- 
Choice-Verfahren auf die Beantwortung am Computer darstell- 
ten, wird deutlich, daß zukünftig erweiterte Möglichkeiten der 
Antwortregistrierung bis hin zur Verwendung komplexer 
Simulationen am Computer zur Verfügung stehen werden. 

3.2.6 Leistungsvoraussetzungen von 
chulabgängern und Sehulabgängerinnen ') 

Veränderungen in den kognitiven 
Leistungsvorausetzungen der Schulabgänger: 

Lassen sich damit die Probleme bei der 
Besetzung von Ausbildungsplätzen erklären?^) 

• Vorbemerkung 

Im Psychologischen Dienst der Arbeitsämter Deutschlands 
nehmen jährlich rund 200.000 Ratsuchende an einer psycholo- 
gischen Untersuchung teil. Bei mehr als der Hälfte dieser Rat- 
suchenden handelt es sich um Jugendliche, bei denen in der 
Regel neben anderen Fragen die Eignung für bestimmte Ausbil- 
dimgen geklärt werden soll. Der Psychologische Dienst der 
Bundesanstalt für Arbeit leistet damit einen Beitrag dazu, daß 
Ratsuchende einen ihrer Persönlichkeit und ihren Bedürfnissen 
entsprechenden Berufsweg finden und der Wirtschaft und 
öffentlichen Verwaltung Auszubildende zur Einstellung vorge- 
schlagen werden, bei denen hinreichend Aussicht auf eine 
erfolgreiche berufliche Ausbildung besteht. Damit sich diese 
Arbeit der Psychologischen Dienste der Arbeitsämter möglichst 
auf den neuesten Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse 
stützen kann, verfolgt der Psychologische Dienst der Hauptstel- 
le die Ergebnisse der wissenschaftlichen Forschung in den ein- 
schlägigen Disziplinen der Psychologie, macht diese für die 
praktische Aufgabendurchführung nutzbar und führt bei Bedarf 
eigene Forschungs- und Entwicklungsarbeiten (z. B. Entwick- 
lung und Evaluation von Berufseignungstests) durch. Für diese 
Grundlagen-, Entwicklungs- und Evaluationsarbeiten ist im 
Psychologischen Dienst der Hauptstelle die „Zentrale Arbeits- 
gruppe für Grundlagenarbeiten im Psychologischen Dienst“ 
(ZAP) zuständig.") 


') Vgl. Teil I, Kapitel 5 

-) Bei diesem Beitrag handelt es sich um die schriftliche Fassung eines 
Vortrages, der vom Leiter der „Zentralen Arbeitsgruppe für Grundla- 
genarbeiten im Psychologischen Dienst“ der Hauptstelle anläßlich eines 
Workshops gehalten wurde. Die Originalfassung wurde veröffentlicht 
in: Dostal, W./Parmentier, K./Schober, K. (Hrsg.) „Mangelnde Schullei- 
stungen oder überzogene Anforderungen? Zur Problematik unbesetz- 
ter/unbesetzbarer Ausbildungsplätze. Dokumentation eines Workshops 
in der Bundesanstalt für Arbeit am 16. Oktober 1997 in Nürnberg“. 
Beiträge zur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 216, Institut für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit, 1998. 
Die hier vorliegende Fassung wurde gegenüber dem ursprünglichen 
Beitrag an einigen Punkten ergänzt. Im Rahmen des genannten Work- 
shops wurden insbesondere auch von Unternehmen und Ländern weite- 
re Beiträge vorgestellt; vgl. des weiteren auch Berufsbildungsbericht 
1998, Kapitel 3.4.1. 

^)Zu weiteren Infonnationen über die Arbeit des Psychologischen 
Dienstes der Bundesanstalt für Arbeit siehe Eckardt, H. H./Hilke, R.: 
Psychologischer Dienst, Aufgaben und Praxis der Bundesanstalt für 
Arbeit, Band 24 b, 2. neu bearbeitete Auflage, 1994 sowie Bundesan- 
stalt für Arbeit: „Der Psychologische Dienst“, 1994 
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• Haben sich die Leistungsvoraussetzungen der 
Schulabgänger tatsächlich verändert? 

Geht man von den Erfahrungen des Psychologischen Dienstes 
bei der Neunormierung von Testverfahren sowie den in der 
Literatur berichteten Ergebnissen anderer Testentwickler aus, 
so ergibt sich zusammenfassend folgendes Bild: 

- In der Tat nehmen bei Aufgaben, die Basisfertigkeiten im 
Rechnen oder in der Rechtschreibung erfordern, die Leistun- 
gen der Schulabgänger ab. Diese Fertigkeiten werden an- 
scheinend heutzutage in der Schule nicht mehr in dem hohen 
Umfang trainiert, wie es in der Vergangenheit der Fall war. 

- Bei Aufgaben, die das Erkennen von Regeln bzw. logisch- 
schlußfolgemdes Denken erfordern, schneiden heutige Schul- 
abgänger jedoch deutlich besser ab als vor 20 Jahren.') Aus- 
zubildende sollten von daher heutzutage eher in der Lage sein 
als früher, Probleme zu analysieren und in Zusammenhängen 
zu denken. Dies ist eine Veränderung, die in den veränderten 
Anforderungen der Arbeitswelt eine Entsprechung findet. 

Diese beiden Veränderungen laufen allerdings sehr langsam ab; 
man kann daher davon ausgehen, daß sich Schulabgänger von 
vor drei Jahren in ihren Leistungsvoraussetzungen nicht merk- 
lich von denen unterscheiden, die in diesem Jahr die Schule 
verlassen haben. So zeigte beispielsweise eine Analyse des 
Datenmaterials, das mit dem Berufswahltest (BWT)’) in den 
Jahren 1994 bis 1997 gewonnen wurde, keine signifikanten 
Veränderungen der Testleistungen in Fähigkeits- und Kenntnis- 
tests in diesem Zeitraum. 

Wenn Betriebe und Unternehmen jetzt verstärkt über den man- 
gelnden schulischen Leistungsstand von Ausbildungsplatz- 
bewerbem klagen, so läßt sich dies also kaum mit kurzfristig 
eingetretenen Veränderungen im Leistungsstand der Schulab- 
gänger erklären. 

• Leistungsstand der Schulabgänger im Rechnen 

Betrachtet man unabhängig von den Veränderungen einmal den 
Ist-Zustand, kann man feststellen: 

Unsicherheiten im Rechnen sind bei Absolventen sowohl der 
Hauptschule als auch der Realschule keineswegs die Ausnah- 
me. Dies sei anhand der Ergebnisse verdeutlicht, die Jugend- 
liche, die sich für eine betriebliche Ausbildung interessieren, in 
den Rechentests des Berufswahltests erzielt haben. In den bei- 


') Diese Feststellungen entsprechen den Berichten in der Literatur, nach 
denen nicht nur in Deutschland, sondern auch in anderen hochent- 
wickelten Industrienationen über längere Zeiträume betrachtet relativ 
kontinuierliche Zuwächse im Intelligenzniveau zu beobachten sind; sie- 
he u.a. Satzger, W./Dragon, E. /Engel, R. R.: „Zur Nonnenäquivalenz 
von HAWIE-R und HAWIE. Diagnostica, 43, 1996 

‘)Der Berufswahltest (BWT) wird seit 1992 in den Arbeitsämtern zur 
Unterstützung der beruflichen Beratung in jährlich mnd 26.000 Fällen 
eingesetzt; zu genaueren Informationen zum BWT siehe u.a. Engel- 
brecht, W.: „Computerunterstützte berufsbezogene Testauswertung im 
Dienst der Bemfsberatung“. Zeitschrift für Arbeits- und Organisations- 
psychologie, 38, 1994 und Hilke, R./Hustedt, H.: „Berufswahlunterstüt- 
zung - Alexander L., 16 Jahre“, in: K. D. Kubinger & H. Teichmann 
(Hrsg.), Psychologische Diagnostik und Intervention in Fallbeispielen, 
1997 

^) Einbezogen wurden die BWT-Teilnehmer und Teilnehmerinnen, die in 
den Jahren 1994 bis 1996 sowie im ersten Halbjahr 1997 am BWT teil- 
genommen und dabei neben den Fähigkeitstests des BWT auch die 
(nicht bei allen Testteilnehmem eingesetzten) Aufgaben zum Grund- 
rechnen sowie zum Bruch-, Dezimal- und Prozentrechnen bearbeitet 
haben, zum Zeitpunkt der Untersuchung die neunte Klasse der Haupt- 
schule (n = 3.124; davon 49,6 % weiblich) oder die zehnte Klasse der 
Realschule (n =1.917; davon 56,5 % weiblich) besuchten. 


den Untertests „Grundrechnen“ und „Bruch-, Dezimal-, Pro- 
zentrechnen“ sind dabei zu jeder der in den Schaubildern 10 
und 11 aufgeführten Rechenarten vier bis fünf Aufgaben ent- 
halten. Von der Beherrschung der Rechenart wurde ausgegan- 
gen, wenn dem Testteilnehmer nicht mehr als ein Fehler unter- 
lief-O 


Schaubild 10 


Leistungen von Hauptschülern im Rechnen'^ 

(in Prozent) 
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Anteil der Hauptschüler, der die Rechenart beherrscht 


Aufgabenbearbeitung ohne Taschenrechner 
Quelle: Psychologischer Dienst der Bundesanstalt für Arbeit 


Schaubild 11 


Leistungen von Realschülern im Rechnen• ** 

(in Prozent) 
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Anteil der Realschüler, der die Rechenart beherrscht 

Aufgabenbearbeitung ohne Taschenrechner 
Quelle: Psychologischer Dienst der Bundesanstalt für Arbeit 


103 


Drucksache 14/1056 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


3.2 Ausbildungsgestaltung 

Man sieht, daß ein erheblicher Anteil der Hauptschüler bereits 
bei ganzzahligen Divisionsaufgaben und in noch stärkerem 
Ausmaß beim Dezimalrechnen Probleme hat. Bruch- und Pro- 
zentrechnung beherrschen die meisten Hauptschüler der neun- 
ten Klasse zumindest ohne vorheriges Training nicht. Diese 
Feststellungen treffen auch auf einen nennenswerten Anteil der 
Realschulabsolventen zu. Der Erwartung vieler Ausbilder, daß 
Auszubildende die hier aufgeführten Rechenarten beherrschen 
sollten, können also viele Bewerber nicht gerecht werden. 

Diese Diskrepanz zwischen den Erwartungen der Ausbilder 
und den tatsächlichen Leistungen eines Teils sowohl der 
Bewerber als auch der Auszubildenden ist kein neues Phäno- 
men, wie beispielsweise eine 1979 durchgeführte Unter- 
suchung des Instituts der deutschen Wirtschaft zeigt.') 

• Möglicher Stellenwert und prognostiseher 
Aussagewert herkömmlieher Kulturtechniken für 
die Ausbildungseignung 

Rechen- und Rechtschreibleistungen könnten unter mehreren 
Aspekten bei der Beurteilung der Ausbildungseignung von 
Bedeutung sein: 

1. Die Beherrschung solcher Aufgaben ist tatsächlich Voraus- 
setzung dafür, daß jemand die in der Ausbildung vorkom- 
menden Aufgaben erfolgreich bewältigen kann. 

2. Sie sind ein guter Indikator für den schulischen Leistungs- 
stand in den Fächern Mathematik bzw. Deutsch. Der Lei- 
stungsstand in diesen Fächern ist wiederum ein guter Prädik- 
tor für die in der Ausbildung zu erwartenden Leistungen. 

3. Sie sind ein Indikator für den Ausprägungsgrad wichtiger 
berufsrelevanter Fähigkeiten: „Rechnerische Denkfähigkeit“, 
„Sprachverständnis“. 

Diese drei Möglichkeiten werden im folgenden diskutiert. 
Sichere Beherrschung der Kulturtechniken: eine unverzichtbare 
Voraussetzung für die Ausbildungsfähigkeit? 

Die Empirie zeigt: Die Annahme, die Beherrschung der er- 
wähnten Basisfertigkeiten im Rechnen und Sicherheit in der 
Rechtschreibung sei unverzichtbare Voraussetzung für eine 
erfolgreiche Bewältigung der Ausbildungsanforderungen, trifft 
zumindest für viele Ausbildungen nicht zu. Ein erheblicher 
Anteil der Auszubildenden, die eine Ausbildung erfolgreich 
durchlaufen haben, hätte ansonsten an den Anforderungen einer 
Ausbildung scheitern müssen. 

Zweifellos ist ein gewisses Mindestmaß an Fertigkeiten aus 
dem Bereich der Kulturtechniken erforderlich, um überhaupt 
eine betriebliche Ausbildung mit Aussicht auf Erfolg aufneh- 
men zu können: Der Jugendliche sollte in der Lage sein, ein- 
fache Texte sinnerfassend zu lesen und einfache Sätze ohne 
sinnentstellende Fehler zu schreiben.^) Ebenso sollte der 
Jugendliche zumindest einfache Rechenaufgaben fehlerfrei 
lösen können. Dies sind Voraussetzungen, über die in der Regel 
jeder Bewerber, der bei der Berufsberatung für eine betriebliche 
Ausbildung vorgemerkt ist, verfügen sollte. 


Ü Göbel, U.: „Was Ausbilder fordern, was Schüler leisten.“ Ergebnisse 
einer repräsentativen Befragung von Ausbildern und Auszubildenden, 
1982 

’) Eine bei ausländischen Erwachsenen, die sich in einer Umschulung 
befanden, durchgeführte Studie des Psychologischen Dienstes zeigte, 
daß das Ausmaß der Beherrschung der deutschen Sprache für den Aus- 
bildungserfolg eine erhebliche Bedeutung hat, das erforderliche Min- 
destmaß jedoch deutlich unter dem liegt, was von deutschen Haupt- 
schulabsolventen an Sprachbeherrschung in aller Regel mitgebracht 
wird; siehe hierzu Jakschik, G.: „Validierung des C-Tests für erwach- 
sene Zweitsprachler“, Abschlußbericht, Informationen des Psycho- 
logischen Dienstes Nr. 47, Bundesanstalt für Arbeit, 1996 


Um Mißverständnissen vorzubeugen: Das hier beschriebene 
Mindestmaß bezieht sich auf die Frage, ob überhaupt Ausbil- 
dimgsfähigkeit für eine betriebliche Ausbildung vorliegt. Je 
nach angestrebtem Ausbildungsberuf kann eine weitaus höhere 
Kompetenz im Rechnen oder in der Rechtschreibung notwen- 
dig sein. 

Rechenkenntnisse und Rechtschreibsicherheit als Indikatoren 
für den schulischen Kenntnisstand? 

Häufig dürfte sich bei genauerer Betrachtung ergeben, daß Auf- 
gaben aus den Bereichen Rechnen und Rechtschreibung ihren 
Stellenwert eher als Überprüfungen des schulischen Kenntnis- 
standes der Bewerber haben. Das Ausmaß des Wissens, das ein 
Schulabgänger bisher erworben hat, ist unter zweierlei 
Gesichtspunkten ein brauchbares Kriterium bei der Einschät- 
zung der Ausbildungseignung: 

- Die Ausbildung baut in gewissem Umfang auf vorhandenem 
schulischen Wissen auf, so daß ein Auszubildender mit schu- 
lischen Defiziten Gefahr läuft, in der Ausbildung den 
Anschluß zu verlieren. 

-Aus dem Ausmaß, in dem der Jugendliche sich in zurück- 
liegenden Lemsituationen Wissen angeeignet hat, lassen sich 
Erwartungen auf das Verhalten in zukünftigen Lemsitua- 
tionen ableiten. 

Die Empirie zeigt, daß Schulnoten und Keimtnistests durchaus 
gute Prädiktoren für die Leistungen in der Ausbildung sind. Der 
Zusammenhang ist allerdings keineswegs so eng, wie oft ange- 
nommen wird. Auch Bewerber mit schlechten Schulnoten bzw. 
Kenntnislücken können sich als gute Auszubildende erweisen; 
die Wahrscheinlichkeit ist allerdings bei Bewerbern mit guten 
Schulnoten deutlich höher.') 

Beherrschung der Kulturtechniken als Indikator für 
kognitive Fähigkeiten? 

Zur Messung von bemfsrelevanten kognitiven Fähigkeiten, wie 
beispielsweise „Rechnerische Denkfähigkeit“ oder „Sprachver- 
ständnis“, eignen sich Rechen- und Rechtschreibtests meist nur 
sehr begrenzt.^) Hier greift man besser auf psychologische 
Fähigkeitstests zurück, wie es beispielsweise beim Einsatz des 
Bemfswahltests im Rahmen der beruflichen Beratung passiert. 
Solche Tests helfen u.a., unter Bewerbern mit eher weniger 
überzeugenden Schulnoten diejenigen zu identifizieren, die 
über das Potential verfügen, dennoch die Ausbildung mit guten 
Ergebnissen zu absolvieren.") 

Abschließend betrachtet, dürfte es erfolgversprechend sein, bei 
Bedarf auf ein differenzierteres Vorgehen bei der Beurteilung 
der Eignung von Interessenten für eine Ausbildung zurückzu- 
greifen. Ergebnisse von Kenntnistests und Schulnoten geben 
zwar durchaus nützliche Hinweise für die Beurteilung der Eig- 
nung eines Bewerbers und haben den Vorteil, mit relativ wenig 


‘) Zur Güte und Treffsicherheit von Auswahlmethoden siehe beispielswei- 
se Eckardt, H. H. /Schüler, H.: „Berufseignungsdiagnostik“, in: Jäger, 
R.S.(Hrsg): „Psychologische Diagnostik. Ein Lehrbuch“, 1988 sowie 
Hustedt, H./Hilke, R.: „Auswahlverfahren in Betrieben“, in: Bun- 
desanstalt für Arbeit (Hrsg.), Handbuch zur Berufswahlvorbereitung 
(Ausgabe 1992), 1992 

-) Dies zeigen beispielsweise Analysen zum Zusammenhang von Fähig- 
keitstests und Rechen- und Rechtschreibtests bei der bundesanstalts- 
eigenen Testserie für Erwachsene ETS; siehe hierzu Hustedt, H./Klinck, 
D./Knaak, T.: „Erwachsenen-Test-Serie (ETS93)“, Beiheft 1: Analysen 
zur Validität und Reliabilität, Bundesanstalt für Arbeit, 1997 

^) Ein Beispiel für eine solche Fallkonstellation und ein eignungsdiagno- 
stisches Vorgehen unter Einsatz mehrerer Methoden findet sich bei Hil- 
ke und Hustedt, 1997, a. a. 0. 
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Aufwand erhebbar zu sein. Dabei werden jedoch etliche Be- 
werber, die sich trotz schlechterer Schulnoten oder geringerer 
Leistungen in den Kenntnistests als für die Ausbildung gut 
geeignet erweisen würden, zurückgewiesen. Eine höhere Treff- 
sicherheit bei der Eignungsbeuiteilung läßt sich erzielen, wenn 
zusätzlich zu Kenntnissen und Schulnoten auch kognitive 
Fähigkeiten und Merkmale der Persönlichkeit durch geeignete 
Methoden erfaßt werden. 

Projekt „Fit fiir die Ausbildung“ 

Eine Befragung von rund 800 Betrieben durch das Institut der 
deutschen Wirtschaft Köln zum Thema „Anforderungsprofile 
von Betrieben - Leistungsprofile von Schulabgängern“ hatte 
ergeben, daß von den Betrieben benötigte Kenntnisse, Ein- 
stellungen und Verhaltensweisen bei vielen Schulabgängern, 
die sich für eine betriebliche Ausbildung bewerben, nicht in 
erwartetem Maße vorhanden sind. Gefordert wurden von 
Betrieben aller Branchen die Beherrschung der Grundrechenar- 
ten und der Rechtschreibung sowie das Vorhandensein von 
Basisqualifikationen, wie Motivation und Leistungsbereit- 
schaft. Auch beklagten die Betriebe, daß die Berufswahl häufig 
ohne volle Information über das breite Spektrum von chancen- 
reichen Ausbildungsberufen in allen Wirtschaftsbereichen 
erfolgt.') 

Im Rahmen der Kampagne „Ausbilden: Wir machen mit!“ star- 
tete das Bundesministerium für Bildung und Forschung ge- 
meinsam mit der Bundesarbeitsgemeinschaft SCHULE WIRT- 
SCHAFT das Projekt „Fit für die Ausbildung“^) Ziel war die 
Initiierung einer möglichst großen Zahl von regionalen Aktio- 
nen der Arbeitskreise SCHULE WIRTSCHAFT zur Verbesse- 
rung der Vorbereitung auf die Berufsausbildung und der 
Berufswahlorientierung. Im Mittelpunkt stand, die Kontakte 
zwischen Lehrern und Ausbildern, Schülern und Betrieben wei- 
ter zu intensivieren. 

Dazu wurden gezielt Materialien erarbeitet, an regionalen 
Schwerpunkten Veranstaltungen initiiert und begleitet sowie 
beispielhafte Aktivitäten für gelungene Kooperationen zwi- 
schen Schulen und Betrieben zusammengestellt und verbreitet. 
Die Maßnahmen: 

— Einrichtimg einer Projektgruppe in Hessen als Modellregion, 
die exemplarisch herausgearbeitet hat, wie Schulen mit 
Unterstützung von Betrieben ihre Leistungen so optimieren 
können, daß ihre Schulabgänger besser als bisher „Fit für die 
Ausbildung“ sind. 

— Für die Praxis in Schule und Betrieb entstand die Broschüre 
„Fit für die Ausbildung - Was beim Berufsstart zählt“. In 
Zusammenarbeit mit Auszubildenden, die ihre Erfahrungen 
in der Ausbildung formulierten, und Ausbildern wurde das 
Faltblatt „Fit für die Ausbildrmg - Worauf es ankommt, wenn 
ich in die Berufswelt einsteige“ entwickelt, das sich gezielt an 
Schüler und Schülerinnen richtet. Weiterhin wurden einzelne 
Studienkreise und Landesarbeitsgemeinschaften SCHULE 
WIRTSCHAFT bei der Erarbeitimg eigener Materialien bera- 
ten. 


') Die Ergebnisse der Betriebsbefragung, die Einschätzungen und Bewer- 
tungen spiegeln, wurden im Benifsbildungsbericht 1998, Kapitel 3.4.1 
dargestellt. 

’) Laufzeit März 1998 bis Februar 1999 


3.3 Bestimmte Zielgruppen 

- Initiierung, Begleitung und Durchführung von Veranstaltun- 
gen der Arbeitskreise und Landesarbeitsgemeinschaften 
SCHULE WIRTSCHAFT an regionalen Schwerpunkten, bei 
denen die Begegnung von Lehrern und Ausbildern, Schülern 
und Auszubildenden im Vordergrund stand. Darüber hinaus 
wurden die Schwerpunkte des Projektes durch aktive Betei- 
ligung an Veranstaltungen anderer Träger (z.B. Schulveran- 
staltungen, Tagungen von Ausbildungsleitern, Ausbildungs- 
beratem des Handwerks) gezielt an weitere Multiplikatoren 
herantragen. 

- Initiierung und Verbreitung von „Best-Practice-Beispielen“, 
wie eine zwischen Schulen und Betrieben abgestimmte Vor- 
bereitung auf das Berufsleben in der Praxis in verschiedenen 
Sehulformen funktionieren kann. Bereits auf regionaler Ebe- 
ne existierende, gute und erfolgreiche Beispiele wurden 
gezielt ausfindig gemaeht, aufbereitet und verbreitet, so das 
Beispiel einer Hauptschule, an der in Zusammenarbeit mit 
den umliegenden Ausbildungsbetrieben ein schulintemes 
Curriculum für Mathematik entwickelt wurde, oder Schulpro- 
jekte, wie die Vorbereitung auf betriebliche Auswahlverfah- 
ren in einer Realschule oder einer Lemwerkstatt für lembe- 
einträchtigte Schüler und Schülerinnen. 


3.3 Qualifizierungsmaßnahmen für 
bestimmte Zielgruppen 

3.3.1 Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen 

Die berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen der Bundesan- 
stalt für Arbeit zielen darauf, Jugendlichen und jungen Erwach- 
senen die Aufnahme einer beruflichen Erstausbildung zu er- 
möglichen. Sie müssen daher konkrete Lösungsansätze für die 
unterschiedlichsten Problemlagen bieten, mit denen sich junge 
Menschen beim Übergang von der Schule in die Ausbildung 
konfrontiert sehen. Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen 
sollen die Jugendlichen bei der Berufswahlentscheidung unter- 
stützen, ihre berufliche und soziale Handlungskompetenz stär- 
ken und dazu beitragen, ihre individuellen Chancen für eine 
(dauerhafte) Eingliederung in das Berufs- und Arbeitsleben zu 
verbessern. Bei der Formulierung von Maßnahmezielen sind 
daher das individuelle Leistungsvermögen und das Entwick- 
limgspotential zu berücksichtigen. Zu den wesentlichen Zielen 
und Aufgaben berufsvorbereitender Bildungsmaßnahmen ge- 
hören: 

- Erweiterung des Berufswahlspektrums, 

- Förderung der Motivation zur Aufnahme einer Ausbildung, 

- individuelle lehrgangsbegleitende Beratung, insbesondere bei 
der Entscheidungsfindung sowie Planung und Vorbereitung 
des Übergangs in Ausbildung, in andere Qualifizierungsmaß- 
nahmen oder Beschäftigung, 

-Vermittlung fachpraktischer und fachtheoretischer Grund- 
kenntnisse und -fertigkeiten, 

- Erwerb betrieblicher Erfahrungen und die Reflexion betrieb- 
licher Realität, 

-Verbesserung der bildungsmäßigen Voraussetzungen zur 
Ausbildungsaufnahme, 

- Stärkung der sozialen Kompetenz und Unterstützung bei der 
Bewältigung von Problemen, 

- Förderung und Einübung von Einstellungen imd Fähigkeiten, 
die für eine erfolgreiche Bewältigung einer Ausbildung oder 
einer Arbeitnehmertätigkeit notwendig sind. 
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Übersicht 49: Teilnehmer an berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen 1997 und 1998 


Maßnahmeart 

Teilnehmer 


Eintritte 

Austritte') 

Bestand 


1997 

1998 

1997 

1998 

1997 

1998 

Grundausbildungslehrgang 

26.232 

29.586 

- 

27.332 

16.384 

18.636 

Förderlehrgang 

20.254 

17.761 

- 

20.024 

18.354 

15.951 

Lehrgang zur Verbessemng bemflicher Bildungs- 
und Eingliedemngschancen 

43.319 

58.602 

- 

53.432 

32.809 

39.683 

tip-Lehrgang (testen/informieren/probieren) 

5.722 

8.032 

- 

7.960 

1.160 

1.336 

Spezielle Maßnahmen für Behinderte (ohne Förderlehrgänge) 

14.996 

14.164 

- 

14.085 

12.582 

13.171 

Insgesamt 

110.523 

128.145 

100.253 

122.833 

81.289 

88.777 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 61, Seite 95 

') Auf Grund der Neukonzeption des Statistikverfahrens stehen für das Berichtsjahr 1997 Daten über Austritte nur insgesamt zur Verfügung. 


Quelle: Bundesanstalt für Arbeit 


über die mit Runderlaß 42/96 der Bundesanstalt für Arbeit vom 
2. Mai 1996 für alle Zielgruppen zu einem Gesamtkonzept neu 
zusammengefaßten berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen 
informiert Tabelle 3/1 im Anhang. ') 

Zur Teilnahme an einer berufsvorbereitenden Bildungsmaß- 
nahme der Bundesanstalt für Arbeit entschlossen sich 1998 ins- 
gesamt 128.100 Ratsuchende. Die Entwicklung der berufsvor- 
bereitenden Bildungsmaßnahmen gegenüber 1997 ist in der 
Übersicht 49 dargestellt. Von den 108.700 Teilnehmern, die 
1998 eine berufsvorbereitende Bildungsmaßnahme (ohne spe- 
zielle Maßnahmen für Behinderte) beendet haben, nahmen 
36.400 eine Ausbildung auf (darunter 5.600 in einem Ausbil- 
dungsberuf nach § 48 BBiG bzw. 42 b HwO), 3.100 besuchten 
eine berufsbildende Schule und 8.600 mündeten in eine 


') Vgl. Berufsbildungsbericht 1997, Kapitel 3.4.1 


Arbeitsstelle ein. Über den Anteil des Verbleibs von Teil- 
nehmern an den einzelnen Maßnahmearten informiert Über- 
sicht 50. 


3.3.2 Förderung benachteiligter Jngendlicher 

Auszubildende mit schulischen Defiziten und/oder sozialen 
Problemen bedürfen für die Aufnahme, Fortsetzung und den 
erfolgreichen Abschluß einer Berufsausbildung sowie zur 
Begründung oder Festigung eines Beschäftigungsverhältnisses 
(im Anschluß an eine geforderte außerbetriebliche Ausbildung) 
besonderer Unterstützung. Dies geschieht durch die Förderung 
bestimmter Maßnahmen nach dem SGB III (§§ 235 und 240 bis 
247). Dabei handelt es sich um: 

- ausbildungsbegleitende Hilfen (abH) in Form von Stützunter- 
richt und sozialpädagogischer Begleitung im Rahmen eines 
betrieblichen Ausbildungsverhältnisses, 


Übersicht 50: Austritte von Teilnehmern an berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen ') und deren Verbleib 
1998 


Verbleib 

Austritte aus 


Grandausbildimgs- 

lehrgängen 

F örderlehrgängen 

Lehrgängen zur Ver- 
besserung beruflicher 
Bildungs- und Ein- 
gliederungschancen 

tip-Lehrgängen ü 

Betriebliche Bemfsausbildung’) 

12.530 

6.933 

16.134 

816 

Berufsbildende Schulen 

1.276 

308 

1.354 

112 

Arbeitsstelle 

1.741 

1.656 

4.661 

535 

Erneute Teilnahme/Wechsel in eine 
andere berufsvorbereitende Bildungs- 
maßnahme 

1.791 

4.989 

5.906 

3.030 

Sonstiges/unbekannter Verbleib 

7.728 

5.239 

22.366 

2.838 

Noch nicht untergebracht 

2.266 

899 

3.011 

629 

Insgesamt 

27.332 

20.024 

53.432 

7.960 

') Ohne spezielle Maßnahmen für Behinderte 
-) Testen/informieren/probieren 

Einschließlich Berufsausbildung in außerbetrieblichen Einrichtungen 




Quelle: Bundesanstalt für Arbeit 
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-Berufsausbildung in einer außerbetrieblichen Einrichtung 
(BüE) verbunden mit Stützunterricht und sozialpädagogischer 
Begleitung, 

- Fortsetzung ausbildungsbegleitender Hilfen nach Beendigung 
oder Abbruch der Ausbildung (Übergangshilfen). 

Zur Zielgruppe nach § 242 SGB III gehören, wenn die sonsti- 
gen förderungsrechtlichen Vorschriften erfüllt sind, lembeein- 
trächtigte und sozial benachteiligte Auszubildende. 

Im Rahmen der Förderung der Berufsausbildung von benach- 
teiligten Auszubildenden wurden 1998 Maßnahmen für ins- 
gesamt 113.700 neu eingetretene Personen unterstützt. Mäd- 
chen und junge Frauen waren mit 31,8% beteiligt. 8 1 .600 Aus- 
zubildende erhielten ausbildungsbegleitende Hilfen, 29.600 
begannen eine Berufsausbildung in einer außerbetrieblichen 
Einrichtung. 15.400 bzw. 13,6% der geforderten Personen 
waren ausländische Jugendliche und junge Erwachsene. Bei 
den ausbildungsbegleitenden Hilfen belief sich die Beteiligung 
der Ausländer auf 14,3 %, bei der Ausbildung in außerbetrieb- 
lichen Einrichtungen auf 12,0 %. 

23.300 Teilnehmer haben 1998 die Ausbildung in einer außer- 
betrieblichen Einrichtung abgeschlossen, darunter 9.900 mit 
bestandener Abschlußprüfung. 

tn den neuen Ländern wurden 1998 Maßnahmen für rund 
32.100 neu eingetretene Personen unterstützt. Mädchen und 
junge Frauen waren mit 29,4% beteiligt. 15.200 Jugendliche 
erhielten ausbildungsbegleitende Hilfen, 15.300 begannen eine 
Berufsausbildung in außerbetrieblichen Einrichtungen. Die 
Förderung von Ausländem war hier auf Einzelfälle beschränkt. 

Von den Ende 1998 insgesamt 121.600 geförderten Teilneh- 
mern waren 22.500 Behinderte. Im Bestand an Teilnehmern 
ausbildungsbegleitender Hilfen (64.800) befanden sich 6.300 


3.3 Bestimmte Zielgruppen 

(9,8%) Behinderte, von den 55.500 Teilnehmern an Bemfsaus- 
bildungen in außerbetrieblichen Einrichtungen waren 15.500 
(27,9%) Behinderte. 

Der finanzielle Aufwand für die Fördemng der Berufsausbil- 
dung benachteiligter Auszubildender nach §§235 und 240 bis 
247 SGB 111 belief sich 1998 auf insgesamt 1.536 Mio. DM 
(1997: 1.479 Mio. DM; vgl. Übersicht 51). 
tm Sofortprogramm zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit - 
Ausbildung, Qualifiziemng und Beschäftigung Jugendlicher 
sind Qualifiziemngsmaßnahmen auch für junge Erwachsene 
dieser Zielgrappe vorgesehen.') 

3.3.3 Förderung ausländischer Jugendlicher 

Für die gesellschaftliche Integration und Chancengleichheit 
ausländischer Jugendlicher ist eine abgeschlossene Bemfsaus- 
bildung eine wichtige Voraussetzung’). 

Der Bund und die Länder haben durch Modellvorhaben bereits 
in den 70er und insbesondere 80er Jahren im Bereich der 
Bemfsorientiemng und Bemfsausbildung sowie im bemflichen 
Schulwesen wesentliche Beiträge zur Verbessemng der Bil- 
dungs- und Ausbildungssituation ausländischer Jugendlicher 
geleistet^). 


') Vgl. Teil I, Kapitel 3 

-) Zur Ausbildungssituation ausländischer Jugendlicher vgl. Kapitel 2.1.2; 
die Ergebnisse einer Befragung von Jugendlichen ohne abgeschlossene 
Berufsausbildung sind im Kapitel 2.2.3 dargestellt; vgl. auch Teil I, 
Kapitel 5. 

0 Vgl. Berufsbildungsbericht 1994, Kapitel 3.3.4 


Übersicht 51: Förderung der Berufsausbildung von benachteiligten Auszubildenden 1994 bis 1998 


Geforderte benachteiligte Auszubildende 

1994 

1995 

1996 

1997') 

1998 

Eintritte im Berichtsjahr 

68.366 

68.631 

70.325 

- 

113.668 

Davon: 

In außerbetrieblichen Einrichtungen 

15.331 

18.291 

19.270 


29.577 

Ausbildungsbegleitende Hilfen 

53.035 

50.340 

51.055 

- 

81.579 

Übergangshilfen-) 

- 

- 

- 

- 

2.512 

Austritte im Berichtsjahr 

61.035 

62.134 

65.175 

- 

106.324 

Davon: 

In außerbetrieblichen Einrichtungen 

9.883 

11.159 

12.814 


23.293 

Ausbildungsbegleitende Hilfen 

51.152 

50.975 

52.361 

- 

82.114 

Übergangshilfen-) 

- 

- 

- 

- 

917 

Bestand am Ende des Berichtsjahres 

98.193 

106.705 

117.719 

111.904 

121.553 

Davon: 

In außerbetrieblichen Einrichtungen 

31.864 

38.527 

45.609 

48.333 

55.504 

Ausbildungsbegleitende Hilfe 

66.329 

68.178 

72.110 

63.571 

64.813 

Übergangshilfen-) 

- 

- 

- 

- 

1.236 

Aufwendungen in Mio. DM 

993 

1.173 

1.391 

1.479 

1.536 

Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 62, Seite 96 






') Auf Grund der Umstellung des statistischen Erhebungsverfahrens sind für das Jahr 1997 keine Angaben über Eintritte in und Austritte aus Maßnahmen verfügbar. 

-) Übergangshilfen wurden erst ab 1998 statistisch erfaßt. 






Quelle: Bundesanstalt für Arbeit 
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Die Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder in der 
Bundesrepublik Deutschland hat eine Vereinbarung zum 
„Unterricht für Kinder ausländischer Arbeitnehmer“ (1976) 
und die Empfehlung „Interkulturelle Bildung und Erziehung in 
der Schule“ (1996) beschlossen. Von der Bund-Länder- Kom- 
mission für Bildungsplanung und Forschungsfordemng wurden 
1996 Empfehlungen zur Verbesserung der Sifuafion von lem- 
und leisfungsschwächeren Jugendlichen in der beruflichen Bil- 
dung, die in diesem Zusammenhang auch die Sifuafion auslän- 
discher Jugendlicher aufgreifen, verabschiedet'). 

Das u. a. aus Ergebnissen der genannten Modellvorhaben vom 
früheren Bundesminisferium für Bildung und Wissenschaft ent- 
wickelte Benachteiligtenprogramm ist vom Bundesministerium 
für Arbeit und Sozialordnung und der Bundesanstalt für Arbeit 
ausgebaut und weiterentwickelt worden. Dieses Programm, das 
seit 1998 im SGB III (§§235, 240 bis 247) neu geregelt ist, 
kommt nach wie vor in erheblichem Umfang auch ausländi- 
schen Jugendlichen zugute. 

Ergänzend zu den berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen 
und den Maßnahmen zur Berufsausbildung benachteiligter 
Jugendlicher der Bundesanstalt für Arbeit") fordert das Bundes- 
ministerium für Arbeit und Sozialordnung verschiedene Projek- 
te, die dazu beitragen, die Ausbildungssituation der in Deutsch- 
land lebenden ausländischen Jugendlichen zu verbessern: 

-In Kooperation mit Griechenland (seit 1988), Spanien (seit 
1991), Italien (seit 1992), der Türkei (seit 1993) und Portugal 
(seit 1994) werden „Binationale Berufsbildungsprojekte“ für 
in Deufschland lebende Jugendliche aus diesen Herkunftslän- 
dern durchgeführt. Die Jugendlichen erhalten eine Bemfsaus- 
bildung im Rahmen des dualen Systems. Zusätzlich wird über 
den gesamten Ausbildungszeitraum muttersprachlicher Fach- 
unterricht erteilt und während der Ausbildungszeit ein mehr- 
wöchiges Betriebspraktikum im jeweiligen Herkunftsland 
absolviert. Diese Projekte sind auch ein Beispiel dafür, wie 
gezielt die Stärken der Jugendlichen - Zwei- oder Mehr- 
sprachigkeit, bikulturelle Kompetenzen - angesprochen und 
genutzt werden körmen. Die in Deutschland erworbenen 
Berufsausbildungsabschlüsse sowie die Zertifikate über die 
Projektteilnahme werden in den Partnerstaaten anerkannt. 
Über 800 Jugendliche in 13 Projekten haben ihre Ausbildung 
inzwischen erfolgreich abgeschlossen. 20 Projekte mit fast 
1 . 1 00 Jugendlichen laufen zur Zeit. 

-Zur Verbesserung der Integrationschancen ausländischer 
Jugendlicher wird seit Anfang der 80er Jahre eine gesonderte 
ausbildungsfördemde Maßnahme in der Akademie Klausen- 
hof (Nordrhein-Westfalen) gefördert. Späteingereisten aus- 
ländischen Jugendlichen, die auf Grund besonders großer Bil- 
dungsdefizite nicht an den Fördermaßnahmen der Bundesan- 
stalt für Arbeit teilnehmen können, wird hier die Möglichkeit 
gegeben, den Hauptschulabschluß nachzuholen und durch 
zusätzliche Berufsorientierung und -motivierung den Zugang 
zu einer qualifizierten beruflichen Ausbildung zu finden. Die 
Teilnehmerzahl in dieser Maßnahme beträgt 80 Jugendliche. 
Ferner wird die Bedeutung einer beruflichen Ausbildimg in 
Seminaren für ausländische Multiplikatoren thematisiert, um 
so z.B. die Eltern, aber auch die Jugendlichen selbst für diese 
Frage zu sensibilisieren. 


') Vgl. Bund-Länder-Kommission ffir Bildungsplanung und Forschungs- 
förderung (Flrsg.): „Innovative Maßnahmen zur Verbesserung der 
Situation von lern- und leistungsschwächeren Jugendlichen in der 
bemflichen Bildung“, in: Materialien zur Bildungsplanung und For- 
schungsförderung, Heft 52, 1996 
0 Vgl. Kapitel 3.3.1 und 3.3.2 


- Eine Besonderheit weiterer Projekte zur Motivierung auslän- 
discher Jugendlicher insbesondere türkischer Herkunft zur 
Aufnahme einer Berufsausbildung besteht in der Zugangs- 
weise zu den Jugendlichen. Hier werden das gewohnte Stadt- 
teilumfeld mit den dort gegebenen Strukturen in die arbeits- 
marktorientierte Sozialarbeit sowie vor allem ausländische 
Selbsthilfeorganisationen, Vereine und einzelne Persönlich- 
keiten einbezogen, um die ausländischen Jugendlichen anzu- 
sprechen und mit ihnen projektbezogene Maßnahmen durch- 
zuführen. Seit 1997 läuft ein Projekt der Stadt Mannheim und 
seit 1998 ein ähnlich strukturiertes Projekt der Türkischen 
Gemeinde in Deutschland an den Standorten Hamburg, Kiel 
und Neumünster. 

In einem Modellvorhaben des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung wurde Mitte der 90er Jahre die „Beratungsstelle 
zur Qualifizierung ausländischer Nachwuchskräfte (BQN)“, ein 
Gemeinschaftsprojekt von Handwerks-, Industrie- und Han- 
delskammer und Kreishandwerkerschaft Köln in enger Zusam- 
menarbeit mit der Berufsberatung des Arbeitsamtes Köln, 
gefördert, die die Ausbildimgsbereitschaft der Betriebe und der 
jungen Ausländer in der Region wesentlich verbessert hat. 

Des weiteren hat das Bundesministerium für Bildung und For- 
schung 1998 die Akfion „Mobilisierung von Lehrstellen bei 
ausländischen Unternehmen“ initiiert, die gemeinsam mit der 
Bundesanstalt für Arbeit und zahlreichen Wirtschaftsverbänden 
durchgeführt wird'). Ziel ist es, mehr ausländische Unterneh- 
mer für eine Ausbildung zu gewinnen. 

3.3.4 Berufliche Ersteingliederung von 
Behinderten") 

Zur gesellschaftlichen Integration von behinderten Menschen 
ist ihre dauerhafte berufliche Eingliederung von besonderer 
Bedeutung. Behinderte junge Menschen können nur bei mög- 
lichst guter beruflicher Qualifikation den Wettbewerb im 
Arbeitsleben bestehen. Da das Arbeitsplatzrisiko gerade für 
Personen ohne abgeschlossene Ausbildung besonders hoch ist, 
sind die berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen der Bun- 
desanstalt für Arbeif ein wichtiges Instrument, mn den Zugang 
zur Berufsausbildimg für Jugendliche auch dann offen zu hal- 
ten, wenn sie an der ersten Schwelle zu scheitern drohen oder 
bereits einmal gescheitert sind. 

Im Berichtsjahr 1997/1998 wurde die Berufsberatung in den 
alten Ländern von 163.100 (davon 61.200 weibliche Rat- 
suchende) und in den neuen Ländern von 67.800 behinderten 
Jugendlichen (davon 25.200 weibliche Ratsuchende) in 
Anspruch genommen. 

Maßnahmearten 

Behinderte Jugendliche können prinzipiell an allen berufsvor- 
bereitenden Bildungsmaßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit 
teilnehmen (vgl. Tabelle 3/1 im Anhang). Ihre Berufswünsche, 
Fähigkeiten sowie ihr individueller Förderbedarf werden bei 
der Auswahl der geeigneten Maßnahme berücksichtigt. Spe- 
ziell für diese Zielgruppe sind aber der Förderlehrgang, die 
Maßnahmen im Arbeitstrainingsbereich einer Werkstatt für 
Behinderte sowie die blindentechnische und vergleichbare 
Grundausbildimg konzipiert. Ende 1998 nahmen 15.700 behin- 
derte Jugendliche an einem Förderlehrgang und 12.100 an 
Maßnahmen im Arbeitstrainingsbereich der Werkstätten für 


') Die Aktion ist ausführlich im Kapitel 4. 1 .4 dargestellt. 

-) Zur beruflichen Wiedereingliederung von Behinderten vgl. Kapitel 
5.5.3 
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Übersicht 52: Bestand an Behinderten in berufsfördernden Bildungsmaßnahmen im Bereich der Berufsbera- 
tung nach Maßnahmeart 1994 bis 1998 


Maßnahmealt 

1994 

1995 

1996 

1997 

1998 

Staatlich anerkannter Aushildungsberuf 

30.827 

31.106 

33.585 

33.166 

32.404 

Aushildung nach § 48 BBiG bzw. § 42 b HwO 

17.984 

20.295 

22.932 

24.849 

24.874 

Femuntenichtsmaßnahme (nur Hauptmaßnahme) 

27 

20 

11 

3 

1 

Berufsfindung 

249 

249 

314 

212 

209 

Arbeitserprobung 

83 

101 

106 

59 

44 

Grundausbildungslehrgang 

507 

700 

862 

435 

470 

Förderlehrgang 

19.807 

21.094 

23.289 

19.983 

15.717 

tip-Lehrgang ‘) 

111 

160 

156 

90 

110 

Lehrgang zur Verbesserung beruflicher Bildungs- 
und EingliederungschancenO 

- 

- 

- 

- 

2.425 

Blindentechnische und vergleichbare Grundausbildung 

42 

57 

47 

32 

34 

Maßnahme im Eingangsverfahren/ Arheitstrainings- 
bereich einer Werkstatt für Behinderte 

11.061 

11.224 

11.633 

11.599 

12.118 

Insgesamt 

80.698 

85.006 

92.935 

90.428 

88.406 

Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 63, Seite 97 






') Testen, informieren, probieren; bis 1996 Informations- und Motivationslehrgang 
-) Erst ab 1998 





Quelle: Bundesanstalt für Arbeit 







Behinderte teil. Übersicht 52 zeigt die Anzahl behinderter jun- 
ger Menschen in Bildungsmaßnahmen, die der beruflichen 
Ersteingliederung dienen, nach Maßnahmearten. 


Lernorte 

Die berufliche Eingliederung junger Menschen erfolgt an ver- 
schiedenen Lemorten. Für die Auswahl der Maßnahmen und 
Lemorte ist ihr individueller Förderbedarf maßgebend. Auch 
bei voller Nutzung und Ausschöpfung ambulanter Förder- und 
Betreuungspotentiale können nicht alle behinderten Jugendli- 
chen betrieblich ausgebildet werden. Es gibt deshalb die Mög- 
lichkeit für Behinderte, die während ihrer Ausbildung besonde- 
rer medizinischer, sozialpädagogischer, psychologischer oder 
therapeutischer ffilfen bedürfen, außerbetriebliche Bildungs- 
kapazitäten mit entsprechenden begleitenden Fachdiensten in 


Anspruch zu nelimen. Auf solche Bildungsangebote sind insbe- 
sondere Mehrfachbehinderte angewiesen. Vor allem Berufsbil- 
dungswerke oder vergleichbare Rehabilitationseinrichtungen 
sind in der Lage, ihren besonderen Anforderungen gerecht zu 
werden und stellen deshalb einen unverzichtbaren Bestandteil 
der beruflichen Rehabilitation dar. Insgesamt nahmen Ende 
1998 88.400 Behinderte an Berufsvorbereitungs- oder Ausbil- 
dungsmaßnahmen teil (vgl. Übersicht 53). 

Grundlage für die Einrichtung und den Ausbau von Berufsbil- 
dungswerken bildet eine zwischen Bund, Ländern und Bundes- 
anstalt für Arbeit abgestimmte bundesweite Bedarfsplanung 
(Netzplan). Die Berufsbildungswerke bilden nach den Grund- 
sätzen des BBiG und der HwO im dualen System aus und 
führen zu beruflichen Abschlüssen, die staatlich anerkannt sind 
(§§ 25 BBiG/HwO). Je nach Art und Schwere der Behinderung 
sind dies auch Abschlüsse nach besonderen Ausbildungsrege- 


Übersicht 53: Bestand an Behinderten in berufsfördernden Bildungsmaßnahmen im Bereich der Berufsbera- 
tung nach Lernorten 1994 bis 1998 


Lemort 

1994 

1995 

1996 

1997 

1998 

Betrieblich, einschließlich außerbetrieblicher Abschnitte 

18.189 

16.833 

16.600 

15.711 

15.144 

Berufsbildungswerk 

12.835 

13.091 

13.345 

14.284 

14.139 

Berufsförderungswerk 

729 

753 

731 

707 

698 

Einrichtung der Kategorie II 

115 

80 

112 

72 

6 

Werkstatt für Behinderte 

11.061 

11.224 

11.633 

11.599 

12.118 

Sonstige Behinderten-Einrichtung 

14.746 

16.656 

19.805 

21.915 

22.284 

Sonstige außerbetriebliche Einrichtung 

22.993 

26.346 

30.694 

26.132 

24.014 

Femlehrgang 

30 

23 

15 

8 

3 

Insgesamt 

80.698 

85.006 

92.935 

90.428 

88.406 

Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 64, Seite 98 

Quelle: Bundesanstalt für Arbeit 
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3.3 Bestimmte Zielgruppen 

lungen gemäß §48 BBiG bzw. §42 b HwO. Entsprechend dem 
Netzplan gibt es 46 Berufsbildimgswerke. In 21 dieser Einrich- 
tungen werden überwiegend Lernbehinderte gefordert; u.a. 
sind fünf für Körperbehinderte, je drei für Seh- sowie Hör- und 
Sprachbehinderte bestimmt. 15 Berufsbildungswerke nehmen 
junge Menschen mit verschiedenen Behinderungsarten auf. 
Ihre Gesamtkapazität für die berufliche Erstausbildung, für 
berufsvorbereitende Bildimgsmaßnahmen sowie für die Ar- 
beitserprobimg/Berufsfindung liegt bei mnd 14.600 Plätzen. 

Förderung 

Die Förderinstrumente zur beruflichen Rehabilitation müssen 
differenziert und umfassend genutzt werden, um eine optimale 
Qualifizierung zu erreichen. Dazu hat die Bundesanstalt für 
Arbeit die Möglichkeit, jungen Menschen mit Behinderungen 
finanzielle Hilfen für eine betriebliche oder außerbetriebliche 
Ausbildung oder die Teilnahme an einer berufsvorbereitenden 
Bildungsmaßnahme zu gewähren. Dazu gehören insbesondere 
folgende Leistungen: Berufsausbildungsbeihilfe/ Ausbildungs- 
geld, Teilnahmekosten, Kosten für Unterbringung und Verpfle- 
gung, Ausbildungszuschuß '). 

Die Bundesanstalt für Arbeit brachte 1998 für berufsfördemde 
Bildungsmaßnahmen für Jugendliche ca. 2,35 Mrd. DM auf. 
Die Maßnahmekosten für Berufsbildungswerke beliefen sich 
1998 auf rund 715 Mio. DM. 

Berufliche Ausbildung im Wandel 

Die meisten behinderten jungen Menschen, die die Berufsbera- 
tung in Anspruch nehmen, haben erhebliche Lemprobleme. In 
der Vergangenheit war die Abgrenzung von Lemschwäche, 
Lembeeinträchtigung imd Lembehinderung vielfach nicht ein- 
deutig genug, um Betroffenen durchgehend das richtige Ange- 
bot an Ausbildung, Fördermaßnahmen und Lemorten machen 
zu können. Der Ausschuß für Fragen Behinderter, der nach § 12 
BerBiFG das Bundesinstitut für Berufsbildung bei seinen Auf- 
gaben auf dem Gebiet der beruflichen Bildung Behinderter 
berät, befaßt sich derzeit mit einer neuen Arbeitshilfe zu diesem 
Thema’). 

Das Ergebnis soll als Grundlage für die Entwicklung eines 
neuen Diagnosekatalogs dienen und eine multidisziplinäre Be- 
trachtung von Lemschwächen und Lembehinderung ermög- 
lichen. Ziel sind auch einheitliche Begriffe, um damit Informa- 
tionsverluste zwischen den beteiligten Institutionen zu vermin- 
dern. Parallel zur Entwicklimg neuer Diagnoseinstrumente soll 
das Spektmm von Maßnahmen, Lemorten und Methoden spe- 
ziell für die bemfliche Eingliederung Lernbehinderter verbes- 
sert werden. Die Entwicklung und Erprobung von Bausteinkon- 
zeptionen durch Zerlegung der Ausbildung in Teilabschnitte 
wird zur Zeit als ein Weg gesehen, dies praktisch umzusetzen 
und damit lembehinderten Jugendlichen mit unterschiedlichem 
Lernzeit- und Förderbedarf besser gerecht werden zu können. 

Projekt „Optimierung der Ausbildung behinderter junger 
Menschen durch flexible Bausteinsysteme“’) 

Das Projekt stellt die Frage, wie die Verbessemng der Ausbil- 
dung Jugendlicher mit Lemschwächen bzw. mit Lembehinde- 
mng durch Differenziemng und Individualisiemng bemflicher 
Qualifiziemngsprozesse erreicht werden kann. Es wird unter- 


') Die einzelnen Leistungen sind ausführlich im Berufsbildungsbericht 
1998, Kapitel 3.5.3 dargestellt. 

') Schopf, P.: „Lemschwäche, Lembeeinträchtigung, Lembehindemng“ 
in: Informationen für die Beratungs- und Vermittlungsdienste der Bun- 
desanstalt für Arbeit (ibv), 6,1998 

h Forschungsprojekt des Bundesinstituts für Bemfsbildung, Laufzeit: 
I. Quartal 1998 bis IV. Quartal 


sucht, wie einzelne Bausteine im Rahmen einer Ausbildung für 
jimge Menschen mit Behindemngen aufgebaut und zusammen- 
gesetzt werden sollen, damit nicht nur Fachkompetenz, sondern 
auch Sozial- und Methodenkompetenz unterstützt wird, wie die 
Gliedemng des Lernstoffes in Bausteine an das individuelle 
Leistungspotential der Auszubildenden flexibel angepaßt wer- 
den kann und schließlich, wie sich dieses Vorgehen auf Lemef- 
fekte, Motivation und Schlüsselqualifikationen auswirkt. Ein 
Beispiel hierfür ist eine Ausbildungskonzeption, die auf dem 
Hintergmnd der Empfehlung des Hauptausschusses des Bun- 
desinstituts für Bemfsbildung zur Ausbildung und Umschulung 
Behinderter in Elektrobemfen aus dem Jahr 1993 ') entwickelt 
worden ist. Die didakisch-methodischen Komponenten umfas- 
sen die Aufbereitung der Bausteine nach dem „Prinzip der klei- 
nen Schritte“ und die Fördemng bis zum individuell höchst- 
möglichen Lemniveau in jedem Baustein. 

Hinweise zu EU-Initiativen und Projekten 

Die Entschließung des Europäischen Parlaments zu den „Rech- 
ten behinderter Menschen“ vom 13. Dezember 1996 sowie die 
Entschließung zur „Chancengleichheit für behinderte Men- 
schen“ des Rates vom 20. Dezember 1996 und des Euro- 
päischen Parlaments vom 11. April 1997 zur Mitteilung der 
Kommission sollen die politische Lücke schließen, die durch 
das Auslaufen des Aktionsprogramms der Gemeinschaft zu- 
gunsten von Menschen mit Behindemngen (HELIOS II) mit 
Ende des Jahres 1996 entstanden ist.’) Beide Entschließungen 
fordern die Mitgliedstaaten auf, für die Herstellung von Chan- 
cengleichheit für Behinderte Sorge zu tragen. Zur weiteren 
Bekräftigung dieser Ziele hat der Europäische Rat im Juni 1997 
in den Vertrag von Amsterdam folgende Bereiche aufgenom- 
men: Aufnahme dieser Gmppe in das Beschäftigungskapitel, 
Sozialabkommen, Maßnahmen zur Vermeidung von Diskrimi- 
nierung und zur Bekämpfung von sozialer Ausgrenzung. In den 
Vertrag von Amsterdam wurde außerdem ein Hinweis auf die 
von den Regiemngschefs im Dezember 1989 gebilligte „Ge- 
meinschaftscharta der sozialen Grundrechte der Arbeitnehmer“ 
aufgenommen, die u.a. vorsieht, daß alle Behinderten, unab- 
hängig von der Ursache und Art ihrer Behindemng, konkrete 
ergänzende Maßnahmen, die ihre bemfliche und soziale Ein- 
gliederung fördern, in Anspmch nehmen können. 

Im November 1997 hat der Europäische Rat eine koordinierte 
beschäftigungspolitische Gesamtstrategie entwickelt. Die Bun- 
desregiemng hat im April 1998 einen Nationalen Aktionsplan 
zur Umsetzung der beschäftigungspolitischen Leitlinien der 
Europäischen Union für das Jahr 1998’) vorgelegt, der u.a. 
auch für Schwerbehinderte wichtige Hilfen und Unterstützun- 
gen zur Verbessemng ihrer Chancen im Arbeitsleben vorsieht. 
Dazu gehört z.B. die Errichtung eines europäischen Bemfsför- 
derungszentmms im Grenzgebiet zu den Nachbarländern 
Frankreich, Belgien, Luxemburg und den Niederlanden. Es soll 
eine qualifizierte Bemfsvorbereitung ermöglichen und eine 
Ausbildung vermitteln, die auch in den angrenzenden Partner- 
ländern anerkannt wird. Durch diese angestrebte europäisch 
ausgerichtete Ausbildung — einschließlich fremdsprachlicher 
Qualifikation - werden für Behinderte wichtige Voraussetzun- 
gen dafür geschaffen, in anderen Ländern arbeiten und wohnen 
zu können. 


') Vgl. Benifsbildungsbericht 1995, Kapitel 3.4.2. 1 

’) Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung: Vierter Bericht der 
Bundesregierung über die Lage der Behinderten und die Entwicklung 
der Rehabilitation, Bundestagsdrucksache 13/9514, Nr. l/17bis 1/19 

’) „Beschäftigungspolitischer Aktionsplan der Bundesrepublik Deutsch- 
land“ (April 1998), in: Bundestagsdrucksache 13/10510; vgl. auch 
Kapitel 6.1.1 
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Die Gemeinschaftsinitiative BESCHÄFTIGUNG ') ist ein Re- 
gelwerk innerhalb des Europäischen Sozialfonds. Der ersten 
Förderperiode in den Jahren 1995 bis 1997 folgte die zweite 
von 1997 bis 2000. Der Projektumfang auf europäischer Ebene 
umfaßte für 1997 bei HORIZON (Behinderte) 957 und bei 
YOUTHSTART (Benachteiligte) 782 Projekte. HORIZON 
setzt einen deutlichen Akzent auf die Förderung von psychisch 
Behinderten (zwei Drittel), des weiteren auf Körperbehinderte 
(ein Drittel). Bei diesem Programm geht es insbesondere um 
Informationsaustausch und die Entwicklung von Lemprogram- 
men. Die Projekte laufen zumeist zwei bis drei Jahre. Bei 
YOUTHSTART geht es hauptsächlich um Ersteingliederung 
von jungen Menschen, während HORIZON überwiegend 
Erwachsene als Zielgruppe anspricht. 

Übergeordnete Themenstellimgen sind Chancengleichheit, 
ganzheitliche Integrationswege, aktive Beteiligung der Ziel- 
gruppen, neue Qualifikationen und neue Berufsbilder. Die Pro- 
gramme wollen in erster Linie mit innovativen Lösungsansät- 
zen den Zugang zum Arbeitsmarkt verbessern. Dabei hat sich 
gezeigt, daß isolierte Maßnahmen gegen Arbeitslosigkeit 
nur begrenzt Erfolg haben können. Auf Grund dieser Erfah- 
rung haben viele Projekte der Gemeinschaftsinitiative 
BESCHÄFTIGUNG lokale imd regionale Kooperationsstruk- 
turen mit Unternehmen, Sozialpartnern, Behörden, Kammern, 
Wohlfahrtsverbänden und Bildungseinrichtungen aufgebaut. 
Die Zusammenarbeit mit den Partnern vor Ort hat sich in der 
ersten Förderrunde eindeutig bewährt und wesentlich zum 
Erfolg der Projekte beigetragen. Hierbei gelten die Erfolgskrite- 
rien Marktorientierung, Netzwerkaufbau, lokaler/regionaler 
Ansatz, Orientierung auf die Wünsche der Wirtschaft sowie 
Einbeziehimg von Unternehmen in Projektplanung und -durch- 
führung.^) 


3.4 Personal in der beruflichen Ausbildung 

3.4.1 Entwicklung der Ausbilder-Eignungs- und 
Meisterprüfungen 

Für die Ausbildung im dualen System hat der Gesetzgeber fest- 
gelegt, daß nur ausbilden darf, wer persönlich und fachlich 
geeignet ist. Die Eignung nachweisen - in der Regel durch die 
Ausbilder-Eignungsprüfung - muß nur, wer für die Planung 
und Durchführung der Ausbildung verantwortlich ist. Der 
Betrieb meldet diese Mitarbeiter den zuständigen Stellen. Von 
den bei den Kammern als verantwortlich gemeldeten Ausbil- 
dern ist nur eine Minderheit ausschließlich in dieser Funktion 
tätig; die große Mehrheit, nach Schätzungen des Bundesinsti- 
tuts für Berufsbildung etwa 94%, bildet nebenberuflich im 
Rahmen ihrer Produktions- oder Dienstleistungsfünktion aus. 

In den Ausbildungsbereichen Industrie und Handel, Öffent- 
licher Dienst, Landwirtschaft, Freie Berufe und Hauswirtschaft 
waren 1997 in den alten Ländern 460.110 und in den neuen 


‘) Die Gemeinschaftsinitiative umfaßt die vier Aktionsbereiche YOUTH- 
START (Förderung der Integration Jugendlicher in den Arbeitsmarkt), 
HORIZON (Erweiterung der Beschäftigungsperspektiven für Behinder- 
te und sonstige benachteiligte Gruppen), INTEGRA (Förderung von 
Benachteiligten, die vom Arbeitsmarkt ausgegrenzt sind oder denen 
eine Ausgrenzung droht) und NOW (Förderung gleicher Bildungs- und 
Beschäftigungsmöglichkeiten für Frauen); vgl. auch Kapitel 6.1.3. 

^) In den Europamaterialien der Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabili- 
tation werden die rehabilitationsrelevanten Aktions- und Förder- 
programme in „Transparenzpapieren“ zusammengefaßt. 


3.4 Ausbildungspersonal 


Übersicht 54: Verteilung der gemeldeten Ausbilder 
auf die Ausbildungsbereiche 1996 und 1997 
in Prozent 


Ausbildungsbereich 

1996 

1997 

Industrie und Handel 

46,9 

48,0 

Handwerk 

30,5 

29,6 

Öffentlicher Dienst 

4,1 

4,1 

Landwirtschaft 

2,7 

2,8 

Freie Berufe 

15,3 

14,9 

Städtische Hauswirtschaft 

0,5 

0,6 

Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 68, Seite 105 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 3, 
Berufliche Bildung 1996 und 1997; Berechnungen des Bundesinstituts 
für Berufsbildung 


67.936, insgesamt damit 528.046 Personen als Ausbilder re- 
gistriert (1996: 509.964). Im Handwerk gibt es keine gesonder- 
te Erfassung von Ausbildern. Dies sind generell die Meister und 
Meisterinnen, da die Meisterprüfüng die Anforderungen für die 
Ausbilder-Eignung umfaßt. In jedem ausbildenden Handwerks- 
betrieb kann von mindestens einer persönlich und fachlich 
geeigneten Person ausgegangen werden. Nach der Statistik des 
Deutschen Handwerkskammertags gab es 1997 in den alten 
171.910, in den neuen Ländern 49.673, insgesamt 221.583 
Ausbildimgsbetriebe (1996: 223.386) und damit auch minde- 
stens diese Anzahl ausbildender Meister und Meisterinnen. 
Unter Einbeziehung des Handwerks ergibt sich über alle Aus- 
bildungsbereiche für 1997 in den alten Ländern die Anzahl von 
633.020, in den neuen von 1 17.609 und in beiden zusammen 
von 749.629 Ausbildern. Von 1996 zu 1997 ist ihre Anzahl in 
den alten Ländern um 10.546 bzw. 1,7% (1996: -0,9%), in den 
neuen Ländern um 5.733 bzw. 5,1 % gestiegen (1996: +5,2%). 

Fast jede vierte als Ausbilder gemeldete Person (ohne Hand- 
werk) war 1997 wie auch 1996 eine Frau. In der Gesamtzahl 
verdeckt ist der wie in den Vorjahren bemerkenswert hohe 
Frauenanteil unter den Ausbildern in den neuen Ländern mit 
43%. 

Die Verteilung der Ausbilder auf die einzelnen Ausbildungsbe- 
reiche hat sich 1997 gegenüber 1996 nur geringfügig geändert 
(vgl. Übersicht 54). Im Jahr 1997 befinden sich 48 % der Aus- 
bilder im Ausbildungsbereich Industrie und Handel, knapp 
30 % im Handwerk, rund 1 5 % in den Freien Berufen, rund 4 % 
im Öffentlichen Dienst, knapp 3 % in der Landwirtschaft und 
0,5 % in der Hauswirtschaft. Die Verteilung in den neuen Län- 
dern weicht auch 1997 ab: Auf das Handwerk entfällt immer 
noch mit 42% ein deutlich höherer Anteil als in den alten Län- 
dern (27,2%). 

Setzt man die Zahl der Ausbildungsverhältnisse in Beziehung 
zu derjenigen der Ausbilder (einschließlich Handwerk), erge- 
ben sich folgende Relationen: In den alten Ländern entfielen 
1997 auf insgesamt 1.261.399 Auszubildende insgesamt 
632.020 Ausbilder; ein Ausbilder war - wie schon seit mehre- 
ren Jahren - durchschnittlich für zwei Auszubildende verant- 
wortlich. In den neuen Ländern kommen 1997 auf 360.809 
Auszubildende 1 17.609 Ausbilder; die Relation Auszubildende 
zu Ausbilder liegt - auch hier schon seit mehreren Jahren - bei 
3:1. Hinter solchen Durchschnittswerten stehen je nach Bran- 
che und Größe des Ausbildungsbetriebs sehr unterschiedliche 
Verhältniszahlen. Die Situation in den neuen Ländern ist nach 
wie vor auf den hohen Anteil Auszubildender in außerbetrieb- 
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3.4 Ausbildungspersonal 


Übersicht 55: Bestandene Ausbilder-Eignungsprüfungen in allen Ausbildungsbereichen sowie Befreiungen von 
der Ausbilder-Eignungsprüfung im Ausbildungsbereich Industrie und Handel 1993 bis 1997 


Jahr 

Bestandene Ausbilder-Eignungsprüfungen 
in allen Ausbildungsbereichen 

Befreiungen von Ausbilder-Eignungsprüfungen 
im Ausbildungsbereich Industrie und Handel 


Insgesamt 

Alte Länder 

Neue Länder 

Insgesamt 

Alte Länder 

Neue Länder 

1993 

57.715 

48.366 

9.349 

9.620 

8.319 

1.301 

1994 

52.176 

43.705 

8.471 

10.695 

9.747 

948 

1995 

52.180 

43.317 

8.863 

11.729 

10.585 

1.144 

1996 

50.296 

40.885 

9.411 

19.361 

14.255 

5.106 

1997 

49.006 

39.613 

9.393 

22.552 

16.621 

5.931 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 69, Seite 106 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 1 1, Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung 1993 bis 1997 sowie jährliche Arbeitsunterlage „Berufliche Bildung“ 


liehen Voll- Ausbildungsmaßnahmen der Ausbildungsbereiche 
Industrie und Handel, Landwirtschaft und Hauswirtschaft 
zurückzufiihren. 

1997 legten in allen Ausbildungsbereichen insgesamt 49.006 
Personen mit Erfolg eine Ausbilder-Eignungsprüfung ab (vgl. 
Übersicht 55). Der Anteil der neuen Länder lag bei rund 19% 
(1996: 19%). Wie in den Jahren seit 1993 stellten auch 1997 
Frauen ca. ein Drittel der erfolgreichen Prüfungsteilnehmer. 

Die Anzahl der Befreiungen von der Ausbilder-Eignungs- 
prüfung lag im Ausbildungsbereich Industrie und Handel 1997 
bei 22.552; sie hat sich damit gegenüber 1996 um 16% bzw. 
3.191 erhöht. 1996 ist die Ausbilder-Eignungsverordnung so 
geändert worden, daß die zuständigen Stellen in Ausnahme- 
fällen vom Nachweis der arbeits- und berufspädagogischen 
Eignung durch eine Prüfung absehen können, vorausgesetzt 
eine ordnungsgemäße Ausbildung ist gesichert. 

Die Anzahl der bestandenen Meisterprüfungen in den Berei- 
chen Industrie und Handel, Handwerk, Landwirtschaft, Öffent- 
licher Dienst und Hauswirtschaft lag 1997 bei 52.462, 1996 bei 
55.987 (vgl. Übersicht 56). Das ist gegenüber dem Vorjahr ein 
Rückgang um 6% (1996: -8%). Der Anteil der Frauen unter 
den erfolgreichen Teilnehmern an Meisterprüfungen betrug 
1997wiel996 11%. 


3.4.2 Novellierung der Ausbilder- 
Eignungsverordnung 

Mit Wirkung vom 1 . November 1998 wurde die Ausbilder-Eig- 
nungsverordnung Gewerbliche Wirtschaft geändert.') Damit 
ging ein neuer Rahmenstoffplan für die Ausbildung der Ausbil- 
der und Ausbilderitmen (AdA) und die Neuordnung der 
Musterprüfungsordnung für die Durchführung von Prüfungen 
zum Nachweis der berufs- und arbeitspädagogischen Eignung 
(MPO-GW) einher.ö Der Novellierung liegt ein mit den Sozial- 
partnern abgestimmtes und aktuellen Bedürfnissen ent- 
sprechendes handlungsorientiertes Konzept zugrunde"). 

Seit dem 1. März 1999'*) ist eine neue Ausbilder-Eignungsver- 
ordnung in Kraft, die diese Änderungen übernimmt, sich aber 
auf alle Bereiche erstreckt. Damit entfallen die bislang geson- 


') Verordnung vom 21. April 1998 (BGBl. I. S. 737) 

') Zusammen abgedruckt in: „Handlungsorienierte Ausbildung der Aus- 
bilder“, Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.), 1998 
') Zum neuen Lehrgangs- und Prüfungskonzept für die Ausbildung der 
Ausbilder vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Kapitel 3.7.2 

h Verordnung vom 16. Februar 1999 (BGBl. I, S. 157) 


Übersicht 56: Bestandene Meisterprüfungen nach Ausbildungsbereichen 1993 bis 1997 


Ausbildungsbereich 

Bestandene Meisterprüfungen 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 

Industrie und Handel 

16.395 

16.835 

14.956 

12.461 

11.283 

Handwerk 

44.807 

45.305 

42.358 

39.947 

38.445 

Öffentlicher Dienst 

467 

576 

466 

408 

317 

Landwirtschaft 

2.827 

3.012 

2.380 

2.483 

1.936 

Hauswirtschaft ') 

672 

731 

603 

681 

481 

Seeschiffahrt 

11 

8 

- 

7 

- 

Insgesamt 

65.179 

66.467 

60.763 

55.987 

52.462 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 70, Seite 106 
') Hauswirtschaft im städtischen Bereich 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung 1993 bis 1997 
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derten Ausbilder-Eignungsverordnungen für die gewerbliche 
Wirtschaft, für die Hauswirtschaft, für die Landwirtschaft und 
für den Öffentlichen Dienst. Auch die Aufhebung der Ausbil- 
der-Eignungsverordnung für Bundesbeamte ist in die Wege 
geleitet. Dies dient der Rechtsvereinheitlichung und -transpa- 
renz. 

Im Mai 1999 ist auch die Verordnung zur Änderung von Fort- 
bildungsprüfungsverordnungen in Kraft getreten. Mit dieser 
Novellierung wurde der in den auf Grund des § 46 Abs. 2 BBiG 
bzw. §42 Abs. 2 HwO erlassenen Rechtsverordnungen gere- 
gelte berufs- und arbeitspädagogischen Teil durch die neuen 
Prüfüngsanforderungen ersetzt. Gleichzeitig wurden die in den 
Zulassungsvoraussetzungen genannten Berufspraxiszeiten ver- 
kürzt. Auch in anderen Meisterverordnungen und in der Ver- 
ordnung über gemeinsame Anforderungen in der Meisterprü- 
fung im Handwerk ist eine entsprechende Novellierung des 
berufs- und arbeitspädagogischen Teils geplant. 

3.4.3 Programm zur Qualifizierung von Personal 
der beruflichen Bildung in den neuen Ländern 

Seit 1991 wird das Programm zur Qualifizierung von Personal 
der beruflichen Bildung in den neuen Ländern (PQO) vom 
Bundesministerium für Bildung und Forschung gefordert.') 
Ziel ist die Weiterbildung von betrieblichen Ausbildern und 
Ausbilderinnen, Prüfern und Prüferinnen sowie von Dozenten 
und Dozentinnen in der beruflichen Weiterbildung. Die Teil- 
nehmer an den unterschiedlichen Qualifizierungsmaßnahmen 
werden zu Multiplikatoren ausgebildet, die mit Ausbildung 
beschäftigte Fachkräfte beraten und damit zur qualitativen Ver- 
besserung der beruflichen Aus- und Weiterbildung in den neu- 
en Ländern beitragen. 

Das Programm orientierte sich auch 1997 und 1998 daran, 

- die Betriebe bei der Umsetzung der neu geordneten Ausbil- 
dungsberufe sowie 

- die Bereitstellung und den Erhalt von Ausbildungsplätzen zu 
unterstützen, 

- die Entwicklung der Handlungskompetenz des Bildungsper- 
sonals zu fordern, 

- das Bildungspersonal auf die Anforderungen des Einsatzes 
neuer Informations- und Kommunikationstechnologien vor- 
zubereiten, 

- die Maßnahmen regional und sektoral ausgewogen zu gestal- 
ten. 

Im Mittelpunkt der Qualifizierungsmaßnahmen steht in immer 
stärkerem Maße die Entwicklung eigener neuer Konzepte und 
Materialien für die Aus- und Weiterbildung zur Lösung beson- 
derer Probleme in den Unternehmen. Das gilt vor allem für die 
Einführung neuer Technologien, die Nutzung moderner For- 
men und Methoden der Aus- und Weiterbildung und die Ver- 
mittlung von Schlüsselqualifikationen. Seit 1992 bis Ende 1998 
konnten in ca. 10.000 Weiterbildungsveranstaltungen über 
130.000 Teilnehmer auf ihre speziellen Aufgaben in der Aus- 
land Weiterbildung vorbereitet werden. 

Entsprechend der Zielsetzung des Programms sind die Zuwen- 
dungen des Bundes im Zeitverlauf degressiv gestaltet. Gleich- 
wohl konnte der Leistungsumfang des Programms auf einem 
hohen Niveau beibehalten werden. Insgesamt wurden 1997 und 
1998 folgende Ergebnisse erreicht: 


') Vgl. Berufsbildungsberichte 1994 bis 1997, jeweils Kapitel 3.6.2 und 
Bemfsbildungsbericht 1998, Kapitel 3.7.3 
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1997 

1998 



(Stand: November) 

Anzahl der Veranstaltungen 

1.563 

1.373 

V eranstaltungsstunden 

22.753 

17.273 

Teilnehmerzahl 

17.065 

13.004 


Die 1997 durchgeführten 1.563 Veranstaltungen waren folgen- 
den Schwerpunktbereichen zugeordnet: allgemein kaufmän- 
nischer Bereich (290), Einzelhandel (219), Hotel- und gastge- 
werblicher Bereich (181), gewerblich-technischer Bereich 
(115), Handwerk (199), Freie Berufe (45) und bereichsüber- 
greifende Themen (514). Zu den bereichsübergreifenden 
Themen gehören z.B. neue Technologien mit 112 Veranstal- 
tungen, Methodik/Didaktik (84), Qualitätsmanagement (68), 
Rechtsgrundlagen (nicht nur Berufsbildungsrecht; 62) sowie 
Prüfung und Bewertung (59). 

Das Programm unterstützt die Bereiche, in denen in den neuen 
Ländern ein Zuwachs an Ausbildungsplätzen zu verzeichnen 
ist. Die in der begleitenden Evaluierung ermittelten Einschät- 
zungen durch die Teilnehmer an den einzelnen Weiterbildungs- 
veranstaltungen sind auch für 1997 imd 1998 positiv. Als 
Gesamtnote wurde für die PQO- Veranstaltungen die Note 1,7 
ermittelt. Der erzielte Nutzen wird mit der Note 1,9 bewertet. 
Besonders positiv ist die Einschätzung der fachlichen Kompe- 
tenz der Dozenten (1,3). 

Im Zentrum der Aktivitäten stehen Personen, die den Prozeß 
der Strukturveränderung mit der Planung und Durchführung 
von Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen in Betrieben unmit- 
telbar gestalten. Die Teilnehmerstruktur zeigt, daß das Pro- 
gramm genau die beabsichtigten Zielgruppen erreicht. Beson- 
ders hervorzuheben ist der konstant hohe Anteil an nebenberuf- 
lichen Ausbildern ( 1 997 : 66 %). Damit wird einerseits deutlich, 
wie sich die wirtschaftliche Struktur hin zu klein- und mittelbe- 
trieblichen Unternehmen entwickelt und wie es im Programm 
gelingt, gerade diese Adressaten zu erreichen. 

Im Rahmen der beiden Förderschwerpunkte des Programms - 
Innovative Konzeptionen für die Aus- und Weiterbildung und 
Personalqualifizierung für nationale und internationale Märkte 
- konnten 1997 und 1998 56 bzw. 58 Vorhaben gefördert wer- 
den.') 


3.4.4 Ausbilden in Lerninseln 

Entsprechend dem parallel zur neuen Ausbilder-Eignungsver- 
ordnung Gewerbliche Wirtschaft-) formulierten Rahmenstoff- 
plan für die Ausbildung der Ausbilder werden für das Hand- 
lungsfeld „Ausbildung am Arbeitsplatz“ 32 Stunden von insge- 
samt 120 Stunden für den gesamten Lehrgang empfohlen. Die 
dazu benannten Aufgaben^) „Arbeitsplätze auswählen und auf- 


‘) Das Programm mit Übersicht und Kurzinformation über alle Vorhaben 
ist im Bundesinstitut für Berufsbildung erhältlich. Bisher erreichte 
Ergebnisse wurden in der Reihe „Personalqualifizierung in Ostdeutsch- 
land“ veröffentlicht. Einzelne Informationen zu Aktivitäten der Träger 
im Programm werden im Infonnationsdienst KOMPETENZ veröffent- 
licht. 

^>Vgl. Kapitel 3.4.2 

Vgl. Handlungsorientierte Ausbildung der Ausbilder. Neue Empfehlun- 
gen und Rechtsverordnungen mit Rahmenstoffplan, Ausbilder-Eig- 
nungsverordnung, Musterpr.fungsordnung. Bundesinstitut für Berufs- 
bildung (Hrsg.), 1998 
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bereiten“, „auf Veränderungen der Arbeitsorganisation vorbe- 
reiten“, „praktisch anleiten“, „aktives Lernen anleiten“, „Hand- 
lungskompetenz fördern“, „Lemerfolgskontrollen durchfüh- 
ren“, „Beurteilungsgespräche führen“ machen deutlich, daß es 
sich hierbei um grundlegende Ausbildertätigkeiten handelt, die 
für spezifische Anforderungen, wie sie z.B. bei der Einrichtung 
und im Alltag einer Leminsel auftreten, ergänzt und vertieft 
werden müssen. 

Lerninselspezifische') Anforderungen an die Fachausbilder 

Vor der Einrichtung einer Leminsel sind vom Ausbildungsper- 
sonal zunächst zu klären, welche Aufgaben die Leminsel über- 
nehmen soll. Dies können sein: 

-Erweitemng der bemflichen Handlungsfähigkeit durch ein 
frühzeitiges Heranführen an die Emstsituation der Arbeits- 
welt, 

-Vorbereitung auf eine neue Arbeitsorganisation im Betrieb 
(z.B. Gmppenarbeit), 

- Verkürzung der Einarbeitungszeit nach der Ausbildung, 

- Senkung der Ausbildungskosten durch die Mitarbeit in der 
Wertschöpfungskette des Betriebes, 

- Nutzung der Leminsel nicht nur in der Ausbildung, sondern 
auch für die Einarbeitung neuer Mitarbeiter, für die Weiterbil- 
dung und für Personalentwicklungsmaßnahmen. 

Leminselkonzepte verbinden eine zukunftsorientierte Ausbil- 
dung eng mit den Orten der Leistungserstellung im Betrieb. 
Beim Aufbau von Lerninseln ist erfahrungsgemäß mit Verän- 
demngswiderständen zu rechnen. Deshalb sollten frühzeitig die 
betroffenen Organisationseinheiten (z.B. Produktion, Bildung, 
Personal) und die unterschiedlichen Hierarchieebenen in die 
Planungs- und Entscheidungsprozesse einbezogen werden. Be- 
gründungen sollten neben pädagogischen und qualifikations- 
spezifischen Aspekten auch betriebswirtschaftliche Kosten- 
und Nutzenüberlegungen einbeziehen. Darauf muß das Ausbil- 
dungspersonal vorbereitet sein. 

Die Abgrenzung der Zuständigkeiten in einer Leminsel kann 
von Fall zu Fall unterschiedlich geregelt sein. Die Produktion 
stellt die Maschinen und Geräte zur Verfügung, bietet Aufträge 
an und erwartet das Einhalten von Qualität und Terminen sowie 
wirtschaftliches Handeln. Die betriebliche Ausbildung sorgt für 
die Belegung der Leminsel mit Auszubildenden und trägt die 
Verantwortung für die Qualität der Ausbildung und die Quali- 
fiziemng der Fachausbilder. Die Verantwortung für die Qualität 
der Produkte tragen die Ausbilder, die - wie die Praxis zeigt - 
sowohl von der Produktion als auch von der Ausbildung 
gestellt werden können. An den Leminselfachausbilder werden 
deshalb besondere Anfordemngen zur Kommunikation und 
Kooperation zwischen Produktions- und Bildungsabteilung 
gestellt. Um Spannungen und Konflikte so weit wie möglich 
von vornherein zu vermeiden, sind die konkreten Zuständigkei- 
ten vor der Inbetriebnahme einer Leminsel zu klären. 

Ist die Leminsel eingerichtet, wird von den Fachausbildem die 
Bewältigung eines umfangreichen Aufgabenspektrums ver- 
langt. Sie müssen z. B. Experten für die Bereichs- und Personal- 
struktur sein, bei Stömngen als Moderatoren zur Verfügung 
stehen, in geeigneter Weise auf die Einhaltung des Arbeits- 
schutzes und der Unfallverhütungsvorschriften hinwirken. 
Ihnen obliegt außerdem die Koordination der Leminselbele- 


')In der Modellvorhabenreihe „Dezentrales Lernen“ sind Arbeiten und 
Lernen verbindende Lemformen, wie die Leminsel, teilweise neu und 
teilweise weiterentwickelt worden. Zu den Ergebnissen dieser Modell- 
vorhaben vgl. Berufsbildungsbericht 1997, Kapitel 3.3.4, zum „Lemin- 
selkonzept“ vgl. Bemfsbildungsbericht 1998, Kapitel 3.4.3. 


gung, die Einfühmng neuer Auszubildender und Mitarbeiter in 
die Leminsel sowie die Verantwortung für gemeinsame „Spiel- 
regeln“ in der Leminsel, soweit dies nicht von den Auszubil- 
denden selbst vorgenommen wird. 

Mit der Ausbildimg in der Leminsel werden Formen erfah- 
mngsgeleiteten offenen Lernens gefordert, um zugleich Lem- 
orientierungen für die spätere Tätigkeit als Fachkraft im „ler- 
nenden Unternehmen“ zu geben. 

Um die Leminselfachausbilder auf diese Herausfordemngen 
vorzubereiten, sind Fortbildungs- bzw. Personalentwicklungs- 
maßnahmen erforderlich. Zu den Qualifiziemngsschwerpunk- 
ten gehören im fachlichen Bereich die Fähigkeit zur Begleitung 
des Arbeitsprozesses und zum Umgang mit Prozeßstömngen 
sowie pädagogisch die Entwicklimg leminselspezifischer 
didaktischer Konzepte und Ausbildungsmethoden, einschließ- 
lich der Auswahl und Bereitstellung von Selbstlermnedien. 
Damit die Moderatorenfünktion richtig ausgefüllt werden kann, 
ist des weiteren die Befähigung zur Förderung von Bereichs- 
und Gmppenkulturen sowie zur rationalen Konfliktlösung') 
notwendig. Neben den Seminaren in externen Bildungseinrich- 
tungen kann die Fortbildung auch in firmenspezifischen inhou- 
se-Seminaren stattfinden oder kontinuierlich selbst organisiert 
und inhaltlich gestaltet werden.’) 


3.4.5 Seminarkonzept für Ausbilder und 
Ausbilderinnen zum Führungs- und Konflikt- 
lösungsverbalten 

Aus den Ergebnissen zweier Forschungsprojekte des Bundes- 
institut für Bemfsbildung zum Fühmngs- und Konfliktlösungs- 
verhalten in der Ausbildung') ist 1998 ein Seminarkonzept für 
die Ausbildungspraxis mit dem Titel „Gute Fühmng in der 
Ausbildung - die Balance zwischen Leistung imd Beziehung“ 
entwickelt und erprobt worden. Das Seminar ist konzipiert für 
die Weiterbildung von Ausbildern, die bereits über die Ausbild- 
ereignungsqualifikation verfügen. Gezielt soll Führungsverhal- 
ten reflektiert und verbessert sowie (gemeinsam mit Auszubil- 
denden) Konfliktverhalten exemplarisch gelernt werden. 

Bei der Seminargestaltung waren drei Gesichtspunkte 
von Bedeutung: 

a) Das Seminar mußte kurz sein, da es sich nicht nur an Ausbil- 
dungspersonal von Großbetrieben richten soll, in denen Frei- 
stellung für Weiterbildungsveranstaltungen eher möglich ist, 
sondern auch an Ausbilder kleiner und mittlerer Betriebe. 
Deshalb wurde das Seminar (Gesamtdauer: vier Tage) in 
zwei zweitägige Blöcke aufgeteilt, zwischen denen eine 
Erprobungs- und Praxisphase von drei bis vier Wochen liegt. 

b) Das Seminar soll handlungsorientiert gestaltet werden, um 
Lemeffekte zu erhöhen. Das bedeutet, daß auf theoriegelei- 
tete Lemphasen die Erprobung nicht nur in Rollenspielen 
u.ä. Methoden erfolgt, sondern auch die unmittelbare Umset- 
zung in von den Ausbildern (und/ oder Auszubildenden) 
selbst entwickelten Lern- und Arbeitsaufgaben. 

c) Ausbilder und Auszubildende sollen bestimmte Themen des 
Seminars gemeinsam bearbeiten, um gemeinsames Problem- 
lösungsverhalten zu lernen und zu erproben. 


') Vgl. Kapitel 3.4.5 

’) Vgl. Schlottau, W.: „Neue Formen der Ausbilderqualifizierung“, in: 
Rützel, J./Schapfel, F. (Hrsg.): „Gruppenarbeit und Qualität. Qualifizie- 
rungspraxis und Forschung in der betrieblichen Erstausbildung 
(Modellversuch FLAI)“, 1 997 
b Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Kapitel 3.7.4 
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Vor diesem Hintergrund wurde das Seminar 
wie folgt strukturiert: 

Der erste Seminartag ist dem Thema „Führungs verhalten“ 
gewidmet. Es wechseln kurze theoriegeleitete Vortragssequen- 
zen zu Führung und Grundlagen der Kommunikation mit 
Kleingruppenarbeit und Rollenspielen, in denen Kenntnisse 
angewandt und vertieft werden sollen. 

Am zweiten Seminartag werden Gmndlagen für die Entstehung 
und Lösung von Konflikten in der Ausbildung vermittelt und 
anhand konkreter Probleme, die von den Teilnehmenden 
genannt werden, bearbeitet. Partnerzentriertes Verhalten steht 
dabei im Vordergrund. Weiterhin wird das Erarbeiten von 
Lern- und Arbeitsaufgaben trainiert. Ziel ist die Delegation von 
Lemverantwortung an die Auszubildenden. Dazu müssen Lem- 
und Arbeitsaufgaben durch das Ausbildungspersonal so gestal- 
tet werden, daß die Selbständigkeit der Lernenden kontinuier- 
lich zunimmt, das Niveau der Zusammenarbeit steigt imd die 
Einbeziehung der Lernenden in die Gestaltung ihres eigenen 
Lernprozesses stufenweise möglich ist. 

ln der Praxisphase zwischen dem ersten und zweiten Seminar- 
block sollen die Teilnehmenden eine Lem-/Arbeitsaufgabe für 
ihren Befrieb (ihre Auszubildenden) erarbeiten und erproben, 
die Grundsätze guter Führung in die Praxis der Ausbildung 
Umsetzen und parallel dazu auf Arbeitsbögen stichwortartig 
ihre Erfahrungen aufschreiben. 

Der dritte Seminartag ist für den Erfahrungsaustausch des Aus- 
bildungspersonals zur Gestaltung und Erprobung von Lern- und 
Arbeitsaufgaben vorgesehen, wobei dieser zur gegenseitigen 
Ideenfindung und Vorschlägen für die Umsetzung dient. Die 
Teilnehmenden gestalten diesen Seminarteil weitgehend selbst. 
Ein weiteres Ziel ist, die Erfahrungen mit den Ansätzen von 
neuem Führungsverhalten auszutauschen und Probleme damit 
vor dem vermittelten theoretischen Hintergrund zu spiegeln. 

Der vierte Tag wird gemeinsam von Ausbildern und Auszubil- 
denden gestaltet. Dazu wird eine Kurzwerkstatt in Form einer 
Zukunfts Werkstatt') mit dem Titel „Wie wollen wir miteinan- 
der arbeiten?“ durchgeführt. Hier sollen nicht nur partnerzen- 
trierte Kommunikation und entsprechendes Konfliktverhalten 
vertieft, sondern gezielt alternative Handlungsstrategien für die 
Zukunft entwickelt werden. Diese sollen einen solchen Kon- 
kretheitsgrad haben, daß sie kurzfristig gemeinsam umgesetzt 
werden können. 

Das Seminarkonzept wurde in Zusammenarbeit mit den Auf- 
tragnehmern erprobt und im Rahmen der Erprobung überarbei- 
tet. Bei einem großen Privatbetrieb war es so erfolgreich, daß es 
auf Wunsch der Ausbildungsleitung noch zwei weitere Male 
durchgeführt und so das gesamte hauptbemfliche Ausbildungs- 
personal geschult wurde. Ebenfalls an der Erprobung beteiligt 
waren ein großer öffentlicher Betrieb im Verkehrswesen, eine 
gewerkschaftliche Akademie sowie ein Bildungswerk der Wirt- 
schaft. Ein wesentliches Ergebnis war, daß sich das Seminar- 
konzepU) beim Ausbildungspersonal aller bemflichen Bereiche 
sowie in Einzelbetrieben als auch bei Weiterbildungsträgem 
einsetzen läßt. Besonders erfolgreich ist es dann, wenn dieser 
Einsatz im Rahmen von Personal- und Organisationsentwick- 
lungsmaßnahmen stattfindet. 


') Jungk, R./Müller, N. R.: „Zukunftswerkstätten - mit Phantasie gegen 
Routine und Resignation“, 1994; die Phasen einer solchen Zukunfts- 
werkstatt sind: Einfuhrungsphase (mit der Darstellung der Regeln), Kri- 
tikphase (Probleme, die gelöst werden sollen), Phantasie- und Utopie- 
phase (alle Ideen sind erlaubt) und Verwirklichungs- und Praxisphase. 

-) Eine Veröffentlichung dieses Seminarkonzeptes durch das Bundesinsti- 
tut für Berufsbildung ist vorgesehen. 


3.5 Kosten und finanzielle Förderung 

3.5 Kosten und finanzielle Förderung 

3.5.1 Entwicklung der Ausbildungsvergütungen 

tm dualen System der Bemfsausbildung ist jeder Betrieb ver- 
pflichtet, seinen Auszubildenden eine angemessene Ausbil- 
dungsvergütung zu zahlen (§10 BBiG). Gemäß der gesetz- 
lichen Regelung muß die Vergütung mit fortschreitender Aus- 
bildung ansteigen, und zwar mindestens jährlich. In den mei- 
sten Branchen vereinbaren die Sozialpartner die Höhe der 
monatlichen Ausbildungsvergütungen in Tarifverträgen. Die 
tariflichen Vergütungssätze stellen für tarifgebundene Betrie- 
be ') verbindliche Beträge dar, die nicht unterschritten werden 
dürfen; übertarifliche Zahlungen sind jedoch möglich. Nicht 
tarifgebundene Betriebe orientieren sich meist weitgehend an 
den tariflichen Vergütungen in ihrer Branche und Region. Sie 
können allerdings nach derzeitiger Rechtsprechung um bis zu 
20 % unter den tariflichen Sätzen bleiben. 

Die Ausbildungsvergütungen stellen für die Betriebe bei der 
Bemfsausbildung den größten Kostenfaktor dar: Auf sie entfal- 
len durchschnittlich 36% der gesamten betrieblichen Ausbil- 
dungskosten (Bmttokosten)^); werden die Ausbildungsvergü- 
tungen einschließlich der gesetzlichen, tariflichen und freiwilli- 
gen Sozialleistungen für die Auszubildenden betrachtet, beträgt 
dieser Anteil durchschnittlich 51%. Auch vor diesem Hinter- 
gmnd beobachtet und analysiert das Bundesinstitut für Bemfs- 
bildung seit 1976 die Entwicklung der tariflichen Ausbildungs- 
vergütungen. ") Gmndlage dafür bilden die vom Bundesmini- 
sterium für Arbeit und Sozialordnung jeweils zusammenge- 
stellten Angaben zu den aktuellen Vergütungsvereinbamngen 
in den bedeutendsten Tarifbereichen. Jedes Jahr zum Stichtag 
1 . Oktober werden anhand dieser Daten die durchschnittlichen 
Ausbildungsvergütungen für derzeit 215 Bemfe in den alten 
und 174 Bemfe in den neuen Ländern ermittelt. 92% der Aus- 
zubildenden in den alten imd 86 % in den neuen Ländern wer- 
den gegenwärtig in den erfaßten Bemfen ausgebildet. 

In den alten Ländern betmgen die tariflichen Ausbildungsver- 
gütungen 1998 im Durchschnitt über alle Bemfe und Ausbil- 
dungsjahre 1.067 DM pro Monat. Damit erhöhten sich die Ver- 
gütungen gegenüber dem Vorjahr wieder leicht um durch- 
schnittlich 1,1%, nachdem es 1997 in den alten Ländern keinen 
Anstieg gegeben hatte (vgl. SchaubUd 12). In relativ vielen 
Tarifbereichen wurden die Vergütungen jedoch auch 1998 
nicht angehoben. Dort, wo es Erhöhungen gab, fielen diese 
meist sehr niedrig aus. In den neuen Ländern lagen die tarif- 
lichen Vergütungen 1998 im Durchschnitt bei 951 DM pro 
Monat.“) Sie nahmen mit 1,6% ebenfalls wieder etwas zu, 
anders als im Jahr zuvor, in dem ein Minus von 1,7% zu ver- 
zeichnen war. Die Angleichung der Ausbildungsvergütungen 
an das Niveau in den alten Ländern stagnierte 1998. Ebenso wie 
1997 wurde im Durchschnitt 89% der dortigen Vergütungs- 
höhe erreicht. 


‘) Hierbei handelt es sich um Betriebe, die dem jeweiligen Arbeitgeber- 
verband angehören, der den Tarifvertrag abgeschlossen hat. 

-) Vgl. Bardeleben, R. /Beicht, U./Feher, K.: „Was kostet die betriebliche 
Ausbildung?“ Fortschreibung der Ergebnisse 1991 auf den Stand 1995. 
Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.), Berichte zur beruflichen Bil- 
dung, Band210, 1997 

Vgl. Beicht, U.: „Ausbildungsvergütungen in der betrieblichen Berufs- 
ausbildung. Entwicklung der tariflichen Vergütungen von 1976 bis 
1996.“ Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.), Berichte zur beruf- 
lichen Bildung, Band 214, 1997 

'*) Die tariflichen Ausbildungsvergütungen gelten nur in der betrieblichen 
Ausbildung, nicht in der außerbetrieblichen Ausbildung. 
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Schaubild 12 


Tarifliche Ausbildungsvergütungen 1994 bis 1998 in 
den alten und neuen Ländern 

Durchschnittliche monatliche Beträge'' 
sowie Veränderung gegenüber dem Vorjahr 
(in Prozent) 



1994 

1995 

1996 

1997 

1998 



Alte Länder Neue Länder 


Berechnungsbasis: Tarifliche Ausbildungsvergütungen unter Berücksichtigung 
der teilweise festgesetzten altersabhängigen erhöhten Vergütung, Durchschnitt 
über alle Ausbildungsberufe und Ausbildungsjahre 

Quelle: Bundesinstitut für Bemfsbildung 


Die Gesamtverteilung der Ausbildungsvergütungen stellte sich 
1998 wie folgt dar: In den alten Ländern bewegten sich die 
Vergütungen für 40% der Auszubildenden zwischen 750 DM 
und 999 DM, für 48% lagen sie zwischen 1.000 DM und 

1.249 DM. Beträge unter 750 DM gingen an 4% der Auszubil- 
denden und mehr als 1.250 DM an 8%. In den neuen Ländern 
erhielten 24% der Auszubildenden Vergütungen von 750 DM 
bis 999 DM und 32% von 1.000 DM bis 1.250 DM. 29% der 
Auszubildenden kamen auf weniger als 750 DM und 15% 
auf mehr als 1.250 DM. Die hohen Vergütungen von über 

1.250 DM entfielen sowohl in den alten als auch in den neuen 
Ländern schwerpunktmäßig auf die Bemfe des Bauhauptge- 
werbes, die in den neuen Ländern vergleichsweise stark besetzt 
sind. 

Bezogen auf die einzelnen Ausbildungsjahre waren 1998 in 
den alten Ländern im 1. Ausbildungsjahr 932 DM, im 2. Jahr 
1.062 DM und im 3. Jahr 1.208 DM als monatliche Ver- 
gütungsdurchschnitte zu verzeichnen. In den neuen Ländern 
wurden durchschnittlich im 1. Ausbildungsjahr 795 DM, im 
2. Jahr 964 DM und im 3. Jahr 1.138 DM erreicht. 


Auf der Basis der Vergütungsdurchschnitte in den alten und 
neuen Ländern wurde ein Wert für das gesamte Bundesgebiet 
errechnet. Danach belief sich die durchschnittliche tarifliche 
Ausbildungsvergütung in Deutschland 1998 auf 1.042 DM pro 
Monat und lag somit um 1,3% über dem Vorjahresergebnis 
(1.029 DM). 

Die Höhe der Ausbildungsvergütungen weicht in den einzelnen 
Berufen sehr stark voneinander ab. An der Spitze befand sich 
1998 - wie in den Jahren zuvor - der Bemf Gerüstbauer/ 
Gerüstbauerin; für Auszubildende über 18 Jahre waren durch- 
schnittlich in den alten 1.871 DM und in den neuen Ländern 
1.684 DM pro Monat tariflich fesfgesetzt. Auch in den Berufen 
des Bauhauptgewerbes (z.B. Maurer/Maurerin, Zimmerer/ 
Zimmerin, Straßenbauer/Straßenbauerin) wurden vergleichs- 
weise hohe Vergütungen gezahlt. Sie lagen durchschnittlich in 
den alten Ländern bei 1.446 DM und in den neuen bei 1.345 
DM. Beispiele für eher niedrige Ausbildungsvergütungen 
sind in den alten Ländern die Bemfe Damenschneider/ 
Damenschneiderin (352 DM), Augenoptiker/ Augenoptikerin 
(633 DM) und Friseur/Friseurin (713 DM), in den neuen Län- 
dern die Bemfe Friseur/Friseurin (476 DM), Modenäher/ 
Modenäherin (557 DM) und Florist/Floristin (575 DM). Ins- 
gesamt gesehen ist die Vergütungssituation allerdings noch 
differenzierter, als es durch die bemfsspezifischen Durch- 
schnittswerte zum Ausdmck kommt. So variieren die tarif- 
lichen Ausbildungsvergütungen im gleichen Bemf je nach 
Branche und Region häufig relativ stark. 

Deutliche Unterschiede im Vergütungsniveau gibt es auch zwi- 
schen den Ausbildungsbereichen. In den alten Ländern lag 
1998 die durchschnittliche Vergütung im Öffentlichen Dienst 
(1.191 DM) sowie in Industrie und Handel (1.170 DM) über 
dem Gesamtdurchschnitt (1 .067 DM), während sie in der Land- 
wirtschaft (978 DM), bei den Freien Bemfen (973 DM) und im 
Handwerk (955 DM) damnter blieb. Ebenso wurde in den 
neuen Ländern der Gesamtdurchschnitt (95 1 DM) im Öffent- 
lichen Dienst (1.041 DM) sowie in Industrie und Handel (1 .036 
DM) überschritten, dagegen im Handwerk (863 DM), bei den 
Freien Bemfen (839 DM) und in der Landwirtschaft (814 DM) 
unterschritten. 


3.5.2 Überbetriebliche Berufsbildungsstätten 

Förderung überbetrieblicher Berufs- 
bildungsstätten (ÜBS) 

Kleine und mittlere Betriebe bilden mehr als zwei Drittel aller 
Jugendlichen im dualen System aus. Die ÜBS-Förderung durch 
Bund und Länder hat zu dieser beachtlichen Ausbildungs- 
leistung wesentlich beigetragen. Durch die betriebsergänzenden 
Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen leisten die ÜBS einen 
unverzichtbaren Beitrag zur Sichemng der Ausbildungsfähig- 
keit dieser Betriebe und der Qualität ihrer Ausbildung. 

Die Errichtung, Erweitemng und Modemisiemng von ÜBS ist 
mit dem Einsatz erheblicher Mittel verbunden. Ohne Unterstüt- 
zung durch öffentliche Mittel wäre die mittelständische Wirt- 
schaft mit dieser Aufgabe überfordert. Angesichts der Unter- 
schiede in der Entwicklung, den Rahmenbedingungen und den 
Konditionen der Förderung wird in der folgenden Darstellung 
nach alten und neuen Ländern differenziert. 

• Investitionsfbrderung in den alten Ländern 

Seit 1989 wird in den alten Ländern überwiegend die Modemi- 
siemng der bestehenden rund 600 ÜBS mit rund 80.000 Werk- 
stattplätzen gefördert. In begründeten Fällen können seit 1997 
auch wieder zusätzliche überbetriebliche Bemfsbildimgskapa- 
zitäten unter bestimmten Voraussetzungen gefördert werden. 
Der Bedarf hierfür kann sich u. a. ergeben durch die Schaffung 
neuer und die Fortentwicklung bestehender Ausbildungsbemfe, 
regional und sektoral unterschiedliche Entwicklungen, die stär- 
kere Verknüpfung von Aus- und Weiterbildung sowie durch 
zusätzliche Qualifikationsanfordemngen, insbesondere im Be- 
reich der neuen Techniken und Technologien. 

1998 wurden aus Mitteln des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung und des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technologie für mehr als 60 Modemisiemngsvorhaben 
mnd 44 Mio. DM zur Verfügung gestellt. Das vorliegende 
Antragsvolumen - mnd 150 Projekte mit einem Mittelbedarf 
von mnd 400 Mio. DM - ist weiterhin beachtlich. 
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• Investitionskostenfbrderung in den neuen Ländern 

Für die neuen Länder wird davon ausgegangen, daß auch 1999 
rund 140.000 Jugendliche in den neuen Ländern eine Lehrstelle 
nachfragen werden.') Bislang stehen hier rund 15.000 ÜBS- 
Plätze in Dauereinrichtungen zur Verfügung. Für einen mit den 
alten Ländern vergleichbaren Ausbaustand wären rund 25.000 
Plätze erforderlich. 

Nach dieser Einschätzung sind in den neuen Ländern bisher 
etwa zwei Drittel der für eine ausreichende Grundstruktur erfor- 
derlichen Dauerkapazitäten geschaffen worden. Deshalb hat 
die Errichtung von ÜBS in den neuen Ländern nach wie vor 
Priorität. Daneben sind die zunächst geschaffenen Provisorien 
in Dauereinrichtungen zu überführen. Um eine mit den alten 
Ländern vergleichbar ausgewogene Angebotsstruktur an ÜBS- 
Einrichtungen schaffen zu können, sind weiter erhebliche In- 
vestitionen in etwa der Größenordnung der letzten Jahre erfor- 
derlich. 

In den neuen Ländern wurden bisher über 10.000 überbetrieb- 
liche Ausbildungsplätze für den langfristigen Bedarf gefördert. 
Für eine Übergangszeit sind daneben rund 7.900 Plätze für den 
temporären Bedarf geschaffen worden, insbesondere für die 
bauwirtschaftlichen Berufe. Ferner wurde die Errichtung von 
rund 6.000 Theorieplätzen und rund 1.400 Intematsplätzen 
gefördert. Insgesamt sind aus Bundesmitteln für 180 Projekte 
rund 1.250 Mio. DM bewilligt worden, davon für 1998 rund 
155 Mio. DM für 26 Projekte. Das vorliegende Antragsvolu- 
men ist mit rund 600 Mio. DM weiterhin hoch. 

Als Anschubfinanzierung wurden für 13 ÜBS die Betriebs- 
kosten gefördert. Insgesamt sind hierfür in 1998 4,8 Mio. DM 
zur Verfügung gestellt worden. 

Ideenwettbewerb „Entwicklung überbetrieblicher 
Berufsbildungsstätten und 
Technologietransferzentren zu Kompetenzzentren “ 

Voraussetzung für die hohe Qualität und Akzeptanz der ange- 
botenen Maßnahmen in ÜBS und Technologietransferzentren 
ist deren Aktualität und die ständige Modernisierung der Räum- 
lichkeiten und Ausstattung. Eine moderne Ausbildung im 
dualen System, die Qualifikation von Ausbildern und die wei- 
tere Qualifizierung der Fach- und Führungskräfte für Klein- 
und Mittelbetriebe sind angesichts des raschen technologischen 
Wandels, der dadurch bedingten Änderungen in den Arbeits- 
prozessen und der sich vollziehenden ökonomischen Verän- 
derungen unverzichtbar. Damit die überbetrieblichen Beruf- 
bildungs- und Technologietransferzentren ihre Aufgaben auch 
in Zukunft erfüllen können, müssen neben den Modemisie- 
rungsmaßnahmen auch das Qualifikationsniveau sowie das 
methodische Handeln der Ausbilder diesen Anforderungen 
angepaßt werden. Es ist sinnvoll, spezifische Fachprofile der 
ÜBS stärker in den Vordergrund zu rücken und eine Weiterent- 
wicklung zu Kompetenzzentren voranzutreiben. 

Im Auftrag des Bundesministeriums für Bildung und For- 
schung und des Bundesministeriums für Wirtschaft und Tech- 
nologie hat das Bundesinstitut für Berufsbildung in Zusammen- 
arbeit mit dem Zentralverband des Deutschen Handwerks einen 
Ideenwettbewerb ausgeschrieben^), um Initiativen bei den 
Trägem von überbetrieblichen Berufsbildungsstätten und Tech- 
nologietransferzentren zu unterstützen, die auf die Weiterent- 
wicklung dieser Einrichtungen zu Kompetenzzentren gerichtet 
sind. Mit der Errichtung solcher Kompetenzzentren sollen u. a. 
folgende Zielsetzungen verwirklicht werden. Sie sollen: 
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- aufeinander abgestimmte, aber unterschiedliche Schwerpunk- 
te setzen (Profiliemng in Kooperation), 

- einen Beitrag zur Verbessemng der Kooperation der Lemorte 
Bemfsschule, Betrieb und ÜBS leisten, 

- durch Monitoring technologische Entwicklungen früh erfas- 
sen, auswerten und auf ihre Notwendigkeit zur Vermittlung in 
der Ausbildung hin überprüfen, 

- verstärkt Betriebsmanagement, Produktdiversifikationen, Mar- 
keting, Umweltmanagement, Arbeitssicherheit sowie Qua- 
litätsmanagement und -normierung in die Aus- und Weiterbil- 
dung integrieren. 

Kompetenzzentren sind auch Orte des Technologietransfers. 
Anwendung und Nutzung moderner Technologien einschließ- 
lich der Informations- und Kommunikationstechniken und die 
Anpassung an die Erfordernisse der Betriebe stärken die Wett- 
bewerbsfähigkeit von Klein- und Mittelbetrieben. Bis zu sechs 
durch eine Jury ausgewählte Modellvorschläge sollen im Rah- 
men einer entsprechenden Bundesfördemng innerhalb von 
zwei Jahren umgesetzt werden. 

3.5.3 Bildungsausgaben der öffentlichen Hand ') 

Von 1993 bis 1996 stiegen die Bildungsausgaben der öffentli- 
chen Hand im gesamten Bundesgebiet von 185 Mrd. DM auf 
195 Mrd. DM. 1997 betmgen sie schätzungsweise 192 Mrd. 

DM (vgl. Übersicht 57). In den aufgeführten Bildungsausga- 
ben sind enthalten die Ausgaben für den Elementarbereich 
(Kindergärten, außerschulische Jugenderziehimg); die Schulen 
(Gmnd-, Haupt-, Sonder-, Realschulen, Gymnasien, Gesamt- 
schulen, bemfliche Schulen und Fachschulen); die Hochschu- 
len (Universitäten, Technische Hochschulen, Gesamthochschu- 
len etc., einschließlich Hochschulkliniken, ohne DFG und Son- 
derforschungsbereiche); die Weiterbildung (z.B. Volkshoch- 
schulen, Lehrerfortbildung); die Fördemngsmaßnahmen (z.B. 
Ausbildimgsfordemng für Schüler und Studenten); die Ausga- 
ben für Maßnahmen der Bimdesanstalt für Arbeit (Fördemng 
der bemflichen Bildung einschließlich Trainingsmaßnahmen 
der beruflichen Rehabilitation und der Eingliederungsleistun- 
gen für Aussiedler). 


3.6 Forschung in der beruflichen Bildung 

3.6.1 Ausgewählte Forschungsfelder: 

Nutzen der beruflichen Bildung 
und Unternehmerische Selbständigkeit 

Auf Anregung des Bundesministeriums für Bildung und For- 
schung haben die Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft Berufs- 
bildungsforschungsnetz in einem zusammenfassenden Über- 
blick aktuelle Forschimgs- und Handlungsfelder im Bereich der 
Berufsbildungsforschung dargestellt. Die wesentlichen Ergeb- 
nisse wurden im Berufsbildungsbericht 1998") wiedergegeben. 
Im folgenden wird auf zwei dieser Forschungsfelder — Nutzen 
der Berufsbildung und Unternehmerische Selbständigkeit - aus 
der Sicht von Mitgliedern der Arbeitsgemeinschaft eingegan- 
gen. 


') Vgl. Kapitel 1.5 

Ü Bundesanzeiger Nr. 164 von 3. September 1998, Seite 13098 


') Vgl. auch Tabellen 1/14, 3/2 und 3/3 im Anhang 
") Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Kapitel 3.9.1 
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Übersicht 57: Bildungsausgaben von Bund, Ländern und Gemeinden sowie Ausgaben für Maßnahmen der 
Bundesanstalt für Arbeit 1993 bis 1997 in Mrd. DM') 


Aufgabenbereich 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 

Elementarbereich 

15,8 

16,2 

16,0 

16,4 

16,3 

Schulen 

79,7 

81,2 

85,6 

87,0 

87,1 

Darunter: 

Berufliche Schulen^ 

10,4 

10,4 

10,9 

11,0 

11,23 

Hochschulen 

43,7 

45,0 

47,3 

48,5 

49,3 

Weiterbildung 

4,5 

4,6 

4,7 

4,9 

4,9 

F örderungsmaßnahmen 

7,6 

7,3 

7,1 

6,9 

6,5 

Darunter: 

Ausbildungsforderung 

3,6 

3,1 

2,9 

2,7 

2,4 

Gemeinsame Forschungsfbrderung durch 

Bund und Länder 

7,3 

7,8 

7,9 

8,1 

8,4 

Summe 

158,6 

162,0 

168,6 

171,8 

172,5 

Bundesanstalt für Arbeit 

26,2 

20,2 

21,4 

22,7 

21,0 

Insgesamt 

184,8 

182,2 

190,0 

194,5 

193,5 

In Prozent des Bruttoinlandsprodukts 

5,0 

4,9 

4,9 

4,9 

4,7 

Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 73, Seite 1 13 
') Nettoausgaben bis 1996 (Ist), 1997 vorläufig 

Vgl. Statistisches Bundesamt, Fachserie 14, Reihe 3, 4; Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsforderung, Heft 67, Ausgaben der Gebietskörper- 
schaften für Bildung und Wissenschaft in den Jahren 1996 (Ist) und 1997 (Soll) 

^) Auf Grund fehlender Daten wurden die Ausgaben der Gemeinden/Zweckverbände des Jahres 1996 übernommen. 

Quelle: Bundesministerium für Bildung und Forschung, Grund- und Strukturdaten 1998/1999 





Nutzen der beruflichen Bildung 
1. Stand von Kosten-Nutzen-Analysen 

Häufig ist die Diskussion zu Kosten und Nutzen der beruflichen 
Bildung in der Vergangenheit zu einseitig auf Kostenargumen- 
te ausgerichtet worden. Die Zukunft des dualen Systems hängt 
aber auch von einer realistischen Einschätzung des Nutzens der 
beruflichen Aus- und Weiterbildung ab; des Nutzens fär junge 
Menschen an der Schwelle zum Berufsleben, des Nutzens für 
die Entwicklung der Unternehmen und schließlich des Nutzens 
für den Sfaat und die Gesellschaft. In Deutschland durchgeführ- 
te Erhebungen und Analysen — insbesondere für Betriebe und 
zum Teil auch für Individuen — haben sich schwerpunktmäßig 
mit der Kostenseite beruflicher Bildung beschäftigt und den 
Nutzenaspekt nur am Rande thematisiert. Im wesentlichen ist 
hierbei auf den folgenden Forschungsstand hinzuweisen: 

Betriebe 

In größeren Zeitabständen wurden in Deutschland durch 
die einschlägigen Forschungsinstitute die betrieblichen Aus- 
bildungskosten erhoben. Die Sachverständigenkommission 
Kosten und Finanzierung der beruflichen Bildung führte 
1971 erstmalig eine Kostenuntersuchung mittels statistisch 
repräsentativer Betriebsbefragungen durch. Zusätzlich zur 
Erfassung der Kosten wurde auch eine Schätzung wesentlicher 
Qualitätsdimensionen der beruflichen Bildung vorgenommen. 
Die Kosten der Ausbildung waren des weiteren Gegenstand 
von zwei um 1980 entstandenen Untersuchungen des Bun- 
desinstituts für Berufsbildung und des Instituts der deutschen 
Wirtschaft Köln. Die letzte Untersuchung zu den Ausbildungs- 
kosten erfolgte 1992 durch das Bundesinstitut für Berufsbil- 
dung; die Ergebnisse beziehen sich auf das Jahr 1991 '). Diese 
Ergebnisse wurden für das Jahr 1995^) fortgeschrieben. In die- 
sem Projekt wurde erstmalig auch eine Betrachtung des Nut- 


zens der betrieblichen Ausbildung, der nach Übernahme des 
Ausgebildeten in ein Beschäftigungsverhältnis anfällt, mit einer 
Kostenerhebung verknüpft. Zu nennen sind hier komparative 
Kostenvorteile nach der Ausbildung und die Vorteile einer 
langfristigen Sicherung des Fachkräftebedarfs. Komparative 
Kostenvorteile stellen z. B. höhere Personalbeschaffungskosten 
für extern ausgebildete Fachkräfte und höhere Kosten für Ein- 
arbeitung und Anpassungsqualifizierung dar. Für unterschied- 
liche Kostenvorteile wurden vom Bundesinstitut für Berufsbil- 
dung modellhaft Abschätzungen der zu erwartenden Größen- 
ordnungen vorgenommen. Zusätzlich wurde eine Einschätzung 
der Bedeutung einzelner Nutzendimensionen durch die Betrie- 
be erhoben. Eine Quantifizierung des Nutzens auf der Grund- 
lage von Erhebungsdaten war nicht Gegenstand des Projekts. 

Nach den Ergebnissen der zuletzt durchgeführten Studie des 
Bundesinstituts für Berufsbildung ergaben sich für die Betriebe 
wesentliche Vorteile aus dem betrieblichen Ausbildungs- 
engagement. Danach ist für 90% der befragten Betriebe das 
Gewinnen von Fachkräften, die mit den gewünschten Fähig- 
keiten und Verhaltensweisen auf dem Arbeitsmarkt nicht zu 
finden sind, ein wichtiger bzw. sehr wichtiger Ausbildungs- 
grund. Ebenfalls mehr als 90 % der Betriebe bilden aus, weil sie 
nur so Nachwuchskräfte erhalten können, die genau den fach- 
lichen und persönlichen Anforderungsprofilen entsprechen. 


') Vgl. Berufsbildungsbericht 1994, Kapitel 3.7.1 

-) Bardeleben, R./Beicht, U./Feher, K.: „Was kostet die betriebliche Aus- 
bildung? - Fortschreibung der Ergebnisse 1991 auf den Stand 1995“, 
Bundesinstitut für Berufsbildung (Flrsg.), Berichte zur beruflichen Bil- 
dung, Heft 210, 1997 
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Diese Vorteile eigener Berufsausbildung hat die AEG in einer 
Analyse zu quantifizieren versucht.') Dabei ergab sich, daß sich 
einige Vorzüge betrieblicher Ausbildung durchaus quantifizie- 
ren lassen. Hierzu gehören die Verringerung der Personal- 
beschaffungskosten, die Stabilisierung der Lohnstruktur, die 
Einsparung von Einarbeitungskosten und die Reduzierung von 
Kosten für die Anpassungsqualifiziening für externe Kräfte. 
Doch es gibt auch indirekte Vorteile eines Ausbildungsbetrie- 
bes, die sich nur schwer in Mark und Pfennig ausdrücken 
lassen. Dazu gehören die frühzeitige Identifikation des Auszu- 
bildenden mit dem Unternehmen und das Image eines Ausbil- 
dungsbetriebes. 

Diese betriebsintemen Rechnungen der früheren AEG verdeut- 
lichen, daß es nicht nur objektive, zu berechnende Faktoren des 
Nutzens der Berufsausbildung gibt, sondern auch betriebs- 
inteme Einschätzungen. Außerdem ist zu berücksichtigen, daß 
einige Aspekte des Nutzens - wie die Verringerung der Per- 
sonalbeschaffungskosten - sich nur ergeben, wenn die ausge- 
bildeten Fachkräfte anschließend im Betrieb beschäftigt wer- 
den. Die Arbeitslosigkeit nach der Berufsausbildung, die 
Schwierigkeiten an der sogenannten 2. Schwelle verweisen 
darauf, daß der Nutzen eigener Berufsausbildung für den Be- 
trieb von verschiedenen Faktoren abhängig ist, wie der Ge- 
schäftspolitik, dem Qualifikationsbedarf und der Einstellung 
der Geschäftsführung zur Ausbildung. 

Für den Bereich der betrieblichen Weiterbildung hat das Institut 
der deutschen Wirtschaft Köln in den letzten zehn Jahre drei 
Erhebungen durchgeführt. Zuletzt wurden für das Jahr 1995 
Formen, Volumen und Kosten betrieblicher Weiterbildung 
ermittelt. Für 1993/1994 wurde als Teil einer europaweit ange- 
legten Studie eine Schätzung der betrieblichen Weiterbildungs- 
kosten vom Bundesinstitut für Berufsbildung vorgenommen.^) 
Abschätzungen des Nutzens der betrieblichen Weiterbildung 
waren allerdings nicht Gegenstand dieser Untersuchungen. 

Individuen 

Im Hinblick auf Kosten-Nutzen-Analysen für Individuen ist 
zunächst auf ein Forschungsprojekt des Bundesinstituts für 
Berufsbildung zu den individuellen Kosten und zum indivi- 
duellen Nutzen in der beruflichen Weiterbildung hinzuweisen. 
Um den Stellenwert der privaten Kostenbelastung durch eigen- 
finanzierte berufliche Weiterbildung einschätzen zu können, 
hat das Bundesinstitut für Berufsbildung für das Stichjahr 1992 
erstmalig im Rahmen einer Interviewerhebung Privatpersonen 
zu ihren Weiterbildungsausgaben und zu den Nutzenmotiven 
befragt. Eine Quantifizierung des Nutzens war dabei nicht 
Gegenstand der Untersuchung, die Befragten wurden vielmehr 
um eine Einschätzung der jeweiligen Wichtigkeit unterschied- 
licher Nutzenformen gebeten. Dominierende Ziele einer Wei- 
terbildungsteilnahme waren hiernach eine bessere berufliche 
Leistungsfähigkeit, eine interessantere oder anspruchsvollere 
Tätigkeit, ein höherer Verdienst und bessere Aufstiegschancen. 
Außerdem sollten die Befragten eine Einschätzung des Nutzens 
im Verhältnis zum Aufwand abgeben. Demnach war der Nut- 
zen im Verhältnis zum Aufwand für 17% der Befragten in den 
alten Ländern sehr hoch und für 43 % hoch. In den neuen Län- 
dern betrugen die entsprechenden Anteile 1 1 % und 37%. Der 
Unterschied zwischen den Nutzeneinschätzungen in den alten 
und den neuen Ländern dürfte auf die unterschiedliche Arbeits- 
marktsituation zurückzuführen sein. 


') Gramer, G./Müller, K.: „Nutzen der betrieblichen Berufsausbildung“, 
in: Beiträge des Instituts der deutschen Wirtschaft zur Gesellschafts- 
und Bildungspolitik, Nr. 19, 1994; vgl. auch Berufsbildungsbericht 
1995, Teil I, Kapitel 1.2, Teil II, Kapitel 3.7.1 
-) Zu den Kosten beruflicher Weiterbildung vgl. u.a. Berufsbildungsbe- 
richt 1995, Kapitel 5.8.1 
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Bezogen auf den langfristigen Nutzen einer betrieblichen 
Berufsausbildung für die dort Ausgebildeten liegen für das er- 
zielte Erwerbseinkommen im Vergleich zu Absolventen ande- 
rer Bildungsgänge eine Reihe von Renditeschätzungen vor. 

Hier ist insbesondere auf statistische Analysen des Zentrums 
für europäische Wirtschaftsforschung, des Instituts für Arbeits- 
markt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit und 
des Bundesinstituts für Berufsbildung hinzuweisen. Danach 
ergeben sich für Lehrabsolventen langfristige finanzielle Vor- 
teile gegenüber Personen ohne abgeschlossene Berufsausbil- 
dung. Im Vergleich zu Hoch- und Fachhochschulabsolventen 
liegen die zu erzielenden Verdienste der Lehrabsolventen aller- 
dings niedriger. Eine Abschätzung weiterer, insbesondere 
gesellschaftspolitischer Nutzendimensionen, die z.B. auch die 
für das duale System wesentliche Funktion einer gesellschaft- 
lichen Integration der jungen Generation berücksichtigen 
müßte, erfolgte bisher allerdings nicht. 

Zum Nutzen der beruflichen Bildung gibt es also noch erheb- 
liche Forschungslücken. Im folgenden wird auf aktuelle 
Aktivitäten zur Weiterentwicklung von Forschungsansätzen 
im Bereich des Nutzens der beruflichen Bildung eingegangen. 

2. Ergebnisse der Fachtagung 
„Nutzen der beruflichen Bildung“ 

Im September 1997 wurde in Berlin vom Bundesinstitut für 
Berufsbildung eine Fachtagung zum Thema „Nutzen der beruf- 
lichen Bildung“ durchgeführt.') Ziel der Tagung war es, die 
Nutzenaspekte der beruflichen Bildung deutlicher in den Vor- 
dergrund zu rücken. Vertreter aus Berufsbildungspolitik, -for- 
schung und -praxis nahmen aus ihrer Sicht Stellung zum The- 
ma. Neben der Feststellung des Forschungsstandes ging es hier- 
bei auch darum, Argumente einzubringen, die Unternehmen 
dazu veranlassen können, (mehr) auszubilden. 

Insgesamt bestand auch unter den Tagungsteilnehmern Über- 
einkunft darüber, daß in der Berufsbildungsforschung zukünftig 
verstärkt Nutzenaspekte der beruflichen Bildung aufzugreifen 
seien. Ausgangspunkt für entsprechende Untersuchungen sollte 
dabei sein, daß die Frage nach dem Nutzen der Berufsbildung 
immer mit der Frage „Nutzen für wen“ verbunden werden muß. 

Es gibt den Nutzen der beruflichen Aus- und Weiterbildung für 
den einzelnen, die Betriebe und Verwaltungen sowie den Staat 
und die Gesellschaft. Nutzenaspekte sollten in ihrer Gesamtheit 
und differenziert für die einzelnen Gruppen Gegenstand von 
Forschungsaktivitäten sein. Der Nutzenbegriff sollte neben 
monetären (z.B. höheres Einkommen der Absolventen einer 
Berufsausbildung) auch nicht-monetäre Bestandteile des Nut- 
zens (z.B. höhere Arbeitszufriedenheit) umfassen. Im Hinblick 
auf zukünftige Forschungsaktivitäten ist für die unterschiedli- 
chen Gruppen insbesondere auf folgende Punkte aufmerksam 
zu machen: 

Betriebe 

In künftigen Untersuchungen zu den Kosten der betrieblichen 
Aus- und Weiterbildung sind Nutzenaspekte verstärkt zu 
berücksichtigen. Hierfür ist u. a. zu klären, inwieweit Ausbil- 
dung nicht nur als Teil des Produktionsprozesses, sondern auch 
als Investition betrachtet werden muß. Einen Nutzen bzw. 
Ertrag für den Betrieb erwirtschaftet ein Auszubildender nicht 
nur durch die Verrichtung produktiver Tätigkeiten während der 
Ausbildung, sondern auch nach Abschluß der Ausbildung er- 
geben sich für den Betrieb eine Reihe von Vorteilen bei Weiter- 


') Bundesinstitiit für Bemfsbildung (Hrsg.): „Nutzen der beruflichen Bil- 
dung“. Fachtagung des Bundesinstituts für Berufsbildung am 25. und 
26. September 1997, Dokumentation, 1998 
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beschäftigung des von ihm Ausgebildeten. Hier sind sogenann- 
te rekrutive Opportunitätserträge und direkte Erträge zu unter- 
scheiden. Unter dem Begriff rekrutive Opportunitätserträge ist 
die Vermeidung von Kosten und Folgekosten der Einstellung 
von Arbeitskräften über den externen Arbeitsmarkt zu verste- 
hen. Im einzelnen handelt es sich hier um Kosten der Personal- 
beschaffung, Einarbeitung und Anpassungsqualifizierung neu 
eingestellter Arbeitskräfte, der Fluktuation und des Fehlbeset- 
zungsrisikos. Während in der einschlägigen empirischen For- 
schung die Bedeutung der entsprechenden Kosten zumindest 
ansatzweise thematisiert worden ist, liegen Erkenntnisse zu den 
direkten Erträgen beruflicher Bildung nach Abschluß der Aus- 
bildung überhaupt nicht vor. Zu nennen ist hier insbesondere 
die Bedeutung beruflicher Bildung für das Produktivitäts- 
wachstum oder die Umsatz- und Gewinnentwicklung. 

Die Erfassung des nach Abschluß der Ausbildung anfallenden 
Nutzens bereitet erhebliche Probleme. Die beschriebenen Er- 
tragsarten können nicht ohne weiteres zum Gegenstand einer 
Betriebsbefragung gemacht und quantifiziert werden. Wesent- 
lich ist deshalb die Entwicklung neuer Methoden zur Erfassung 
und Bewertung des Nutzens. Gangbar scheinen hier im wesent- 
lichen zwei Wege: Zum einen können exemplarisch im Rah- 
men von Fallstudien Nutzendimensionen der beruflichen Bil- 
dung grundlegend untersucht und wichtige Anhaltspunkte für 
die Bedeutung unterschiedlicher Wirkungsfaktoren identifiziert 
werden. Zum anderen könnte versucht werden, wesentliche 
Indikatoren des Nutzens zu formulieren und ihre jeweiligen 
Beziehungen zur Ausgestaltung der beruflichen Bildung im 
Rahmen von statistischen Analysen zu untersuchen. 

Im Hinblick auf Forschungsaktivitäten zum Nutzen der beruf- 
lichen Bildung aus Sicht der Betriebe ist zusätzlich auf Maß- 
nahmen zur Steigerung der Effizienz betrieblicher Bildungs- 
arbeit aufmerksam zu machen. Hier spielt die Weiterentwick- 
lung des Bildungscontrollings eine besondere Rolle. Im Bun- 
desinstitut für Berufsbildung wird zur Zeit ein Projekt durchge- 
führt, das sich mit den Möglichkeiten des Bildungscontrollings 
als Instrument zur besseren Planung und Steuerung betriebli- 
cher Weiterbildung beschäftigt.') Ein Schwerpunkt von Bil- 
dungscontrolling besteht darin, den Nutzen von betrieblichen 
Weiterbildungsmaßnahmen sichtbar zu machen und einen 
Zusammenhang zwischen der Maßnahme und dem Erfolg am 
Arbeitsplatz herzustellen. Betriebe, die dieses Instrument ein- 
führen wollen, sollen mit einem auf erfolgreiche Anwendungs- 
fälle bezogenen Handbuch zur Nützlichkeit und zu den Anwen- 
dungsregelungen unterstützt werden. 

Individuen 

Ebenso wichtig wie die Beschäftigung mit dem Nutzen der 
beruflichen Bildung aus dem Blickwinkel der betrieblichen 
Interessenlage ist die Vertiefung der Erkenntnisse über den 
Aus- und Weiterbildungsnutzen der Individuen, also der Aus- 
zubildenden und der Weiterbildungsteilnehmer. Im Hinblick 
auf den monetären Nutzen sind bereits vorhandene Unter- 
suchungen zu Einkommen und Renditen bei unterschiedlichen 
Bildungsabschlüssen zu vertiefen. Wichtig erscheint hierbei 
eine möglichst differenzierte Betrachtung beruflicher Aus- und 
Weiterbildung. Darüber hinaus sind auch Forschungsaktivi- 
täten zu nicht-monetären Nutzendimensionen erforderlich. 
Zum Qualifizierungsnutzen für Erwerbspersonen gehören auch 
die Chancen des beruflichen Aufstiegs, die Vermeidung von 
Arbeitslosigkeit, von unterwertiger Beschäftigung sowie die 


') Vgl. Kapitel 5.2.1 


Zufriedenheit mit Arbeit und Beruf Vom Bundesinstitut für 
Berufsbildung wird zur Zeit ein Projekt zu den Verwertungs- 
möglichkeiten unterschiedlicher Bildungsabschlüsse durchge- 
fuhrt. Als Besonderheit dieser Untersuchung ist hervorzuheben, 
daß sie auf der Basis von Längsschnitt- bzw. Paneldaten erfolgt. 

Staat und Gesellschaft 

Neben der betrieblichen und individuellen Nutzenbetrachtung 
geht es auch um die Perspektive von Staat und Gesellschaft. 
Aus staatlicher Sicht haben Bildungsinvestitionen Infrastruk- 
turcharakter. Bezogen auf das duale System ist hier vor allem 
dessen Integrationsfunktion zu nennen, die zu einer Einglie- 
derung breiter Bevölkerungskreise in Ausbildung und Erwerb- 
stätigkeit führt. Untersuchungen zum Nutzen von Bildungsin- 
vestitionen sind dringend erforderlich, um einseitig an Kosten- 
gesichtspunkten orientierten Argumenten entgegenzuwirken. 
Neben den unmittelbaren monetären Erträgen (z.B. weniger 
Aufwand für Arbeitslosengelder, gesamtwirtschaftlicher Pro- 
duktivitätszuwachs) sind hier auch andere Erträge eiirzube- 
ziehen. Zu neimen sind beispielsweise die Kostenvenneidung 
in den Bereichen innere Sicherheit, Kriminalität, Gesundheit 
und Umwelt. Die Beziehungen zwischen Bildungsausgaben 
und ihrem möglichen Nutzen sind allerdings nicht unmittelbar 
zu erfassen. Zur Abschätzung wesentlicher Beziehungen sind 
neue methodische Instrumente zu entwickeln. Möglichkeiten 
bestehen dabei insbesondere in der Durchführung statistischer 
Analysen für längere Zeiträume und in internationalen Ver- 
gleichsstudien. Inwieweit sich hier abgesicherte Erkenntnisse 
gewinnen lassen, wird zu prüfen sein. 


3. Geplante Untersuehungen 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung plant in 1999, mit einem 
Projekt zu „Nutzen und Nettokosten der Berufsausbildung für 
Betriebe“ zu beginnen. Für den betrieblichen Teil des dualen 
Systems sollen Anhaltspunkte zum Verhältnis von Kosten und 
Nutzen der Ausbildung gewonnen werden. Als Vorstudie zu 
diesem Projekt wird das Bundesinstitut für Berufsbildung 
gemeinsam mit dem Institut der deutschen Wirtschaft Köln 
Fallstudien zum Nutzen der Berufsbildung aus betrieblicher 
Sicht durchführen. Gegenstand der Untersuchung ist sowohl 
die Berufsausbildung als auch die berufliche Weiterbildung. 
Weiterhin wird das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufs- 
forschimg sein umfangreiches Betriebs-Panel nach Ausbil- 
dungsaspekten auswerten. So wird untersucht, ob sich die 
Annahme statistisch bestätigen läßt, daß z.B. die Produktivität 
ausbildender Betriebe höher ist als nicht ausbildender Betriebe. 
Ein wesentliches Ziel des gesamten Projektes soll sein, einen 
Argumentationskatalog für den Nutzen der Berufsbildung zu 
erarbeiten, der den Betrieben, Kammern und Arbeitsämtern als 
Handreichung zur Verfügung gestellt wird. 

Unternehmerische Selbständigkeit 

• Wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Rahmenbedingungen 

Die Selbständigenquote befand sich seit Jahrzehnten auf dem 
Rückgang und erreichte 1991 mit 8,1 % einen Tiefpunkt. Dabei 
waren in den alten Ländern 9% Selbständige und damit doppelt 
so viele wie in den neuen Ländern mit 4,5%. Seitdem geht es 
wieder aufwärts. In den vergangenen sechs Jahren hat sich 
knapp eine halbe Millionen Menschen selbständig gemacht, 
davon allein 1 19.000 im Jahr 1997. Inzwischen liegt die Selb- 
ständigenquote bei 9,9%. Vor allem die neuen Länder konnten 
Boden gutmachen; dort stehen mittlerweile fast 8% der Er- 
werbstätigen auf eigenen Füßen. 
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Wenngleich die Gründerbilanz der letzten Jahre in Deutschland 
positiv ist, so bestehen doch im internationalen Vergleich noch 
Unterschiede. Im Vergleich zu den übrigen OECD-Ländem 
rangiert die Selbständigenquote in Deutschland nur im unteren 
Drittel. Gemessen am OECD-Durchschnitt (11,4%) müßten 
hierzulande rund 550.000 mehr Menschen als Selbständige 
arbeiten. Diese Lücke kann allerdings nur rasch geschlossen 
werden, wenn die Hemmnisse und Schwierigkeiten, die poten- 
tielle Existenzgründer von dem Schritt in die eigenständige 
Zukunft abhalten, möglichst schnell und vollständig beseitigt 
werden. Hierzu gehören Rechtsvorschriften, Steuerlasten und 
die Bereitstellung von Risikokapital. 

Wenn die bestehende Gründerwelle sich zu einer nachhaltigen 
Gründerkultur in Deutschland entwickeln soll, ist dies auch 
eine Herausforderung für die berufliche Bildung. Deshalb ist 
seit einiger Zeit ein Schwerpunkt der Berufsbildungsforschung 
die Frage, inwieweit mehr Absolventen einer Berufsausbildung 
und Weiterbildung in der unternehmerischen Selbständigkeit 
eine berufliche Perspektive erkennen und realisieren können '). 
Die große Bedeutung der Berufsbildung für die Vorbereitung 
einer Existenzgründung geht daraus hervor, daß bei Absolven- 
ten einer Berufsausbildung quantitativ größere Potentiale beste- 
hen als bei Akademikern. So verfügten 1995 von den insgesamt 
2,8 Millionen Selbständigen, über die der Bildimgsabschluß 
gemeldet ist, 49 % über einen Abschluß der Lehr- oder Anlem- 
ausbildimg (Anlemen am Arbeitsplatz). Der Anteil der Selb- 
ständigen mit Lehr- oder Anlemausbildung lag damit um mehr 
als zwanzig Prozentpunkte über dem der Selbständigen mit 
Hochschulabschluß (27,8%). 

• Qualiflkatorische Anforderungen: 

Berufliche Selbständigkeit ungleich nnternehmerische 

Selbständigkeit 

In der Diskussion über das berufliche Lernen mit dem Ziel einer 
Existenzgründung werden verschiedene Begriffe verwendet: 
Selbständigkeit — berufliche Selbständigkeit - unternehme- 
risches Denken und Handeln und schließlich imtemehmerische 
Selbständigkeit. Wenn es ein wichtiges Ziel des beruflichen 
Lernens ist, die unternehmerische Selbständigkeit zu fördern, 
dann ist zuallererst dieses Ziel aus Sicht der Berufsbildungsfor- 
schung zu präzisieren^). 

Der selbständige Mensch und Bürger ist ein Erfordernis unserer 
Gesellschaft. Vielfältige wirtschaftliche, technische imd allge- 
mein gesellschaftliche Veränderungen haben dieses Erfordernis 
verstärkt. Hieraus ergibt sich wiederum die Aufgabe jeder Bil- 
dungseinrichtung, der Schulen wie der anderen Ausbildungs- 
stätten, jedes Mitglied der Gesellschaft zum selbständigen Han- 
deln zu befähigen. 

Als oberstes Ziel der Berufsbildung wird zumeist die Hand- 
lungsfähigkeit des Lernenden herausgestellt. Diese erfordert 
Selbständigkeit, und zwar im Setzen von Zielen, im Planen, 
Ausführen und Kontrollieren. Ein besonderer Aspekt dieser 
beruflichen Selbständigkeit ist das „unternehmerische Denken 
und Handeln“. Dieser Begriff bezieht sich auf das künden- und 
qualitätsorientierte Handeln sowie ein kostenbewußtes Verhal- 
ten der Mitarbeiter. Dieses Denken und Handeln zeichnet nicht 
nur einen qualifizierten Mitarbeiter aus, sondern kann auch die 
Grundlage für anschließende unternehmerische Selbständigkeit 
sein. 


') Vgl. Bemfsbildungsbericht 1998, Kapitel 3.4.5 und 3.9 

Ü Vgl. Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungs- 
förderung (Flrsg.): Vorbereitung von Absolventen des Schulwesens auf 
eine selbständige Tätigkeit, in: Materialien zur Bildungsplanung und 
zur Forschungsförderung, Heft 65, 1998 
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Von dieser allgemeinen beruflichen Selbständigkeit wie dem 
unternehmerischen Denken und Handeln unterscheidet sich die 
unternehmerische Selbständigkeit. Unternehmer sind solche 
Personen, die ihr Einkommen auf eigene Rechnung und Ver- 
antwortung und auch als Arbeitgeber für ihre Mitarbeiter unter 
Risiko am Markt erzielen. Diese Merkmale der Unternehmer, 
wie Betriebsführung, Risikobereitschaft und die Einrichtung 
von Arbeitsplätzen, verweisen bereits auf bestimmte Merkmale 
des Profils unternehmerischer Selbständigkeit. 

Wenngleich die Befünde zu den Qualifikationen, die Unterneh- 
mer und Existenzgründer auszeichnen, nicht einheitlich sind, so 
läßt sich doch für das Profil unternehmerischer Selbständigkeit 
aus Sicht der Berufsbildungsforschung festhalten: Wesentliche 
Faktoren für erfolgreiche unternehmerische Tätigkeit sind ein 
Bildimgsabschluß, berufliche Qualifizierung und einschlägige 
Berufserfahrung. Darüber hinaus sind dispositive Faktoren, wie 
Initiative, Risikobereitschaft und Entscheidungsfähigkeit aus- 
schlaggebend. 

Deshalb kann für die Förderung unternehmerischer Selbstän- 
digkeit durch berufliche Bildung folgende Aufgabenteilung 
gelten: Die Berufsausbildung ermöglicht eine allgemeine Vor- 
bereitung zur unternehmerischen Selbständigkeit und in der 
darauf aufbauenden beruflichen Weiterbildung kömien die 
spezifischen Qualifikationen vermittelt werden, die für eine 
Existenzgründung erforderlich sind. 

• Erfahrungen von Existenzgründern ') 

Seit 1986 fördert die Bundesanstalt für Arbeit vonnals arbeits- 
lose Existenzgründer mit einem sogenannten Überbrückungs- 
geld nach §57 SGB III (vorher: §55a AFG). Damit soll wäh- 
rend der Anlaufphase des neu gegründeten Unternehmens die 
soziale Sicherheit und der Lebensunterhalt des Gründers 
gewährleistet werden. Wenn es heute als ein neues Ziel beruf- 
lichen Lernens angesehen wird, die unternehmerische Selbstän- 
digkeit zu fördern, dami ist hierfür auch von Bedeutung, welche 
Erfahrungen Existenzgründer auf ihrem Weg in die unterneh- 
merische Selbständigkeit gemacht haben. 

Vom Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung bei der 
Bundesanstalt für Arbeit wird das Förderinstrument wissen- 
schaftlich untersucht. Dabei wurde u. a. ermittelt, wie sich die 
Existenzgründer auf die Untemehmensgründung vorbereitet 
haben, wo der größte Beratungsbedarf gesehen wird und 
welche Probleme es bei der Existenzgründung gab. 

Nach der Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsfor- 
schungQ kommt der fundierten Vorbereitung imd gezielten 
Informationsbeschaffüng für den Untemehmenserfolg - neben 
persönlichen Fähigkeiten, Eigenschaften und Ressourcen der 
Gründer - eine erhebliche Bedeutung zu. Dies gilt sicher nicht 
nur für die befragten Existenzgründer, sondern in gleichem 
Maße auch für die Absolventen einer Berufsausbildung und 
beruflichen Weiterbildung, die die berufliche Selbständigkeit 
anstreben, da die eigenständige Informationsbeschaffung durch 


') Vgl. auch Kapitel 4.4.3 

Ü Im Rahmen der Untersuchung wurde zunächst im Sommer 1 995 in aus- 
gewählten Arbeitsamtsbezirken eine Aktenrecherche der Förderfalle 
eines bestimmten Zeitraumes durchgefuhrt. In einem weiteren Schritt 
erfolgte im Sommer 1997 bei den gleichen Personen der Stichprobe 
eine postalische Nachbefragung. Die Netto- Stichprobe der Akten- 
recherche betrug 4.33 1 Fälle; an der schriftlichen Befragung beteiligten 
sich 2.883 Probanden. Zur weiteren Anlage der Untersuchung, zu 
methodischen Aspekten sowie weiteren Ergebnissen vgl. Wießner, F.: 
„Das Überbrückungsgeld als Instrument der Arbeitsmarktpolitik - eine 
Zwischenbilanz“, in: Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufs- 
forschung, Heft 1, 1998 
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die gezielte Förderung der unternehmerischen Selbständigkeit 
im Rahmen des beruflichen Lernens nicht ersetzt werden kann. 
Nach den Angaben der Existenzgründer wird Selbständigen- 
Know-how zumeist im unmittelbaren familiären und persön- 
lichen Umfeld gewonnen. Fast jeder zweite Existenzgründer 
gab Kontakte zu anderen Selbständigen in der Vorbereitungs- 
phase an. Darüber hinaus werden von ihnen in dieser Phase fol- 
gende Aktivitäten als wichtig angesehen: Markterkundung im 
weitesten Sinne, Teilnahme an Qualifizierungsmaßnahmen, 
Studium von Fachliteratur, Mitarbeit/Praktikum, Sondierungs- 
gespräche mit Banken und selbständige Nebenerwerbstätig- 
keit. Nur etwa jeder vierte Existenzgründer hält eine spezielle 
Vorbereitung nicht für erforderlich. 

Die Informationsbeschaffung durch die Existenzgründer erfolgt 
neben Kontakten im persönlichen Umfeld auch über verschie- 
dene „klassische“ Beratungsorganisationen. Am bedeutsamsten 
sind dabei Steuerberater, ebenfalls wichtig aber auch Kammern 
und Verbände. Geldinstitute werden deutlich weniger konsul- 
tiert. 

Im Durchschnitt wurde versucht, sich zu zwei der nachstehend 
genannten Themenkomplexe Informationen zu beschaffen 
(n = 2.883, Mehrfachnennungen waren möglich): 

- allgemeine Fragen der Existenzgründung (58 %), 

- weitere Fördermöglichkeiten und Fördermittel (28 %), 

- Buchführung, Rechnungswesen, Controlling (23 %), 

- Finanzierung, Investition, Leasing (21 %), 

- Rechtsgrundlagen der Geschäftstätigkeit 
(z.B. Arbeitsrecht, Haftung, Lizenzen) (17%), 

- Marketing, Werbung ( 1 2 %), 

- Büroorganisation und -kommunikation 
z.B. EDV, Telekommunikation) (6 %), 

- technische Verfahren, Technologie (4 %). 

Am wichtigsten waren danach Fragen zur Existenzgründung 
sowie zu weiteren Fördermöglichkeiten. Es fällt demgegenüber 
eine gewisse Zurückhaltung bezüglich kaufmännischer Fragen 
und insbesondere Finanzierungsaspekten auf Im Hinblick auf 
den Erfolg der Existenzgründung bekommt diese Zurück- 
haltung einen neuen Stellenwert, wenn man berücksichtigt, daß 
von denen, die zum Untersuchungszeitpunkt nicht mehr selb- 
ständig waren, als Gründe für die Aufgabe der Selbständigkeit 
neben Auftragsmangel vor allem Finanzierungsengpässe sowie 
sonstige wirtschaftliche Gründe genannt wurden. 

Die in der Vorbereitungsphase noch als weniger wichtig einge- 
schätzten Finanzierungsaspekte gewinnen im weiteren Verlauf 
der Gründung immer mehr an Bedeutung. Für zwei Fünftel der 
befragten Existenzgründer waren die laufenden Fixkosten 

- zumindest vorübergehend - ein Problem, ein weiteres Drittel 
hatte Schwierigkeiten mit der Finanzierung und fast ebenso 
viele hatten Probleme mit der Wettbewerbssituation. Im einzel- 
nen wurden von den Befragten folgende Problemfelder bei der 
Existenzgründung genannt (n = 2.883, Mehrfachnennungen 
waren möglich): Deckung laufender Fixkosten (42%), Finan- 
zierung (34%), Markt- und Wettbewerbssituation (32%), 
Behörden und öffentliche Verwaltung (18%), Personal (8%), 
Organisation des Unternehmens (6%), Standortwahl (5%), 
Teilhaber/Miteigentümer (5%), Sonstiges (5%), keine Proble- 
me (18%). 

Die Probleme auf der Kostenseite oder potentielle Finanzie- 
rungsengpässe sind von den Existenzgründem in der Vorbe- 
reitungsphase offensichtlich nicht deutlich genug wahrgenom- 
men worden. Angesichts der Tragweite dieser Aspekte für den 
Gründungserfolg bzw. Mißerfolg (von den Befragten, die 
problemlos in die Selbständigkeit starteten, waren drei Jahre 


später noch 81 % selbständig, von denen, die unter den genann- 
ten Schwierigkeiten zu leiden hatten, waren es zum gleichen 
Zeitpunkt nur noch etwa 64%) sollten die genannten Problem- 
felder bei der Existenzgründung Themenschwerpunkte für das 
berufliche Lernen sein, soweit es dabei um den Aspekt der wirt- 
schaftlichen Selbständigkeit geht. 

Die Anforderungen an die Existenzgründer sind inhaltlich so- 
wie vom Arbeitsaufkommen und der zeitlichen Inanspruchnah- 
me her höher als die Anforderungen aus der vorher ausgeübten 
abhängigen Beschäftigung. Mehr als zwei Drittel der Befragten 
gab an, daß die Anforderungen im Vergleich zur letzten Be- 
schäftigung gestiegen sind. Das gestiegene Arbeitspensum der 
Junguntemehmer zeigt sich in einem Anstieg der durchschnitt- 
lichen Wochenarbeitszeit von 43 Stunden in abhängiger Be- 
schäftigung auf 54 Wochenstunden im eigenen Unternehmen. 
Die neuen oder stärker auftretenden Belastungen beziehen sich 
vor allem auf die noch ungewohnten Managementfunktionen. 
Sie zeigen sich - neben erhöhtem Leistungs- und Wettbewerbs- 
druck - beispielsweise in der hohen Eigenverantwortung und 
einem permanenten Entscheidungszwang. Neu hinzugekom- 
men sind für viele Gründer auch die Erfordernisse der Marktbe- 
arbeitung in Form von Vertriebsorganisation und Marketing. 
Fazit der Studie: Es sind fast nie fachliche Defizite im „Kem- 
bereich“ der vorangegangenen Ausbildung, die den Gründern 
Schwierigkeiten bereiten. Meist sind Mängel im kaufmänni- 
schen Bereich oder Schwächen in Management/ Administration 
für die Probleme der neu gegründeten Unternehmen bzw. deren 
Scheitern ursächlich. Fortbildungsangebote sollten deshalb vor 
allem bei diesen Themenkomplexen ansetzen. 

• Lehrplanlage 

Im Zusammenhang mit verschiedenen Projekten und Vorhaben 
wurden die Curricula berufsbildender Schulen auf Anknüp- 
fungspunkte für das Thema „Selbständigkeit, Existenzgrün- 
dung“ untersucht. Dabei wurde davon ausgegangen, daß 
Existenzgründer und Existenzgründerinnen neben ihren vor- 
auszusetzenden fach- oder branchenbezogenen technischen 
Kenntnissen und Fertigkeiten vor allem praxisbezogenes und in 
der Praxis erworbenes verwertbares kaufmännisches Wissen im 
gewählten Tätigkeitsbereich vorweisen müssen. Die curriculare 
Auswertung anhand dieser Annahmen zu Lemgebieten, die für 
eine erfolgreiche unternehmerische Selbständigkeit von Bedeu- 
tung sind, ergab ein differenziertes Bild über die Inhalte aktu- 
eller Lehrpläne berufsbildender Schulen'). Lehrpläne kauf- 
männischer Vollzeitschulen, insbesondere die betriebswirt- 
schaftlich orientierten Fächer, bieten danach alle Verknüp- 
fungspunkte zu den für eine Existenzgründung erforderlichen 
Kompetenzen. Allerdings wird kritisch hervorgehoben, daß oft 
eine Ausrichtung ausschließlich auf die Industriebetriebslehre 
erfolgt und betriebswirtschaftliche Fragen von Handwerk, Han- 
del und des Dienstleistungssektors nicht explizit behandelt wer- 
den. Gerade in diesem Bereich sind Existenzgründungen je- 
doch am häufigsten zu erwarten, so daß zukünftige Curricu- 
larevisionen diese Bereiche der Betriebswirtschaft stärker in 
den Vordergrund rücken sollten. 

Analysen der Lehrpläne kaufmännischer dualer Ausbildungs- 
berufe lassen ebenfalls große Bereiche erkennen, die auf die 
Förderung der für unternehmerische Selbständigkeit erforder- 
lichen Kompetenzen ausgerichtet sind. Die entsprechenden 
Leminhalte sind explizit verankert. Darüber hinaus eröffnen die 
Curricula der letzten Jahre zunehmend Freiräume für differen- 


') Pilger, J.: „Curriculare Auswertung im Hinblick auf eine fachliche 
Anbindung des Themas ‘Selbständigkeit’ an berufsbildenden Schulen“ 
(unveröffentlichtes Manuskript, 1998) 
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zierte Unterrichtsangebote, die auf die Lemvoraussetzungen 
und die Interessen der Schüler und Schülerinnen eingehen. Es 
zeigt sich jedoch auch, daß Ziele und Inhalte, die für Selbstän- 
digkeit relevant sind, oft in verschiedenen Lehrplanabschnitten 
und -einheiten verankert sind, so daß sie in der Bildungsgang- 
planung zusammengeführt und gebündelt werden müssen. 
Auch in nicht-kaufmännischen Bildungsgängen enthalten die 
Lehrpläne eine Vielzahl von Berührungspunkten zum Thema 
unternehmerische Selbständigkeit. Allerdings werden die vor- 
auszusetzenden kaufmännischen Grundkermtnisse abhängig 
vom jeweiligen Bildimgsgang in unterschiedlichem Umfang 
und auf unterschiedlichem Niveau unterrichtet. 

Lür zukünftige Lehrplanentwicklungen ergibt sich aus bisheri- 
gen Untersuchungen ein Bedarf nach stärkerer didaktischer und 
konzeptioneller Systematisierung und Verankerung des The- 
mas Selbständigkeit. In jedem Fall kommt der didaktisch- 
methodischen Planung eine hohe Bedeutung zu. Verschiedene 
„aktive Unterrichtsformen“, wie Lösen komplexer Probleme, 
Fallstudie, Planspiel, Projekt, Juniorfirma, erscheinen dabei 
besonders geeignet, auf die unternehmerische Selbständigkeit 
vorzubereiten. 

• Forschungsdesiderate und -Strategien 

Unternehmerische Selbständigkeit ist ein vielschichtiges Per- 
sönlichkeitsmerkmal, dessen Entwicklung und Entfaltung mit 
kulturell-historisch geprägten Umgebungsbedingungen in Be- 
ziehung steht. Was die personale Seite betrifft, ist zwischen der 
Bereitschaft, den Fähigkeiten und den Keimtnissen zu unter- 
scheiden. Wie die bereits durchgeführten Bestandsaufnahmen 
zeigen, werden entsprechende Kenntnisse und auch Fähigkei- 
ten in der beruflichen Aus- und Weiterbildimg jedenfalls an- 
satzweise vermittelt. Sie sollten allerdings noch um Bereiche 
ergänzt und vom Umfang her noch ausgeweitet werden, wie 
Ergebnisse der systematisch erhobenen Erfahrungen von 
Existenzgründem sowie die Lehrplanlage nahelegen. 

Da Handeln und Lernen ein dynamisches Wechselspiel von 
Wollen, Können und Wissen ist'), kommen Qualifikationen, 
die zur unternehmerischen Selbständigkeit beitragen, vor allem 
dann zum Tragen, wenn entsprechende Bereitschaften vor- 
liegen. Sie wurden - nicht zuletzt durch vom Bundesministe- 
rium für Bildung und Forschung geförderte Forschungsprojek- 
te - systematisch beschrieben.-) Was sich jedoch als ein weißer 
Fleck in der Forschungslandschaft herausstellt, ist eine empi- 
rische Erfassung personaler und kultureller Bedingungen ein- 
schließlich des Nachweises der Stärke ihres Einflusses auf die 
Bereitschaft unternehmerisch selbständig erwerbstätig werden 
zu wollen. 

In Anbetracht 

- der relativen Neuheit des Themas „untemelimerische Selb- 
ständigkeit“ für die Berufsbildung in Deutschland, 

- des im Vergleich zu anderen OECD-Ländem deutlich gerin- 
geren Anteils selbständig Erwerbstätiger in Deutschland 
sowie 

-der kulturell unterschiedlichen Anerkennimg dieser Form 
der Erwerbstätigkeit in anderen Ländern und der dort 
weit umfangreicheren Forschungslage - insbesondere in den 
USA- 


') Straka, G. A.: „Auf dem Weg zu einer mehrdimensionalen Theorie 
selbstgesteuerten Lernens“, Bremen: Unibuch, 1998 
Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Kapitel 3.4.5 und 3.9 


3.6 Berufsbildungsforschung 

sehen die Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft Berufsbildungs- 
forschungsnetz folgende Forschungsstrategien als vorrangig: 

- Aufarbeitung der theoretischen und empirischen Forschungs- 
befunde im Bereich „Entrepreneurship“ im US-amerika- 
nischen und europäischen Raum. 

- Bestimmung und empirische Überprüfung des Einflusses kul- 
tureller Bedingungen und personaler Merkmale auf die 
Bereitschaft, unternehmerisch selbständig erwerbstätig zu 
werden einschließlich der Ermittlung ihrer Effektstärke so- 
wohl an selbständig und nicht-selbständig tätigen Personen 
im erwerbsfähigen Alter. 

-Empirische Überprüfung, ob und in welchem Umfang die 
aufgeführten „aktiven Unterrichtsformen“ die Bereitschaft 
bzw. das Interesse erhöhen, unternehmerisch selbständig 
erwerbstätig werden zu wollen. Da Interesse als eine Kombi- 
nation von Wertschätzung und Erwartung definiert werden 
kann '), sollten diese Untersuchungen zum einen die Verände- 
rung der Wertschätzung „unternehmerischer Selbständigkeit“ 
zum Gegenstand haben. Zum anderen sollte vor allem die 
persönliche Einschätzung der eigenen Befähigung zur selb- 
ständigen unternehmerischen Erwerbstätigkeit in die Unter- 
suchungen einbezogen werden. Auf der Grundlage dieser 
Selbstbeurteilungen wären tendenziell Rückschlüsse auf die 
Qualität der beruflichen Aus- und Weiterbildung möglich. 

- Analyse von Lehrplänen, Ausbildungsordnungen und Lehr- 
materialien, ob und inwieweit in ihnen unternehmerische 
Selbständigkeit ein Ziel und die Vermittlung entsprechender 
Kenntnisse und Fähigkeiten festgeschrieben ist. Wird zudem 
berücksichtigt, daß Schulen einen formellen und „informel- 
len“ Lehrplan haben, sollten die Lehrmaterialien auch danach 
untersucht werden, welches Bild der „unternehmerischen 
Selbständigkeit“ in Urnen zu finden ist. 

3.6.2 Delphi-Untersuchungen im Bildungsbereich 

• Zum Delphi-Verfahren 

Das Delphi-Verfahren wurde ursprünglich in den USA ent- 
wickelt. Hinter dem Begriff, der auf das Orakel von Delphi 
anspielt, verbirgt sich eine auf die Zukunft ausgerichtete Exper- 
tenbefragung. Charakteristisch für das Delphi- Verfahren ist die 
Durchführung mehrerer Befragungsrunden, um Rückkoppelun- 
gen der Zwischenergebnisse an die Experten zu ermöglichen. 

Eine der ersten wichtigen Anwendungen bezog sich in den 60er 
Jahren auf die voraussichtliche Computerentwicklung bis zum 
Jahr 2000. Die Delphi-Methode gehört inzwischen zu den an- 
erkannten Planungstechniken zukunftsorientierter Untemeh- 
mensführung.^) In Japan wird das Verfahren seit den 70er Jah- 
ren in vierjährigem Abstand zur umfassenden Abschätzung 
zukünftiger Entwicklungen in Wissenschaft und Technik einge- 
setzt.") 1992 wurde dieser japanische Untersuchungsansatz 
nach Deutschland übertragen. 

• Delphi-Untersuchungen in Dentschland seit 1992 

Im Auftrag des damaligen Bundesministeriums für Forschung 
und Technologie fand 1992 eine Befragung deutscher Experten 
statt, die sich eng an die japanische Untersuchung des Jahres 
1991 anlehnte. Sie bezog sich z.B. auf die zu erwartenden Ent- 
wicklungen in der Werkstoff- und Verfahrenstechnik, den Bio- 


') Straka, G. A., a. a. O. 

■) Vgl. Zerres, M.: „Delphi - ein zeitgemäßes Orakel“, in: Franke, R./ 
Zerres, M. P.: „Planungstechniken. Instrumente für zukunftsorientierte 
Untemehmensfülming“, 4. überarbeitete und erweiterte Auflage, 1994 
Vgl. Cuhls, K.: „Technikvorausschau in Japan: ein Rückblick auf 30 
Jahre Delphi-Expertenbefragungen“, 1998 
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Wissenschaften, der Kern- und Elementarteilchenphysik, Kom- 
munikationstechnik, Ökologie- und Umwelttechnik, Raum- 
fahrt, des Verkehrs und der Medizin.') Zwei Jahre später wurde 
die Studie durch ein thematisch enger gefaßtes und gemeinsam 
mit Japan durchgeführtes „Mini-Delphi“ ergänzt.’) 1996 starte- 
te im Auftrag des Bundesministeriums für Bildung und For- 
schung ein zweites umfassendes Delphi, dessen Ergebnisse im 
Frühjahr 1998 als „Delphi ‘98“ vorgestellt wurden. Es sollte 
eine Aktualisierung der bisherigen Daten ermöglichen. Zu- 
gleich wurde der Fragebogen stärker auf die spezifisch deut- 
schen Belange zugeschnitten. An der Befragung waren in der 
Abschlußrunde mehr als 1.800 Wissenschaftler beteiligt.^) 

• Delphi-Untersuchungen im Bildungsbereich 

Mitte der 90er Jahre wurden die Forderungen stärker, das Del- 
phi-Verfahren in Deutschland nicht nur zur Abschätzung 
zukünftiger Technik-, Wissenschafts- und Wirtschaftsentwick- 
lung, sondern auch gezielt für Zwecke der Bildungsplanung 
einzusetzen. Darunter wurde der „technikinduzierte Qualifika- 
tionsbedarf in den nächsten zehn bis fünfzehn Jahren in der 
Wirtschaft“ ebenso subsumiert wie „die Forschungsplanung in 
der beruflichen Bildung“.“) Etwa zur selben Zeit wurden im 
Rahmen eines internationalen Forschungsprojektes EURO- 
DELPHI von einer deutschen Universität Experten zur Zukunft 
der Weiterbildung befragt. Bei der Studie in 14 europäischen 
Staaten sollte es nicht nur „um die bloße Konstatierung von 
Entwicklungstrends“ gehen, sondern vor allem darum, die 
„Gestaltbarkeit und den Aufforderungsgehalt von Zukunft 
wahrzunehmen und handlungswirksam werden zu lassen“ - 
eine Zielsetzung, die sich in den meisten Delphi-Studien fin- 
det. ’) Ein spezielles Handwerks-Delphi, das sich auch mit Bil- 
dungsfragen beschäftigte, wurde 1997/1998 von einer nord- 
deutschen Handwerkskammer durchgeführt.'’) 

Vor dem Hintergrund des Übergangs der Industrie- zur Wis- 
sensgesellschaft wurde 1996 vom Bundesministerium für Bil- 
dung und Forschung eine weitere Untersuchung in Auftrag 
gegeben, die sich mit den Potentialen und Dimensionen der 
Wissensgesellschaft sowie den Auswirkungen auf die Bil- 
dungsprozesse und Bildungsstrukturen auseinandersetzt. Die 


') Vgl. Bundesministerium für Forschung und Technologie (Hrsg.): 
„Deutscher Delphi-Bericht zur Entwicklung von Wissenschaft und 
Technik“, 1993 

’) Vgl. Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie (Hrsg.): „Delphi-Bericht 1995 zur Entwicklung von Wis- 
senschaft und Technik. Mini-Delphi“, 1996. Die vier Untersuchungsfel- 
der waren „Werkstoffe und Verfahrenstechnik der Zukunft“, „Mikro- 
elektronik und Infonnationsgesellschaft“, „Biowissenschaften und die 
Zukunft der Medizin“, „Auswege aus der Umweltzerstörung“ 

") Vgl. Fraunhofer-Institut für Systemtechnik und Innovationsforschung: 
„Studie zur globalen Entwicklung von Wissenschaft und Technik: 
Delphi ‘98 Umfrage“ (Band 1: „Methoden- und Datenband“; Band 2: 
„Zusammenfassung und Ergebnisse“), 1998. Die zwölf Themen waren: 
„Information und Kommunikation“, „Dienstleistung und Konsum“, 
„Management, Arbeitsorganisation und Produktion“, „Chemie und 
Werkstoffe“, „Gesundheit und Lebensprozesse“, „Landwirtschaft und 
Ernährung“, „Umwelt und Natur“, „Energie und Rohstoffe“ „Bauen 
und Wohnen“, „Mobilität und Transport“, „Raumfahrt“ und „Groß- 
experimente“. 

h Vgl. Kau, W.: „Technischer Fortschritt und Berufsbildung - zum Deut- 
schen Delphi-Bericht der Entwicklung von Wissenschaft und Technik“, 
in: Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.), Berufsbildung in Wissen- 
schaft und Praxis, Heft 1 , 1 995 

’)Vgl. Künzel, K.: „Ansätze und Irritationen europäischer Weiterbil- 
dungsforschung. Das EURODELPHI-Projekt 1993-1995“, in: Bildung 
und Erziehung, Heft 3, 1997 

‘) Vgl. Horchler, D.: „Das Handwerk im 21. Jahrhundert - Die Ergebnisse 
des Handwerks-Delphi aus handwerkspolitischer Sicht“, Rede auf der 
gleichnamigen Tagung am 15. Mai 1998 in Hamburg 


Studie wurde in zwei Teilschritten durchgeführt. Sie besteht aus 
einem ersten „Wissens-Delphi“ und - darauf aufbauend - aus 
einem „Bildungs-Delphi“. 

• Das Wissens-Delphi von 1997 

Das „Wissens-Delphi“ befaßte sich mit der Frage, wie sich „die 
Produktivkraft Wissen“ entfalten wird „und welche Wissens- 
gebiete (...) gegenwärtig und in absehbarer Zukunft von beson- 
derem Gewicht“ sind. Zugleich wurde die Frage gestellt, wie 
„mit der Menge und dem Potential von Wissen“ umgegangen 
werden kann.') Es wurden fünf Großfelder des Wissens de- 
finiert; 

- Leben: Mensch, Tier, Pflanze, Lebensräume, 

- Naturwissenschaftliche Voraussetzungen und Technik, 

- Siimfmdung, Weltdeutung, Geschichte und Kultur, 

- Mensch und soziales Zusammenleben, 

- Organisation der Gesellschaft: Politik, Recht, Wirtschaft. 

Jedem dieser Felder wurden 70 bis 80 Wissensgebiete zugeord- 
net, zu denen die Experten Stellung nehmen sollten. Beantwor- 
tet werden sollte u. a., inwieweit das jeweilige Wissen für die 
Gesellschaft wichtig ist für a) individuelle Bedürfnisse, b) die 
technisch-wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, c) die kulturelle 
Orientierung, d) die politische Steuerung, e) das Erkennen ele- 
mentarer Zusammenhänge, in welchem Ausmaß in den 
nächsten 25 Jahren neue Erkenntnisse zu erwarten sind und 
inwieweit das jeweilige Gebiet in 25 Jahren zum Wissen eines 
gebildeten Menschen gehören sollte. 

Daneben wurden die Experten befragt, auf welche Weise der 
einzelne in Zukunft fachliches Spezialwissen erlangen, hand- 
haben und managen kann. Unter dem Titel „Basiswissen“ wur- 
den orientierungsstiftende Wissensgebiete, Kompetenzen, 
Fähigkeiten und Hilfsmittel zur Wissensnutzung subsumiert, 
die den Experten stichwortartig zur Beurteilung vorgelegt wur- 
den. Ein Bewertungskriterium war z.B., wie wichtig die jewei- 
lige Kompetenz, Qualifikation oder Erschließungstechnik für 
die Orientierung des einzelnen in der Wissensgesellschaft sein 
wird. 

An der schriftlichen Befragung nahmen im Frühjahr 1997 
506 Experten teil. Hierunter wurden Personen gezählt, „die sich 
in ihrer Tätigkeit immer wieder mit dem Zugang zu Wissen und 
dem Umgang damit auseinandersetzen müssen, die für die 
Beantwortung der eigenen Fragen selbst immer wieder an die 
Grenzen des eigenen Wissens stoßen und für die die Auswahl, 
Bewertung und Verknüpfung von Informationen aus unter- 
schiedlichen Quellen zur Voraussetzung ihres Erfolges gewor- 
den sind.“’) Im Anschluß an die schriftliche Erhebung wurde 
im Sommer 1997 für jedes der fünf Wissensfelder ein Work- 
shop durchgeführt, in dem die Befragungsergebnisse vorge- 
steht, diskutiert und vertiefend interpretiert wurden. 

Nach Ansicht der Experten wird neues Wissen in Zukunft 
zunehmend in Abhängigkeit konkreter praktischer Problem- 
stellungen entwickelt; nicht probleminduzierte wissenschaft- 
liche Spezialisierung und disziplinäre Vertiefung verlieren da- 
gegen als Quelle neuen Wissens an relativer Bedeutung. Zu den 
Wissensgebieten, denen eine überdurchschnittlich dynamische 
Weiterentwicklung vorausgesagt wird, zählt u. a. auch die Ver- 
änderung des Qualifikationsbedarfs. Die Sicherstellung der 
wirtschaftlich-technischen Leistungsfähigkeit und eine adäqua- 
te politischen Steuerung des Bildungssystems werden für diese 

') Vgl. Prognos AG; Infratest Burke Sozialforschung: „Delphi-Befragung 
1996/1998. Potentiale und Dimensionen der Wissensgesellschaft - 
Auswirkungen auf Bildungsprozesse und Bildungsstrukturen. Integrier- 
ter Abschlußbericht“, 1998 
-) Vgl. ebenda 
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Entwicklung sorgen. Zugleich gehört das Wissensgebiet „Ver- 
änderungen des Qualifikationsbedarfs und ihre Konsequenzen 
für Bildung und Ausbildung“ nach Ansicht der Experten zu den 
Bereichen, die in Zukunft eine besonders intensive interdiszi- 
plinäre Kooperation erforderlich machen. 

Die Wissensgesellschaft kann sich nur dann erfolgreich weiter- 
entwickeln, wenn ihre Bürger in der Lage sind, mit der stetig 
wachsenden Informationsmenge zurechtzukommen und sie bei 
Bedarf in optimaler Fonn in eigenes Wissen und eigene Kom- 
petenzen umzusetzen. Dies setzt - gleichsam auf einer Meta- 
Ebene - selbst Wissen voraus: Wissen für den rechten Umgang 
mit den Wissensangeboten. Nach den Ergebnissen der Delphi- 
Studie beinhaltet dieses moderne „Allgemeinwissen“ minde- 
stens vier Aspekte: inhaltliches Basiswissen, instrumenteile 
Fertigkeiten, personale Kompetenzen sowie soziale Fähigkei- 
ten und Fertigkeiten (vgl. Übersicht 58). Es ist zugleich als 
wichtige Basis der beruflichen Handlungskompetenz und des 
lebenslangen Lernens zu verstehen. 

Die befragten Experten hoben die besondere Bedeutung perso- 
naler und sozialer Kompetenzen hervor imd zählen zum erfor- 
derlichen Basiswissen eines Menschen in 25 Jahren nicht nur 
die klassischen Schulfächer wie Mathematik, Physik, Biologie, 
Geschichte und Religion, sondern auch Gebiete wie Kommuni- 
kation, soziale Beziehungen, Psychologie, Medizin, Politik, 
Recht und Gesellschaft. Aber auch Bildung, Berufswelt und 
Arbeitsmarkt werden neben dem Verständnis globaler Zusam- 
menhänge, dem Verständnis von „fremden Kulturen“, Medien, 
neuen Informationstechniken und ihren sozialen Auswirkun- 
gen, von Ökologie und Gen- und Biotechnologie explizit als 
wichtige Gebiete genannt, die in 25 Jahren zum Wissen eines 
gebildeten Menschen gehören sollten. Daraus läßt sich z.B. die 
Frage ableiten, ob und in welcher Form bereits der Fächerkanon 
der allgemeinbildenden Schulen auf diese Wissensgebiete ein- 
gehen sollte. ') 


') Vgl. ebenda 


3.6 Berufsbildungsforschung 
• Das Bildungs-Delphi von 1996/1998 

Um die Auswirkungen der Wissensgesellschaft auf die Bil- 
dungsprozesse und Bildungsstrukturen genauer zu untersuchen, 
wurde ein zweites, gesondertes „Bildungs-Delphi“ durchge- 
führt. Nachdem in drei Initialworkshops mit Bildungsexperten 
die relevanten Themen erarbeitet wurden, fand im Winter 
1997/1998 die schriftliche Hauptbefragung statt. Die Ergebnis- 
se und die Resultate des Wissens-Delphi und des Bildungs- 
Delphi wurden im Frühjahr 1998 in zwei abschließenden 
Workshops zusammenfassend integriert. 

Das Bildungs-Delphi orientierte sich an zwei Leitfragen, an 
einer nonnativen und an einer eher „prognostischen“. Zum 
einen sollten die Experten angeben, was das Bildungssystem 
ihrer Ansicht nach leisten und wie es sich entwickeln sollte. 

Zum anderen sollten sie einschätzen, wie sich aus ihrer Sicht 
das Bildungssystem wahrscheinlich entwickeln wird. In der 
schriftlichen Hauptbefragung standen fünf Hauptbereiche im 
Vordergrund: das Bildungssystem allgemein, der allgemeinbil- 
dende Bereich (Vorschule, allgemeinbildende Schule, allge- 
meine Weiterbildung), die berufliche Bildung (Aus- und Wei- 
terbildimg), das Hochschulsystem, die Chancen und Risiken 
der Wissensgesellschaft. 

Insgesamt wurden 669 Experten angeschrieben, von denen 457 
(68%) einen ausgefüllten Fragebogen zurückschickten. Das 
Durchschnittsalter betrug 50 Jahre. Knapp zwei Drittel waren 
im öffentlichen Dienst beschäftigt, jeder sechste in einem pri- 
vaten Unternehmen, etwa jeder achte in einer Organisation 
bzw. einem Verband. Vier von fünf Befragten beschäftigten 
sich hauptberuflich mit Bildung, rund die Hälfte arbeitete in 
Wissenschaft und Forschung. In die Stichprobe einbezogen 
wurden auch Publizisten und bei Medien Beschäftigte (rund 
10%), Selbständige (rund 9%) zu einem kleineren Anteil (1 %) 
Personen, die sich noch in der Ausbildung befinden. 22% der 
befragten Experten waren Frauen. 

Nachfolgend werden Ergebnisse der schriftlichen Expertenbe- 
fragung zum Bereich der beruflichen Bildung vorgestellt. 


Übersicht 58: Vier Felder des modernen „Allgemeinwissens“ als Basis für einen kompetenten Umgang mit 
Angeboten der Informations- und Wissensgesellschaft 


Inhaltliches Basiswissen 

Inhaltliche Grundlagen: Alltagswissen über Geld, Wirtschaft, Erziehung..., 
Grundlagen aus Soziologie, Pädagogik, Gesehiehte, Religion, Literatur, 

Philosophie, Politik, Technik, Geographie, Biologie.... 

Inhaltliches Wissen über aktuelle Probleme: Bildung und Beruf, Ökologie, 
europäische Integration und weltweite Abhängigkeiten 

Instmmentelle Fertigkeiten 

Allgemeine Kulturtechniken: Fremdsprachenkenntnisse, klassisehe 

Kulturtechniken, Logik, Kreativteehniken, Teehnikverständnis 

Umgang mit Informationstechniken: Kenntnis moderner Medien, 

Beherrschung von Programmen; gezieltes Suehen und Auswählen von 

Informationen 

Personale Kompetenzen 

Persönliche Einstellungen und Fähigkeiten im Umgang mit Wissen: 

Neugier, Offenheit, kritische Auseinandersetzung, Reflexionsfahigkeit, 
Urteilsvermögen 

Persönliches Erfahrungswissen: z. B. Selbstbewußtsein, Identität, 
Handlungskompetenz, Selbstmanagement, Umgang mit Gefühlen 

Soziale Fähigkeiten und Fertigkeiten 

Kommunikative Kompetenzen: spraehliche Ausdnrcksfähigkeit, 

Teamfähigkeit, Moderation, Selbstdarstellung, persönlicher Umgang in 

Partnerschaft und sozialen Beziehungen 

Soziale Verantwortung: Toleranz, Verantwortungsbereitschaft, Rücksicht 

Solidarität, prosoziales Verhalten 

Quelle: Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie, Wissens-Delphi 1997; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 
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3.6 Berufsbildungsforschung 

• Ergebnisse des Bildungs-Delphi zum Bereich 
der beruflichen Bildung 

Wie bei den Fragen zur allgemeinen und zur Hochschulbildung 
schätzten die Experten vor Beginn der Fragenbeantwortung des 
Teils „Berufliche Bildung“ ihre eigenen Kenntnisse ein. Mehr 
als vier Fünftel (83 %) bezeichneten sie als sehr gut bis befrie- 
digend, 14% als eher gering und 3 % als sehr gering. Insbeson- 
dere diejenigen, die in Schulen oder Hochschulen beschäftigt 
waren, waren in ihrer Selbsteinschätzung etwas vorsichtiger.') 
Gleichwohl lassen sich im großen und ganzen nur relativ gerin- 
ge Einflüsse der selbst bewerteten Kenntnisse auf die Beant- 
wortung der über 120 Fragen zur beruflichen Bildung aus- 
machen-). Dies war auch deshalb der Fall, weil sich die Per- 
sonen mit eher oder sehr geringen Kenntnissen häufiger einer 
eigenen Stellungnahme enthielten.^) 

Die Experten wurden insgesamt mit 65 Fragen zur Entwicklung 
der beruflichen Bildung konfronlieit. 57 davon waren Doppel- 
fragen, bei denen die Experten nicht nur angeben sollten, für 
wie wahrscheinlich sie eine bestimmte Entwicklung bis zum 
Jahr 2020 hielten, sondern auch, ob sie diese Entwicklung als 
wünschenswert erachteten. Meist, bei zwei Drittel der Doppel- 
fragen, stimmten Wunsch und Erwartung überein: Das, was 
von einer Melirheit der Experten als wünschenswert bezeichnet 
wurde, wurde von einer Mehrheit zugleich als wahrscheinliche 
Entwicklung prognostiziert.'*) Lediglich in dem restlichen 
Drittel der Fälle gab es Diskrepanzen, z.B. dadurch, daß eine 
bestimmte Entwicklimg überwiegend erwünscht, aber mehr- 
heitlich als unwahrscheinlich erachtet wurde. Daß in der Mehr- 
zahl erwünschte Entwicklungen auch erwartet werden, deutet 
daraufhin, daß die Experten dem Berufsbildungssystem in vie- 
len Punkten eine flexible Anpassungsfähigkeit unterstellen. 
Nach Ansicht der Experten sind die Beharrungskräfte, die 
erwünschten Veränderungen entgegenstehen, im Hochschul- 
und Schulsektor stärker ausgeprägt als in der beruflichen Bil- 
dung. 

Insgesamf gehen drei Viertel aller befragten Experten davon 
aus, daß sich das Berufsbildungssystem bis zum Jahr 2020 stark 
gewandelt haben dürfte; ebenso viele halten dies auch für wün- 


') Hinsichtlich der allgemeinen und der Hochschulbildung fielen die 
Selbsteinstufungen positiver aus. Hier nannten 96% bzw. 94% ihre 
Kenntnisse sehr gut bis befriedigend. 

’) Ausnahmen bilden vor allem die Zahl anerkannter Ausbildungsberufe, 
die durchschnittliche Verweildauer in der beruflichen Erstausbildung 
und die zukünftige Bedeutung des Simulationslernens. Personen, die 
sich selbst nur eher geringe oder sehr geringe Kenntnisse im Bereich der 
beruflichen Bildung attestieren, plädieren entgegen dem Gesamttrend 
überwiegend für eine Zunahme der Zahl anerkannter Berufe, deutlich 
seltener für geringere Verweildauer in der Erstausbildung und gehen in 
der Mehrzahl davon aus, daß Simulationen zunehmend das Lernen in 
der Praxis verdrängen werden. 

') Von 57 Doppelfragen, wie sich die berufliche Bildung entwickeln soll- 
te und wahrscheinlich entwickeln wird, ließen Personen mit eher gerin- 
gen Kenntnissen im Schnitt 12 Fragen, mit sehr geringen Kenntnissen 
sogar 28 Fragen aus (zum Vergleich: Personen mit sehr guten bis befrie- 
digenden Kenntnissen: 1 bis 2 Fragen). 

■*) Die Experten neigten jedoch, wie auch die nachfolgenden Übersichten 
deutlich machen, zur Vorsicht. Durchgehend wurde die Kategorie „eher 
wahrscheinlich“ gegenüber der Kategorie „sehr wahrscheinlich“ bevor- 
zugt. Es ist jedoch nicht klar erkennbar, ob dies primär im Sinne eines 
lediglich verhaltenen (und nicht ausgeprägten) Optimismus zu deuten 
ist. Denn das Phänomen, den äußersten Endpunkt der Skala zu meiden, 
ist ebenso häufig bei den Aspekten zu finden, die überwiegend als 
unwahrscheinlich erachtet werden. Offenbar bevorzugten die Experten 
die Alteniativen „eher wahrscheinlich“ oder „eher unwahrscheinlich“ 
auch deshalb, um damit ihr vorsichtiges Urteil gegenüber Prognosen für 
einen Zeitraum von mehr als 20 Jaliren auszudiücken. Daß die äußeren 
Endpunkte von Antwortskalen oft gemieden werden, ist allerdings auch 
grundsätzlich und unabhängig von dem hier unterstellten Motiv bei 
Beffagungspersonen weit verbreitet. 


sehenswert.') Die Übersicht 59 gibt einen detaillierten Über- 
blick über jene Entwicklungen, die mehrheitlich als erwünscht 
und zugleich von einer mehr oder weniger großen Mehrheit als 
wahrscheinlich bezeichnet wurden. Faßt man die genannten 
Ergebnisse zusammen, so werden demnach bis 2020 folgende, 
überwiegend erhoffte Entwicklungen vorangetrieben worden 
sein: 

-die Reform und Modernisierung der Berufsschulbildung 
(Projektunterricht, offene Lemarrangements, verbesserte 
Kooperation mit den Betrieben, betriebliche Erfahrung als 
verbindlicher Bestandteil der Lehreraus- und fortbildung), 

- die Differenzierung der beruflichen Erstausbildung (Wettbe- 
werb, zweijährige und überwiegend praktische Bildungsgän- 
ge, Zusatzqualifikationen, Hochbegabtenförderung), 

-die Ausweitung der dualen Ausbildung in den tertiären 
Bereich, u. a. höherer Anteil von Absolventen der Berufs- und 
Wirtschaftsakademien, 

- eine enge Verzahnung von Aus- und Weiterbildung, lebens- 
langes Lernen als etabliertes Prinzip beruflicher Bildung, 

-multimediales Lernen, Teleleaming, Teleprüfüngen, 

- die Intemationalisierung der beruflichen Bildung (neue inter- 
national anerkannte Abschlüsse, europaweites Angebot von 
Ausbildungen in alternierenden Systemen). 

Neben diesen Aspekten gab es weitere, in denen Wimsch und 
Erwartung mehrheitlich übereinstimmten, diesmal aber im 
Sinne des Nichteintretens von unerwünschten Entwicklungen. 
Zu den von einer Mehrheit der Befragten nicht erwünschten 
und zugleich nicht erwarteten Entwicklungen zählen: 

- eine Verengung des dualen Systems auf das Handwerk, 

- die Ablösung des Lernens in der Praxis durch Simulations- 
iemen, 

-Qualitätsverluste von Bildungsangeboten auf Gmnd des 
Erfordernisses, Bildimgsinhalte in Zukunft immer schneller 
aktualisieren zu müssen.-) 

Während sich die Experten in Hinblick auf Modernisierung, 
Differenziemng, Tertiarisierung, Medialisiemng und Inter- 
nationalisierung der bemflichen Bildung relativ optimistisch 
äußerten, hegten sie mehrheitlich Zweifel an Fortschritten bei 
der Gleichwertigkeit von bemflicher und allgemeiner Bil- 
dung. Nur 22% gehen hier von Veränderungen bis zum Jahr 
2020 aus; vgl. Übersicht 60, die die von einer Melirheit 
erwünschten, aber lediglich von einer - mehr oder weniger 
großen - Minderheit erwarteten Entwicklungen zusammenfaßt. 
An eine betriebliche Aus- und Weiterbildung, die mit anderen 
Bildungsgängen vergleichbare Karrierewege eröffnen wird, 
glaubt ebenfalls nur eine Minderheit, obwohl fast alle (92%) 
dies begrüßen würden. Vielleicht auch aus diesem Gmnd rech- 
nen nur wenige damit, daß der relative Anteil der Auszubilden- 
den und der Personen mit mittleren bemflichen Qualifikationen 
zunehmen wird. 

Skeptisch äußerten sich die Experten auch im Hinblick auf eine 
verbesserte Fördemng von Benachteiligten und Behinderten 
sowie auf einen höheren Anteil der bemflichen Bildungsaus- 
gaben am Sozialprodukt. Gleiches gilt für den Anteil der 


') Einen Wandel im Hochschulbereich wünschen dagegen 84% und im 
allgemeinbildenden Bereich 82 % der Experten. Dem Hochschul- und 
allgemeinbildenden Schulsystem attestieren die Experten somit einen 
höheren Reformbedarf als der beruflichen Bildung. 

-) Was die durchschnittliche Vemeildauer in der Erstausbildung und die 
Spezialisierung, bezogen auf fachliche Kembereiche, angeht, so plä- 
dierte hier eine absolute oder relative Mehrheit für eine gegenüber heu- 
te gleichbleibende Entwicklung. Diese wurde auch von einer (zumin- 
dest relativen) Mehrheit der Befragten erwartet. 
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Betriebe an den gesamten Bildungsausgaben: Mehrheitlich 
erwünschte Veränderungen werden nur von einer Minderheit 
erwartet. 

Daß die Arbeit der Zukunft so organisiert wird, daß sie un- 
mittelbar am Arbeitsplatz Impulse zur Kompetenzerweiterung 
gibt, glaubt ebenfalls nur eine Minderheit. Dabei zeigte sich 
jedoch, daß die Experten je nach eigener beruflicher Herkunft 
unterschiedlich urteilten. 

Einflüsse der berufliehen Herkunft 
auf das Expertenurteil 

Während geschlechts- oder altersspezifische Faktoren auf das 
Antwortverhalten der Experten keine besondere Bedeutung hat- 
ten, wurden in Teilen Einflüsse der beruflichen Herkunft er- 
kennbar. Es waren vor allem Experten, die in einem privatwirt- 
schaftlichen Unternehmen arbeiteten, die in einigen Punkten 
von der Meinung der übrigen Teilnehmer abwichen. Sie plä- 
dierten häufiger für eine engere Anbindung des Lernens an den 
Arbeitsprozeß bzw. den Nutzen der Arbeit. So hielten rund 
80% der privatwirtschaftlich Tätigen, aber nur 52% der son- 
stigen Befragten eine engere Anbindung der Evaluation von 
Bildungsmaßnahmen an den Nutzen für wünschenswert. Eben- 
falls 80 % der Befragten aus der Privatwirtschaft hielten es für 
wünschenswert, spezifisches Fachwissen verstärkt „maßge- 
schneidert“ und , just in time“ und nicht „vorrätig“ zu erwerben 
(sonstige Befragte: 58%). 79% wünschten sich ein größeres 
Angebot an zweijährigen oder kürzeren Ausbildungsgängen 
mit praktischem Schwerpunkt (sonstige Befragte: 64%), 51 % 
plädierten für eine kürzere Verweildauer in der Erstausbildung 
(sonstige Befragte: 34%); 34% für eine in Zukunft geringe- 
ren Anteil von Schülern an vollqualifizierenden beruflichen 
Schulen (sonstige Befragte: 17%). 


Hintergrund des in diesen Punkten abweichenden Urteils der 
Experten aus der Privatwirtschaft ist die von ihnen sehr häufig 
geäußerte Überzeugung, daß es in Zukunft keine klare Tren- 
nung mehr zwischen Arbeit und Lernen geben wird (64%; son- 
stige Befragte: 39%) und daß die Arbeit so organisiert sein 
wird, daß sie unmittelbar Impulse zur Kompetenzerweiterung 
am Arbeitsplatz gibt (65 %; sonstige Befragte: 43 %). Auch des- 
halb halten die Experten aus der Privatwirtschaft es häufiger für 
sehr wahrscheinlich, daß sich bis zum Jahr 2020 das Prinzip des 
lebenslangen Lernens auf allen Qualifikationsebenen weit- 
gehend durchgesetzt hat (71%; sonstige Befragte: 46%) und 
daß sich ein neues Rollenverständnis von Lehrenden als Mode- 
ratoren entwickelt haben wird (54%; sonstige Befragte: 31 %). 

Zur zukünftigen Bedeutung der spezifischen 
Fachkompetenz 

Obwohl die Experten die besondere Rolle des modernen All- 
gemeinwissens für die Orientierung in der Wissensgesellschafl 
hervorhoben, zeigten sie sich dennoch überzeugt, daß der spe- 
zifischen Fachkompetenz im Bereich der beruflichen Bildung 
weiterhin eine entscheidende Bedeutung zukommt. Überfach- 
liche Kompetenzen müssen sich beim Erwerb fachspezifischen 
Wissens beweisen; umgekehrt „werden überfachliche Kompe- 
tenzen auch sehr stark im Kontext von Fachinhalten erworben 
und trainiert“.') Auch wenn überfachliche Qualifikationen für 
die Aktualisierung fachspezifischen Wissens in Zukunft eine 
wachsende Bedeutung erhalten, so wird damit dennoch nicht 
die Bedeutung der fachlichen Kompetenzen verringert. Sie bil- 
den weiterhin das Fundament, auf dem produktiv gearbeitet 
wird, nur daß dieses Fundament immer häufiger und schneller 


') Vgl. Prognos AG; Infratest Burke Sozialforschung, a.a.O. 


Übersicht 60: Überwiegend erwünschte Entwicklungen bis zum Jahr 2020, die aber nur von einer Minderheit 
der Experten auch erwartet werden, in Prozent 


Entwicklungen, die überwiegend als wünschenswert bezeichnet werden 

Anteil der Experten, die sagen: 

„wünschenswert“ „wahrscheinlich“ 

„eher“ „sehr“ „eher“ „sehr“ 

• Die betriebliche Aus- und Weiterbildung emiöglicht gleichwertig mit 
anderen Bildungsgängen Karrierewege in Führungspositionen 

37 

55 

38 

7 

• Die Gleichwertigkeit von beruflicher und allgemeiner Bildung ist auf allen 
Qualifikationsebenen durchgesetzt 

35 

44 

21 

2 

• Es gibt keine klare Trennung zwischen Arbeiten und Lernen mehr 

45 

29 

38 

6 

• Arbeit wird an den meisten Arbeitsplätzen so organisiert, daß sie Impulse zur 
Kompetenzerweiterung am Arbeitsplatz gibt 

35 

62 

42 

5 

• Es gibt eine weitgehende Flexibilität von Lernzeiten 

44 

31 

44 

5 

• Formale Bildungsabschlüsse verlieren an Gewicht 

36 

15 

33 

5 

Aspekte, für die überwiegend eine Zunahme erwünscht wird 

„sollte zunehmen“ 
„etwas“ „stark“ 

„nimmt zu‘ 
„etwas“ 

„stark“ 

• Anteil der Auszubildenden im dualen System 

39 

14 

13 

0 

• Anteil der Personen mit mittleren beruflichen Qualifikationen 
(Meister, Techniker etc.) 

54 

14 

34 

2 

• Anteil der beruflichen Bildungsausgaben am Bruttosozialprodukt 

51 

35 

28 

1 

• Anteil der Betriebe an den gesamten beruflichen Bildungsausgaben 

44 

27 

24 

3 

• Förderung von Benachteiligten und Behinderten 

40 

43 

27 

0 

Quelle: Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie, Bildungs-Delphi 1996/1998; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 
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durch den Erwerb neuen fachspezifischen Wissens haltbar 
gemacht werden muß.') Die Experten zählten deshalb die spe- 
zifische Fachkompetenz auch im Jahr 2020 weiterhin zu den 
wichtigsten Kompetenzen zusammen mit der lemtechni- 
schen/lemmethodischen und der psychosozialen (Human-) 
Kompetenz.^) Im Vergleich hierzu wurde die Bedeutung der 
Fremdsprachen-, Medien- und interkulturellen Kompetenzen 
relativiert, auch wenn damit ihre ebenfalls wachsende Relevanz 
nicht in Frage gestellt werden sollte. 

Wissensmanagement als Bildungsaufgabe 

Mit einem veränderten Zugang zu Wissen und Informationen 
verbindet sich aus Sicht einer großen Mehrzahl der Fachleute 
auch das Risiko eines „knowledge gap“ in der Gesellschaft: 
Wenn die Fähigkeit zur Nutzung innovativer Informations- und 
Kommunikationsmedien in ihrer Funktion zur Erschließung 
von Wissen noch an Bedeutung gewinnt, verschärft dies unter 
Umständen die Trennlinien zwischen verschiedenen gesell- 
schaftlichen Gruppen. Die Kluft zwischen „wissensnahen“ 
Gruppen, die über immer mehr Wissen verfügen, und „wissens- 
femen“ Gruppen, die immer mehr den Anschluß verlieren, 
könnte sich vergrößern. Eine wichtige Aufgabe des Bildungs- 
systems bestehe demzufolge darin, durch entsprechend breite 
und intensive Vermittlung der Kompetenz „Wissensmanage- 
ment“ einem solchen wachsenden Bildungsgefälle entgegenzu- 
wirken. ^) 


3.6.3 Literaturdatenbank Berufliehe Bildung 

Die von der Kommission Berufs- und Wirtschaftspädagogik 
der Deutschen Gesellschaft für Erziehungswissenschaften ini- 
tiierte und beim Aufbau durch das Bundesministerium für 
Bildung und Forschung finanziell geförderte Literaturdaten- 
bank Berufliche Bildung hat seit der Aufnahme des Dauer- 
betriebs im Jahr 1996 einen Datenzuwachs von ca. 9.000 auf 
insgesamt mnd 33.000 Literaturnachweise zu verzeichnen. Der 
kontinuierliche Datenzuwachs ist ein Ausdruck für die ständig 
verbesserte Kooperation zwischen dem Bundesinstitut für 
Bemfsbildung, bei dem auch die Pflege der Datenbank liegt, 
dem Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bun- 
desanstalt für Arbeit, dem Deutschen Institut für Erwachsenen- 
bildung sowie den beiden Landesinstituten Nordrhein-West- 
falen und Bayern. Interessenten aus der Berufsbildungspolitik, 
-forschung und -praxis können sich mit dieser Datenbank über 
die neuesten Entwicklungen auf ihrem Fachgebiet zuverlässig 
informieren. Die Auswahl der Literatur erfolgt auf der Grund- 
lage zahlreicher Quellen und konzentriert sich auf die Schwer- 
punkte Berufsbildungspolitik, Berufsbildungssystem, Berufs- 


3.6 Berufsbildungsforschung 

Vorbereitung, Berufsberatung, Berufswahl, schulische und 
betriebliche Berufsausbildung, berufliche Weiterbildung und 
Umschulung, Personal in der Aus- und Weiterbildung, Berufs- 
und Qualifikationsentwicklung sowie Qualifikationsverwer- 
tung. 

1998 wurde das Informationsangebot auf der CD-ROM Litera- 
turdatenbank Berufliche Bildung erweitert. Neben dem Voll- 
text des Berufsbildungsberichtes 1997 wurde auch der Berufs- 
bildungsbericht 1998 aufgenommen. Die Berufsbildungsbe- 
richte können sowohl als separate Anwendung genutzt werden 
als auch im Anschluß an Recherchen in der Literaturdatenbank. 
Weiterhin steht eine Übersicht über die neu geordneten bzw. 
sich in Neuordnung befindenden Ausbildungsberufe zur Ver- 
fügung, die weiter ausgebaut werden soll, indem z.B. die drei- 
sprachigen Ausbildungsprofile neu geordneter Ausbildungsbe- 
rufe oder statistische Angaben einbezogen werden. Die Litera- 
turdatenbank (Demoversion), der Berufsbildimgsbericht 1998 
und die Übersicht zu den Ausbildungsberufen stehen mit einer 
ähnlich komfortablen Oberfläche auch im Internet zur Ver- 
fügung. 

Im Frühjahr 1999 ist vorgesehen, die Literaturdatenbank des 
CEDEFOP auf die CD-ROM Literaturdatenbank Berufliche 
Bildung zu übernehmen. Sie wird unter Mitwirkung der Partner 
des Dokumentationsnetzwerks des CEDEFOP ständig aktuali- 
siert und enthält Literaturnachweise zur Berufsbildungsent- 
wicklung mit europäischem Bezug bzw. über aktuelle Entwick- 
lungstendenzen in den einzelnen Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Union. Ziel des CEDEFOP ist es, den politisch Ver- 
antwortlichen aber auch den Praktikern die aktuellen Entwick- 
lungen in der Bemfsbildimg auf europäischer Ebene transparent 
zu machen und Informationen für die eigenen Entscheidungs- 
prozesse bereitzustellen. 


')Vgl. Ulrich, J.: „Qualifikationserfordemisse und Selbstmanagement: 
ein Tetris-Spiel?“, in: Arbeitsgemeinschaft Berufsbildungsforschungs- 
netz; Diepold, P. (Hrsg.): „Berufliche Aus- und Weiterbildung. Konver- 
genzen/Divergenzen, neue Anforderungen/alte Strukturen“ (BeitrAB 
195), 1996 

■) In der Rangfolge dieser drei Kompetenzen gab es wiederum je nach 
beruflicher Herkunft leichte Abweichungen: Befragungsteilnehmer, die 
selbst in einem privaten Unternehmen arbeiteten, gewichteten die 
Bedeutung der lemmethodischen und psychosozialen Kompetenz 
gegenüber der spezifischen Fachkompetenz stärker als die übrigen 
Experten. 

^) Vgl. hierzu auch die Ergebnisse einer weiteren, kleinen Delphi-Studie 
zum Wissensmanagement, die unter Beteiligung von 20 Experten an 
der Universität München durchgeführt wurde. Siehe hierzu: Reinmann- 
Rothmeier, G./Mandl, H.: Wissensmanagement. Eine Delphi-Studie 
(Forschungsbericht Nr. 90, August 1998). Ludwig-Maximilians- 
Universität München, Lehrstuhl für Empirische Pädagogik und Päd- 
agogische Psychologie 
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4.1 Ausbildungsbereitschaft v 


4. Berufsausbildung und 
Arbeitsmarkt 

4.1 Ausbildungsbereitschaft von Betrieben 

4.1.1 Ausbildungsbeteiligung der Betriebe 
- 1AB-Betriebspanel‘) 

Seit 1993 werden vom Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsfor- 
schung der Bundesanstalt für Arbeit (lAB) im Rahmen einer 
repräsentativen Arbeitgeberbefragung zum 30. Juni auch die 
Ausbildungsbetriebe erfaßt. Im Jahr 1997 wurden in Zusam- 
menarbeit mit Infratest Burke Sozialforschung, München und 
dem Institut für Sozialökonomische Strukturanalysen e.V. 
(SÖSTRA), Berlin insgesamt 4.147 Betriebe in den alten und 
4.770 in den neuen Ländern befragt, von denen 4.102 aus den 
alten und 4.748 aus den neuen Ländern in die Analyse einbezo- 
gen wurden. Damit wurden hochgerechnet rund 1,64 Millionen 
Betriebe mit rund 27,93 Millionen Beschäftigten in den alten 
und 398.000 Betriebe mit rund 5,79 Millionen Beschäftigten in 
den neuen Ländern repräsentiert. 

Im Mittelpunkt des Fragenkomplexes zum Ausbildungsverhal- 
ten steht die Ausbildungsbeteiligung der Betriebe sowie die 
Anzahl abgeschlossener, beendeter und geplanter Ausbildungs- 
verhältnisse. Zusätzlich werden auch die Gründe erhoben, war- 
um Betriebe keine Ausbildungsplätze bereitstellen, obwohl sie 
über die gesetzlichen Voraussetzung zur Ausbildung verfügen, 
und wie sie die künftige Entwicklung am Ausbildungsstellen- 
markt einschätzen. Da die im lAB-Betriebspanel erhobenen 
Angaben zum Teil auf anderen Abgrenzungen und Definitio- 
nen als in anderen einschlägigen Statistiken beruhen, kann es 
entsprechend auch zu abweichenden Ergebnissen kommen.^) 


') Vgl. Bemfsbildungsbericht 1998, Kapitel 4.2.2 und 4.2.3 
0 Die in der Beschäftigtenstatistik, dem lAB-Betriebspanel, der Berufs- 
bildungs- und der Berufsberatungsstatistik ausgewiesenen Angaben 
über die Anzahl der Auszubildenden, der Ausbildungsbetriebe und der 
neu abgeschlossenen bzw. vorzeitig gelösten Ausbildungsverträge 
unterscheiden sich vor allem auf Grund unterschiedlicher Grundge- 
samtheiten, verschiedener Abgrenzungen des erfaßten Personenkreises 
und differierender Erhebungszeitpunkte. Während das lAB-Betriebspa- 
nel als Auszubildende alle Personen zählt, die nach dem BBiG, der 
HwO, anderen gesetzlich anerkannten Ausbildungsgängen sowie als 
Beamtenanwärter beschäftigt sind, werden in der Berufsbildungsstati- 
stik nur die den zuständigen Stellen von den Betrieben gemeldeten Aus- 
zubildenden nach dem BBiG und der HwO erfaßt; vgl. Berufsbildungs- 
bericht 1998 Kapitel 4.2.2. 


Schaubild 13 


Verteilung der Auszubildenden auf die 
Betriebsgrößenklassen 1997 

(in Prozent) 



Quelle: lAB-Betriebspanel 1997, 5. Welle alte Länder und 2. Welle neue Länder 


Ausbildung und Beschäftigung 1997 

Die folgenden Daten beruhen auf den Angaben der Betriebe 
über die bei ihnen am 30. Juni 1997 beschäftigten Personen. 
Damit geben sie eine Momentaufnahme der Beschäftigungs- 
und Ausbildungssituation zu diesem Zeitpunkt wieder. 

So waren zum 30. Juni 1997 rund 33,72 Millionen Personen 
beschäftigt, 83% davon in den alten und 17% in den neuen 
Ländern. Darunter befanden sich 1,5 Millionen Auszubildende 
und 127.000 Beamtenanwärter. Von diesen waren jeweils rund 
78% in den alten und 22% in den neuen Ländern tätig (vgl. 
Übersicht 61). Um ein zutreffendes Bild über die relative Be- 
lastung der Betriebe durch die Ausbildung zu erhalten, ist die 
absolute Zahl der bereitgestellten Ausbildungsplätze nicht aus- 
sagekräftig. Der Anteil der Auszubildenden an den Gesamtbe- 
schäftigten läßt hingegen Schlüsse auf die relative Belastung 
der Betriebe zu. 

Die gesamtwirtschaftliche Ausbildungsquote lag 1997 bei 
4,8%. Die Ausbildungsquote in den neuen Ländern lag mit 
6,3 % deutlich über dem bundesweiten Durchschnitt, während 
sie in den alten Ländern mit 4,5 % leicht unterdurchschnittlich 
ausfrei. 

Betrachtet man die Verteilung der Ausbildungsplätze auf die 
Betriebsgrößenklassen (vgl. Schaubild 13), so stellten Klein- 
und Mittelbetriebe mit 10 bis 499 Beschäftigten etwas mehr als 
60 % der Ausbildungsplätze zur Verfügung. In Kleinstbetrieben 
waren knapp 19% der Auszubildenden beschäftigt, während 
Großbetriebe ca. ein Fünftel der Auszubildenden beschäftigten. 


Übersicht 61: Anzahl der Beschäftigten und Auszubildenden in Mio. und Anteil in Prozent 


Merkmal 

Insgesamt 

Alte Länder 

Neue Länder 

Beschäftigte 

33,716 

27,928 

5,788 

Anteil an Gesamtbeschäftigung 

100 

83 

17 

Auszubildende 

1,627 

1,265 

0,362 

Anteil an der Gesamtauszubildendenzahl 

100 

78 

22 

Anteil der Auszubildenden an den Beschäftigten 

4,8 

4,5 

6,3 

Anteil der weiblichen Beschäftigten an der Gesamtbeschäftigung 

43,9 

43,5 

45,9 

Anteil der weiblichen Auszubildenden an den Auszubildenden 

43,9 

45,1 

39,5 

Quelle: lAB-Betriebspanel 1997, 5. Welle alte Länder und 2. Welle neue Länder 
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Die größenklassenspezifischen Ausbildungsquoten (vgl. Über- 
sicht 62) zeigen, daß der Anteil der Auszubildenden an allen 
Beschäftigten je Größenklasse wiederum bei den Großbetrie- 
ben sehr niedrig lag (3,9% in den alten Ländern gegenüber 
5,8 % in den neuen Ländern). Dagegen wiesen in den alten Län- 
dern Kleinst- und Kleinbetriebe die höchsten Ausbildungsquo- 
ten mit 5,3% bzw. 5,8% auf, während die Mittelbetriebe mit 
3,6% eine ähnlich niedrige Ausbildungsquote wie Großbetrie- 
be aufwiesen. Die Mittelbetriebe in den neuen Ländern hinge- 
gen hatten mit 6,6 % eine wesentlich höhere Ausbildungsquote 
zu verzeichnen. Auch in den Kleinbetrieben der neuen Länder 
war die Ausbildungsquote mit 6,9 % höher als in den alten Län- 
dern. Dagegen war die Ausbildungsquote der Kleinstbetriebe 
der neuen Länder mit 5,1% geringfügig niedriger als die der 
alten Länder. 

Bei der Verteilung der Ausbildungsstellen auf die Branchen 
gibt es erhebliche Unterschiede. Die höchsten Anteile an Aus- 
zubildenden 1997 wiesen die Investitionsgüterindustrie, das 
Baugewerbe und der Handel auf, die jeweils rund 13% der 
gesamten Ausbildungsplätze zur Verfügung stellten. Jeweils 
10% entfielen auf die Wirtschaftszweige Organisationen ohne 
Erwerbscharakter, sonstige Dienstleistungen und Gesundheits- 
wesen. Auf diese drei Branchen entfällt jedoch ein Anteil von 
38% der Gesamtbeschäftigten, so daß hier möglicherweise 
Ausbildungsreserven bestehen könnten. Nur einen geringen 
Anteil am gesamtwirtschaftlichen Ausbildungsvolumen nah- 
men dagegen die Branchen Grundstoffverarbeitung, Gaststätten 
und Beherbergung, Kredit und Versicherung, Verkehr und 
Nachrichten, Land- und Forstwirtschaft sowie Bergbau, Ener- 
gie und Wasserversorgung ein. 


4.1 Ausbildungsbereitschaft von Betrieben 

Betrachtet man die branchenspezifischen Ausbildungsquoten 
getrennt für die alten und neuen Länder, ergibt sich ein recht 
differenziertes Bild. Bis auf wenige Ausnahmen, die zudem 
vorwiegend dem Dienstleistungssektor zuzurechnen sind 
(Gesundheitswesen, sonstige Dienstleistungen), liegen die 
branchenspezifischen Ausbildungsquoten in den neuen Län- 
dern wiederum über denen in den alten Ländern. In allen an- 
deren Wirtschaftszweigen beschäftigten die Betriebe in den 
neuen Ländern anteilig an der Gesamtbeschäftigtenzahl mehr 
Auszubildende. 

Das Baugewerbe wies zum 30. Juni 1997 in den alten und den 
neuen Ländern die jeweils höchste branchenspezifische Ausbil- 
dungsquote auf In den alten Ländern lag sie bei 9,3 % und den 
neuen Ländern bei 10,2%, so daß Auszubildende in dieser 
Branche rund ein Zehntel der Beschäftigten stellten. Diesen 
Wert erreichte nur noch das Gaststätten- und Beherbergungsge- 
werbe in den neuen Ländern.') 

Der Anteil der weiblichen Auszubildenden an allen Auszubil- 
denden betrug am 30. Juni 1997 bundesweit 43,9% und ent- 
sprach damit dem Anteil der weiblichen Beschäftigten an allen 


') Die in den neuen Ländern für die Verlage einschließlich Bildungs- 
stätten etc. ausgewiesene Ausbildungsquote von 9,5% eignet sich nur 
bedingt für Aussagen über die tatsächliche Ausbildungsquote dieses 
Wirtschaftszweiges, da hierzu auch öffentlich geförderte Bildungs- 
träger gehören, zu deren Aufgabengebiet gerade die Ausbildung von 
Jugendlichen zählt. Die ausgewiesene Ausbildungsquote lag in diesem 
Bereich wesentlich über der in den alten Ländern, die zum gleichen 
Zeitpunkt nur 5% betrug. 


Übersicht 62: Anteil der Auszubildenden an der Gesamtbeschäftigung nach Betriebsgrößenklassen und 
Branchen in Prozent 


Betriebsgrößenklasse/Branche 

Alte Länder 

Neue Länder 

1 bis 9 Beschäftigte 

5,3 

5,1 

10 bis 49 Beschäftigte 

5,8 

6,9 

50 bis 499 Beschäftigte 

3,6 

6,6 

500 und mehr Beschäftigte 

3,9 

5,8 

Land- und Forstwirtschaft 

6,2 

5,4 

Bergbau, Energie, Wasserversorgung 

3,4 

4,8 

Grundstoffverarbeitung 

2,9 

4,7 

Investitionsgüter 

4,5 

7,7 

V erbrauchsgüter 

4,8 

7,4 

Baugewerbe 

9,3 

10,2 

Handel 

4,0 

5,5 

Verkehr, Nachrichten 

1,9 

3,5 

Kredit, Versicherung 

4,1 

5,7 

Gaststätten, Beherbergung 

4,4 

10,0 

Verlage einschließlich Bildungsstätten etc. 

5,0 

9,5 

Verlage ohne Bildungsstätten etc. 

1,4 

0,0 

Gesundheitswesen 

6,8 

5,8 

Sonstige Dienstleistungen 

3,7 

2,8 

Organisationen ohne Erwerbszweck/Staat 

4,5 

4,8 

Gesamt 

4,5 

6,3 

Quelle: lAB-Betriebspanel 1997, 5. Welle alte Länder und 2. Welle neue Länder 


131 


Drucksache 14/1056 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


4.1 Ausbildungsbereitschaft von Betrieben 

Beschäftigten (vgl. Übersicht 61). Allerdings stellte sich die 
Ausbildungssituation in den neuen Ländern für Frauen deutlich 
schlechter dar. Dort betrug ihr Anteil an allen Auszubildenden 
nur 39,5 %, während der Anteil der weiblichen Auszubildenden 
in den alten Ländern bei 45, 1 % lag. Dagegen lag der Anteil der 
Frauen an allen Beschäftigten in den neuen Ländern mit 45,9% 
geringfügig über dem bundesweiten Durchschnitt. 

Wie bereits dargelegt, wurde fast durchgehend eine höhere 
Ausbildungsquote, d. h. ein höherer Anteil der Auszubildenden 
an der Gesamtbeschäftigtenzahl in Betrieben der neuen Länder 
festgestellt. Damit haben sich diese Betriebe zum 30. Juni 1997 
im Vergleich überdurchschnittlich an der Bereitstellung von 
Ausbildungsplätzen beteiligt. 

Ausbildungsbeteiligung der Betriebe 1997 

Bei der Analyse der Beteiligung der Betriebe an der beruflichen 
Bildung ist zunächst zu klären, inwieweit die Betriebe über- 
haupt über die gesetzlich vorgeschriebenen Voraussetzungen 
zur Ausbildung verfügen. Dem schließt sich die Frage nach der 
Beteiligung der ausbildungsberechtigten Betriebe an der Bereit- 
stellung von Ausbildungsplätzen an. Schließlich interessieren 
insbesondere die Gründe, die die Betriebe veranlassen, keine 
Ausbildungsstellen anzubieten. 

Ausbildungsberechtigte Betriebe 

Grundbedingung für das Angebot an Ausbildungsplätzen durch 
die Betriebe ist, daß sie über die dafür notwendigen gesetz- 
lichen Voraussetzungen verfügen. Diese finden sich vor allem 
im BBiG, der HwO und der Ausbilder-Eignungsverordmmg 
wieder. Insbesondere muß die Ausbildungsstätte über spezi- 
fische Eigenschaften verfügen, und die Betriebe müssen die 
persönliche und fachliche Eignung des Ausbilders nachweisen. 
Im lAB-Betriebspanel wurde 1997 erstmals auch nach dem 
Vorliegen dieser gesetzlichen Voraussetzungen für die Ausbil- 
dung bei den Betrieben gefragt und hierbei auch, ob die Betrie- 
be darüber allein oder im Verbund mit anderen verfügten. Von 


Schaubild 14 


Ausbildungsberechtigte Betriebe 

(in Prozent) 



Voraussetzungen Voraussetzungen Voraussetzungen im 
nicht erfüllt erfüllt Verbund erfüllt 


Quelle: lAB-Betriebspanel 1997, 5. Welle alte Länder 
und 2. Welle neue Länder 


rund 1,6 Mio. Betrieben in den alten Ländern gaben dabei zum 
30. Juni 1997 44% an, die notwendigen gesetzlichen Voraus- 
setzungen zur Berufsausbildung nicht zu besitzen (vgl. Schau- 
bild 14). Von den restlichen Betrieben erfüllten 55 % allein und 
1 % im Verbund mit anderen die entsprechenden Bedingungen. 
In den neuen Ländern wiesen dagegen nur 45% imeinge- 


Übersicht 63: Gesetzliche Ausbildungsvorausetzungen nach Branchen in Prozent 


Branche 

Anteil der Betriebe, die die gesetzlichen 

Voraussetzungen zur Berufsausbildung 

Verteilung der Verbund- 
betriebe auf Branchen 

nicht erfüllen 

erfüllen 

im Verbund mit 
anderen erfüllen 

Land- und Forstwirtschaft 

55,4 

43,8 

0,8 

1,7 

Bergbau, Energie, Wasserversorgung 

63,5 

22,6 

13,9 

2,2 

Grundstoffverarbeitung 

44,0 

52,1 

3,9 

6,8 

Investitionsgüterindustrie 

24,8 

73,9 

1,3 

6,3 

V erbrauchsgüterindustrie 

31,1 

67,2 

1,7 

7,2 

Baugewerbe 

26,2 

72,6 

1,2 

7,3 

Handel 

47,1 

51,4 

1,5 

19,5 

Verkehr, Nachrichten 

74,3 

23,9 

1,8 

5,1 

Kredit, Versicherung 

50,5 

46,7 

2,8 

3,9 

Gaststätten, Beherbergung 

73,1 

25,6 

1,3 

6,3 

Bildungsstätten, Verlage 

65,0 

32,7 

2,3 

5,0 

Gesundheitswesen 

24,8 

74,0 

1,2 

6,2 

Sonstige Dienstleistungen 

42,3 

57,1 

0,6 

6,0 

Organisationen ohne Erwerbszweck/Staat 

77,0 

18,7 

4,3 

16,5 

Gesamt 

45,7 

52,7 

1,6 

100 

Quelle: lAB-Betriebspanel 1997, 5. Welle alte Länder und 2. Welle neue Länder 
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schränkt und 2 % im Verbund mit anderen Betrieben die gesetz- 
lichen Voraussetzungen auf. Mit 53% gab jedoch mehr als die 
Hälfte von insgesamt rund 389.000 Betrieben in den neuen 
Ländern an, die notwendigen Voraussetzungen nicht aufzu- 
weisen. 

Nach Branchen ergibt sich ein äußerst uneinheitliches Bild (vgl. 
Übersicht 63).') So lag der Anteil der Betriebe, die über die 
gesetzlich notwendigen Voraussetzungen verfugten, bei den 
Organisationen ohne Erwerbszweck/Staat mit 19% der Betrie- 
be am niedrigsten. Dahinter finden sich die Betriebe aus dem 
Bereich Bergbau, Energie und Wasserversorgung mit 23 %, das 
Verkehrs- und Nachrichtenwesen mit 24% der Betriebe und 
Gaststätten- und Beherbungsbetriebe mit 26%. Den höchsten 
Anteil an Betrieben, die allein oder im Verbund mit anderen die 
gesetzliche Berechtigung zur Berufsausbildung hatten, wiesen 
das Gesundheitswesen und die Investitionsgüterindustrie mit je 
74% ausbildungsberechtigter Betriebe sowie das Baugewerbe 
mit 73 % auf Auf den nächsten Rängen folgten die Verbrauchs- 
güterindustrie mit 67 %, sonstige Dienstleistungsuntemehmen 
mit 57%, Betriebe der Grundstoffverarbeitung mit 52% und 
der Handel mit 51 % der ausbildungsberechtigten Betriebe. 
Erstmals ermöglichen die Angaben des lAB-Betriebspanels 
auch detailliertere Angaben über Anzahl und Struktur der 
Betriebe, die im Verbund mit anderen die notwendigen gesetz- 
lichen Voraussetzungen für die Berufsausbildung erfüllen. So 
boten in den alten 1,4% und in den neuen Eändem 2,4% der 
Betriebe Ausbildungsplätze im Verbund mit anderen an. Sie 
verteilten sich in den alten Ländern 1997 mit 44% bzw. 42% 
auf fast annähernd gleich viele Kleinst- und Kleinbetriebe, 
während Mittelbetriebe mit 13% und Großbetriebe mit 1% 
unter den Verbundbetrieben vertreten waren (vgl. Übersicht 
64). Demgegenüber entfiel in den neuen Ländern die Hälfte auf 
Kleinstbetriebe, 35 % auf Kleinbetriebe und - ähnlich wie in 
den alten Ländern — 13,5 % auf Mittel- und 1 ,5 % auf Großbe- 
triebe. Wie erwartet, wird die Möglichkeit zur Verbundausbil- 
dung vorwiegend von kleineren Betrieben in Anspruch genom- 
men, für die damit die Möglichkeit, Ausbildungsplätze anzu- 
bieten, eröffnet wird. 

Wenn man jedoch den relativen Anteil, der in jeder betrieb- 
lichen Größenklasse auf die Verbundausbildung entfällt, ana- 
lysiert, so zeigt sich, daß der relative Anteil der Betriebe, die im 
Verbund mit anderen ausbilden, mit zunehmender Beschäftig- 
tenzahl ansteigt und in den neuen Ländern jeweils höher liegt 
als in den alten. 

Betrachtet man die Verteilung der Betriebe mit Verbundausbil- 
dung bundesweit nach Branchen, so zählte mit 20% der größte 
Teil zum Handel, gefolgt von den Organisationen ohne Er- 
werbszweck/Staat, auf die 1 7 % der Verbundbetriebe entfielen. 
Von allen Betrieben in Deutschland haben 1997 31 % Ausbil- 
dungsplätze") bereitgestellt. Weitere 23% der Betriebe verfüg- 
ten zwar über die gesetzlichen Voraussetzungen für eine Aus- 
bildung, stellten aber keine Auszubildenden ein. D. h. knapp 
60% der ausbildungsfähigen Betriebe bildeten im Jahr 1997 
aus. 46% der Betriebe erfüllten dagegen nicht die notwendigen 
gesetzlichen Bedingungen. Damit beteiligten sich faktisch zwei 
Drittel aller Betriebe nicht an der beruflichen Bildung. 


') Auf Grund der zu geringen Fallzahlen der Stichprobe in einzelnen Zel- 
len wird hier nur eine bundesweite Analyse vorgenommen. 

“) Die Fragen zur Ausbildung beziehen sich im lAB-Betriebspanel nicht 
auf einen bestimmten Stichtag, sondern auf das ganze Jahr. D.h., als 
Ausbildungsbetrieb gelten auch solche, die zum Befragungszeitpunkt 
gerade keinen Auszubildenden beschäftigten, dafür aber bis vor kurzem 
(Prüfimgstermin) Auszubildende hatten oder im kommenden Ausbil- 
dungsjahr einzustellen beabsichtigen. 


4.1 Ausbildungsbereitschaft von Betrieben 

Analysiert man die branchenspezifischen Ausbildungsbetriebs- 
quoten bezogen auf alle Betriebe, nicht nur auf die ausbildungs- 
berechtigten, so lagen diese in den alten Ländern im Baugewer- 
be (52%) und im Gesundheitswesen (51 %) am höchsten (vgl. 
Übersicht 65). Auch die Verbrauchsgüterindustrie (47%), die 
Investitionsgüterindustrie (46 %) und das Kredit- und Versiche- 
rungswesen') sowie die sonstigen Dienstleistungen (mit jeweils 
35%) zeigten eine überdurchschnittliche Ausbildungsbetei- 
ligung. Das Gaststätten- und Beherbergungswesen (9%) sowie 
das Verkehrs- und Nachrichtenwesen (15%) wiesen dagegen 
den geringsten Anteil an Betrieben auf, die nicht nur über die 
gesetzlichen Voraussetzungen zur Ausbildtmg verfugten, son- 
dern auch tatsächlich Ausbildungplätze bereitstellten. 

In den neuen Ländern waren für 1997 die höchsten bran- 
chenspezifischen Ausbildungsbetriebsquoten in der Investi- 
tionsgüterindustrie (52%), dem Baugewerbe (50%), der Ver- 
brauchsgüterindustrie (46%) und der Grundstoffverarbeitung 
(35 %) vorzufinden. Im Gegensatz zu den alten Ländern stellten 
dagegen nur 33 % der Betriebe des Gesundheitswesens tatsäch- 
lich Ausbildungsplätze bereit. Am unteren Ende der bran- 
chenspezifischen Ausbildungsbeteiligung lag jedoch ebenfalls 
das Verkehrs- und Nachrichtenwesen mit 10% sowie Organi- 
sationen ohne Erwerbszweck/Staat (12%) und Bildungsstätten 
und Verlage (14%). Dagegen beteiligten sich hier 20% der 
Betriebe des Gaststätten- und Beherbergungswesens an der 
Ausbildung. 

Sowohl in den alten als auch in den neuen Ländern erfolgte die 
Ausbildung vorwiegend nach den Regelungen des BBiG bzw. 
der HwO. Dies galt 1997 für 88% der Betriebe der alten und 
9 1 % der neuen Länder. 1 3 % der Betriebe in den alten und 9 % 
in den neuen Ländern wandten spezifische Ausbildungsrege- 
lungen, z.B. für sozialpflegerische Berufe oder Berufe im Ge- 
sundheitswesen, an. Beamtenanwärter wurden in den alten Län- 
dern von 1,3% der Betriebe und in den neuen von 0,6% der 
Betriebe ausgebildet. 

Gründe für die NiehtbeteUigung der Betriebe 
an der Ansbildung 

Um näheren Aufschluß darüber zu erhalten, warum Betriebe 
trotz Erfüllung der gesetzlichen Voraussetzungen keine Ausbil- 
dungsplätze bereitstellen, wurden diese Betriebe nach den 
Gründen hierfür befragt. Die folgenden Ausführungen er- 
strecken sich dabei allein auf die zu dieser Gruppe gehörenden 
Betriebe. 

In den alten Ländern waren demnach für 38% der Betriebe die 
Kosten der Ausbildung ausschlaggebend dafür, sich trotz gege- 
bener Voraussetzungen nicht an der Ausbildung zu beteiligen. 

Für 29 % dieser Betriebe war die Ausbildung allgemein mit zu 
vielen Problemen behaftet und 22% gaben an, daß für sie die 
fehlenden Übemahmemöglichkeiten entscheidend seien. Nur 
14% erklärten, daß der Mangel an geeigneten Bewerbern ur- 
sächlich dafür sei, daß sie keine Auszubildenden einstellten. 

Für 36% waren sonstige Gründe dominierend. 

In den neuen Ländern war für nur 3 % der ausbildungsberech- 
tigten Betriebe das Fehlen geeigneter Bewerber ein Grund 
dafür, keine Auszubildenden zu beschäftigen. Neben den zu 
hohen Kosten der Ausbildung (35 %) war für 36% der Befriede 
die fehlende Übemahmemöglichkeit der Auszubildenden Ur- 
sache für mangelndes Ausbildungsengagement. Darin spiegelt 
sich die schwierigere Marktsituation vieler Unternehmen in den 


') Bei diesem ging dabei eine relativ geringe Quote der Betriebe, die über 
die gesetzlichen Voraussetzungen verfügten, mit einem hohen Anteil an 
Betrieben einher, die auch tatsächlich Ausbildungsplätze bereitstellten. 
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4.1 Ausbildungsbereitschaft von Betrieben 


Übersicht 66: Gründe, warum Betriebe nicht ausbilden, nach Betriebsgrößenklassen in Prozent 


Betriebsgrößenklasse 

Gründe, warum Betriebe nicht ausbilden*) 


Keine geeigneten 
Bewerber/Bewer- 
berinnen 

Zu hohe Ausbil- 
dungskosten 

Spätere Übernah- 
me nicht möglich 

Allgemein zu vie- 
le Probleme mit 
Ausbildung ver- 
bunden 

Sonstige Gründe 

1 bis 9 Beschäftigte 

11,4 

42,1 

25,6 

28,4 

34,1 

10 bis 49 Beschäftigte 

17,4 

22,8 

19,6 

30,8 

42,5 

50 bis 499 Beschäftigte 

1,8 

17,1 

22,0 

18,6 

56,6 

500 und mehr Beschäftigte 

0,9 

27,8 

30,9 

0 

80,8 

Gesamt 

12,5 

37,6 

24,3 

28,6 

36,4 

*) Mehrfachnennungen möglich 






Quelle: lAB-Betriebspanel 1997, 5. Welle alte Länder und 2. Welle neue Länder 





neuen Ländern wider, die offenbar unter größerem Kosten- 
druck stehen als Unternehmen in den alten Ländern und auch 
einer ungewisseren Zukunft entgegensehen. Während 26% 
ebenfalls auf Grund der mit der Ausbildung verbundenen 
zusätzlichen Probleme von der Bereitstellung von Ausbildungs- 
plätzen absahen, gaben 39% sonstige Gründe an. 

Untersucht man die Antworten in Abhängigkeit von der 
Betriebsgröße,') so zeigt sich wie erwartet, daß bei Kleinst- 


') Auf Grund geringer Feldbesetzungen kann dies nur bundesweit ge- 
schehen. 


betrieben von ein bis neun Beschäftigten das Kostenargument 
dominierte (vgl. Übersicht 66). Daneben spielten für Betriebe 
dieser Größenklasse vor allem die allgemein mit der Ausbil- 
dimg verbundenen Probleme sowie fehlende Übemahmemög- 
lichkeiten eine Rolle. Der Mangel an geeigneten Bewerbern 
war dagegen für die Ausbildungsentscheidung von nachrangi- 
ger Bedeutung. Bei Kleinuntemehmen waren die mit der Aus- 
bildung verbundenen Probleme ausschlaggebend für die Nicht- 
Bereitstellung von Ausbildimgsplätzen, gefolgt von den als zu 
hoch eingestuften Ausbildungskosten. 

Mit zunehmender Betriebsgröße gewannen zudem sonstige 
Gründe eine immer größere Bedeutung. So waren diese für 


Übersicht 67: Voraussichtliche Entwicklung der beruflichen Ausbildung in Ausbildungsbetrieben in den alten 
und neuen Ländern nach Betriebsgrößenklassen und Wirtschaftsbereichen in Prozent 


Merkmal 

Die berufliche Ausbildung wird in den kommenden zwei Jahren 

gleichbleiben 

ausgeweitet oder erstmals bzw. 
wieder aufgenommen werden 

eingeschränkt oder ganz ein- 
gestellt werden 

Alte Länder 

Neue Länder 

Alte Länder 

Neue Länder 

Alte Länder 

Neue Länder 

Betriebsgrößenklasse 







1 bis 9 Beschäftigte 

71,6 

63,8 

16,0 

20,8 

12,4 

15,4 

10 bis 49 Beschäftigte 

73,0 

68,8 

17,5 

15,7 

9,5 

15,5 

50 bis 499 Beschäftigte 

75,1 

72,1 

18,3 

8,7 

6,6 

19,2 

500 und mehr Beschäftigte 

74,9 

77,3 

12,5 

7,6 

12,5 

15,1 

Gesamt 

72,3 

65,9 

16,5 

18,4 

11,2 

15,7 

Wirtschaftsbereich 







Produzierendes Gewerbe*) 

70,9 

64,6 

17,3 

20,6 

11,8 

14,8 

Baugewerbe 

75,1 

60,6 

12,1 

15,3 

12,8 

24,1 

Handel, Verkehr, 

70,5 

60,7 

20,0 

25,9 

9,6 

13,4 

Nachrichten 







Private Dienstleistungen 

73,1 

72,6 

15,8 

14,9 

11,0 

12,5 

Organisationen ohne 

76,8 

68,4 

14,4 

11,6 

8,8 

19,9 

Erwerbszweck/Staat 







Alle Ausbildungsbetriebe 

72,3 

65,9 

16,5 

18,4 

11,2 

15,7 


*) Ohne Land- und Forstwirtschaft 


Quelle: lAB-Betriebspanel 1997, 5. Welle alte Länder und 2. Welle neue Länder 
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57% der Betriebe zwischen 50 und 499 Beschäftigten und für 
81% der Betriebe mit über 500 Beschäftigten entscheidend 
dafür, nicht auszubilden. Großbetriebe gaben daneben zu 31% 
mangelnde Übemahmemöglichkeiten sowie zu 28 % hohe Aus- 
bildungskosten als wichtige Motive an. 

Künftige Ausbildungs- und Beschäftigungsentwicklung 
nach Einschätzung der Betriehe 

Die Betriebe wurden auch befragt, wie sie die Entwicklung der 
Beschäftigung und der beruflichen Ausbildung in den kom- 
menden ein bzw. zwei Jahren einschätzten. Während 72% der 
Betriebe in den alten Ländern (neue Länder: 66%) davon aus- 
gingen, daß die Ausbildungssituation in den kommenden zwei 
Jahren konstant bleiben werde, planten fast genauso viele 
Betriebe in den alten wie in den neuen Ländern, die berufliche 
Ausbildung erstmals aufzunehmen bzw. auszuweiten (18% zu 
17%; vgl. Übersicht 67). Dagegen beabsichtigten mehr Betrie- 
be in den neuen Ländern (16%; alte Länder: 1 1 %), die beruf- 
liche Bildung einzuschränken oder ganz einzustellen. Auch in 
diesen Zahlen spiegelt sich die größere Unsicherheit der Betrie- 
be in den neuen Ländern über ihren künftigen wirtschaftlichen 
Erfolg wider. 

Betrachtet man die Einschätzung der künftigen Ausbildungs- 
entwicklung nach Betriebsgrößen, so gingen relativ mehr Groß- 
betriebe der neuen Länder von einem unveränderten Angebot in 
den nächsten zwei Jahren aus. Bildet man dagegen den Saldo 
aus positiven und negativen Ausbildungsabsichten, so beab- 
sichtigten in den alten Ländern in allen Größenklassen (außer 
bei den Großbetrieben) mehr Betriebe, das Ausbildungsplatz- 
angebot in den nächsten zwei Jahren auszuweiten als einzu- 
schränken. Dagegen überwogen in den neuen Ländern nur bei 
den Kleinst- und in geringem Maß auch bei den Kleinbetrieben 
die Optimisten. Bei den Mittel- und Großbetrieben herrschte 


4.1 Ausbildungsbereitschaft von Betrieben 

die Ansicht vor, daß es eher zu einem Rückgang des Ausbil- 
dungsplatzangebotes kommen werde. 

Auf die einzelnen Wirtschaftszweige bezogen, ergibt sich fol- 
gendes Bild: Während in den alten Ländern 77% der Organi- 
sationen ohne Erwerbszweck/Staat und 75 % der Betriebe des 
Baugewerbes von einem gleichbleibenden Niveau der betrieb- 
lichen Ausbildung ausgingen, lagen in den neuen Ländern mit 
68% die Organisationen ohne Erwerbszweck/Staat und mit 
73 % die privaten Dienstleistungen an der Spitze. Im Baugewer- 
be der neuen Länder waren dagegen nur 61 % der Betriebe der 
Ansicht, daß die berufliche Ausbildung in ihrem Betrieb gleich 
bleiben würde, während 15 % von einer Ausweitung und 24% 
von einem Rückgang ausgingen, so daß sich hier ein negativer 
Saldo von 9% ergibt. Dies wiegt besonders schwer, da das Bau- 
gewerbe in den neuen Ländern absolut gesehen die höchste 
Anzahl an Auszubildenden aufnimmt. Dagegen wies das Bau- 
gewerbe in den alten Ländern einen negativen Saldo von nur 
l%auf 

Betrachtet man zusammenfassend die Erwartungen der Betrie- 
be hinsichtlich der Entwicklung der Ausbildungsplätze und der 
Beschäftigung nach Branchen, so gingen in den neuen Ländern 
nur im Produzierenden Gewerbe optimistische Einschätzungen 
über die Beschäftigungsentwicklung mit einer günstigen Beur- 
teilung der Ausbildungssituation einher. 

In den alten Ländern herrschte dagegen bei der Mehrheit der 
Branchen eine optimistischere Stimmung vor. Hier rechneten 
nur I % mehr Betriebe aus dem Baugewerbe mit einem Rück- 
gang als einer Steigerung an Ausbildungsplätzen, während in 
allen anderen Branchen positive Erwartungen geäußert wurden. 

Diese korrespondierten auch mit einer grundsätzlich positiven 
Einschätzung der Beschäftigungsentwicklung. Eine Ausnahme 
bildeten allerdings auch hier wiederum das Baugewerbe und 
die Organisationen ohne Erwerbszweck/Staat. 


Übersicht 68: Betriebe und Ausbildungsbetriebe nach Betriebsgrößenklassen 1990, 1996 und 1997 


Betriebsgrößenklasse 

Merkmal 

Jahr 

Veränderung seit 

1990(1990= 100) 



1990 

1996 

1997 

1996 

1997 

1 bis 9 Beschäftigte 

Betriebe gesamt 

1.237.052 

1.313.981 

1.320.058 

106,2 

106,7 


Ausbildungsbetriebe 

264.984 

222.405 

226.338 

83,9 

85,4 


Nichtausbildungsbetriebe 

972.068 

1.091.576 

1.093.720 

112,3 

112,5 


Ausbildungsbetriebsquote 

21,4 

16,9 

17,1 

- 

- 

10 bis 49 Beschäftigte 

Betriebe gesamt 

236.762 

258.132 

257.110 

109,0 

108,6 


Ausbildungsbetriebe 

122.439 

120.018 

120.796 

98,0 

98,7 


Nichtausbildungsbetriebe 

114.323 

138.114 

136.314 

120,8 

119,2 


Ausbildungsbetriebsquote 

51,7 

46,5 

47,0 

- 

- 

50 bis 499 Beschäftigte 

Betriebe gesamt 

59.063 

62.507 

62.209 

105,8 

105,3 


Ausbildungsbetriebe 

43.494 

41.926 

42.597 

96,4 

97,9 


Nichtausbildungsbetriebe 

15.569 

20.581 

19.612 

132,2 

126,0 


Ausbildungsbetriebsquote 

73,6 

67,1 

68,5 

- 

- 

500 und mehr Beschäftigte 

Betriebe gesamt 

4.794 

4.402 

4.223 

91,8 

88,1 


Ausbildungsbetriebe 

4.508 

4.104 

3.992 

91,0 

88,6 


Nichtausbildungsbetriebe 

286 

298 

231 

104,2 

80,8 


Ausbildungsbetriebsquote 

94,0 

93,2 

94,5 

- 

- 

Insgesamt 

Betriebe 

1.537.671 

1.639.022 

1.643.600 

106,6 

106,9 


Ausbildungsbetriebe 

435.425 

388.453 

393.723 

89,2 

90,4 


Nichtausbildungsbetriebe 

1.102.246 

1.250.569 

1.249.877 

113,5 

113,4 


Ausbildungsbetriebsquote 

28,3 

23,7 

24,0 

- 

- 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 88, Seite 142 


Quelle: Beschäftigtenstatistik der Bundesanstalt für Arbeit, Ergebnisse jeweils zum 30. Juni; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 
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4.1 Ausbildungsbereitschaft von Betrieben 

4.1.2 Ausbildung und Beschäftigung in den alten 
Ländern - Beschäftigtenstatistik') 

Von den 1,64 Millionen Betrieben mit sozialversicherungs- 
pflichtig Beschäftigten bildete in den alten Ländern zum Stich- 
tag 30. Juni 1997 jeder vierte Betrieb aus (24%). Von den 
Großbetrieben mit mehr als 500 Beschäftigten hatten 95% 
und von den großen Mittelbetriebe mit 50 bis 499 Beschäftig- 
ten 69% Auszubildende unter ihren Beschäftigten. Von 
den kleinen Mittelbetrieben (10 bis 49 Beschäftigte) bildeten 
47% Jugendliche aus. Unter den Kleinbetrieben mit bis zu 
neun Beschäftigten waren 17% Ausbildungsbetriebe (vgl. 
Übersicht 68). 

Nach Wirtschaftszweigen entfielen wie in den Vorjahren auf 
das Kraftfahrzeug-, Datenverarbeitungs- und Elektrotechnikge- 
werbe sowie auf das Holz-, Papier- und Druckereigewerbe die 
meisten Ausbildungsbetriebe (rund 40%). In den Wrrtschafts- 
bereichen Bau, Zimmerei, Ausbau; Metall, Maschinenbau, 
Feinmechanik, Optik, Uhren, Schmuck; Leder, Textil, Nah- 
rungsmittel bildete jeder dritte Betrieb aus. Im Verhältnis zur 
durchschnittlichen Ausbildungsquote in den alten Ländern lie- 
gen vor allem die Branchen Einzel- und Großhandel, Kredit- 


') Zu Erläuterungen u. a. zur Beschäftigtenstatistik vgl. Kapitel 4.1.1 und 
Berufsbildungsbericht 1997, Kapitel 4.4.1; die Angaben für das Jahr 
1997 und die Vergleiche zu Vorjahren beziehen sich in diesem 
Abschnitt jeweils auf den Stichtag 30. Juni. 


Institute und Versicherungsgewerbe sowie das Verkehrs- und 
Nachrichtenwesen verhältnismäßig deutlich niedriger. Hier 
nutzt nur etwa jeder fünfte bis sechste oder - wie beim Ver- 
kehrswesen —jeder zehnte Betrieb die Möglichkeit, Jugendliche 
auszubilden (vgl. Übersicht 69). 

Im Jahr 1997 zählte von den insgesamt 22,1 Millionen sozial- 
versicherungspflichtig Beschäftigten in den alten Ländern etwa 
jeder zwanzigste Beschäftigte zur Gruppe der Auszubildenden 
(1,24 Millionen Auszubildende entsprachen 5,6% des Gesamt- 
durchschnitts). In Kleinbetrieben war mit 8% gut jeder zwölfte 
Arbeitnehmer ein Auszubildender, in den kleinen Mittelbetrie- 
ben waren 6,6% und in den großen Mittelbetrieben 4,6% der 
Beschäftigten als Auszubildende tätig. In Betrieben mit mehr 
als 500 Beschäftigten betrug die Ausbildungsquote 4,3 % (vgl. 
Übersicht 70). 

Auf die Anzahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
bezogen weist die Beschäftigtenstatistik für 1997 in den Berei- 
chen Gebietskörperschaften, Sozialversicherung; Chemie, 
Kunststoff, Steine, Erden; Verkehrs- und Nachrichtenüber- 
mittlung sowie Energie, Wasserversorgung, Bergbau die nied- 
rigsten Ausbildungsquoten aus. Nur etwa jeder dreißigste Be- 
schäftigte ist hier als Auszubildender beschäftigt. Die Bereiche 
Land- und Forstwirtschaft, Fischerei, Bau-, Zimmerei- und 
Ausbaugewerbe sowie der Dienstleistungsbereich zeigen die 
höchsten Ausbildungsquoten mit Werten zwischen 7% und 
10%. Die Quoten in den übrigen Bereichen bewegen sich im 
Gesamtdurchschnitt von 5,6% (vgl. Übersicht 71). 


Übersicht 69: Beschäftigte und Auszubildende nach Betriebsgrößenklassen 1990, 1996 und 1997 


Betriebsgrößenklasse 

Merkmal 

Jahr 



Verändemng seit 

1990(1990= 100) 



1990 

1996 

1997 

1996 

1997 

1 bis 9 Beschäftigte 

Beschäftigte gesamt 

3.643.073 

3.890.855 

3.898.082 

106,8 

107,0 


Beschäftigte in 
Ausbildungsbetrieben 

1.161.751 

1.032.804 

1.044.754 

88,9 

89,9 


Auszubildende 

398.648 

312.370 

316.536 

78,4 

79,4 


Ausbildungsquote 

10,9 

8,0 

8,1 

- 

- 

10 bis 49 Beschäftigte 

Beschäftigte gesamt 

4.703.761 

5.096.730 

5.079.215 

108,4 

108,0 


Beschäftigte in 
Ausbildungsbetrieben 

2.529.745 

2.454.103 

2.471.587 

97,0 

97,7 


Auszubildende 

392.582 

335.335 

334.902 

85,4 

85,3 


Ausbildungsquote 

8,3 

6,6 

6,6 

- 

- 

50 bis 499 Beschäftigte 

Beschäftigte gesamt 

7.558.395 

7.845.759 

7.819.250 

103,8 

103,5 


Beschäftigte in 
Ausbildungsbetrieben 

5.983.454 

5.741.156 

5.834.740 

96,0 

97,5 


Auszubildende 

448.587 

350.913 

356.966 

78,2 

79,6 


Ausbildungsquote 

5,9 

4,5 

4,6 

- 

- 

500 und mehr Beschäftigte 

Beschäftigte gesamt 

6.462.849 

5.510.719 

5.298.847 

85,3 

82,0 


Beschäftigte in 
Ausbildungsbetrieben 

6.215.186 

5.269.282 

5.102.211 

84,8 

82,1 


Auszubildende 

334.461 

226.640 

228.242 

67,8 

68,2 


Ausbildungsquote 

5,2 

4,1 

4,3 

- 

- 

Insgesamt 

Beschäftigte 

22.368.078 

22.344.063 

22.095.394 

99,9 

98,8 


Beschäftigte in 
Ansbildnngshetriehen 

15.890.136 

14.497.345 

14.453.292 

91,2 

91,0 


Ansznhildende 

1.574.278 

1.225.258 

1.236.646 

77,8 

78,6 


Ansbildnngsquote 

7,0 

5,5 

5,6 

- 

- 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 89, Seite 143 


Quelle: Beschäftigtenstatistik der Bundesanstalt für Arbeit, Ergebnisse jeweils zum 30. Juni; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 
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Übersicht 70: Betriebe und Ausbildungsbetriebe nach Wirtschaftszweigen 1990, 1996 nnd 1997 


W irtschaftszweig 

Merkmal 

Jahr 

Veränderung seit 1990 
(1990= 100) 



1990 

1996 

1997 

1996 

1997 

Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Fischerei 

Betriebe gesamt 

67.166 

53.850 

52.960 

80,2 

78,8 


Ausbildungsbetriebe 

16.752 

10.692 

10.988 

63,8 

65,6 


Nichtausbildungsbetriebe 

50.414 

43.158 

41.972 

85,6 

83,3 


Ausbildungsbetriehsquote 

24,9 

19,9 

20,7 

— 

— 

Energiewirtschaft, Wasserversorgung, Berghau 

Betriebe gesamt 

4.137 

3.955 

3.875 

95,6 

93,7 


Ausbildungsbetriehe 

1.046 

932 

968 

89,1 

92,5 


Nichtausbildungsbetriebe 

3.091 

3.023 

2.907 

97,8 

94,0 


Ausbildungsbetriebsquote 

25,3 

23,6 

25,0 

— 

— 

Chemie, Kunststoff, Steine, Erden 

Betriebe gesamt 

24.241 

24.103 

23.750 

99,4 

98,0 


Ausbildungsbetriebe 

6.155 

5.239 

5.447 

85,1 

88,5 


Nichtausbildungsbetriebe 

18.086 

18.864 

18.303 

104,3 

101,2 


Ausbildungsbetriebsquote 

25,4 

21,7 

22,9 

— 

— 

Metall, Maschinenbau 

Betriebe gesamt 

58.309 

62.727 

64.406 

107,6 

110,5 


Ausbildungsbetriebe 

24.751 

21.149 

22.294 

85,4 

90,1 


Nichtausbildungsbetriebe 

33.558 

41.578 

42.112 

123,9 

125,5 


Ausbildungsbetriebsquote 

42,4 

33,7 

34,6 

— 

— 

Kraftfahrzeug-, Datenverarbeitungs-, 

Betriebe gesamt 

50.531 

52.050 

51.851 

103,0 

102,6 

Elektrotechnikgewerbe 

Ausbildungsbetriebe 

26.555 

21.852 

21.636 

82,3 

81,5 


Nichtausbildungsbetriebe 

23.976 

30.198 

30.215 

126,0 

126,0 


Ausbildungsbetriebsquote 

52,6 

42,0 

41,7 

— 

— 

Feinmechanik, Optik, Uhren, Schmuck 

Betriebe gesamt 

24.674 

25.812 

25.434 

104,6 

103,1 


Ausbildungsbetriebe 

9.621 

8.866 

8.913 

92,2 

92,6 


Nichtausbildungsbetriebe 

15.053 

16.946 

16.521 

112,6 

109,8 


Ausbildungsbetriebsquote 

39,0 

34,3 

35,0 

— 

— 

Holz, Papier, Druckerei 

Betriebe gesamt 

49.411 

49.500 

48.951 

100,2 

99,1 


Ausbildungsbetriebe 

20.035 

18.943 

18.986 

94,5 

94,8 


Nichtausbildungsbetriebe 

29.376 

30.557 

29.965 

104,0 

102,0 


Ausbildungsbetriebsquote 

40,5 

38,3 

38,8 

— 

— 

Leder, Textil, Nahrungsmittel 

Betriebe gesamt 

70.941 

58.728 

56.141 

82,8 

79,1 


Ausbildungsbetriebe 

31.981 

19.554 

19.765 

61,1 

61,8 


Nichtausbildungsbetriebe 

38.960 

39.174 

36.376 

100,5 

93,4 


Ausbildungsbetriebsquote 

45,1 

33,3 

35,2 

— 

— 

Bau, Zimmerei, Ausbau 

Betriebe gesamt 

132.234 

146.018 

146.114 

110,4 

110,5 


Ausbildungsbetriebe 

48.114 

53.271 

54.180 

110,7 

112,6 


Nichtausbildungsbetriebe 

84.120 

92.747 

91.934 

110,3 

109,3 


Ausbildungsbetriebsquote 

36,4 

36,5 

37,1 

— 

— 

Handel 

Betriebe gesamt 

337.676 

352.654 

349.228 

104,4 

103,4 


Ausbildungsbetriebe 

77.251 

59.163 

60.115 

76,6 

77,8 


Nichtausbildungsbetriebe 

260.425 

293.491 

289.113 

112,7 

111,0 


Ausbildungsbetriebsquote 

22,9 

16,8 

17,2 

- 

- 
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noch Übersicht 70: Betriebe und Ausbildungsbetriebe naeh Wirtsehaftszweigen 1990, 1996 und 1997 


W irtschaftszweig 

Merkmal 

Jahr 



Veränderung seit 1990 






(1990= 100) 



1990 

1996 

1997 

1996 

1997 

Verkehr, Nachrichtenübermittlung 

Betriebe gesamt 

69.412 

74.274 

79.972 

107,0 

115,2 


Ausbildungsbetriebe 

8.021 

7.671 

7.995 

95,6 

99,7 


Nichtausbildungsbetriebe 

61.391 

66.603 

71.977 

108,5 

117,2 


Ausbildungsbetriebsquote 

11,6 

10,3 

10,0 

— 

— 

Kreditinstitute, V ersicherungsgewerbe 

Betriebe gesamt 

38.870 

39.483 

39.058 

101,6 

100,5 


Ausbildungsbetriebe 

8.629 

7.207 

7.061 

83,5 

81,8 


Nichtausbildungsbetriebe 

30.241 

32.276 

31.997 

106,7 

105,8 


Ausbildungsbetriebsquote 

22,2 

18,3 

18,1 

— 

— 

Dienstleistungen 

Betriebe gesamt 

515.004 

596.206 

600.584 

115,8 

116,6 


Ausbildungsbetriebe 

142.223 

141.110 

142.242 

99,2 

100,0 


Nichtausbildungsbetriebe 

372.781 

455.096 

458.342 

122,1 

123,0 


Ausbildungsbetriebsquote 

27,6 

23,7 

23,7 

— 

— 

Organisationen ohne Eiwerbscharakter, 

Betriebe gesamt 

68.418 

73.152 

74.610 

106,9 

109,1 

private Haushalte 

Ausbildungsbetriebe 

5.941 

5.558 

5.668 

93,6 

95,4 


Nichtausbildungsbetriebe 

62.477 

67.594 

68.942 

108,2 

110,3 


Ausbildungsbetriebsquote 

8,7 

7,6 

7,6 

— 

— 

Gebietskörperschaften, Sozialversichemng 

Betriebe gesamt 

26.544 

26.424 

26.578 

99,5 

100,1 


Ausbildungsbetriebe 

8.279 

7.234 

7.450 

87,4 

90,0 


Nichtausbildungsbetriebe 

18.265 

19.190 

19.128 

105,1 

104,7 


Ausbildungsbetriebsquote 

31,2 

27,4 

28,0 

— 

— 

Ohne Angabe, nicht zuordnungsfahig 

Betriebe gesamt 

103,0 

86,0 

88,0 

83,5 

85,4 


Ausbildungsbetriebe 

71 

12 

15 

16,9 

21,1 


Nichtausbildungsbetriebe 

32 

74 

73 

231,3 

228,1 


Ausbildungsbetriebsquote 

— 

— 

— 

— 

— 

Insgesamt 

Betriebe 

1.537.671 

1.639.022 

1.643.600 

106,6 

106,9 


Ausbildungsbetriebe 

435.425 

388.453 

393.723 

89,2 

90,4 


Niebtausbildungsbetriebe 

1.102.246 

1.250.569 

1.249.877 

113,5 

113,4 


Ausbildungsbetriebsquote 

28,3 

23,7 

24,0 

- 

- 

Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 90, Seite 144 f 

Quelle: Beschäftigtenstatistik der Bundesanstalt für Arbeit, Ergebnisse jeweils zum 30. Juni; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 



Entwicklung der betrieblichen Ansbildungsbeteiligung 

Im Gegensatz zu den Vorjahren hat sich im Jahr 1997 die 
Anzahl der Ausbildungsbetriebe um 1,3% bzw. um 5.300 auf 
insgesamt 394.000 Betriebe deutlich erhöht. Auch die Anzahl 
der Betriebe insgesamt hat im Vorjahresvergleich um 0,3% 
bzw. 4.600 auf 1,64 Millionen zugenommen, so daß der pro- 
zentuale Anteil der Ausbildungsbetriebe an der Gesamtzahl der 
Betriebe mit 24% im Vergleich zum Vorjahr kaum gestiegen 
ist. Zwar setzt sich damit im Jahr 1997 der seit 1994 bestehende 
Trend zur Stabilisiemng der Ausbildungsbeteiligung von Be- 
trieben fort, eine bedeutsame Zunahme der Anzahl der Ausbil- 
dungsbetriebe zeichnet sich allerdings noch nicht ab. 

Anders verhält es sich beim Verhältnis zwischen Beschäftigten 
und Auszubildenden: Während die Anzahl der Beschäftigten in 


Ausbildung um 1 % auf insgesamt 1 ,24 Millionen Auszubilden- 
de zunahm, sank die Anzahl der sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten zwischen 1996 und 1997 um 250.000 (1%). 
Damit kommen 1997 im Durchschnitt auf 100 sozialversiche- 
rungspflichtig Beschäftigte etwa sechs Auszubildende. Im Ver- 
gleich zum Vorjahr blieb die Ausbildimgsquote ') mit 5,6% 
konstant. 


‘) Anzahl der Auszubildenden gegenüber Anzahl der Beschäftigten in 
Ausbildungsbetrieben 
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Übersicht 71: Beschäftigte und Auszubildende nach Wirtschaftszweigen 1990, 1996 und 1997 


Wirtschaftszweig 

Merkmal 

Jahr 

Veränderung seit 1990 
(1990= 100) 



1990 

1996 

1997 

1996 

1997 

Landwirtschaft, Forstwirtschaft, 

Beschäftigte gesamt 

223.360 

199.976 

199.547 

89,5 

89,3 

Fischerei 

Beschäftigte in Ausbildungsbetrieben 

101.577 

82.057 

83.932 

80,8 

82,6 


Auszubildende 

29.341 

18.788 

19.464 

64,0 

66,3 


Ausbildungsquote 

13,1 

9,4 

9,8 

- 

- 

Energiewirtschaft, Wasser- 

Beschäftigte gesamt 

443.092 

375.596 

360.137 

84,8 

81,3 

Versorgung, Bergbau 

Beschäftigte in Ausbildungsbetrieben 

374.678 

305.027 

296.013 

81,4 

79,0 


Auszubildende 

22.871 

13.021 

13.892 

56,9 

60,7 


Ausbildungsquote 

5,2 

3,5 

3,9 

- 

- 

Chemie, Kunststoff, Steine, 

Beschäftigte gesamt 

1.371.802 

1.206.178 

1.173.205 

87,9 

85,5 

Erden 

Beschäftigte in Ausbildungsbetrieben 

1.109.190 

903.241 

887.713 

81,4 

80,0 


Auszubildende 

54.962 

32.639 

35.158 

59,4 

64,0 


Ausbildungsquote 

4,0 

2,7 

3,0 

- 

- 

Metall, Maschinenbau 

Beschäftigte gesamt 

2.099.992 

1.762.551 

1.800.158 

83,9 

85,7 


Beschäftigte in Ausbildungsbetrieben 

1.765.629 

1.306.110 

1.355.539 

74,0 

76,8 


Auszubildende 

147.277 

86.694 

92.338 

58,9 

62,7 


Ausbildungsquote 

7,0 

4,9 

5,1 

- 

- 

Kraftfahrzeug-, Datenverarbei- 

Beschäftigte gesamt 

2.368.276 

1.945.296 

1.853.279 

82,1 

78,3 

tungs-, Elektrotechnikgewerbe 

Beschäftigte in Ausbildungsbetrieben 

2.115.583 

1.645.980 

1.576.437 

77,8 

74,5 


Auszubildende 

154.791 

104.153 

101.781 

67,3 

65,8 


Ausbildungsquote 

6,5 

5,4 

5,5 

- 

- 

Feinmechanik, Optik, Uhren, 

Beschäftigte gesamt 

691.598 

606.788 

596.720 

87,7 

86,3 

Schmuck 

Beschäftigte in Ausbildungsbetrieben 

546.452 

426.501 

424.847 

78,0 

77,7 


Auszubildende 

38.972 

27.304 

27.287 

70,1 

70,0 


Ausbildungsquote 

5,6 

4,5 

4,6 

- 

- 

Holz, Papier, Druckerei 

Beschäftigte gesamt 

817.463 

769.562 

742.068 

94,1 

90,8 


Beschäftigte in Ausbildungsbetrieben 

616.084 

542.821 

526.420 

88,1 

85,4 


Auszubildende 

54.842 

45.660 

45.280 

83,3 

82,6 


Ausbildungsquote 

6,7 

5,9 

6,1 

- 

- 

Leder, Textil, Nahioingsmittel 

Beschäftigte gesamt 

1.211.057 

989.337 

942.097 

81,7 

77,8 


Beschäftigte in Ausbildungsbetrieben 

905.372 

660.680 

650.552 

73,0 

71,9 


Auszubildende 

96.185 

48.146 

50.609 

50,1 

52,6 


Ausbildungsquote 

7,9 

4,9 

5,4 

- 

- 

Bau, Zimmerei, Ausbau 

Beschäftigte gesamt 

1.468.790 

1.510.698 

1.433.687 

102,9 

97,6 


Beschäftigte in Ausbildungsbetrieben 

916.561 

975.150 

933.374 

106,4 

101,8 


Auszubildende 

115.698 

134.080 

132.420 

115,9 

114,5 


Ausbildungsquote 

7,9 

8,9 

9,2 

- 

- 

Handel 

Beschäftigte gesamt 

3.045.108 

3.194.259 

3.167.699 

104,9 

104,0 


Beschäftigte in Ausbildungsbetrieben 

1.880.624 

1.736.704 

1.745.517 

92,3 

92,8 


Auszubildende 

227.351 

156.250 

154.987 

68,7 

68,2 


Ausbildungsquote 

7,5 

4,9 

4,9 

- 

- 
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W irtschaftszweig 

Merkmal 

Jahr 

Veränderung seit 1990 
(1990= 100) 

1990 

1996 

1997 

1996 

1997 

Verkehr, Nachrichten- 

Beschäftigte gesamt 

1.103.207 

1.112.070 

1.103.542 

100,8 

100,0 

übennittlung 

Beschäftigte in Ausbildungsbetrieben 

609.782 

582.271 

555.102 

95,5 

91,0 


Auszubildende 

60.584 

38.393 

37.443 

63,4 

61,8 


Ausbildungsquote 

5,5 

3,5 

3,4 

- 

- 

Kreditinstitute, Versicherungs- 

Beschäftigte gesamt 

890.658 

949.055 

939.165 

106,6 

105,4 

gewerbe 

Beschäftigte in Ausbildungsbetrieben 

726.737 

748.284 

739.028 

103,0 

101,7 


Auszubildende 

66.672 

51.267 

47.115 

76,9 

70,7 


Ausbildungsquote 

7,5 

5,4 

5,0 

- 

- 

Dienstleistungen 

Beschäftigte gesamt 

4.674.106 

5.697.286 

5.784.041 

121,9 

123,7 


Beschäftigte in Ausbildungsbetrieben 

2.884.982 

3.266.426 

3.360.246 

113,2 

116,5 


Auszubildende 

411.836 

393.941 

399.964 

95,7 

97,1 


Ausbildungsquote 

8,8 

6,9 

6,9 

- 

- 

Organisationen ohne Erwerbs- 

Beschäftigte gesamt 

502.792 

617.303 

623.270 

122,8 

124,0 

Charakter, private Haushalte 

Beschäftigte in Ausbildungsbetrieben 

245.305 

295.004 

308.781 

120,3 

125,9 


Auszubildende 

29.007 

27.980 

31.401 

96,5 

108,3 


Ausbildungsquote 

5,8 

4,5 

5,0 

- 

- 

Gebietskörperschaften, Sozial- 

Beschäftigte gesamt 

1.454.347 

1.407.279 

1.375.939 

96,8 

94,6 

Versicherung 

Beschäftigte in Ausbildungsbetrieben 

1.089.260 

1.020.591 

1.009.285 

93,7 

92,7 


Auszubildende 

61.670 

46.794 

47.321 

75,9 

76,7 


Ausbildungsquote 

4,2 

3,3 

3,4 

- 

- 

Ohne Angabe, nicht 

Beschäftigte gesamt 

2.430 

829 

840 

34,1 

34,6 

zuordnungsfähig 

Beschäftigte in Ausbildungsbetrieben 

2.320 

498 

506 

21,5 

21,8 


Auszubildende 

2.219 

148 

186 

6,7 

8,4 


Ausbildungsquote 

- 

- 

- 

- 

- 

Insgesamt 

Beschäftigte 

22.368.078 

22.344.063 

22.095.394 

99,9 

98,8 


Beschäftigte in Aushildungshetriehen 

15.890.136 

14.497.345 

14.453.292 

91,2 

91,0 


Auszuhildende 

1.574.278 

1.225.258 

1.236.646 

77,8 

78,6 


Aushildungsquote 

7,0 

5,5 

5,6 

- 

- 


Vgl. Berufsbildimgsbericht 1998, Übersicht 91, Seite 146 f. 


Quelle: Beschäftigtenstatistik der Bundesanstalt für Arbeit, Ergebnisse jeweils zum 30. Juni; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 


Veränderung naeh Betriebsgröße 

Die Anzahl der Ausbildungsbetriebe ging in den 90er Jahren 
besonders bei Unternehmen mit mehr als 500 sowie bei Betrie- 
ben mit weniger als 10 Beschäftigten zurück. Seit 1996 setzt 
sich dieser Trend, außer bei den Betrieben mit über 500 
Beschäftigten, nicht mehr fort, wenn auch dieser Zuwachs die 
Rückgänge aus den letzten Jahren nicht ausgleichen kann. 
Unter den mittelgroßen Betrieben (50 bis 499 Beschäftigte) 
zeigt sich ein leichter Aufwärtstrend mit einem Plus von 700 
Ausbildungsbetrieben bzw. einer Steigerung von 1,6%, unter 
den kleinen Mittelbetrieben (10 bis 50 Beschäftigte) ein Zu- 
wachs von 800 Ausbildungsbetrieben bzw. von 0,6%. 

Bei den Kleinbetrieben mit bis zu 10 Beschäftigten gibt es zum 
Stichtag 30. Juni 1997 4.000 bzw. 1,8% mehr Ausbildungsbe- 


triebe. Nur die Anzahl der ausbildenden Großbetriebe hat sich 
verringert: Im Vorjahresvergleich um 3%, verglichen mit 1990 
um 12%. Dieser Rückgang fällt allerdings weniger stark aus als 
in der Betriebszahl insgesamt. Wie im Vorjahr beruht damit der 
leichte Zuwachs der absoluten Anzahl der Ausbildungsbetriebe 
in der Hauptsache auf der Zunahme bei den kleineren Betrie- 
ben. 

Die Anzahl der Auszubildenden stieg in allen Betriebsgrößen- 
klassen mit Ausnahme der Betriebe mit 10 bis 49 Beschäftigten 
an. Den größten Zuwachs an Auszubildenden im Vergleich 
zum Vorjahr verzeichneten die Mittelbetriebe (50 bis 499 
Beschäftigte) in Höhe von 6.100 bzw. 1,7%. Diese Entwick- 
lung ist um so bemerkenswerter, als bis auf die Gruppe der 
Kleinbetriebe Betriebe mit 10 und mehr Beschäftigten einen 
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Rückgang von insgesamt 250.000 Beschäftigten bzw. 1,1% 
hinnehmen mußten. Diese Verluste führten zum ersten Mal 
nicht zu einem Abbau bei den Ausbildungsplätzen. 

Veränderung nach Wirtschaftszweigen 

Nach Jahren des Rückgangs stieg 1997 die Anzahl der Ausbil- 
dungsbetriebe zwischen 3 % und 5 % in den Bereichen Land- 
wirtschaft, Forstwirtschaft, Fischerei; Energiewirtschaft; Che- 
mie, Kunststoffverarbeitung; Metall und Maschinenbau; Ver- 
kehr- und Nachrichtenwesen sowie Gebietskörperschaften und 
Sozialversicherung wieder an. Mit Ausnahme des Bereichs 
Verkelir/Nachrichten führte dies auch zu zunehmenden Ausbil- 
dungsbetriebsquoten. Abgenommen mit Werten zwischen 1 % 
und 2% hat die Ausbildungsbeteiligung in den Wirtschaftsbe- 
reichen Kredit-ZVersicherungswesen und Kraftfahrzeug-, Da- 
tenverarbeitungs- und Elektrotechnikgewerbe. Die restlichen 
Wirtschaftszweige weisen seit 1994 etwa gleichbleibende Wer- 
te auf. 

Bei der Betrachtung der Ausbildungsquoten fällt auf, daß Wirt- 
schaftszweige mit relativ stabilen Beschäftigungsverhältnissen 
1977 unterschiedlich auf die Ausbildungsnachfrage reagieren. 
Während Bereiche wie Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Fische- 
rei, Organisationen ohne Erwerbscharakter ihre Ausbildungs- 
möglichkeiten ausgebaut haben, verzichten Wirtschaftszweige 
wie das Verkehrs-, Nachrichten-, Kredit- und Versicherungs- 
wesen zunehmend auf eine eigene Ausbildung. Die Bereiche 
Groß- und Einzelhandel; Feinmechanik, Optik sowie das 
Dienstleistungsgewerbe haben zumindest das Vorjahresniveau 
im Ausbildungssektor gehalten. Günstig ist die Entwicklung für 
Jugendliche in den Branchen verlaufen, in denen trotz stärkerer 
Abnahmetendenzen in der Beschäftigung das Ausbildungs- 
platzangebot sogar gesteigert werden konnte. Dies ist der Fall in 
der Energiewirtschaft und im Bergbau, in der Chemie und 
Kimststoffverarbeitung sowie bei Leder, Textil und Nahrungs- 
mittel. Trotz der negativen Beschäftigungsentwicklung konnten 
Bereiche wie Holz, Papier, Druck, Bau, Zimmerei, Ausbau; 
Gebietskörperschaften, Sozialversicherung ihre Ausbildungs- 
kapazitäten beibehalten. 

Weitere deutliche Einbrüche mußte das Kraftfahrzeuggewerbe, 
das Datenverarbeitungsgewerbe und das Elektrotechnikgewer- 
be hinnehmen. Im Gegensatz zu vorangehenden Jahren ging 
jedoch die Zahl der Auszubildenden etwas weniger stark 
zurück als die der Beschäftigten. Dagegen zeichnet sich im 
Bereich Metall- und Maschinenbau eine gewisse Trendwende 
ab: Hier war 1997 im Vergleich zum Vorjahr sowohl im 
Beschäftigungs- als auch im Ausbildungsbereich der stärkste 
Zuwachs zu verzeichnen. Die Ausbildungsquote konnte sogar 
leicht gesteigert werden. 


4.1.3 Ausbildungsverhalten neu gegründeter 
Betriebe 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung hat im Mai/Juni 1998 
eine Befragung von neu gegründeten Betrieben durchgeführt. 
Ziel dieser Befragung war es, Informationen zum Ausbildungs- 
engagement, zu Faktoren der Ausbildungsbereitschaft und zum 
Qualifikationsbedarf zu erhalten. Die Befragung richtete sich in 
den alten und neuen Ländern an 10.000 Betriebe, die in der Zeit 
von 1992 bis 1994 gegründet wurden. Befragt wurden Betriebe 
aus dem verarbeitenden Gewerbe, der Industrie, dem Groß- und 
Außenhandel, der untemehmensnahen Dienstleistungen und 
der haushalts- und personenbezogenen Dienstleistungen mit 
mindestens drei Beschäftigten. Insgesamt haben sich rund 
2.100 Betriebe an der Befragung beteiligt, davon 47% aus den 
alten und 53 % aus den neuen Ländern. Die Auswertung zeitig- 
te folgende Ergebnisse: 


4.1 Ausbildungsbereitschaft von Betrieben 

Insgesamt stehen die Betriebe der betrieblichen Ausbildung 
positiv gegenüber. 39% der Betriebe (rund 800), die sich an der 
Befragung beteiligten, bildeten bereits aus. Davon planten rund 
500 Betriebe (60%), im Ausbildungsjahr 1998/1999 Auszubil- 
dende einzustellen. 

Von den Betrieben, die zur Zeit nicht ausbildeten, wollten 
immerhin 15% im Ausbildungsjahr 1998/1999 Ausbildungs- 
plätze zur Verfügung stellen. Diese Angaben sprechen für eine 
überdurchschnittliche Ausbildungsbereitschaft von neu gegrün- 
deten Betrieben. 

Die befragten Betriebe nennen als ausschlaggebende Gründe 
für die Einstellung von Auszubildenden den Bedarf an eigenem 
Fachkräftenachwuchs und den produktiven Einsatz der Auszu- 
bildenden. Darüber hinaus sind die Betriebe der Meinung, daß 
sich die Ausbildungsinhalte gut mit ihrem Qualifikationsbedarf 
decken. 

Was die Erfahrungen mit den Auszubildenden betrifft, gab die 
Mehrzahl der befragten ausbildenden Betriebe (57 %) an, gute 
Erfahrungen mit den Auszubildenden gemacht zu haben. Jeder 
dritte ausbildende Betrieb (37%) hat sowohl gute wie auch 
weniger gute Ausbildungserfahrungen gesammelt. Nur 6% 
gaben an, mit den Jugendlichen eher schlechte Erfahrungen 
gemacht zu haben. 

Gefragt nach den wichtigsten Erfahrungen im Zusammenhang 
mit der Ausbildung nennen die Betriebe aus den neuen Ländern 
produktive Leistung, Kreativität und hohes Interesse der Lehr- 
linge an der Ausbildung am häufigsten. In den alten Ländern 
kritisieren die Betriebe die geringe Anwesenheit der Auszubil- 
denden im Unternehmen, loben jedoch, wie die Betriebe in den 
neuen Ländern, die produktiven Leistungen der Auszubilden- 
den. 

In den alten und neuen Ländern nannten die befragten Betriebe 
als wichtigsten Grund, der gegen die Bereitstellung von Ausbil- 
dungsplätzen spricht, ihre überwiegend kleine Belegschaft. 
Weitere Gründe sind die fehlende Ausbildereignung und ein 
hoher Grad an Spezialisierung des Betriebes. In den neuen Län- 
dern geben die Betriebe außerdem die unsichere wirtschaftliche 
Lage als Grund für den Ausbildungsverzicht an. 

Soweit nach Maßnahmen zur Erhöhung der Ausbildungsbereit- 
schaft gefragt wurde, haben Betriebe in den alten Ländern, die 
derzeit nicht ausbilden, insbesondere Erleichterungen bei der 
Zuerkennung der Ausbildungseignung gefordert (vgl. Schau- 
bild 15). Darüber hinaus wurden in den alten Ländern Defizite 
bei den Informationen zur Ausbildungseignung sowie bei der 
Unterstützung durch die Kammern festgestellt (z.B. bei der 
Organisation der Ausbildung und bei der Bewältigung von Pro- 
blemen mit den Jugendlichen). Nicht zuletzt erwarten die 
Betriebe intensivere Hilfen bei der Organisation von Verbund- 
ausbildung. Senkung der Ausbildungsvergütung und bessere 
Abstimmung mit der Berufsschule sind nach Auffassung der 
ausbildenden Betriebe entscheidende Maßnahmen zur Steige- 
rung der Ausbildungsbereitschaft. 

Nicht ausbildende Betriebe aus den neuen Ländern schlagen 
zur Erhöhung des betrieblichen Ausbildungsengagements vor, 
die Ausbildungsvergütung einzufrieren bzw. zu senken. An 
zweiter Stelle stehen Erleichterungen bei der Ausbilder-Eig- 
nungsprüfung. Darüber hinaus fordern sie - wie die Betriebe 
aus den alten Ländern - mehr Informationen zur Ausbildungs- 
eignung, Unterstützung durch die Kammern und zusätzliche 
Hilfen bei der Organisation von Verbundausbildung. Für die 
Ausbildungsbetriebe in den neuen und alten Ländern sind die 
gleichen Maßnahmen wichtig: Senkung der Ausbildungsver- 
gütung, Unterstützung durch die Kammern und bessere 
Abstimmung mit der Berufsschule. 
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Hinsichtlich des Qualifikationsbedarfes sind 37 % der befragten 
Betriebe bereit, weitere Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen mit 
einer abgeschlossenen dualen Ausbildung einzustellen. Die 
Unternehmen aus den Bereichen „Verarbeitendes Gewerbe“, 
„Handel“ und „haushalts- und personenbezogene Dienst- 
leistungen“ geben an, daß sie Bewerber mit Abschluß einer 
Lehre bevorzugen. Die Betriebe aus dem Bereich „untemeh- 
mensnahe Dienstleistungen“ dagegen favorisieren Bewerber 
mit Fachhochschul- bzw. Hochschulreife. 

Zusätzlich über die genannten Maßnahmen zur Erhöhung der 
Ausbildungsbereitschaft gaben die befragten Betriebe an, daß 
sie finanzielle Hilfen z.B. in Fonn von Steuererleichterungen, 
Zuschüssen oder Fördermittel begrüßen würden. Einige der 
befragten Betriebe erkennen darüber hinaus eine gesellschaft- 
liche Verpflichtung ihres Betriebes an, Ausbildungsplätze zur 
Verfügung zu stellen. 


4.1.4 Betriebe mit ausländisehen Betriebsinhabern 

Zwei empirische Untersuchungen aus dem Jahr 1997 haben zu 
dem Ergebnis geführt, daß bei griechischen, italienischen, por- 
tugiesischen, spanischen und türkischen Unternehmen in 
Deutschland ein Potential von mindestens 1 1.000 zusätzlichen 
Lehrstellen mobilisiert werden könnte. ') Auf der Grundlage 
dieser Untersuchimgsergebnisse wurde vom Bundesministe- 
rium für Bildung und Forschung, den Spitzenverbänden der 
deutschen Wirtschaft, ausländischen Untemehmerverbänden, 
der Bundesanstalt für Arbeit und dem Bundesinstitut für Be- 
rufsbildung eine gemeinsame Verabredung zur bundesweiten 
Mobilisierung des bisher nicht genutzten Lehrstellenpotentials 
getroffen. 

Die Kampagne wurde im März 1998 gestartet und wird vom 
Institut der deutschen Wirtschaft Köln wissenschaftlich beglei- 
tet. Sie wurde regional von verschiedensten Institutionen ange- 
stoßen: Arbeitsverwaltung, Industrie- und Handelskammern, 
Handwerkskammern, Ausländerbeiräte, ausländische Unter- 


') Vgl. Bemfsbildungsbericht 1998, Kapitel 4.2 


Schaubild 15 


Maßnahmen zur Erhöhung der Ausbildungsbereitschaft 
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Anzahl der Nennungen 

Alte Länder 

ö Ausbildende Betriebe 
S Nicht ausbildende Betriebe 


Neue Länder 
I Ausbildende Betriebe 
H Nicht ausbildende Betriebe 


Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung 
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nehmerverbände und diplomatische Vertretungen gaben die 
Initialzündung. Einzelne ausländische Unternehmer übernah- 
men Informations- und Vorbildfünktion, bieten ihren Landsleu- 
ten zusätzliche Orientierung und fungieren als Multiplikatoren. 
Auf diese Weise wurde auf regionaler Ebene eine Vielzahl an 
Initiativen ausgelöst und bereits bestehenden Aktivitäten neuer 
Schub vermittelt. Die Handlungsfelder wurden in einer reprä- 
sentativen Untemehmensbefragung sondiert. 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung unter- 
stützt die Aktion seit 1998 mit zwei Modellprojekten. Durch 
Informationsvermittlung, Betreuung und Beratung sollen die 
Voraussetzungen geschaffen werden, zusätzliche Ausbildungs- 
plätze in ausländischen, vor allem in türkischen Unternehmen 
zu erschließen. Das Zentrum für Türkeistudien in Essen wird 
diese Maßnahmen in den Regionen Ruhrgebiet und Köln/Bonn, 
das Bildungswerk der Hessischen Wirtschaft in den Großräu- 
men Frankfürt/Offenbach, Mainz/ Wiesbaden, Mannheim/Hei- 
delberg und Kassel durchfuhren. 

Zu den Schwerpunkten der Kampagne im einzelnen: 

Information der nicht aushildenden Betriebe 

Ausländische Unternehmer haben hinsichtlich der Berufsaus- 
bildung Informationsdefizite; eine dem dualen System ver- 
gleichbare Ausbildungskultur gibt es in den Herkunftsländern 
der Betriebsinhaber nicht. Häufig kennen ausländische Be- 
triebsinhaber Aufgabe und Funktion der in Deutschland an der 
Berufsausbildung beteiligten Kammern und Berufsschulen 
nicht. Die Dienstleistungsangebote der Kammern werden da- 
her nicht abgerufen. Folglich standen am Beginn der Aktion 
zielgruppenorientierte Informations- und Impulsveranstaltun- 
gen mit dem Ziel, diese Informationsdefizite abzubauen, bevor 
mit der eigentlichen Lehrstellenakquisition begonnen werden 
konnte. 

Qualifizierung zum Ausbilder und Ausnahmeregelungen 
bei der Ausbilder-Eignungsprüfung 

Fehlende Ausbildereignung und Ausbildungserfahrung stellen 
unüberwindliche Ausbildungshemmnisse dar. Die Erlangung 
der Ausbilderbefähigung ist vor allem für diejenigen Betriebs- 
inhaber eine Hürde, die das deutsche Bildungssystem nicht 
durchlaufen haben und nicht über einschlägige formale Bil- 
dungsabschlüsse verfügen. 

In Ausnahmefällen kann im Ausbildungsbereich Industrie und 
Handel vom Nachweis der arbeits- und berufspädagogischen 
Eignung durch eine Prüfung abgesehen werden, wenn eine ord- 
nungsgemäße Ausbildung gesichert ist. Die Befreiung von der 
AEVO-Prüfüng wird von den zuständigen Stellen unterschied- 
lich gehandhabt: Teilweise wird für alle ausländischen Unter- 
nehmen, die die Befreiungsvoraussetzungen erfüllen, von die- 
ser Möglichkeit Gebrauch gemacht, teilweise nur befristet mit 
der Auflage, die Prüfung innerhalb eines bestimmten Zeitrau- 
mes nachzuholen. Auch Finanzierungshilfen für AEVO-Lehr- 
gänge und bei den Prüfungsgebühren werden eingeräumt. 
Bestehende AdA-Seminare (Ausbildung der Ausbilder) werden 
sprachlich und organisatorisch den Bedürfnissen der Teilneh- 
mer angepaßt, jedoch ohne Reduzierung der fachlichen Anfor- 
derungen. 

Lehrstellenakquisition 

Ein weiterer Schwerpunkt ist die Gewinnung von neuen Aus- 
bildungsbetrieben und Lehrstellen durch Betriebsbesuche und 
persönliche Ansprache der Untemehmensinhaber. Bei dieser 
Aufgabe ist die Auswahl der mit der Akquisition beauftrag- 
ten Personen und Institutionen entscheidend. Diese Aufgabe 
übernehmen vorwiegend die Berufsberater und Berufsbera- 
terinnen der Arbeitsämter und die Lehrstellenakquisiteure der 


4.1 Ausbildungsbereitschaft von Betrieben 

Kammern. Bewährt hat sich der Einsatz von Akquisiteuren der 
jeweiligen Nationalität oder Begleitung durch eine Vertrauens- 
person dieser Nationalität, unterstützt durch landessprachliches 
Beratungsmaterial und bilinguale Faltblätter. Viele der Natio- 
nalitätengruppen, um die es hier geht, sind sehr gut organisiert. 

Neben Untemehmerverbänden existiert eine Vielzahl an regio- 
nalen Netzwerken. Die Einbeziehung solcher Institutionen und 
Netzwerke öffnet Türen und erleichtert die Akquisition. Eine 
erfolgreiche Akquisition bei ausländischen Betrieben, die bis- 
her nicht ausbilden, erfordert mehrmalige Betriebsbesuche und 
regelmäßige Kontaktpflege durch einen festen Ansprechpart- 
ner. Konnte ein Ausbildungsplatzangebot erreicht werden, wird 
der neue Ausbildungsbetrieb durch Informationsaustausch und 
ein kontinuierliches Beratungsangebot begleitet; viele auslän- 
dische Selbständige brauchen auch Hilfe bei der Erledigung der 
bürokratischen Formalitäten. 

Ausbildung im Verbund 

Für kleinere und spezialisierte mittlere Unternehmen, die nicht 
alle Ausbildungsinhalte vermitteln können, stellt der Zu- 
sammenschluß mit anderen Unternehmen zu einem Ausbil- 
dungsverbund eine Möglichkeit dar, auszubilden. Hinsichtlich 
der Voraussetzungen, einen Ausbildungsverbund zu organisie- 
ren, aber auch über seine Chancen und Vorteile bestehen bei 
ausländischen Selbständigen große Kenntnis-Defizite. In eini- 
gen Bezirken war bei Beginn der Kampagne Ausbildung im 
Verbund in türkischen Unternehmen bereits erprobt, z.B. bei 
den Industrie- und Handelskammern Frankfurt am Main, Berlin 
und Köln. In der Verbundausbildung wurden noch nicht alle 
denkbaren Varianten realisiert. Ringausbildung, bei der auslän- 
dische und deutsche Gastronomie-Betriebe ihre Lehrlinge zeit- 
weise austauschen, und gemischt-nationale Verbünde im Ban- 
kenbereich sind in der Erprobungsphase; im nahrungsmittelver- 
arbeitenden und -herstellenden Gewerbe sind ebenfalls noch 
Potentiale unausgeschöpft. Kleinbetriebe brauchen häufig einen 
Großbetrieb als Anlaufstelle, um eine qualitativ gute Ausbil- 
dung gewährleisten zu können. Solche Kooperationen werden 
unterstützt, haben jedoch zum gegenwärtigen Zeitpunkt Mo- 
dellcharakter. Die Kammern wollen bei der Organisation der 
Verbünde und der Auswahl geeigneter Partneruntemehmen 
mitwirken. 

Bestehende Förderangebote auf Länderebene werden genutzt. 

Die Förderung ist überwiegend auf eine Anschub fmanzierung 
beschränkt. 

Betreuung und Beratung der Ausbildungsbetriebe 

Ein neu gewonnener Ausbildungsbetrieb benötigt mehrere 
geeignete Bewerber zur Auswahl, d. h. die Paßfähigkeit von 
Angebot und Nachfrage muß sichergestellt werden. Hier leisten 
vor allem die Arbeitsämter Hilfestellung. 

Um Lehrstellenreserven bei bereits ausbildenden Betrieben zu 
mobilisieren, ist eine gezielte Beratung der Betriebe im Hin- 
blick auf den Aufbau einer Personalplanung zweckmäßig. 
Bestehende Kapazitäten können so besser ausgelastet werden. 
Erfahrene Ausbilder aus anderen Unternehmen oder von Ver- 
bänden werden hier ebenfalls beratend tätig. 

Als erste Zwischenbilanz der Aktivitäten und Maßnahmen 
kann festgestellt werden, daß bundesweit einige hundert Aus- 
bildungsbetriebe neu gewonnen werden konnten. Die akquirier- 
ten Lehrstellen liegen überwiegend im kaufmännischen Bereich 
mit den Schwerpunkten Großhandel, Einzelhandel, Bürokom- 
munikation, Reiseverkehr und Gastgewerbe. 
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4.2 Übergang von Ausbildung in 
Beschäftigung 

Ein duales Berufsausbildungssystem unter Einbindung der 
Wirtschaft gilt als ein entscheidender Faktor für eine erfolg- 
reiche Begrenzung der Jugendarbeitslosigkeit. Doch auch in 
Deutschland ist die Arbeitslosenquote bei den unter 25jährigen 
in den letzten Jahren nach Angaben der Bundesanstalt für 
Arbeit im Jahresdurchschnitt deutlich gestiegen (1993: 8,5%, 
1994: 9,5%, 1995: 9,5%, 1996: 11,0%, 1997: 12,2%). Sie fällt 
jedoch im Vergleich zu europäischen Ländern mit überwiegend 
schulischen Berufsbildungssystemen immer noch vergleichs- 
weise niedrig aus. So betrug die Jugendarbeitslosigkeit 1997 
nach den Berechnungen von EUROSTAT 14,2% in Groß- 
britannien, 29,1 % in Frankreich, 33,1 % in Italien und 39,1 % in 
Spanien'). Nur in den kleineren Nachbarstaaten Österreich 
(6,7%), Luxemburg (7,7%), Dänemark (8,3%) und den Nie- 
derlanden (9,2%), die zum Teil ebenfalls duale Ausbildungs- 
formen praktizieren, wurden 1997 geringere Quoten als in 
Deutschland gemessen. 

Mit rund fünf Monaten lag die durchschnittliche Dauer der 
Arbeitslosigkeit im Jahr 1997 bei den unter 25jährigen drei 
Monate unter dem Gesamtdurchschnittswert für alle Alters- 
gruppen. Im Jahr 1998 gab es in den alten Ländern Anzeichen 
für eine leichte Entspannung der Jugendarbeitslosigkeit; im 
Jahresdurchschnitt verringerte sich die Quote bundesweit bei 
den unter 25jährigen auf 1 1,8% und blieb damit 0,4 Prozent- 
punkte unter dem Wert des Jahres 1997 zurück. Weiterhin 
bestehen jedoch große regionale Unterschiede. Während die 
Quote Ende 1998 in Bayern nur 6,8% betrug, waren im Land 
Berlin zum selben Zeitpunkt 21,3% aller abhängigen zivilen 
Erwerbspersonen unter 25 Jahren arbeitslos. 

Übernahmeangebote naeh Abschluß der Ausbildung 

Eine entscheidende Größe für die Begrenzung der Jugend- 
arbeitslosigkeit in Ländern mit dualer Berufsausbildung bilden 
Übemahmeangebote nach Beendigung der Ausbildung. Dies 
gilt in zweierlei Hinsicht: Zum einen schaffen es bei einer 
schwierigen Arbeitsmarktlage nur wenige, bei fehlendem Über- 
nahmeangebot ohne Phasen der Sucharbeitslosigkeit einen Ein- 
stiegsarbeitsplatz zu finden. Zum anderen erweisen sich Er- 
werbsverläufe von jungen Fachkräften, die nach der Lehre 
zunächst einmal arbeitslos geworden sind, auch nach erstma- 
liger Beendigung der Erwerbslosigkeit als deutlich instabiler. -) 
Nach Aussagen der Betriebe (Betriebsinhaber, Personalverant- 
wortliche) wurden von den insgesamt 449.000 Auszubildenden 
in den alten Ländern, die 1997 ihre berufliche Bildung erfolg- 
reich absolviert hatten, 54% übernommen (vgl. Übersicht 72). 
1995 lag der Wert bei 60%, im Jahr 1996 bei 52%'). In den 
neuen Ländern fanden 1997 nach den Angaben der Betriebe 
von den erfolgreichen 101.000 Auszubildenden 49% bei ihrem 
bisherigen Ausbildungsbetrieb auch einen Arbeitsplatz. 1996 


') Jugendliche unter 25 Jahren. Die Berechnungen der Arbeitslosenquoten 
durch die Bundesanstalt für Arbeit und durch EUROSTAT weichen 
zum Teil voneinander ab. Nach der für alle EU-Länder vereinheitlich- 
ten Berechnungsweise von EUROSTAT lag 1997 die Arbeitslosen- 
quote der unter 25jährigen in Deutschland bei 11,0% (1993: 7,9%, 
1994: 8,7%, 1995: 8,8%, 1996: 10,0%). 

OVgl. hierzu Steiner, Ch./Terpe, S. /Wiener, B.: „Erwerbsverläufe von 
Fachkräften im Anschluß an die berufliche Erstausbildung in Sachsen- 
Anhalt“ (Forschungsbeiträge zum Arbeitsmarkt in Sachsen-Anhalt, 
Band 11), 1998 

') Vgl. Berufsbildungsbericht 1996, Kapitel 4.1.1 sowie Berufsbildungs- 
bericht 1997, Kapitel 4.2.2 


lag dieser Wert bei 52%. Auf die Art der Übernahme, d.h. 
inwieweit es sich um einen befristeten oder unbefristeten 
Arbeitsvertrag handelte oder ob die Übernahme als Fachkraft 
im erlernten Beruf oder unterhalb des erreichten Qualifikations- 
niveaus erfolgte, geben die Daten des lAB-Betriebspanels keine 
Hinweise'). 

Auf die einzelnen Größenklassen bezogen, stiegen die Über- 
nahmequoten nach Aussagen der Betriebe in den alten Ländern 
mit zunehmender Betriebsgröße von 46% bei den Kleinstbe- 
trieben bis auf 64% bei den Großbetrieben an. In den neuen 
Ländern lagen die Übemahmequoten dagegen bei den Kleinbe- 
trieben mit 10 bis 49 Beschäftigten und bei den Großbetrieben 
ab 500 Beschäftigten mit jeweils 55 % am höchsten, während 
sie bei den Mittelbetrieben mit 41 % am niedrigsten waren. Ver- 
gleicht man die betriebsgrößenklassenspezifischen Übemah- 
mequoten in den alten und neuen Ländern, so waren diese in 
den alten im Vergleich zu den neuen Ländern bei den Mittelbe- 
trieben um 19% und bei den Großbetrieben um 9% höher, 
während bei den Kleinst- und Kleinbetrieben die Übemahme- 
quoten in den neuen Ländern jeweils um 5 % höher lagen. 

Nach den Ergebnissen des lAB-Betriebspanels fanden sich 
sowohl in den neuen als auch in den alten Ländern die höchsten 
Übemahmequoten im Kredit- und Versicherungswesen.') Gün- 
stig für die erfolgreichen Absolventen einer beruflichen Ausbil- 
dung stellte sich die Lage in den alten Ländern auch in der In- 
vestitionsgüterindustrie mit einer Übemahmequote von 69% 
sowie in der GmndstoffVerarbeitung und bei den Organisa- 
tionen ohne Erwerbszweck und dem Staat dar, wo je 65% der- 
jenigen, die ihre Ausbildung 1996/1997 erfolgreich absolviert 
hatten, auch eine Weiterbeschäftigung fanden. Dagegen lagen 
die Übernahmequoten in den alten Ländern bei den Bildungs- 
stätten und Verlagen (23%), im Gaststätten- und Beherber- 
gungswesen (37 %) und auch im Gesundheitswesen (42 %), das 
immerhin einen hohen Anteil am gesamten Ausbildungs- 
voluinen der alten Länder einnimmt, sehr niedrig. 

In den neuen Ländern fanden sich die höchsten Übemahme- 
quoten im Bereich der GmndstoffVerarbeitung (69 %), im Bau- 
gewerbe (62%) und bei den Organisationen ohne Erwerbs- 
zweck und dem Staat (61 %). Die schlechtesten Aussichten 
hatten dagegen erfolgreiche Absolventen im Gaststätten- und 
Beherbergungswesen (3 1 %) und in der Landwirtschaft (33 %). 
Der Bereich Bildungsstätten und Verlage wies mit 5% die 
absolut niedrigste Übemahmequote auf, was auf einen ausge- 
sprochen hohen Anteil an öffentlich geförderten Bildungsträ- 
gem zurückzuführen sein dürfte, für die die Ausbildung den 
eigentlichen Geschäftszweck darstellt und die entsprechend 
nicht oder kaum für den Eigenbedarf ausbilden. Die anderen 
Wirtschaftszweige wiesen Übemahmequoten zwischen 50% 
und 55 % und damit eine geringere Streuung als die Betriebe 
der alten Länder auf 

Deutliche Unterschiede in den branchenspezifischen Übemah- 
mequoten zwischen den alten und den neuen Ländern ergaben 
sich insbesondere im Bereich Bergbau, Energie und Wasserver- 
sorgung, in der Land- und Forstwirtschaft, bei Bildungsstätten 
und Verlagen sowie in der Investitionsgüterindustrie. Keine 
oder nur geringfügige Unterschiede waren dagegen im Kredit- 
und Versichemngswesen, in der Verbrauchsgüterindustrie, bei 
den sonstigen Dienstleistungen und im Verkehrs- und Nach- 
richtenwesen festzustellen. 


') Zu tarifVertraglichen Überaahmeregelungen vgl. Bemfsbildungsbericht 
1998, Kapitel 4.1.1 

■) In manchen Wirtschaftszweigen des verarbeitenden Gewerbes, die hier 
statistisch nicht ausgewiesen werden konnten, gibt es tarifliche Über- 
nahmeverpflichtungen, d.h. Quoten bis zu 100. 
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Arbeitslosigkeit nach erfolgreichem Abschluß der Lehre 

Der Anteil der erfolgreichen Ausbildungsabsolventen, der sich 
unmittelbar nach Beendigung der Lehre beim Arbeitsamt 
arbeitslos meldet, kann anhand der amtlichen Statistik nur 
schätzungsweise bestimmt werden.') Für 1997 ergibt sich ein 
Schätzwert von 27%, dies sind zweieinhalb Prozentpunkte 
mehr als 1996 (vgl. Übersicht 73). Besonders hoch fällt der 
Anteil der jungen Fachkräfte, der sich unmittelbar nach erfolg- 


') Hierfür sind vor allem zwei Gründe maßgeblich: Zum einen sind unter 
den erfolgreichen Prüfungsabsolventen aus dualer Ausbildung, die das 
Statistische Bundesamt zählt, auch Umschüler aus dem Handwerk 
erfaflt und zum anderen finden sich unter den Arbeitslosenzugängen 
aus betrieblicher Ausbildung, die die Bundesanstalt für Arbeit 
registriert, auch Lehramtsanwärter, Referendare, Volontäre und Prak- 
tikanten im Anerkennungsjahr. Weder diese Personen noch die Um- 
schüler aus dem Handwerk können gesondert identifiziert werden. Ver- 
nachlässigt man das Problem der Umschüler und veranschlagt man den 
Anteil der Lehramtsanwärter, Referendare, Volontäre und Praktikanten 
unter den Arbeitslosenzugängen aus betrieblicher Ausbildung auf 20%, 
so meldeten sich von den 462.200 jungen Fachkräften, die ihre Ausbil- 
dungsabschlußprüfung erfolgreich absolviert hatten, rund 125.700 als 
arbeitslos. Vgl. auch Schober, K.: „Nur durch Arbeit trägt Ausbildung 
Früchte“, lAB-Kurzbericht, Nr.5, 1994 sowie: Schober, K.: „Keine Ent- 
warnung an der zweiten Schwelle“, I AB -Kurzbericht, Nr.5, 1995. 

Seit Januar 1 998 weist die Bundesanstalt für Arbeit Zugänge in Arbeits- 
losigkeit nach einer erfolgreich abgeschlossenen betrieblichen Ausbil- 
dung statistisch aus. 1998 waren dies in den alten Ländern 101.000 und 
in den neuen Ländern 65.400. Vergleiche zu früheren Jahren sind nur 
eingeschränkt möglich. Überwiegend dürfte es sich um Zeiten eher 
kurzfristiger Sucharbeitslosigkeit handeln. 


reichem Abschlufl der Lehre arbeitslos meldet, in den neuen 
Ländern aus. Er erreichte 1997 mit knapp 40% einen neuen 
Höchststand. Eine entscheidende Ursache ist hier die außer- 
betriebliche Ausbildung vieler junger Fachkräfte. 

Geschlechtsspeziflsche Einflüsse beim Übergang 
an der „zweiten Schwelle“ 

Die Ursache für die deutlich größeren Integrationsprobleme 
von weiblichen Fachkräften in den neuen Ländern sind im 
wesentlichen auf die Unterschiede bei der Ausbildungsform 
und den Ausbildungsberufen zurückzuführen: Frauen wurden 
häufiger außerbetrieblich und in Berufen mit geringeren Über- 
nahmechancen ausgebildet. Nach Schätzungen auf der Grund- 
lage der amtlichen Statistik^) meldeten sich 1997 von den 


') Auch die Berechnung, wie hoch der Anteil der weiblichen Ausbil- 
dungsabsolventen ist, der sich unmittelbar nach erfolgreicher Prüfung 
arbeitslos meldet, kann nur unter Zuhilfenahme von Schätzungen erfol- 
gen. Neben den oben bereits geschilderten Problemen auf Gmnd nicht 
eindeutig abgrenzbarer Personenkreise in der amtlichen Statistik (Aus- 
zubildende gegenüber Umschüler, Absolventen anerkannter gegenüber 
sonstiger Ausbildungsberufe) tritt als weitere Schwierigkeit hinzu, daß 
über die Zahl der externen Prüfungsteilnehmer keine geschlechtsspezi- 
fischen Differenzierungen vorliegen und diese deshalb nicht von der 
Gesamtzahl aller weiblichen Prüfungsteilnehmer abgezogen werden 
können. Da der Anteil der Externen aber relativ begrenzt ist (1997 
waren rund 5 % der Prüfungsteilnehmer in den neuen Ländern Externe), 
können geschlechtsspezifische Berechnungen der Zugangsquoten in 
Arbeitslosigkeit unter Inkaufnahme leichter Unterschätzungen dennoch 
vorgenommen werden. 


Übersicht 72: Erfolgreiche Ausbildungsabschlüsse und Übernahmequoten 1997') 


Betriebsgrößenklasse/Branche 

Zahl der erfolgreichen 
Ausbildungsabschlüsse 

Übemahmequoten 

Alte Länder 

Neue Länder 

Alte Länder 

Neue Länder 

Anzahl 

Prozent 

1 bis 9 Beschäftigte 

94.977 

18.578 

45,5 

51,0 

10 bis 49 Beschäftigte 

144.028 

32.104 

50,2 

55,4 

50 bis 499 Beschäftigte 

116.250 

37.102 

58,7 

40,8 

500 und mehr Beschäftigte 

93.871 

13.267 

63,5 

54,7 

Land- und Forstwirtschaft*) 

5.855 

1.969 

54,6 

33,3 

Bergbau, Energie, Wasserversorgung*) 

4.148 

1.267 

84,2 

53,3 

Grundstoffverarbeitung 

18.282 

2.090 

65,0 

69,2 

Investitionsgüter 

54.128 

9.341 

69,1 

55,4 

V erbrauchsgüter 

36.141 

7.552 

57,1 

54,9 

Baugewerbe 

41.824 

20.160 

62,3 

62,3 

Handel 

54.725 

11.328 

59,7 

55,0 

Verkehr, Nachrichten 

15.008 

3.958 

47,3 

50,3 

Kredit, Versicherung 

25.883 

2.361 

80,5 

81,2 

Gaststätten, Beherbergung 

13.634 

5.351 

37,2 

31,4 

Bildungsstätten, Verlage 

57.802 

12.945 

23,3 

5,0 

Gesundheitswesen 

50.428 

8.249 

42,4 

53,0 

Sonstige Dienstleistungen 

43.715 

7.695 

50,7 

52,6 

Organisationen ohne Erwerbszweck/Staat 

27.554 

6.787 

65,4 

60,5 

Insgesamt 

449.127 

101.053 

54,2 

49,1 

*) Nur eingeschränkte Aussagefahigkeit auf Grund beschränkter Fallzahlen 
') Hochrechnung 

Quelle: lAB-Betriebspanel 1997, 5. Welle alte Länder und 2. Welle neue Länder 
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4.3 Dienstleistungen im produzierenden 
Handwerk 


46.400 erfolgreichen Ausbildungsabsolventinnen in den neuen 
Ländern rund 21.700 arbeitslos. Dies entspricht einer Quote 
von knapp 47%. In den neuen Ländern lag bei den Männern 
der Anteil dagegen bei 31%. In den alten Ländern spielen 
geschlechtsspezifische Unterschiede eine wesentlich geringere 
Rolle. Hier dürften 1997 rund 25% der weiblichen und 21% 
der männlichen Absolventen nach Abschluß der Ausbildung 
arbeitslos geworden sein. Forschungsergebnisse des Bundesin- 
stituts für Berufsbildung bestätigen diesen Trend: So erwarten 
weibliche Auszubildende im dritten Lelirjahr in den neuen Län- 
dern erheblich häufiger als die männliche Vergleichsgruppe, 
nach Ausbildungsabschluß nicht übernommen zu werden. Bei 
den Auszubilden der alten Länder lassen sich hingegen keine 
derartigen Unterschiede feststellen '). 

Strategien der Jugendlichen an der 2. Schwelle 
bei ausblelbenden Übernahmeerwartungen 

Angehende Fachkräfte, die im dritten Ausbildungsjahr kein 
Übemahmeangebot erhalten haben, entwickeln unterschiedli- 
che Strategien im Umgang mit dieser Situation. 

Gerade in den neuen Ländern weisen Jugendliche bei aus- 
bleibenden Übemahmeerwartungen keine resignative Orientie- 
rung auf, sondern versuchen, sich flexibel auf die künftige 
Situation einzustellen. Sie entwickeln alternative Modelle, um 
den schwierigen Übergang in das Berufsleben zu meistern. 
Alternativen sehen sie vor allem in einem Verbleib im Bil- 
dungssystem, partiell auch in einem Umzug in die alten Länder. 
Angehende Fachkräfte, die nicht mit einer Übernahme rechnen, 
sind stärker bildungsorientiert als diejenigen mit optimistischen 
Berufsaussichten: Sie können sich häufiger eine zweite Ausbil- 
dung oder den Besuch einer weiterführenden Schule vor- 
stellenQ. 

Auch der Wunsch, sich im Beruf weiterzubilden, steigt in den 
neuen Ländern signifikant, je pessimistischer die Übemahme- 
einschätzung der Betroffenen ausfällt: 90% der angehenden 
Fachkräfte ohne Übemahmeangebot und 75% derjenigen mit 
der Aussicht auf eine Anschluflbeschäftigung wollen im Wege 
der Weiterbildung ihr bemfliches Fortkommen sichern; bei 
Jugendlichen in den alten Ländern ist dieser Wunsch tenden- 
ziell geringer^). 


') Vgl. Beer, D./Dresbach, B./Granato, M./Schweikert, K.: „Jugend und 
Berufsausbildung in Deutschland. Abschlußbericht zum Forschungs- 
projekt 1.5009“, Bundesinstitut für Berafsbildung, Berlin 1998 und 
Berufsbildungsbericht 1998, Kapitel 3.4.7 
0 Vgl.: Granato, M.: „Bemfliche Perspektiven und Perspektiven von Aus- 
zubildenden in Ost und West“, in: Beer, D./Dresbach, B./Granato, 
M./Schweikert, K.: „An der Schwelle zum Berufsleben. Erfahrungen 
und Perspektiven von Auszubildenden in Ost- und Westdeutschland“, 
in: Aus Politik und Zeitgeschichte B25/97, 1997 

0 „Mich im Beruf weiterbilden, um so weit wie möglich nach oben zu 
kommen“ halten 72% der Auszubildenden in den alten Ländern mit 
optimistischen und 68% derjenigen mit pessimistischen Berufsaussich- 
ten für wünschenswert. 


Ausgangslage 

Der Stmkturwandel von der Industrie- zur Dienstleistungs- 
gesellschaft stellt neue Anfordemngen an das Handwerk. Die 
Kunden fordern mehr Leistungen aus einer Hand und die Nach- 
frage nach individuellen, hochwertigen Produkten und Dienst- 
leistungen steigt. Für viele Handwerksbetriebe sind daher in 
den letzten zehn Jahren dienstleistende Aktivitäten zu wesent- 
lichen Bestandteilen der Wettbewerbsfähigkeit und Existenz- 
sicherung geworden. Bisher wurden jedoch noch keine relevan- 
ten Daten über Dienstleistungsformen erhoben,') die an die 
Herstellung und den Vertrieb handwerklicher Produkte ge- 
koppelt sind. So gibt es vor allem keine zuverlässigen Informa- 
tionen über die Zusammensetzung der dienstleistenden Arbeits- 
vorgänge. Außerdem ist unklar, welches Gewicht diese im 
beruflichen Alltag vor allem im produzierenden Handwerk 
haben. Dieser Trend im Handwerk hin zu einem dienst- 
leistungsintensiven Wirtschaftszweig bedingt auch Verän- 
derungen der Berufsqualifikationen. Auswirkungen auf die 
handwerkliche Aus- und Weiterbildung sind jedenfalls zu 
erwarten. Die Marktchancen des Handwerks, die sich aus den 
dienstleistenden Aktivitäten ergeben, könnten wahrscheinlich 
beachtlich erhöht werden, wenn die vorhandenen Dienst- 
leistungskompetenzen verbessert oder neue rasch erworben 
würden. Eine entsprechende Qualifizierung der Fachkräfte des 
Handwerks, insbesondere unter dem Gesichtspunkt einer stär- 
keren Dienstleistungsorientierung, erlangt daher zunehmende 
Bedeutung. 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung hat mit Unterstützung des 
Zentralverbandes des Deutschen Handwerks und der zustän- 
digen Fachverbände Ende 1997 in verschiedenen Handwerks- 
bereichen eine repräsentative Betriebsbefragung durchge- 
führt.") Ziel der Untersuchung war es, den skizzierten Sachver- 
halt transparenter zu machen. Durch Befragung der Betriebe 
sollte herausgearbeitet werden, welche Bedeutung einzelnen 
Dienstleistungen im Handwerk zukommt sowie welche Akteu- 
re in den einzelnen Betrieben mit welcher Häufigkeit Dienstlei- 
stungen durchführen. Grundlage der Untersuchung waren u. a. 
die nachfolgenden sechs standardisierten, produktbegleitenden 
Dienstleistungskategorien, die jeweils noch in mehrere Einzel- 
leistungen unterteilt sind: 

- Aktionen zur Markterschließung und Kimdenpflege, 

- Dienstleistungen in Form von Beratung vor der 
Auftragserteilung, 

- Dienstleistungen im Zusammenhang mit Auslieferung, 
Einbau, Montage, 

- Reparaturen, Service, Wartungs- und Pflegearbeiten, 

- Beratungen und Dienstleistungen im Umweltbereich, 

- sonstige Dienstleistungen. 


') Das Statistische Bundesamt hat seit kurzer Zeit mit dem Aufbau einer 
Dienstleistungsstatistik begonnen. Doch diese bezieht sich auf Wirt- 
schaftszweige, wie z.B. den DV-Bereich, mit ausschließlich tertiärem 
Charakter. Dienstleistungen, die Kuppelprodukt des verarbeitenden Ge- 
werbes sind, gehören nicht dazu. 

") Die Befragung richtete sich an den Betriebsinhaber bzw. an den leiten- 
den, angestellten Meister in den Gewerken: Elektroinstallateur, Gas- 
und Wasserinstallateur einschließlich Zentralheizungs- und Lüftungs- 
bauer, Kfz-Mechaniker und Kfz-Elektriker, Metall- und Maschinenbau- 
mechaniker, Tischler sowie Maler und Lackierer. Die Stichprobe 
basierte auf dem Prinzip der geschichteten Zufallsauswahl von Hand- 
werksbetrieben in zehn zufällig gezogenen Kammerbezirken. Die 
Nettostichprobe bestand aus 2.651 auswertbaren Fragebögen, entspre- 
chend 1,1 % der Grundgesamtheit in den genannten Berufen. Im Rück- 
lauf sind die größeren Unternehmen leicht überrepräsentiert. 
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Untersuchungsergebnisse 

Übersicht 74 zeigt, wieviel Prozent der Befragten welche 
Dienstleistung als wichtig angesehen haben und in welchem 
Ausmaß die prozentualen Anteile der Nennungen von der 
Betriebsgröße abhängen. Die Angaben dienen als Maßstab für 
die Dienstleistungsintensität der Betriebe. In der Größenörd- 
nung bis vier Beschäftigte hielten beispielsweise 3 1 % der 
Meister/Betriebsinhaber „Werbemaßnahmen“') für wichtig. 
Die übrigen 69 % der Antworten entfielen auf die Kategorien 
„kommt vor“ oder „gar nicht“. Bei einer Betriebsgröße von 50 
und mehr Beschäftigten stuften 58% der Befragten markter- 
schließende Werbemaßnahmen als wichtige Dienstleistung ein. 


') Wobei Werbemaßnahmen nicht unter die Dienstleistungen im eigentli- 
chen Sinne fallen. 


Die Meister/Betriebsinhaber wurden darüber hinaus nach der 
Entwicklung der Umsätze ihres Betriebes in den letzten Jahren 
gefragt. Ferner sollten sie angeben, ob sich die Spezialisierung 
ihres Produkt- und Leistungsprogramms verändert hat. Aus die- 
sen beiden Informationen (Umsatzentwicklung und Spezialisie- 
rungstendenz), die eng miteinander verknüpft sind, wurde die 
Kategorie „Betriebsdynamik“ gebildet. Diese wurde dann der 
Dienstleistungsintensität gegenübergestellt (vgl. Übersicht 75). 
Dabei wird deutlich, daß Unternehmen mit starker Betriebs- 
dynamik bzw. ausgeprägtem Wirtschaftserfolg eine signifikant 
höhere Dienstleistungsintensität aufweisen als Unternehmen 
mit schwach entwickelter Betriebsdynamik. 

Eine weitere, signifikante Bezugsgröße für die Dienstleistungs- 
intensität eines Handwerksbetriebs stellt offenbar das Lebens- 
alter des Meisters/Betriebsinhabers dar. In der Untemelimens- 


Übersicht 74: Wichtig-Nennungen nach Beschäftigtengrößenklassen in Prozent 


Dienstleistung 

Beschäftigte 


1 bis 4 

5 bis 9 

10 bis 19 

20 bis 49 

50 und mehr 

Markterschließung, Kundenpflege: 

Werbemaßnahmen 

31 

46 

52 

59 

58 

Gerätevorführung 

9 

13 

18 

26 

35 

Kundenbesuche 

44 

52 

59 

69 

82 

Beratung vor der Auftragserteilung: 

Qualitätsberatung 

59 

68 

71 

76 

84 

T echnikberatung 

56 

63 

69 

68 

71 

F ormgebungsberatung 

42 

46 

45 

42 

38 

Sicherheitsberatung 

31 

36 

34 

42 

38 

Anfertigung von Zeichnungen 

23 

27 

33 

40 

45 

Auslieferung, Einbau, Montage: 

Produktauslieferung 

34 

39 

41 

46 

46 

Einbau, Funktionstests 

60 

67 

71 

72 

72 

F unktionsberatung 

53 

57 

63 

66 

68 

Pflege-, Wartungsanleitung 

47 

49 

56 

58 

60 

Abnahme, Kontrolle 

58 

63 

70 

76 

79 

Reparatur, Service, Wartung, Pflege: 

Von Kraftfahrzeugen 

15 

21 

21 

26 

35 

Zubehöreinbau 

10 

17 

18 

18 

24 

Wartungsverträge 

7 

9 

18 

22 

15 

Reparatur von technischem/ 
elektrischem Gerät 

17 

18 

17 

23 

35 

Von Wasser-ZHeizungs-/ 

Lüftungs-Anlagen 

17 

17 

23 

26 

25 

Von Bauteilen und Inneneinrichtungen 

20 

21 

22 

17 

15 

U mweltdienstleistungen : 

Beratung zur Umweltverträglichkeit 

36 

35 

37 

40 

39 

Gefahrstoffentsorgung 

26 

32 

33 

39 

47 

Sonstige Umweltdienste 

9 

11 

12 

17 

25 

Sonstige Dienstleistungen: 

Projektleitungen 

6 

6 

12 

21 

26 

V ermietung/V erpachtung 

4 

5 

8 

12 

*) 

Transport- und Speditionsleistungen 

*) 

*) 

*) 

*) 

*) 

F inanzierungs-/V ersicherungs- V erträge 

3 

7 

11 

15 

22 

Kooperation mit anderen Betrieben 

15 

17 

16 

18 

23 

Belieferung von anderen Betrieben 

5 

8 

8 

13 

16 


*) Fallzahlen zu gering 


Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung, Befragung von Handwerksbetrieben 1997 
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Übersicht 75: Dienstleistungsintensität in 
Abhängigkeit von der Betriebsdynamik in Prozent 


Dienstleistungsintensität 

Betriebsdynamik 

Schwach 

Mittel 

Stark 

Niedrig 

37,9 

24,5 

18,8 

Mittel 

56,5 

61,4 

60,9 

Hoch 

5,6 

14,1 

20,3 

Alle Befragten 

100,0 

100,0 

100,0 


Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung, Befragung von Handwerksbetrieben 
1997 


Übersicht 76: Dienstleistungsintensität und Weiterbil- 
dungsteilnahme des Meisters in Prozent 


Dienstleistungsintensität 

Weiterbildungsteilnahme 

Keine Wei- 
terbildung 

Bis zu 

10 Tagen 

Mehr als 

10 Tage 

Niedrig 

42,3 

26,3 

14,8 

Mittel 

52,4 

63,6 

60,3 

Hoch 

5,3 

10,1 

24,9 

Alle Befragten 

100,0 

100,0 

100,0 


Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung, Befragung von Handwerksbetrieben 
1997 


gruppe mit Meistem/Betriebsinhabem unter 40 Jahren weisen 
25 % der Betriebe niedrige, 65 % mittlere und 1 0 % hohe Inten- 
sitäten bei den Dienstleistungen auf. Mit zunehmendem 
Lebensalter des Meisters/Betriebsinhabers gehen diese Inten- 
sitäten deutlich zurück. In der Altersgruppe 60 Jahre und mehr 
lagen die entsprechenden Werte bei 45%, 48% und 7%. Eine 
daraus resultierende erhöhte Betriebsdynamik wird von Betrie- 
ben mit jüngeren Betriebsinhabem demzufolge möglicherweise 
über eine erhöhte Dienstleistungsidentität erreicht. Da in vielen 
Betrieben in den nächsten Jahren ein Generationswechsel 
ansteht, ist zu erwarten, daß diese Entwicklung sich weiter fort- 
setzt. 

Von Interesse war auch, ob sich die Dienstleistungsintensität 
im Weiterbildungsverhalten widerspiegelt. Zur Prüfung dieser 
Frage wurde die Anzahl der 1996 vom jeweiligen Mei- 
ster/Betriebsinhaber absolvierten Weiterbildungstage ermittelt 
und der Dienstleistungsintensität gegenübergestellt. Die Ergeb- 
nisse weisen einen Zusammenhang zwischen hoher Dienst- 
leistungsintensität und hohen Weiterbildungsaktivitäten und 
umgekehrt aus (vgl. Übersicht 76). 

Schlußfolgerungen für die Aus- und Weiterbildung 
im Handwerk') 

Ziel der Untersuchung war es, aus den Ergebnissen zur Bedeu- 
tung, Häufigkeit und Intensität von Dienstleistungen im Hand- 
werk weiterführende Schlußfolgerungen für die Aus- und Wei- 
terbildung im Handwerk herzuleiten. Deshalb wurden die Mei- 
ster/Betriebsinhaber u.a. befragt, ob die jeweils relevanten 
Dienstleistungselemente in die Ausbildungsordnungen aufge- 
nommen oder Gegenstand der beruflichen Weiterbildung wer- 
den sollten bzw. ob diese in Ausübung der beruflichen Tätigkeit 
erworben werden könnten. Mehr als vier Fünftel (88%) der 


4.4 Berufliche Bildung von Frauen 

Befragten sprachen sich für eine Vermittlrmg von Dienst- 
leistungsqualifikationen im Verlauf der Berufsausbildung aus. 

Mehr als drei Viertel (77%) dieser Gruppe hielten eine Veran- 
kerung von Lemzielen zu Dienstleistungsaktivitäten in den 
Ausbildungsordnungen für angebracht. Eine weitere große 
Gruppe der Befragten befürwortet eine dienstleistungsorientier- 
te Weiterbildung des Fachpersonals. Nur 14% der Befragten 
wollten sich hierbei auf das sogenarmte „training on the job“ 
verlassen. Es bleibt daher festzuhalten, daß nach Auffassung 
der Betroffenen Dienstleistungen im Handwerk inzwischen 
einen so hohen Stellenwert einnehmen, daß eine Aufnahme in 
die Ausbildungsordnungen geboten erscheint. 

Eine weitere zentrale Frage der Untersuchung war, wer (z.B. 
externe Fachkräfte, Meister Betriebsinhaber, Gesellen, Ver- 
kaufspersonal, Lehrlinge, Betriebsassistenten, Ehepartner) in 
welchem Umfang die Dienstleistungen wahmimmt. Die Unter- 
suchungsergebnisse zeigen, daß die Meister/Betriebsinhaber 
mit 81 % sehr stark in ihr jeweiliges Dienstleistungsprogramm 
eingespannt sind, während nur 27% der Gesellen Dienst- 
leistungsfunktionen ausüben. Jeder fünfte Meister/Betriebs- 
inhaber sagte, daß Gesellen nur selten mit Dienstleistungen zu 
tun haben. Die Hälfte setzte sie immerhin in mittlerem Umfang 
für Dienstleistungen ein. Zu entsprechenden Befunden führte 
die Untersuchung auch bei den anderen Personengruppen. 

Die Ergebnisse lassen vermuten, daß im Bereich der Dienst- 
leistungen für das Handwerk noch nicht ausgeschöpfte Hand- 
lungsspielräume gegeben sind. Insbesondere in den größeren, 
ohnehin dienstleistungsintensiveren Handwerksbetrieben fallen 
offenbar vielfältige Dienstleistungsaufgaben für die mittleren 
Führungsebenen an. Eine Weiterbildung der Gesellen trüge den 
anstehenden Aufgaben nur teilweise Rechnung. Auch die 
Meister bzw. Betriebsinhaber müßten bereit sein, verstärkt Auf- 
gaben mit Dienstleistungscharakter zu delegieren. Im Sinne 
einer vorausschauenden Ausbildungsstrategie und zum Nutzen 
auch kleinerer Handwerksbetriebe sollten daher bereits die 
Auszubildenden sorgfältig auf das spätere Dienstleisten vorbe- 
reitet werden.') 


4.4 Berufliche Bildung von Frauen 

Es ist das Ziel, mehr Chancengleichheit für Mädchen und 
Frauen in Ausbildung, Weiterbildung und Beschäftigung zu 
erreichen. Im folgenden wird auch anhand von statistischen 
Angaben beispielhaft gezeigt, wo Mädchen und Frauen noch 
unterrepräsentiert sind, d.h. zur Zeit noch geringere Chancen 
als Jungen und Männer haben. Um mehr Chancengleichheit zu 
erreichen, sind u. a. Anstrengungen erforderlich, wie sie in den 
folgenden Abschnitten über „innovative Konzepte“, „Frauen 
im Multimediabereich“ und „Selbständigkeit und Untemeh- 
mensgründungen“ dargestellt werden. Das Bundesministerium 
für Bildung und Forschung ist bemüht, z. B. durch Pilotprojekte 
die Beratung und die Hilfe zur Selbsthilfe im Bildungsbereich 
verstärkt zu fördern. So soll eine Entwicklung verstärkt werden, 
die zu mehr Chancengleichheit führt. Die Initiative „Frauen 
geben Technik neue Impulse“ einschließlich des Projektes 
„Frauen ans Netz“, aber auch die Arbeitsgruppe „Frauen in der 
Informationsgesellschaft“, die sich unter dem Dach des Forums 
Info 2000 mit Leben und Arbeiten von Frauen in der Informa- 
tionsgesellschaft befaßt, sind Beispiele hierfür. 


') Vgl. auch Dr. Brüggemann, W.: „Produktionsorientierte Dienstleistun- 
gen im Handwerk - Schlußfolgemngen zu einem Forschungsprojekt“; 
in Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis, Bundesinstitut für Berufs- 
bildung (Hrsg.), Heft 6, 1998 
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in Wissenschaft und Praxis, Heft 6, 1998 
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4.4 Berufliche Bildung von Frauen 

4.4.1 Ausbildungssituation und innovative Konzepte 
zur beruflichen Bildung von Frauen') 

Angesichts eines sich in den letzten Jahren verengenden Aus- 
bildungsmarktes bleiben auch in Zukunft Initiativen zur För- 
derung gleicher Zugangschancen von jungen Frauen zu attrak- 
tiven Ausbildungen dringend erforderlich. Mädchen bedürfen 
im Prozeß der Berufswahl eines für sie untypischen Berufes 
besonderer Unterstützung, nicht nur um sozialisationsbedingte 
Einflüsse, sondern auch um die fehlende Vorbildfunktion von 
Frauen in solchen Berufen auszugleichen. 

Die Verwirklichung von Chancengleichheit auf dem Ausbil- 
dimgsmarkt erfordert aber auch Veränderungen im Beschäf- 
tigungssystem. Die von den jungen Frauen empfangenen Sig- 
nale aus dem Beschäftigungssystem sind im Prozeß der Berufs- 
wahF) nicht zu unterschätzen. Nicht nur die Ausbildung, son- 


j Vgl. Teil I, Kapitel 7 

hVgl. Schober, K./Tessaring, M.: „Eine unendliche Geschichte. Vom 
Wandel im Bildungs- und Berufwahlverhalten Jugendlicher“, MatAB 
3/1993 


dem erst die Beschäftigung von Frauen in attraktiven Männer- 
bemfen verändert langfristig geschlechtsspezifische Spaltung 
und Benachteiligung auf dem Arbeitsmarkt. 

Auf dem Ausbildungsmarkt stellt sich die Situation für junge 
Frauen wie folgt dar: Auch 1997 ist das Spektmm der von jun- 
gen Frauen besetzten Ausbildungsbemfe wesentlich enger als 
das der jungen Männer. Bundesweit umfassen die zehn am häu- 
figsten von jungen Frauen gewählten Bemfe 54% aller weib- 
lichen Auszubildenden. Für die jungen Männer liegt der ent- 
sprechende Wert bei 41 %. Des weiteren gehen in den alten 
Ländern die Anteile junger Frauen in männlich dominierten 
Bemfen seit 1990 zurück. 1997 erhalten 9,0% aller weiblichen 
Auszubildenden eine solche Ausbildung. 1990 waren es 9,8%. 
In den neuen Ländern ist im V ergleich dazu 1997 der Anteil der 
weiblichen Auszubildenden in diesen Bemfen mit 18,8% 
doppelt so hoch.') 


') Vgl. Kapitel 2.2.1 


Schaubild 16 


Angebot und Nachfrage auf dem Ausbildungsmarkt 

im Berufsberatungsjahr 1997/1998 



I I Bewerberinnen 
I Bewerber 
I I Gemeldete Stellen 


Quelle: Bundesanstalt für Arbeit: Ausbildungsmarkt 1997/1998 - "Ergebnisse, Einschätzungen, Folgerungen aus der Sicht der Arbeitsvermittlung" 
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Weiterhin besteht ein Ungleichgewicht zwischen dem Interesse 
junger Frauen an einer dualen Berufsausbildung und ihren 
Chancen, hier auch einen Ausbildungsplatz zu erhalten. Mehr- 
heitlich waren es am Ende des Berufsberatungsjahres 1998 jun- 
ge Frauen mit einem Anteil von 53,2 % (1 8.969), die noch nicht 
vermittelt werden kormten.') Nennenswerte Unterschiede 
zwischen den alten und neuen Ländern bestehen hier nicht. 
Zwar liegt der Anteil junger Frauen an der Gesamtzahl der am 
30. September 1998 noch Unvermittelten mit 53,2% nicht 
wesentlich über ihrem Anteil an allen gemeldeten Bewerbern 
(49,9%), dabei ist allerdings zu berücksichtigen, daß nahezu 
doppelt so viele Bewerberinnen als Bewerber in berufsfach- 
schulische Ausbildimgen eingemündet sind. Auch unterschei- 
den sich die Berufswünsche junger Frauen deutlich von denen 
junger Männer (vgl. Schaubild 16). Im Ergebnis beträgt der 
Anteil junger Frauen an den neu abgeschlossenen Ausbildungs- 
verträgen 1997 rund 41,9%^) (neue Länder: 40,1%, alte Län- 
der: 42,3%; entsprechende Zahlenangaben für 1998 liegen 
noch nicht vor). Dieses Zahlenbild weist auf Ungleichheiten bei 
der Realisierung von Ausbildungswünschen zwischen jungen 
Frauen und jungen Männern hin, die sich jedenfalls nicht allein 
mit dem Hinweis auf geschlechtsspezifische berufliche Orien- 
tierungen erklären lassen. 

Ein Beispiel für die Entwicklung neuer Konzepte zur beruf- 
lichen Bildung von Frauen ist die Initiative „Frauen geben 
Technik neue Impulse“. Ziel dieser Gemeinschaftsinitiative des 
Bundesministeriums für Bildung und Forschung, der Bundes- 
anstalt für Arbeit und der Deutschen Telekom AG ist es, ein 
bundesweites Netzwerk für Aktivitäten und Ansätze im Bereich 
Frauen und Technik aufzubauen und mehr Frauen für tech- 
nische Berufe zu gewirmen. Folgende Aufgabenschwerpunkte 
werden bearbeitet: 

- Aufbau und Strukturierung eines bundesweiten Netzwerkes 
von Verbänden, Projekten, Initiativen, institutioneilen und 
ehrenamtlichen Ansprechpartnem und Ansprechpartnerinnen 
im Bereich Frauen und Technik; 

-zentrale Sammlung und Aufbereitung aktueller Informatio- 
nen und Statistiken auf internationaler Ebene über Entwick- 
lungstrends und Förderschwerpunkte im Bildimgsbereich, in 
Untemelimen und Forschungseinrichtungen; 

- Verbessemng der Wettbewerbssituation von Frauen durch die 
Entwicklung und den Einsatz einer nutzerinnengerechten 
Datenbank im Netz; 

- Vorstellung beispielhafter Projekte, Entwicklungen und For- 
schungsleistungen von Frauen in der Technik auf nationalen 
und internationalen Fachtagungen, Initiierung von Exper- 
tirmengesprächen und Workshops. 

Auf diese Weise sollen vor allem kreative Ansätze für mehr 
Chancengleichheit aufgegriffen und verbreitet werden. 

Die Koordinierungsstelle der Initiative an der Fachhochschule 
Bielefeld wird mit 1,5 Mio. DM vom Bundesministerium für 
Bildung und Forschung gefordert und von der Deutschen Tele- 
kom AG und der Bundesanstalt für Arbeit stark unterstützt. 

Mit der Aktion „Frauen ans Netz“, die im November 1998 
angelaufen ist, will die Initiative Medienkompetenz vermitteln 
und erreichen, daß mehr Frauen als bisher das Internet für ihre 
Zwecke und Interessen nutzen, denn sie sind bisher bei der Nut- 
zung des Internets unterrepräsentiert. Diese Gemeinschafts- 
aktion mit der Zeitschrift „Brigitte“ wird in enger Zusammen- 
arbeit mit der Deutschen Telekom AG, der Bundesanstalt für 
Arbeit, mit Frauencomputer- Schulen und Frauentechnik- 


') Vgl. Kapitel 1.1.2 
Ü Vgl. Kapitel 2.2.1 


4.4 Berufliche Bildung von Frauen 

Zentren durchgeführt. Sie begann in vier Städten und soll 1999 
in weiteren Städten bundesweit durchgeführt werden. In zen- 
tralen Telekom-Läden können Frauen im Rahmen dieses Pilot- 
projekts das Internet kennenlemen. Jeweils an zwei Nach- 
mittagen in der Woche stehen ihnen erfahrene Fachfrauen zur 
Seite. Sie können kostenlos einen Einstiegskurs absolvieren 
und einen „Intemet-Surfschein“ erwerben. Die Frauen erhalten 
auf diese Weise Informationen über den konkreten Nutzen des 
Internets für ihre Arbeit und andere Bereiche. Schon beim Start 
des Projekts zeichnete sich ab, daß diese Aktion durch das 
Engagement aller Partner auf großes Interesse und eine große 
Nachfrage stößt und sich auch durch die Einbeziehung der 
Beauftragten für Frauenbelange der Arbeitsämter') bundesweit 
ausdehnen wird. 


4.4.2 Frauen im Multimediabereich 

Vor dem Hintergrund der zu erwartenden tiefgreifenden Aus- 
wirkungen von Multimedia auf die Qualifikations- und Be- 
schäftigungsstruktur ist es außerordentlich schwierig, zukünfti- 
ge Beschäftigungseffekte abzuschätzen. Konsens herrscht in 
der wissenschaftlichen Diskussion dahingehend, daß Multime- 
dia sowohl Gewinner als auch Verlierer auf dem Arbeitsmarkt 
schafft. Im Bereich der Anwenderbranchen sind es vor allem 
Frauen, die ihre Arbeitsplätze verlieren werden.^) Demgegen- 
über sind es bisher vor allem Männer, die in den als zukunfts- 
trächtig erachteten Anbieterbranchen tätig sind.") Frauen des- 
halb heute als Verliereritmen des technologischen Umbruchs zu 
bezeichnen, wäre verfrüht imd greift zu kurz. Neben den Risi- 
ken müssen auch die Chancen von Frauen in diesem Prozeß 
ausgelotet werden. Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufs- 
forschimg der Bundesanstalt für Arbeit hat 1998 im Rahmen 
einer Verwaltungsvereinbarung mit dem Bundesministerium 
für Bildung und Forschung eine qualitative Studie über Frauen 
in der Anbieterbranche durchgeführt.“) Die Studie untersucht 
drei thematische Schwerpunkte: das Spektrum beruflicher 
Tätigkeiten von Frauen und die Beschreibung von Qualifikati- 
onsstrukturen, Wege in die Beschäftigung und die Arbeitssitua- 
tion von Frauen im Multimediabereich. Im folgenden werden 
die Ergebnisse zusammengefaßt.") 


')Im SGB III ist die Frauenfördemng seit dem I. Januar 1998 in einer 
eigenständigen Vorschrift geregelt. In allen Arbeitsämtern sind haupt- 
amtliche Beauftragte für Frauenbelange tätig. Sie sind direkt dem 
jeweiligen Dienststellenleiter oder der jeweiligen Dienststellenleiterin 
unterstellt. Bei allen Aufgaben des Arbeitsamtes muß das Thema Frau- 
enfbrderung beachtet werden; vgl. insbesondere §§ 8, 11, 397 SGB III. 

“) Vgl. Institut Arbeit und Technik (Hrsg.): „Herausfordemng Informa- 
tionsgesellschaft: Auswirkungen neuer Infonnations- und Kommuni- 
kationstechnologien auf die Beschäftigungssituation von Frauen“. Eine 
Studie im Auftrag des Ministeriums für die Gleichstellung von Frau 
und Mann des Landes Nordrhein-Westfalen, 1997 sowie Arbeits- 
gruppenbericht der Arbeitsgruppe „Frauen in der Informationsgesell- 
schaft“ und Oechtenuj, v. Winker, G. (Hrsg.): „Computemetze - 
Frauenplätze, Frauen in der Informationsgesellschaft“, 1998 

^) Vgl. Brandt, C.: „Erwerbssituation von Frauen und Arbeitsmarkteffekte 
von Multimedia“, in: Schriftenreihe der Initiative Frauen geben Tech- 
nik neue Impulse (Band I): „Erschließung neuer Zukunftsberufe für 
Frauen - Chancen im Multimediabereich“, 1998 

^) Im Rahmen der Untersuchung wurden 25 qualitative Interviews mit 
Frauen durchgeführt, die in Betrieben im Kembereich von Multimedia 
beschäftigt sind. 

^) Die Studie ist bisher unveröffentlicht. 
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a) Frauen haben in sehr unterschiedlichen Tätigkeitsspektren 
und auf unterschiedlichen Hierarchieebenen Zugang zum 
Multimediabereich gefunden. Das individuelle Tätigkeits- 
spektrum der Interviewten war u.a. abhängig von der 
Betriebsgröße. In kleineren Betrieben, die sich zum Teil noch 
in der Phase der Marktetablierung befanden, hatten die 
Beschäftigten ein breiteres Tätigkeitsspektrum als dieje- 
nigen, die in vergleichsweise größeren Betrieben mit einer 
differenzierten Personalstruktur beschäftigt waren. Hier 
arbeiten Spezialisten in den einzelnen Bereichen des De- 
signs, der Konzeption, Produktion und Kundenbetreuung. 

Auf der Basis einer Systematisierung der individuellen 
Tätigkeitsdarstellungen der Interviewten kristallisieren sich 
folgende Tätigkeitsgruppen heraus: Projektleiterinnen, Mul- 
timediaentwicklerinnen, Programmiererinnen, Screen-De- 
signerinnen, Webdesignerinnen, Technische Redakteurinnen 
und Technische Beraterinnen. Projektleiterinnen sind im 
oberen Bereich der betrieblichen Hierarchie angesiedelt und 
haben mit der fachlichen Konzeption von Multimediapro- 
dukten Führungs Verantwortung übernommen. Auch die 
Multimediaentwicklerinnen und die Programmiererinnen 
gehören zum oberen Bereich, da durchaus Tätigkeitsgrenzen 
verschwimmen können. Die Multimediaentwicklerinnen 
sind an der Konzeption beteiligt, können diese unter Umstän- 
den auch leiten und sind für deren technische Realisierung 
zuständig. Die Programmiererinnen sind schwerpunktmäßig 
mit der technischen Realisierung der Produkte befaßt, je nach 
betrieblicher Organisationsstruktur übernehmen sie auch 
Leitungsfunktionen. 

Die Untersuchung hat ergeben, daß Frauen nicht nur im 
Bereich der Gestaltung, sondern auch in der Technik und in 
Leitungsfunktionen Zugang gefunden haben. 

Je nach Tätigkeitsspektrum ist eine technische und gestalte- 
rische Basisqualifikation erforderlich. Daneben sind vor 
allem folgende Qualifikationen und soziale Kompetenzen 
wichtig: Informationsfähigkeit, hohe Bereitschaft zur Wei- 
terbildung, Flexibilität, Teamfähigkeit, Kommunikations- 
fähigkeit und Kundennähe. Die Beschäftigten haben die 
wesentlichen Teile der von ihnen heute benötigten Qualifi- 
kation im Laufe ihrer Berufstätigkeit erworben. „Leaming on 
the job“ ist zentral für dieses Arbeitsmarktsegment. 

b) Die Mehrheit der befragten Frauen waren Quereinsteiger- 
innen. In den seltensten Fällen führte die berufliche Erstaus- 
bildung - sei es eine duale Ausbildung oder ein Hochschul- 
studium - direkt in eine berufliche Tätigkeit mit Multimedia. 
Berufliche Ausbildung, Erfahrungen in der beruflichen 
Tätigkeit und die Situation auf dem Arbeitsmarkt waren hier- 
bei entscheidende Weichensteller. Die unterschiedlichen 
Wege der Absolventinnen eines Fach- oder Hochschul- 
studiums wiesen nur wenige Parallelen auf In der Regel galt: 
„Studium + x“. Dabei steht „x“ für eine mehrjährige Berufs- 
erfahrung, für verschiedene Betriebspraktika im Bereich 
Multimedia oder eine Beschäftigung als studentische Hilfs- 
kraft. 

Bei den Absolventinnen einer dualen Ausbildung fand ein 
kleiner Teil den Einstieg in die neue Tätigkeit über die 
Berufstätigkeit im Ausbildungsberuf Der weitaus größere 
Teil der befragten Frauen hatte auf Grund von Arbeitslosig- 
keit eine Fortbildung oder Umschulung absolviert. Heute 
sind sie als Multimediaentwicklerinnen, Screen-Designerin- 
nen, Webdesignerinnen und Programmiererinnen tätig. 

Die Gründe für einen Berufswechsel waren unterschiedlich. 
Eine erste Gruppe von Absolventinnen hatte sich in der Wahl 
ihres Ausbildungsberufes geirrt und strebte, nachdem sie 


arbeitslos geworden war, eine neue berufliche Tätigkeit an. 
Die zweite Gruppe wollte nach mehrjähriger beruflicher 
Tätigkeit wechseln, weil sie u. a. keine persönlichen Ent- 
wicklungsmöglichkeiten im Beruf sah. Für die Befragten der 
dritten Gruppe war die Arbeitslosigkeit Auslöser für eine 
berufliche Neuorientierung. Allen Absolventinnen einer 
Fortbildungs- oder Umschulungsmaßnahme ist eine gewisse 
Faszination für die Möglichkeiten der multimedialen Tech- 
nologien gemeinsam, die sie zur Wahl einer derartigen Wei- 
terbildung veranlaßten. Sie absolvierten diese engagiert. 

Insgesamt kann gesagt werden, daß der Einstieg in die 
Berufstätigkeit im Anschluß an eine Fortbildung problemlos 
verlief Von besonderer Bedeutung zeigen sich in dem Unter- 
suchungssample Betriebspraktika, die entweder in die Fort- 
bildungsmaßnahme obligatorisch integriert waren oder frei- 
willig an deren Ende absolviert wurden. Nicht selten wurde 
aus einem Praktikumsvertrag ein Arbeitsvertrag. 

c) Die Frauen, die interviewt wurden, waren überwiegend sehr 
engagierte Frauen, die sich mit ihrem Job identifizierten und 
sehr zufrieden mit ihrer Arbeit waren. So verweist z.B. die 
Analyse der von den Frauen tatsächlich geleisteten Arbeits- 
zeit auf ein hohes Maß beruflichen Engagements. Dies hat 
neben einer gewissen Begeisterung oder Faszination für die 
neuen Medien mit ihren vielseitigen technischen und gestal- 
terischen Möglichkeiten verschiedene Gründe, die im fol- 
genden zusammengefaßt werden: 

Die in dem Multimediabereich vorherrschenden Arbeits- 
zeiten und die projektorientierte Arbeitsweise mit Schwan- 
kungen des Arbeitsvolumens stellten kein Beschäftigungs- 
hemmnis für die interviewten Frauen dar. Die in aller Regel 
vorhandenen flexiblen Arbeitszeifen wurden sehr positiv 
beurteilt. Sie ermöglichten eine selbstbestimmte Anpassung 
der Arbeitszeiten nach persönlichem Arbeitsrhythmus und 
zu leistendem Arbeitsumfang. Die damit einhergehenden 
phasenweisen Überstunden wurden meist problemlos in 
Kauf genommen. Es gab jedoch auch kritische Stimmen, die 
Belastungen und Schwierigkeiten im sozialen Umfeld 
thematisierten. Die Mehrheit der Befragten machten je- 
doch auch ihre persönlichen und familiären Grenzen des 
Arbeitsvolumens deutlich. Die Arbeit am Wochenende oder 
zu Hause stellten eher die Ausnahme dar. 

In den vorliegenden Fällen arbeiteten die Frauen überwie- 
gend mit männlichen Kollegen zusammen, hatten männliche 
Vorgesetzte und mit zwei Ausnahmen eine männliche 
Firmenleitung. Vor diesem Hintergrund ist es von besonde- 
rem Interesse, die spezifische Situation der Frauen in den von 
Männern dominierten Arbeitsbereichen zu untersuchen. Ins- 
besondere stellt sich die Frage, ob sich die Frauen in beson- 
derer Weise behaupten mußten oder berufliche Nachteile auf 
Grund ihrer Geschlechtszugehörigkeit erfuhren. Beide Punk- 
te wurden von den Interviewten verneint. Sie beschrieben ein 
gutes Arbeitsklima zwischen ihnen und den Kollegen sowie 
den männlichen Vorgesetzten. Zum Teil halten sie ihre 
Geschlechtszugehörigkeit für ihre Arbeifssituation für irrele- 
vant, zum Teil beschreiben sie eine Art Sonderstatus, der 
ihnen aber nicht unbedingt zum Nachteil gereichte. 

Die weitgehende Zuweisung der familiären Arbeit, insbeson- 
dere der Betreuung von Kindern, an Frauen macht es not- 
wendig, die Vereinbarkeit der beiden Sphären näher zu 
betrachten. Von den Frauen, die zum damaligen Zeitpunkt 
keine Kinder hatten, plante keine dieser Frauen, ihre Berufs- 
tätigkeit nach der Geburt von Kindern aufzugeben. Sie streb- 
ten Teilzeitarbeit und Teleheimarbeit an. In der Teleheim- 
arbeit sahen die Frauen vor allem die Chance, eine zu lan- 
ge Unterbrechung der Berufstätigkeit zu vermeiden. Bereits 
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während des Erziehungsurlaubs könnten sie nach ihren Vor- 
stellungen den betrieblichen Kontakt aufrechterhalten und 
sich über die neuesten Entwicklungen in ihrem Tätigkeits- 
spektrum informieren. Die Mehrheit der Befragten äußerte 
sich sehr optimistisch, daß sie von seiten der Arbeitgeber die- 
se Möglichkeiten erhalten werden. 

4.4.3 Selbständigkeit und Unternehmensgründung 

In den letzten Jahren sind Existenzgründungen und eine neue 
„Kultur der Selbständigkeit“ zu umfangreich geförderten 
zukunftsorientierten Zielsetzungen geworden. Dermoch hat 
sich das Ungleichgewicht zwischen Männern und Frauen auf 
diesem wichtigen wirtschaftlichen Gebiet erhalten und der 
Anteil der Frauen an Existenzgründungen ist auf dem Stand 
von 20% bis 25 % geblieben.') 

Es ist vielfach belegt, daß Frauen auf dem Weg in die Selbstän- 
digkeit mit größeren und anderen Problemen konfrontiert sind 
als Märmer. Vorurteile gegenüber den unternehmerischen 
Fähigkeiten und eine Minderbewertung frauenspezifischer 
Gründungsprofile tragen gleichermaßen zu den Problemen von 
Existenzgründerinnen bei. Frauen gründen eher kleinere Unter- 
nehmen, und zwar mit dem Schwerpunkt im Dienstleistungs- 
sektor, sie verfügen meist über ein geringeres Startkapital und 
weniger Sicherheiten als Männer. Gerade für die jüngere Grün- 
derinnengeneration ist die Verbindung von Unternehmen und 
Familie (Teilzeitgründerinnen) wichtig. Existenzgründungen 
von Frauen weisen eher weniger Risiken auf, gehen seltener in 
Konkurs und zeigen sich in der Regel beständig. 

Wichtige Elemente für erfolgreiche Wege in die Selbständig- 
keit sind eine qualitativ hochwertige Beratung und Qualifizie- 
rung. Beratungs- und Qualifizierungsangebote, die auf den 
Bedarf und die Problemkonstehationen von Existenzgründer- 
innen zugeschnitten sind, bleiben aber sowohl quantitativ als 
auch qualitativ weit hinter dem Bedarf zurück, obgleich hier 
diverse Ansätze entwickelt worden sind. Die Verbreiterung 
eines frauenadäquaten Angebotsspektrums soll zukünftig durch 
eine wissenschaftlich fundierte Erarbeitung von Inhalts- und 
Qualitätskriterien begleitet und gefordert werden. Ein erster 
Ansatz in diese Richtung wird im Rahmen der Kooperation 
zwischen dem Projekt des Bundesinstituts für Berufsbildung 
„Neue Berufsbilder für Frauen in Europa“-) im Rahmen des 
europäischen Programms LEONARDO da VINCI und dem 
deutschen Gründerinnen-Forum verfolgt. Darüber hinaus soll 
das Thema „Unternehmerische Selbständigkeit“") stärker in die 
Berufsbildung einbezogen werden. 


') Vgl. Berufsbildungsbericht 1997, Kapitel 4.2.4 
Ü Vgl. Bemfsbildungsbericht 1998, Kapitel 4.3.2 

") Das Thema „Unternehmerische Selbständigkeit“ wird insbesondere 
unter Forschungsaspekten im Kapitel 3.6.1 ausführlich dargestellt. 


5.1 Quantitc 

5. Berufliche Weiterbildung 

5.1 Quantitative Entwicklung 


Zur Förderung beruflicher Weiterbildung 
nach dem SGB III 

Das AFG, in dem die Förderung der beruflichen Fortbildung 
und Umschulung bis Ende des Jahres 1997 geregelt war (§§33 
bis 49), wurde mit Inkrafttreten des Sozialgesetzbuches 

- Drittes Buch (SGB III) zum 1. Januar 1998 weitgehend auf- 
gehoben. Mit der Einführung des SGB III ist das frühere Recht 
aus dem AFG im wesentlichen übernommen und auch weiter- 
entwickelt worden. Damit verbtmden war eine terminologische 
Änderung. An die Stelle der Begriffe „Fortbildung imd Um- 
schulung“ ist im SGB III der Oberbegriff „Berufliche Weiter- 
bildung“ getreten (§§77-96, 153-159, 417). Wichtige inhalt- 
liche Änderungen im SGB III sind u. a.: 

- Berufsrückkehrer und Berufsrückkehrerinnen können unab- 
hängig von der Dauer der Unterbrechimg gefördert werden, 
wenn sie zuvor ein Jahr versicherungspflichtig beschäftigt 
waren (§ 78). 

-Die Absicht der nachgehenden Aufnahme einer versiche- 
rungspflichtigen Beschäftigung ist nicht mehr Förderungsvor- 
aussetzung, eine Förderung ist nunmehr auch bei anschließen- 
der selbständiger Tätigkeit möglich. 

-Berufliche Weiterbildungsmaßnahmen können auch von 
Hochschulen oder ähnlichen Einrichtungen durchgeführt 
werden, soweit nicht überwiegend Wissen vermittelt wird, 
das dem von allgemeinbildenden Schulen angestrebten 
Bildungsziel oder den berufsqualifizierenden Studiengängen 
an Hochschulen oder ähnlichen Bildungsstätten entspricht 
(§87). 

- Die Förderung von Weiterbildungsmaßnahmen im Ausland 
ist nicht mehr generell ausgeschlossen (§ 88). 

- Selbstlemmaßnahmen, die unter Einsatz geeigneter Selbst- 
lemprogramme und Medien durchgeführt werden, können 
anstelle des herkömmlichen „Frontalunterrichts“ eingesetzt 
werden (§ 90). 

- Maßnahmeteile können als berufliche Weiterbildung geför- 
dert werden (§91); modulare Weiterbildung oder Bildungs- 
bausteine werden so erleichtert. 

- Die Mindestdauer einer Maßnahme wird nicht mehr vorgege- 
ben. Weiterbildungsmaßnahmen, die zu einem anerkannten 
Berufsabschluß oder zu einem vergleichbaren Abschluß 
führen, müssen im Vergleich zur Erstausbildung um ein Drit- 
tel der Ausbildungszeit verkürzt durchgeführt werden. Alle 
anderen Weiterbildungsmaßnahmen sollen auf ein Jahr 
begrenzt werden. Ausnahmen sind allerdings möglich (§ 92). 
Für eine Übergangszeit ist eine Verkürzung nicht erforder- 
lich, wenn sie auf Grund bestehender berufsrechtlicher Rege- 
lungen nicht möglich ist (§417). 

Quantitative Angaben über Teilnehmer und Teilnehmerinnen 
an beruflicher Weiterbildung nach dem SGB III lagen zum 
Zeitpunkt der Erstellung des Berufsbildungsberichtes 1999 
noch nicht vor. Die folgenden Ausführungen beziehen sich auf 
die noch nach dem AFG geförderte Weiterbildung. 


5.1.1 Entwicklung der AFG/SGB 111-geförderten 
Weiterbildung 
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Übersicht 77: Austritte') aus Maßnahmen der Fortbildung und Umschulung mit Abschluß in einem 
anerkannten Ausbildungsberuf 1993 bis 1997 


Jahr 

Bundesgebiet 

Alte Länder 

Neue Länder 


Insgesamt 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

Männlich 

Weiblich 

1993 

101.006 

45.351 

55.655 

35.766 

20.253 

15.513 

65.240 

25.098 

40.142 

1994 

120.791 

49.022 

71.769 

34.709 

19.092 

15.617 

86.082 

29.930 

56.152 

1995 

85.125 

43.198 

41.927 

32.140 

18.550 

13.590 

52.985 

24.648 

28.337 

1996 

72.054 

39.027 

33.027 

31.844 

19.586 

12.258 

40.210 

19.441 

20.769 

1997 

66.516 

35.686 

30.830 

33.726 

20.539 

13.187 

32.790 

15.147 

17.643 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 95, Seite 154 
') Nur Austritte mit „Schulungsziel erreicht“ 


Quelle: Statistische Angaben der Bundesanstalt für Arbeit, Sonderauswertung der Daten 1993 bis 1997; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 


Fortbildung und Umschulung mit Abschluß in 
anerkannten Ausbildungsberufen 

Die Austritte aus Maßnahmen der Fortbildung und Um- 
schulung ') mit Abschluß in einem anerkaimten Ausbildungs- 
beruf waren 1997 gegenüber 1996 in den neuen Ländern wie- 
derum deutlich rückläufig (von 40.210 auf 32.790), in den alten 
Ländern sind sie leicht gestiegen (von 31.844 auf 33.726; vgl. 
Übersicht 77). Die Veränderungen fanden überwiegend im 
Bereich der auflerbetrieblichen Maflnahmen statt (neue Länder: 
von 38.515 auf3L743, alte Länder: von 25.780 auf 28.421). 
Eine Aufschlüsselung der Absolventen und Absolventinnen 
nach soziodemografischen Merkmalen und Bildungsstand 
weist für 1997 im Vergleich zu 1996 kaum Veränderungen 
auf ^) Wiederum zeigt sich, daß in den neuen Ländern Personen 
mit besserer schulischer Vorbildung und Personen mit betrieb- 
licher Berufsausbildung überproportional an den Maßnahmen 
beteiligt sind, während in den alten Ländern die kompensa- 
torische Funktion der Maßnahmen besonderes Gewicht hat 
(vgl. Übersicht 78). Im gesamten Bundesgebiet stellen - den 
Förderbedingungen des AFG entsprechend - Personen, die vor 
Eintritt in die Maßnahme arbeitslos waren, den größten Anteil 


') Nur Austritte mit „Schulungsziel erreicht“ 

0 Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Kapitel 5.1.2 


an den Absolventen und Absolventimien (alte Länder: 86%, 
neue Länder: 94%). Allerdings handelt es sich überwiegend um 
Personen, die unter 6 Monate arbeitslos waren (alte Länder: 
61,4%, neue Länder: 53,6%). Bei den Absolventinnen in den 
alten Ländern überwog 1997 der Anteil derjenigen, die vor Ein- 
tritt in die Maßnahme unter 6 Monate arbeitslos waren (alte 
Länder: 61,8%, neue Länder: 43,8%). 

Zum Personenkreis der vor Eintritt in die Maßnahme Langzeit- 
arbeitslosen') zählten 1997 in den neuen Ländern 21,6%, in 
den alten Ländern rund 17%. Dabei waren in den neuen Län- 
dern mit 29,5% deutlich mehr Frauen langzeitarbeitslos vor 
Eintritt in die Maßnahme als Männer (rund 12%); in den alten 
Ländern betrug der entsprechende Anteil der Frauen 16,5% 
gegenüber 17,3 % bei den Männern. 

Die Übersichten 79 und 80 zeigen die Austritte aus Maßnah- 
men der beruflichen Fortbildung und Umschulimg mit Ab- 
schluß in einem anerkannten Ausbildungsberuf nach Häufigkeit 
der von Männern und Frauen gewählten Berufe. Hier wird eine 
geschlechtsspezifische Rangfolge der Berufe deutlich. Auf- 
fällig ist z. B. die überproportionale Bedeutung der Büroberufe 
für Frauen. Bei den Männern liegen die Präferenzen für einzel- 
ne Berufsgruppen wesentlich näher beieinander. 


') Zur Weiterbildung von Langzeitarbeitslosen im Rahmen kombinierter 
Beschäftigungs- und Qualifizierungsmaßnahmen vgl. Kapitel 5.5.2 


Übersicht 78: Austritte') aus Maßnahmen der Fortbildung und Umschulung mit Abschluß in einem aner- 
kannten Ausbildungsberuf nach bestimmten Merkmalen 1997 


Merkmal 

Alte Länder 

Neue Länder 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Weiblich 

13.187 

39 

17.643 

54 

Männlich 

20.539 

61 

15.147 

46 

Unter 35 Jahre 

19.208 

57 

17.812 

54 

Mit Hauptschulabsehluß (ohne mittleren Abschluß) 

17.648 

52 

5.894 

18 

Mit mittlerem Abschluß (ohne Fachhochschulreife) 

8.224 

24 

23.914 

73 

Ohne abgeschlossene Berufsausbildung 

16.251 

48 

3.206 

10 

Mit betrieblieher Berufsausbildung 

13.539 

40 

25.983 

79 

Arbeitslos vor Eintritt in die Maßnahme 

29.074 

86 

30.778 

94 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 96, Seite 155 
') Nur Austritte mit „Schulungsziel erreicht“ 


Quelle: Statistische Angaben der Bundesanstalt für Arbeit, Sonderauswertung der Daten 1997; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 


156 



Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Drucksache 14/1056 


5.1 Quantitative Entwicklung 


Übersicht 79: Austritte') aus Maßnahmeu der Fortbildung und Umschulung mit Abschluß in einem anerkann- 
ten Ausbildungsberuf nach Rangfolge der gewählten Berufe 1997 


Schulungsziel 

Insgesamt 

Weiblich 

Männlich 

Anzahl 

Rang 

Anzahl 

Rang 

Bürofachkräfte 

8.611 

7.478 

1. 

1.133 

7. 

Tischler 

2.275 

373 

5. 

1.902 

2. 

Industriekaufleute 

2.222 

1.226 

3. 

996 

8. 

Berufskraftfahrer (Güter) 

2.052 

129 

6. 

1.923 

1. 

Maurer 

1.735 

17 

9. 

1.718 

3. 

Bauzeichner 

1.688 

1.272 

2. 

416 

10. 

Maler und Lackierer 

1.541 

661 

4. 

880 

9. 

Gas- und Wasserinstallateure 

1.441 

27 

8. 

1.414 

4. 

Elektroinstallateure 

1.425 

65 

7. 

1.360 

5. 

Schweißer 

1.366 

9 

10. 

1.357 

6. 


') Nur Austritte mit „Schulungsziel erreicht“ 


Quelle: Statistische Angaben der Bundesanstalt für Arbeit, Sonderauswertung der Daten 1997; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 


Austritte aus beruflicher Fortbildung 
nach Art der Maßnahmen 

Für 1997 hat die Bundesanstalt für Arbeit erstmals eine diffe- 
renzierte Auswertung nach Art der Maßnahmen vorgenommen 
(vgl. Übersicht 81 ). 

Für die alten Länder zeigt sich, daß, wie in den letzten Jahren, 
gut zwei Drittel der Maßnahmen als Fortbildung im Beruf statt- 
gefunden haben; die Qualifizierung unterhalb des Facharbeiter- 
niveaus, berufspraktische Fortbildungsmaßnahmen, berufliche 
Teilzeitmaßnahmen in Kombination mit Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen (ABM) und das Nachholen von Abschlußprüfun- 
gen spielten nur eine marginale Rolle, ebenso Zusatzprüfüngen. 
In den neuen Ländern gab es im Vergleich zu den alten Ländern 
einen deutlich höheren Anteil von Fortbildung im Beruf (rund 
80%). Anders als angesichts des hohen Anteils an ABM und 
der Bedeutung von Beschäftigungsgesellschaften zu erwarten, 
spielten berufliche Teilzeitbildungsmaßnahmen in Kombina- 
tion mit ABM auch hier mit 0,1% 1997 nur eine untergeordnete 
Rolle. Geringe Bedeutung hatten auch das Nachholen der 
Abschlußprüfung, Zusatzqualifikationen und die berufsprak- 
tische Fortbildung. Bei den Lemorten spielten Übungsfirmen 


und Übungswerkstätten in den neuen Ländern eine geringere 
Rolle als in den alten Ländern. Der Lemort Betrieb blieb 
gegenüber den traditionellen außerbetrieblichen Bildungsein- 
richtungen zurück. 

Eintritte in berufliche Weiterbildungsmaßnahmen’) 
nach Dauer und Typ der Maßnahmen 
sowie nach Herkunfls- und Zielberufl) 

In den alten Ländern sind 1997 275.269 Personen in eine beruf- 
liche Weiterbildungsmaflnahme eingetreten (1996: 378.443). 
Bei dem generell festzustellenden Trend, dafl auf Maflnahmen 
bis zu einem Jahr der Hauptanteil aller Eintritte entfällt (vgl. 
Übersicht 82 ), macht sich bemerkbar, daß seit Anfang 1994 
Fortbildungsmaßnahmen, die nicht zu einem allgemein aner- 
kannten Abschluß führen, nicht mehr länger als ein Jahr dauern 
dürfen. 


') Fortbildung, Umschulung und Einarbeitung 

Q Bundesanstalt für Arbeit (Hrsg.): Berufliche Weiterbildung, Förderung 
beruflicher Fortbildung, Umschulung und Einarbeitung im Jalir 1997. 
Nürnberg, Oktober 1998 


Übersicht 80: Austritte') aus Maßnahmen der Fortbildung und Umschulung mit Abschluß in einem aner- 
kannten Ausbildungsberuf nach Rangfolge der von Frauen und Männern gewählten Berufe 1997 


Schulungsziel 


Schulungsziel 


Frauen 

Anzahl 

Männer 

Anzahl 

Bürofachkraft 

7.478 

Berufskraftfahrer (Güter) 

1.923 

Bauzeichnerin 

1.272 

Tischler 

1.902 

Industriekauffrau 

1.226 

Maurer 

1.718 

Floristin 

1.208 

Gas- und Wasserinstallateure 

1.414 

Steuerfachgehilfin 

891 

Elektroinstallateure 

1.360 

Groß- und Außenhandelskauffrau 

768 

Schweißer 

1.357 

Köchin 

747 

Berufskraftfahrer^) 

1.236 

Reiseverkehrskauffrau 

716 

Bürofachkräfte 

1.133 

Hotelfachfrau 

688 

Fliesenleger 

1.087 

Malerin und Lackiererin 

661 

Heizungs- und Lüftungsinstallateure 

1.080 

') Nur Austritte mit „Schulungsziel erreicht“ 

-) Ohne nähere Angaben 




Quelle: Statistische Angaben der Bundesanstalt für Arbeit; Sonderauswertung der Daten 1997; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 
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Übersicht 82: Eintritte in berufliche Fortbildung, Umschulung und Einarbeitung nach Maßnahmedauer 1996 
und 1997 in Prozent 


Dauer der Maßnahme 

Alte Länder 

Neue Länder 

1996 

1997 

1996 

1997 

Bis 3 Monate 

20,5 

16,7 

15,9 

14,6 

4 bis 6 Monate 

22,1 

26,0 

13,5 

23,7 

7 bis 12 Monate 

36,1 

36,6 

46,8 

43,7 

13 bis 18 Monate 

3,6 

3,2 

7,5 

3,4 

1 9 bis 24 Monate 

13,0 

12,7 

14,2 

12,4 

25 bis 36 Monate 

4,5 

4,7 

1,9 

2,0 

37 Monate und länger 

0,2 

0,2 

0,1 

0,1 

Insgesamt 

100 

100 

100 

100 

Insgesamt (Anzahl) 

378.443 

275.269 

269.227 

166.031 

Quelle: Bundesanstalt für Arbeit, Berufliche Weiterbildung 1997 (Sonderheft) 


In den neuen Ländern sind 1997 166.031 Personen in eine 
berufliche Weiterbildungsmaßnahme eingetreten; 1996 waren 
es 269.227. Vor allem der Anteil der Maßnahmen mit einer 
Dauer von 13 bis 18 Monaten fiel von 8 % 1996 auf nur noch 
3% 1997. Maßnahmen von über 12 Monaten Dauer machten 
1997 insgesamt nur noch 18 % aller Eintritte aus, im Vorjahr 
24%. Mit 44% 1997 und 47% 1996 hatten Maßnahmen mit 
einer Dauer von 7 bis 12 Monaten den größten Anteil an den 
Neueintritten in berufliche Weiterbildung. 

Nach den Maßnahmetypen dominieren in den alten und neuen 
Ländern weiterhin die freien Maßnahmen, allerdings ist der 
Anteil der Eintritte in Auftragsmaßnahmen trotz der im Gesetz 
festgelegten Nachrangigkeit leicht gestiegen. Bei beiden Maß- 
nahmearten ist eine stärkere Ausrichtung auf die besonderen 
Zielgruppen des Arbeitsmarktes zu verzeichnen. 

Eine Aufgabe der beruflichen Weiterbildung ist die Unterstüt- 
zung des Strukturwandels. In diesem Zusammenhang ist die 
Entwicklung der Teilnehmerstrukturen nach Herkunfts- und 
Zielberufen eine wichtige Kenngröße. Auch hier weichen die 
Strukturen in den alten und neuen Ländern voneinander ab (vgl. 
Übersicht 83). Hauptherkunftsberufe für die Eintritte in beruf- 
liche Weiterbildung waren in den alten Ländern auch 1997 mit 
54% die Dienstleistungsberufe. Zugleich wurden die Dienst- 
leistungsberufe aber auch am häufigsten nachgefragt. Bei den 
Fertigungsberufen zeigte sich 1997 unverändert ein negativer 


Saldo von 35 % bei den Herkunftsberufen zu 23 % bei den Ziel- 
berufen. Bei den technischen Berufen war ebenfalls ein leicht 
negativer Saldo von 7 % bei den Herkunftsberufen zu 5 % bei 
den Zielberufen zu verzeichnen. In den neuen Ländern waren 
1997 zwar ebenfalls die Dienstleistungsberufe die am häufig- 
sten genannten Herkunftsberufe der neu in Weiterbildungsmaß- 
nahmen eingetretenen Personen (49%) und auch die am häufig- 
sten gewünschten Zielberufe (47%), die Bedeutung der Ferti- 
gungsberufe als Zielberufe war jedoch mit 3 1 % deutlich größer 
als in den alten Ländern. 

Die Bundesanstalt für Arbeit weist daraufhin, daß bei der Ana- 
lyse dieser Mobilitätsprozesse Vorsicht geboten ist, da die 
Angaben über die zuletzt ausgeübte Tätigkeit bzw. über den 
Inhalt der Weiterbildungsmaßnahmen nicht immer eine eindeu- 
tige Zuordnung erlauben. ‘) Die statistische Aufgliederung nach 
Herkunfts- und Zielberufen läßt somit die zwischenberufliche 
Mobilität zu groß, die innerberufliche hingegen zu klein 
erscheinen. Unter Berücksichtigung dieser Verzerrungen lassen 
sich jedoch aus den Mobilitätsprozessen vor allem auf der Ebe- 
ne der Einzelberufe durchaus Hinweise für Qualifikationsver- 
änderungen gewinnen. 


') Ein Beispiel ist die häufig fälschliche Zuordnung von EDV-Lehrgängen 
zum Zielberuf „Datenverarbeitungsfachleute“ statt ihrer Rolle als Zu- 
satzqualifikationen für bisher ausgeübte Tätigkeiten, z.B. in den Ferti- 
gungsberufen oder Technischen Berufen. 


Übersicht 83: Eintritte in bernfliche Fortbildnng nach Herknnfts- nnd Zielberuf 1996 und 1997 in Prozent 


Berufsbereich 

Herkunftsberuf 

Zielberuf 


Alte Länder 

Neue Länder 

Alte Länder 

Neue Länder 


1996 

1997 

1996 

1997 

1996 

1997 

1996 

1997 

Pflanzenbauer, Tierzüchter, 

2,5 

2,4 

8,3 

8,0 

1,3 

1,5 

3,5 

2,9 

Fischereiberufe 









F ertigungsbemfe 

36,2 

35,2 

33,2 

35,7 

22,4 

23,1 

27,8 

31,1 

Technische Berufe 

6,6 

7,1 

6,8 

7,1 

5,0 

5,2 

5,5 

5,5 

Dienstleistungsberufe 

53,7 

54,3 

51,2 

48,6 

52,6 

54,1 

50,2 

47,4 

Sonstige 

1,1 

1,0 

0,6 

0,6 

18,6 

16,1 

12,9 

13,1 

Insgesamt 

100,0 

100,0 

100,00 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

Insgesamt (Anzahl) 

347.738 

250.752 

267.526 

164.206 

378.443 

275.269 

269.227 

166.031 

Quelle: Bundesanstalt für Arbeit, Berufliche Weiterbildung 1997 (Sonderheft) 
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AFG/SGB III - geförderte Weiterbildung 

Das statistische Verfahren zur Erhebung der Teilnehmer imd 
Teilnehmerinnen an Maßnahmen der beruflichen Weiterbil- 
dimg wurde Anfang 1998 umgestellt. Die entsprechenden 
Daten für das Jahr 1998 lagen daher bei der Erstellung des 
Berufsbildungsberichtes 1999 noch nicht vor.') 

Weiterbildungsprüfungen im Bereich von 
Industrie und HandeP) 

Insgesamt ist die Anzahl der Teilnehmer an Weiterbildungsprü- 
fungen bei den fndusfrie- und Handelskammern 1997 gegen- 
über 1996 weiter von 64.915 auf 63.401 zurückgegangen (vgl. 
Übersicht 84). Während im Bereich der kaufmärmischen Wei- 
terbildungsprüfüngen noch ein Aufwuchs von 45.914 auf 
46.035 zu verzeichnen ist, gab es im industriell-technischen 
Bereich einen Rückgang von 19.001 auf 17.366 Prüfüngsteil- 
nehmer. Der Anteil der weiblichen Prüfüngsteilnehmer an allen 
Weiterbildungsprüfüngen betrug 1997 46,2% (29.277). Für den 
kaufmäimischen Bereich lag der entsprechende Wert bei 60, 1 % 
(27.646) und den industriell-technischen bei 9,4% (1.631). 

Der Aufwuchs im kaufmännischen Bereich war besonders 
deutlich bei den Betriebswirten (von 2.131 auf 3.346) und den 
Fachwirten (von 14.914 auf 15.562). Bei den Fachwirten profi- 
tierten besonders die Bankfachwirte, Technischen Fachwirte 
und Versicherungsfachwirte. Deutlich rückläufig waren hinge- 
gen Industriefachwirte, Touristikfachwirte, Verkehrsfachwirte 
und Verlagsfachwirte. Angestiegen ist auch die Anzahl der Prü- 
füngsteilnehmer im Bereich der Fachkräfte für Datenverarbei- 
tung, hier besonders bei der Kaufmännischen Sachbearbeitung. 
Rückläufige Zahlen gab es bei den Prüflingen in den Bereichen 
Fremdsprachen, Schreibtechnik und sonstige kaufmännische 
Fortbildung. Bezogen auf die einzelnen Fortbildungsprüfüngen 
war die Entwicklung hier jedoch sehr unterschiedlich. Es wir- 
ken sich offensichtlich sowohl inzwischen verfügbare tech- 
nische Fösungen (PC/Software usw.) als auch neue Aus- und 
Fortbildungsregelungen auf die Entwicklung in den einzelnen 
Berufen aus. 

Der Rückgang der Prüflingen im industriell-technischen 
Bereich ist überwiegend bei den Industriemeistem zu verzeich- 
nen. Trotzdem dominieren die Prüflingen zum Industriemeister 
auch 1997 mit 1 1.497 Teilnehmern die Aufstiegsfortbildung in 
diesem Bereich. Die im Dezember 1997 in Kraft getretene Neu- 
ordnung zum Industriemeister - Fachrichtung Metall') konnte 
sich auf die Daten für 1997 noch nichf auswirken. Aufwüchse 
gab es vor allem bei den Diätköchen (von 550 auf 646 Prüfüng- 
steilnehmer) und den Kraftwerksmeistem (von 103 auf 150). 
Die übrigen Zuwächse sind nur gering. 


')Die Daten für das Jahr 1997 sind im Berufsbildungsbericht 1998, 
Kapitel 5.1.3 dargestellt. 

0 Deutscher Industrie- und Handelstag (DIHT): Berufsbildung, Weiter- 
bildung, Bildungspolitik 1997/98, 1998 
0 Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Kapitel 5.4.1 


Meisterprüfungen und Fortbildungsprüfungen 

im Handwerk 1997 ‘) 

Die Teilnehmerzahlen an Meisterprüfungen im Handwerk sind 
auch 1997 gegenüber 1996 weiter zurückgegangen (von 50.916 
auf 47.490; vgl. Übersicht 85). Der Rückgang war in den 
neuen Fändem deutlich ausgeprägter als in den alten (7 % zu 
4% bezogen auf die Prüfüngsteilnehmer im jeweiligen Bereich 
insgesamt). Der Frauenanteil an den Prüflingen ist mit 1 1 % 
konstant geblieben. Annähernd konstant blieb auch die Erfolgs- 
quote mit 81%. Nach der Anzahl der Prüfungsteilnehmer 
gruppiert ergibt sich folgende Verteilung: Elektro- imd Metall- 
handwerke (24.239), Bau- imd Ausbauhandwerke (9.235), 
Gesimdheits- und Körperpflege sowie chemische imd Reini- 
gungshandwerke (5.995), Holzhandwerke (3.836), Nahnmgs- 
mittelhandwerke (2.544), Glas-, Papier-, keramische und son- 
stige Handwerke (847), Bekleidungs-, Textil- und Federhand- 
werke (784). 

Im Handwerk haben neben den Meisterprüfungen weiterhin 
andere Fortbildungsprüfüngen große Bedeufung, auch werm es 
von 1996 zu 1997 einen Rückgang bei den abgelegten Fortbil- 
dungsprüfungen von 35.176 (davon 31.280 mit Erfolg) auf 
34.336 (davon 31.541 mit Erfolg) gegeben hat. Mit insgesamt 
9.885 Prüfüngsteilnehmem war die Ausbilder-Eignungsprü- 
füng die am häufigsten abgelegte Fortbildungsprüflmg. Als 
gewerksübergreifende Querschnittsberufe haben sich 1997 vor 
allem die Fachkaufleute für Handwerkswirtschaft mit 4.282 
und der Betriebswirt des Handwerks mit 3.518 Prüfüngsteil- 
nehmem entwickelt. Aufwuchs hat es bei den verschiedenen 
Fachkräfteprüfüngen gegeben. Die neu geregelten Fortbil- 
dungsbemfe Konstmkteur und Kraftfahrzeug-Servicetechniker, 
aber auch der Energieberater im Handwerk hatten noch relativ 
wenig Prüfüngsteilnehmer. Insgesamt ist festzustellen, daß die 
gewerblich- technischen Fortbildungsprüfungen im Handwerk 
quantitativ eine größere Bedeutung gewonnen haben als in der 
Industrie. Auch die auf die Handwerksbetriebe zugeschnittenen 
Fachkräfte mit kaufmännisch-betriebswirtschaftlichem Profil 
haben insgesamt einen Aufwuchs erfahren. 


5.1.3 Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz 

Mit dem Aufstiegsfortbildungsfördemngsgesetz (AFBG), dem 
sogenannten „Meister-BAföG“, erhalten Fachkräfte, die sich zu 
Handwerks- oder Industriemeistem, Technikern, Fachkaufleu- 
ten, Betriebswirten oder auf einen anderen Fortbildungsab- 
schluß vorbereiten, einen Rechtsanspmch auf staatliche För- 
demng. Gefördert werden Bildungsmaßnahmen im Bereich der 
gewerblichen Wirtschaft, der Freien Bemfe sowie der Haus- 
und Fandwirtschaft, die auf eine herausgehobene Bemfstätig- 
keit oberhalb der Facharbeiter-ZGesellen- Ebene, z.B. als selb- 
ständiger Handwerksmeister oder mittlere Fühmngskraft, vor- 
bereiten. Auch zahlreiche Fortbildungen für Bemfe im Gesund- 
heitswesen wie im sozialpflegerischen und -pädagogischen 
Bereich sind förderungsfähig. 


') Prüflingsstatistik des Deutschen Handwerkskammertages (DHKT), 
1997 


160 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Drucksache 14/1056 


5.1 Quantitative Entwicklung 


Übersicht 84: Teilnahmen an Weiterbildnngsprüfungen der Indnstrie- und Handelskammern 1996 nnd 1997 


Kaufmännischer Bereich 

1996 

1997 

1997 

Industriell-technischer 

1996 

1997 

1997 




Mit Erfolg 

Bereich 



Mit Erfolg 

Betriebswirte 

2.131 

3.346 

2.603 

Industriemeister 

12.953 

11.497 

9.425 

Fachkaufleute 

12.188 

11.730 

7.502 

Darunter: 








Chemie 

923 

746 

605 

Fachwiite 

14.914 

15.562 

11.832 

Elektrotechnik 

1.932 

1.764 

1.479 

Fachkräfte für Datenverarbeitung 

2.397 

2.612 

2.171 

Metall 

6.007 

5.057 

4.089 

Fremdsprachliche Fachkräfte 

5.167 

4.799 

2.909 

Fachmeister 

2.311 

2.207 

1.745 

Fachkräfte für Schreibtechnik 

6.329 

5.466 

4.024 

Darunter: 








Küchenmeister 

1.095 

1.072 

750 

Sonstige kaufmännische 

2.788 

2.520 

1.965 

Sonstige industriell-technische 

3.737 

3.662 

2.857 

Fortbildungsprüfungen 




F Ortbildungsprüfungen 




Insgesamt 

45.914 

46.035 

33.006 

Insgesamt 

19.001 

17.366 

14.027 

Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 98, Seite 156 







Quelle: Deutscher Industrie- und Handelstag: „Berufsbildung, Weiterbildung, Bildungspolitik 1997/98“, 1998 





1997 erhielten 49.346 Personen Leistungen nach dem AFBG. 
Dies sind 68% mehr als im ersten Jahr der Förderung (1996: 
29.400)'). 3 1 .2 12 Geforderte nahmen an einer Vollzeitmaßnah- 
me teil, 18.134 an einer Teilzeitmaßnahme. Bei den Vollzeit- 
fällen wurde 1997 im Durchschnitt ein monatlicher Unterhalts- 
beitrag in Flöhe von 1 .027 DM gezahlt (286 DM Zuschuß und 
741 DM Darlehen), der Kinderbetreuungszuschuß für Alleiner- 
ziehende wurde in Höhe von durchschnittllich 196 DM in 
Anspruch genommen. 

Den größten Anteil an den Geförderten hatten mit 43 % die zwi- 
schen 25 bis unter 30 Jahre alten Teilnehmer, gefolgt von den 
30- bis unter 35jährigen (25 %) und den 20- bis unter 25jährigen 
(17%). Der Anteil von Frauen an der Gesamtzahl der Geförder- 
ten ist von 1 997 zu 1 996 von rund 1 5 % auf rund 1 7 % angestie- 
gen. Auch 1997 strebte die Mehrzahl der Geförderten (fast 
69%) einen Fortbildungsabschluß im Handwerksbereich an, in 
dem erfahrungsgemäß die Quote derer, die sich später selbstän- 
dig machen möchten, besonders hoch ist. Fortbildungsab- 
schlüsse im Bereich Industrie und Handel nahmen den zweiten 
Rang ein. 

Das Gesamtvolumen der für 1997 bewilligten Förderung betrug 
rund 336 Mio. DM. Davon entfielen rund 45 Mio. DM auf 
Zuschußzahlungen (Anteil: Bund 78%, Länder 22%), ca. 290 
Mio. DM wurden als Darlehen von der Deutschen Ausgleichs- 
bank an die Geförderten ausgereicht. Insgesamt dürfte bis zum 
Ende des Jahres 1998 die Förderung nach dem AFBG voraus- 
sichtlich den Betrag von rund 1 Mrd. DM überschritten haben. 


‘) Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Kapitel 5.1.4 


Diese Entwicklung bestätigt die Erwartung, daß das AFBG für 
viele Gesellen und Facharbeiter das Sprungbrett für einen 
beruflichen Aufstieg und zur Verwirklichung weitergehender 
Zukunftspläne sein kann. Mit dem Anreiz eines teilweisen 
Darlehenserlasses für potentielle Existenzgründer, die sich für 
den Weg in die Selbständigkeit entscheiden, hat das AFBG 
neben der bildungs- und sozialpolitischen Bedeutung auch eine 
wirtschafts- und arbeitsmarktpolitische Komponente. Es leistet 
zudem einen wichtigen Beitrag zur Gleichwertigkeit von beruf- 
licher und allgemeiner Bildung. 

Die Bundesregierung wird dem Deutschen Bundestag Anfang 
1999 einen Bericht über die Erfahrungen mit dem Vollzug des 
Gesetzes vorlegen. 

5.1.4 Fernunterricht 

Anbieter und Angebote 

Die Anzahl der Anbieter und der Angebote hat weiter zuge- 
nommen: 1997 wurden von 177 Femlehrinstituten 1.283 Fem- 
lehrgänge angeboten'), im Jahr 1998 (Stichtag: 3. August 1998) 
waren es 195 Institute mit insgesamt 1.415 zugelassenen Fem- 
lehrgängen. Die Konzentration der Mehrzahl der Lehrgänge auf 
wenige Institute hält an: Fünf Institute (2,6 % aller Anbieter) 
decken mit ihrem Angebot von 689 Lehrgängen rund 48,7% 
des Marktes ab, während 114 Femlehrinstitute (58,5% aller 
Anbieter) lediglich jeweils einen Femlehrgang im Angebot 
haben. 


') Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Kapitel 5.1.5 


Übersicht 85: Teilnahmen an Meisterprüfungen im Handwerk 1996 und 1997 


Merkmal 

1996 

Insgesamt 

1997 

Darunter 

Frauen 

Mit Erfolg 
Insgesamt 

Erfolgs- 

quote 

Darunter 

Frauen 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Alte Länder 

43.221 

40.088 

4.651 

12 

32.168 

80 

3.941 

85 

Neue Länder 

7.695 

7.402 

752 

10 

6.190 

84 

675 

90 

Insgesamt 

50.916 

47.490 

5.403 

11 

38.358 

81 

4.616 

85 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Übersicht 99, Seite 157 


Quelle: Deutsches Handwerkskammertag, 1998 
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Von den 1.415 insgesamt angebotenen Femlehrgängen ent- 
fallen 1 .008 (7 1 ,3 %) auf den berufsbildenden und 407 (28,7 %) 
auf den allgemeinbildenden Bereich. Im berufsbildenden 
Bereich sind 115 neue Lehrgänge hinzugekommen, das ent- 
spricht einer Steigerungsrate von 12,9%, beim allgemeinbil- 
denden Bereich ist der Zuwachs mit 17 neuen Lehrgängen 
(+4,4 %) geringer. Die Relation dieser beiden Bereiche hat sich 
damit weiter zugunsten des berufsbildenden Bereichs ver- 
schoben. 

Betrachtet man nur den berufsbildenden Bereich, so sind auch 
hier Veränderungen zu verzeichnen: Kaufmännisch-verwalten- 
de Lehrgänge haben jetzt, bezogen auf diesen Bereich, einen 
Anteil von 39,7% (400; 1997: 330 bzw. 37%), gewerblich- 
technische Lehrgänge 19,6% (198; 1997: 195 bzw. 21,8%) und 
andere Lehrgänge (Informatik, Kultur-ZSozialwissenschaflen, 
Sprachen, Gesundheit, Sport etc.) 40,7% (410; 1997: 368 bzw. 
41,2%). Die größten Steigerungsraten sind in den Fächern 
Betriebswirtschaft mit 62 neuen Angeboten (+20,5%), der 
Informatik mit 1 6 neuen Angeboten (+ 1 7,2 %) und Gesundheit, 
Ernährung und Sport mit 12 neuen Angeboten (+14,6%) aus- 
zumachen. 

Begleitender Unterricht 

Von den insgesamt 1.415 Lehrgängen werden 614 (43,4%) mit 
begleitendem Unterricht angeboten. Dabei entfallen 547 Ange- 
bote (89%) auf den berufsbildenden Bereich. 801 Lehrgänge 
(56,6%) werden ohne begleitenden Unterricht angeboten. Eine 
nennenswerte Änderung zum Vorjahr ist nicht zu erkennen. 

Art der angestrebten Abschlußprüfung 

Von allen angebotenen Lehrgängen können 701 Lehrgänge 
(49,5 %) mit einer Prüfung abgeschlossen werden. Gegenüber 
1997 ist das eine Zunahme von 92 Lehrgängen (+15,1 %). Fol- 
gende Entwicklungen gab es bei den jeweiligen Prüfungsarten: 
staatliche Prüfung (-14,8%), öffentlich-rechtliche Prüfung 
(+16,0%), institutsinteme Prüfung (+ 35,9 %) und andere Prü- 
fung (-3,2%)'). Der Trend zur institutsintemen Prüfung hat 
sich damit weiter verstärkt. Bei den Lehrgängen, die auf eine 
Prüfung vorbereiten, erreichen staatliche Prüfungen 23%, 
öffentlich-rechtliche Prüfungen 15,5%, institutsinteme Prüfun- 
gen 57,2% und andere Prüfungen 4,3%. Für 714 Lehrgänge 
(50,5 %) gibt es keinen Prüfungsabschluß. 

Lehrgangsdauer 

Femlehrgänge mit einer Dauer von 3 bis 6 Monaten sind am 
stärksten vertreten (491 bzw. 34,7%). Nur 49 Lehrgänge 
(3,2%) dauern länger als 36 Monate. Hierbei handelt es sich 
vorwiegend um Techniker-Lehrgänge, die mit einer staatlichen 
Prüfung abschließen. Aus der Anzahl aller angebotenen Lehr- 
gänge ergibt sich, wie 1997, eine durchschnittliche Lehrgangs- 
dauer von etwa 13 Monaten pro Lehrgang. 

Eingesetzte Medien 

Eine Analyse der Femunterrichtsangebote im Hinblick auf 
den Einsatz von Medien zeigt, daß vorwiegend schriftliche 
Materialien (Lehrbriefe, Fachbücher, Arbeits- und Anleitungs- 
hefte, Begleitlektüre, Tabellenbücher u.a.) zum Einsatz kom- 
men. In 942 Femlehrgängen (66,6%) werden ausschließlich 
diese Textmedien verwendet. Zusätzlich zum Textmedium 
wird in 437 Lehrgängen (30,9%) ein weiteres Medium ein- 
gesetzt. Dabei handelt es sich um auditive Medien (Audio- 
kassetten, Tonkassetten), audiovisuelle Medien (Videokassette, 


Film), Computerdisketten bzw. CD-ROM’s, Experimentier- 
materialien und Arbeitsgeräte. Nur in 36 Femlehrgängen 
(2,5 %) werden mehr als zwei Medien kombiniert eingesetzt. 
Insgesamt läßt sich feststellen, daß die „neuen Medien“ im 
Fernunterricht bisher wenig genutzt werden. 


Teilnehmer und Teilnehmerinnen 

1997 wurden 194 Femlehrinstitute im Rahmen der freiwilligen 
Femunterrichtsstatistik zu ihrer Teilnehmerzahl befragt; geant- 
wortet haben 129. Der Rücklauf betmg mnd 67% (1996: 
68,8%). Die antwortenden Unternehmen hatten mnd 1 18.000 
Teilnehmer und Teilnehmerinnen. Ihre Verteilung nach 
Themenbereichen, Geschlecht und Alter zeigt die Übersicht 
86. Für die übrigen 65 Institute hat die Arbeitsgmppe Fern- 
unterricht erneut eine Schätzung vorgenommen und kommt, 
zusammen mit den Befragungsergebnissen der antwortenden 
Institute, hochgerechnet auf eine Teilnehmerzahl von 122.100. 
Durch die Befragung werden somit mnd 96,5 % der Teilnehmer 
erfaßt. 

Die erhobene Teilnehmerzahl von 118.000 in 1997 bedeutet 
gegenüber 1996 einen Rückgang um 10,3 %, ein Rückgang, der 
1993 begonnen und 1997 den größten Wert erreicht hat. Seit 
dem Höchststand von 1992 mit 171 .000 Teilnehmenden ist ein 
Rückgang von insgesamt rund 30% festzustellen. Zwar gibt es 
1997 immer noch Themenbereiche mit einer starken Zunahme 
gegenüber 1996, dazu gehören die Bereiche Sozialwissenschaf- 
ten (+15%) imd Psychologie/Pädagogik (+36,7%) mit ver- 
gleichsweise aber sehr niedrigen absoluten Teilnehmerzahlen. 
Die übrigen Themenbereiche sind jedoch rückläufig, zum Teil 
mit hohen Prozentzahlen: Sprachen (-26,0%), schulische Lehr- 
gänge (-21,7%), Geisteswissenschaften (-19,8%), Wirtschaft 
und kaufmännische Praxis sowie Mathematik, Naturwissen- 
sehaften und Technik (jeweils mnd -10%), Freizeit, Gesund- 
heit, Haushaltsfühmng sowie Betriebswirt, Techniker, Über- 
setzer (zwischen -7% und -8%). 

Besonders hoch war gegenüber dem Vorjahr der Rückgang der 
Teilnehmerzahl in den längerlaufenden Lehrgängen zur Vor- 
bereitung auf öffentlich-rechtliche oder staatliche Prüfungen 
mit —17,7%. Der Anteil der Teilnehmer, der diese Lehrgänge 
belegt, bleibt jedoch seit Jahren mit ca. einem Drittel (1997: 
30%) relativ stabil. Hier zeigt sich, daß Fernunterricht in einem 
beachtlichen Anteil auf längerfristige Maßnahmen zielt, für die 
man sich bewußt aus bemflichen oder familiären Gründen ent- 
scheidet und für die Direktunterricht (Tages-, Abendlehrgänge) 
keine Alternative ist. Lehrgänge mit kürzerer Laufzeit sind 
ebenfalls von einem hohen Teilnahmerückgang betroffen; auf- 
fallend sind hier die Themenbereiche Sprachen und schulische 
Lehrgänge. Bei der Altersstruktur der Teilnehmer zeigt sich 
keine nennenswerte Verändemng zu 1996. 

Der Anteil der Frauen beträgt 1997 41,2%. 1996 waren es 
36,4%. Bei einem Vergleich ist jedoch zu beachten, daß die 
Kategorie „Geschlecht unbekannt“ 1996 insgesamt 19,0% und 
1997 8,6% ausmachte. Von den Frauen werden auch 1997 vor- 
wiegend Lehrgänge in den Bereichen Pädagogik, Psychologie 
(64,9%), Geisteswissenschaften (60,1 %), Freizeit, Gesundheit, 
Haushaltsführung (57,4%) belegt. 


')Z.B. durch Prüfungsverbände, kirchliche Behörden, Fachakademien 
und Institute organisierte Prüfungen 
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5.2 Neue Entwicklungen in der Weiterbildung 

5.2 Neue Entwieklungen in der 
Weiterbildung 

5.2.1 Bildungscontrolling in der betrieblichen 
Weiterbildung 

Betriebe suchen vermehrt nach Möglichkeiten, ihre Bildungs- 
arbeit besser zu planen und zu steuern. Controlling, als ein in 
vielen Untemehmensbereichen erfolgreiches Steuerungsinstru- 
ment, gewinnt in diesem Zusammenhang zunehmend auch im 
Bildungsbereich an Bedeutung. 

Bildungscontrolling kann als eine wichtige und sinnvolle Er- 
gänzung vorhandener Konzepte zur Verbesserung betrieblicher 
Bildungsarbeit - wie Evaluation und Qualitätssicherung - 
angesehen werden. Im Zentrum der Evaluation steht die Be- 
urteilung der Wirksamkeit und des Erfolges von Weiterbil- 
dungsmaßnahmen. Der Ursprung evaluativer Koirzepte liegt in 
der Pädagogik und reicht bis in die 70er Jahre zurück. Anfang 
der 90er Jahre wurden mit der Verlagerung der allgemeinen 
Qualitätssicherung in die betrieblichen Arbeits- und Produk- 
tionsprozesse auch in der betrieblichen Weiterbildung prozeß- 
orientierte Qualitäts verfahren') eingeführt, wie die Zertifizie- 
rung nach DIN EN ISO 9000 ff Diese Verfahren können ihrem 
Ursprung nach eher den Ingenieurwissenschaften zugeschrie- 
ben werden. 

Controlling ist dagegen ein Fachbegriff der Betriebswirtschaft, 
in dessen Mittelpunkt das Planen und Steuern stehen. Allge- 
mein wird unter Bildungscontrolling ein „zyklisches Ineinan- 
dergreifen von Planung, Messung, Bewertung und Korrektur 
des Bildungsgeschehens“ ") verstanden. Es hebt sich deutlich 
von der bloßen Kontrolle ab und ist weniger vergangenheits-, 
sondern vielmehr zukunftsorientiert. Im Mittelpunkt des 
Controllings steht das Agieren, ein in die Zukunft gerichtetes 
Steuern von Abläufen und Prozessen. Mit Bildungscontrolling 
soll der gesamte Bildungsprozeß optimiert werden, von der 
Bedarfsermittlung über die Formulierung von Bildungszielen, 
die Gestaltung und Durchführung der Bildungsmaßnahmen bis 
zur Erfolgskontrolle und Transfersicherung. ') Es steht in einem 
engen Zusammenhang mit einer verstärkten Einführung von 
Projekt- und Teamarbeit, veränderten Produktionsmethoden 
oder einer stärkeren Ausrichtung der Produkte und Dienst- 
leistungen an den Bedürfnissen der Kunden. 

Ein Schwerpunkt von Bildungscontrolling besteht darin, den 
Nutzen von betrieblichen Weiterbildungsmaßnahmen meßbar 
bzw. sichtbar zu machen und einen Zusammenhang zwischen 
der Maßnahme und dem Erfolg am Arbeitsplatz herzustellen. 
Voraussetzung hierfür ist Transparenz der Zielsetzungen, 
Abläufe und Steuemngsmechanismen der Weiterbildungsarbeit 
zu schaffen, die eine Beurteilung des Nutzens ■*) zulassen. 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung untersucht derzeit in 
einem Forschungsprojekt die „Möglichkeiten von Bildungs- 
controlling als Planungs- und Steuerungsinstrument der 


') Vgl. Kapitel 5.4.4 

’) V. Landsberg, G., zitiert nach: Graf, W.: „Bildungscontrolling. Messung 
betrieblicher Qualifizierungsmaßnahmen“, in: Grundlagen der Weiter- 
bildung, 1992 

") Vgl. Becker, M.: „Bildungscontrolling - Möglichkeiten und Grenzen 
aus wissenschaftstheoretischer und bildungspraktischer Sicht“, in: 
V. Landsberg, G./Weiß, R. (Hrsg.): „Bildungs-Controlling“, 1995 

Ü Zum Thema Nutzen der beruflichen Bildung vgl. Kapitel 3.6. 1 


betrieblichen Weiterbildung“.') Zunächst galt es festzustellen, 
in welchem Umfang Betriebe einzelne Elemente eines 
Bildungscontrollings bereits durchführen. Hierzu liegen Ant- 
worten aus einer schriftlichen Befragung von rund 1.000 
Betrieben vor. 

Die Untersuchungsergebnisse zeigen, daß die Betriebe vielfach 
nicht explizit ein Gesamtkonzept des Bildungscontrollings ver- 
folgen. In der betrieblichen Weiterbildungsarbeit werden je- 
doch einige wichtige Elemente des Bildungscontrollings bereits 
umgesetzt. Vor allem ist die Erfassung der Weiterbildungs- 
kosten — als ein wesentlicher Bestandteil eines Bildungs- 
controllings - weit verbreitet (vgl. Schaubild 17). 86% der 
Betriebe mit mehr als 500 Beschäftigten und immerhin 42% 
mit 1 bis 49 Beschäftigten erfassen ihre Weiterbildungskosten 
regelmäßig. Das zeigt deutlich, daß die Betriebe die Kosten- 
transparenz als sehr wichtig für ihre Entscheidungen über die 
Weiterbildungsaktivitäten ansehen. 

Eine systematische Planung ihrer Weiterbildung führen eben- 
falls viele Betriebe durch. Mittlere und größere Betriebe stellen 
dabei häufiger als kleine Betriebe einen jährlichen Weiterbil- 
dungsplan auf und ermitteln ihren Weiterbildungsbedarf Dies 
gilt auch für größere Betriebe im Handwerksbereich im Ver- 
gleich zu kleineren Handwerksbetrieben. 

Die Bewertung der durchgeführten Weiterbildungsmaßnah- 
men, z.B. zu Aspekten des Lernerfolges, ist ein weiterer 
wesentlicher Bestandteil eines Bildungscontrollings. Hierzu 
werden die Teilnehmer schriftlich befragt nach Beendigung der 
Maßnahme, aber teilweise auch schon während der Durch- 
führung der Maßnahme. Dies kommt derzeit ebenfalls häufiger 
in größeren als in kleineren Betrieben vor, ist jedoch insgesamt 
deutlich seltener als die Kostenerfassung und die systematische 
Planung der Weiterbildung. 

Eine nur geringere Verbreitung haben die Nutzeneinschätzung 
und Maßnahmen zur Transfersicherung. Vor allem kleinere 
Betriebe schätzen den Nutzen der Weiterbildung anhand objek- 
tiver Kriterien (z. B. Verbesserung von Verkaufszahlen, Verrin- 
gerung der Ausschußproduktion) ein oder bewerten die 
Arbeitsleistung. Einige größere wie auch kleinere Betriebe ver- 
suchen durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, daß die in 
der Weiterbildung vermittelten Kenntnisse auch in der Praxis 
angewendet werden können. 

Gefragt nach der Einschätzung von Funktion und Bedeutung 
halten die meisten Betriebe - insbesondere Großbetriebe mit 
mehr als 500 Beschäftigten - Bildungscontrolling für eine per- 
manente Aufgabe in betrieblichen Bildungsprozessen (vgl. 
Schaubild 18). Sie gehen davon aus, daß es ein wichtiges 
Steuerungsinstrument für die Bereitstellung künftiger Quali- 
fikationen darstellt. Dabei findet Bildungscontrolling nach Aus- 
sage vieler Betriebe bisher nur wenig Anwendung in der Praxis. 
Dies kann u. a. darauf zurückgeführt werden, daß den Unter- 
nelimen oft Instmmente für die Umsetzung fehlen. 

Jedoch gehen die meisten Betriebe davon aus, daß Bildungs- 
controlling in der Zukunft an Bedeutung gewinnen wird. Dabei 
wird es nicht nur als ein Thema für Großbetriebe angesehen. 
Ein Bedeutungszuwachs wird insgesamt auch für kleinere und 
mittlere Unternehmen erwartet. Es kann daher davon ausgegan- 
gen werden, daß immer mehr Betriebe, unabhängig von ihrer 


') Das Forschungsprojekt wird in Kooperation mit dem Institut für Ent- 
wicklungsplanung und Strukturforschung an der Universität Hannover 
durchgefährt. Zu ersten Ergebnissen siehe: Bundesinstitut für Berufs- 
bildung (Hrsg.): RBS Information Nr. 8: „Controlling in der betrieb- 
lichen Weiterbildung“, 1997 sowie Krekel, E. M./ Beicht, U.: „Welchen 
Stellenwert hat das Bildungscontrolling in der betrieblichen Weiter- 
bildung?“, in: Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.), Berufsbildung 
in Wissenschaft und Praxis, Heft 2, 1998 
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Größe oder ihrer Branchenzugehörigkeit, nach Modellen und 
Instrumenten zur Umsetzung eines Bildungscontrollings 
suchen. 

Hierzu benötigen die Betriebe — und hier vielleicht weniger die 
Groß-, sondern vor allem die kleineren und mittleren Betriebe - 
Hilfestellungen. Verfahren, Abläufe und Prozesse eines Bil- 
dungscontrollings müssen dabei auf den vorhandenen Elemen- 
ten der betrieblichen Bildungsarbeit aufbauen. Notwendig ist 
eine Verzahnung mit den betrieblichen Abläufen und den stra- 
tegischen Überlegungen der Untemehmensführung. Im Vor- 
dergrund der Einführung eines Bildungscontrollings sollten 
neben den Bedarfsanalysen vor allem auch Überlegungen zum 
Nutzen und zur Transfersicherung betrieblicher Bildungsmaß- 
nahmen stehen. 

5.2.2 Neue Lernfelder durch neue Formen 
zwischenbetrieblicher Zusammenarbeit 

Im Zuge der Rationalisierungsbestrebungen in der Auto- 
mobilindustrie, ausgelöst durch die Absatzkrise Anfang der 
90er Jahre, veränderten sich auch die Beziehungen zwischen 
den Abnehmer- und Zulieferbetrieben und es kam zu neuen 
Formen der Zusammenarbeit. Für die in den neuen Koopera- 
tionsfeldern Beschäftigten ergeben sich dadurch neue Quali- 
fikationsanforderungen. In einem Forschungsprojekt des Bun- 
desinstituts für Berufsbildung') wurden der derzeit stattfmden- 

') „Zwischenbetriebliche Vernetzung in den Abnehraer-ZZulieferbe- 
ziehungen. Konsequenzen für eine arbeitsprozeßorientierte Weiterbil- 
dung unter Berücksichtigung multimedialer Lemsysteme“ 


5.2 Neue Entwicklungen in der Weiterbildung 

de Wandel in den Abnehmer-ZZulieferbeziehungen beispielhaft 
durch empirische Untersuchungen in Betrieben der Auto- 
mobilindustrie erfaßt, die Gruppe der von den Veränderungen 
in den Schnittstellen-ZKooperationsbereichen betroffenen Mit- 
arbeiter identifiziert und die mit den neuen Kooperationsauf- 
gaben verbundenen Qualifikationsanforderungen herausge- 
arbeitet. 

Als zukunftsweisende Form der zwischenbetrieblichen Zu- 
sammenarbeit wurde die betriebsübergreifende Projektgruppe 
(SE ')-Gruppe) identifiziert. Diese spezifische Form wird 
immer mehr zunehmen, was zu unmittelbarem Handlungsbe- 
darf im Bereich der betrieblichen Weiterbildung führt und lang- 
fristig auch Auswirkungen auf die berufliche Ausbildung haben 
kann"). Die wesentlichen Merkmale dieser Projektgruppen 
sind: 

- Sie sind betriebsübergreifend, d.h. ihnen gehören Mitglieder 
sowohl des Abnehmer- als auch des Zulieferbetriebes an. 

-Sie sind bereichsübergreifend, d.h. sie setzen sich z.B. aus 
Vertretern des Einkaufs, des Vertriebs, der Qualitätssiche- 
rung, der Entwicklung und Konstruktion zusammen. 

- Sie sind hierarchieübergreifend, d. h. es findet eine gleich- 
berechtigte Zusammenarbeit zwischen Mitarbeitern und Füh- 
rungskräften statt. 


') „simultaneous engineering“-Gmppen: Hier findet in erster Linie Pro- 
duktentwicklung statt. 

-) Im Einkauf des untersuchten Abnehmerbetriebes findet ca. die Hälfte 
der Arbeit bereits in derartigen Projektgruppen statt. Viele Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen arbeiten gleichzeitig in mehreren Projektgmppen. 


Schaubild 17 

Elemente betrieblicher Weiterbildungsarbeit 

Anteil, der von den Betrieben durchgeführten Maßnahmen 
im Zusammenhang mit der betrieblichen Weiterbildung 
(in Prozent) 


Kostenerfassung 

Erfassung Weiterbildungskosten 

Planung 

Jährlicher Weiterbildungsplan 

Ermittlung des Bedarfs 

Bewertung 

Schriftliche Befragung 
der Teilnehmenden 

Bewertung der Maßnahme 
während der Durchfuhmng 

Nutzen/Transfer 

Nutzeneinschätzung mit 
objektiven Kriterien 

Bewertung Arbeitsleistung 
nach Maßnahme 

Transfersicherung 


0 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100 

Betriebsgrößenklassen | | 1-49 Beschäftigte 0 50-499 Beschäftigte H >500 Beschäftigte 

Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung/RBS-Befragung; 1997 (n^l009) 
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5.2 Neue Entwicklungen in der Weiterbildung 

— Sie sind am Wertschöpfungsprozeß orientiert. Die Projekt- 
gruppen begleiten zum Teil den Entwicklungsprozeß eines 
Produktes von der Konzeption über die Produktion bis zur 
Bewährung in der Praxis, d. h. bis zum Ablauf der Garantie. 

Die Tätigkeit in diesen neuen betriebsübergreifenden Projekt- 
gruppen setzt umfassende fachübergreifende Qualifika- 
tionen/Kompetenzen voraus. Erforderlich ist eine komplexe 
Prozeß- und Entwicklungskompetenz, um betriebsübergreifend 
gemeinsame Lösungen zu erarbeiten. Da in den Projektgruppen 
ganz unterschiedliche betriebliche Bereiche vertreten sind, 
benötigen die Mitarbeiter Wissen und Kenntnisse auch aus den 
jeweils anderen Bereichen (erweiterte Fachkompetenz). Wei- 
terhin ist eine umfassende Sozialkompetenz erforderlich, die 
über die innerbetrieblich erforderlichen sozialen Qualifika- 
tionen, wie Teamfähigkeit, Kooperations- und Kommunika- 
tionsfähigkeit hinausgeht, weil hier nicht nur zwischen Ver- 
tretern unterschiedlicher Abteilungen und verschiedener 
Hierarchieebenen, sondern auch zwischen unterschiedlichen 
„Machtpositionen“ (Kunden bzw. Lieferanten) kooperiert wer- 
den muß. 

Aus diesem an Bedeutung gewinnenden zwischenbetrieblichen 
Arbeitsfeld ergeben sich neue Lemfelder und -dimensionen, die 
es zu gestalten gilt. Sie umfassen zugleich typische Handlungs- 
situationen, für die im Projekt ein Weiterbildungskonzept 
einschließlich seiner mediendidaktischen Umsetzung ent- 
wickelt wird. Diese neuen LemfelderZ-dimensionen lassen sich 
folgendermaßen umschreiben: 


- Das Arbeiten und Lernen in betriebsübergreifenden Projekt- 
gruppen endet nicht an Abteilungs- und Organisationsgren- 
zen, sondern hat den ganzen Wertschöpfungsprozeß im Blick. 

- Arbeiten und Lernen bedeutet eine Auseinandersetzung mit 
unterschiedlichen Untemehmensstrukturen und -kulturen und 
macht damit auch das eigene Unternehmen zum Gegenstand 
des Lernens. Es wird sowohl ein betriebsübergreifendes ver- 
netztes Denken gefordert als auch die Fähigkeit zur flexiblen 
Anpassung an verschiedene Organisationskulturen. 

- Das gegenseitige Lernen zwischen Kunde und Lieferant, wie 
es in den betriebsübergreifenden Projektgruppen stattfindet, 
ist partnerschaftlich ausgelegt, um das bisherige „Machtgefäl- 
le“ zwischen Kunden und Lieferanten zu überwinden. Es fin- 
det ein sensibles, differenziertes Begegnungs- und Bezie- 
hungsiemen statt. 

Für diese neuen Anfordemngen gibt es bisher kaum geeignete 
Lernhilfen. Das Problem besteht insbesondere in der Entwick- 
lung von praxisnahen, aber zugleich den betrieblichen Einzel- 
fall überwindenden Weiterbildungsbausteinen, die fachliche 
Kompetenzerweiterung mit sozialem und organisationalem 
Lernen verbinden. Die hier am Beispiel der Automobilindustrie 
herausgearbeiteten Arbeits- und Lemkonstellationen werden 
künftig zunehmend das zwischenbetriebliche Handeln in den 
verschiedensten Branchen kennzeichnen. 


Schaubild 18 


Einschätzung von Funktionen und Bedeutung des Biidungscontrooiings 

(Mittelwerte; „trifft gar nicht zu” (=1) bis „trifft voll zu” (=5) 


Bildungscontrolling ... 

Allgemeiner Bezug 

... ist permanente Aufgabe 

... ist ein Steuerungsinstrumentarium 
für künftige Qualifikationen 

... gewinnt in Zukunft an Bedeutung 

Betrieblicher Bezug 

... wird für mittlere Betriebe relevanter 

... ist selbst für kleinere Betriebe wichtig 

... ist nur Thema für Großbetriebe 
Praxisbezug 

... findet wenig Anwendung 
in der Praxis 

... es fehlen Instrumente für 
die Umsetzung 



Betriebsgrößenklassen O 1-49 Beschäftigte O 50-499 Beschäftigte H >500 Beschäftigte 


Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung/RBS-Beffagung; 1997 (n=1009) 
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5.2.3 Europäische Gemeinschaftsinitiative 
ADAPT - Projekte 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung fordert seit 
1996 mehrere transnationale Projekte im Rahmen der Euro- 
päischen Gemeinschaftsinitiative ADAPT ') durch Kofinanzie- 
rung in Höhe von rund 2,5 Mio. DM. Ziel ist, die notwendige 
Anpassung der Arbeitskräfte an den industriellen Wandel zu 
beschleunigen, die Wettbewerbsfähigkeit von Industrie, Handel 
und Dienstleistungsgewerbe zu steigern, Arbeitslosigkeit durch 
verbesserte Qualifikation der Arbeitskräfte zu vermeiden sowie 
die Schaffung neuer, insbesondere arbeitsintensiver Arbeits- 
plätze und Beschäftigungsbereiche vor allem für kleine und 
mittlere Unternehmen (KMU) zu unterstützen.^) Die Pro- 
grammsetzung insgesamt erfolgt federführend durch das Bun- 
desministerium für Arbeit und Sozialordnung. Im Jahr 1998 
wurden aus Mitteln des Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung die folgenden vier Projekte gefördert. 

Ziel des Projektes „Entwicklung und Einsatz multimedialer 
interaktiver Lemsysteme zur beruflichen Qualifizierung im 
Handel“ (Zentralstelle für Berufsbildung im Einzelhandel e. V., 
Köln) ist die Entwicklung und Erprobung eines multimedialen, 
interaktiven Lemmoduls zum Thema „Verkaufsförderung im 
Textilhandel“. Das Lemprogramm richtet sich insbesondere an 
kleine und mittelständische Unternehmen des Textileinzelhan- 
dels. Zielgruppe sind von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeitneh- 
mer und Arbeitnehmerinnen im Textilhandel sowie Untemeh- 
mer/Führungskräfte als Entscheidungsträger für die Einführung 
von neuen Lemsystemen. 

Nach der Erarbeitung einer Gesamtkonzeption einschließlich 
einer mediendidaktischen Konzeption sowie eines Drehbuches 
für Videosequenzen mit verschiedenen Kaufsituationen wurde 
ein multimediales Lemprogramm entwickelt und damit be- 
gonnen, dieses im Rahmen der bemflichen Weiterbildung in 
den beteiligten Unternehmen zu erproben. Ziel des 1998 in 
Basel mit dem „Worlddidac Award“ ausgezeichneten virtuellen 
Lemprogramms ist es, die Praxis der Gesprächsführung und 
Kommunikation anschaulich zu vermitteln. Die Verbindung 
dieser Elemente und deren erfolgreiche Anwendung im 
Gespräch mit Kunden kann in realitätsnahen Situationen durch 
die eigene Entscheidung mitbestimmt imd ihre Auswirkungen 
auf den Gesprächsverlauf multimedial miterlebt werden. Das 
Programm selbst ist als virtuelles Gebäude konzipiert. In den 
verschiedenen Räumen - Videoraum, Seminarraum, Trainings- 
raum und Bibliothek - können sich die Mitarbeiter in ihrem 
eigenen Lemtempo bewegen. Das Konzept wird im Rahmen 
der transnationalen Zusammenarbeit auch in Italien und den 
Niederlanden genutzt.^) 

Mitte 1998 wurde mit dem Projekt „Entwicklung eines wis- 
sensbasierten CBT-Ausbildungssystems - Qualifizierung für 
KMU und Ausbildungsstätten“ (Oldenburger Forschungs- und 
Entwicklungsinstitut für Informatik- Werkzeuge und -Systeme) 
begonnen. Ziel ist die Entwicklung und Erprobung eines com- 
putergestützten Ausbildungs- und Entscheidungsunterstüt- 
zungssystems, um die Zertifizierung nach DIN EN ISO 9000 ff. 
im Bereich des handwerklichen Produktionsprozesses zu unter- 
stützen. Hierdurch sollen Defizite (z.B. fehlendes Experten- 
wissen) in kleinen und mittleren Unternehmen abgebaut wer- 
den, um so ihre Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern. 


') Vgl. Kapitel 6.1.3 

’) Vgl. Bemfsbildungsbericht 1998, Kapitel 5.2.4 
Weitere Beispiele für die Entwicklung multimedialer Lernsoftware sind 
im Kapitel 3.2.4 dargestellt. 


5.2 Neue Entwicklungen in der Weiterbildung 

Der industrielle Wandel und die veränderten Anforderungen, 
denen Unternehmen in vielfältiger Weise ausgesetzt sind, 
beeinflussen die Anforderungen betrieblicher Führungskräfte 
sehr stark. Deshalb steht im Mittelpunkt des Projektes „Anfor- 
derungswandel in der Industrie - Folgen und Perspektiven für 
Führungskräfte im betrieblichen Bereich“ (mypegasus-Betei- 
ligungs-GmbH, Reutlingen) die Entwicklimg und Erprobung 
eines anforderungsorientierten Personalentwicklimgs- und Bil- 
dungskonzepts für Meister und Meistemachwuchs.') Nach 
Abschluß der Bestandsaufnahme zur Situation der Meister in 
den beteiligten Unternehmen, der Erarbeitung von Anfor- 
derungsprofilen sowie betriebsspezifischer Meisterbildungs- 
konzepte stand 1998 die Umsetzung dieser Konzepte in den 
beteiligten Unternehmen der deutschen Automobil- und Zu- 
lieferindustrie im Mittelpunkt der Arbeit. 

Die Bildungskonzepte sind durch folgende Ansätze gekenn- 
zeichnet: Eigeninitiative der Meister fördern und fordern. 
Erfahren und Erleben durch aktives Handeln, Abkehr von der 
Fächerorientierung - hin zum Lernen als kontinuierlichen Pro- 
zeß, Anwendungsbezug statt Wissensanhäufung, Integration 
und Verzahnung der Kompetenzfelder sowie arbeitsintegriertes 
Lernen statt Seminarlemen. 

Gleichzeitig wird seit Beginn des Jahres 1998 durch den 
Projektträger am Transfer der gewonnenen Erfahrungen für 
mehrere kleine und mittelständische Unternehmen gearbeitet. 

Dazu wurden Beraterteams gebildet, die gemeinsam mit der 
Geschäftsleitung dieser Betriebe Personal- und Organisations- 
entwicklungsmaßnahmen entwickeln und erproben. 

Mit dem Projekt „Beratung, Hilfestellung und Fortbildung für 
kleine und mittelständische Unternehmen der Zulieferbranche“ 
(Akademie des Handwerks Hamburg) sollen vorrangig in 
Norddeutschland Betriebe dabei unterstützt werden, die not- 
wendigen Anpassungen an den industriellen Strukturwandel zu 
vollziehen und ihre Marktposition gegenüber ihren Auftrag- 
gebern zu verbessern. Hierzu wurde zunächst der Fortbildungs- 
bedarf für Fach- und Führungskräfte von kleinen und mittel- 
ständischen bzw. handwerklichen Zulieferern erhoben. Auf die- 
ser Grundlage wurde ein entsprechendes Programm erarbeitet 
sowie dessen Umsetzung im Rahmen von Veranstaltungen 
geplant. Es zeigte sich, daß das Interesse an den geplanten Fort- 
bildungsveranstaltungen aus verschiedenen aktuellen Gründen 
(z. B. Auftragslage) seitens der beteiligten Unternehmen nicht 
der erwarteten Resonanz entsprach. Deshalb wurde im weiteren 
Projektverlauf statt der Durchführung von Seminaren der 
Schwerpunkt der Arbeit mehr auf die direkte betriebliche Be- 
ratung gelegt. Dies entspricht auch der Tendenz der letzten Jah- 
re im Bereich der betrieblichen Weiterbildung. 


') Vgl. zu diesem Themenkomplex auch Kapitel 5.4.2 
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5.3 Kompetenzentwicklung 

5.3 Kompetenzentwicklung 

5.3.1 Kompetenzentwicklungsbericht 1998 

Die Weiterbildungsvorstellungen und die Weiterbildungsland- 
schaft befinden sich in einem massiven Veränderungsprozeß 
hin zu einer neuen Lemkultur. Ursache für diese Verände- 
rungen ist, daß die Bedeutung des kontinuierlichen Lernens in 
den unterschiedlichen Zusammenhängen und Funktionen vor 
dem Hintergrund der Transformation in Wirtschaft und Gesell- 
schaft immer mehr zunimmt und die bestehenden Weiter- 
bildungsstrukturen hierfür nicht als ausreichend angesehen 
werden. Vor diesem Hintergrund beschäftigt sich der Kom- 
petenzentwicklungsbericht 1998 ‘) mit dem Stand der For- 
schung zu einzelnen Feldern einer neuen Lemkultur. 

ln Fortschreibung der Ende der 80er Jahre vom damaligen Bun- 
desministerium für Bildung und Wissenschaft initiierten Be- 
standsaufnahme zu dem Themenfeld betriebliche Weiter- 
bildung^) werden die Verändemngen, die sich auf diesem 
Gebiet in den vergangenen zehn Jahren vollzogen haben sowie 
perspektivische Entwicklungslinien bemflicher Kompetenzent- 
wicklung zur Diskussion gestellt. Diese Bestandsaufnahme 
wird mit aktuellen Richtungen der Kompetenzentwicklung 
ergänzt. Im Vordergmnd der Analysen stehen dabei veränderte 
politisch-ökonomische Rahmenbedingungen für betriebliche 
Weiterbildung, Gestaltungsprozesse im Zusammenhang mit 
sich ändernder Betriebs- und Arbeitsorganisation, neue 
Beschäftigungsfonnen, Fragen der Qualitätssicherung und 
Professionalität, der Organisation und Finanzierung sowie Kon- 
zepte und Realität „organisationalen Lernens“. 

Im Zusammenhang mit dem Lernen im Prozeß der Arbeit wer- 
den weiterführende Analysen zum Forschungsstand und zu den 
Forschungsperspektiven der betrieblich-beruflichen Kompe- 
tenzentwicklung vorgestellt.Q Einen Schwerpunkt bildet hier- 
bei die internationale Sicht der Debatte um das Lernen im Pro- 
zeß der Arbeit. 

In einem weiteren Schwerpunkt wird vertieft, welche Bedeu- 
tung dem Kompetenzerhalt und der Kompetenzentwicklung im 
sozialen Umfeld zukommt.“) Weiterbildung gewirmt angesichts 
der gesellschaftlichen Rahmenbedingungen eine erweiterte 
Funktion: Sie dient zum einen der Vorbereitung auf eine „neue“ 
Berufstätigkeit, zum anderen ist sie ein Instrument zum Quali- 
fikationspotentialerhalt bei Arbeitslosigkeit. Drittens ermög- 
licht sie die Anpassimg der Qualifikationen und Kompetenzen 
im ständigen gesellschaftlich-wirtschaftlichen Änderungspro- 
zeß und viertens ist sie Element der gesellschaftlichen Teilhabe 
nach der Erwerbsphase. 


‘) „Kompetenzentwicklung ‘98: Forschungsstand und Forschungsper- 
spektiven“, Arbeitsgemeinschaft Qualifikations-Entwicklungs- 
Management (Hrsg.), 1998 

Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft (Hrsg.): „Betrieb- 
liche Weiterbildung - Forschungsstand und Forschungsperspektiven“, 
in: Schriftenreihe Studien zu Bildung und Wissenschaft, Heft 88, 1990 

^) Vgl. Kapitel 5.3.2 
'') Vgl. Kapitel 5.3.3 


5.3.2 Programm Kompetenzentwicklung für den 
wirtschaftlichen Wandel - Struktnrveränderungen 
betrieblicher Weiterbildung 

Das Programm umfaßt die folgenden drei Projekte ‘): 

- Individuelle Kompetenzentwicklung durch Lernen im Prozeß 
der Arbeit, 

- Untemehmensflexibilität und Kompetenzentwicklung, 
-Wechselwirkungen zwischen Kompetenzentwicklung und 

individueller Entwicklung, Unternehmens- und Regionalent- 
wicklung. 

In der ersten Arbeitsphase haben alle drei Forschungsprojekte 
theoretische und empirische Recherchen zu den Begriffen 
Kompetenz, Kompetenzentwicklung, Unternehmens- und Mit- 
arbeiterflexibilität durchgeführt, ihr methodisches Instrumen- 
tarium entwickelt, das Untersuchungsfeld akquiriert und Vor- 
untersuchungen durchgeführt. Diese Aktivitäten und Ergeb- 
nisse sind in Forschungsberichten und weiteren Publikationen 
dokumentiert^). Gegenwärtig befinden sich die Grundlagen- 
projekte in der zweiten Arbeitsphase. Sie umfaßt die Haupt- 
untersuchung und die Auswertung der erhobenen Daten. 

Projekt „Individuelle Kompetenzentwicklung 
durch Lernen im Prozeß der Arbeit“ 

Das Projekt will spezifische Wirkungszusammenhänge zwi- 
schen Arbeitsbiographie und Kompetenzmustem aufklären und 
bearbeitet dafür drei umfangreiche Aufgaben: 

a) Entwicklung von Methoden für die zu untersuchenden und 
zu kontrollierenden Konstrukte 

Es wurden Erfassungsmethoden (z.B. Fragebögen) für Lem- 
potenzen im Verlauf der Arbeitsbiographie, Persönlichkeits- 
eigenschaften und Kompetenzfacetten entwickelt. 

b) Beschreibung gegenwärtig existierender Muster beruflicher 
Entwicklungswege unter besonderer Berücksichtigung der 
Lempotenzen in der Arbeitsbiographie 

Das Forschungsinteresse konzentriert sich dabei auf die 
Erfassung von Berufsbiographien, die Beschreibung beruf- 
licher Entwicklungswege und darauf aufbauend auf die Ver- 
allgemeinerung von Typologien bestehender Karrieremuster. 

e) Beschreibung von Zusammenhängen zwisehen den Lempo- 
tenzen in der Arbeitsbiographie und Kompetenzfacetten 
Dazu wurden mehrere Annahmen formuliert. Diese beziehen 
sich auf den Einfluß der Lembedingungen in verschiedenen 
Arbeitstätigkeiten, auf die Fördemng bzw. Behindemng der 
Kompetenzentwicklung von Personen. Die Untersuchung 
konzentriert sich auf Personen mit unterschiedlichen Qua- 
lifikationsniveaus in der zweiten Hälfte ihrer Arbeits- 
biographie. Sie kommen aus unterschiedlichen Bemfen, 
Branchen und Organisationen. 

Nach Erhebung und Auswertung der Daten werden folgende 
Ergebnisse erwartet: 

Beschreibung der Vielfalt beruflicher Entwicklungswege 

Die Untersuchungsmethodik erlaubt zum einen die mehrdimen- 
sionale Darstellung der Lembedingungen in der Arbeitsbio- 
graphie. Zum anderen ermöglicht sie, Verändemngen der Lem- 
bedingungen im Verlauf der Arbeitsbiographie zu identifizieren 


')VgI. Bemfsbildungsbericht 1997, Kapitel 5.2.1 und Berufsbildungs- 
bericht 1998, Kapitel 5.3.1 
ü Vgl. u.a. QUEM report, Nr. 55, 1998 
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und zu strukturieren. Darüber hinaus körmen berufliche Lauf- 
bahnen als Karrieretypen dargestellt werden. Es wird grob 
zwischen vertikalen Karrieren, gekennzeichnet durch Über- 
nahme von Managementfunktionen, und horizontalen Fach- 
karrieren differenziert. Von den empirischen Daten wird 
auch eine weitergehende Beschreibung der Zusammenhänge 
zwischen Karrierewegen und Ausprägungsgraden der Kom- 
petenzen erwartet. 

Beschreibung von Kompetenzen 

Das methodische Instrumentarium ermöglicht die Charakte- 
risierung von Kompetenzen. Mit Hilfe von Selbsteinschätzun- 
gen lassen sich verschiedene Kompetenzfacetten kennzeichnen. 
Mit Leistungsmessungen wurden deren Variationsbreite und 
zentrale Tendenz ermittelt. Als ein Problem dabei erweist sich 
die unbefriedigende Differenzierung zwischen Fach- und So- 
zialkompetenz. 

Beschreibung von Zusammenhängen zwischen Lernbedin- 
gungen in der Arbeitsbiographie und Kompetenz 

Vermutete Zusammenhänge zwischen Lembedingungen in der 
Arbeit bzw. Arbeitsbiographie und dem Niveau der Kompeten- 
zen wurden bestätigt. Interessant ist, daß die Einschätzung der 
fachlichen und sozialen Fähigkeiten maßgeblich von den Lem- 
bedingungen im Verlauf der Berufsbiographie abhängt, 
während die Zufriedenheit mit Arbeit und Beruf vorwiegend 
durch die aktuellen Bedingungen beeinflußt wird. Aus metho- 
dischen Gründen sollten Schlußfolgemngen zur Rolle des Ler- 
nens in der Arbeit auf der Basis sinnvoller Vergleiche zwischen 
Eigenschaften von Personen und Merkmalen der Arbeitsbio- 
graphien gezogen werden. 

Branchen- und Organisationsvergleiche 

Anhand der Daten wird überprüft, welche Unterschiede 
zwischen Branchen und Organisationen hinsichtlich der Lem- 
bedingungen in der Arbeit, der Unterstützungsformen für das 
Lernen in der Arbeit sowie der Art und Häufigkeit bemflicher 
Entwicklungswege existieren. Die Ergebnisse wurden insbe- 
sondere im sozialen Dienstleistungsbereich und produzierenden 
Gewerbe ermittelt. Ziel ist die Ableitung von Empfehlungen 
zur brauchen- und organisationsspezifischen Förderung von 
Kompetenzentwicklung. 


Projekt „ Unternehmensflexibilität 
und Kompetenzentwicklung“ 

Das Projekt leistet einen theoretischen und empirischen Beitrag 
zur Untersuchung der organisatorischen Einflußgrößen auf die 
Flexibilität von Unternehmen und die Kompetenz der Mitarbei- 
ter. Dabei wird unterschieden zwischen der „Untemehmens- 
flexibilität oder strukturellen Flexibilität“ und der „Mitarbeiter- 
flexibilität und -kompetenz“. Diesem Anliegen entsprechend 
gliedert sich das Projekt in zwei Teile. Der erste Teil bezieht 
sich auf die Analyse der Flexibilität von Unternehmen unter- 
schiedlicher Branchen und die Identifiziemng von Flexibili- 
tätsprofilen und Schwachstellen. Der zweite Teil untersucht die 
Kompetenz und Flexibilität der Mitarbeiter sowie die Rolle von 
Arbeitsgmppen beim Kompetenzerwerb. Die Forschungsarbeit 
konzentriert sich u. a. auf folgende Fragen: 

— Wie steht es um die Flexibilität der Unternehmen am Wirt- 
schaftsstandort Deutschland? 

-Lassen sich Organisationsstmkturen identifizieren, die im 
positiven Zusammenhang zu Mitarbeiterkompetenz und 
-flexibilität stehen? 
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-Wie lassen sich strukturelle Veränderungen der Organisation 
sinnvoll mit Personalentwicklungsmaßnahmen kombinieren? 
-Welche Rolle spielt die Arbeitsgmppe beim Kompetenz- 
erwerb der Mitarbeiter? 

Nach Entwicklung und Einsatz geeigneter Forschungsinstru- 
mente zur Kompetenz- imd Flexibilitätsmessung in der ersten 
Projektphase liegen nach der Datenerhebung in der Hauptphase 
nunmehr erste Ergebnisse in beiden Untersuchungsteilen vor. 

Teil 1: Flexibilität von Unternehmen 

Die strukturelle Flexibilität eines Unternehmens wird in Anleh- 
nung an die OECD in die Bereiche funktionale, numerische, 
interne und externe Flexibilität gegliedert. Danach beschreibt 
die funktionale Flexibilität mitarbeiterbezogene Maßnahmen, 
die sich auf Funktionen oder Stellen im Unternehmen beziehen. 

Die numerische Flexibilität betrifft die Kapazitätsanpassung 
durch Personalveränderungen bzw. flexible Arbeitszeitmodelle 
zur Kompensation saisonaler oder auftragsbedingter Schwan- 
kungen im Arbeitsprozeß. Die interne Flexibilisierung bezieht 
sich auf Veränderungen der Untemehmensstruktur. Die externe 
Flexibilisierung bezeichnet Kontakte des Unternehmens nach 
außen (PR-Arbeit, Informationsquellen, Intemationalität). 

Darüber hinaus wird zwischen organisationaler und individu- 
eller Flexibilität unterschieden, d.h. ein Unternehmen kann 
strukturell flexibler sein als andere, ohne die flexibleren und 
kompetenteren Mitarbeiter zu haben. Daraus lassen sich kom- 
pensatorische Modelle ableiten. 

Diese verschiedenen Betrachtungsebenen gestatten es, den Ein- 
fluß struktureller Organisationsmerkmale auf die Flexibilität 
und Kompetenz der Mitarbeiter genauer zu untersuchen. Dabei 
interessiert insbesondere, welche Flexibilitäts- und Kompetenz- 
profile erfolgreiche Unternehmen aufweisen. Eine erste Aus- 
wertung der Daten zur Untemehmensflexibilität deutet darauf 
hin, daß die Zahl der Unternehmen mit innovativen Konzepten 
noch begrenzt ist. Diese Konzepte wiederum beschränken sich 
nur auf bestimmte Bereiche, z.B. den Computer- und Tech- 
nikeinsatz. 

Teil 2: Flexibilität der Mitarbeiter 

Die Untersuchungen zur Flexibilität der Mitarbeiter umfassen 
folgende Aspekte: die bereichsspezifische Flexibilität, die 
Flexibilität als Persönlichkeitsmerkmal und die kognitive Flexi- 
bilität. Für die Datenerhebung wurden verschiedene Instrumen- 
te entwickelt bzw. zu ausgewählten Inhalten aus dem Projekt 
„Individuelle Kompetenzentwicklung durch Lernen im Prozeß 
der Arbeit“ übernommen. Dabei beziehen sich die Begriffe 
Flexibilität und Kompetenz weniger auf die Persönlichkeit, 
sondern vielmehr auf die Anforderungen in bestimmten Berei- 
chen (Beruf, Freizeit). 

Die Analyse der Mitarbeiterkompetenz basiert auf Gruppen- 
diskussionen, die videotechnisch aufgezeichnet wurden. Diese 
Methode berücksichtigt, daß komplexe oder neuartige Be- 
ratungs- und Entscheidungsaufgaben in Organisationen eher 
von Gruppen als von Individuen bearbeitet werden. 

Erste Ergebnisse aus fünf Unternehmen lassen erkennen, daß 
sehr flexible größere Organisationen mit aktuellen Manage- 
mentkonzepten, wie Benchmarking und Total Quality Manage- 
ment, nicht notwendigerweise die kompetenteren Mitarbeiter 
haben. Die Einführung solcher Konzepte in Verbindung mit 
Kurzschulungen führte nicht in jedem Fall dazu, daß die Mitar- 
beiter die vermittelten Qualitätswerkzeuge oder Problemlöse- 
techniken beherrschen. Im Vergleich dazu zeigten Mitarbeiter 
in eher konservativen, mittelständischen und inhabergeführten 
Unternehmen, in denen Gruppenarbeit ohne jegliche Schulung 
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eingeführt wurde, teilweise höhere Kompetenzen beim Lösen 
von Problemen. Auch das Erlernen neuer Techniken für die 
Problembearbeitung, das Definieren von Problemen und Ur- 
sachen sowie das Finden von Lösungen fiel diesen Mitarbeitern 
deutlich leichter. 

Projekt „ Wechselwirkungen zwischen Kompetenz- 
entwicklung und individueller Entwicklung, 
Unternehmens- und Regionalentwicklung“ 

Dieses Projekt zielt darauf, die Grundlagen für ein Instrumen- 
tarium zu schaffen, mit dem Kompetenzentwicklung durch 
Kennzahlen und Indikatoren gesteuert und bewertet werden 
kann. Kompetenzentwicklung wird als komplexer Prozeß auf- 
gefaßt, dessen Beschreibung unter vielerlei Unschärfen und 
Modetrends, aber auch unterschiedlichen Anwendungs- und 
Interessenbezügen leidet. Um eine Basis für die Bewertung von 
Kompetenzentwicklung zu schaffen, wurden in einer ersten 
Forschungsphase zunächst die Zusammenhänge zwischen 
Kompetenz- und Untemehmensentwicklung aufgezeigt. Auf 
individueller und organisatorischer Ebene wurde die Rolle von 
Kompetenz erforscht und deren Elemente strukturiert. Im wei- 
teren Projektverlauf stand die Bearbeitung folgender Arbeits- 
pakete an: 

a) Umordnung von Kompetenzprofilen im 
strukturellen Wandel 

Zur Identifikation von Kompetenzdefiziten in strukturellen 
Wandlungsprozessen wurden Fallstudien in drei Wirt- 
schaftsbereichen (Druckindustrie, Automobilzulieferindu- 
strie, Mikrosystemtechnik) durchgeführt. Die Fallstudien 
gaben Aufschluß darüber, wie sich Kompetenzprofile im 
Strukturwandel verschieben und welche Kompetenzlücken 
dabei wirksam werden, welche Maßnahmen zur Beseitigung 
von Kompetenzlücken ergriffen werden, welche Probleme 
bei der Neuformierung von Kompetenzen zur Bewältigung 
des Strukturwandels auftreten und wie die Effektivität dieser 
Maßnahmen eingeschätzt wird. 

Die Betriebsfallstudien belegen die nach wie vor hohe und 
zentrale Bedeutung der Fachkompetenzen zur Bewältigung 
des Strukturwandels. Explizites und implizites Wissen 
(Erfahrungen) bleiben die Voraussetzungen für fachliche 
Flandlungsfähigkeit vor allem in Zeiten struktureller Um- 
brüche. Explizites Wissen - eine äußerst instabile Größe - 
stellt die „formale“ Basis für die Erfüllung beruflicher Hand- 
lungen dar. Das durch hohe Stabilität charakterisierte impli- 
zite Wissen schafft die Voraussetzung für den Transfer expli- 
ziten Wissens in realen Anwendungssituationen. Allerdings 
sind die Erfahrungen selbst zu hinterfragen, damit sie nicht 
zur Innovationsbarriere werden. Implizites Wissen entsteht 
als Ergebnis arbeitsorganisatorischer Maßnahmen, z.B. 
wenn in der Teamarbeit die vorhandenen Kompetenzen der 
einzelnen Mitarbeiter komplementär Zusammenwirken. 

b) Weiterentwicklung des Kompetenzbegriffes 

Literaturstudien und empirische Recherchen führten zu einer 
Weiterentwicklung des Kompetenzmodells. ') Danach kon- 
stituiert sich die individuelle Handlungskompetenz aus der 
Handlungsfähigkeit und der Handlungsbereitschaft. Aus 
dem Zusammenspiel von individueller Handlungskompe- 
tenz und Zuständigkeit erwächst die Kompetenz zur Hand- 
lung. Aus der Problemlage ergibt sich weiterer Forschungs- 
bedarf, z. B. 


h Vgl. Staudt, E.: „Kompetenz und Innovation - Eine Bestandsaufnahme 
jenseits von Personalentwicklung und Wissensmanagement“, in: 
Staudt, E. (Hrsg.): Innovation: Forschung und Management, 1997 


-Operationalisierung einzelner Kompetenzelemente, um 
deren Erfaß- und Bewertbarkeit bei Personalauswahl und 
Mitarbeiterbeurteilung zu verbessern, 

- Klärung der Transformationsprozesse zwischen Elementen 
der Handlungsfähigkeit, 

-Bestimmung der Schnittstellen und Wechselwirkungen 
zwischen angeborenen oder in der Sozialisation erwor- 
benen Persönlichkeitseigenschaften (Erfahrung, Motiva- 
tion, Risikobereitschaft), 

- Entwicklung von Systematisierungshilfen für die differen- 
zierte Abbildung von Kompetenzanfordemngen, 

- Überprüfung des Eignungsgrades einzelner Personal- und 
Organisationsentwicklungsmaßnahmen zur Vermittlung 
spezifischer Kompetenzbestandteile. 

c) Organisatorische Kompetenz 

Ausgehend von der in der Managementliteratur diskutierten 
Bedeutung des organisatorischen Wissens und der imtemeh- 
merischen Kemkompetenz im wirtschaftlichen Wettbewerb 
wird zunächst die Kompetenz von Arbeitsgruppen unter- 
sucht. Dabei ist von besonderem Interesse, wie Individual- 
kompetenzen Zusammenwirken und ein gemeinsames Grup- 
penhandeln entsteht. Daran schließt sich die Erforschung 
von Kompetenzen der Unternehmen sowie die der Regionen 
an. 

d) Ergänzend zu den skizzierten Arbeitspaketen wurde eine 
Bestandsaufnahme verschiedener Instmmente zur Bewer- 
tung von Weiterbildung bzw. Personalentwicklung durchge- 
führt. Auf Grund der dabei gewoimenen Ergebnisse bedarf 
die anstehende Entwicklung eines Kennzahlen-Indikatoren- 
Systems zur Steuerung und Bewertung von Kompetenzent- 
wicklung eines Modells, das Ziele, Eigenschaften und Um- 
feldbedingungen der verschiedenen Akteure beachtet. Dieses 
System wird mehrere Instmmente beinhalten, die betrieb- 
liche Zusammenhänge zwischen individuellen und organi- 
satorischen Kompetenzen, zwischen Arbeitssituationen, Per- 
sonal- und Organisationsentwicklungsmaßnahmen und Ar- 
beitsergebnissen sowie verschiedene Interessenlagen berück- 
sichtigen. Es soll als Handlungsanleitung verschiedenen 
Situationen und Phasen der Kompetenzentwicklung gerecht 
werden. 

Projekt „Kompetenzentwicklung für den 
wirtschaftlichen Wandel - Mitgestaltung durch kom- 
petente Betriebs- und Personalräte“ (KomMit) ') 

Ziel dieses Qualifiziemngsprojektes, das gemeinsam von den 
Vertretern der beteiligten Gewerkschaften IG Metall, IG Berg- 
bau, Chemie, Energie, DAG und ÖTV getragen wird, ist es, 
Betriebs- und Personalräte für die sich im Rahmen der betrieb- 
lichen Weiterbildung vollziehenden Anfordemngen zu quali- 
fizieren. Es werden vier Perspektiven berücksichtigt: 

Die interesssenpolitische Perspektive beschäftigt sich mit ver- 
schiedenen Spannungsverhältnissen, in denen sich Arbeitneh- 
mer, Betriebs- und Personalräte im Rahmen der betrieblichen 
Organisationsentwicklung im Zusammenhang mit bemflicher 
Kompetenzentwicklung befinden. 

Die arbeitsorganisatorische Perspektive betrachtet die Arbeits- 
organisation der Betriebs- und Personalräte selbst. Gegenstand 
sind u. a. das Arbeiten und Lernen in Interessenvertretungen, 
Bedingungen für deren lemförderliches Arbeiten bzw. Behin- 
demngen beim Lernen und die bessere Nutzung der Lempoten- 
tiale bei der Interessenvertretungsarbeit. 


') Vgl. Bemfsbildungsbericht 1998, Kapitel 5.3.1 
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Die notwendige Öffnung der Mitgestaltung neuer Formen 
betrieblieher Weiterbildung durch Arbeitnehmer und Arbeit- 
nehmerinnen und deren Grenzen stehen bei der mitbe- 
stimmimgsrechtlichen Perspektive im Mittelpunkt. 

Im Rahmen der Qualifzierungsperspektive geht es um didak- 
tische Anforderungen und konzeptionelle Elemente für eine 
neue betriebsnahe Bildungsarbeit der Gewerkschaften. Aufbau- 
end auf einer Diagnose der sich verändernden Formen betrieb- 
licher Weiterbildung werden der Qualifizierungsbedarf der 
Betriebs- und Personalräte für ihre Arbeit im Handlungsfeld 
Weiterbildungsgestaltung identifiziert, didaktische Eckpunkte 
aufgezeigt sowie erläutert. Wichtige didaktische Bedingungen 
dieses Bildungskonzepts, das das selbstorganisierte Lernen im 
Prozeß der Arbeit anregen und unterstützen soll, sind die kon- 
sequente Anwendungsorientierung der Lernprozesse, ein brei- 
tes Repertoire an Lemformen und unterstützenden Medien, das 
Verknüpfen sachbezogener und methodenbezogener Kom- 
petenzentwicklung, methodische Elemente aus der Teament- 
wicklung und eine Zeitstruktur, die kürzere, aber häufigere 
Lern- und Arbeitseinheiten zuläßt. Es liegen mittlerweile fünf 
Bildungsbausteine in evaluierter und überarbeiteter Druck- 
fassung vor. Beispiele dafür sind das KomMit-Konzept für 
prozeßorientiertes Lernen im Rahmen der Arbeit eines Arbeits- 
und Qualifizierungskreises von und für Betriebsräte sowie das 
Konzept eines „Bildungs-Jour-Fix“. 


5.3.3 Programm Lernen im sozialen Umfeld 

Das Programm „Lernen im sozialen Umfeld - Kompetenzent- 
wicklung im Auf- und Ausbau regionaler Infrastrukturen - 
LisU“ hat das Ziel, die vielfältigen Lernprozesse im sozialen 
Umfeld, die an freiwillige, gemeinnützige oder ehrenamtliche 
Tätigkeiten gebunden sind, auf individueller und organisatio- 
naler Ebene darzustellen und den Auf- und Ausbau lemförder- 
licher regionaler Strukturen aktiv zu imterstützen. Hierbei gilt 
es u. a. einen Nachweis zu führen, daß in diesen Lern- und 
Tätigkeitsfeldern Kompetenzen nicht nur erhalten, sondern 
auch neu entwickelt und damit auch die Chancen von Men- 
schen außerhalb der Erwerbsarbeit für den Arbeitsmarkt erhal- 
ten und verbessert werden können. 

Für die weitere Erschließung des außerbetrieblichen Umfeldes 
als Lemfeld werden Formen des beiläufigen Lernens, des 
bewußten selbstbestimmten und selbstorganisierten Lernens 
sowie prozeßbegleitende und projektgebundene Qualifizie- 
rungsformen in ihrem wechselseitigen Verhältnis zu Formen 
der institutionalisierten Weiterbildung betrachtet und theo- 
retisch untersucht. Das Programm verfolgt deshalb auch das 
Ziel, einen Beitrag zur Verändemng und Innovation in der 
beruflichen Weiterbildung zu leisten. Die gewonnenen Er- 
kenntnisse fließen in die Konzeptioniemng und Umsetzung von 
verschiedenen Projekten ein, die einen Beitrag zum Auf- und 
Ausbau lemfbrderlicher regionaler Infrastrukturen leisten. 

Das Programm untersucht, initiiert und gestaltet 

a) auf der individuellen Ebene unter dem Leitbild „Tätigsein 
und Lernen“ 

- den Erhalt und die Weiterentwicklung sozialer, personaler, 
fachlicher und methodischer Kompetenzen, in ihrer 
Gesamtheit als Handlungskompetenz, 

- die Motivation zur aktiven Beteiligung am Erhalt und Aus- 
bau des Gemeinwesens, 

-Möglichkeiten des Kompetenztransfers zwischen unter- 
schiedlichen Tätigkeitsbereichen; 
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b) auf der organisationalen Ebene imter dem Leitbild „Lernen- 
de Organisation“ 

- die Organisation freiwilliger und selbstbestimmter Tätig- 
keiten in Initiativen, Selbsthilfegruppen, Arbeitsforde- 
rungsgesellschaften, Vereinen und Verbänden, einschließ- 
lich ihrer Dachorganisationen, 

- die intermediäre Funktion dieser Organisationen, 

- ihren Einfluß auf die wirtschaftliche Entwicklung, 

-die Entwicklung ihrer Kooperations- und Konkurrenz- 
fähigkeit irmerhalb und zwischen staatlichem, wirtschaftli- 
chem und gemeinnützigem Sektor, 

-die Entwicklung regionaler Agenturen für Lernen und 
Tätigkeiten; 

c) auf der regionalen Ebene unter dem Leitbild „Lernende 
Region“ 

- den Aufbau lemförderlicher Strukturen für eine eigenstän- 
dige tmd nachhaltige Entwicklung, 

- die Mobilisierung und Entwicklung endogener Potentiale, 

- die Einbeziehung und Zusammenarbeit der Einzelakteure, 
Organisationen, Unternehmen und der Administration zur 
Festlegung und Umsetzung einer eigenständigen Entwick- 
lung, 

- die Gestaltung einer lemförderlichen Umgebung. 

Neun Initiatoren aus unterschiedlichen Einrichtungen/Insti- 
tutionen arbeiten vor Ort an der Umsetzung dieser Themen. Die 
Analyse der Strukturen und Prozesse in den unterschiedlichen 
regionalen Projekten und die Reflexion des Initiatorenhandelns 
führten zu ersten Erkenntnissen über Lernprozesse im sozialen 
Umfeld.') Die Aufgabenstellung und das Vorgehen der Initia- 
toren umfassen zwei Teile. Einerseits agieren sie in ihrem 
regionalen Umfeld und in den jeweiligen Organisationen, zum 
anderen analysieren sie die regionale Situation und die Prozesse 
des sozialen Geschehens durch Beobachtung und Beschreibung 
und zudem durch kritische Reflexion ihres eigenen Handelns. 
Diese Initiatoren-Methode läßt sich somit in die Praxis- oder 
Aktionsforschimg einordnen. 

Folgende Arbeitsthesen stellen das Zwischenergebnis des Pro- 
gramms und zugleich die Leitlinien für die weitere Arbeit dar: 

- Lernen im sozialen Umfeld ist überwiegend Lernen in Tätig- 
keiten. Es zielt als handlungsorientiertes Lernen auf die 
Gestaltung und Veränderung der Lebensverhältnisse und ist 
damit auf das Erbringen von Leistungen und das Lösen von 
Problemen gerichtet. 

- Gesellschaftlich notwendige Tätigkeiten umfassen neben der 
Erwerbsarbeit auch Aktivitäten im sozialen Umfeld. Hierzu 
gehören insbesondere interessengeleitete freiwillige tmd ge- 
meinnützige Tätigkeiten sowie Projekte geforderter Arbeit, 
die auf die Entwicklung des sozialen Umfeldes und seiner 
Strukturen gerichtet sind. 

- Für freiwillige Tätigkeiten spielt Motivation eine besondere 
Rolle. Es gilt, brachliegende Kompetenzen anzuwenden, wei- 
terzuentwickeln sowie neue zu erwerben. 


') Vgl. Bemfsbildungsbericht 1998, Kapitel 5.2.1 
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- Die an Tätigkeiten im sozialen Umfeld geknüpften Lernpro- 
zesse tragen in besonderer Weise und oft selir effizient zur 
Ausprägung von Kompetenzen, wie Offenheit gegenüber 
Veränderungen und damit Lembereitschaft, Verantwortungs- 
bewußtsein, Problemlösefähigkeit, Teamfähigkeit, Selbstre- 
flexionsfähigkeit und insbesondere die Fähigkeit zur Selbst- 
organisation und zur selbständigen Gestaltung von Lernpro- 
zessen bei. Derartige Kompetenzen können über unterschied- 
liche Arbeits- und Tätigkeitsfelder hinweg - wenn auch häu- 
fig modifiziert - transferiert werden. 

- Die Lemziele und -inhalte für Tätigkeiten im sozialen Umfeld 
sind in der Regel nicht über feststehende Lemprogramme 
vorgegeben; sie werden von den Lernenden selbst schrittwei- 
se herausgearbeitet. Hierbei sind die Lemziele unmittelbar 
auf die Anwendung des Gelernten und damit auf die Gestal- 
tung der Lebenspraxis gerichtet. 

- Eine soziale Stmktur wirkt lemfordemd, wenn sie die Selbst- 
organisationsfähigkeit von Individuen, Gmppen, Organisatio- 
nen und Institutionen stützt, die Ressourcen des Systems 
erweitert und die Entfaltungsmöglichkeiten der verschiede- 
nen Akteure verändern hilft. 

-Für die Entwicklungsfähigkeit besonders von peripheren 
Regionen ist die Qualität der Zusammenarbeit zwischen 
regionalen Akteuren von großer Bedeutung. Die beschäfti- 
gungspolitischen Zielsetzungen der Arbeitsmarkt- wie der 
regionalen Stmkturpolitik lassen sich um so erfolgreicher 
Umsetzen, je besser die institutionell ausdifferenzierten gesell- 
schaftlichen Bereiche untereinander verzahnt werden. 

-Die Schaffung von Kooperationen für regionale Unterneh- 
mungen sowie die Einbindung verschiedener Projekte in 
regionale Entwicklungslinien erfordern Akteure, die unab- 
hängig von Interessen intennediäre Tätigkeiten ausführen und 
befördern können. 

5.3.4 Förderung betrieblicher Personal- und 
Organisationsentwicklung in den neuen Ländern 

Ergebnisse von Untersuchungen sowie praktische Erfahrungen 
in den Jahren 1991 bis 1993 zeigten, daß es trotz erheblicher 
Investitionshilfen deutliche Defizite im Bereich der betrieb- 
lichen Personal- und Organisationsentwicklung in den Unter- 
nehmen der neuen Länder gibt. Vor diesem Hintergmnd for- 
derte das Bundesministerium für Bildung und Forschung unter 
Einbeziehung von Mitteln aus dem ESF konzeptionelle Arbei- 
ten im Rahmen des „Programms zur Fördemng betrieblicher 
Personal- und Organisationsentwicklung in den neuen Län- 
dern“ (Laufzeit 1994 bis 1998).') Das Programm ermöglichte 
den beteiligten Unternehmen eine „praxisorientierte Hilfe zur 
Selbsthilfe“ und entsprechend ihren strategischen Zielsetzun- 
gen eigenständig zu handeln. Es bestand aus den Teilen Unter- 
nehmens-, Qualifiziemngs- sowie wissenschaftliches Be- 
ratungs- und Begleitprogramm. 

Durch das Untemehmensprogramm erhielten ausgewählte 
Unternehmen und Einrichtungen Unterstützung für den Auf- 
und Ausbau erforderlicher Potentiale für die Personal- und 
Organisationsentwicklung. Die beteiligten Unternehmen ent- 
stammten aus unterschiedlichen Branchen und gehörten ver- 
schiedenen Untemehmenstypen an. Vertreten waren Anbieter 
von Ingenieurleistungen, Anlagenbauer in der Lebensmittel- 
technologie, Zulieferbetriebe Kraftfahrzeugelektrik, Hersteller 
von Elektrohaushaltgeräten, Förderanlagenbauer, Betriebe 
aus dem Baugewerbe/Recycling, Stahlerzeuger, Maschinen- 
bauer-Textiltechnik, Automobilzulieferer-Gießereibetrieb und 


Schwermaschinenbauer. Mit den Unternehmen wurden für die 
Programmarbeit folgende Kemziele vereinbart: 
-Kundenorientierung stärker im Bewußtsein von Führungs- 
kräften und Mitarbeitern zu verankern, 

- die Entfaltung des personalen und organisationalen Verände- 
rungspotentials voranzubringen, 

- Untemehmensstrategien und die Organisation des Leistungs- 
erstellungsprozesses konsequent an den Bedürfnissen des 
Marktes auszurichten, 

- organisatorische/technische Veränderungen zu unterstützen, 

- eigenverantwortliches Handeln im Rahmen von vereinbarten 
Untemehmenszielen zu fordern, 

- die Umsetzung von arbeitswissenschaftlichen Prinzipien 
(Ausführbarkeit, Schädigungsfreiheit, Beeinträchtigungslo- 
sigkeit, Persönlichkeitsförderlichkeit) auf allen betrieblichen 
Ebenen anzustreben, 

- das Bewußtsein für ökologische Fragen zu erörtern und in 
Ansätzen zur Gestaltung von Untemehmenspolitik und -kul- 
tur auch die aktive Auseinandersetzung mit gesellschaftlichen 
Entwicklungen zu berücksichtigen (Intemationalisierung, 
Gleichberechtigung, europäischer Birmemnarkt etc.). 

Die Fördemng im Rahmen dieses Programms bezog sich insbe- 
sondere auf: 

- die Bereitstellung von Personalkapazität, d. h. daß den Unter- 
nehmen sogenarmte Initiatoren und bei Bedarf Sachbearbei- 
terkapazitäten zur Verfügung gestellt wurden, die Projekte in 
den Unternehmen initiierten, begleiteten, unterstützten und 
evaluierten, 

- die Qualifiziemng der Initiatoren, um die Projekte erfolgreich 
planen, steuern und begleiten zu können, 

- die konzeptionelle und prozeßbegleitende Betreuung sowie 
ergebnisorientierte Bewertung der innerbetrieblichen Maß- 
nahmen, 

-die wissenschaftliche Begleitung, die vom Institut für Ar- 
beitswissenschaft der Universität Gesamthochschule Kassel 
durchgeführt wurde. 

Die Aufgabe der Initiatoren bestand darin, Projekte im Unter- 
nelimen, die einen Beitrag zur Kompetenzentwicklrmg der Mit- 
arbeiter leisten und zur Effizienzsteigemng der Gesamtorgani- 
sation beitragen, zu initiieren und aktiv zu begleiten. Die Pro- 
jektarbeit schloß teilweise alle Hierarchieebenen und Bereiche 
der Unternehmen ein. Auf der Gmndlage von partizipativ ange- 
legten Zielfmdungsprozessen wurde angestrebt, kurz-, mittel- 
und langfristige Teilprojekte zu initiieren und durchzuführen. 
Das Vorgehen umfaßte im wesentlichen die Durchführung von 
Pilotprojekten, z.B. zur Optimiemng der Arbeitsorganisation 
(Einfühmng von Gmppenarbeit), zur Integration von tech- 
nischen Neuerungen (Einfühmng von Produktionsplanungs- 
und Steuemngssystemen) und die Task-force-Funktion zur 
Beseitigimg von Schwachstellen im organisatorischen, per- 
sonalen und technischen System.') 

Postgradualer Studiengang 
„Personalentwicklung“ 

Im Rahmen der Projektfördemng wurde Ende 1993 mit der 
Entwicklung des postgradualen Studienganges Personalent- 
wicklung begonnen, der seit 1995 umgesetzt und evaluiert 
wird. Ziel dieses Studienganges sind vor allem die Vermittlung 
und Erweitemng von Fachqualifikationen (Kenntnisse und 


') Vgl. Bemfsbildungsbericht 1997, Kapitel 5.2.1 
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Fertigkeiten zum Planen, Durchfuhren und Evaluieren von 
Personalentwicklungsarbeiten), Methodenqualifikationen (z.B. 
Kenntnisse und Fertigkeiten zum Analysieren von Arbeitsauf- 
gaben, Organisationsstrukturen und Prozeßketten unter per- 
sonalentwicklungsrelevanten Gesichtspunkten), soziale Quali- 
fikationen (Fähigkeiten zur Aufgabenlösung, zum Aufgaben- 
und Konfliktmanagement u. a.) und personale Qualifikationen 
bei Führungskräften der Wirtschaft. 

Flierfür wurden eine Studienordnung, Studien- und Organisa- 
tionspläne, insgesamt 25 Lehrbriefe (z.B. Lembedarfsanalyse 
im Rahmen von Personalentwicklungsmaßnahmen, Planung 
der Personalentwicklung und multiperspektivische Bestim- 
mung des Personalentwicklungsbedarfs, Bildungsmarketing, 
Moderation und Präsentation) sowie eine Prüfungsordnung 
erarbeitet. Der Studiengang endet nach einer Studiendauer von 
zwei Jahren mit einem Flochschulzertifikat der Technischen 
Universität Chemnitz-Zwickau. Die ersten Studiengänge haben 
im Herbst 1994 begonnen. Insgesamt fanden sechs Studiengän- 
ge mit insgesamt 92 Teilnehmern und Teilnehmerinnen statt. 
Im Rahmen der prozeßbegleitenden Evaluierung wurden auf 
der Grundlage des 1995 erarbeiteten Evaluierungskonzeptes 
konzeptionelle Veränderungen in den nachfolgenden Studien- 
gruppen vorgenommen. 

Der Studiengang hat wesentlich dazu beigetragen, die notwen- 
dige wissenschaftliche Infrastruktur im Themenfeld „Betrieb- 
liche Personal- und Organisationsentwicklung“ in den neuen 
Ländern aufzubauen. Damit wurde ein den betrieblichen Erfor- 
dernissen entsprechendes Fortbildungskonzept zu diesem 
Themenfeld entwickelt, erprobt und evaluiert. 


5.4 Strukturen und Rahmenbedingungen 

5.4.1 Neue Fortbildungsverordnungen 

Vereinbarung der Sozialpartner zur 
beruflichen Weiterbildung 

Im Dezember 1996 haben DGB, DAG und Spitzenorganisatio- 
nen der Wirtschaft, vertreten durch das Kuratorium der Deut- 
schen Wirtschaft für Berufsbildung, eine Vereinbarung zur 
beruflichen Fortbildung gemäß §46 BBiG und §42 HwO 
geschlossen.') Im Zuge der Umsetzung dieser Vereinbarung hat 
das Bundesinstitut für Berufsbildung bislang den Auftrag 
erhalten, folgende Fortbildungsverordnungen vorzubereiten: 
VersicherungsfachwirtW ersicherungsfachwirtin, Verkehrsfach- 
wirt/Verkehrsfachwirtin, Fachwirt/Fachwirtin für Grundstücks- 
und Wohnungswirtschaft, Personalfachkaufmann/Personalfach- 
kauffrau, Bankfachwirt/Bankfachwirtin, Fachkaufmann/Fach- 
kauffrau für Einkauf/Materialwirtschaft und für Vorrats Wirt- 
schaft. Ferner sollten die Grundlagen für eine Entscheidung 
über eine Fortbildungsverordnung für Wirtschaftsassisten- 
teiVWirtschaftsassistentirmen erarbeitet werden. Gegenstand 
der Ordnungsarbeiten sind jeweils die Beschreibung des Funk- 
tionsbildes und der Handlungsbereiche, an denen sich die Qua- 
lifikationsanforderungen der Regelung orientieren, sowie die 
Festlegung eines Prüftingsverfahrens, das dem Nachweis beruf- 
licher Handlungskompetenz dient. 


') Grundzüge und ordnungspolitische Bedeutung dieser Vereinbarung 
wurden im Berufsbildungsbericht 1997, Kapitel 5.2.3 dargestellt. 


5.4 Strukturen und Rahmenbedingungen 
• Stand der Umsetzung 

Die Fortbildungsverordnungen „Geprüfter Versicherungsfach- 
wirt/Geprüfte Versicherungsfachwirtin“ '), „Geprüfter Immobi- 
lienfachwirt/Geprüfte Immobilienfachwirtin“ Q und „Geprüfter 
Verkehrsfachwirt/Geprüfte Verkehrsfachwirtin“") wurden er- 
lassen. Zu den vorgesehenen Verordnungen „Geprüfter Perso- 
nalfachkaufmann/Geprüfte Personalfachkauffrau“, „Geprüfter 
Fachkaufmann/Geprüfte Fachkauffrau Einkauf und Logistik“ 
und „Geprüfter Bankfachwirt/ Geprüfte Bankfachwirtin“ liegen 
den jeweiligen Fachbeiräten Entwürfe zur Beratung vor. 

Geprüfter Immobilienfaehwirt/ 

Geprüfte Immobilienfaehwirtin 

Die Verordnung basiert auf den Fortbildungsregelungen „Fach- 
wirt/Fachwirtin für Grundstücks- und Wohnungswirtschaft“ 
der zuständigen Stellen. Die neue Abschlußbezeichnung 
„Immobilienfachwirt/Immobilienfachwirtin“ berücksichtigt den 
Qualifikationsbedarf dieser Branche. Das Funktionsbild stellt 
sowohl die eigenständige Wahrnehmung verantwortungsvoller 
Funktionen in solchen Unternehmen als auch die selbständige 
Tätigkeit, z.B. als Makler, in der Immobilienwirtschaft in den 
Mittelpunkt. Es hebt folgende Arbeitsgebiete hervor: Bewerten 
von immobilienwirtschaftlichen Sachverhalten in wirtschaftli- 
chen und rechtlichen Zusammenhängen sowie Konzipieren, 
Organisieren und Controlling von immobilienwirtschaftlichen 
Projekten und Wahrnehmung von Management- imd Führungs- 
aufgaben. 

Die Prüfüngsverordnung verlangt sowohl grundlegende anwen- 
dungsbezogene Qualifikationen in den Prüfungsbereichen 
Betriebs- und Volkswirtschaft, Management, Personalwirt- 
schaft und Recht als auch handlungsspezifische Qualifikationen 
in den Handlungsbereichen Objektmanagement, Projektent- 
wicklung und Grundstücksverkehr. Kommunikationsfähigkeit 
und Führungskompetenz werden durch eine eigene mündliche 
Teilprüfung nachgewiesen. Zulassungsvoraussetzungen zur 
Weiterbildungsprüfung sind a) eine erfolgreich abgeschlossene 
Ausbildung im anerkannten Ausbildungsberuf Kaufmann/ 
Kauffrau in der Grundstücks- und Wohnungswirtschaft und 
danach eine mindestens zweijährige Berufspraxis oder b) eine 
erfolgreich abgeschlossene Ausbildung in einem anerkannten 
kaufmännischen oder verwaltenden Ausbildungsberuf und 
danach eine mindestens dreijährige Berufspraxis oder eine min- 
destens sechsjährige Berufspraxis. 

Geprüfter Verkehrsfachwirt/Geprüfte Verkehrsfachwirtin 

Das Funktionsbild setzt folgende Schwerpunkte: 

-Konzeption und Realisierung von Verkehrsdienstleistungen 
unter Einsatz vorhandener Verkehrsträger im Rahmen der 
geltenden rechtlichen, wirtschaftlichen und politischen Be- 
dingungen, 

- Einsatz der betriebswirtschaftlichen und personalwirtschaft- 
lichen Steuerungsinstrumente des Unternehmens für die 
Realisierung von Verkehrsdienstleistungen, 

- Führung von Mitarbeitern und Projektgruppen sowie Koope- 
ration und Kommunikation mit Partneruntemehmen und 
Kunden in dienstleistungsorientierten Projekten und Teams. 


') Vgl. Bemfsbildungsbericht 1998, Kapitel 5.4.1, Verordnung vom 16. 

März 1998, BGBL I, Seite 487 
ü Verordnung vom 23. Dezember 1998, BGBl. I, Seite 4060 
') Verordnung vom 23. Dezember 1998, BGBl. I, Seite 4065 
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5.4 Strukturen und Rahmenbedingungen 

Tätigkeitsfelder der Verkehrsfachwirte sind der Güterverkehr, 
der Personenverkehr sowie die Verkehrsinfrastrukturbetriebe 
und -einrichtungen. Die Prüflingsteilnehmer spezialisieren sich 
auf eines dieser Felder, können aber durch weitere Teilprüfun- 
gen Zusatzqualifikationen für die anderen Teilbranchen erwer- 
ben, so daß „horizontale Berufskarrieren“ in der Verkehrswirt- 
schaft möglich werden. Die Verordnung berücksichtigt auch 
Entwicklungen, wie sie vor allem durch Privatisierung öffentli- 
cher Verkehrsträger (Deutsche Bahn AG, Lufthansa AG etc.) 
und durch Professionalisierung im Personenverkehr und in der 
Verkehrsinfrastruktur angesichts zunehmender Konkurrenz 
entstehen. 

Im Prüfungsteil „Grundlegende Qualifikationen“ gliedern 
sich die Anforderungen nach den Handlungsbereichen kauf- 
männische Steuerung und Personalwirtschaft, Verkehrswirt- 
schaft und -dienstleistungen sowie Führung, Kommunikation 
und Kooperation. Die Qualifikationsanforderungen in den Fel- 
dern Güterverkehr, Personenverkehr, Verkehrsinfrastruktur 
beziehen sich jeweils auf die besonderen Schwerpunkte im 
Vertrags- und Versicherungswesen, in den Methoden der 
Marktanalyse und der Konzeptionierung von Produkten, in der 
Leistungserstellung und Auftragsabwicklung, im Einsatz von 
Marketinginstrumenten und im Sicherheits-, Qualitäts- und 
U mweltmanagement. 

Zugang zur Prüfung erhalten alle, die einen kaufmännischen 
Ausbildungsberuf erlernt haben; zusätzlich sind zwei Jahre ein- 
schlägige Berufspraxis notwendig. Für die kaufmännischen 
Ausbildungsberufe in der Verkehrswirtschaft (Speditionskauf- 
mann/Speditionskauffrau, Reiseverkehrskaufmann/ Reise- 
verkehrskauffrau, Luftverkehrskaufmann/Luftverkehrskauffrau, 
Schiffahrtskaufmann/Schiffahrtskauffrau) wird die erforder- 
liche Berufspraxis auf ein Jahr verkürzt. 

Personalfachkaufmann/Personalfachkauffrau 

Das Handlungsfeld der Personalfachkaufleute liegt nach dem 
Verordnungsentwurf in der Beratung aller an Personalplanun- 
gen und -entscheidungen des Unternehmens Beteiligten sowie 
der davon betroffenen Personen. Schwerpunktmäßig handelt es 
sich um operative Beratung, zu je einem Viertel dient ihre 
Tätigkeit der strategischen Beratung und der administrativen 
Personalarbeit. Ein weiterer Schwerpunkt liegt in der Verant- 
wortung für die betriebliche Ausbildung, so daß hier künftig die 
Prüflingsanforderungen der novellierten Ausbilder-Eignungs- 
verordnimg') in die Fortbildungs Verordnung integriert sein 
werden. Den Zugang zur Prüfling sollen sowohl kaufmännisch 
als auch technisch Vorgebildete erhalten. 

Bankfachwirt/Bankfachwirtin 

Der Verordnungsentwurf baut auf der kürzlich abgeschlossenen 
Neuordnung des Ausbildungsberufs „Bankkaufmann/Bank- 
kauffrau“ auf ln dem Entwurf werden die Qualifikationsanfor- 
derungen der Privatbanken, der Genossenschaftsbanken und 
der Sparkassen zusammengeführt. Weiterhin wird berücksich- 
tigt, daß eine klare Abgrenzung zu neu entstandenen Branchen 
der Finanzdienstleistungen erfolgt. Gestaltendes Prinzip ist eine 
Verstärkung des Praxisbezugs sowie der Kunden- und Ser- 
viceorientierung. 

Fachkaufmann für Einkauf und Logistik/ 

Fachkauffrau für Einkauf und Logistik 

Der Entwurf sieht eine gemeinsame Neuregelung der Funk- 
tionsbereiche Einkauf und Logistik vor. Die Zusammenhänge 


') Vgl. Kapitel 3.4.2 


beider Handlungsfelder werden in einem gemeinsamen 
Prüfungsteil hervorgehoben. Es handelt sich hier um die Quali- 
fikationsanforderungen für materialwirtschaftliche Planung, 
Steuerung und Disposition (einschließlich der Vorbereitung); 
des Abschlusses und der Durchsetzung von Verträgen; Con- 
trolling und Qualitätsmanagement in der Materialwirtschaft; 
Entwicklung und Umsetzung von Logistikkonzepten (ein- 
schließlich strategischer Analysen der logistischen Kette in 
Unternehmen); dienstleistungsorientierte Kommunikation und 
Kooperation sowie Verhandlungsführung. 

Wirtschaftsassistent/Wirtschaftsassistentin 

Im Rahmen von Vorarbeiten zu einer Rechtsverordnung 
„Geprüfter WirtschaftsassistenEGeprüfte Wirtschaftsassisten- 
tin“ wurden vom Bundesinstitut für Berufsbildung eine Reihe 
von Befragungen durchgeführt, um den Qualifikations- und 
Regelungsbedarf zu erfassen: eine Absolventenbefragung, zwei 
Branchenanalysen (Handel sowie Papier, Pappe und Kunst- 
stoffe verarbeitende Industrie) sowie eine Kammerbefragung. 
Ziel war es, Einschätzungen zu den Abschlüssen „Geprüfter 
Wirtschaftsassistent - Industrie“, „Wirtschaftsassistent - IHK“ 
bzw. „Geprüfter Handelsassistent — Einzelhandel“ und „Han- 
delsfachwirt - IHK“ (z.B. Niveauunterschiede, Akzeptanz) zu 
ermitteln. Zusammengefaßt sind folgende Befragungsergeb- 
nisse hervorzuheben: 

Bei den insgesamt befragten 306 Absolventen einer Fortbil- 
dung zum Wirtschaftsassistenten (Geprüfter Wirtschafts- 
assistent - Industrie und Wirtschaftsassistent - IHK) hat sich 
die Fortbildung positiv ausgewirkt. ‘) Über drei Viertel der 
befragten IHK- Absolventen konnten „anspruchsvollere, verant- 
wortlichere Tätigkeiten im Betrieb“ übernehmen. Für den über- 
wiegenden Teil der Geprüften Wirtschaftsassistenten - In- 
dustrie (75%) führte der Abschluß aus dem Ausbildungsver- 
hältnis in eine Sachbearbeitungs- oder Assistenzposition. 7,2% 
schafften den Sprung in die Position eines Abteilungsleiters. 
Bei den Wirtschaftsassistenten - IHK zeigt sich ein differen- 
zierteres Bild. Hier ist eine deutliche Zunahme der leitenden 
Positionen - höhere leitende Position oder Abteilungsleiter - zu 
verzeichnen. 

Die Pappe, Papier und Kunststoffe verarbeitende Industrie sieht 
einen größeren Bedarf an Wirtschaftsassistenten; es wird insbe- 
sondere eine Öffnung der Fortbildungsmaßnahme zum Wirt- 
schaftsassistenten für Mitarbeiter mit technischer Vorbildung 
(Techniker) gewünscht. Die Abiturientemnodelle (Geprüfter 
Wirtschaftsassistent - Industrie, Geprüfter Handelsassistent, 
auch teilweise Handelsfachwirt — IHK) werden von Industrie 
und Handel als attraktive praxisbezogene Ausbildungs- und 
Fortbildungswege in Verbindung mit Personalentwicklung 
angeboten und auch als effektiv eingeschätzt. 

Ein neuer Abschluß „Geprüfter Wirtschaftsfachwirt/Geprüfte 
Wirtschaftsfachwirtin“ (Überarbeitung des Wirtschaftsassisten- 
ten - IHK) wird von bayerischen Kammern vorgeschlagen. 
Dieser flexible und attraktive Abschluß soll den Bedürfnissen 
von unterschiedlichen Branchen und Unternehmen Rechnung 
tragen. 

• Arbeitsgemeinschaft „Eachwirte/Eachkaufleute-Konzept“ 

Die Ordnungsvorhaben werden durch eine von den Sozialpart- 
nern gebildete Arbeitsgruppe beraten, in der das Bundes- 
ministerium für Bildung und Forschung und das Bundesinstitut 
für Berufsbildung vertreten sind. Im Mittelpunkt der Beratun- 


') Vgl. Borutta, A./Jander, F.: „Wirtschaftsassistentenanalyse“ 
(Veröffentlichung in Vorbereitung) 
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gen stehen übergreifende Fragen aus den Ordnungsvorhaben 
(z.B. Anrechnung von Prüfüngsleistungen, Zulassungsvoraus- 
setzungen, Zusatzqualifikationen). 

• Informationssystem Berufsbildung 

Im Zusammenhang mit den Ordnungsarbeiten wird die Trans- 
parenz über die Abschlüsse der Aus- und Weiterbildung durch 
ein Informationssystem Berufsbildimg verbessert, das gegen- 
wärtig vom Bundesinstitut für Berufsbildung aufgebaut wird. 

5.4.2 Qualifizierung für mittlere 
Führungsfunktionen in Industriebetrieben 

Die mittleren Positionen in den industriellen Produktionsberei- 
chen sind von den betrieblichen Reorganisationsprozessen 
erheblich betroffen. Einerseits werden den Facharbeitern 
Arbeitsaufgaben übertragen, die zuvor den mittleren Führungs- 
funktionen zugerechnet wurden. Dazu gehören Terminplanung, 
Personaleinsatz, Materialbeschaffung, Maschinenbelegung, 
Verantwortung für Transport u.a.‘) Andererseits ist auch eine 
zunehmende Aufgaben- und Verantwortungsdelegation an das 
untere/mittlere Management erkennbar. Von den mittleren 
Positionsinhabem hängt es mit entscheidend ab, ob die notwen- 
digen Innovationsprozesse im Betrieb greifen. Grundsätzlich 
wird von der mittleren Funktionsebene erwartet, daß sie bei der 
Neugestaltung der Betriebe ihre eigene Rolle stärker als bisher 
einbringt. In umstrukturierten Betrieben werden die Anforde- 
rungen im Umgang mit dem Personal steigen, da das untere 
Management zunehmend unternehmerische Funktionen wahr- 
nehmen soll und mit selbständig agierenden Mitarbeitern 
Zusammenarbeiten wird. „Soziale Sensibilität, Einfühlungsver- 
mögen, Überzeugungskraft und die Fähigkeit, Konflikte auszu- 
halten und ihre Auflösung im Regelfall auf dem Verstän- 
digungswege zu erreichen, bilden wesentliche persönliche und 
Verhaltensvoraussetzungen, sowohl für die unmittelbare Steue- 
rung des Bereichs wie für die Mitarbeiterförderung, die in die- 
sem Zusammenhang an Bedeutung gewinnt.“’) 

Damit verbunden ist die Veränderung des betrieblichen 
Führungsstils. Auf der mittleren Führungsebene werden höhere 
Erwartungen an die übergeordnete Planungs- und Organisa- 
tionsfähigkeit gestellt, während die Detailplanung im wesent- 
lichen der Facharbeiterebene ,bertragen wird. Die technische 
Kompetenz verlagert sich auf ein anderes Niveau, das nicht 
mehr in der direkten Ausführung liegt, sondern in der Analyse, 
Optimierung, Kontrolle, Steuerung, Koordinierung und Pla- 
nung technischer Abläufe. Es werden weniger technische 
„Anwendungskenntnisse“ und technisches Detailwissen, son- 
dern „strategische“ Handlungsfähigkeit im technischen Bereich 
verlangt.’) 

Zukünftige Qualifizierungskonzepte’) und -inhalte zur Wahr- 
nehmung mittlerer Führungsfunktionen haben sich an den ver- 
änderten betrieblichen Anforderungen zu orientieren. Sie ent- 


') Scholz, D.: „Vom Industriemeister zum Manager in der Produktion - 
neue Wege der Qualifiziemng zum Industriemeister“, in: Bundesinstitut 
für Berufsbildung (Hrsg.), Berichte zur beruflichen Bildung, Band 218, 
1998 

-) Behrens, M./Hardwig, Th./Kädtler, J.: „Die neue Rolle und Funktion 
der Meister in Groflbetrieben“, in: Fuchs-Frohnhofen, P./Henning, K. 
(Hrsg.): „Die Zukunft des Meisters in modernen Arbeits- und Produk- 
tionskonzepten“, Band II, 1997 

^)Vgl. Jansen, R./Hecker, O. /Scholz, D.: „Facharbeiteraufstieg in der 
Sackgasse? - Entwicklungen und Perspektiven auf der mittleren Quali- 
fikationsebene“, Bundesinstitut für Berufsbildung (Hsg.), Band 218, 
1998 

") Vgl. auch Kapitel 5.2.3 
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sprechen zunehmend dem Typus „Bereichsmanager“ oder 
„Coach“. Angemessene Qualifizierungsstrategie ist es deshalb, 
betriebliche Aufgaben, Situationen und Probleme auch im 
Qualifizierungsprozeß ganzheitlich zu betrachten und zu lösen. 

Im Mittelpunkt der Qualifizierung steht das fachübergreifende 
Denken und die Integration berufspraktischer Erfahrungen 
sowie die Vermittlung von Führungsqualifikationen. Der 
Qualifizierungsprozeß muß die Handlungsfähigkeit bei kom- 
plexen betrieblichen Situationen zum Ziel haben. 

Ein erster wesentlicher Schritt in Richtung zukunftsorientierter 
Qualifizierung der mittleren Funktionsebene ist die Novellie- 
rung der Verordnung über die Prüfung zum anerkannten 
Abschluß „Geprüfter Industriemeister/Geprüfte Industrie- 
meisterin - Fachrichtung Metall“, die im Dezember 1997 in 
Kraft getreten ist.') Da ganzheitliche Qualifizierungsansätze 
und -materialien für den mittleren Funktionsbereich bisher 
nicht vorliegen, müssen sie in Zusamnenarbeit mit Industriebe- 
trieben, Weiterbildungsträgem, Dozenten, Medienexperten und 
Wissenschaftlern entwickelt, erprobt und verbreitet werden. In 
1998 sind drei Modellvorhaben ") angelaufen, die die konkrete 
Entwicklung des Lernens mit Hilfe von Situationsaufgaben als 
didaktisches Modell der bemflichen Realität zum Ziel haben. 

Den Orientierungsrahmen bilden die betrieblichen Anfordemn- 
gen moderner Industrieunternehmen. Der neue Qualifiziemngs- 
prozeß stellt konsequent - und in der intendierten Fomi erst- 
malig — die bemfliche Handlungsfähigkeit in den didaktischen 
Mittelpunkt und setzt als Qualitätsanspmch einen hohen Ver- 
wertbarkeitsgrad der Qualifikationen für die Praxis. Folgende 
Schritte sind bei der Entwicklung der Qualifizierungsbausteine 
(Situationsaufgaben) zu leisten: 

- Definition von Handlungsfeldem und Identifikation bemfs- 
typischer Handlungssituationen von Industriemeistem in 
repräsentativen Industrieunternehmen, 

-Zusammenfassung zu Lemfeldem unter Berücksichtigung 
vorgegebener Lemziele und Leminhalte, 

-Ableiten von Situationsaufgaben unter Berücksichtigung 
methodischer Kenntnisse der handlungsorientierten Quali- 
fiziemng, 

- Einbinden von Situationsaufgaben in konkrete Lemsituatio- 
nen unter Berücksichtigung einer geeigneten Medienwahl, 
organisatorischer Rahmenbedingungen und entsprechender 
Dozentenqualifikation. 

Die Zielvorgaben für die Qualifiziemngsbausteine orientieren 
sich konkret an der Stmktur und den Inhalten der neuen Rechts- 
verordnung zum Geprüften Industriemeister - Fachrichtung 
Metall. Weitere inhaltliche Rahmenbedingungen werden durch 
den neuen Rahmenstoffplan des Deutschen Industrie- und Han- 
delstages und der IG Metall vorgegeben. Übergeordnetes Lem- 
ziel ist die Qualifiziemng der mittleren Fühmngsebene zur 
Handlungsfähigkeit in betrieblichen Situationen. Die „hand- 
lungsspezifischen Qualifikationen“ gehen davon aus, daß die 
neue Fühmngskraft der mittleren Ebene weiterhin technische 
Fühmngskraft mit hohem Anteil technischer Qualifikationen 
oberhalb des Facharbeitemiveaus bleibt. Eine Kemaufgabe der 
Modellvorhaben ist die methodische Transformation von kon- 
kreten Arbeitsaufgaben in komplexe Prüflings- und Qualifizie- 
mngsbausteine. Ein weiterer Schwerpunkt liegt in der Quali- 


') Vgl. Bemfsbildungsbericht 1998, Kapitel 5.4.1 

") Es handelt sich hierbei um einen Modellvorhabenverbund mit den Indu- 
strie- und Handelskammern in M, neben, Passau, Karlsruhe, Saar- 
brücken, Potsdam, Kiel, Flensburg, Lübeck, dem Qualifizierungszen- 
trum Rlieinhausen und der Wirtschaftsakademie Schleswig-Holstein; 
die wissenschaftliche Begleitung wird vom Fraunhofer Institut Arbeits- 
wirtschaft und Organisation in Stuttgart durchgeführt. 
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fizierung der Dozenten und Prüfungsausschußmitglieder, von 
denen die Umsetzung des neuen Qualifizierungsansatzes in die 
Bildungspraxis ganz wesentlich abhängt. Inzwischen liegen 
beim Bundesinstitut für Berufsbildung erste Mustermaterialien 
für den handlungsorientierten Qualifizierungsprozeß vor, die zu 
exemplarischen Prüfüngs- und Qualifizierungsbausteinen wei- 
terentwickelt werden. 

5.4.3 Veränderte Qualifikationsanforderungen und 
Weiterbildung im Gesundheits- und Sozialwesen 

Beschäftigungsentwicklung und 
Qualifikationsbedarf in mittleren Positionen des 

Gesundheits- und Sozialwesens’) 

Stationärer Bereich 

Als Reaktion auf die neuen gesetzlichen Rahmenbedingungen 
sind für die stationären Einrichtungen im Gesundheits- und 
Sozialwesen vorrangig Rechtsformänderungen und daraus 
resultierende organisatorische Veränderungen festzustellen: 
Zum einen wurden Veränderungen im Gesundheitsversor- 
gungsbereich vorgenommen, zum anderen wurde Outsourcing 
der Hauswirtschaft (z.B. die Bereiche Küche imd Wäscherei) 
betrieben. Veränderungen in der Pflege sind in den Kategorien 
Pflegestandards, Pflegeplanung und Dokumentation vorge- 
nommen worden. In 20% der untersuchten Einrichtungen wur- 
den mit dem Qualitätsmanagement neue qualitative Arbeits- 
normen eingeführt, die auf ihre Einhaltung und ständige Ver- 
besserung hin - zum Teil von einem hauptamtlichen Qualitäts- 
beauftragten — kontrolliert werden. Angebote an neuen Dienst- 
leistungen im Gesundheitsversorgungsbereich sind u. a. Sucht- 
ambulanz, Psychiatrie, Schmerztherapie, Ergotherapie, Geria- 
trie, Kurzzeitpflege. 

Nach den Befragungsergebnissen planen ca. drei Viertel der 
Krankenhäuser eine konkrete Personalentwicklung für Inhaber 
mittlerer Positionen im Bereich der Pflege. Häufig sind das Bil- 
dungsmaßnahmen, wie Kurse zur Stationsleitung und themen- 
bezogene Bildungsangebote (z.B. Konfliktmanagement), die 
Führungsaufgaben betreffen. Bei 16% der Häuser ist die Neu- 
einrichtung von Stellen im Bereich mittlerer Positionen vor- 
gesehen. Für die Besetzung dieser Stellen sind Personen avi- 
siert, die eine klassische Fachausbildung mit Zusatzlehrgängen 
aufweisen können (Qualifikationen zur Stationsleitung, zur 
Pflegedienstleitung bzw. Fachausbildung mit Zusatzqualifikati- 
on). Haben unter diesen Bedingungen Fachhochschulabsolven- 
ten einschlägiger Studiengänge Chancen auf eine Anstellung? 
15% der befragten Einrichtungen bejahen das, für 41 % käme 
das eventuell in Frage und 40% geben ihnen keine Chance. 

Ambulanter Bereich 

Auch bei den ambulanten Diensten haben sich Rechtsform- 
änderungen und Trägerwechsel vollzogen. Im Rahmen der 
Pflege lag der Schwerpunkt bisheriger Veränderungen auf den 
Pflegestandards und dem Qualitätsmanagement sowie Pflege- 
planung, -prozeß und -dokumentation. Der Aufbau neuer 
Dienstleistungen wurde in Form von Angeboten zur Tages- und 
Kurzzeitpflege sowie der Einrichtung verschiedener Formen 
der Rufbereitschaft (z.B. Notruf, Infotelefon) betrieben. Insge- 
samt ist eine enorme Bandbreite verschiedenster Dienst- 


') Im folgenden werden die Ergebnisse einer Ende 1997 abgeschlossenen 
schriftlichen Befragung des Bundesinstituts für Berufsbildung von 373 
Einrichtungen des gesundheits- und sozialpflegerischen Bereichs, 
davon 81 Krankenhäuser, 99 stationäre Heime und 193 ambulante 
Dienste, dargestellt. 


leistungsmaßnahmen in den Institutionen vertreten. Schwer- 
punkte lassen sich im Bereich Soziale Dienste und Service- 
leistungen erkennen. In einem engen Zusammenhang damit 
stehen die Anforderungen an Kooperation und Vernetzung der 
anbietenden Einrichtungen. 

Weiterhin zeigen die Befragungsergebnisse, daß lediglich 8% 
der ambulanten Dienste die Einrichtung neuer Stellen im 
Bereich mittlerer Positionen auf Grund struktureller Verän- 
derungen planen. Auch hier ist vorgesehen, vorrangig klassisch 
qualifizierte examinierte Krankenpflegekräfte zu rekrutieren. 

Neue Qualifikationsanforderungen ‘) 

Veränderte Arbeitsanforderungen und neue Handlungsabläufe 
in der Pflege beziehen sich auf die Pflegedokumentation, die 
Qualitätssicherung und die Pflegestandards. Zu einem großen 
Teil entstanden neue Arbeitsanforderungen, die sich aus der 
Einführung der IT-Technik bei Verwaltungstätigkeiten erga- 
ben. Auch die Erfassung von Leistungen und die neue Budget- 
verantwortung sowie Wirtschaftlichkeit und Controlling wer- 
den als zentrale neue Anforderungen von den befragten Ein- 
richtungen angeführt. Besprechungen, Information und Vernet- 
zung, Personalführung und Motivation sowie Kundenfreund- 
lichkeit prägen danach die neuen Handlungsabläufe im Rah- 
men der Koordination und Kommunikation. 

Die Ergebnisse zeigen auch, daß die berufliche Situation von 
Absolventen beruflicher Bildung (mit festen Arbeitsverhält- 
nissen) im Gesundheits- und Sozialbereich durch Absolventen 
von Hoch- und Fachhochschulen derzeit nicht gefährdet ist. 
Entgegen der Vermutung, daß es zu einer solchen Substitution 
kommen würde, betrachten die Einrichtungen die jungen Fach- 
hochschul- bzw. Hochschulabsolventen ohne einschlägige 
Berufserfahrung mit Skepsis und greifen lieber auf Erfahrungen 
beruflich Qualifizierter zurück. 

Berufliche Fort- und Weiterbildung 
im Gesundheits- und Sozialwesen 

Angebotsvielfalt imd Arbeitsmarktrelevanz beruflicher Fort- 
und Weiterbildungen sind im Rahmen einer Strukturanalyse der 
Maßnahmen für die wichtigsten Berufe im Gesundheits- und 
Sozialwesen geprüft worden.^) In dieser Bestandsaufnahme für 
das gesamte Bundesgebiet wurden erfaßt: 

- ein repräsentativer Ausschnitt aller 1996 öffentlich geförder- 
ten beruflichen Fort- und Weiterbildungen privater, staat- 
licher und frei-gemeinnütziger Weiterbildungsträger für die 
Zugangsberufe Altenpflege (992 Maßnahmen), Heilerzie- 
hungspflege (163 Maßnahmen), (Haus- und) Familienpflege 
(117 Maßnahmen), Krankengymnastik/Physiotherapie (297 
Maßnahmen) und Logopädie (63 Maßnahmen); 

- alle 1997 von öffentlichen bzw. frei-gemeinnützigen Weiter- 
bildungsträgem angebotenen Fort- und Weiterbildungsmaß- 
nahmen für den beruflichen Kembereich der Gesundheits- 
und Sozialpflege; dabei wurden für die Zugangsbemfe Alten- 
pflege, Erzieher, Heilerziehungspflege, (Haus- und) Fami- 
lienpflege sowie die hauswirtschaftlichen Bemfe etwa 2.500 
Maßnahmen registriert; 

- ein repräsentativer Ausschnitt von Stellenangeboten für die 
Bemfsbereiche Altenpflege, (Haus- und) Familienpflege, 
Heilerziehungspflege, Krankengymnastik/Physiotherapie so- 
wie die Arzthilfebemfe (684 Stellenanzeigen). 


') Zu Professionalisiemngstrends im Bereich der sozialen Dienste vgl. 

Berufsbildungsbericht 1997, Kapitel 5.2.5 
-) Forschungsprojekt des Bundesinstituts für Berufsbildung „Weiterbil- 
dung als Instrument beruflicher Entwicklungsplanung“ 
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Die Ergebnisse zeigen: 

Im Bereich der Altenpflege sowie der Familienpflege hat sich 
neben den klassischen „Aufstiegs-“ und „Fachweiterbildun- 
gen“ im Beruf eine kaum noch überschaubare Vielzahl an 
neuartigen Weiterbildungsabschlüssen neben dem Beruf ent- 
wickelt (z.B. „Gerosozialer Betreuer/Gerosoziale Betreuerin“). 
Diese Angebote machen z.B. allein für den Zugangsberuf 
Altenpflege 20% aller Weiterbildungsmaßnahmen aus und 
haben überwiegend den Charakter neuer Berufe, deren Arbeits- 
marktrelevanz allerdings zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch 
zurückhaltend eingestuft werden muß. 

Die beruflichen Fortbildungsmaßnahmen folgen insbesondere 
bei solchen Berufen des Gesundheits- und Sozialwesens, die an 
gesellschaftlicher Bedeutung stark zugenommen haben (z.B. 
Altenpfleger/Altenpflegerin, Erzieher/Erzieherin), in ihren 
thematischen Schwerpunkten beinahe jährlich wechselnden 
„Konjunkturen“ und Schwerpunkten. Auch ist ein erheblicher 
Teil der Maßnahmen auf die Nachbesserung oder sogar die ver- 
tiefende Wiederholung von Ausbildungsinhalten ausgerichtet. 

Die Stellenanzeigen für die pflegerischen Berufe des Gesund- 
heits- und Sozialwesens verweisen auf zwei bemerkenswerte 
Ergebnisse: Zum einen läßt sich ein markanter Trend zur Inte- 
gration von Berufsprofilen feststellen. So werden z.B. Positio- 
nen des mittleren Managements oder Leitungspositionen im 
Bereich der Altenhilfe unterschiedslos für Berufsangehörige 
aus der Krankenpflege und der Altenpflege angeboten. Zum 
anderen gibt es keine Hinweise darauf, daß am Arbeitsmarkt 
ein Anstellungsbedarf der Betriebe und Einrichtungen im 
Gesundheits- und Sozialwesen bei neuen Berufen oder neu- 
artigen Weiterbildungsabschlüssen vorhanden ist. 


Telemedizin verändert Qualifikationsproflle 
im Bereich der Medizintechnik 

Die neuen Technologien dringen in sämtliche medizinische 
Bereiche vor. Durch die Telemedizin gewinnt die Ausbildung 
im virtuellen Operationssaal (OP 2000) an Realität, bei der 
Planung und Durchführung von Operationen nicht nur simu- 
liert, sondern in Zukunft auch realisiert werden, u.a. durch 
Zuschaltung einer externen Assistenz durch Videokonferenz 
via Satellit. 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung fordert die 
Telemedizin in einer Reihe von Projekten im Rahmen des 
Gesundheitssystems. So sollen durch Vernetzung von Klinik, 
Arztpraxis und Krankenkasse Mehrfachdiagnosen vermieden, 
Betriebsabläufe effizienter organisiert und damit ein effek- 
tiveres Qualitäts- und Kostenmanagement erreicht werden. For- 
schungsaktivitäten rund um die Telemedizin konzentrieren sich 
auf Krankenhaus- und Arztinformationssysteme sowie die 
multimediale elektronische Patientenakte. Diese Systeme orga- 
nisieren sowohl die Patientenerfassung als auch das Abrech- 
nungswesen, sie dokumentieren und archivieren medizinische 
Daten und Bilder. Das Personal erhält Zugang zu medizi- 
nischem Fachwissen und neuester Produktinformation über 
Medikamente, Laborbefunde, Ultraschall- und Röntgenbilder. 

Auf welche qualifikatorischen Strategien und Konsequenzen 
die Betroffenen, die Kliniken und das Berufsumfeld sich ange- 
sichts dieser technologischen und organisatorischen Wand- 
lungsprozesse einstellen müssen, ist Thema einer vom Bun- 
desinstitut für Berufsbildung durchgeführten Berufsfeldanalyse 
im Bereich medizintechnischer Assistenztätigkeiten (Medizin- 
technik). Ziel der empirischen Analyse ist, Hilfestellung für die 
Qualifikationsentscheidungen der betroffenen Berufsgruppen 
zu leisten, den Institutionen Aufschluß über das Qualifikations- 
potential zu geben und mögliche irmovative Tätigkeitsfelder zu 
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identifizieren. Im folgenden werden Einflüsse der neuen Tech- 
nologien und Auswirkungen im Bereich der Kardiotechnik vor- 
gestellt.') 

Einsatz Telemedizin 

Die Untersuchungsergebnisse zeigen, daß die Telematik in 
unterschiedlichen Tätigkeitsbereichen des Krankenhauses eine 
zunehmende Rolle spielt, aber auch entsprechende Problembe- 
reiche schafft: in der Diagnostik mit der Problematik der Bil- 
derfassung, -erkennung und -Weitergabe, bei der Behandlung 
und Operation der Patienten mit der Problematik der Vernet- 
zung von Operationssystemen insbesondere bei minimal in- 
vasiven Verfahren, bei der Dokumentation der gesamten 
Behandlungs-, Pflege- und Entscheidungsvorgänge mit der 
Schnittstellenproblematik des Einsatzes unterschiedlicher 
Systeme.") Es ist deshalb sinnvoll, die Auswirkungen der Tele- 
medizin auf die sogenannten „Behandlungsketten“, wie Dia- 
gnostik, Behandlung und Pflege bzw. stationäre und ambulante 
Versorgung, zu verfolgen, da sie einen weitgehenden Einfluß 
auf die Aus- und Weiterbildungssituation des medizinischen 
Assistenzpersonals haben. 

Insgesamt zeigt sich: So sehr in Einzelbereichen der Einsatz 
von Telemedizin/Telematik fortgeschritten ist, es fehlen die 
infrastrukturellen Voraussetzungen, diese Systeme wirksam 
einzusetzen. Selbst in Bereichen von Krankenhäusem, wo Tele- 
medizinprojekte durchgeführt worden sind, gab es bei der 
Umsetzung der Projektergebnisse in die alltägliche Arbeit Inte- 
grationsprobleme. Insbesondere an der abteilimgsübergreifen- 
den Schnittstelle gibt es Abstimmungsprobleme, die sich in 
mangelnder Kompatibilität der eingesetzten Systeme äußern. 

Das zentrale Ziel der Telematik, die Vernetzung der „Behand- 
lungsketten“ im Krankenhaus, scheitert bisher am Fehlen über- 
greifender bzw. integrierender Strukturen und Systeme. 

Neue Qualifikationen 

Die Ergebnisse der Studie zeigen, daß man die Berufsaussich- 
ten der Kardiotechniker und Kardiotechnikerinnen als gut 
bezeichnen kann. Dies ist vor allem darauf zurückzuführen, daß 
sich die Anzahl der Herzzentren in den letzten zehn Jahren auf 
über 70 verdoppelt hat, ebenso wie die Anzahl der Operationen 
am offenen Herzen (über 60.000). Verdoppelt hat sich auch die 
Anzahl der Kardiotechniker und Kardiotechnikerirmen an 
Herzzentren und Kliniken auf über 400, davon etwa 12 % Frau- 
en. Geht man davon aus, daß in Deutschland pro einer Million 
Einwohner ca. 1 .000 Herzoperationen durchgeführt werden, in 
den USA dagegen 1.200 und in der Schweiz 1.400 (bislang 
führend), mit ansteigender Tendenz von Transplantationen 
künstlicher Herzen, dann bestehen trotz Sättigungstendenzen 
im Berufsfeld der Kardiotechnik weiterhin gute Arbeitsmög- 
lichkeiten. 

Eine Zusammenfassung der Fallstudienergebnisse") im Bereich 
der Kardiotechnik ergibt: 

An der Akademie für Kardiotechnologie in Berlin gibt es eine 
staatlich geregelte Weiterbildung, die derzeit 60% des kardio- 
technischen Personals für das gesamte Bundesgebiet durchlau- 


') Vgl. Kramer, H.: „Telemedizin und Qualifikation“, in: Professionalisie- 
rung durch Weiterbildung. Wissenschaftliche Diskussionspapiere des 
Bundesinstituts für Berufsbildung (Hrsg.), 1998 

“) Vgl. Berger, R. & Partner GmbH, International Management Consul- 
tants: „Telematik im Gesundheitswesen - Perspektiven der Tele- 
medizin in Deutschland“, Bundesministerium für Bildung und For- 
schung (Hrsg.), 1998 

Vgl. Grühn, D./Grühn, J.: „Berufsfeldanalyse im Bereich medizinischer 
Assistenztätigkeiten - Fallstudie“, Deutsches Herzzentrum Berlin, un- 
veröffentlichtes Manuskript, 1998 
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fen (für Berlin 100%). Diese Weiterbildung zum Kardiotech- 
niker/zur Kardiotechnikerin scheint auf Grund der engen 
Anbindung der Akademie an die Praxis- und Forschungsein- 
richtungen des Deutschen Herzzentrums in Berlin so um- 
fassend und gut zu sein, daß in der alltäglichen Arbeit nur ein 
geringer Weiterbildungsbedarf auftritt, der nicht durch die vom 
Personal besuchten Tagungen und einige Herstellerschulungen 
für neue Geräte und Materialien abgedeckt wird. Der Weiter- 
bildungsbedarf hat einen Umfang von vier Tagen pro Person 
und Jahr. Die vermittelten Qualifikationen an der Akademie für 
Kardiotechnik in Berlin sind bislang ausreichend, um den durch 
die Telematik, sofern überhaupt schon in den beruflichen Alltag 
integriert, auftretenden Anforderungen gerecht zu werden. Es 
gibt allerdings einen technisch induzierten, sozialpsycho- 
logischen Weiterbildungsbedarf in der Nachbetreuung von 
Kunstherzpatienten. 

Es zeigt sich, daß es eine Tendenz zur Akademisierung der 
Weiterbildung gibt. So sind an der Fachhochschule Jülich und 
an der Universität Dresden im Rahmen der Fachhochschul- 
bzw. Universitäts-Ingenieurausbildimg entsprechende Schwer- 
punktsetzungen bzw. Zusatzausbildungen möglich, die zu ent- 
sprechenden Abschlüssen im Bereich der Kardiotechnik 
führen. Über den Berufsverbleib der Absolventen dieser Studi- 
engänge kann noch nichts gesagt werden. Es deutet sich jedoch 
an, daß sie eher im Bereich der Entwicklung und Forschung in 
der Industrie tätig werden, da sie sich in der klinischen Alltags- 
arbeit eher unterfordert fühlen bzw. ihre Qualifikationen nicht 
verwerten können. 

Die in der Fallstudie im Kontext der „Technikfolgen“ (Tele- 
medizin) explizit angesprochenen Schlüsselqualifikationen, 
wie Teamfähigkeit, Durchsetzungsvermögen, wissenschaft- 
liches Arbeiten (Organisationsfähigkeit) und ökonomisches 
Handeln im Sinne eines kostenbewußten Umgangs mit 
Ressourcen, gewinnen unter dem Stichwort von Zusatzqualifi- 
kationen im Bereich der Kardiotechnik zunehmend an Bedeu- 
tung. Es ist allerdings nicht oder kaum zu erkennen, daß diese 
Erfordernisse sich in gezielten Qualifizierungsangeboten im 
Krankenhausbereich niederschlagen. 

5.4.4 Qualitätssicherung - Aspekte ') 

Ausgelöst durch die Diskussion in der beruflichen Weiterbil- 
dung um Qualitätsmanagementsysteme, z.B. nach DIN EN 
ISO 9000 ff oder Total Quality Management, wurde 1995 das 
Modellvorhaben „Qualitätssicherung in der Weiterbildung 
- Anwendungsorientierung und Integration aller Beteiligten als 
Qualitätskriterien im Weiterbildungsprozeß“ ^) initiiert und mit 
einer Fachtagung im April 1998 abgeschlossen.^) Im Modell- 
vorhaben wurde ein Qualitätssicherungs-Konzept für Bildungs- 
träger erarbeitet, das den Dienstleistungscharakter von Weiter- 
bildung betont. Die Anwendungsorientierung bei der Gestal- 
tung von Maßnahmen steht im Mittelpunkt. Damit wird auf 
eine der wichtigsten Kundenanforderungen reagiert. Um dieses 
Qualitätskriterium im Gesamtprozeß der Weiterbildung zu ver- 
ankern, ist die Integration aller am Weiterbildungsprozeß Betei- 
ligten Voraussetzung und zweites wesentliches Qualitätskriteri- 
um. Das Modellvorhaben hat die - auch bei Bildungsträgem 
zunehmend eingeführten - prozeßorientierten Qualitätsma- 


') Vgl. auch Kapitel 5.2.1 
Ü Vgl. Bemfsbildungsbericht 1997, Kapitel 5.2.2 

OMelms, B.: „Ein neues Qualitätssicherungs-Konzept für Bildungs- 
träger“, in: Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis, Bundesinstitut 
für Berufsbildung (Hrsg.), Heft 5, 1998 


nagementsysteme und Zertifiziemngen nach DIN EN ISO 
9000 ff um eine inhaltliche, auf das Produkt Weiterbildung 
ausgerichtete Qualitätskomponente erweitert. 

Die Erprobung des entwickelten Instrumentariums fand bei den 
drei beteiligten Trägem') statt, und zwar jeweils in dem Markt- 
segment, in dem die Träger schwerpunktmäßig tätig sind 
(öffentlich geforderte Weiterbildung, individuelle Weiterbil- 
dung, Weiterbildimg für Betriebe). Auf diese Weise konnten 
bereichsspezifische Besonderheiten, z.B. Kunden/ Auftragge- 
ber mit ihren jeweiligen Anfordemngen sowie Stmktur- und 
Rahmenbedingungen, berücksichtigt werden. Die Erfahmngen 
aus der Erprobung haben gezeigt, daß für die Sicherang und 
Verbessemng von Qualität in der Weiterbildung Personal- imd 
Organisationsentwicklungsmaßnahmen beim Bildungsträger 
erforderlich sind. Ohne diese Maßnahmen ist ein solches Kon- 
zept, das sowohl Prozeß- als auch Produktqualität in der Wei- 
terbildung herstellen soll, kaum umzusetzen. Ebenfalls wurde 
deutlich, daß die Einbeziehung aller am Weiterbildungsprozeß 
Beteiligten neue Formen der Kooperation hervorbringt, die 
sowohl für die Teilnehmer an Weiterbildungsmaßnahmen, für 
Dozenten und Ausbilder als auch für die Weiterbildungsexper- 
ten in den Betrieben ein verändertes Verständnis ihrer Rollen 
erfordern. 

Das erarbeitete Qualitätssichemngs-Konzept kann in seiner 
konsequenten Umsetzung 

- durch die Einbeziehung aller am Weiterbildungsprozeß Betei- 
ligten zu mehr Transparenz der Gestaltung der Weiterbildung 
und der Beurteilung ihrer Qualität durch den Kunden führen; 

- durch Rückkoppelungsprozesse, in denen auch die Teilneh- 
mer eine aktive Rolle einnehmen, kritischere, selbstbewußte 
Teilnehmer hervorbringen, die bereits im Qualifiziemngspro- 
zeß gelernt haben, problem- und lösungsorientiert zu arbeiten; 

- durch mehr Kooperation und Austausch zwischen Mitarbei- 
tern der Bildungsträger und Weiterbildungsexperten in 
Betrieben zur bedarfsgerechten Gestaltung und damit zu mehr 
Effizienz der Weiterbildungsmaßnahmen führen; 

-Bildungsträger bei der Veränderung ihrer Aufgaben hin zu 
stärkerer Kunden- und Serviceorientiemng, veränderten Kun- 
den-Lieferantenbeziehungen sowie zu mehr Beratungs- und 
Moderationstätigkeiten unterstützen. 

Für jeden der drei Marktsegmente liegen Leitfäden vor, in 
denen das Qualitätssicherungskonzept für den Gesamtprozeß 
der Weiterbildung vorgestellt wird; ausgewählte Handreichun- 
gen und Arbeitshilfen sollen für jede Phase des Weiterbildungs- 
prozesses den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen bei Bildungs- 
trägem praktische Handlungsanleitungen geben, wie die Aus- 
richtung der Weiterbildungsmaßnahme auf die Anwendungs- 
situation organisiert werden kann. Die erarbeiteten Hand- 
reichungen und Arbeitshilfen können für den Transfer nur 
exemplarischen Charakter haben; sie müssen jeweils auf ihre 
Verwendbarkeit und ihren Anpassungsbedarf im konkreten Fall 
überprüft werden. Die Offenheit des Konzepts macht es mög- 
lich, bereits beim Träger vorhandene Verfahren und Instrumen- 
te hinsichtlich ihrer Eignung in einem solchen prozeßhaften 
Qualitätssichemngs-Konzept zu überprüfen und zu nutzen.-) 


') bfz Berufliche Fortbildungszentren der Bayerischen Arbeitgeberver- 
bände e.V. Nürnberg; Handwerkskammer Koblenz; tbz Technologie- 
und Berufsbildungszentrum Paderborn 
-) bfz Berufliche Fortbildungszentren der Bayerischen Arbeitgeberver- 
bände e. V. Nürnberg, tbz Technologie- und Berufsbildungszentrum 
Paderborn, Handwerkskammer Koblenz: Qualitätssicherung in der 
Weiterbildung, Modellversuchsergebnisse. Leitfäden für Bildungs- 
träger, 3 Bände, 1998 
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5.4.5 Lebenslanges nnd selbstgesteuertes Lernen 
-Aspekte') 

„Lernfest ‘98“ 

Mit dem „Lemfest ‘98“, das in der Zeit vom 13. bis 17. Mai 
1998 zum ersten Mal zeitgleich bundesweit in verschiedenen 
Regionen, Städten und Gemeinden unter dem Motto „Gestalten 
- Entfalten - Weiterbilden“ stattfand, wurden durch eine 
facettenreiche Präsentation verschiedenster Bildungsaktivitäten 
die Weiterbildung stärker in das öffentliche Bewußtsein 
gerückt und gleichzeitig zielgerichtete Schritte des Bildungs- 
marketings angeregt. Dazu hat der zum Auftakt 1997 vom 
Bundesministerium für Bildung und Forschung ausgeschrie- 
bene Wettbewerb um die innovativsten Präsentations- und Mar- 
ketingformen maßgeblich beigetragen. An diesem Ideenwettbe- 
werb nahmen 119 Ideenverbünde bestehend aus insgesamt 
mehr als 1.300 Kooperationspartnern teil. Die zehn besten 
Regionalkonzepte wurden prämiert. 

Insgesamt verdeutlichte das Lemfest die Notwendigkeit lebens- 
langen Lernens und zeigte Wege auf, wie der Wunsch nach 
Weiterbildung verwirklicht werden kann. Auch stellte es für 
alle beteiligten Weiterbildungseinrichtungen, Unternehmen, 
Museen, Bibliotheken, kulturelle Einrichtungen und andere 
eine wichtige Plattfonn dar, auf der über die vielfältigen Ange- 
bote, Projekte und Beispiele zur Weiterbildung infonniert wer- 
den konnte. Die zahlreichen regionalen Veranstaltungen zeig- 
ten, daß Lernen Freude machen, Kreativität entfalten und nicht 
zuletzt Chancen eröffnen kann, um persönliche und berufliche 
Herausforderungen besser zu bewältigen. Im Mittelpunkt der 
Aktionstage standen Themen wie neue Informations- und 
Kommunikationstechniken, bemfliche Aus- und Weiterbil- 
dung, kulturelle und soziale Aspekte, Umweltbildung sowie die 
Integration von benachteiligten oder ausländischen Mitbürgern. 
Gestartet wurde das bundesweite Lemfest ‘98 mit einer zentra- 
len Auftaktveranstaltung des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung in Berlin. 

Konzertierte Aktion Weiterbildung 

Die Konzertierte Aktion Weiterbildung (KAW), in der bundes- 
weit die Beteiligten der bemflichen, allgemeinen und po- 
litischen Weiterbildung ihre Erfahrungen und Standpunkte über 
aktuelle Gmndfragen der Weiterbildung austauschen und dis- 
kutieren, befaßt sich seit 1996 schwerpunktmäßig mit dem The- 
ma „Selbstgesteuertes Lernen“.^) Im November 1998 fand dazu 
ein Kongreß statt. Schwerpunkt war die praktische Umsetzung 
von Konzepten zum selbstgesteuerten Lernen in der Weiterbil- 
dung. Dabei ging es um die Notwendigkeiten, Möglichkeiten 
und Probleme des selbstgesteuerten Lernens mit Blick auf die 
Lernenden, die Weiterbildungseinrichtungen, das pädagogisch 
tätige Weiterbildungspersonal und die neuen Informations- und 
Kommunikationstechnologien. In den Arbeitsgmppen wurden 
folgende Fragen behandelt: konzeptionelle Klämng des Be- 
griffs „selbstgesteuertes Lernen“, Möglichkeiten und Erfahrun- 
gen zur Umsetzung dieses Konzeptes in die Praxis der Weiter- 


') Vgl. auch Kapitel 3.2.4 

-) Lernen grenzen-los in Saarlouis, Historisches Bauhandwerk - Bildung 
mit Sinn(en)? in Allstedt, Die lernende Region LIFE in Bad Tölz, 
Spurensuche: Bochum - meine Stadt im Wandel in Bochum, Potsdam 
denkt weiter in Potsdam, Gründung des Kieler Weiterbildungsver- 
bundes in Kiel, Begegnung bringt Bewegung bringt Begegnung in 
Augsburg, Weiterbildung - Fenster zur Welt in Berlin, „Bildung im 
Fluß“ für das 21. Jahrhundert in Bremen und das Projekt: „Abenteuer 
Alter: Deutsche Migrantinnen gemeinsam Aktiv“ in Oberhausen 
^)Vgl. Berufsbildungsbericht 1997, Kapitel 5.7 und Berufsbildungsbe- 
richt 1998, Kapitel 5.2.2 
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bildung, Veränderungen der Rolle der Weiterbildungsinstitutio- 
nen und Nutzung der neuen Informations- und Kommunika- 
tionstechnologien.') 


5.5 Ausgewählte Zielgruppen 

5.5.1 Nachqualifizierung junger Erwachsener 
ohne Berufsausbildung 

Für benachteiligte Jugendliche sowie junge Erwachsene ohne 
anerkannte formale berufliche Qualifikation ist es nach wie vor 
schwierig, in das Bildungs- und Beschäftigungssystem ein- 
zumünden.^) Innovative Ansätze zur Verbesserung der beruf- 
lichen Situation von Personen ohne Berufsausbildung setzen 
deshalb auf eine stärkere Verknüpfung des bestehenden Quali- 
fizierungsangebotes mit Maßnahmen der Beschäftigungsförde- 
rung. In den Mittelpunkt rüekt die Ausrichtung des Qualifizie- 
rungsangebotes auf das schrittweise Nachholen von anerkann- 
ten Bemfsabschlüssen begleitend zur Beschäftigung. Den Teil- 
nehmern und Teilnehmerinnen unterschiedlicher und überwie- 
gend kurzfristiger Fördermaßnahmen soll damit ermöglicht 
werden, die in verschiedenen Arbeitsverhältnissen und Qualifi- 
zierungsmaßnahmen erworbenen Kenntnisse und Fertigkeiten 
zu sammeln. Trotz Unterbrechungen, wie sie z.B. auf Grund 
von Schwangerschaft, Betriebswechsel oder der Beendigung 
einer Maßnahme Vorkommen, soll der bemfliche Bildungsweg 
fortgesetzt werden können. 

• Einführung der berufsbegleitenden Nachqualifizierung 

Um die Chancen der Personen in der Altersgmppe der 20- bis 
unter 30jährigen ohne Bemfsausbildung im Bildungs- und 
Beschäftigungssystem zu verbessern, wird seit 1995 die 
Modellreihe „Bemfsbegleitende Nachqualifiziemng“') mit 
dem Ziel durchgeführt, mit Hilfe schrittweiser Qualifiziemngs- 
angebote einen flexiblen bemflichen Bildungsweg zu ebnen.“) 
Vier Modellvorhaben werden in Kooperation zwischen Bil- 
dungsträgem und Beschäftigungsträgem bzw. mit Betrieben 
durchgeführt (Berlin, Hamburg, Mittelhessen, Thüringen). Ein 
fünftes hat 1998 begonnen; es soll das Nachqualifiziemngskon- 
zept in die Personalentwicklung von kleineren und mittleren 
Unternehmen implementieren. Die Entwicklung von neuen 
Methoden zur Unterstützung des Lernens im Arbeitsprozeß 
steht im Mittelpunkt der Modellreihe. Es gibt jeweils unter- 
schiedliche Aufgabenschwerpunkte: 


') Die Veröffentlichung einer Dokumentation der Kongreßergebnisse 
durch das Bundesministerium für Bildung und Forschung ist im Früh- 
jahr 1999 vorgesehen. 

Die Zusammensetzung des Personenkreises, die Gründe der nicht 
erfolgten beruflichen Qualifizierung sowie vorhandener Bereitschaft 
zur Nachqualifizierung wurden in den Berufsbildungsberichten 1991 
bis 1996 dargestellt; vgl. auch Kapitel 2.2.3. 

^)Vgl. Berufsbildungsbericht 1997, Kapitel 3.4.4 und Berufsbildungs- 
bericht 1998, Kapitel 5.5.2 

Die Modellreihe hält hinsichtlich des Qualifizierungsziels am aner- 
kannten Berufsabschluß nach § 25 BBiG und HwO fest. Forbildungsan- 
gebote, die zu anderen beruflichen Qualifikationen führen, sind nicht 
Gegenstand der Modellreihe. Die in der Modellreihe entwickelte Nach- 
qualifizierung in Teilschritten erfolgt nicht im Rahmen eines Ausbil- 
dungsvertrages und soll zu einer Extemenprüfung („Zulassung in 
besonderen Fällen“, §40 BBiG bzw. §37 HwO) oder zu einer Um- 
schulungsprüfung führen. Innerhalb des geltenden Rechtsrahmens dür- 
fen Jugendliche so nicht ausgebildet werden (§28 BBiG). 
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-Entwicklung eines Qualifizierungspasses zur Zertifizierung 
der beim Arbeitgeber erworbenen beruflichen Kompetenzen; 
-Qualifizierung in einem Lemortverbund zur Stärkung der 
beruflichen Handlungskompetenz; 

- Entwicklung eines auftragsorientierten Qualifizierungsange- 
botes, das fachtheoretisches und fachpraktisches Lernen inte- 
griert; 

-intentionale Gestaltung von Arbeitsprozessen unter Lem- 
gesichtspunkten, die auf der Basis von Lemchancenanalysen 
und Betriebsanalysen informelles Lernen im Arbeitsprozeß in 
den intentionalen Lernprozeß integriert; 

- Entwicklung eines gezielten Bildungsmarketings für un- und 
angelernte Beschäftigte, das Betriebe bei der Durchführung 
von abschlußorientierten Nachqualifizierungsmaßnahmen 
unterstützt. 

Die Umsetzung des Konzeptes stößt auf großes Interesse und 
wachsende Akzeptanz: Pro Modellvorhaben nehmen bei jedem 
Träger mehr als doppelt so viele Personen teil wie ursprünglich 
geplant (rund 70 pro Träger); jeder dritte Teilnehmer ist auslän- 
discher Herkunft. Bundesweit führen inzwischen 30 Träger 
eine „Berufsbegleitende Nachqualifizierung“ mit rund 1.100 
Teilnehmern durch. Nach vierjähriger Laufzeit der Modellreihe 
sind folgende Ergebnisse festzuhalten: 

- Die Teilnehmer und Teilnehmerinnen nutzen das Nachquali- 
fizierungsangebot zur beruflichen und persönlichen Orientie- 
rung, dabei entscheiden sich rund die Hälfte gegen das Nach- 
holen eines Abschlusses. 

- Die ersten Teilnehmer und Teilnehmerinnen, die den gesam- 
ten Weg bis zur Abschlußprüfung zurückgelegt haben, haben 
die Prüfüng mit Erfolg bestanden (pro Träger 12 bis 14 Teil- 
nehmer). 

- Eine Verstetigung des Ansatzes konnte durch die Einrichtung 
von Nachfolgeprojekten erreicht werden. 

-Es liegen klare Kriterien für ein Qualifizierungsangebot in 
Teilschritten sowie die Einführung einer Zertifizierung nach 
trägerübergreifenden Standards vor. 

- Mehrere Instrumentarien für die Gestaltung des Lernens im 
Arbeitsprozeß wurden erarbeitet. 

-Es bestehen vielfältige Transferaktivitäten zu anderen Trä- 
gem und in andere Bereiche.') 

• Erarbeitung von trägerübergreifenden Standards 
für die Entwicklung von Qualifizierungsangeboten 
in Teilschritten und ihre Zertifizierung 

Die systematische Entwicklung solcher Qualifizierungsangebo- 
te sowie von Standards zur Zertifiziemng der vorhandenen 
bemflichen Kompetenzen in einem Qualifiziemngspaß gehören 
zu den wichtigsten Instmmentarien der bemfsbegleitenden 
Nachqualifizierung. Entsprechend haben alle Modellvorhaben- 
träger inzwischen schrittweise strukturierte Qualifizierungsan- 
gebote bereitgestellt: 

- Die Qualifiziemngsschritte decken Teilqualifikationen eines 
Ausbildungsbemfes ab, die sich entsprechend der Bemfsbild- 
positionen der geltenden Ausbildungsordnungen beschreiben 
lassen. 

- Die für einen Qualifiziemngsschritt erforderliche Kompetenz 
wird sowohl am Arbeitsplatz als auch durch Kurse erworben 
und durch Prüfungen vom Träger zertifiziert. 


- Roter Faden für den Zuschnitt der Qualifizierungsschritte ist 
die berufliche Handlungskompetenz, d. h. verkaufende Bem- 
fe orientieren sich am Warenfluß, kaufmännische Bemfe an 
typischen beruflichen Einsatzfeldem (analog den Abteilungen 
eines Großbetriebes) und handwerkliche Bemfe an typischen 
Aufträgen einer Branche. 

Im Rahmen der Modellvorhabenerprobung liegen für acht 
Bemfe entsprechende Qualifiziemngskonzepte vor, die im 
Rahmen der Transferaktivitäten in enger Zusammenarbeit mit 
Nachfolgeprojekten im eigenen Dachverband sowie mit ande- 
ren Trägem in der Region um weitere zehn Bemfsbilder 
ergänzt werden.') 

Die Qualifiziemngsschritte werden zertifiziert. Die dazu einge- 
führten Qualifiziemngspässe sind nach folgendem Schema auf- 
gebaut: 

-das Qualifiziemngskonzept des Trägers bezogen auf den 
angestrebten Ausbildungsbemf (mit einer Beschreibung der 
in den Teilschritten abgedeckten Bemfsbildpositionen der 
Ausbildungsordnung), 

-die „Modulzertifikate“ (mit einer Beschreibung des Über- 
prüfüngsverfahrens), 

- Nachweise über die vom Betrieb übertragenen Arbeiten, die 
selbständig ausgeführt werden können, 

- Testate der beim Bildungsträger absolvierten Kurse und 
Lehrgänge. 

Mit der Zertifiziemng wird Teilqualifiziemngen ein erkenn- 
barer Stellenwert im Hinblick auf die Abschlußprüfüng vor der 
Kammer eingeräumt. Vorhandene bemfliche Kenntnisse (z.B. 
aus Arbeitsverhältnissen oder Qualifiziemngsmaßnahmen) 
werden entsprechend festgestellt (z.B. über die „Modulprüfün- 
gen“). Qualifiziemngswege, die bislang zeitlich und inhaltlich 
auf Einzelmaßnahmen begrenzt waren, können somit fortge- 
setzt werden. Aus dem Qualifizierungspaß wird ersichtlich, 
welche Fähigkeiten und Kenntnisse der Paßinhaber noch bis 
zur Abschlußprüfüng ergänzen muß, ob die Zulassungsvoraus- 
setzungen zur Prüfüng nach der Extemenregelung (§ 40 BBiG 
bzw. § 37 HwO) erfüllt sind, ob die für ein Arbeitsverhältnis 
erforderliche bemfliche Kompetenz vorhanden ist. Da die Zer- 
tifikate die vorhandene bemfliche Kompetenz beschreiben und 
die Standards der Beschreibung an denen der Ausbildungsord- 
nungen bzw. Kammerprüfüngen orientiert sind, kann erwartet 
werden, daß der Gebrauchswert der Zertifikate auf dem 
Arbeitsmarkt steigt. Bildungsträger können ihre Qualifizie- 
mngsangebote besser miteinander abstimmen. 

• Lernen im Arbeitsprozeß 

Zur Zeit sind in den Modellvorhaben mnd 1 50 Arbeitgeber an 
der Nachqualifiziemng beteiligt mit Betrieben einer Größe von 
unter fünf bis unter 50 Beschäftigten, die rund 200 Personen die 
Gelegenheit zum Nachholen eines anerkannten Bemfsab- 
schlusses geben. Die Beteiligung an der Nachqualifiziemng 
erfolgt aus unterschiedlichen Erwägungen, wobei finanzielle 
Anreize, z.B. Lohnkostenzuschüsse und die Übernahme von 
Einarbeitungskosten, die Bereitschaft fordern. Zusätzlich rea- 
gieren Bildungsträger auf den Bedarf der Betriebe mit neuen 
Angeboten, z.B. im Servicebereich, mit der Einrichtung von 
E-mail- und Internet-Anschlüssen oder bei der Beantragung 
von Fördermitteln. Die Erfahrungen aus den Modellvorhaben 
zeigen, daß die Betriebe trotz aller Schwierigkeiten schon kurz- 
fristig folgende Vorteile nutzen können, die bei der Beschäfti- 
gung und Qualifiziemng von Ungelernten entstehen: 


') Davids, S. (Hrsg.): „Modul für Modul zum Berufsabschluß. Bemfsbe- 
gleitende Nachqualifizierung zwischen Flexibilisierung und Qualitäts- 
sicherung“, Berichte zur beruflichen Bildung, Band 216, 1998 
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') Herz, G. /Jäger, A. : „Module in der Berufsbildung oder des Kaisers neue 
Kleider?“, in: Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis, Bundesinstitut 
für Berufsbildung (Hrsg.), Heft 1, 1998 
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-Betriebe können schnell die steigende Qualifizierung des 
Teilnelimers nutzen; 

-Betriebe erfüllen eine soziale Verpflichtung und können 
somit ihr Image pflegen; 

- neues Know-how kommt in den Betrieb, das schnell und effi- 
zient genutzt werden kann; 

- Qualifizierung trägt zur Innovation und damit auch zur Pro- 
duktivitätssteigerung bei; 

- der Betrieb wird grundsätzlich für Bildungs- und Lernprozes- 
se aufgeschlossen, es kann sich eine Untemehmenskultur ent- 
wickeln; 

- die Zusammenarbeit mit dem Bildungsträger fordert die 
betriebliche Organisationsentwicklung; 

- das Fachpersonal wird weitergebildet (z. B. durch Übernahme 
von Qualifizierungs- oder Ausbildungsaufgaben). 

Die Realisierung einer arbeitsplatzbezogenen Nachqualifizie- 
rung erfordert, Arbeiten und Lernen möglichst eng miteinander 
zu verknüpfen. Schwierigkeiten in der Abstimmung zwischen 
unterschiedlichen Lemorten bestehen darin, daß die Betriebe 
in der Regel keine systematische Qualifizierung vornehmen 
können, da der Arbeitseinsatz des Teilnehmers von dem Auf- 
tragsbestand des Betriebes bestimmt wird.') 

Aus diesem Grund mußten Methoden entwickelt werden, die 
den Arbeitsprozeß für die Qualifizierung nutzen. Mit Betriebs- 
analysen kann ausgelotet werden, welchen Beitrag der Arbeit- 
geber für eine systematische Nachqualifizierung leisten kann. 
Arbeitsplatzanalysen geben Aufschluß über die Lemchancen 
des unmittelbaren Arbeitsplatzes bzw. Auftrages, an dem der 
Teilnehmer bzw. Beschäftigte eingesetzt ist. Typische Auf- 
gaben in typischen Arbeitsbereichen des Betriebes müssen hier- 
zu identifiziert und als Qualifizierungsschritte definiert werden. 
Auf Basis dieser Analyseergebnisse kann der Betrieb unter 
Berücksichtigung seiner Interessen ggf Änderungen von ar- 
beitsorganisatorischen Abläufen unter qualifikatorischen Ge- 
sichtspunkten vornehmen. 

Zur Unterstützung des Lernens im Arbeitsprozeß wurden im 
Rahmen der Modellvorhaben verschiedene Instrumentarien 
(Checklisten für die Prüfung der Qualifizierungsvoraussetzun- 
gen der Betriebe, Leitfäden zur Lemchancenanalyse, Einarbei- 
tungsleitfäden für die Betriebe, Einrichtung von Patenschafts- 
modellen, Lehrbriefe, Leittexte) entwickelt, denen folgende 
didaktische Prämissen zugrunde liegen: Handlungsorientierung 
(erfahrungsgeleitetes Lernen), Anschaulichkeit, Integration von 
Theorie und Praxis, Ganzheitlichkeit (gemessen an der „voll- 
ständigen Arbeitshandlung“), Eigenverantwortlichkeit (indivi- 
duelles und Lernen im selbstgesteuerten Tempo). 

• Transfer 

Trotz der uneinheitlichen Förderkonditionen konnte in allen an 
den Modellvorhaben beteiligten Ländern eine Verstetigung des 
erprobten Nachqualifizierungskonzeptes erreicht werden. Alle 
Trägem konnten den Nachqualifiziemngsansatz innerhalb des 
eigenen Dachverbandes, zu Nachfolgeprojekten im Land sowie 
zu anderen Maßnahmen in andere Länder bereits während der 
Laufzeit des Modellvorhabens in die Regelfordemng überneh- 
men. In Kooperation zwischen den Länderministerien, den 
Arbeitsverwaltungen sowie den Trägem wurde die Einrichtung 
von schrittweisen Nachqualifiziemngsangeboten als Regel- 
maßnahme vereinbart (z.B. jährlich 50 Plätze für „mobila“ in 
Hamburg oder 2.000 schulische Ausbildungsplätze mit beglei- 
tenden Betriebsphasen in Berlin). 


') Davids, S.: „Neue Formen von Lernen in Arbeitsprozessen - Ergebnisse 
der Modellversuchsreihe ‘Berufsbegleitende Nachqualifizierung’“, in: 
Lernen im Prozeß der Arbeit. Ergebnisse, Veröffentlichungen und 
Materialien aus dem Bundesinstitut für Berufsbildung, 1998 
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Aufgabe des bestehenden Arbeitskreises der Modellreihe ist die 
Verbesserung des Informationsaustausches und der Zusam- 
menarbeit zwischen den Modellvorhaben (z.B. Austausch und 
Abstimmung von Lehr- und Lernmaterialien). In mehreren 
Veröffentlichungen sowie auf regionalen und überregionalen 
Fachtagungen werden die Ergebnisse kontinuierlich präsentiert. 

Auf der Gmndlage der 1996 verabschiedeten Empfehlung des 
Hauptausschusses des Bundesinstituts für Bemfsbildung „Zur 
Qualifiziemng von Personen ohne formalen Bemfsabschluß 
durch Nachholen von anerkannten Ausbildungsabschlüssen im 
Verbund mit Beschäftigung“ wird die Verbreitung des Nach- 
qualifiziemngsansatzes unterstützt. Von besonderer Bedeutung 
für den erfolgreichen Transfer ist die Zusammenarbeit mit dem 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
und der Bundesarbeitsgemeinschaft Jugendberufshilfe sowie 
mit der Bundesanstalt für Arbeit im Bereich der nach SGB III 
geforderten Beschäftigungs- und Weiterbildungsmaßnahmen.') 

Auf Grund der großen Nähe der Modellvorhabenträger zu den 
Arbeitsverwaltungen sowie zu Trägem der Jugendbemfshilfe 
und Jugendsozialarbeit wurde die Umsetzung des Nachqua- 
lifiziemngskonzepts vor allem im Bereich der öffentlich gefor- 
derten Beschäftigung, der Jugendhilfe, der Bemfsvorbereitung 
sowie der Qualifiziemng von Arbeitslosen aufgenommen. 

Die Ergebnisse zeigen, daß ein erfolgreicher Anstoß zur Inno- 
vation der bemflichen Bildung von Risikogmppen des Arbeits- 
marktes auf regionaler Ebene gegeben werden konnte. Die 
Erfolge bei der Modellvorhabenerprobung belegen, daß durch 
die Verknüpfung von Qualifiziemng mit Beschäftigungsver- 
hältnissen qualifikatorische und beschäftigungswirksame Po- 
tentiale geweckt werden können. 

5.5.2 Weiterbildung von Langzeitarbeitslosen 

Als Langzeitarbeitslose gelten nach dem SGB III Personen, die 
bei der Arbeitsverwaltung länger als ein Jahr arbeitslos gemel- 
det sind. Eine Mögliehkeit, der Langzeitarbeitslosigkeit entge- 
genzuwirken, bieten öffentlich finanzierte bemfliche Weiter- 
bildungs- und Beschäftigungsmaßnahmen, um Arbeitsmarkt- 
chancen durch Qualifikationsanpassimg und/oder Qualifika- 
tionserweitemng zu erhöhen. 

In den letzten Jahren hat sich das Angebot an öffentlich geför- 
derten Weiterbildungsmaßnahmen für (Langzeit-) Arbeitslose") 
hinsichtlich inhaltlicher und finanzieller Möglichkeiten erheb- 
lich erweitert. Parallel und teilweise ergänzend zum klassischen 
Weiterbildungsangebot vonnals nach dem AFG, jetzt nach dem 
SGB III werden zunehmend Maßnahmen gefördert, die Quali- 
fiziemng und Beschäftigung in unterschiedlicher Gewichtung 
kombinieren. Häufig sind auch sozialpädagogische Elemente 
einbezogen. Bei den kombinierten Qualifiziemngs- und Be- 
schäftigungsmaßnahmen kann es sich handeln um Beschäfti- 
gungsmaßnahmen mit einem Qualifiziemngsanteil, Weiterbil- 
dungsmaßnahmen mit betrieblichen Praktika oder Kombinatio- 
nen von Weiterbildungs-ZQualifizierungs- und Beschäftigungs- 
maßnahmen. 

Die Fördemng einzelner Maßnahmen erfolgt häufig in Form 
einer Mischfinanziemng, d.h. es werden gesetzliche Mög- 
lichkeiten (AFG/SGB III und/oder Bundessozialhilfegesetz 
(BSHG)) mit Programmen auf Bundes- und/oder EU-Ebene 
verknüpft. Die Rolle der einzelnen Länder und Kommunen hin- 


') Modulare Konzepte in der Jugendbemfshilfe. Jugend, Bemf, Gesell- 
schaft. Bundesarbeitsgemeinschaft Jugendsozialarbeit (Hrsg.), Heft 
3-4, 1997 

") Vgl. auch Kapitel 5.1.1 
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sichtlich der Finanzierung von Maßnahmen hat in den letzten 
Jahren ebenfalls wesentlich an Bedeutung gewonnen.') 

Im Bundesinstitut für Berufsbildung wurden Forschungsarbei- 
ten durchgefuhrt, in deren Mittelpunkt inhaltliche, organisatori- 
sche und didaktisch-methodische Aspekte der Qualifizierungs- 
elemente kombinierter Maßnahmen standen.’) Es lassen sich im 
wesentlichen drei unterschiedliche Typen kombinierter Maß- 
nahmen bündeln. 

• Typ A - Qualifizierung und Beschäftigung 
im zweiten Arbeitsmarkt"' 

Es handelt sich hier im wesentlichen um Beschäftigungsmaß- 
nahmen wie ABM oder „Arbeit statt Sozialhilfe“ mit einem 
integrierten geringen Qualifzierungsanteil, finanziert nach dem 
AFG/SGB III oder dem BSFIG und zum Teil ergänzt durch 
Bundes- oder Landesmittel. Die Langzeitarbeitslosen sind bei 
Trägem des zweiten Arbeitsmarktes (Beschäftigungs- oder 
kombinierte Beschäftigungs- und Bildungsträger) befristet 
beschäftigt. Die Maßnahmen sind z.B. im Holz-, Gartenbau- 
und Landschaftsbaubereich angesiedelt. Die Tätigkeiten, über- 
wiegend auf dem Un-/Angelemteimiveau, beziehen sich auf 
landschafts- und denkmalpflegerische Arbeiten. 

Die Qualifizierung orientiert sich an den Arbeiten in der Maß- 
nahme. Die Qualifiziemngsziele sind in den untersuchten Maß- 
nahmen recht allgemein gehalten. Sie richten sich im wesent- 
lichen darauf: 

-die Vermittlungschancen der Teilnehmer und Teilnehmer- 
innen zu verbessern, d. h. sie sollen im Anschluß an die Maß- 
nahme in der Lage sein, als Angelernte in dem Bereich eine 
Beschäftigung aufzunehmen, in dem die Maßnahme angesie- 
delt ist und/oder 

— die Qualifiziemng soll die Qualität der Arbeit im Beschäfti- 
gungsteil verbessern und/oder 

— die individuellen Voraussetzungen der Teilnehmer und Teil- 
nehmerinnen für eine abschlußorientierte Weiterbildung 
erhöhen. 

Die Qualifiziemng im Beschäftigungsteil erfolgt in Form einer 
fachlichen Anleitung für die anstehenden Hilfstätigkeiten. Der 
gesonderte Qualifizierungsanteil - außerhalb der Beschäfti- 
gung - beträgt 10% bis 20%. Die Qualifiziemng, die beim 
Beschäftigungsträger selbst oder aber bei einem externen Bil- 
dungsträger durchgeführt wird, umfaßt folgende Elemente: 

— Die Vermittlung fachlicher Inhalte (ausgerichtet am ersten 
Ausbildungsjahr der entsprechenden Ausbildungsbemfe) 
kann dem jeweiligen Einsatzfeld im Beschäftigungsteil zuge- 
ordnet werden; auf Gmnd der Voraussetzungen der Teilneh- 
mer ist sie fast immer mit dem Auffrischen von Gmndlagen- 
kenntnissen in Deutsch und Mathematik verbunden. 


') Auf Grund der veröffentlichten Daten ist eine genaue quantitative 
Bestimmung der Teilnahme von Langzeitarbeitslosen an den unter- 
schiedlichen Maßnahmen nicht möglich; vgl.: Klähn, M.: „Weiterbil- 
dung von Langzeitarbeitslosen“, Bundesinstitut für Berufsbildung 
(Hrsg.), 1998. 

OVgl. Berufsbildungsbericht 1998, Kapitel 5.5.1. Gegenwärtig werden 
zudem Tonnen des Nachholens von Berufsabschlüssen für speziell am 
Arbeitsmarkt Benachteiligte, u. a. auch Langzeitarbeitslose, in Modell- 
vorhaben erprobt, in denen Ansätze des Lernens in der Arbeit im Mit- 
telpunkt des Interesses stehen - vgl. dazu Kapitel 5.5.1. 

0 „Zweiter Arbeitsmarkt“ bedeutet im folgenden ausschließlich öffentlich 
geförderte Arbeitsplätze, die nicht im ersten Arbeitsmarkt angesiedelt 
sind. 


-Wesentlich ist die Förderung von sozialen, personalen und 
methodischen Kompetenzen, in deren Mittelpunkt oft die 
psychische Stabilisierung der Teilnehmer nach langer Dauer 
der Arbeitslosigkeit steht, aber auch die Motivierung für Qua- 
lifizierung und Beschäftigung, Konfliktbewältigungsstrategi- 
en, Lehr-/Lemtechniken und Bewerbungstrainings. Oft ent- 
hält dieser Teil der Qualifizierung Elemente sozialpädagogi- 
scher Betreuung. 

Abschlüsse werden nicht angestrebt, zum Teil werden vom Bil- 
dungsträger Zertifikate vergeben, in denen der vermittelte Lehr- 
stoff unter Angabe des Zeitvolumens festgehalten ist. 

• Typ B - Qualifizierung und Beschäftigung im 
Verbund mit Betrieben des ersten Arbeitsmarktes 

Hier bestehen zwei Formen: 

-Die Teilnehmer und Teilnehmerinnen sind im Beschäfti- 
gungsteil der Maßnahme in Betrieben eingesetzt. Dabei kann 
es sich um betriebliche Praktika handeln, die der Orientierung 
dienen oder in denen die in der Qualifzierungsphase vermit- 
telten Fertigkeiten und Kenntnisse vertieft werden sollen oder 
in denen die Teilnehmer im Rahmen befristeter Verträge als 
Arbeitskräfte mitarbeiten. Das SGB III (§89) ermöglicht 
Praktika im Umfang von bis zu 75 % der Gesamtmaßnahme- 
dauer. Dieser Einsatz ist jedoch nicht mit dem Anspruch ver- 
bunden, daß sie nach Auslaufen der Maßnahme auf diesen 
Arbeitsplatz übernommen werden. 

- Die Qualifizierungs- und Beschäftigungsmaßnahme ist 
Bestandteil eines größeren zielgerichteten und zeitlich 
begrenzten Projektes mit einem konkret für die Region nach- 
vollziehbaren Nutzen (z.B. der Bau eines Hauses für sozial 
schwache Personen). An solchen Projekten sind neben Bil- 
dungs- und/oder Beschäftigungsträgem immer auch Betriebe 
des ersten Arbeitsmarktes beteiligt, so daß die Teilnehmer 
und Teilnehmerirmen von Maßnahmen im Beschäftigungsteil 
mit Beschäftigten der Betriebe Zusammenarbeiten. 

Die Qualifizierung orientiert sich auch bei diesem Typ jeweils 
an Tätigkeiten im Beschäftigungsteil. Zum Teil umfassen die 
Tätigkeiten Hilfstätigkeiten im kaufmännischen und gewerb- 
lichen Bereich, zum Teil Tätigkeiten auf dem Niveau anerkann- 
ter Bemfsabschlüsse (§25 BBiG bzw. HwO). Bei der Qualifi- 
zierung im Beschäftigungsteil handelt es sich um eine fachliche 
Anleitung durch entsprechend qualifiziertes Personal in den 
Kooperationsbetrieben. Während dieser Zeit ist eine Begleitung 
und Unterstützung der Teilnehmer durch das Personal der Bil- 
dungs-/Beschäftigungsträger gegeben. Einbezogen sind hierbei 
die entsprechenden fachlichen Anleiter der Träger und/oder die 
Sozialpädagogen, die auch für die Betriebe eine Anlaufstelle 
bieten. Die Betreuung bezieht sich auf Fragen der Abstimmung 
von Tätigkeiten in der Beschäftigungsphase mit Inhalten der 
Qualifizierungsphase sowie auf Unterstützung in Konfliktfällen 
zwischen Teilnehmern und Betrieben. 

Die gesonderte fachpraktische und fachtheoretische Qualifizie- 
rungsphase findet beim Bildungs-ZBeschäftigungsträger statt. In 
den Maßnahmen, die anerkannte Abschlüsse anstreben, erfolgt 
die Qualifizierung anhand der entsprechenden gesetzlichen 
Vorgaben. In den Maßnahmen, in denen keine gesetzlich gere- 
gelten oder von Kammern und Verbänden zertifizierten Ab- 
schlüsse angestrebt werden, ergeben sich die Elemente der 
Qualifizierung aus den Tätigkeiten des Beschäftigungsteils der 
Maßnahme. Die fachlichen Inhalte werden dann durch den Bil- 
dungs-ZBeschäftigungsträger aus den Tätigkeiten im Beschäfti- 
gungsteil abgeleitet und bedarfsorientiert in Unterrichtseinhei- 
ten zusammengestellt. 

In allen Maßnahmen dieses Typs kommt parallel zur fachlichen 
Qualifizierung der Vermittlung sozialer, personaler und metho- 
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discher Kompetenzen eine zumindest gleichwertige Bedeutung 
zu. Hierzu gehören vor allem die Stabilisierung der Persönlich- 
keit, die Auseinandersetzung mit Arbeitshaltungen, mit Erfah- 
rungen im Beschäftigungsteil sowie ein gezieltes Bewerbungs- 
training. 

Überwiegend werden entweder anerkannte Berufsabschlüsse 
(§25 BBiG bzw. HwO; z.B. Maurer, Maler, Zimmerer) oder 
von Kammern bzw. Berufsverbänden zertifizierte Abschlüsse 
angestrebt. Im Typ B weisen alle Maßnahmen einen Qualifizie- 
rungsanteil von mindestens 50 % auf und haben erheblich län- 
gere Laufzeiten als die Maßnahmen nach Typ A. 

• Typ C - Qualifizierung und Beschäftigung als 
Vorbereitung für konkrete Arbeitsplätze 

Auch im Typ C soll der Einsatz im Beschäftigungsteil in Betrie- 
ben des ersten Arbeitsmarktes erfolgen. Im Unterschied zu Typ 
B wird mit der Beschäftigung hier jedoch der Anspruch verbun- 
den, daß die Teilnehmer nach Auslaufen der Maßnahme auf 
diesen Arbeitsplätzen verbleiben. Die Teilnehmer sind in Form 
betrieblicher Praktika oder im Rahmen befristeter Arbeitsver- 
hältnisse, zum Teil in Leiharbeitsverhältnissen, in den Betrie- 
ben tätig. Bei den Tätigkeiten handelt es sich meistens um 
Hilfstätigkeiten. Die Finanzierung dieser Maßnahmen erfolgt 
aus Mitteln des AFG/SGB III, BSHG, aus Länder- und/oder 
EU -Programmen. 

Das Qualifizierungsziel besteht im wesentlichen darin, die Teil- 
nehmer und Teilnehmerinnen auf die Anforderungen der 
Arbeitsplätze vorzubereiten. Die Qualifizierung wird deshalb 
im Schwerpunkt auf die avisierten Arbeitsplätze ausgerichtet 
und orientiert sich an den individuellen Voraussetzungen sowie 
den betrieblichen Interessen. Die Teilnehmer sollen befähigt 
werden, einen konkreten Arbeitsplatz auszufüllen. Auch wenn 
in diesen Fällen im Beschäftigungsteil häufig sehr einfache 
Tätigkeiten anfallen, weisen alle Maßnahmen mit 50% einen 
vergleichsweise hohen Qualifizierungsanteil auf, um den Teil- 
nehmern zu ermöglichen, die notwendigen fachlichen, sozialen, 
personalen und methodischen Kompetenzen zu erwerben. 

Im Beschäftigungsteil erfolgt die fachliche Qualifizierung 
durch das Ausüben der Tätigkeiten auf den späteren Arbeits- 
plätzen, wobei die Teilnehmer und Teilnehmerinnen durch das 
Personal der Betriebe eingeführt und angeleitet werden. Der 
Einsatz in den Betrieben wird durch die Bildungs- und/oder 
Beschäftigungsträger in gesonderten Qualifizierungsphasen 
gezielt vorbereitet. Für die fachliche Qualifizierung werden ori- 
entiert an der Beschäftigung Inhalte entsprechender Berufe, 
Berufs- oder Tätigkeitsfelder festgelegt, deren Erreichen vom 
Träger überprüft und zertifiziert wird. Integriert in die Fachqua- 
lifizierung ist die Vermittlung sozialer, personaler, methodi- 
scher Kompetenzen und von Elementen, denen nach den Erfah- 
rungen der Träger gleichrangige Bedeutung zukommen (z.B. 
Übungen zum Verhalten am Arbeitsplatz). In den meisten 
Fällen dieses Typs werden keine gesetzlich geregelten Ab- 
schlüsse angestrebt. 


5.5 Ausgewählte Zielgruppen 

5.5.3 Berufliche Wiedereingliederung 
von Behinderten ') 

Veränderung der gesetzliehen und organisatorisehen 
Rahmenbedingungen in der beruflichen Rehabilitation 

Mit Beginn des Jahres 1998 wurde das Recht der Arbeitsfor- 
derung in das SGB III übernommen. Bei den berufsfördemden 
Leistungen zur Rehabilitation wurde die Zweiteilung der 
Leistungsmöglichkeiten in „allgemeine“ und „besondere“ 
Leistungen beibehalten. Die Bundesanstalt für Arbeit kann 
besondere Leistungen nur gewähren, wenn eine berufliche Ein- 
gliederung nicht bereits mit den Leistungen des allgemeinen 
Förderungsrechts erreicht werden kann. 

Einhergehend mit dem SGB III verändern sich auch die Organi- 
sationsstruktur und die Aufgabenverteilung innerhalb der Bun- 
desanstalt für Arbeit. Derzeit wird in mehreren Arbeitsämtern 
das Organisationskonzept „Arbeitsamt 2000“ modellhaft er- 
probt. Ziel ist es, die verschiedenen Anliegen der Kunden (z.B. 
Beratung, Vennittlung, Leistungsgewährung) möglichst ganz- 
heitlich zu bearbeiten. Die bisherige Spartenorganisation soll in 
eine kundenorientierte Teamorganisation übergehen. Für den 
Bereich der beruflichen Rehabilitation ist vorgesehen, in allen 
Arbeitsämtern eine „Kundengruppe Rehabilitanden“ einzurich- 
ten, die Ansprechpartner für alle Maßnahmen und Leistungen 
für diesen Personenkreis sein wird. 

Entwicklung bei Teilnehmern an berufsfördernden 
Bildungsmaßnahmen 

Bundesweit befanden sich Ende 1998 41.400 Behinderte in 
einer berufsfördemden Bildungsmaßnahme. Bezogen auf die 
Art der Bildungsmaßnahme waren 31.900 Rehabilitanden in 
einer Weiterbildung (alte Länder: 26.600, neue Länder: 5.300), 
2.300 in einer Vorbereitungsmaßnahme für Weiterbildung (alte 
Länder: 1.800, neue Länder: 500), 2.800 in einer Trainingsmaß- 
nahme (alte Länder: 1.900, neue Länder: 900), 3.500 in einer 
Maßnahme im Eingangsverfahren/Trainingsbereich einer 
Werkstatt für Behinderte (alte Länder: 3.200, neue Länder: 300) 
und 940 in sonstigen Maßnahmen (alte Länder: 760, neue Län- 
der: 180). Die quantitative Entwicklung bei den Teilnehmern an 
den bemfsfördemden Bildungsmaßnahmen gegenüber den 
Vorjahren zeigt die Übersicht 87. 

Von den Rehabilitanden, die 1998 eine Weiterbildungsmaßnah- 
me beendet haben, erreichten 71% das Maßnahmeziel. Von 
diesen Teilnehmern legten 46% eine Prüfung in einem aner- 
kannten Ausbildungsbemf ab, 1 1 % eine staatliche Prüfung, 
15% eine sonstige Prüfung. Für 28% der Weiterbildungsteil- 
nehmer war keine Prüfung vorgesehen. Der Anteil der Reha- 
bilitanden, die wegen Arbeitsaufnahme die Weiterbildungs- 
maßnahme nicht bis zum regulären Ende besucht haben, ist 
- gemessen an allen vorzeitig aus Maßnahmen ausgeschie- 
denen Rehabilitanden - von 1997 auf 1998 um drei Prozent- 
punkte auf 15 % angestiegen. 

Weiterentwicklung der Berufsförderungswerke 

Die Arbeitsgemeinschaft Deutscher Berufsförderungswerke^) 
hat auf einem Fachkongreß im Juli 1998 in Erfurt ein Pro- 
gramm zur Weiterentwicklung der Berufsförderungswerke ver- 
abschiedet. Die wesentlichen Punkte sind: 


')Zur beruflichen Ausbildung von Behinderten vgl. Kapitel 3.3.4. Hier 
sind auch übergreifende Initiativen und Projekte auf EU-Ebene darge- 
stellt. 

“) Berufsförderungswerke sind gemeinnützige außerbetriebliche Bil- 
dungseinrichtungen der beruflichen Rehabilitation, die gmndsätzlich 
der beruflichen Qualifizierung und Eingliederung behinderter Er- 
wachsener, die in der Regel bereits berufstätig waren, dienen. 
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-Die Berufsforderungswerke entwickeln sich zu modernen 
Dienstleistungsuntemehmen. 

-Die berufliche Eingliederung und der Erhalt bestehender 
Arbeitsverhältnisse von behinderten Menschen sind oberste 
Ziele der Berufsforderungswerke. Alle Maßnahmen von der 
Information und Beratung über die Erprobung und Qualifizie- 
rung bis zur Eingliederungsunterstützung sind daran ausge- 
richtet. Vielfältige Vermittlungsaktivitäten der Berufsfor- 
derungswerke kommen zum Tragen, so u.a. Kooperationen 
oder Beteiligungen mit und an Betrieben, Beschäftigungsge- 
sellschaften und Zeitarbeitsfirmen. 

-Nach individuellen Bedarfslagen werden für Behinderte 
Qualifizierungsmöglichkeiten entwickelt. Neben dem 
flächendeckenden Netz von 28 Berufsforderungswerken sor- 
gen regionale Standorte (Filialen) für ein wohnortnäheres 
Angebot. Einzelfallbezogenen Ausbildungen oder betriebs- 
spezifischen Anpassungsmaßnahmen in Kooperation mit 
Betrieben kommt zunehmend größere Bedeutung zu. Die 
Fachdienste der Berufsförderungswerke sind für die Belange 
der Betriebe und Behinderten mobil ausgerichtet. 

- In den Berufsförderungswerken werden je nach Einzelfall die 
Angebote individualisiert im Flinblick z.B. auf die Maßnah- 
medauer und das Maßnahmeziel, aber auch den inhaltlichen 
Qualifizierungsprozeß und den persönlichkeitsbezogenen 
Ablauf Bildungsangebote in Vollzeit, aber auch Teilzeit 
sowie Femunterrichtsangebote, vor allem variable Aufnah- 
metermine tragen zur Flexibilität der Angebotspalette bei. 

-Mit vielfältigen Beratungskompetenzen und Kooperations- 
möglichkeiten stehen die Berufsforderungswerke im Rahmen 
der Europäischen Union, aber ebenso in den osteuropäischen 
Staaten und anderen Ländern zur Verfügung. 


5.5.4 Qualifizierung älterer Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen 

Demografische, aber auch rentenrechtliche Veränderungen und 
längere Bildimgsphasen vor Eintritt in das Berufsleben bewir- 
ken eine veränderte Altersstruktur in den Unternehmen. Betrie- 
be und Institutionen stehen daher vor der Notwendigkeit, Inno- 
vationen mit alternden Belegschaften zu bewältigen. 

Im Modellvorhabenschwerpunkt „Qualifizierung älterer Ar- 
beitnelimer“ wird zum einen auf einzelbetrieblicher Ebene der 
Umgang mit älteren Beschäftigten und Arbeitslosen beleuchtet 
und daraus Handlungsbedarf abgeleitet. Zum anderen werden 
Lösungsansätze aufgezeigt, die auf normativ-strategischer so- 
wie auf der Personal- und Organisationsebene ansetzen. Die 
Maßnahmen in den Modellvorhaben richten sich auf: 

- Erzeugung eines Einstellungswandels und positiven Klimas 
durch Aufklären, Sensibilisieren und Motivieren - ent- 
sprechende Ausrichtung von Untemehmensleitlinien und des 
Verhaltens von Führungskräflen; 

- Personalmanagement einschließlich Altersverteilung bei Ein- 
stellung, Freisetzung und Personaleinsatz, langfristig orien- 
tierte und individuell maßgeschneiderte Personalentwick- 
lungsstrategien, Erschließung und Entwicklung vorhandener 
Potentiale Älterer, stärkere Nutzung ihrer Erfahrungen durch 
den Betrieb; 

- Schaffung altersgemischter Teams, Möglichkeiten zum 
offenen generationsübergreifenden Austausch von Erfahrun- 
gen und zum gegenseitigen Voneinander-Lemen, Wissens- 
vemetzung, Nutzung der Stärken erfahrener Beschäftigter; 

- flexible Arbeitszeitgestaltung; 

-Mut machen, Förderung von Lembereitschaft und Initiative 
bei älteren Beschäftigten, altersgerechte Didaktik, Aufzeigen 
von Perspektiven. 


Übersicht 87: Bestand an Behinderten in bernfsfördernden Bildungsmaßnahmen nach Art der Bildnngsmaß- 
nahme 1994 bis 1998') 


Merkmal 

1994 

1995 

1996 

1997 

1998 


Anzahl 

Fortbildung^) 

7.593 

9.112 

9.363 

8.080 

- 

Umschulung^) 

27.366 

28.741 

27.373 

25.226 

- 

Weiterbildung’) 

- 

- 

- 

- 

31.941 

Vorbereitungsmaßnahme für Weiterbildung^) 

2.785 

2.770 

2.612 

2.348 

2.277 

T rainingsmaßnahmen ’) 

- 

- 

- 

- 

2.810 

Maßnahme im Eingangsverfahren/ 
Arbeitstrainingsbereich von Werkstätten für Behinderte 

3.072 

3.028 

3.369 

3.319 

3.462 

Bemfsfindung 

323 

340 

456 

396 

279 

Arbeitserprobung 

302 

323 

427 

406 

368 

Lehrgang zur Verbessemng beruflicher Bildungs- 
und Eingliederungschancen 

593 

558 

544 

473 

250 

Blindentechnische und vergleichbare spezielle 
Gmndausbildung 

40 

41 

48 

36 

32 

F emunterrichtsmaßnahme 

43 

34 

25 

31 

12 

Insgesamt 

42.117 

44.947 

44.217 

40.315 

41.431 

Vgl. Berufsbildmigsbericht 1998, Übersicht 65, Seite 99 
') Jeweils Ende Dezember 

4 Ab 1998 Weiterbildung, bis 1997 Fortbildung und Umschulung 
^Ab 1998 






Quelle: Bundesanstalt für Arbeit 
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Ziel der Modellvorhaben in kleinen und mittleren Betrieben der 
Industrie und des Dienstleistungswesen ist es: 
-Qualifikationsanforderungen mit tatsächlich vorhandenen 
Kompetenzprofilen und vorhandenem Leistungsvermögen 
des Personals abzugleichen; 

-geeignete Einsatzmöglichkeiten für ältere Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen zu erschließen; 

- die Fähigkeit zum Dialog zwischen den verschiedenen Alters- 
gruppen im Betrieb zu stärken und wechselseitige Lembezie- 
hungen im Sinne einer gegenseitigen Wertschätzung zu for- 
dern; 

- die Stärken und Potentiale Älterer produktiv mit den Stärken 
und Potentialen Jüngerer zu kombinieren und zu ergänzen; 

-methodisch-didaktische Konzepte zum lebensbegleitenden 
arbeitsplatznahen Lernen und zur Aktualisierung, Erwei- 
terung beruflicher Selbstlem- und Handlungskompetenzen zu 
erproben; die Möglichkeiten und Grenzen solcher Konzepte 
auszuloten; 

-in inhaltlicher und didaktischer Hinsicht adressaten- und 
anwendungsgerechte Qualifizierungsbausteine für ältere 
Beschäftigte und Erwerbslose vor allem auf dem Gebiet der 
Informations- und Kommunikationstechnologien zu ent- 
wickeln und dabei erfahrungsgestützt, fall- und aufgaben- 
bezogen vorzugehen; 

- Betriebe und Bildungsträger zu vernetzen. 

Die Modellvorhaben bieten einen betriebsspezifischen, aber 
auch betriebsübergreifenden Ansatz zur Weiterentwicklung 
und Erprobung von Beratungs-, Qualifizierungs- und Innovati- 
onsstrategien durch die Einführung altersdifferenzierter Bil- 
dungsarbeit und Personalförderung, den Aufbau partizipativer, 
lemförderlicher und altersübergreifender Arbeitsstrukturen 
sowie durch die enge Verzahnung von beruflicher Bildung, 
Personal- und Organisationsentwicklung. 


5.5.5 Programm Begabtenförderung 
berufliche Bildung 

Das Programm „Begabtenförderung berufliche Bildung“ des 
Bundesministeriums für Bildung imd Forschung unterstützt die 
Weiterbildung begabter junger Berufstätiger, die eine aner- 
kannte Berufsausbildung nach dem BBiG oder der HwO absol- 
viert haben und die bei Aufnahme in das Förderprogramm jün- 
ger als 25 Jahre sind. Über drei Jahre hinweg können Zuschüsse 
von jährlich bis zu 3.000 DM für die Finanzierung anspruchs- 
voller berufsbegleitender Weiterbildung gezahlt werden. Das 
Förderprogramm wird von den für die Berufsbildung zuständi- 
gen Stellen durchgeführt, die auch Informationsmaterial bereit- 
halten. Es wird begleitet vom Beirat Begabtenförderung beruf- 
liche Bildung beim Bundesministerium für Bildung und For- 
schung, in dem die Sozialpartner, die Länder und die Wissen- 
schaft mitwirken. 

Die Stiftung Begabtenförderungswerk berufliche Bildung ge- 
meinnützige GmbH im Wissenschaftsraum Bonn hat im Rah- 
men einer Projektförderung des Bundesministeriums für Bil- 
dung und Forschung die Bedarfserhebung und Weitergabe der 
Fördermittel an die beteiligten Kammern und andere zuständige 
Stellen, Beratung in allen Fragen der Umsetzung einschließlich 
EDV und Prüfung der Mittelverwendung übernommen. 

* Stipendiatenzahlen, Schulabschlüsse und Fördersummen 

Ende 1998 befanden sich 13.308 Stipendiaten und Stipen- 
diatiimen im Förderprogramm. Die Geförderten-Quote liegt bei 
0,94% eines Absolventenjahrganges der dualen Berufsausbil- 
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düng. Sie entspricht damit etwa der Geförderten-Quote der 
Begabtenförderung im Hochschulbereich (Studienförderung) - 
ein wichtiger Schritt zur Gleichwertigkeit von allgemeiner und 
beruflicher Bildung. 

1998 erfolgten 4.567 Neuaufnahmen. 57,9% wurden von einer 
Industrie- imd Handelskammer in die Förderung aufgenom- 
men, 3 1,3 % von einer Handwerkskammer, 5,4% kommen aus 
Freien Berufen, 2,2% aus dem Öffentlichen Dienst und 2,7% 
aus der Landwirtschaft. Gemessen an den erfolgreichen Prü- 
füngsteilnehmem 1997 sind Industrie- und Handelskammern 
leicht überrepräsentiert (Absolventenanteil: 54%) und die 
Freien Berufe unterrepräsentiert (Absolventenanteil: 7%). 

Der größte Teil der 1998 bewilligten Mittel floß in die Bereiche 
Industrie und Handel (rund 14,1 Mio. DM bzw. 55,6%; rund 
7.800 Stipendiaten) sowie in das Handwerk (rund 8,8 Mio. DM 
bzw. 34,7%; rund 4.000 Stipendiaten; vgl. Tabelle 5/1 im 
Anhang). 

Die neuen Länder haben ihre Beteiligung gesteigert: 1998 stan- 
den für die Förderung von rund 1.400 Stipendiaten aus den 
neuen Ländern 2,9 Mio. DM zur Verfügung. Die Förderquote 
liegt mit 0,5 % zwar noch unter dem Bundesdurchschnitt von 
0,94%, zeigt aber steigende Tendenz. 

Von den Stipendiaten des Aufnahmejahrgangs 1997 hatten 8% 
einen Hauptschulabschluß, 48% einen mittleren Bildungsab- 
schluß und 44% eine Hochschulzugangsberechtigung. Von den 
Auszubildenden mit neu abgeschlossenem Ausbildungsvertrag 
des Jahres 1996 hatten hingegen 36% einen Hauptschulab- 
schluß, 42% einen mittleren Bildungsabschluß und 15% die 
(Fach-) Hochschulreife. Die Begleitforschung zum Programm 
erklärt diese Ungleichgewichte hauptsächlich mit unterschied- 
lichen Anteilen von begabten Auszubildenden bei diesen Bil- 
dungsgruppen. Teils ist offenbar schon die Entscheidung für 
diese oder jene weiterführende Schule nach der Grundschulzeit 
Ausdruck einer unterschiedlichen Lemmotivation. Teils ver- 
mitteln die drei Schulstufen ihren Absolventen in unterschied- 
lieher Weise das Rüstzeug für eine besonders erfolgreiche 
berufliche Aus- und Weiterbildung. 

1997 kamen die 4.434 Neuaufnahmen aus 196 Ausbildungsbe- 
rufen. 95 % der erfolgreichen Teilnehmer an Abschlußprüfun- 
gen in der beruflichen Ausbildung haben einen dieser 196 
Berufe erlernt. Das Förderprogramm zeichnet sich damit durch 
eine hohe berufsstrukturelle Ausgewogenheit aus. 

Der Anteil der Frauen bei den Neuaufnahmen des Jahres 1997 
lag bei 44%. Gemessen an dem Frauenanteil von 43 % bei den 
erfolgreichen Prüftingsteilnehmem des Jahres 1996 sind Frauen 
im Förderprogramm leicht überrepräsentiert. 

Ende 1997 hatten von allen im Programm befindlichen Stipen- 
diaten und Stipendiatinnen 268 eine ausländische Staats- 
angehörigkeit. Ihr Anteil an den Neuaufnahmen des Jahres 
1997 beträgt 2,2 % und ist damit gleich hoch wie im Vorjahr. 

Seit 1996 wird das Programm von der Bundesregierung mit 
jährlich 26 Mio. DM finanziert. Für 1999 sind ebenfalls 
26 Mio. DM vorgesehen. Damit wird es möglich sein, die Zahl 
der Stipendiaten und Stipendiatinnen auf dem erreichten 
Niveau zu stabilisieren. 

• Geförderte Weiterbildungsmaßnahmen 

1997 wurden Maßnahmen zum Thema „Handwerk und Tech- 
nik“ mit einem Anteil von 24% häufiger als Fremdsprachen- 
kurse (2 1 %) gefördert. Es folgten kaufmännische Kenntnisse 
(20%), Computer/EDV (12%) und Planung/Organisation (7%; 
vgl. Schaubild 19). 

Die Aufstiegsfortbildung erfreut sich zunehmender Beliebtheit. 

Sie hatte 1997 einen Anteil von 30% an allen Maßnahme- 
anträgen gegenüber 27% in 1996 und knapp 24% in 1995. 


185 


Drucksache 14/1056 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


5.5 Ausgewählte Zielgruppen 

Fast drei von vier Sprachkursen betreffen Englisch (72%), 9% 
Spanisch, 9% Französisch sowie 5% Italienisch. Die Sprach- 
kurse finden zu 36% im europäischen Ausland, zu 33% im 
außereuropäischen Ausland und zu 3 1 % im Inland statt. 

Die durchschnittliche Fördersumme beträgt 2.346 DM pro 
Maßnahme. Sie schwankt zwischen 3.214 DM für Weiterbil- 
dung in Handwerk und Technik und 858 DM für Kurse im 
Bereich Recht. 

• Wirkung und Nutzen des Förderprogramms 

Die auf Anregung des zuständigen Fachausschusses des Deut- 
schen Bundestages durchgeführte Erfolgskontrolle zum Förder- 
programm wurde 1997/1998 mit einer zweiten Effizienzunter- 
suchung fortgeführt. Eine erste Effizienzuntersuchung wurde 
1994 durchgeführt. Dabei konnten für die Aufhahmejahrgänge 
1991 und 1992 Kurzzeiteffekte der geförderten Weiterbildung 
für Beruf und Persönlichkeit ennittelt werden. Der Gesamtnut- 
zen des Programms ist aus Sicht der Stipendiaten und Stipen- 
diatinnen beträchtlich und er ist von der ersten zur zweiten Effi- 
zienzuntersuchung noch gestiegen. Die Gesamtauswertung 
kommt zu folgenden Ergebnissen: 

- Über drei Viertel der Befragten berichten von vorteilhaften 
Veränderungen ihrer beruflichen Tätigkeit als Folge der 
Begabtenförderung. Besonders oft genannt werden größere 
Selbstsicherheit und berufliche Kompetenz, mehr Autonomie 
und erweiterte Zuständigkeit bei der täglichen Arbeit. Die 
Nutzenbilanz ist im Laufe der Programmjahre sogar noch 
besser geworden. Ursache dafür ist der Trend zu mehr Auf- 
stiegsfortbildung, die im allgemeinen häufiger und schneller 
zu beruflichen Verbesserungen führt. 


- Weiterbildungen mit einer Kombination aus fachspezifischen 
und fachübergreifenden Kursen schneiden in der Nutzen- 
bilanz am besten ab. Sie führen in den meisten Fällen ebenso 
zu beruflichen Verbesserungen wie zu einem Zuwachs an 
personaler Handlungskompetenz und sozialen Fähigkeiten. 

-Die Weiterbildung mit Hilfe der Begabtenförderung wird 
in erster Linie als Investition in die berufliche Zukunft 
angesehen. Das Programm hat daneben erheblichen Nutzen 
für die Persönlichkeitsentwicklung und Allgemeinbildung, 
z.B. durch Intensivsprachkurse im Ausland und Lehrgänge 
zur Verbesserung der allgemeinen kommunikativen Fähig- 
keiten. 

-Eine wesentliche Auswirkung im Privat- und Berufsleben 
besteht in einer Stärkung des Selbstwertgefühls und des 
Bewußtseins, sich in den verschiedenen Lebensbereichen 
souveräner als früher verhalten zu können. 

- Gut ein Drittel der Geförderten erzielte durch die Weiterbil- 
dung Status- oder Einkommensverbesserungen. In den ande- 
ren Fällen hat sich meistens das berufliche Tätigkeitsfeld 
positiv verändert. Viele haben nach der Förderung interessan- 
tere und anspruchsvollere Aufgaben übernommen. Diese 
günstigen Auswirkungen nehmen allerdings mit der Größe 
des Beschäftigungsbetriebes ab. Je größer der Betrieb, desto 
geringer ist für die Stipendiaten die Chance, mit berufsfach- 
licher Weiterbildung, insbesondere mit Aufstiegsfortbildung, 
an Ort und Stelle Karriere zu machen. Denn in Großbetrieben 
sind höhere Positionen häufig Hochschulabsolventen Vorbe- 
halten. Stipendiaten profitieren in Großbetrieben dann über- 
durchschnittlich von ihrem Stipendium, wenn sie dieses 
gezielt für Intensivsprachkurse einsetzen. 


Schaubild 19 


Beantragte Weiterbildungsthemen 1997 

(in Prozent) 



Handwerk und Technik 
Fremdsprachen 
Kaufmännische Kenntnisse 
EDV 

Planung, Organisation, Leitung 
Kommunikative Fähigkeiten 
Persönlichkeitsbildung 
Gesundheitswesen 
Gartenbau, Landwirtschaft 
Gestaltung, Design 
Recht, Steuerwesen 
Allgemeinbildung 


Differenz zu 100 %: Politische Weiterbildung, Maßnahmen im Bereich Gastronomie, Hauswirtschaft, 
spezielle Maßnahmen zur Begabtenförderung, Körperpflege oder codierbare Themen 


Quelle: Forschungsstelle für informationstechnische Bildung 
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-Die ehemaligen Stipendiaten waren beruflich erfolgreicher 
als andere junge Fachkräfte. Sie sind öfter als Ausbilder tätig 
und häufiger in Vorgesetztenpositionen aufgerückt. Ihre 
Berufsarbeit ist abwechslungsreicher, seltener bis ins Detail 
vorgeschrieben und bietet mehr Lemanreize. 

-Die Aufstiegsfortbildung zu Technikern, Betriebswirten, 
Fachkaufleuten und Fachwirten dient in der Regel dazu, die 
Karrierechancen als Arbeitnehmer zu erhöhen. Eine Quali- 
fizierung zum ffandwerksmeister zielt demgegenüber häufig 
darauf, früher oder später einen eigenen Betrieb zu fuhren. 
-Die Studienberechtigten im Förderprogramm machen nur 
selten von ihrer Studienoption Gebrauch. Die Mehrheit sieht 
auch ohne einen akademischen Abschluß günstige berufliche 
Entwicklungsmöglichkeiten. 

- Die Begabtenförderung berufliche Bildung ist mittelfristig für 
erheblich melir Stipendiaten von beruflichem Nutzen als 
kurzfristig. 

- Ehemalige Stipendiaten haben sich in den letzten Jahren mehr 
als doppelt so häufig beruflich weitergebildet wie Erwerbs- 
tätige gleichen Alters üblicherweise. Die Begabtenförderung 
ist daher auch eine Anschubfmanzierung für die eigenstän- 
dige Weiterbildung. Sie fördert die Bereitschaft zum lebens- 
begleitenden Lernen und das Lemvermögen. 

Insgesamt belegt die Erfolgskontrolle zum Förderprogramm, 
daß die Begabtenförderung berufliche Bildung erheblich zur 
Erweiterung der beruflichen und persönlichen Handlungskom- 
pefenz leistungsfähiger und leistungsbereiter junger Erwerbs- 
tätiger mit betrieblicher Berufsausbildung beiträgt. Ohne diese 
zusätzliche Qualifizierung hätten die meisten ehemaligen 
Stipendiaten und Stipendiatinnen ihren jetzigen beruflichen 
Entwicklungsstand nicht erreicht. Das Programm hat daneben 
auch einen positiven Einfluß auf die Persönlichkeitsbildung. 


6.1 Berufsbildungsaktivitäten der Eure 

6. Internationale Aspekte 

6.1 Berufsbildungsaktivitäten der 
Europäischen Union 

6.1.1 Berufsbildungspolitische Initiativen und 
Konzepte 

Die Europäische Kommission hat im Jahr 1998 verschiedene 
Initiativen zur Förderung der Berufsbildungszusammenarbeit in 
der Europäischen Union ergriffen. Die Zusammenarbeit im 
Rahmen bestehender EU-Programme konnte fortgeführt und 
intensiviert werden. 

Fortführung und Erweiterung der Programme 
LEONARDO da VINCI und SOKRATES’) 

Der Europäische Rat der Bildungsminister hat am 4. Dezember 
1998 eine Erhöhung des SOKRATES-Programms zur För- 
derung des Austausches zwischen Hochschulen und Schulen in 
Europa beschlossen. Damit stehen im SOKRATES-Programm 
knapp 3,1 Mrd. DM über sieben Jahre für die europaweite 
Mobilität von Studenten und Schülern zur Verfügung. Außer- 
dem einigten sich die EU-Bildungsminister auf gemeinsame 
Eckwerte für das Programm LEONARDO da VINCI, mit dem 
die Zusammenarbeit im Bereich der Berufsbildung gefördert 
wird. Dieses Programm soll finanziell insbesondere zur För- 
derung der Mobilität aufgestockt werden. 

Die Programme LEONARDO da VINCI und SOKRATES 
werden zunehmend für die Beitrittsstaaten geöffnet. Nach dem 
Jahr 2000 werden über 25 Staaten an den Programmen teilneh- 
men. Auch für die Türkei und Malta sollen sie offen stehen. 
Dadurch erhält der Beitrittsprozeß schon frühzeitig eine kon- 
krete, für die Menschen erfahrbare Umsetzung. 

EUROPASS 

In der über 20jährigen europäischen Kooperation im Berufsbil- 
dungsaustausch wurden die vermittelten Auslandsqualifi- 
kationen bislang nur unzureichend und äußerst unterschiedlich 
in Form, Sprache und Inhalt bescheinigt. Im Grünbuch der 
Kommission zu Mobilitätshindemissen^) hat die Kommission 
1996 verschiedene Vorschläge zur Überwindung von Hemm- 
nissen unterbreitet, allerdings die Überlegungen zu einer 
gemeinsamen Bescheinigung von Mobilitätsmaßnahmen in der 
beruflichen Bildung nur sehr vage angedeutet. In der Stellung- 
nahme Deutschlands zum Grünbuch wurde folgender konkreter 
Vorschlag für eine künftige Initiative unterbreitet: „Zur Iden- 
titätsstärkung der europäischen Austauschteilnehmer, zur Ver- 
besserung der Sichtbarkeit europäischer Austausche und zur 
Erhöhung der Attraktivität von Austauschmaßnahmen wird 
vorgeschlagen, für im Rahmen von EU-Prograrmnen absolvier- 
te Aus- und Weiterbildungsabschnitte im Ausland eine EU- 
Bescheinigung mit einheitlichem Design und Raster für Min- 
destinformationen (persönliche Daten des Teilnehmers, Name 
der gastgebenden Einrichtung, Zeitpunkt, Dauer und Ziele des 
Ausbildungsaufenthalts, Inhalte der vermittelten Qualifikatio- 
nen, Infonnation über die Leistungen des Auszubildenden) in 
der Sprache des Aufnahme- und Entsendelandes zu erstellen. 

Ein solches Bescheinigungssystem wäre ein weiterer Schritt zur 
Erhöhung der Transparenz von Qualifikationen.“ 
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6.1 Berufsbildungsaktivitäten der Europäischen Union 

Die Kommission hat inzwischen den Vorschlag einer Ratsent- 
scheidung zur Bescheinigung strukturierter Auslandsqualifr- 
kationen in einem EU-einheitlichen EUROPASS vorgelegt. 

Der Entwurf regelt die Rahmenbedingungen für die Beschei- 
nigung dieser sogenannten „europäischen Berufsbildungsab- 
schnitte“, gilt für alle Formen alternierender Berufsausbildung 
(einschließlich solcher im Hochschulbereich) und sieht eine 
mindestens zweisprachige Bescheinigung der vermittelten 
Inhalte in der Sprache des Herkunfts- und Gastlandes, des Aus- 
bildungsablaufs und der Ausbildungsergebnisse vor. Dabei 
wird eine Vereinbarung der entsendenden und der aufnehmen- 
den Ausbildungseinrichtung über den Ausbildungsinhalt und 
die Betreuung des Teilnehmers durch einen Ausbilder voraus- 
gesetzt. 

Der EUROPASS, der auch über EU-Programme hinaus An- 
wendung finden kann, hat die Form eines Reisepasses und wird 
ab dem Jahr 2000 bereitgestellt werden. Er ist ein Informations- 
instrument zur Erleichterung der Auslandsaufenthalte in der 
beruflichen Bildung, er regelt nicht eine förmliche Anerken- 
nung von Teilqualifikationen. 

Der Rat der Bildungsminister hat im Juni 1998 einen gemein- 
samen Standpunkt zum EUROPASS beschlossen und den 
Kommissionsvorschlag am 2 1 . Dezember 1998 förmlich verab- 
schiedet. Die Umsetzung des EUROPASSES wird im Rahmen 
des neuen LEONARDO-Programms, das unter deutscher Prä- 
sidentschaft im ersten Halbjahr 1999 verabschiedet werden soll, 
eine wichtige Rolle spielen. 

Beschäftigungsgipfel des Rates, 
Beschäftigungspolitische Leitlinien ') 

Auf ihrer Sondertagung zu Beschäftigung (Beschäftigungs- 
gipfel) am 20./21. November 1997 in Luxemburg haben die 
Staats- und Regierungschefs der EU eine Strategie zur För- 
derung der Beschäftigung in den Mitgliedstaaten beschlossen. 
Ziel ist die Aktivierung und bessere Koordinierung der natio- 
nalen Beschäftigungspolitiken und die stärkere Mobilisierung 
der Politik der Gemeinschaft. 

Dieses Ziel wird in den beschäftigungspolitischen Leitlinien 
mit ihren vier Säulen Beschäftigungsfähigkeit, Untemehmer- 
geist, Anpassungsfähigkeit imd Chancengleichheit konkre- 
tisiert, die insbesondere auch für den Bildungs- und Berufsbil- 
dungsbereich von Bedeutung sind. So sollen Jugendliche beim 
Neuanfang durch eine Ausweitung der Ausbildungs- und 
Umschulungsmöglichkeiten unterstützt werden. Besondere 
Aufmerksamkeit erhält weiterhin der Aspekt der Schulab- 
brecher: Die Mitgliedstaaten sollen ihr Schulsystem überprü- 
fen, ob es in der Lage ist. Jugendlichen mit Lemschwierigkeiten 
zu helfen und sie zu befähigen, sich dem technologischen und 
wirtschaftlichen Wandel anzupassen. Die Lehrlingsausbildung 
soll sich in ihrer Qualität stärker an den Bedürfnissen des 
Arbeitsmarktes ausrichten. 

Die Mitgliedstaaten legen dem Rat in der ersten Jahreshälfte 
„Nationale Beschäftigungspolitische Aktionspläne“ vor. Auf 
der Grundlage der Umsetzungsberichte der Mitgliedstaaten 
wird dann dem Europäischen Rat der gemeinsame Bericht der 
Kommission und des Rates zur Beschäftigung vorgelegt. 
Dieser Bericht beschreibt die Beschäftigungslage in den Mit- 
gliedstaaten und prüft die wichtigsten Maßnahmen, die die Mit- 
gliedstaaten zur Umsetzung der Leitlinien ergriffen haben. Im 
Lichte dieses Berichts werden daraufhin die Beschäftigungs- 
politischen Leitlinien für das folgende Jahr verabschiedet. 


') Vgl. Teil I, Kapitel 8 


Der Europäische Rat von Cardiff hat am 15./16. Juni 1998 die 
auf den ersten Beschäftigungspolitischen Leitlinien basieren- 
den Nationalen Beschäftigungspolitischen Aktionspläne der 
Mitgliedstaaten gewürdigt und zur Fortsetzung der bereits ein- 
geleiteten Zusammenarbeit zwischen den Räten der Arbeits- 
und Sozialminister und der Wirtschafts- und Finanzminister 
aufgerufen. Es wurde in Cardiff vereinbart, die Arbeiten an ver- 
gleichbaren Indikatoren zur Messung der Erreichung der 
jeweils in den Leitlinien festgelegten Ziele voranzutreiben. 

In Wien hat der Europäische Rat am 11./12. Dezember 1998 
den Gemeinsamen Beschäftigungsbericht 1998 und die Be- 
schäftigungspolitischen Leitlinien für 1999 gebilligt. Er legte 
dabei auch neue Schwerpunktbereiche fest, mit denen die 
Beschäftigungsfähigkeit, Anpassimgsfähigkeit, Chancengleich- 
heit imd Schaffung von Arbeitsplätzen in bestehenden und 
neuen Unternehmen verbessert werden sollen. Die Mitglied- 
staaten wurden ersucht, auf nationaler Ebene Politiken und 
zusätzliche quantifizierte Zielvorgaben und Fristen festzulegen, 
wo immer diese angezeigt sind. Die Bundesregierung wird 
ihren Beschäftigungspolitischen Aktionsplan bis zum Euro- 
päischen Rat in Köln vorlegen. 

Europäischer Bericht 
zur Berufsbildungsforschung 

Im Jahr 1998 hat das CEDEFOP seinen ersten Bericht zur 
Berufsbildungsforschung in Europa herausgegeben. Der künf- 
tig im Abstand von zwei Jahren erscheinende Bericht soll dazu 
beitragen, den Stand der Berufsbildungsforschung in Europa 
transparent zu machen. Er stellt die Erkenntnisse verschiedener 
Forschimgsdisziplinen zusammenfassend dar und verdeutlicht 
die Auswirkungen für die verschiedenen Akteure auf dem 
Gebiet der Berufsbildung. Der Bericht ist in einen Synthese- 
bericht und einen Hintergrundbericht mit Originalbeiträgen von 
Berufsbildungsexperten gegliedert. ') 

Der S 5 mthesebericht behandelt einführend die gesetzlichen, 
institutioneilen und politischen Rahmenbedingungen der 
Berufsbildung, die Steuerung der Berufsbildungssysteme und 
die Finanzierungsregelungen in Europa und schließt mit einer 
Diskussion zur Leistungsfähigkeit der Berufsbildungssysteme 
und des europäischen Kontexts. In Teil 2 werden europäische 
Forschungsarbeiten zu den sozioökonomischen Rahmenbedin- 
gungen der Berufsbildung - insbesondere zu den Beziehungen 
zwischen Berufsbildung und Arbeitsmarkt - vorgestellt. Teil 3 
ist dem Ausbildungsprozeß selbst, seinen vielfältigen Proble- 
men und einbezogenen Personengruppen gewidmet. For- 
schungsarbeiten zu den individuellen Bildungs- und Ausbil- 
dungsentscheidungen und die Implikationen für die Berufs- 
beratung leiten diesen Teil ein. Weitere Schwerpunkte sind 
Zusammenhänge zwischen Strukturwandel und Lehrlingsaus- 
bildung und die Probleme des Übergangs von der Ausbildung 
in das Erwerbsleben mit ihren unterschiedlichen Organisations- 
formen in Europa. In einem vierten Teil werden Fragen zu Aus- 
bildungsinhalten und zum Lern- und Lehrprozeß behandelt. 
Neben verschiedenen Konzepten der Curriculaforschung ste- 
hen u. a. veränderte Lemformen und -orte unter Nutzung der 
neuen Technologien im Vordergrund. 


') CEDEFOP (Hrsg.): „Ausbildung im gesellschaftlichen Wandel“. Ein 
Bericht zur aktuellen Berufsbildungsforschung in Europa 1998 (Autor: 
Manfred Tessaring), 1998. Der Bericht ist auch in englischer, franzö- 
sischer und spanischer Sprache erschienen. Der Hintergrundbericht ist 
nur in englischer Sprache erschienen: CEDEFOP (Hrsg.): „Vocational 
education and training - the European research field“. Background 
report 1998 (2 Bände), 1998. Beide Berichte sind gegen Entgelt aus- 
schließlich über die nationalen Verkaufsstellen der EU zu beziehen. 
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Der Hintergrundbericht vertieft die Darstellung im Hauptteil 
und gibt damit einen umfassenden Überblick über den derzei- 
tigen Stand der Berufsbildungsforschung in Europa. Die zwei 
Bände mit insgesamt 22 Beiträgen von Experten verschiedener 
Forschungsdisziplinen geben interessierten Lesern einen 
wissenschaftlich fundierten Einblick in die Vielfalt der euro- 
päischen Berufsbildungssysteme, die Dynamik der Berufsbil- 
dungsprozesse, die anstehenden Probleme und die in verschie- 
denen Ländern diskutierten Lösungsversuche. 

Europäisches Beobachtungsinstrumentarium 

Zur Unterstützung der beruflichen Bildung in den Mitglied- 
staaten fordert die EU den Infonnations- und Erfahrungsaus- 
tausch der Mitgliedstaaten über gemeinsame Probleme im 
Rahmen der Berufsbildungssysteme (EG-Vertrag, Art. 127, 
Abs. 2). Besondere Bedeutung kommt hierbei der Förderung 
und Verbreitung von Innovationen in der beruflichen Bildung 
zu. 

Die Europäische Kommission plant daher die Einführung eines 
europäischen Observatoriums zur Beobachtung innovativer 
Bildungspraktiken und zur Förderung des Transfers innerhalb 
der EU. Das Observatorium soll innovative Praktiken erfassen, 
die zur Lösung konkreter Probleme in diesem Bereich bei- 
tragen, länderübergreifende Entwicklungstrends in der Berufs- 
bildung aufzeigen, diese Informationen aufbereiten und ver- 
breiten sowie eine Plattform für den Erfahrungsaustausch 
innerhalb der Union schaffen. Im August 1997 hat die Kom- 
mission vier Forschungsaufträge in den Bereichen Zertifizie- 
rung und Anerkennung der erworbenen Kompetenzen, neue 
Berufsbildungstechnologien, Analyse des Qualifikations- und 
Berufsbildungsbedarfs und Lernen durch die Arbeitsorganisa- 
tion vergeben. Für jeden dieser Bereiche hat ein europäisches 
Expertengremium auf der Grundlage von Kriterien Fallbeispie- 
le für Innovationen ermittelt und aufgearbeitet. 

In allen vier Bereichen wurden Modelle für ein europäisches 
Beobachtungsinstrumentarium entwickelt. Gemeinsam ist allen 
Modellen, daß sie Abstimmungsprozesse auf nationaler und 
EU-Ebene vorsehen. Das Internet bildet in allen Vorschlägen 
die Grundlage zur Verbreitung von Innovationen. Die Euro- 
päische Kommission wird voraussichtlich 1999 über die Ein- 
führung eines Europäischen Beobachtungsinstrumentariums in 
den vier genannten Bereichen entscheiden. 

6.1.2 Berufsbildungsprogramme 

LEONARDO da VINCI 

Das Aktionsprogramm zur Durchführung einer gemeinschaft- 
lichen Berufsbildungspolitik LEONARDO da VINCI hat das 
Ziel, die Qualität der Berufsbildung in den europäischen Teil- 
nehmerstaaten zu fördern und dadurch zur Leistungsfähigkeit 
der Berufsbildungssysteme in den Staaten beizutragen. ') 

Im Rahmen des Programms finden jährlich in allen Teilneh- 
merstaaten Ausschreibungen zu Austauschmaßnahmen, Pilot- 
projekten und Erhebungen/Studien zu den Kembereichen der 
beruflichen Ausbildung, der beruflichen Weiterbildung und der 
Zusammenarbeit von Hochschule/Untemehmen statt. Das Ge- 
samtbudget für 1998 betrug rund 140 Mio. ECU bzw. rund 240 
Mio. DM. Das Bundesministerium für Bildung und Forschung 
hat für die Ausschreibung in Deutschland in Zusammenarbeit 
mit anderen Bundesressorts, Wirtschafts- und Kultusministe- 
rien der Länder, Vertretern der Spitzenverbände der Arbeit- 


') Vgl. Bemfsbildungsbericht 1998, Kapitel 6.1.3 
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geber und der Gewerkschaften sowie mit den LEONARDO- 
Durchführungsstellen ein umfassendes nationales Auswahlver- 
fahren auf der Basis von Vorbewertungen der LEONARDO- 
Koordinierungsstellen durchgeführt. 

Mit einem Anteil von über 40 Mio. DM für Projekte unter deut- 
scher Leitung war Deutschland auch im Jahr 1998 im Vergleich 
der Teilnehmerstaaten in der ersten Reihe, obwohl das Gesamt- 
budget gegenüber dem Vorjahr um rund 20 Mio. DM gekürzt 
war. Im Rahmen des Programms standen für fachbezogene 
Auslandsaufenthalte von Auszubildenden, Berufsschülern, jun- 
gen Arbeitnehmern und Ausbildern 1998 für Deutschland rund 
10,2 Mio. DM bereit. Dadurch wurden etwa 4.200 betriebliche 
und außerbetriebliche Berufsbildungsmaßnahmen mit einer 
Dauer von drei Wochen bis zu einem Jahr in einem der 22 wei- 
teren Partnerländer des Programms möglich. Auch 1998 ist es 
wieder gelungen, eine größere Anzahl von Auszubildenden 
(knapp 200 Teilnehmer) für einen Qualifizierungsaufenthalt 
von mehr als drei Monaten in ausländische Bildungseinrichtun- 
gen/Untemehmen zu entsenden. Des weiteren waren für 
Deutschland rund 6 Mio. DM aus dem LEONARDO-Budget 
für Auslandspraktika von über 1 .900 Studenten vorgesehen. 

Im Programmbereich der Pilotprojekte/Studien gingen aus 
Deutschland 316 Projektvorschläge ein, von denen 1 14 als for- 
derungswürdig eingestuft wurden. Hiervon konnten 65 Projek- 
te bewilligt werden. Für diese Projekte gab es aus dem 
LEONARDO-Budget 1998 rund 18 Mio. DM Fördermittel. 

Hinzu kommt ein Betrag von ca. 8 Mio. DM für Projekte unter 
deutscher Leitung, die bereits 1 995 bewilligt wurden und deren 
drittes Förderjahr aus dem Budget 1998 finanziert wird. Die 
längerfristige europäische Zusammenarbeit in der beruflichen 
Bildung steht insbesondere bei den Pilotprojekten, an denen 
sich Träger aus mindestens drei Staaten beteiligen, im Mittel- 
punkt. Diese Projekte mit bis zu dreijähriger Dauer finden in 
den Bereichen berufliche Ausbildung, berufliche Weiterbil- 
dung und Zusammenarbeit Hochschule/Wirtschaft statt. 

Neben der Fortsetzung von Arbeiten in Themenschwerpunkten, 
die bereits in den Vorjahren eine zentrale Rolle in den geförder- 
ten Projekten innehatten (Multimediaentwicklung und Multi- 
mediaeinsatz in der beruflichen Bildung, innovative Konzepte 
und Produkte, Fremdsprachenförderung in der Berufsbildung, 
Chancengleichheitsförderung und Benachteiligtenförderung) 
wurden 1998 als neue Themen der Projektarbeit die Förderung 
der Beschäftigungsfähigkeit durch berufliche Bildung sowie 
des unternehmerischen Denkens und Handelns in der beruf- 
lichen Bildung aufgegriffen. Zu den ausgewählten 65 Pilot- 
projekten/Studien unter deutscher Leitung kommt eine voraus- 
sichtlich doppelt so große Zahl deutscher Beteiligung an 
Projekten unter der Leitung anderer Staaten hinzu. 

Seit Beginn des LEONARDO-Programms im Jahr 1995 arbei- 
ten in Europa über 700 Projekte mit aktiver deutscher Betei- 
ligung an innovativen Bildungsinhalten und Konzepten in der 
beruflichen Bildung. Im Austauschbereich konnten seit 1995 
bereits rund 30.000 deutsche Auszubildende, jtmge Arbeitneh- 
mer, Ausbilder und Studenten gefördert werden. Im Dezember 
1998 erfolgte die Ausschreibung für das letzte Programmjahr 
1999. 

SOKRATES 

Das Aktionsprogramm SOKRATES zur Förderung der euro- 
päischen Dimension und der transnationalen Zusammenarbeit 
im Bereich der allgemeinen Bildung (Schulen, Hochschulen 
und andere Bereiche) wird gemeinsam von Bund und Ländern 
durchgeführt. Die Diskussionen über ein Vorkonzept zur Fort- 
setzung des SOKRATES-Programms vom Jahr 2000 an 
und die Verhandlungen über den von der Kommission am 
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2. September 1998 an den Rat und das Europäische Parlament 
sowie an den Wirtschafts- und Sozialausschuß und den Aus- 
schuß der Regionen übennittelten Vorschlag für die zweite 
Phase des Programms bestimmten im Jahr 1998 das Ge- 
schehen. Am 4. Dezember 1998 erzielte der Rat unter öster- 
reichischem Vorsitz eine politische Einigung über den Gemein- 
samen Standpunkt für die Verlängerung des Programms bis 
zum Jahr 2006. Es ist zu erwarten, daß nach der 2. Lesung 
durch das Europäische Parlament und den Rat die endgültige 
Annahme des Beschlusses unter der deutschen Präsidentschaft 
im ersten Halbjahr 1999 erfolgt. Das erfolgreiche Programm 
wird dann mit einigen Erweiterungen, insbesondere durch die 
Aufnahme eines eigenen Programmteils für den Bereich der 
Weiterbildung, der nach dem dänischen Begründer des Weiter- 
bildungswesens Grundtvig benannt werden soll, in etwa auf 
dem bisherigen Niveau weitergeführt werden köimen. 

Das derzeitige Niveau ist durch eine stetig zunehmende Teil- 
nahme von Studenten und Hochschullehrern, Schulen und Aus- 
bildungseinrichtungen sowie Projektträgem und Netzwerken 
gekennzeichnet. Durch eine Entscheidung des Rates im Jahr 

1997 war das Budget des Programms für die Jahre 1998 und 

1999 um insgesamt 70 Mio. ECU aufgestockt worden, so daß 

1998 ein Gesamtbudget in Höhe von ca. 170 Mio. ECU zur 
Verfügung stand, davon 1 12,7 Mio. ECU für den Hochschul- 
bereich. 

Die deutschen Hochschulen verzeichneten einen deutlichen 
Mittelzuwachs. Ca. 8,5 Mio. DM standen für die Organisation 
von Studentenmobilität, Dozentenaustausch, Curriculaentwick- 
lung und die Entwicklung von Leistungspunktsystemen zur 
Verfügung. Rund 26,5 Mio. DM flössen in die Fördemng der 
Studentenmobilität (fast 4 Mio. DM mehr als 1997), die 
höchste Fördersumme im europäischen Vergleich. Beantragt 
wurden mnd 33.000 Auslandsaufenthalte von Studenten, eine 
Zahl, die erfahrungsgemäß in dieser Höhe nicht realisiert wird. 

Auch im Schulbereich waren Zuwächse zu verzeichnen. Im 
Jahr 1998 wurde, nachdem dieser Programmteil erst 1996 ange- 
laufen war, zum ersten Mal der Mittelanteil für Schulen in 
Deutschland in Höhe von mnd 6 Mio. DM voll ausgeschöpft. 
Deutsche Schulen wurden in über 2.500 Projekten gemeinsam 
mit Schulen anderer beteiligter Staaten gefördert. 

Auch die Fördemng des Fremdsprachenlemens im Programm- 
teil LINGUA, die vornehmlich Teilnehmern aus dem Bereich 
der Bemfsbildung zugute kommt, konnte weiter ausgebaut wer- 
den. Sie kam im Jahr 1998 rund 1 .640 Bemfsschülem, die über 
den Pädagogischen Austauschdienst bei der Kultusminister- 
konferenz gefordert wurden und mnd 1.412 Auszubildenden, 
die die Carl-Duisberg-Gesellschaft betreute, zugute. Deutsch- 
land wird sich im Zusammenhang mit der Fortsetzung des Pro- 
gramms dafür einsetzen, diese Schwerpunktsetzung im Bereich 
der Bemfsbildung aufrecht zu erhalten. SOKRATES II inte- 
griert diese Förderlinie in das Schulprogramm COMENIUS. Es 
ist die Absicht der Bundesregiemng und der beteiligten deut- 
schen Stellen, die Auszubildenden weiterhin an der Fördemng 
zu beteiligen. 

6.1.3 Strukturfonds und Gemeinschaftsinitiativen 

Die derzeitigen Regelungen für die EU-Stmkturfonds - die seit 
1994 Gültigkeit haben - laufen Ende 1999 aus. Im März 1998 
wurde seitens der Kommission ein Paket von Verordnungs- 
entwürfen vorgelegt, das die Förderbedingungen im Zeitraum 

2000 bis 2006 betrifft. Die fünf Verordnungsentwürfe für die 
Stmkturfonds setzen sich aus einer „horizontal“ ausgerichteten 
Allgemeinen Verordnung sowie den „vertikal“ ausgerichteten 
Verordnungen für jeden Fonds (ESF, EFRE, EAGFL-Ausrich- 
tung, FIAF) zusammen. Diese bemhen weitgehend auf den in 


der Agenda 2000 dargelegten Vorstellungen der Kommission 
über die zukünftige Entwicklung der Union. 

Nach Vorstellung der Europäischen Kommission soll für die 
Stmkturfonds im Zeitraum 2000 bis 2006 ein Mittelvolumen 
von insgesamt 218 Mrd. Euro zur Verfügung stehen. Anstatt 
der jetzigen sechs Ziele sind künftig nur noch drei Ziele vorge- 
sehen. 

Das jetzige Ziel 1 (Entwicklung der Regionen mit Entwick- 
lungsrückstand) soll beibehalten werden und das Förderkri- 
terium von 75% des Pro-Kopf-Bmttoinlandsproduktes gegen- 
über dem Gemeinschaftsdurchschnitt strikt angewendet wer- 
den. In dem neuen Ziel 2, das der Erleichtemng der wirtschaft- 
lichen und sozialen Umstellung dienen soll, sind die alten Zie- 
le 2 (Umstellung der Industriegebiete mit rückläufiger industri- 
eller Entwicklung) imd 5b (Entwicklung der ländlichen Gebie- 
te) sowie der FIAF (Stmkturmaßnahmen im Bereich der 
Fischerei) zusammengefaßt. Ziel 2 findet in Regionen außer- 
halb der Ziel- 1 -Gebiete Anwendung, die mit besonderen Stmk- 
turproblemen konfrontiert sind. Dabei soll es sich sowohl 
um Industrieregionen als auch ländliche Gebiete sowie um 
städtische Problemzonen handeln. Das neue Ziel 3, das die Mit- 
gliedstaaten bei der Anpassung und Modernisierung ihrer Aus- 
bildungs-, Bemfsbildungs- und Beschäftigungssysteme unter- 
stützen soll, wird die jetzigen Ziele 3 (Bekämpfung der Lang- 
zeitarbeitslosigkeit und bemfliche Eingliedemng) und 4 (An- 
passung an den industriellen Wandel) vereinen. Es soll nun- 
mehr flächendeckend außerhalb der sogenannten Ziel- 1 -Gebie- 
te zur Anwendung kommen. Derzeit werden die Verordnungs- 
entwürfe in verschiedenen Gremien beraten. 

Bezüglich des ESF zeichnet sich folgendes Bild ab: In der jet- 
zigen ESF-Verordnung sind regionalpolitische Elemente aus- 
schlaggebend. Das zeigt sich bereits daran, daß regional imter- 
schiedliche Förderkriterien und ein regionalspezifischer Förder- 
katalog bestehen. Die neue ESF-Verordnung sieht nicht mehr 
die regional gegliederte Förderung vor, sondern in der gesam- 
ten EU gleiche Fördermöglichkeiten bei allerdings unterschied- 
lichen Interventionssätzen. Sie ist eindeutig beschäftigungs- 
politisch ausgerichtet und soll daher auch die gemeinschaftliche 
Beschäftigungsstrategie und die Nationalen Aktionspläne für 
Beschäftigung ') unterstützen. Es findet demnach eine Akzent- 
verlagerung von der Regional- zur Beschäftigungspolitik statt. 
In den Verhandlungen im Rat konnte über den Text der neuen 
ESF-Verordnung unter den Mitgliedstaaten Einvernehmen 
erzielt werden. Die ESF-Verordnung bringt im Vergleich zur 
jetzigen Fassung erhebliche Vereinfachungen. So ist etwa die 
unterschiedliche Förderung nach Zielen weggefallen, was 
Deutschland vor allem in Berlin vor erhebliche Verwaltungs- 
probleme gestellt hat. Es gelten jetzt in der gesamten EU die 
gleichen Förderbedingungen. 

Die ESF-Förderung konzentriert sich künftig auf fünf Poli- 
tikbereiche (Art. 2): 

1 . Entwicklung und Förderung aktiver Arbeitsmarktpolitiken 
zur Bekämpfung und Verhinderung von Arbeitslosigkeit; 

2. Förderung der Chancengleichheit; 

3. Förderung und Verbesserung der beruflichen und der allge- 
meinen Bildung; 

4. Förderung eines anpassungsfähigen Arbeitskräftepotentials, 
Entwicklung des Untemehmergeistes, Erleichterung der 
Schaffung von Arbeitsplätzen, Qualifizierung des Arbeits- 
kräftepotentials in Forschung, Wissenschaft und Techno- 
logie; 

5. Förderung spezifischer Maßnahmen zur Verbesserung des 
Zugangs der Frauen zum Arbeitsmarkt. 


') Vgl. Kapitel 6.1.1 
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Der ESF unterstützt daneben die europäische Beschäftigungs- 
strategie, die beschäftigungspolitischen Leitlinien sowie die 
Nationalen Aktionspläne für Beschäftigung. Zuschüsse können 
gewährt werden für Einzelpersonen, Strukturen und Systeme, 
flankierende Maßnahmen (z.B. Finanzierung von Betreuungs- 
systemen, sozialpädagogischer Begleitmaßnahmen, Informa- 
tionsmaßnahmen) sowie für technische Hilfe, innovative Maß- 
nahmen, Pilotprojekte. 

Daneben wird aus dem ESF eine Gemeinschaftsinitiative finan- 
ziert, deren Ziel im Rahmen einer grenzüberschreitenden Zu- 
sammenarbeit die Bekämpfung von Diskriminierungen und 
Ungleichheiten jeglicher Art beim Zugang zum Arbeitsmarkt 
ist. 

Gemeinschaftsinitiativen') 

Europäische Gemeinschaftsinitiative ADAPT 

Mit der Gemeinschaftsinitiative ADAPT steht Bund und Län- 
dern ein Instrument zur Verfügung, das die Fördermöglichkei- 
ten für die berufliche Weiterbildung im Rahmen der nationalen 
und regionalen Arbeitsmarktpolitik erweitert.^) Seit 1995 wur- 
den in Deutschland insgesamt 650 Projekte bewilligt, die sich 
der Anpassung der Arbeitskräfte an den strukturellen Wandel 
sowie dem Erhalt und der Verbesserung der Wettbewerbsfähig- 
keit kleiner und mittlerer Unternehmen aus Handel, Industrie 
und Dienstleistungsgewerbe widmen. Das Programm verfolgt 
einen präventiven Ansatz, d.h. es will Arbeitslosigkeit ver- 
meiden durch verbesserte Qualifikation der Arbeitskräfte, 
gleichzeitig aber auch neue, insbesondere arbeitsintensive 
Arbeitsplätze und Beschäftigungsbereiche schaffen. ADAPT 
versteht sich angesichts der Tatsache, daß berufliches Wissen in 
immer kürzeren Intervallen veraltet und somit eine ständige 
Anpassung beruflicher Fähigkeiten und Fertigkeiten erforder- 
lich macht, als ein Instrument zur Förderung des Leitgedankens 
vom „lebensbegleitenden Femen“. 

Das Programm wird finanziert aus Mitteln des ESF (ca. 500 
Mio. DM), öffentlichen Zuwendungen (insbesondere aus 
den Etats der Länder und der Bimdesanstalt für Arbeit) sowie 
privaten Mitteln, die in der Regel durch die teilnehmenden 
Betriebe aufgebracht werden. Insgesamt steht für den Zeitraum 
1995 bis 1999 rund 1 Mrd. DM zur Verfügung. Etwas mehr als 
die Hälfte der ADAPT-Projekte befaßt sich im Kern mit bemf- 
licher Weiterbildung. Hier werden Arbeitnehmern, die von 
Arbeitslosigkeit bedroht sind, imd teilweise auch Arbeitslosen 
Qualifikationen vermittelt, die den Erhalt des Arbeitsplatzes 
bzw. die Reintegration in den ersten Arbeitsmarkt sicherstellen 
sollen. 

Zu den bemfsbildungspolitisch relevanten Förderschwerpunk- 
ten des Programms zählt weiterhin die Integration des Lernens 
in den Arbeitsprozeß. In dem Projekt „TELE-LEARN Ent- 
wicklung einer Intemet-basierten Tele-Lemumgebung“ z.B. 
geht es der Akademie für Neue Medien GmbH um die Ent- 
wicklung einer Intemet-basierten Lemiungebung für verteiltes, 
kooperatives und multimediales Lernen. 

Der Programmschwerpunkt ADAPT-BIS (Building the Infor- 
mation Society) fördert insbesondere Projekte, die den Weg in 
die Infonnationsgesellschaft durch Vermittlung von Kennt- 
nissen im Umgang mit moderner Informations- und Kommuni- 
kationstechnologie, aber auch ihre sachgerechte Implementie- 
mng in betriebliche Arbeitsprozesse erleichtern. 


')Vgl. Berufsbildungsbericht 1995, Kapitel 6.2.2 und Berufsbildungs- 
bericht 1996, Kapitel 6.1.2 
") Vgl. Kapitel 5.2.3 


6.1 Berufsbildungsaktivitäten der Europäischen Unic 

Europäische Gemeinschaftsinitiative BESCHÄFTIGUNG 

Die Gemeinschaftsinitiative BESCHÄFTIGUNG ist ein aus 
Mitteln des ESF finanziertes Instmment, das der Fördemng 
grenzübergreifender Projekte zu verschiedenen Themenberei- 
chen für die Zielgmppe „besonders benachteiligte Personen“ 
dient. 

Die Gemeinschaftsinitiative BESCHÄFTIGUNG (1994 bis 
1999) beinhaltet - ebenso wie ADAPT - die Grundsätze der 
Innovation, der Transnationalität sowie der Komplementarität. 

Bei der Umsetzimg der Maßnahmen sollen neue Wege be- 
schriften imd neue Ausbildungsinhalte vermittelt werden, die 
grenzübergreifend mit mehreren Partnern anderer europäischer 
Mitgliedstaaten gemeinsam erarbeitet werden. Die Gemein- 
schaftsinitiative umfaßt vier Aktionsbereiche: 

-HORIZON'): Verbesserung der Beschäftigungsaussichten 
für Behinderte durch Abbau von Hindernissen, die die 
Eingliederung von Behinderten in das Berufsleben imd die 
Gesellschaft erschweren; dies umfaßt körperliche und 
geistige Behinderungen und gilt auch für Personen mit Lem- 
schwierigkeiten; 

-NOW: Förderung gleicher Bildungs- und Beschäftigimgs- 
möglichkeiten für Frauen, insbesondere bezogen auf Ausbil- 
dungsmaßnahmen; Zugang zu zukunftsorientierter Beschäfti- 
gung und zu Führungspositionen; 

- YOUTHSTART: Förderung der Integration Jugendlicher in 
den Arbeitsmarkt, insbesondere derjenigen ohne grundlegen- 
de Qualifikationen oder Ausbildung; 

- INTEGRA: Förderung von Benachteiligten, die vom Arbeits- 
markt ausgegrenzt sind oder denen eine Ausgrenzung droht, 
vor allem die Betroffenen, die in städtischen Ballungsge- 
bieten wohnen. Als benachteiligt gilt, wer einer sozial 
schwachen Randgruppe zugerechnet wird. 

Die Aktionsbereiche NOW und HORIZON der vergangenen 
Förderperiode wurden in modifizierter Form neu aufgelegt; 
YOUTHSTART ist ein neuer Aktionsbereich für Jugendliche. 
INTEGRA ist ab dem Jahr 1997 als neuer Aktionsbereich - 
ausgegliedert aus dem Aktionsbereich HORIZON - eingerich- 
tet worden. 

Für die Gemeinschaftsinitiative BESCHÄFTIGUNG stehen 
insgesamt Gemeinschaftsmittel in Höhe von 1.835 Mio. ECU 
zur Verfügung. Zusammen mit den auf nationaler Ebene bereit- 
gestellten Mitteln ergibt sich ein Gesamtbudget von nahezu 
3.500 Mio. ECU. Für die Bundesrepublik Deutschland stehen 
für die Aktionsbereiche HORIZON 103,3 Mio. DM, NOW 

98.7 Mio. DM, YOUTHSTART 87,7 Mio. DM und INTEGRA 

76.7 Mio. DM zur Verfügung. 

In der 2. Förderphase (1997 bis 1999) wurden in der Bundes- 
republik Deutschland 377 Projekte bewilligt. Dabei entfallen 
107 Projekte auf HORIZON, 107 Projekte auf NOW, 67 Pro- 
jekte auf YOUTHSTART und 96 Projekte auf INTEGRA. Die 
vorhandenen Mittel sind fast in vollem Umfang gebunden wor- 
den. Von den 377 Projekten laufen 51% bis Ende 1999 aus, 

68 % werden bis Mitte 2000 beendet sein, die restlichen Projek- 
te müssen zum 3 1 . Dezember 2000 ihre Arbeit abgeschlossen 
haben. 


Das Europäische Zentrum für die Förderung der Berufsbildung 
(CEDEFOP) bildet eine wichtige Plattform für die Zusammen- 
arbeit in der Berufsbildungsforschung zwischen den Mitglied- 
staaten der EU. 


') Vgl. Kapitel 3.3.4 


6.1.4 Kooperation mit dem CEDEFOP 
und mit der EXE 
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6.1 Berufsbildungsaktivitäten der Europäischen Union 

Der 1998 erstmals erschienene und durch das CEDEFOP koor- 
dinierte Europäische Berufsbildungsforschungsbericht wurde 
von deutscher Seite durch das Bundesinstitut für Berufsbildung 
begleitet. Der Bericht gibt einen Überblick zu Methodenfragen 
und aktuellen Erkenntnissen der Berufsbildungsforschung in 
der EU sowie zu künftigen Forschungsfragen '). 

Im Rahmen des vom CEDEFOP geförderten Netzwerkes für 
die Erforschung von Trends in der Berufs- und Qualifikations- 
entwicklung bearbeitet das Bundesinstitut für Berufsbildung 
ferner gemeinsam mit europäischen Partnereinrichtungen zwei 
Projekte. Das Projekt „Die Struktur von Ausbildungsniveaus“ 
vergleicht die Ausbildungsstrukturen in Deutschland, Frank- 
reich, Groflbritannien, der Niederlande und in Spanien vor dem 
Hintergrund der Fragen, welche Anforderungen an ein supra- 
nationales Klassifikationsschema für den Vergleich beruflicher 
Qualifikationen zu stellen sind und inwieweit diese durch das 
sogenannte Fünf-Stufen-Schema der Ausbildungsniveaus der 
EG erfüllt werden können. Das seit Anfang 1998 laufende Pro- 
jekt „Zusatzqualifikationen im internationalen Vergleich“ 
untersucht, wie in den Ländern Dänemark, Frankreich, 
Griechenland, Großbritannien und Österreich die Probleme der 
Flexibilisierung und Differenzierung an der Schnittstelle von 
Aus- und Weiterbildung angegangen werden.^) 

Die Europäische Stiftung für Berufsbildung (European Trai- 
ning Foundation — ETF) in Turin fordert die Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedstaaten der EU und den Ländern Mittel- 
und Osteuropas, der Gemeinschaft unabhängiger Staaten 
einschließlich der Mongolei, um die Restrukturierung und 
inhaltliche Modernisierung der beruflichen Bildung in diesen 
Ländern zu unterstützen. 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung bringt seine Kompeten- 
zen in ausgewählte Fördermaßnahmen der ETF ein. Es trägt 
neben der aktuellen Beteiligung an einem multilateralen Projekt 
der ETF in der Nord- West-Region Rußlands") zur Unter- 
stützung der betroffenen Länder bei der Entwicklung von 
modernen bemflichen Qualifizierungsstandards (Bemfsprofile) 
bei, die den jeweiligen sozio-ökonomischen Bedingungen und 
kulturspezifischen Traditionen in der bemflichen Bildung die- 
ser Länder gerecht werden. Qualifizierungsstandards sind ein 
wesentliches Element in der Refonn; in ihnen spiegeln sich 
Bemfsbildungspolitik, Arbeitsmarkt- sowie Wirtschaffsstruktur 
wider. Folglich bedarf es einer differenzierten Beratung und 
konkreter Hilfen, die sich auf Erfahrungen in Deutschland bei 
der Erarbeitung von Aus- und Fortbildungsordnungen gründen, 
die aber zugleich alternative Modelle der Gestaltung von 
Bemfsbildungsstandards in anderen europäischen Staaten 
berücksichtigen. Die Empfehlungen sind in einem Handbuch’) 
zusammengefaflt und werden über die ETF einem breiten 
Spektmm von Ländern zugänglich gemacht. 


') Training for a changing society. A report on current vocational edu- 
cation and training research in Europe. Thessaloniki 1998; vgl. Kapitel 
6 . 1.1 

“) Laufzeit: November 1998 bis Juni 1999 
Geplante Laufzeit bis Ende 1999 
■') Vgl. Kapitel 6.2.2 

Kunzmann, M., Laur-Emst, U., Mitarbeit Bernd Hoene (Bundes- 
institut für Berufsbildung): „Manual-Development of Standards in 
Vocational Education and Training“ - on behalf of the European 
Training Foundation, 1998 


6.1.5 Zusammenarbeit mit mittel- und 
osteuropäischen Staaten') 

Seit Ende des Jahres 1998 sind insgesamt acht der assoziierten 
mittel- und osteuropäischen Staaten (MOES) als gleichberech- 
tigte Partnerländern an den EU-Bildungsprogrammen beteiligt. 
Hierbei handelt es sich um Polen, die Slowakische Republik, 
die Tschechische Republik, Rumänien und Ungarn (seit Ende 

1997) sowie Estland, Lettland und Litauen (seit November 

1998) . 

Bereits vor der vollen Programmteilnahme war in diesen Län- 
dern die erforderliche Infrastruktur durch den Aufbau natio- 
naler Koordiniemngsstellen einschließlich notwendiger Quali- 
fiziemngsmaßnahmen für Personal geschaffen worden. Sie 
wurden hierbei durch die Europäische Kommission, die natio- 
nalen Koordiniemngsstellen der EU-Mitgliedstaaten sowie 
durch die Europäische Stiftung für Bemfsbildung unterstützt. 
Das Bundesministeriimi für Bildung und Forschung und die 
nationale Koordiniemngsstelle für das Aktionsprogramm 
LEONARDO da VINCI haben sich daran aktiv beteiligt. 

Die deutsche Beteiligung umfaßte Beratung beim organisato- 
rischen Aufbau der Koordinierungsstellen in den Ländern, akti- 
ve Beteiligung an Trainingsseminaren sowie die Durchfühmng 
von Studienbesuchen für Teilnehmer aus den genannten 
Staaten bei der deutschen nationalen Koordinierungsstelle. 
Weiterhin wurde die Anbahnung transnationaler Projektpart- 
nerschaften zwischen bemfsbildenden Einrichtungen dieser 
Länder mit einschlägigen Einrichtungen in Deutschland unter- 
stützt, u. a. durch die Durchfühmng von Kontaktseminaren. 
Einen weiteren Schwerpunkt bildete die Teilnahme deutscher 
Bemfsbildungsexperten an thematischen Seminaren, die zum 
Teil gemeinschaftlich von mehreren, zum Teil von einzelnen 
MOE-Ländem mit dem Ziel durchgeführt wurden, die ver- 
schiedenen Bereiche des Programms LEONARDO da VINCP) 
der Fachöffentlichkeit vorzustellen. Von besonderem Interesse 
für die neuen Teilnehmerländer im Rahmen dieser Veranstal- 
tungen war die angewandte Bemfsbildungsforschung, die im 
Rahmen dieses Programms unter der Bezeichnung „Erhebun- 
gen und Analysen“ gefördert wird. Auch der Bereich der 
Mobilitätsfordemng, mit dessen Hilfe Auszubildende und jun- 
ge Arbeitnehmer die Chance erhalten, die praktischen bemf- 
lichen Anfordemngen in den Ländern der EU kennenzulemen, 
bildete einen Interessenschwerpunkt. 

Mit mnd 150 Projektpartnerschaften zwischen deutschen Ein- 
richtungen einerseits und Einrichtungen aus den MOE-Ländem 
andererseits im Rahmen der LEONARDO-Ausschreibung 
1998 haben die genannten Vorbereitungsarbeiten ein sehr zu- 
friedenstellendes Ergebnis eingebracht: Deutschland lag damit 
1998 an der Spitze der EU-Staaten. 

6.1.6 Zusammenarbeit mit den 
Ostsee- Anrainerstaaten 

In der wirtschaftlichen und beschäftigungspolitischen Entwick- 
lung der Ostsee-Anrainer-staaten spielt die Bemfsbildung eine 
wesentliche Rolle. Die Fordemng nach einer „aktiven Standort- 
politik“ angesichts hoher Arbeitslosigkeit ist nicht auf die Ost- 
see-Anrainerstaaten Deutschland, Dänemark, Schweden und 
Firmland begrenzt, sondern besitzt auch für Polen imd die bal- 
tischen Republiken gleichermaßen Gültigkeit. 


') Vgl. auch Kapitel 6.2.3 und 6.3.2 
") Vgl. Kapitel 6.1.2 
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Unter Leitung des Deutschen Gewerkschaftsbundes Nordmark 
und in Kooperation mit den Gewerkschaftsbünden aus Däne- 
mark, Finnland und Schweden war das Bimdesinstitut für 
Berufsbildung im Jahr 1998 an einem PHARE-ProjekU) mit 
dem Titel „Baltisches Qualifizierungsforum“ beteiligt. Das 
Projekt verfolgte das Ziel, mit den Sozialpartnern aus Estland, 
Lettland, Litauen und Polen Strategien zu grundlegenden 
Fragen zu entwickeln, die bei der Transformation der beruf- 
lichen Bildung in den Refonnstaaten auf die Tagesordnung 
getreten waren. 

Anknüpfend an die Ergebnisse aus bilateralen Kooperationen, 
die seit 1992 im Rahmen des TRANSFORM-ProgrammsQ 
durchgeführt wurden, konnten durch die Mitarbeit im PHARE- 
Programm wesentliche Synergieeffekte erzeugt werden: So 
wurde z.B. unter Federführung des litauischen Ministeriums 
für Erziehung und Bildung ein neu gegründeter, tripartit besetz- 
ter „Industrial Lead Body“ (vergleichbar einer Berufsfachkom- 
mission) im Bereich Nahrungsmittelindustrie exemplarisch bei 
der Wahrnehmung seiner neuen Aufgaben begleitet, die sich 
von der Sektoranalyse bis zur Entwicklung eines neuen moder- 
nisierten Berufsbildes erstreckten. In Polen fanden erste Bera- 
tungsaktivitäten zur Gründung regional agierender Berufsbil- 
dungskommissionen statt, die unter Mitwirkung der Sozialpart- 
ner und der regionalen Arbeitsverwaltung vornehmlich Pro- 
gramme zur Weiterbildung und Umschulung im Bereich 
Lebensmittelindustrie entwickeln werden. 

Die Ostsee-Anrainerstaaten beteiligten sich auch an dem 
Programm LEONARDO da VINCP). Die nationale LEO- 
NARDO-Koordinierungsstelle ist gemeinsam mit Schweden, 
Polen, Litauen und Lettland an der Ausrichtung eines Seminars 
beteiligt, das unter der Ägide der Generaldirektion XXII der 
Europäischen Kommission im Februar 1999 imter dem Titel 
„Expanding Boundaries of Europe in Vocational Training“ in 
Riga stattfmden wird. Ziel des Seminars ist es, die Beteiligung 
der mittel- und osteuropäischen Berufsbildungsinstitutionen am 
Programm LEONARDO da VINCI zu unterstützen, Handrei- 
chungen für eine verbesserte Ost- West-Partnerschaft zu erar- 
beiten und damit den Übergang von reinen Transferprojekten 
hin zu partnerschaftlichen Kooperationsprojekten zu initiieren. 


')Das PHARE-Programm der EU zielt darauf, die Länder Mittel- und 
Osteuropas auf ihre Mitgliedschaft in der Union vorzubereiten und sie 
in dem Prozeß der ökonomischen Transformation zu unterstützen. Die 
Schwerpunkte des Programms liegen auf der Restrukturierung staat- 
licher Unternehmen einschließlich der Landwirtschaft, der Entwicklung 
des privaten Sektors, der Reform staatlicher Institutionen und öffent- 
licher Verwaltungen, der Reform in den Bereichen Sozialwesen, Bil- 
dung, Gesundheit, Beschäftigung usw. 

’) Vgl. Kapitel 6.2.3 
Vgl. Kapitel 6. 1.2 


6.2 Bilaterale und multilaterale Zusammenarbeit 

6.2 Bilaterale und multilaterale 
Zusammenarbeit 

6.2.1 Entwicklung der internationalen 
Zusammenarbeit 

Neben der Mitgestaltung einer europäischen Berufsbildungs- 
politik ') mißt die Bundesregierung der multilateralen sowie der 
bilateralen Zusammenarbeit mit ausgewählten Staaten Europas, 

Asiens, Afrikas, des südpazifischen Raumes sowie Amerikas 
eine wachsende Bedeutung zu.Q 

Berufsbildung ist zu einem Gegenstand internationalen Wettbe- 
werbs geworden. Ihre Qualität und Effizienz werden kritisch 
analysiert. Voneinander lernen ist das internationale Motto; der 
Systemvergleich unter verschiedenen Zielkriterien (bench- 
marking) gewinnt zunehmende Bedeutung. Viele Industrie- 
und Schwellenländer führen solche internationalen Vergleiche 
durch, um das für sie beste System herauszufinden bzw. auf der 
Basis dieser Kenntnisse die eigene Berufsbildungspolitik und 
-praxis zu gestalten. Erfolgreiche Modelle und innovative Kon- 
zepte der berufliehen Bildung in Deutschland finden dadurch 
international zunehmend Verbreitung. Umgekehrt gilt es, inter- 
essante, zukunftsweisende Problemlösungen und Systemkom- 
ponenten anderer Staaten zu analysieren und auf ihre Verwert- 
barkeit für die Weiterentwicklung der nationalen beruflichen 
Aus- tmd Weiterbildung zu überprüfen. 

Das duale System in Deutschland ist für viele Länder ein 
interessantes Referenz- und Vergleichsmodell, wenngleich kein 
Exportmodell. Eine einfache Übertragung von Systemstruk- 
turen kann nicht gelingen; vielmehr gilt es, unseren internatio- 
nalen Partnern die wesentlichen Prinzipien und Stärken einer 
wirtschaftsnahen und zugleich persönlichkeitsfordemden Be- 
rufsausbildung zu verdeutlichen und nachzuweisen, wie mit 
unseren Konzepten die Zusammenarbeit der Sozialpartner 
erfolgreich gestaltet, die Abstimmung von Qualifikationsbedarf 
und -angebot erreicht sowie Modernisierung und Flexibilität 
beruflicher Bildung gesichert werden können. Auf diese Erfah- 
rungen und laufenden Weiterentwicklungen gründen sich Poli- 
tikberatung und Projektförderung im Ausland, bi- und multi- 
lateraler Wissensaustausch imd problemlösimgsorientierte Dis- 
kussionen mit internationalen Experten. 

Förderung der internationalen beruflichen Qualifizierung 

Die internationale Zusammenarbeit in der Berufsbildung ist ein 
wichtiger Baustein, um Deutschland auch als Wirtschafts- und 
Bildungsstandort attraktiver zu machen. 

Die zehn Programme Q zur internationalen beruflichen Quali- 
fizierung, die die Carl-Duisberg-Gesellschaft (CDG) mit 
Mitteln des Bundesministeriums für Bildung und Forschung 
durchführt, ermöglichen den Teilnehmern den Erwerb neuer 
fachlicher Kenntnisse und erweitern ihre persönlichen interkul- 


') Vgl. Kapitel 6.1 und 6.3 
") Vgl. Bemfsbildungsbericht 1998, Kapitel 6.2.1 
„Stipendienprogramm zur Förderung der beruflichen Weiterbildung im 
Ausland in besonderen Fachgebieten“, „Informations- und Beratungs- 
stelle zur beruflichen Aus- und Fortbildung für Deutsche im Ausland“, 
„Berufsbezogene Sprachlemaufenthalte für junge Arbeitnehmer in 
anderen EU-Staaten“, „Austausch von Fachkräften der beruflichen Bil- 
dung mit Israel“, „Bilaterale Austauschprogramme in der beruflichen 
Bildung mit den Ländern Westeuropas“, „Austausch von Auszubilden- 
den mit den USA“, „Stipendienprogramm zur anwendungsbezogenen 
Fortbildung in zukunftsweisenden Technologien in Indien, Malaysia, 
Indonesien, Vietnam und Thailand“, „Austausch von Fachki'äften der 
beruflichen Bildung mit anderen Staaten (IFKA)“, „Praktikantenpro- 
gramm Europa“, „Berufsbildungswissenschaftleraustausch (BBWA)“; 
vgl. auch Kapitel 6.2.6, 6.2.7 und 6.2.8 
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6.2 Bilaterale und multilaterale Zusammenarbeit 

turellen Kompetenzen. Zugleich leisten die Programme einen 
Beitrag zur Verbesserung des Qualifikationsstandes der Mit- 
arbeiter deutscher Unternehmen und zum Aufbau internatio- 
naler Netzwerke auf betrieblicher oder institutioneller Ebene. 
Sie greifen wichtige Themen der internationalen Berufs- 
bildungskooperation auf und geben Anregungen für die Innova- 
tion der deutschen Berufsbildung. 

In der Kooperation mit den europäischen Nachbarstaaten 
stehen die Förderung der Mobilität, der Aufbau von Netzwer- 
ken in Bildung und Wirtschaft sowie die Verbesserung der 
fachlichen, sprachlichen und interkulturellen Kompetenzen der 
Teilnehmer im Vordergrund. Die Programme sind eingebettet 
in die bilaterale und die EU-weite Zusammenarbeit in der 
beruflichen Bildung und tragen zur gegenseitigen Weiterent- 
wicklung der Berufsbildung bei. 

Von besonderer Bedeutung fär die Förderung beruflicher Wei- 
terbildung ist das mit Mitteln des Bundesministeriums für Bil- 
dung und Forschung durchgeführte Stipendienprogramm der 
CDG zur Weiterbildung im Ausland in besonderen Fachgebie- 
ten. Es hat zum Ziel, die Teilnehmer mit anderen Lehr- und 
Lemmethoden vertraut zu machen, ihre Motivation zur lebens- 
langen beruflichen Weiterbildung zu fördern, die berufliche 
Weiterbildung in Deutschland durch Nutzung ausländischer 
Angebote und Erfahrungen zu erweitern und einen Beitrag zur 
Gleichwertigkeit der beruflichen Bildung zu leisten. 

Die ehemaligen Teilnehmer tragen nach ihrer Rückkehr aktiv 
zur Veränderung ihrer Berufsbilder, beispielsweise durch Enga- 
gement in Berufsverbänden, bei. Die bisher mehr als 600 Teil- 
nehmer wirken in ihrem Bereich überwiegend als Ausbilder 
und Multiplikatoren. Die Förderung der internationalen berufli- 
chen Qualifizierung durch die Bundesregierung trägt mit diesen 
Instrumenten dazu bei, ein Fachkräftepotential mit kulturüber- 
greifenden Kompetenzen für die deutsche Wirtschaft heranzu- 
bilden. 


6.2.2 7-Länder-Konferenz zur 
dualen Berufsausbildung 

Auf Einladung des Bundesministeriums für Bildung und For- 
schung fand im Juli 1998 eine Konferenz zur dualen Berufsaus- 
bildung in Bonn statt, an der Regierungsvertreter und Berufsbil- 
dungsexperten aus Dänemark, Deutschland, Liechtenstein, 
Luxemburg, den Niederlanden, Österreich und der Schweiz 
teilnahmen. 

Die an der Konferenz beteiligten Länder verfügen alle über ein 
duales System der Berufsausbildung. Der jeweilige Anteil der 
dualen Berufsausbildung gegenüber berufsschulischen Ausbil- 
dungsformen ist jedoch sehr unterschiedlich. Die Spannweite 
reicht von der Schweiz, Dänemark und Deutschland, in denen 
ein sehr großer Anteil der Jugendlichen eine duale Ausbildung 
durchläuft, über Österreich, wo beide Ausbildungsformen etwa 
die gleiche quantitative Bedeutung besitzen, bis hin zu Luxem- 
burg, wo nur ein kleiner Teil der Jugendlichen eine Lehre vor 
allem im Handwerk und im Einzelhandel absolviert. Den Län- 
dern mit einer Tradition der Lehrlingsausbildung ist gemein- 
sam, daß der überwiegende Anteil der Jugendlichen in der 
Sekundarstufe II nicht das Gymnasium besucht, sondern eine 
berufliche Ausbildung in dualer oder schulischer Form durch- 
läuft. 

Ziel der Konferenz war es, gemeinsame Strukturprobleme 
der nationalen Systeme zu identifizieren, unterschiedliche 
Problemlösungen kennenzulemen und die künftigen Entwick- 
lungen in verschiedenen europäischen Ländern zu diskutieren. 
Eine solche transnationale Reformdiskussion bestehender 
Systeme setzt genaue Kenntnisse der jeweiligen nationalen 


Strukturen in der beruflichen Bildung voraus. Auf der Grund- 
lage eines Fragenkatalogs wurden bestehende Strukturen und 
aktuelle Fragestellungen betreffend die Berufsausbildungs- 
systeme der beteiligten Länder im Vorfeld der Konferenz auf- 
bereitet. Die Auswertung der Beiträge der Teilnehmerländer hat 
der Diskussion wichtige inhaltliche Impulse verliehen. 

Im Verlauf der zweitägigen Konferenz wurden eine Reihe 
gemeinsamer Problemfelder identifiziert: 

- Schulische Vorbereitung im allgemeinbildenden Schulwesen 
auf die berufliche Bildung, 

- Förderung derjenigen, die den gestiegenen Anforderungen in 
der beruflichen Bildung nicht gewachsen sind, 

- Übergang von der beruflichen Bildung in den Arbeitsmarkt, 

- Sicherung und Finanzierung eines ausreichenden Ausbil- 
dungsplatzangebots, 

- Attraktivität der beruflichen Bildung im Vergleich zur Hoch- 
schulbildung. 

Die Beispiele aus der Praxis und die intensive Diskussion in 
den Workshops haben deutlich gemacht, daß die beteiligten 
Länder zum Teil unterschiedliche Lösungsansätze und Re- 
forminitiativen gewählt haben, um vergleichbare Probleme 
anzugehen. Im einzelnen zeitigte die Diskussion in den Work- 
shops folgende Ergebnisse: 

Das vorhandene Ausbildungsplatzangebot deckt in den meisten 
Ländern die Nachfrage nicht ab. Lediglich Dänemark, Luxem- 
burg und Südtirol verfügen über mehr Ausbildungsplätze als 
Bewerber. Das Angebot hängt von der Ausbildungsfähigkeit 
und der Ausbildungsbereitschaft der Betriebe ab. 

Über Appelle an die Wirtschaft hinaus haben die meisten Län- 
der Maßnahmen ergriffen, welche die Betriebe teilweise von 
Kosten der Ausbildung entlasten sollen. Die Spannbreite dieser 
Maßnahmen reicht von der Unterstützung von Ausbildungsver- 
bünden bis hin zu Steuererleichterungen. Einzig Dänemark hat 
zur Erstattung von Ausbildungskosten bereits einen Fonds auf 
gesetzlicher Basis geschaffen. 

Einige Länder erwähnen darüber hinaus Maßnahmen, die den 
für die Betriebe zu erwartenden Nutzen der Ausbildung ver- 
bessern sollen (Entwicklung neuer Ausbildungsberufe, Ent- 
wicklung neuer, flexibler Ausbildungskonzeptionen). Dort, wo 
die Stärkung der dualen Ausbildungskapazitäten bildungs- 
politisch eine wichtige Rolle spielt, wie in Deutschland, werden 
zusätzlich (insbesondere in den neuen Ländern) schulische 
Ausbildungsgänge angeboten, um für alle Jugendlichen einen 
Ausbildungsplatz sichern zu können. Österreich und die Nie- 
derlande bieten Formen einer schulischen Berufsausbildung mit 
betrieblichen Praktika als reguläre Alternative zu einer dualen 
Ausbildung an. 

Was die Differenzierung des Ausbildungsangebots und des 
Berufskonzepts betraf, so halten Deutschland, Österreich, Süd- 
tirol , die Schweiz und Liechtenstein am Berufskonzept fest. 
Die Jugendlichen sollen nach Abschluß der Berufsausbildung 
möglichst rasch eine qualifizierte Fachkräftetätigkeit aufheh- 
men können. Die Länder unterscheiden sich jedoch in der 
Anzahl der Ausbildungsberufe und den Bemühungen, diese zu 
reduzieren. So strebt die Schweiz eine Konzentration der Aus- 
bildungsberufe mit einzelnen Fachrichtungen und Südtirol eine 
berufsfeldorientierte Gestaltung an, um eine zu frühe und zu 
enge Spezialisierung der beruflichen Ausbildung zu vermeiden. 
Dänemark hingegen strebt eine weitreichende Differenzierung 
sowohl der dualen als auch der vollzeitschulischen Ausbil- 
dungsangebote an; in den Niederlanden ist dies bereits einge- 
führt. Die niederländische Qualifikationsstruktur ist in vier 
Schwierigkeitsgrade unterteilt. Auch in Dänemark ist geplant, 
zukünftig durch Modularisierung mehr Flexibilität zu er- 
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reichen, was die Dauer und Zusammensetzung der Bildungs- 
gänge, die Lemortorganisation und die Kombination von 
Berufs- und Studienfähigkeit betrifft. 

Zum Themenkomplex Ausbildungsreife, Berufswahl und För- 
derung von Benachteiligten berichten die meisten Länder, daß 
die Ausbildungsbetriebe bei einer steigenden Anzahl von 
Jugendlichen eine mangelnde Ausbildungsreife und Lem- 
willigkeit beklagen. Maßnahmen zur Verbesserung der Ausbil- 
dungsreife konzentrieren sich zum einen auf den nachträglichen 
Erwerb eines Schulabschlusses, zum anderen auf die Verbesse- 
rung von Bemfsorientierung und Berufswahl der Jugendlichen. 

In allen Ländern werden Maßnahmen durchgeführt, um 
Jugendliche bereits in der Schule an die Arbeitswelt heranzu- 
führen und damit eine fundierte Berufswahl zu erleichtern. 
Dazu gehören die Verankerung der Berufsorientierung als 
Pflichtfach in Österreich und den Niederlanden, die Einrichtung 
von Berufswahlklassen für unentschlossene Schüler in der 
Schweiz, Betriebspraktika für Schüler in Luxemburg, Däne- 
mark und Deutschland. Die Bedeutung der Zusammenarbeit 
der allgemeinbildenden Schulen mit beruflichen Schulen, der 
Arbeitsverwaltung und der regionalen Wirtschaft wurde geson- 
dert hervorgehoben. 

Für lemschwache Jugendliche sind häufiger zusätzliche Förder- 
maßnahmen erforderlich, um einen erfolgreichen Ausbildungs- 
abschluß gewährleisten zu können, ln Deutschland wird dies 
durch einjährige Berufsvorbereitung, ausbildungsbegleitende 
Hilfen während einer betrieblichen Ausbildung und durch die 
Finanzierung einer außerbetrieblichen Ausbildung in anerkann- 
ten Ausbildungsberufen gewährleistet. 

Die Durchlässigkeit des Bildungssystems hängt im wesentlichen 
von vorhandenen Übergangsmöglichkeiten aus einer dualen 
Bemfsausbildung in weiterführende Ausbildungsgänge der ein- 
zelnen Länder ab. Auf diese Weise wird die duale Ausbildungs- 
form auch für leistungsstärkere Schüler attraktiv gehalten. 

Die meisten Länder weisen auf noch bestehende Barrieren von 
beruflich Vorgebildeten beim Zugang zu tertiären Bildungsgän- 
gen an Universitäten und Fachhochschulen hin. Für Österreich 
und die Schweiz ist die Etablierung von Fachhochschulen und 
die Einführung der Berufsmatura ein wesentlicher Schritt, um 
diese Barrieren abzubauen, ln Deutschland werden sogenannte 
doppelqualifizierende Ausbildungsgänge nur selten angeboten. 
Am weitesten ist hier die Entwicklung in Dänemark und den 
Niederlanden fortgeschritten. In Dänemark soll mit der „Re- 
form 2000“ die Möglichkeit geschaffen werden, Bildungsgänge 
in ihrer Dauer und Zusammensetzung stärker zu variieren und 
dadurch Berufs- und Studienfähigkeit zu erwerben. In den Nie- 
derlanden besteht die Möglichkeit, nach Erwerb von Bemfsab- 
schlüssen auf dem vierten Schwierigkeitsniveau, d. h. oberhalb 
der Fachkräfteebene, auf Fachhochschulen zu wechseln. 

Darüber hinaus waren alle Länder bereit, Strategien und Maß- 
nahmen anderer Länder zur Bewältigung vergleichbarer 
Probleme zu verfolgen und in die eigenen Überlegungen einzu- 
beziehen. Von besonderem Interesse sind dabei jeweils Länder 
mit einer ähnlichen Ausbildungstradition. Dies gilt für die 
deutschsprachigen ebenso wie für die skandinavischen Länder. 
So zeigt sich Dänemark mit seiner „Reform 2000“ vor allem 
von den jüngsten Reformen in Norwegen und Finnland inspi- 
riert (geringe Zahl von Erstausbildungsgängen, Kombination 
von Berufs- und Studierfähigkeit, Modularisierung). Besonders 
offen gegenüber Konzepten anderer Länder zeigen sich die 
Niederlande. Bei der Einführung einer schulbasierten, alternie- 
renden Ausbildung nahmen sie Anleihen in Frankreich, bei der 
Entwicklung der Lehre wurde das deutsche System beispielhaft 
herangezogen, bei der Neudefinition der Qualifikationsstruktur 
stand das britische System Pate. 


6.2 Bilaterale und multilaterale Zusammenarbeit 

Die in den Antworten meist nur angedeuteten, längerfristigen 
Reformstrategien der eingeladenen Länder lassen keine konver- 
genten Entwicklungen der Länder mit dualen Ausbildungs- 
systemen erkennen. Für die Schweiz und Deutschland soll die 
duale Ausbildung auch in Zukunft möglichst das gesamte Spek- 
trum der berufliche Tätigkeiten auf der Fachkräfteebene 
abdecken. Demgegenüber präferiert Luxemburg für moderne 
Berufe eine vollzeitschulische Ausbildung mit längeren Prak- 
tika. In den Niederlanden wird das zukünftige Verhältnis von 
dualer und schulisch-altemierender Ausbildung innerhalb eines 
integrierten Gesamtsystems eher von der Entwicklung der 
Nachfrage von Jugendlichen und Betrieben abhängig gemacht. 

In Dänemark werden Überlegungen angestellt, ob die beruf- 
liche Bildung stärker mit der gymnasialen Bildung nach dem 
Vorbild anderer skandinavischer Länder integriert werden 
kann. Allerdings soll dabei am Prinzip der alternierenden 
Berufsausbildung festgehalten werden. Der Lehrlingsbegriff 
soll jedoch grundlegend verändert werden. Die Initiative der 
EU zur Förderung der Lehrlingsausbildung in Europa') wird 
von vielen Ländern begrüßt. Die Perspektive der praxisbezo- 
genen Berufsausbildung darf dabei allerdings nicht auf eine 
Berufsausbildung der „Zweiten Chance“ für Benachteiligte und 
deren schnelle Arbeitsmarktintegration reduziert werden. 

Die Beispiele aus der Praxis und die intensive Diskussion in 
den Workshops machten deutlich, daß es in den teilnehmenden 
Ländern unterschiedliche Lösungsansätze und Reforminitia- 
tiven für vergleichbare und ähnlich gelagerte Probleme gibt. 

Die Beiträge der ausländischen Teilnehmer sowohl auf der 
politischen wie auf der Fachebene und der fruchtbare Mei- 
nungsaustausch haben gezeigt, daß die beteiligten Partner in 
den einzelnen Ländern viel voneinander lernen können, um die 
Herausforderungen des 21. Jahrhunderts zu bewältigen. Mit der 
Konferenz zur dualen Berufsausbildung konnte den nationalen 
Initiativen zur Reform und Anpassung der jeweiligen Systeme 
eine grenzüberschreitende Dimension hinzugefügt werden. Es 
wurde ein Dialog eröffnet, den es sich lohnt, fortzuführen. 

6.2.3 Zusammenarbeit mit mittel- und osteuro- 
päischen Staaten und den Neuen Unabhängigen 
Staaten der früheren Sowjetunion^) 

Die bilaterale Zusammenarbeit mit mittel- und osteuropäischen 
Staaten (MOES) und den Neuen Unabhängigen Staaten der 
früheren Sowjetunion (NUS) verfolgt in erster Linie das Ziel, 
diese Staaten bei der Reform ihrer Berufsbildungssysteme zu 
unterstützen. Ein wichtiges Förderinstrument der Zusammenar- 
beit ist das TRANSFORM-Programm der Bundesregierung zur 
Beratung der osteuropäischen Reformstaaten beim Aufbau von 
Demokratie und sozialer Marktwirtschaft. 

Für insgesamt rund 7,4 Mio. DM im Jahr 1998 haben das Bun- 
desinstitut für Berufsbildung, die Stiftung für wirtschaftliche 
Entwicklung und berufliche Qualifizierung (SEQUA), die Carl- 
Duisberg-Gesellschaft (CDG) sowie der Verein „Handwer- 
kerinnen und Handwerker am europäischen Haus“ in Zu- 
sammenarbeit mit weiteren Einrichtungen Projekte zur Struk- 
turreform der beruflichen Bildung durchgeführt. Teilnehmer- 
staaten sind Estland, Lettland, Litauen, Polen, Rußland, 
Slowakische Republik, Tschechische Republik, Ukraine, 

Ungarn und Weißrußland; Bulgarien wird seit 1998 im Rahmen 
der Programme des Bundesministeriums für wirtschaftliche 


') Vorschlag der Europäischen Kommission zur Förderung von alternie- 
renden europäischen Berufsbildungsabschnitten einschließlich der 
Lehrlingsausbildung, Abi. C 67 vom 3. März 1998 
Vgl. auch Kapitel 6.1.5 und 6.3.5 
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Zusammenarbeit und Entwicklung betreut, Slowenien hin- 
gegen seit 1998 in das TRANSFORM-Programm einbezogen. 
In diesen elf Staaten wurden wie im Vorjahr komplexe Pilot- 
projekte, Austausch- und Weiterbildungsmaßnahmen, Quali- 
fizierungen im Rahmen von Kammerpartnerschaften sowie der 
Austausch von Handwerkern und Existenzgründem im Bereich 
der Klein- und Mittelbetriebe gefordert. 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung unterstützt neben der 
fachlichen Beratung zur Systementwicklung und Berufsbil- 
dungsforschung in erster Linie den Auf- und Ausbau von 
Modellzentren für die Aus- und Weiterbildung in kaufmänni- 
schen und gewerblich-technischen Berufen im Industriebereich 
sowie für die Ausbildung in ca. 50 Handwerksberufen. Hier 
werden exemplarisch vorhandene Berufe modernisiert oder 
neue entwickelt, die es in den Partnerstaaten in der Vergangen- 
heit nicht gab und für die nunmehr ein dringender Bedarf 
besteht. In die neuen Berufsbilder und Leminhalte fließen Inno- 
vationen ein, die den Erfordernissen einer funktionierenden 
sozialen Marktwirtschaft Rechnung tragen. 

Die CDG unterstützt die Beratungsmaßnahmen im TRANS- 
FORM-Programm der Bundesregierung durch die Weiterbil- 
dung von Ausbilder- und Berufsschullehrer-Multiplikatoren 
sowie durch Praktikantenprogramme für Wirtschaftsfachkräfte, 
die maßgeblich am Aufbau mittelständischer Strukturen, an 
wirtschaftlichen Innovationen und an regionalen Infrastruktur- 
Projekten mitwirken. Dabei wird eine Vernetzung zu laufenden 
Projekten in der beruflichen Bildung, wie den Modellzentren, 
hergestellt. Der Fachkräftebedarf von Unternehmen, die mit 
zunehmendem Erfolg auf dem heimischen Markt agieren, fin- 
det gleichermaßen Berücksichtigung. Durch die Motivation 
und Qualifizierung junger Fachkräfte auf ihrem Weg in die 
wirtschaftliche Selbständigkeit entsteht über den Aufbau des 
selbständigen Handwerks und der privaten Dienstleistungswirt- 
schaft zugleich ein Potential für die Kooperation zwischen 
Betrieben und Ausbildungseinrichtungen in der beruflichen 
Ausbildung. 

Die SEQUA konzentriert sich auf berufliche Weiterbildungs- 
und Qualifizierungsprojekte, die als „Kammerprojekte“ in lang- 
fristige Partnerschaften zwischen Selbstverwaltungseinrichtun- 
gen der Wirtschaft in Deutschland und den Partnerländern inte- 
griert sind. Diese ergänzen häufig Partnerschaftsprojekte des 
Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung. Durchgeführt werden u. a. praxisorientierte An- 
passungsqualifizierungen für Inhaber von kleinen und mittleren 
Unternehmen, die in zweiwöchigen Seminaren in Deutschland 
an westliche Standards der Untemehmensführung herangeführt 
werden. 

Der Verein „Handwerker und Handwerkerinnen am euro- 
päischen Haus“ organisiert den Austausch von Handwerkern 
und Existenzgründem im Bereich der Klein- und Mittelbetrie- 
be.') 

Die Projekte und Maßnahmen wurden wie in den Vorjahren mit 
den für die Bemfsbildung zuständigen Ressorts in den MOES 
und NUS abgestimmt. Sie leiten sich aus dem aktuellen Bedarf 
der Wirtschaft ab. Die aktive Beteiligung von Betrieben und 
Selbstverwaltungseinrichtungen der Wirtschaft an der Bemfs- 


')Eine 1997 bei über 300 ehemaligen Praktikanten durchgeführte Be- 
fragung ergab, daß 8 1 % immer noch als Handwerker arbeiten. 42% der 
Befragten gaben an, selbständig zu sein (vor dem Praktikum waren es 
nur 8%), 78% übten nach dem Praktikum eine qualifiziertere Arbeit 
aus und 82 % trugen nach dem Praktikum mehr Verantwortung als vor- 
her. 1 12 ehemalige Teilnehmer am Programm bildeten in den Jahren 
nach dem Praktikum insgesamt 680 Kollegen aus. Infolge der Langzeit- 
praktika wurden 6 grenzüberschreitende Joint ventures gegründet, min- 
destens zwei weitere sind in Planung. 


bildung ist für die meisten osteuropäischen Staaten neu. Sie 
beginnen nunmehr ihren Bedarf an Fachkräften selbst zu arti- 
kulieren und beteiligen sich über die Durchführung von Prak- 
tika und die Einflußnahme auf Profile und Lehrpläne von Aus- 
bildungsberufen und auf Prüfüngsanforderungen zunehmend 
aktiv an der Aus- und Weiterbildung. Dies ermöglicht, die 
Zusammenarbeit zwischen Schule und Betrieb zu fördern 
sowie der beruflichen Aus- und Weiterbildung größere Praxis- 
nähe zu geben. Die Berufsbildung kann damit wirksamer als 
bisher die beabsichtigten wirtschaftlichen, arbeitsmarktlichen 
und sozialen Veränderungen in diesen Staaten unterstützen. 

1998 wurde angesichts der reduzierten Fördermöglichkeiten 
des TRANSFORM-Programms der Schwerpunkt der Maßnah- 
men stärker auf die Ergebnissicherung und den Transfer von 
Ergebnissen gelegt. Die osteuropäischen Partner werden dabei 
unterstützt, die in den zurückliegenden Jahren gemeinsam er- 
arbeiteten Projektergebnisse systematisch zu verbreiten, diese 

- noch stärker als bisher - effektiv zu verwenden und eigen- 
ständig weiterzuentwickeln. Es entspricht dem Grundsatz „Hil- 
fe zur Selbsthilfe“, wenn auf die Interessen der Partnerländer 
maßgeblich eingegangen wird und ihre realen Verhältnisse 
berücksichtigt werden. Hierbei hat es sich bewährt, die Projekte 
von vornherein so anzulegen, daß sie mit dem schrittweisen 
Abbau der deutschen Beratungshilfe von den Partnern zuneh- 
mend selbständig weitergeführt werden können. Damit werden 
zugleich Akzeptanz und Identifikation der Partner mit den 
Arbeitsergebnissen gefordert. Ein besonders gutes Beispiel sind 
die Modellzentren für die berufliche Aus- und Weiterbildung. 
Verbunden mit fachlicher Beratung zur Systementwicklung 
sowie mit Information und Austausch werden exemplarisch 
ausgewählte neue Berufe, Module oder Fächer so entwickelt, 
daß sie in die vorhandenen oder angestrebten neuen Strukturen 
der beruflichen Bildung harmonisch und dauerhaft eingefügt 
werden und möglichst auch Impulse für die Wirtschaftsförde- 
rung und -kooperation geben können, aus der die deutsche 
Wirtschaft Nutzen ziehen kann. 

Mittlerweile sind auf dem Feld der Berufsbildung sowohl natio- 
nal als auch international Kooperationsnetze entstanden, in die 
immer neue Akteure eingebunden werden können. Diese Netze 
erleichtern die Umsetzung von Förderaktivitäten, unterstützen 
wechselseitiges Lernen und die Verbreitung von Erfahrungen 
und Ergebnissen. Beispiele dafür sind das Netz zur Verbreitung 
kaufmännischer Curricula und Lehr- und Lemkonzepte sowie 
Modellzentren im gewerblich-technischen Bereich in Polen 
oder die erste multilaterale Vernetzung zum Thema „Bauen und 
Umwelt“ unter Beteiligung von Partnern in Tschechien, der 
Slowakischen Republik und Rußland. Weiterhin werden die 
Ergebnisse des mit deutscher Hilfe eingerichteten Modell-Aus- 
und Weiterbildungszentrums für SPS-Technik (speicherpro- 
grammierbare Steuerung) in Lomza (Polen) bei der Einführung 
der SPS-Technik in die Berufsausbildung in Weißrußland 
genutzt. Zu nennen ist auch die Zusammenarbeit Deutschland 

- Rußland - Ukraine bei der Modernisierung der Berufe im 
Hotel- und Gaststättengewerbe. Diese Aktivitäten werden vom 
Bundesinstitut für Berufsbildung initiiert und begleitet und teil- 
weise durch Austauschmaßnahmen von CDG und SEQUA 
unterstützt. Sie fördern die Transparenz, den Informationsaus- 
tausch und die Diskussion über die Grenzen hinweg und opti- 
mieren die Nutzung der Ergebnisse. 

Ferner gibt es Bemühungen, über die EU-Programme TACIS 
und PHARE und über die Europäische Stiftung für Berufsbil- 
dung die bilateralen Aktivitäten zu verstärken oder fortzu- 
führen. Ziel ist es, die Verknüpfung von nationalen Aktivitäten 
mit europäischen Programmen voranzubringen. Mit der Öff- 
nung des LEONARDO-Programms für die assoziierten MOES 
ergibt sich ein neues Wirkungsfeld. 
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6.2.4 Ausgewählte Beispiele der Zusammenarbeit 
mit westeuropäisehen Staaten 

Niederlande und Großbritannien 

Seit 1994 werden im Rahmen der bilateralen Zusammenarbeit 
Austauschprojekte für Auszubildende und Ausbilder mit den 
Niederlanden und mit Großbritarmien durchgeführt. Die Pro- 
jekte finden im Rahmen von Projektpartnerschaften zwischen 
Bildungseinrichtungen und Betrieben statt. Innerhalb der Pro- 
jektpartnerschaften erfolgt eine intensive fachliche Auseinan- 
dersetzung mit dem Ziel, die Berufsbildungspraxis in den betei- 
ligten Ländern weiterzuentwickeln. Die Niederlande ') wie auch 
Großbritannien unternehmen intensive Anstrengungen zur Re- 
form ihrer Berufsbildungssysteme. In den Niederlanden wird 
ein Drittel aller Jugendlichen im dualen System ausgebildet; in 
Großbritannien wird mit dem „Modem Apprenticeship“ der 
Umfang alternierender Ausbildung erheblich ausgeweitet. 

Die Zusammenarbeit zwischen Deutschland und den Nieder- 
landen sowie mit Großbritannien umfaßte 1998 kurzfristige 
themenbezogene Studienaufenthalte für Projektleiter und Aus- 
bilder, des weiteren Austauschmaßnahmen für Auszubildende 
mit einer Länge von drei Wochen; sie beruhen gmndsätzlich 
auf Gegenseitigkeit. Weiterhin wurden Auslandsfortbildungen 
für Ausbilder (Ausbilderhospitationen mit Lehrplanver- 
gleichen) mit einer Länge von ein bis zwei Wochen gefordert. 
Außerdem wurden Auswertungstagungen mit den beteiligten 
Einrichtungen durchgeführt. 

Insgesamt nahmen 1998 ca. 350 Auszubildende und 40 Ausbil- 
der teil. Der Austausch mit den Niederlanden beruht auf einer 
Vereinbamng zwischen dem Bundesministerium für Bildung 
und Forschung und dem niederländischen Bildungsministe- 
rium. 

Praktikantenprogramm zur Weiterbildung 
in Großbritannien 

Die Ausgangssituation des im Jahr 1997 erstmals durchgeführ- 
ten Programms zur beruflichen und sprachlichen Weiterbildung 
in Großbritannien war die wachsende Nachfrage von jungen 
Berufstätigen nach internationalen Qualifikationen und speziell 
nach Praktikumsmöglichkeiten in anderen EU-Staaten mit 
deutlichem Schwerpunkt auf Großbritannien. Das Programm 
beinhaltet einen vierwöchigen Allgemeinsprachkurs, an den 
sich ein dreimonatiges berufsbezogenes Praktikum anschließt. 
Teilnehmen können junge Berufstätige mit abgeschlossener 
nichtakademischer Berufsausbildung, die zwischen 18 und 30 
Jahre alt sind. Wesentliche Voraussetzung ist die Bereitschaft 
zur Eigeninitiative. Die Suche nach einem berufsspezifischen 
Praktikum bei einem Unternehmen im Ausland sowie die Erar- 
beitung der spezifischen fachlichen Ziele liegen in der Verant- 
wortung des Teilnehmers. Das Programm ist darauf ausgerich- 
tet, durch Beratung, Sprach- und Einführungskurse und ein 
Teilstipendium eine Erstunterstützung zu geben sowie einen 
Rahmen bereitzustellen, in dem die Teilnehmer ihre Weiterbil- 
dungsprojekte realisieren können. 1998 nahmen 45 Personen an 
dem Programm teil, die Teilnehmerzahl soll eine weitere Stei- 
gerung erfahren. 


‘) Vgl. auch Kapitel 6.2.2 


6.2 Bilaterale und multilaterale Zusammenarbeit 

Fachseminare in Forschung und Entwicklung 
mit den Niederlanden 

Die langjährige Zusammenarbeit mit den Niederlanden wurde 
mit zwei Fachseminaren fortgesetzt. 

Unter dem Thema „Neue Wege in der beruflichen Weiterbil- 
dung“ wurden aktuelle Ansätze in beiden Ländern zur Zukunft 
der beruflichen Weiterbildung diskutiert.') Favorisiert werden 
in beiden Ländern Konzepte, die die Selbststeuerung und 
Selbstorganisation beruflicher Weiterbildung und ihre Integra- 
tion in betriebliche Personal- und Organisationsentwicklungs- 
strategien ermöglichen. Die Rolle des Staates in diesem , Mana- 
gement of Change’ ist jedoch imterschiedlich. Während in 
Deutschland marktwirtschaftliche Mechanismen im Vorder- 
grund stehen, hat die niederländische Regierung eine breite 
Initiative gestartet, um lebensbegleitendes Lernen in Wirtschaft 
und Gesellschaft zu verankern. 

Die Initiative bezieht Staat, Bürger, Arbeitgeber und Arbeits- 
behörden als Akteure ein und ist nicht allein auf den Weiterbil- 
dungsbereich beschränkt. Sie bezieht auch die vorschulische 
Bildung und die reguläre Allgemein- imd Berufsbildung ein, da 
diese Bereiche die Grundlage für die Fähigkeit zu lebensbeglei- 
tendem Lernen bilden. Die Niederlande sehen die Rolle des 
Staates in der eines kompetenten Unterstützers (‘facilitator’), 
der ein Bewußtsein für lebensbegleitendes Lernen in Wirtschaft 
und Verwaltung wecken will. 

Unter dem Titel „Regionalisierung und innovative Qualifizie- 
rungsarrangements“ wurde 1998 ein weiteres bilaterales Fach- 
seminar durchgeführt. Von deutscher Seite galt das besondere 
Interesse den in den 90er Jahren in den Niederlanden entstande- 
nen regionalen Berufsbildungszentren. Diese Zentren verfügen 
gegenüber deutschen Berufsschulen über wesentlich größere 
Handlungsspielräume, was die Organisation der Ausbildung 
und die Mittelvergabe betrifft. Darüber hinaus haben sie die 
Möglichkeit, kommerziell auf dem Bildungsmarkt zu agieren. 

Diese Berufsbildungszentren unterhalten Netzwerke mit der 
regionalen Wirtschaft, um Berufsschüler auf Praktikumsplätze 
zu vermitteln. Zu diesem Zweck kooperieren sie verstärkt mit 
den in den Niederlanden sehr verbreiteten privaten Arbeitsver- 
mittlungen, die bei der Organisation von Ausbildungsverbün- 
den als aktiver Vermittler (,broker’) füngieren. 

In hochinnovativen Branchen, wie der Informations- und Kom- 
munikationstechnologie, werden in den Niederlanden Qualifi- 
zierungsvereinbarungen als notwendig angesehen. Starker 
Wettbewerbsdruck in diesen Branchen erschwert die Institutio- 
nalisierung von Ausbildung und die Entwicklung einer Ausbil- 
dungskultur. Die Übertragbarkeit dieses Konzepts auf die soge- 
nannten „Neuen Berufe“ in Deutschland ist zu untersuchen. 

Auf Grund der zunehmenden Bedeutung der regionalen Ebene 
bei der Schaffung und Vennittlung von Ausbildungsplätzen 
sowie der irmovativen Entwicklungen in beiden Ländern wurde 
beschlossen, das Fachseminar 1999 fortzusetzen. 


') Vgl.: Reuling,J./Sauter, E.: „Neue Wege in der beruflichen Weiterbil- 
dung - Eine deutsch-niederländische Diskussion“, in: Berufsbildung in 
Wissenschaft und Praxis, Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.), 
Hefts, 1998 
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Österreich 

Die deutsch-österreichische Zusammenarbeit in der beruflichen 
Bildung konnte auf der Grundlage bestehender Vereinbarungen 
fortgeführt werden.') Im Mittelpunkt der beiden letzten Tagun- 
gen der deutsch-österreichischen Expertenkommission, die im 
September 1997 in Wien und im September 1998 in Dresden 
stattfanden, stand die Erörterung der gegenseitigen Aner- 
keimung der Gleichwertigkeit deutscher Abschluß- und Ge- 
sellenprüfungen mit österreichischen Lehrabschlußprüfungen. 
Es konnten weitere deutsche Gesellen- bzw. Abschlußzeugnis- 
se anerkamiter Ausbildungsberufe mit österreichischen Lehrab- 
schlußzeugnissen gleichgestellt werden, so daß sich ihre Zahl 
auf insgesamt 336 deutsche und 223 österreichische erhöht 
hat’). Dadurch vergrößerte sich auch der Kreis der in Ausbil- 
dungsberufen Ausgebildeten, für die eine rechtliche Grundlage 
zur Anerkennung ihrer erworbenen Qualifikationen sowie eine 
Berechtigung zur beruflichen Weiterbildung im jeweiligen 
Partnerland besteht. In Dresden wurden rund 30 weitere 
Abschluß- bzw. Gesellenprüfungszeugnisse für eine Gleich- 
stellung mit entsprechenden Lehrabschlußzeugnissen Öster- 
reichs vorgeschlagen. Die Anerkennung der Gleichwertigkeit 
steht teilweise noch unter dem Vorbehalt der Zustimmung der 
zuständigen Fachverbände. 

Darüber hinaus wurde die Möglichkeit der gegenseitigen Aner- 
kennung weiterer Meisterprüfüngszeugnisse im Handwerk, der 
gegenseitigen Anerkennung der österreichischen und der deut- 
schen Ausbilder-Eignungsprüfung sowie Möglichkeiten der 
Gleichstellung von Werkmeister- mit Industriemeisterprüfün- 
gen diskutiert. Die konkreten Vorschläge einer Sachverstän- 
digenkommission zur Gleichstellung von Industriemeister- mit 
Werkmeisterprüfüngen stehen noch unter dem Vorbehalt der 
Zustimmung der entsprechenden Fachverbände. Weiterhin 
wurden aktuelle Entwicklungen in der beruflichen Bildung bei- 
der Länder, die Berufsbildung in der EU sowie die Zusammen- 
arbeit mit mittel- und osteuropäischen Staaten reflektiert. 

Frankreich 

Im Mittelpunkt der von der deutsch-französischen Experten- 
kommission vorbereiteten 70. deutsch-französischen Gipfel- 
konsultationen in Weimar im September 1997 standen eine 
gemeinsame Erklärung der Staats- imd Regierungschefs zur 
Zusammenarbeit im Bildungs- und Kulturbereich sowie ge- 
meinsame Erklärungen des Bevollmächtigten der Bundes- 
republik Deutschland für kulturelle Angelegenheiten im Rah- 
men des Vertrages über die deutsch- französische Zusammen- 
arbeit und des Ministers für nationale Erziehung, Forschung 
und Technologie der Französischen Republik über die Trans- 
parenz und Vergleichbarkeit von Abschlüssen, die Erweiterung 
des deutsch-französischen Praktikantenaustausches sowie die 
Entwicklung von Zusatzqualifikationen auf dem Gebiet der 
beruflichen Bildung.') 

Zur Realisierung der an die Stelle der bisherigen Äquivalenz- 
verfahren getretenen Beschreibungen beruflicher Qualifikatio- 
nen (Ausbildungsprofile), die die Handlungskompetenzen der 
Facharbeiter und Fachangestellten beider Länder verdeutlichen 
sollen, wurde eine deutsch-französische Arbeitsgruppe einge- 
setzt. Diese beschäftigt sich mit der Transparenz und Ver- 


gleichbarkeit von Abschlüssen auf dem Gebiet der beruflichen 
Bildung, um zimächst in den Bereichen Elektrotechnik sowie 
Hotel- und Gaststättenwesen entsprechende Untersuchungen 
vorzunehmen. 

Auch zur Erweiterung des deutsch-französischen Praktikanten- 
austausches auf dem Gebiet der beruflichen Bildung wurde 
inzwischen eine deutsch-französische Arbeitsgruppe gebildet, 
um eine effiziente Vermittlung von Praktikantenstellen vorzu- 
bereiten. Geplant ist, in jedem der beiden Partnerländer je eine 
Kopfstelle zur Vermittlung von Praktikanten einzurichten. In 
Deutschland übernimmt das Arbeitsamt Rastatt diese Funktion. 
Hinsichtlich der Entwicklung von Zusatzqualifikationen in der 
beruflichen Bildung, sollen die im Sechsten Zweijahres- 
Aktionsprogramm 1997/1998 bereits beschlossenen Projekte 
über Zusatzqualifikationen in den Bereichen Gastronomie und 
KfZ-Service sowie über Zusatzausbildung im Anschluß an die 
Berufsausbildung für KfZ-Mechaniker im Bereich Umwelt- 
technik durchgeführt und ausgewertet werden. 

Hauptaufgabe des Sechsten Zwei-Jahres-Aktionsprogramms 
1997/1998 für die deutsch-französische Zusammenarbeit in der 
beruflichen Bildung ist neben dem Informationsaustausch über 
die jeweiligen Entwicklungen der beruflichen Bildung auch 
weiterhin der Austausch von Lehrern und Ausbildern, von Aus- 
zubildenden und Schülern in der Berufsausbildung sowie von 
Erwachsenen in der beruflichen Weiterbildung mit dem Ziel 
der Verbesserung der Kermtnis über die berufliche Bildung im 
Partnerland, der beruflichen Qualifikation Jugendlicher und 
Erwachsener sowie der Vermittlung von Kenntnissen der 
Sprache des Partnerlandes. 

Das deutsch-französische Austauschprogramm in der beruf- 
lichen Aus- und Weiterbildung fördert die Teilnahme von 
Gruppen von Auszubildenden und Berufsfachschülem und von 
Teilnehmern an einer Weiterbildungsmaßnahme an Aus- und 
Weiterbildungsgängen von mehrwöchiger Dauer im Partner- 
land. Eine Evaluation des Programms, an dem jährlich etwa 
4.000 Deutsche rmd Franzosen teilnehmen, ergab, daß durch 
die Maßnahme folgende Ziele erreicht werden: 

- Das Programm trägt zu einer Steigerung der Attraktivität des 
dualen Systems der Berufsausbildung bei deutschen und fran- 
zösischen Auszubildenden bei. 

- Die betrieblichen Ausbilder, die Austauschgruppen im Part- 
nerland begleitet haben, haben ihre Fach- und Sozialkom- 
petenz durch die gewonnenen Erfahrungen verbessert. 

- Langjährige intensive Kontakte zwischen deutschen und fran- 
zösischen Partnereinrichtungen sowie gemeinsame Projekte 
zeigen Synergieeffekte im Bereich der Berufspädagogik 
(Methodik und Didaktik). 

- Die Steigerung der Mobilität der Teilnehmer (Auszubildende 
und Berufsfachschüler) hat deren Chancen am europäischen 
Arbeitsmarkt verbessert. 

Für die zwischen beiden Ländern vereinbarte gegenseitige 
Anerkennung der Gleichwertigkeit von bisher zehn Meister- 
prüfüngszeugnissen im Handwerk mit dem französischen 
Brevet de maitrise - sie berechtigt die Inhaber dieser Prü- 
füngszeugnisse im Partnerland zur Leitung eines Handwerksbe- 
triebes, zur Ausbildung von Lehrlingen sowie zum Führen des 
Titels des Handwerksmeisters bzw. des Maitre Artisan - wurde 
eine entsprechende Rechtsverordnung verabschiedet. 


') Vgl. Berafsbildungsbericht 1997, Kapitel 6.3.4 
’) Stand November 1998 

0 Vgl. Bemfsbildungsbericht 1998, Kapitel 6.2.5 
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6.2.5 Entwicklung von Berufsstandards 
in der Türkei') 

Die Entwicklung von Berufsstandards, Prüfungen und Zertifi- 
zierungen in der Türkei im Rahmen eines bilateralen Projekts 
wurde im Jahr 1998 in Absprache mit der bei der Arbeitsver- 
waltung angesiedelten Standardisierungskommission fortge- 
führt-). Die Verfahren zur Entwicklung von Berufsstandards 
und Prüfungsaufgaben wurden verfeinert und durch Verifizie- 
rungsschritte, die der Akzeptanz durch die mitverantwortlichen 
Sozialpartner dienten, ergänzt. 

Das 1998 im Entwurf vorgelegte Konzept eines von den Sozial- 
partnern paritätisch getragenen und mit der beruflichen Zertifi- 
zierung zu beauftragenden Nationalen Instituts für Berufs- 
standards (NIB) wurde inzwischen mit der Standardisierungs- 
kommission sowie den zuständigen Ressorts nochmals beraten 
und überarbeitet. Inzwischen liegt der Legislative ein aktuali- 
siertes Konzept einschließlich einer Liste von Kriterien zur 
Auswahl von geeigneten Zertifizierungseinrichtungen zur Ent- 
scheidung vor. Der Arbeitsverwaltung und der Standardisie- 
rungskommission wurden des weiteren alternative Vorschläge 
zur Revision des türkischen Handbuchs zu Berufsstandards 
(formal proposals for revised turkish dictionary of occupations) 
zur Entscheidung vorgelegt. 

In mehr als 170 Workshops wurden über die Laufzeit des Pro- 
jekts gemeinsam mit betrieblichen Experten mehr als hundert 
Berufsstandards und mehr als sechzig Prüfüngsaufgaben kom- 
plett erarbeitet und abschließend von den Sozialpartnern in der 
Standardisierungskommission der Arbeitsverwaltung gut ge- 
heißen. Zusätzlich wurde dem Grundsatz nach Einigkeit über 
die noch zu entwickelnden Standards und die zugehörigen Prü- 
füngsaufgaben erzielt. Alle Standards und Prüfüngsaufgaben 
wurden im Vorfeld getestet. Die verabschiedeten Standards 
wurden elektronisch gespeichert und können jederzeit an verän- 
derte Anforderungsbedingungen angepaßt werden. Die Daten- 
bank für Prüfüngsaufgaben ist mit der Datenbank für Standards 
verknüpft und entspricht international gebräuchlichen Stan- 
dards. 

Zur Zeit werden weitere Ausschüsse zur Aufgabenerstellung 
gebildet und weitere betriebliche Experten für diese Aufgabe 
geschult. In Abweichung von der ursprünglich vereinbarten 
Laufzeit des Projekts bis Ende 1999 wurde auf Wunsch der tür- 
kischen Arbeitsverwaltung der Vertrag bis Ende Juni 2000 ver- 
längert. 

6.2.6 Zusammenarbeit mit Ländern 
des asiatiseh-pazifischen Raums 

Entwicklung in Australien 

Auf der Basis der deutsch-australischen Vereinbarung zur 
Kooperation in der Berufsbildung wurde der Infonnationsaus- 
tausch über Entwicklungen in der Berufsbildung beider Länder 
vom Bundesinstitut für Berufsbildung weiter fortgesetzt. Aus 
deutscher Sicht besonders interessant sind die australischen 
Erfahrungen bei der Entwicklung kompetenzbasierter beruf- 
licher Standards (Modulansatz), die Strategien zur Förderung 


') Vgl. auch Berufsbildungsbericht 1996, Kapitel 6.4 und Berufsbildungs- 
bericht 1998, Kapitel 6.2.4 sowie Degen, U./Kohn, G. unter Mitarbeit 
von Akpinar, A./Cevik, I.: „Entwicklung eines Systems von Berufsstan- 
dards, Prüfungen und Zertifizierung in der Türkei“, in: Bundesinstitut 
für Berufsbildung (Hrsg.), Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis, 
Heft 4, 1997. Weitere Informationen zu diesem Projekt (ATHB 
Ankara) können über die Homepage des Bundesinstituts für Berufsbil- 
dung abgerufen werden. 

") Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Kapitel 6.2.4 
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des Ausbildungsengagements von Klein- und Mittelbetrieben 
sowie die Bemühungen der australischen Regierung, sogenann- 
te ‘Trainingsmärkte’ zu etablieren. Am australischen Beispiel 
lassen sich Wirkungsweise und Effizienz von politisch initiier- 
ten Regulierungsmechanismen zur Modernisierung der Berufs- 
bildung studieren, die in den letzten Jahren überwiegend im 
angelsächsischen Raum erprobt und in verschiedene Schwel- 
lenländer versuchsweise ‘exportiert’ wurden. Die neuen Ansät- 
ze in der australischen Berufsbildung, z.B. die ‘Privatisierung’ 
des Ausbildungsmarktes, die Verstärkung der Konkurrenz 
unter den Anbietern und die Verbesserung der Wahlmöglich- 
keit für Nachfrager (user choice), haben Berichten australischer 
Experten zufolge noch nicht zu der erwarteten Qualitätsstei- 
gerung geführt. Auch das Konzept der ‘just-in-time’ Qualifizie- 
rung (im Gegensatz zur ‘Vorratsqualifizierung’ für komplexere 
Arbeitstätigkeiten) scheint auf Grenzen zu stoßen. Gleichwohl 
gibt es in den strategischen Orientierungen der Australian 
National Training Authority (ANTA) eine Reihe interessanter 
Ansatzpunkte für die Modemisierungsdiskussion in Deutsch- 
land. Dazu gehören: 

-die Unterstützung betrieblicher Aus- und Weiterbildungs- 
aktivitäten anhand betriebsübergreifender Standards (bench- 
marking) und die (formalisierte) Anerkennung von Berufser- 
fahrungen; 

- das Angebot flexibler Qualifizierungswege für die Sekundar- 
stufe II in Verbindung mit dem Aufbau von Systemen, mit 
denen erworbene (Teil-) KompetenzenAVissensabschnitte 
angerechnet werden können (Creditsysteme); 

-Einführung von nationalen Karriereberatungsinstitutionen, 
die Bildung und Beschäftigung stärker zusammenführen; 

- Entwicklung neuer Kommunikationsstrategien zwischen der 
Forschungs-, Planungs- und Durchführungspraxis innerhalb 
der australischen Berufsbildung. 

Deutsch-chinesisches Kooperationsprojekt') 

Zielsetzung des Projektes war es, das wechselseitige Verständ- 
nis über die berufliche Bildung beider Länder zu fördern und 
Möglichkeiten und Grenzen des internationalen Transfers von 
Qualifizierungsinstrumenten (z.B. Lehr- und Lemfilme) zu 
erarbeiten. Es umfaßte zwei inhaltliche Schwerpunkte: Ent- 
wicklung eines interaktiven Informationssystems zur Berufsbil- 
dung beider Länder und die Erarbeitung von Möglichkeiten 
zum Medientransfer (Lehr-/ Lernmittel) vor dem Hintergrund 
der untersehiedlichen soziokulturellen Rahmenbedingungen. 

Im April 1998 fand eine erste Präsentation des Informations- 
systems in Peking auf einem Ausstellungsstand im Rahmen der 
7. Asien-Pazifik-Konferenz der deutschen Wirtschaft statt. So- 
wohl von chinesischer als auch deutscher Seite fand das Infor- 
mationssystem und der im Zusammenhang des Projektes ent- 
standene Film zum ehinesischen Bildungssystem großes Inter- 
esse. Bis Ende 1998 lagen im Rahmen dieses Projektes folgen- 
de Produkte vor: 

-das deutsch-chinesische Informationssystem zur Berufsbil- 
dung (CD-ROM) mit einer umfassenden Darstellung des 
deutschen und des chinesischen Berufsbildungssystems; 

- ein Informationssystem zur Berufsbildung in Deutsehland als 
CD-ROM für Nutzer, die ausschließlich an der berufliehen 
Bildung in Deutschland interessiert sind; 

- ein Film „Berufsbildung in China im Wandel“, der einen Ein- 
blick in den Aufbau des beruflichen Schulwesens in China, 
den schulischen Alltag und aktuelle Entwicklungstendenzen 
gibt. 


') Vgl. Kapitel 6.3.2 und Berufsbildungsbericht 1998, Kapitel 6.2.5 


199 


Drucksache 14/1056 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


6.2 Bilaterale und multilaterale Zusammenarbeit 

Sonderprogramme der CDG’) 

1998 ist die Berufsbildungskooperation mit der asiatisch-pazi- 
fischen Region erheblich ausgebaut worden. Im Zentrum stan- 
den dabei die Austauschprogramme für Fachkräfte in der beruf- 
lichen Bildung und Berufsbildungswissenschaftler sowie Pro- 
gramme zur berufsorientierten Weiterbildung für höherquali- 
fizierte junge Deutsche. Die Programme zielen auf einen 
Systemvergleich zwischen der beruflichen Bildung in Deutsch- 
land und in den Partnerländern, auf die Übertragung von 
modernen Systemelementen, auf den Erwerb neuer Fachkennt- 
nisse im Einsatz von Zukunftstechnologien sowie auf die Ver- 
tiefung in Wirtschaft und Berufsbildung zwischen Deutschland 
und Ländern der asiatisch-pazifischen Region. 

Japan-Jahr für Handwerker, 
Kaufleute und Techniker') 

Das 1996 begonnene Programm der CDG wurde 1998 fortge- 
setzt. Es hat die Anpassung an neue berufliche Anforderungen 
(neue Techniken, Medien und Technologien) zum Ziel. Dies 
geschieht durch Verbesserung der Sprachkompetenz im Rah- 
men eines sechsmonatigen Intensivsprachkurses in Japan und 
daran anschließend durch ein sechsmonatiges berufsbezogenes 
Praktikum in einem japanischen Unternehmen. Die rückkeh- 
renden Fachleute können als Mittler zwischen deutschen und 
japanischen Unternehmen fungieren, ihre Kenntnisse für 
Kooperationen genutzt werden. 

Stipendienprogramm zur Förderung 
der beruflichen Weiterbildung in 
Südostasien in Zukunflstechnologien ') 

Dieses 1997 gestartete Programm der CDG richtete sich auch 
1998 an Personen mit abgeschlossener Berufsausbildung und 
einer Höherqualifizierung, wie Meister und Techniker, aus den 
Bereichen Umwelt-, Energie-, Verkehrs-, Infonnations- und 
Kommunikations-, Bio- und Lebensmitteltechnik sowie Werk- 
stoffe und Verarbeitungstechnik. Die Programmteilnehmer 
sollen sich individuell anwendungsorientiert fachlich qualifizie- 
ren und Kenntnisse über fremde Märkte, Mentalitäten, Arbeits- 
weisen und andere für die spätere Berufspraxis relevante Rah- 
menbedingungen wirtschaftlicher Zusammenarbeit erwerben. 
Deutschen Wirtschaftsuntemehmen, die auf ausländischen 
Märkten agieren, sollen Mitarbeiter mit spezifischer Ausländs- 
erfahrung zur Verfügung gestellt werden, die eine erfolgreiche 
Zusammenarbeit mit diesen Ländern auf Grund ihrer Erfahrung 
mittragen und vorantreiben können. Erstmals wurden 1998 
auch auf mittlerer Ebene qualifizierte Fachkräfte auf eine beruf- 
liche Zusammenarbeit mit ausgewählten Technologiemärkten 
in Asien vorbereitet. 


') Vgl. Kapitel 6.2.1 


6.2.7 Zusammenarbeit mit den USA und Brasilien 

USA 

Die Zusammenarbeit in der beruflichen Bildung wurde 1998 
unter Beteiligung des Bundesinstituts für Berufsbildung und 
der CDG weiter intensiviert. Es fanden eine Reihe von bilate- 
ralen Begegnungen in Deutschland und den USA statt, um 
Informationen über aktuelle Entwicklungen der beruflichen und 
arbeitsmarktrelevanten Bildung in beiden Staaten auszutau- 
schen und die zugrundeliegenden Strukturen zu erläutern. Der 
Dialog mit Berufsbildungsexperten und Politikern in den USA 
über Umsetzung und Wirksamkeit der amerikanischen Refor- 
mansätze in der beruflichen Bildung (z. B. „School-to-Work“- 
Programm, „National Skills Standards“, verschiedene Formen 
von „public private partnership“) hat die Unterschiedlichkeit 
der Systeme und zugleich den Nutzen des Wissens- und Erfah- 
rungsaustausches deutlich gemacht. Er trägt dazu bei, alterna- 
tive Problemlösungen für die aktuellen Herausforderungen in 
der beruflichen Bildung zu erkennen und Themen zu identi- 
fizieren, die in einem der Partnerländer bisher nur unzureichend 
aufgegriffen wurden. 

In den USA besteht auf nationaler und regional-einzelstaat- 
licher Ebene ein zunehmendes Interesse an Systemkomponen- 
ten und Instrumenten der beruflichen Aus- und Weiterbildung 
in Deutschland. Wirtschafts- und praxisnahe Qualifizierung auf 
hohem Niveau für Fachkräfte, nationale Standards für beruf- 
liche Kompetenzen, mehr Kohärenz, Gleichwertigkeit und 
Transparenz im Bildungssystem sind dort übergeordnete po- 
litische Ziele. Diese stehen jedoch in einem gewissen Gegen- 
satz zu der noch immer vorherrschenden gesellschaftlichen 
Grundvorstellung in den USA von einer hochwertigen Bildung: 
Das vierjährige College (Hochschulniveau) gilt als der 
„Königsweg“ für Lebens- und Karrierechancen. Nur allmählich 
gewinnt eine arbeitsvorbereitende bzw. berufsspezifische Qua- 
lifizierung für Jugendliche in den USA gesellschaftliche 
Akzeptanz. 

Wesentlich für die sich abzeichnende Neuorientierung ist das 
zunehmende Engagement der Wirtschaft. Die Kooperation zwi- 
schen Unternehmen und Schulen (highschools, Community 
und Technical Colleges, Tech Prep-Einrichtungen) auf lokaler 
Ebene hat an Intensität und nachhaltiger Wirkung zugenom- 
men. Es werden strategische Allianzen gebildet, um kommunal 
relevante Reformansätze im Bildungsbereich zu verabreden, 
um eine bessere und flexible Abstimmung von Qualifikations- 
bedarf und -angebot zu erreichen und neue Modelle (z.B. 
„career academies“, Integration beruflicher und allgemeinbil- 
dender Inhalte in handlungsorientierten Curricula/Lemsituatio- 
nen) zu erproben. Der unmittelbaren selbstverantworteten 
Gestaltung beruflicher und allgemeiner Bildung vor Ort unter 
ausdrücklicher Berücksichtigung der konkreten Erfordernisse 
des wirtschaftlichen, arbeitsmarktlichen und soziokulturellen 
(ethnischen) Umfeldes wird in den USA ein hoher Stellenwert 
zugemessen. Dies führt zu einer starken regionalen Differenzie- 
rung der Bildungsangebote im Rahmen der verschiedenen 
nationalen Förderprogramme. Dabei ist auf der kommunalen 
Ebene eine deutliche Tendenz zur Verknüpfüng dieser Pro- 
gramme zu beobachten, lun „systembildende Effekte“ zu erzie- 
len. Die Regionalisierung einerseits sowie diese neue System- 
orientierung bottom up andererseits bilden für Deutschland 
interessante Themen für die weitere deutsch-amerikanische 
Kooperation. 

In diesem Zusammenhang ist auch das in den USA erfolgreiche 
Konzept des „Community Colleges“ für Aus- und Weiterbil- 
dimg zu nennen. Damit ist eine Bildungseinrichtung geschaf- 
fen, die neben abschlußorientierten zweijährigen beruflichen 
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Bildungsgängen und weiterführenden akademischen Karriere- 
pfaden eine Vielfalt von speziellen, mit der regionalen Wirt- 
schaft abgestimmten Qualifizierungsangeboten macht und 
damit für Lernende und Unternehmen eine hohe Attraktivität 
besitzt - einschließlich für Hochschulabsolventen, die in den 
Community Colleges praxis- und beschäftigungsrelevante 
Kompetenzen erwerben. Die hohe Flexibilität dieser zweijäh- 
rigen Colleges, ihre relativ niedrigen Studiengebühren sowie 
ihre Funktion als „Bindeglied“ für kommunale Partnerschaften 
und Anbieter kontinuierlicher, aktualisierter Weiterbildung 
machen sie zu einem interessanten Modell für die tnstitutionali- 
sierung lebenslangen Lernens ‘) für breite Gruppen. 

• Wissensaustausch „Informelles Lernen“ 

Einen weiteren Gegenstand der bilateralen Kooperation bildet 
das sogenannte „Informelle Lernen“, d. h. der nichtorganisierte 
Wissens- und Kompetenzerwerb in Arbeitssituationen. In den 
USA sind hierzu wichtige Forschungsarbeiten durchgeführt 
worden, deren Ergebnisse in Deutschland zunehmend aufge- 
griffen und weiterentwickelt werden. Durch Schaffung „intelli- 
genter“, lemfreundlicher Arbeitsplätze und deren Verbindung 
mit modernen, didaktischen Lemarrangements und Medien las- 
sen sich Synergien hersteilen, die insgesamt die notwendige 
kontinuierliche Kompetenzentwicklung stützen. Dies waren 
Themen, die auf dem dritten deutsch-amerikanischer Workshop 
des Bundesinstituts für Berufsbildung mit dem Education and 
Development Center, Massachusetts (vom German Marshall 
Fund finanziell gefordert) diskutiert wurden. Darüber hinaus 
wurde eine gemeinsame Publikation verabredet, in der die 
Bedeutung „informellen Lernens“ unter den spezifischen 
Systembedingungen des jeweiligen Landes und die Probleme 
seiner Erfassung und Anerkennung dargestellt werden. Diese 
Zusammenarbeit soll in Form eines Forschungsprojekts mit 
multinationalen Unternehmen in 1999 fortgesetzt werden. 

• Workshops über Standards, neue Berufe und 
Qualifikationen 

Auch mit der Hilfe von Fördermitteln des „Deutschen Pro- 
gramms für Transatlantische Begegnung“ begonnene Dialog zu 
aktuellen Fragen der Berufsbildung^) wurde fortgeführt. Es 
sind bilaterale Expertengespräche mit ergänzenden Plenarver- 
anstaltungen in den USA geplant und bereits von deutscher Sei- 
te bewilligt worden (Interministerieller Ausschuß), in denen es 
um den Vergleich innovativer Qualifizierungsstandards im 
Bereich UmweltindustrieAJmweltberatung in beiden Ländern 
sowie die Möglichkeiten der Früherkennung und Ausgestaltung 
neuer Berufe/ Anforderungsprofile im Kontext der Anwendung 
moderner Informations- und Kommunikationstechnologien 
geht. Die Vorbereitungen dieser für 1999 avisierten Workshops 
mit den amerikanischen Partnern, dem National Center of 
Education and the Economy und dem US-EURONET“) 
(Washington), sind 1998 aufgenommen worden. Ziel ist es, 
mehr Klarheit über die länderspezifischen Konzepte der Stan- 
dardentwicklung sowie ihre jeweiligen Vor- und Nachteile zu 


') Vgl. Kapitel 5.4.5 

Ü Vgl. Kapitel 5.3 

h Die Dokumentation zur ersten „deutsch-amerikanischen Partnerschafts- 
börse zur Berufsbildung“ liegt vor: „Mehr voneinander wissen, mehr 
voneinander lemen/Knowing each other to leam from each other“, Bun- 
desinstitut für Berufsbildung (Hrsg.), 1998. 

“) United States - European Network for Education and Training, Institute 
for Educational Leadership 
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gewinnen. Im weiteren sollen sie zur Identifizierung von 
zukunftsrelevantem Qualifikationsbedarf in Wachstumssekto- 
ren beitragen, die in den USA bereits stärker entwickelt sind als 
in Deutschland. 

Die Fortsetzung des Austausches von Lehrlingen, Fachkräften 
und Berufsbildungwissenschaftlem mit den USA - organisiert 
von der CDG - runden das Bild ab.‘) Eine Einbeziehung von 
Handwerksmeistern in den bilateralen Austausch wurde 1998 
erstmals erprobt. Auch hier wird eine Verstärkung und 
Systematisierung der Kooperation angestrebt. 

Diese deutsch-amerikanischen Aktivitäten in der Berufsbildung 
sind Bausteine, die künftig sukzessiv stärker miteinander ver- 
knüpft und gezielt ergänzt werden sollen, um einen möglichst 
großen beiderseitigen Nutzen zu erreichen. Das auf ministeri- 
eller Ebene zwischen Deutschland und den USA in Vorberei- 
tung befindliche Abkommen zur Berufsbildung wird für diese 
Kooperation den Bezugsrahmen bilden und zugleich ihre Ver- 
stetigung stützen. 

Brasilien 

Zur Intensivierung der deutsch-brasilianischen Zusammen- 
arbeit im Bildungsbereich ^) wurde 1997 anläßlich eines Be- 
suches des brasilianischen Ministers für Erziehung und Sport 
die Einrichtung einer ständigen deutsch-brasilianischen Ar- 
beitsgruppe beschlossen. Eine erste Sitzung dieser Arbeitsgrup- 
pe fand im März 1998 in Brasilia statt. Dabei wurde als ein 
möglicher Schwerpunkt künftiger Zusammenarbeit der Bereich 
der Berufsbildungsforschung in Aussicht genommen. Es wur- 
den drei Themenbereiche für bilaterale Forschungsprojekte 
vorgeschlagen: 

-Einfluß moderner Formen der Arbeitsorganisation, neuer 
Technologien und innovativer Betriebsstrukturen auf beruf- 
liche Qualifikationsanforderungen in mittleren Managament- 
positionen z.B. Meister/shop-floor manager; 

-Vermittlung von Schlüssel- oder Kemqualifikationen auf 
allen Ebenen der betrieblichen Hierarchie als wichtiger Faktor 
im globalen Wettbewerb; 

- Entwicklung neuer Berufe, hervorgerufen durch den industri- 
ellen und wirtschaftlichen Wandel; von besonderem Interesse 
sind hier Wirtschaftsbereiche, die durch die Entwicklung der 
neuen Informations- und Kommunikationstechnologien nach- 
haltig verändert worden sind. 

Die Bundesregierung fordert weiterhin den Aufbau des 
Deutsch-Brasilianischen Technologie-Instituts der deutsehen 
Außenhandelskammer in Sao Paulo. Zielsetzung der künftigen 
Arbeit des Instituts ist die Aus- und Weiterbildung von Inge- 
nieuren und Technikern der Mitgliedsfirmen der Kammer. Auf 
diese Weise soll der Aus- und Weiterbildungsbedarf deutscher 
Auslandsfirmen vor Ort gefördert werden. Der Aufbau ist vor- 
aussichtlich Ende 1998 abgeschlossen. 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung wurde beauftragt, einen 
deutsch-brasilianisehen Workshop durehzuführen, bei dem 
konkrete Fragestellungen erarbeitet und Formen der Koopera- 
tion (Projekte, Informationsaustausch, Austausch von Exper- 
ten) zwischen deutschen und brasilianischen Berufsbildungs- 
experten für einen mittelfristigen Zeitraum von ca. drei Jahren 
vorgeschlagen werden sollen. 


') Vgl. Kapitel 6.2.1 und 6.2.8 
Vgl. Bildungsbericht 1998, Kapitel 6.2.5 
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6.2 Bilaterale und multilaterale Zusammenarbeit 
6.2.8 Austauschmaßnahmen im Bereich der CDG') 

Internationaler Fachkräfteaustausch (IFKA) 

Der Austausch von Fachkräften in der beruflichen Bildung, d. h. 
von Personen, die in Unternehmen oder Institutionen unmittel- 
bar für Aus- und Weiterbildung zuständig sind, wurde 1998 im 
zwanzigsten Jahr weltweit durchgefuhrt. In diesem Zeitraum 
wurden Schwerpunkte und Akzente des Programms regel- 
mäßig angepaßt. 

Im Rahmen eines Workshops wurden 1998 Vorschläge erarbei- 
tet, die darauf zielen, im Rahmen des Programms rascher imd 
gezielter auf neue Herausforderungen und Entwicklungen in 
den Ausbildungssystemen der Partnerländer zu reagieren imd 
den Austausch von Fachkräften noch stärker an den Interessen 
der Unternehmen und der Weiterbildungsteilnehmer auszurich- 
ten. 

Unter Berücksichtigung des Asien/Pazifik-Konzeptes wurden 
1997 zum ersten Mal erfolgreich Austauschmaßnahmen in der 
beruflichen Bildimg mit den vier Wachstumsländem Indone- 
sien, Malaysia, Taiwan und Thailand organisiert. Nach der 
Unterzeichnung eines Regierungsabkommens konnte auch der 
Austausch mit Australien wieder aufgenommen werden. In 
Lateinamerika wurde unter den MERCOSUR-Staaten Argen- 
tinien neu in den IFKA aufgenommen. 

Das Deutsche Institut für Internationale Pädagogische For- 
schung (DIPF) hat im Auftrag der CDG durch eine wissen- 
schaftliche Befragung von 1.500 ehemaligen deutschen IFKA- 
Teilnehmem aus den Jahren 1983 bis 1995 überprüft, ob die 
individuellen, betrieblichen und gesellschaftlichen Programm- 
ziele erreicht wurden.^) Mit der empirischen Untersuchung 
konnte nachgewiesen werden, daß die Fachinformationsreisen 
für den einzelnen den Erwerb von fachlichen Zusatzqualifika- 
tionen und die Verbesserung sozialer und interkultureller Kom- 
petenzen ermöglichen. Die entsendenden Unternehmen und 
Institutionen profitieren durch eine nachhaltige Intematio- 
nalisierung ihrer Arbeitnehmer und Auszubildenden und die 
Schaffung von nationalen und internationalen Netzwerken. Die 
Irmovations- und Wettbewerbsfähigkeit der Qualifizierungs- 
systeme wird durch sogenanntes „benchmarking“ gefordert. 
Internationale Mobilität und Kooperation in der Bildung und 
Wirtschaft werden durch das Programm verbessert und tragen 
zur Sicherung eines modernen Wirtschaftsstandorts Deutsch- 
land bei. 

Berufsbildungswissenschaftleraustausch (BBWA) 

Der Schwerpunkt der Zusammenarbeit in der internationalen 
vergleichenden Berufsbildungsforschung lag bei den Austau- 
schen mit den Ländern der Regionen Asien und Pazifik. Es 
wurden erstmalig Forschungsaufenthalte für deutsche Berufs- 
bildungswissenschaftler zu spezifischen Themen der beruf- 
lichen Bildung, z.B. Qualifizierung von Berufsbildungsperso- 
nal, organisiert. Die Forschungsreisen führten in die Republik 
Korea und nach Vietnam. Zum ersten Mal hielt sich auch ein 
vietnamesischer Forscher für acht Wochen in Deutschland auf 
Drei deutsche Berufsbildungsforscher wurden nach Australien 
entsandt, um dort u.a. ein bilaterales Seminar zum Thema 
„Drittlandkooperation in der beruflichen Bildung am Beispiel 
Indonesien“ zu besuchen. 


') Vgl. Kapitel 6.2.1 und 6.2.7 

“) Die Gesamtergebnisse der Untersuchung wurden als Forschungsstudie 
im Band 10 der CDG-Schriftenreihe unter dem Titel „Die berufliche 
Bildung braucht den Dialog mit dem Ausland“ veröffentlicht. 


Informations- und Beratungsstelle 
zur beruflichen Aus- und Weiterbildung 
für Deutsche im Ausland (IBS) 

Der Aufgabenschwerpunkt der IBS bei der CDG liegt in der 
Beratung von Interessenten über Möglichkeiten der beruflichen 
Aus- und Weiterbildung im Ausland. ') Ermöglicht wird dies 
durch die Sammlung, Auswertung und Dokumentation von 
Informationen über Austauschorganisationen und deren Pro- 
gramme sowie durch den fortlaufend ermittelten Bedarf an 
Auslandsweiterbildung seitens der Interessenten und der Wirt- 
schaft. Im Jahr 1998 wurden rund 55.000 Anfragen verzeich- 
net. 

Die Internet-Präsenz der IBS mit eigener Homepage ist für 
Februar/März 1999 vorgesehen. 

Interessenten haben dann die Möglichkeit der Selbstrecherche 
in der IBS-Broschüre, die auch „links“ zu anderen Organisatio- 
nen vorhält. Das Angebot der individuellen Beratung durch die 
IBS bleibt weiterhin bestehen. 

Förderung des Fremdsprachenerwerbs 
in der beruflichen Bildung 

Die Fortbildung dient der individuellen beruflichen Qualifika- 
tion durch Erweiterung der berufsbezogenen Fremdsprachen- 
kenntnisse und Vermittlung der Alltags- und Berufswelt an- 
derer EU-Länder. Für berufs- und sprachhomogene Gruppen 
werden dreiwöchige Sprachkurse, die zu zwei Dritteln Allge- 
mein- und zu einem Drittel Sprachkurs beinhalten, angeboten. 
Zusätzlich findet ein den Sprachkurs begleitendes fachliches 
Rahmenprogramm statt. Die Kurse wurden 1998 in Großbri- 
tannien, Irland, Italien, Frankreich, Schweden und Spanien 
durchgeführt, wobei ca. 80% der Aufenthalte auf Großbri- 
tannien und Nordirland entfielen. Insgesamt nahmen 1998 rund 
360 Personen teil. 

Teilnehmen können Arbeitnehmer und Arbeitslose mit abge- 
schlossener nichtakademischer Berufsausbildung aus den 
Bereichen HandelAVirtschaft, Technik, Handwerk, Hotel/ 
Gastronomie, Gesundheitswesen, Media/Marketing, Finanzen 
und Rechtswesen. Voraussetzung ist, daß sie einen spezifischen 
berufsbezogenen Fremdsprachenbedarf nachweisen können 
und bereits über Grundkenntnisse verfügen. Der Bedarf ergibt 
sich durch die Übertragung neuer Aufgabenfelder, Arbeits- 
platzwechsel oder die Übernahme des Unternehmens durch 
eine ausländische Firma und einer damit verbundenen Ände- 
rung der internen Arbeitssprache. Für viele Teilnehmer handelt 
es sich um den ersten berufsbezogenen Auslandsaufenthalt. 


') Bereits in der 13. Auflage veröffentlichte die IBS die Broschüre „Wei- 
terbildung ohne Grenzen 1998 - Angebote zur beruflichen Qualifizie- 
rung im Ausland“, die einen Überblick über das aktuelle Angebot deut- 
scher und internationaler Austauschorganisationen gibt. 
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6.2.9 Zusammenarbeit in der OECD 
und der UNESCO 

Die Schwerpunktarbeiten der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) zum lebensbeglei- 
tenden Lernen wurden auch 1998 fortgesetzt.') In ihrem 
Science, Technology and Industry Outlook 1998 hat die OECD 
eine substantielle und nachhaltige Verbesserung der Qualifi- 
kation von Arbeitskräften als Voraussetzung für einen erfolg- 
reichen Übergang zur wissensbasierten Wirtschaft und einer 
zunehmenden Nutzung fortgeschrittener Technologien de- 
finiert. 

Für das Berufsbildungsprojekt der UNESCO (UNEVOC), das 
seit 1992 maßgeblich von der Bundesrepublik Deutschland 
gefordert wird und dessen zentrale Einheit in Berlin angesiedelt 
ist, begann mit dem Jahr 1998 eine Phase der Neuorientierung. 
Entsprechend einem Beschluß der Generalkonferenz vom 
Herbst 1997 begannen in 1998 die Vorbereitungen für ein 
reguläres Langzeitprogramm der UNESCO, das im Jahr 2000 
in Kraft treten soll. Ziel ist die weltweite Nutzung des UNE- 
VOC -Netzwerkes für eine Mehrzahl internationaler Organi- 
sationen zur Verbreitung und Erarbeitung von Informationen 
zur Entwicklung der Berufsbildung, zur gezielten Politikbera- 
tung für Einzelstaaten und Regionen und zur Sicherung einer 
effizienten Vernetzung von Berufsbildungseinrichtungen in 
allen Teilen der Welt. Von deutscher Seite wurde das Abkom- 
men mit der UNESCO über die Förderung des UNEVOC- 
Projekts für die Jahre 1998 und 1999 verlängert, wobei aller- 
dings der Zuschuß abgesenkt wurde. Es wurden Gespräche mit 
dem Ziel geführt, die Zentraleinheit des erweiterten Netzwerkes 
ab dem Jahr 2000 in der Wissenschaftsstadt Bonn anzusiedeln. 

Die Dokumentation über die Berufsbildungsaspekte der Welt- 
konferenz für Erwachsenenbildung von Juli 1997 in Hamburg 
wurde 1998 veröffentlicht.") Im September 1998 fand auf 
Kreta ein Sympositun über europäische Berufsbildung an der 
Schwelle zum 21. Jahrhundert statt. Veranstalter waren die 
UNESCO mit wesentlicher Beteiligung von UNEVOC und der 
Europäische Stiftung für Berufsbildung und die griechische 
Organisation für Berufsbildung (OEEK). Das Symposium 
diente der Vorbereitung des zweiten internationalen Berufsbil- 
dungskongresses der UNESCO, der im April 1999 in Seoul 
stattfmden wird. 


') Vgl. Bemfsbildungsbericht 1998, Kapitel 6.2.7 

0 Vgl. UNESCO Institute for Education in Cooperation with UNESCO’s 
International Project on Technical and Vocational Education 
(UNEVOC): „Adult Leaming and the Changing World of Work“. 
Report of Theme V. UNESCO Institute for Education, 1998 


6.3 Entwicklungszusammenarbeit 

6.3 Entwicklungszusammenarbeit 
in der Berufsbildung*) 

6.3.1 Bedeutung der Entwicklungszusammenarbeit 

Die Förderung von Berufsausbildung und Berufsbildungs- 
wesen ist seit mehr als 30 Jahren ein Markenzeichen deutscher 
Entwicklungszusammenarbeit. Wie kaum auf einem anderen 
Gebiet unserer Arbeit in Entwicklungs- und Transformations- 
ländem decken sich dabei Bedarf und Nachfrage unserer Part- 
ner mit unseren wohlverstandenen Eigeninteressen: Auf der 
einen Seite sind wirtschaftlicher und sozialer Fortschritt in die- 
sen Ländern untrennbar verbunden mit einer leistungsfähigen 
und zukunftsorientierten Berufsausbildung. Diese Länder 
stehen vor der schwierigen Aufgabe, für eine rasch wachsende 
Zahl junger Menschen die Vermittlimg von Fähigkeiten sicher- 
zustellen, die für eine aktive Beteiligung am wirtschaftlichen 
und sozialen Leben unverzichtbar sind. Auf der anderen Seite 
können für ein exportorientiertes Industrieland wie Deutsch- 
land Absatzmärkte für die Wirtschaft in weiten Teilen der Welt 
nur entstehen, gesichert und ausgebaut werden, wenn ein 
modernes Berufsausbildungssystem hierfür wichtige Voraus- 
setzungen schafft. 

Programme zur Einführung angepaßter dualer Berufsausbil- 
dungssysteme stehen daher im Mittelpunkt der Entwicklungs- 
zusammenarbeit im Bildungsbereich, der seinerseits neben 
Armutsbekämpfüng sowie Umwelt- und Ressourcenschutz den 
Schwerpunkt der deutschen Entwicklungszusammenarbeit dar- 
stellt. So wurden 1997 aus dem Etat des Bundesministeriums 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung für Maß- 
nahmen der Berufsbildung im Rahmen der bilateralen Zu- 
sammenarbeit mehr als 347 Mio. DM zur Verfügung gestellt. 
Davon wurden Maßnahmen in den Entwicklungs- und Trans- 
formationsländem Asiens, Afrikas, Lateinamerikas, Osteuropas 
sowie in den Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjetunion 
gefordert. Hinzu kommen die Beiträge zu multilateralen Orga- 
nisationen, die sich ihrerseits im Berufsbildungssektor von Ent- 
wicklungsländern engagieren. 

Bei der Konzipierung dieser Maßnahmen ist eines unserer 
Grundprinzipien, daß wir nicht schlicht das deutsche Modell 
übertragen, sondern unsere positiven Erfahrungen flexibel an 
die Strukturen und Bedingungen unserer Partnerländer an- 
passen. Unverzichtbar ist dabei insbesondere, daß die Berufs- 
ausbildung arbeitsmarkt- und praxisorientiert ist und daß sich 
Staat, Wirtschaft und Gesellschaft die Verantwortung für die 
Berufsbildung teilen. Erfolge unserer Zusarmnenarbeit auf die- 
sem Feld sind zu verzeichnen. Angepaßte duale Berufsausbil- 
dung hat insbesondere in einigen asiatischen Partnerländern zu 
einem Qualifizierungsschub bei Facharbeitern und Fachkräften 
geführt. Dies nutzt beiden Seiten: Die Wachstumsdynamik in 
diesen Ländern wird gestützt und die exportorientierte deutsche 
Wirtschaft findet das Umfeld, um ihre Außenwirtschaftsbezie- 
hungen festigen und ausbauen sowie Arbeitsplätze in Deutsch- 
land sichern zu können. 

Im Auftrag des Bundesministeriums für wirtsehaftliche Zusam- 
menarbeit und Entwicklung werden die einzelnen Projekte der 
Berufsbildungszusammenarbeit von der Deutschen Gesell- 
schaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ), der Kreditan- 
stalt für Wiederaufbau (KfW), der Deutschen Stiftung für inter- 
nationale Entwicklung (DSE) mit ihrer Zentralstelle für 
gewerbliehe Berufsbildung (ZGB), der Carl-Duisberg-Gesell- 


') Vgl. Berafsbildungsbericht 1998, Kapitel 6.3 
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6.3 Entwicklungszusammenarbeit 

Schaft (CDG) sowie dem Deutschen Entwicklungsdienst 
(DED) durchgeführt. Das Bundesministerium für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit und Entwicklung fordert außerdem 
Berufsbildungsmaßnahmen über die Kirchen, politischen Stif- 
tungen und andere Nichtregierungsorganisationen. 

6.3.2 Entwicklungszusammenarbeit mit Asien 

Welche Bedeutung Bildung für den wirtschaftlichen und so- 
zialen Fortschritt hat, belegen in eindrucksvoller Weise die 
asiatischen Schwellenländer. Sie haben in der Vergangenheit in 
Grundbildimg investiert und damit die Basis für einen rasanten 
wirtschaftlichen Aufschwung geschaffen. Berufliche Bildung 
wurde jedoch vernachlässigt. Die Folge: Das Bildungssystem 
hielt nicht mit den Anforderungen der Wirtschaft Schritt. In 
Ländern wie Thailand, Indonesien, Malaysia oder der Volks- 
republik China mangelt es daher an qualifizierten Fachkräften. 

• Beispiel Volksrepublik China ‘) 

Die chinesische Regierung hat die Bedeutung einer besseren 
Qualifizierung der industriellen Arbeitskräfte für Entwicklung 
und Reformierung der Wirtschaft erkannt. Mit einer Berufsbil- 
dungsreform will sie ein System schaffen, das dem Entwick- 
lungsstand der chinesischen Gesellschaft entspricht. Diese 
Reform unterstützt die Bundesregierung mit mehr als 20 Pro- 
jekten. Dies kommt auch deutschen Firmen zugute, die in 
China Joint-Venture-Untemehmen aufbauen und auf quali- 
fizierte Arbeitskräfte angewiesen sind. Das größte deutsch- 
chinesische Kooperationsprojekt für berufliche Bildung ist der 
Aufbau des Aus- und Fortbildungszentrums Tianjin in der Nähe 
von Peking. In neuen großen Lehrwerkstätten und 24 Labor- 
und Unterrichtsräumen werden seit 1989 Facharbeiter, Tech- 
niker imd Ausbilder im Metall- und Elektronikbereich ausgebil- 
det. Bisher haben über 4.000 Mitarbeiter aus über 70 Firmen an 
Schulungsmaßnahmen teilgenommen. Im Auftrag des Bundes- 
ministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick- 
lung sind mehrere GTZ-Berater in dem Zentrum tätig. Sie 
unterrichten bis auf wenige Unterrichtsstunden nicht selbst, 
sondern qualifizieren 150 Theorie- und Praxislehrer des 
Zentrums. 

• Beispiel Thailand 

Die expandierende Wirtschaft Thailands ist stark exportorien- 
tiert. Um wettbewerbsfähig zu bleiben, setzen die Unternehmen 
verstärkt auf neue Technologien, besonders bei der Fertigung 
von hochentwickelten Investitions- und Konsumgütem. Die 
modernen Maschinen stellen hohe Anforderungen an das tech- 
nische Personal der mittleren Ebene — vom Facharbeiter bis 
zum Ingenieur. Gleichzeitig mangelt es an Spezialisten für den 
Fligh-tech-Bereich. Bislang existieren kaum Fortbildungsmög- 
lichkeiten für diesen Sektor. Aus dieser Situation heraus ent- 
stand die Idee, mit deutscher Unterstützung ein überbetrieb- 
liches Aus- und Fortbildungszentrum für technische Fachkräfte 
der mittleren Ebene einzurichten. Nicht nur theoretisches Rüst- 
zeug soll hier vermittelt werden, ein Schwerpunkt wird auch 
auf praxisorientiertem Training in institutseigenen Labors und 
Werkstätten sowie in einer „Lemfabrik“ nach dem Vorbild des 
German-Singapore-Institute liegen, das ebenfalls über die Ent- 
wicklungszusammenarbeit gefördert wurde. Für die Ausbil- 
dungsberatung am nunmehr entstehenden Thai-German-In- 
stitute wurden aus dem Haushalt des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung für die ersten 


') Vgl. Kapitel 6.2.6 


Phasen 10 Mio. DM bereitgestellt, ferner etwa die gleiche 
Summe für die Ausstattung der Werkstätten und Labors (vor- 
zugsweise mit Geräten und Maschinen aus deutscher Ferti- 
gung). An der gesamten Planung sind deutsche Experten betei- 
ligt. Auch deutsche Unternehmen wurden frühzeitig einbezo- 
gen. Sie sollen Maschinen für die Werkstätten und Labors lie- 
fern, die das Thai-German-Institute - wie die in Singapur und 
Malaysia von deutscher Seite geförderten „Lemfabriken“ - zu 
einem „Schaufenster der deutschen Industrie“ machen. Dieser 
Projekttyp trifft besonders den Bedarf von (wirtschaftlich wei- 
terentwickelten) Schwellenländem. 


6.3.3 Entwicklungszusammenarbeit mit Afrika 

In vielen Ländern Afrikas fehlt häufig die industrielle Basis, um 
qualifzierten Kräften angemessene Arbeitsmöglichkeiten zu 
bieten. Zur wirtschaftlichen Entwicklung tragen oftmals eher 
Handel und Kleingewerbe bei. Dort sind andere Qualifikatio- 
nen gefragt als in Industrieunternehmen - nicht die Keimtnis 
modernster Teclmologie, sondern betriebswirtschaftliches 
Grundwissen. Doch es fehlt an adäquaten Ausbildungsmöglich- 
keiten für die wachsende Bevölkerung. Bestehende Ausbil- 
dungssysteme sind für Arme und Benachteiligte oder für 
Frauen kaum zugänglich, da sie sich eine lange Berufsausbil- 
dung nicht leisten können oder die Zugangsbedingungen — bei- 
spielsweise einen Schulabschluß - nicht erbringen. 

• Beispiel Südafrika 

Die deutsch-südafrikanische Zusammenarbeit im Bereich 
beruflicher Bildung begann bereits vor den ersten freien und 
demokratischen Wahlen 1 994 mit der Unterstützung von Nicht- 
regierungsorganisationen. Dadurch ergab sich die Chance, die 
wichtige Phase des politischen Umbruchs schon frühzeitig zu 
begleiten und Entwicklungsprozesse beratend zu unterstützen. 
Später kam die Beratung der Regierung Südafrikas bei der 
Gestaltimg eines nationalen Berufsbildungssystems hinzu. 
Auch in der Entwicklungszusammenarbeit mit Südafrika ist 
Berufsbildung ein Schwerpunkt, wobei diese Maßnahmen mit 
solchen der Gewerbeforderung eng verzahnt werden. Eine 
wesentliche Voraussetzung für den Erfolg der Förderung ist die 
Qualifizierung von Lehrern, betrieblichen Ausbildern und 
Managern. Denn Chancengleichheit bedeutet auch, daß die 
schwarze Bevölkerung nun selbst Führungsaufgaben über- 
nimmt. Gemeinsam mit dem Black Management Forum, einem 
Berufsverband schwarzer und farbiger Manager, kümmert sich 
die CDG um diesen Bereich und bietet eine fünfzehnmonatige 
Ausbildung zum Thema „Internationales Management“ an. 
Auch der DED wird Entwicklungshelfer nach Südafrika ent- 
senden, die beim Aufbau des Berufsbildungssystems mitwir- 
ken. 

• Beispiel Marokko 

Schon heute beträgt in Marokko die Quote der Jugendarbeits- 
losigkeit etwa 30%, obwohl viele Jugendliche eine Berufsaus- 
bildung abgeschlossen haben. Eine Ursache liegt darin, daß den 
Abschlußzeugnissen von den Unternehmen kein allzu großer 
Wert beigemessen wird, da die Ausbildung zu wenig auf die 
Praxis und die Bedürfnisse der Wirtschaft ausgerichtet ist. Die 
Folge: Viele Fachkräfte emigrieren nach Europa in der Hoff- 
nung auf eine gesicherte Zukunft. 

Bereits 1991 begann das erste Modellprojekt einer überbetrieb- 
lichen Ausbildungsstätte in Casablanca. Zunächst wurde die 
private Wirtschaft zur aktiven Mitwirkung bewegt: Die Träger- 
schaft für das Ausbildungszentrum wurde paritätisch von der 
staatlichen Ausbildimgsbehörde und vom Untemehmerverband 
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der Metallindustrie übemoinmen. Gemeinsam mit deutschen 
Experten entwickelten dann diese beiden Partner Ausbildungs- 
ordnungen imd Lehrpläne für drei Modellausbildungsgänge. 
Aus Deutschland kamen Maschinen und Lehrmaterialien. Die 
Schulungen sind so angelegt, daß die Absolventen möglichst 
vielseitig einsetzbar sind. Die Resonanz auf das Projekt ist posi- 
tiv; beispielsweise zeigt die marokkanische Textilindustrie star- 
kes Interesse an dem praktizierten Ausbildungssystem. Das 
Zentrum in Casablanca ist somit auf dem besten Weg, eine 
„Keimzelle“ für die Reform der beruflichen Bildung in Marok- 
ko zu werden. 

Es ist vorgesehen, daß ein GTZ-Experte die marokkanische 
Regierung bei der landesweiten Verbreitung eines angepaßten 
dualen Systems der Berufsausbildung beraten wird. Außerdem 
hat die DSE-Zentralstelle für gewerbliche Berufsforderung 
über 120 Ausbilder für staatliche Berufsbildungseinrichtungen 
qualifiziert. Sie tragen mit ihrem neuen Wissen über praxis- 
orientierte Ausbildung bereits jetzt zum Gelingen der Berufsbil- 
dungsreform und zur wirtschaftlichen Entwicklung Marokkos 
bei. 


6.3.4 Entwicklungszusammenarbeit 
mit Lateinamerika 

Lateinamerika befindet sich in einer Phase der wirtschaffs- und 
entwicklungspolitischen Neuorientierung. Nach dem Scheitern 
der Industrialisierungsstrategie der 60er und 70er Jahre, die sich 
auf den Schutz der Binnenmärkte konzentrierte, zeichnet sich in 
den meisten lateinamerikanischen Ländern ein weltmarktorien- 
tierter Reformkurs ab. Für die internationale Wettbewerbs- 
fähigkeit ist aber ein modernes, praxisbezogenes Berufsbil- 
dungswesen unabdingbar. Bei dessen Entwicklung werden vor 
allem die fortgeschritteneren Staaten, die bereits einen verhält- 
nismäßig hohen allgemeinen Bildungsstand haben - vom Bun- 
desministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent- 
wicklung unterstützt. 

• Beispiel Chile 

Unter der Militärdiktatur, die 1991 zu Ende ging, wurde in 
Chile die Berufsbildung privatisiert. Schulgelder wurden er- 
hoben, die viele jimge Leute nicht aufbringen konnten. Zudem 
war die Ausbildung schlecht: unzureichend geschulte Ausbil- 
der, veraltete Lehrpläne. Die Folgen waren eine hohe Arbeits- 
losigkeit, besonders unter Jugendlichen, aber andererseits auch 
ein Mangel an Fachkräften, die für die weitere Entwicklung der 
Wirtschaft benötigt werden. Die chilenische Regierung will 
deshalb ihre Berufsbildung mit Hilfe deutscher Partner moder- 
nisieren, denn bereits vor der Diktatur hat die Bundesregierung 
den Aufbau von Gewerbeschulen in Chile unterstüfzt. Nun geht 
es allerdings um eine lunfassendere Aufgabe für die deutschen 
Experten: Sie unterstützen die zuständigen Ministerien dabei, 
die Voraussetzungen für eine praxisorientierte Berufsbildung 
zu schaffen. Sieben Pilotprogramme, die etwa Offsetdrucker 
oder Industriemechaniker bedarfsorientiert ausbilden, sind 
bereits erfolgreich gelaufen. Während dieses GTZ-Projekt die 
Bildungsreform fordert, bauten die Kurse zum Umweltma- 
nagement, die die CDG für Teilnehmer aus Verwaltung und 
Wirtschaft durchführte, direkt einen Engpaß an Fach- und 
Führungskräften ab. 

• Beispiel Costa Rica und Nicaragua 

Das nicaraguanische Ausbildungssystem ist wenig entwickelt 
und kaum auf den Arbeitsmarkt ausgerichtet. Beschäftigungs- 
forderung findet bislang kaum statt. Vor diesem Hintergrund 
zeigte man in Nicaragua großes Interesse am deutschen Ausbil- 
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dungssystem. 1982 begann die Zusammenarbeit im Bereich 
beruflicher Bildung. Deufsche Experten reisten nach Nicaragua 
und brachten ihr Wissen und ihre Erfahrungen ein. Die Grund- 
lagen für ein an der Praxis und an den Bedürfnissen der Wirt- 
schaft orientiertes Ausbildungssystem zu legen, dauerte aller- 
dings bis Anfang der 90er Jahre - nicht zuletzt wegen der 
schwierigen politischen und ökonomischen Rahmenbedingun- 
gen. 1991 wurde INATEC, das nationale Institut für Techno- 
logie, gegründet. Ihm imterstehen inzwischen 39 Berufs- 
schulen. In seinem Aufsichtsrat sind neben der staatlichen Seite 
auch Arbeitnehmer und Arbeitgeber vertreten, damit sicher- 
gestellt ist, daß die Ausbildungsgänge ihren Bedürfnissen ent- 
sprechen. 

Mit Hilfe der GTZ wurden nicaraguanische Ausbilder geschult 
und die Programme zur Berufsbildung so konzipiert, daß sie 
bevorzugt Randgruppen, demobilisierten Soldaten und ärmeren 
Bevölkerungsschichten zugute kommen. Auch für Frauen wer- 
den spezielle Programme zur Beschäftigungsförderung mit 
Erfolg durchgeführt: Die Ausbildungen finden in Industrie- und 
Bauberufen ebenso statt wie im Dienstleistungssektor oder in 
Agrartechnik. Einen doppelten Nutzen bringen Kurse, in denen 
die Teilnehmer lernen, wie mit einfachen Mitteln Häuser 
gebaut werden. Der Einfachwohnungsbau schafft nicht nur 
Arbeitsplätze, sondern auch billigen Wohnraum, an dem nach 
der Demobilisierung dringender Bedarf besteht. 

Ganz anders ist die Situation in Costa Rica. Seitdem das Land 
seine Märkte für ausländische Waren geöffnet hat, werden 
hochwertige technische Produkte importiert - doch kaum 
jemand ist in der Lage, die komplizierte Technik zu warten oder 
zu reparieren. Den Handwerkern mangelt es dabei weniger an 
Maschinen als an den notwendigen Kenntnissen. Die staat- 
lichen Ausbildungsinstitutionen kormten die fehlenden Qualifi- 
kationen nicht vermitteln, da sie sich bislang überwiegend am 
Bedarf der Industrie orientierten. Zudem war die Ausbildung 
theorielastig und veraltet. Die Klein- und Mittelbetriebe der 
Kfz- und Metallbranche griffen zur Selbsthilfe: Sie schlossen 
sich zu einem Verband zusammen, der auch Fortbildungen 
anbieten sollte. Doch das reichte nicht aus, um die Defizite zu 
beseitigen. Es fehlte eine grundlegende fachliche Fortbildung, 
die an die täglichen Betriebsabläufe angepaßt war. Experten der 
DSE-Zentralstelle für gewerbliche Berufsbildung besuchten 
daraufhin Betriebe, sprachen mit Inhabern und entwickelten 
eine „angepaßte Meisterausbildung“ für Metall- und Kfz-Tech- 
nik, die weitgehend der deutschen Ausbildung ähnelt, jedoch 
auf die Anforderungen der costaricanischen Kleinbetriebe 
zugeschnitten war. 


6.3.5 Entwicklungszusammenarbeit mit 
MOES/NUS') 

Sowohl in den osteuropäischen Ländern als auch in den Neuen 
Unabhängigen Staaten der früheren Sowjetunion schließen die 
Reformbestrebungen den Bereich der beruflichen Bildung ein. 
Dabei mangelt es an eigenen Kermtnissen und Erfahrungen bei 
der Entwicklung eines modernen, an den Erfordernissen der 
Wirtschaft und des Arbeitsmarkts orientierten Berufsbildungs- 
systems und an der dazu erforderlichen Zusammenarbeit der 
Sozialpartner. Selbstverwaltungsorgane der Wirtschaft sind erst 
im Entstehen begriffen. Die Gewerkschaften befinden sich 
selbst im Prozeß ihrer Neuprofilierung. Traditionelle Koopera- 
tionsbeziehungen zwischen Berufsschulen und Unternehmen 
sind auf Grund wirtschaftlicher Schwierigkeiten der Betriebe 


') Vgl. Kapitel 6.1.5 und 6.2.3 
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weggebrochen. Erste Reformansätze werden oft durch den täg- 
lichen Kampf um den physischen Erhalt der Berufsschulen 
überlagert. Die Folge ist: Reformen im Berufsbildungssystem 
kommen nur schleppend voran. Es wird weiter in nicht mehr 
nachgefragten Berufen ausgebildet. Als Folge wächst die 
Jugendarbeitslosigkeit nach Abschluß der Ausbildung weiter. 


• Beispiel Bulgarien 

Bulgarien gilt als Verbindungsland Europas mit dem Nahen 
und Mittleren Osten und hat gute Entwicklungsvoraussetzun- 
gen für den Industrie-, Handwerks- und Dienstleistungssektor. 
Auf Grund einer zögerlichen Reformpolitik, u.a. bei der Pri- 
vatisierung, Dezentralisierung und dem Bankensystem, ver- 
schlechterte sich die gute wirtschaftliche Stellung Bulgariens 
im Vergleich zu anderen mittel- und osteuropäischen Ländern 
in den vergangenen zwei Jahren dramatisch. Insbesondere die 
Ende 1996 und Anfang 1997 aufgetretenen wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten führten zu einer schweren Krise, die das Ein- 
kommen vieler Bulgaren unter die Armutsgrenze sinken ließ. 
Die Privatisierung von Unternehmen und die Schließung von 
nicht konkurrenzfähigen Betrieben hat die Freisetzung einer 
hohen Anzahl von Beschäftigten zur Folge. 

Die Bundesrepublik Deutschland beteiligt sich mit ihrem Pro- 
gramm zur beruflichen Bildung und Beschäftigungsforderung 
an der Lösung folgender Fragestellungen in Bulgarien: 

-Was muß getan werden, um für moderne, zukunftsorientierte 
Betriebe und potentielle Investoren in Bulgarien bedarfs- 
gerecht qualifiziertes Personal bereitzustellen? 

- Wie kann verhindert werden, daß die Zahl der nicht vermittel- 
baren Arbeitslosen weiter ansteigt und mittelfristig ein erheb- 
liches Konfliktpotential aufgebaut wird? 

- Wie können neue Arbeitsplätze außerhalb des Handelsgewer- 
bes geschaffen, potentielle Untemehmensgründer und junge 
Betriebe gefordert sowie ausländische Investoren auf dem 
Weg nach Bulgarien unterstützt werden? 

Durch folgende Programmschwerpunkte soll die Lösung der 
genannten Probleme vorangebracht werden: 

- Entwicklung und Durchführung von modernen praxisnahen 
handwerklichen und kaufmännischen Aus- und Fortbildun- 
gen sowie Umschulungen auf EU-Niveau, die sich am Bedarf 
des Arbeitsmarktes orientieren; 

-Förderung der aktiven Sozialpartnerschaft in der Berufsbil- 
dung, 

-Förderung kleiner und mittlerer Produktions- und Dienst- 
leistungsbetriebe, 

- modellhafte Durchführung von Reformvorhaben und System- 
beratung im Bereich der beruflichen Bildung im Auftrag von 
Ministerien. 

An drei Standorten in Bulgarien wurden Berufsbildungszentren 
renoviert und mit moderner Technologie ausgestattet sowie 
Lehrkräfte und Ausbilder geschult. Darüber hinaus werden 
angepaßte Ausbildungs- und Qualifizierungsprogramme ent- 
wickelt und eingeführt. Bisher konnten über 4.500 Teilnehmer 
durch Lang- und Kurzzeitmaßnahmen aus- bzw. weitergebildet 
werden. Ein wichtiger Anspruch der Zentren ist die enge 
Zusammenarbeit mit Betrieben und Verbänden, um ein 
bedarfsgerechtes Angebot zu unterbreiten. Unternehmer, die 
ihre eigenen Mitarbeiter qualifizieren möchten, können diese in 
die modularisierte Vollausbildung entsenden und so auf den 
sich ändernden Personalbedarf in ihrem Betrieb reagieren. In- 
dividuelle Bildungsaufträge werden bereits für Unternehmen 
durchgeführt und erlauben ein exaktes Eingehen auf die spe- 


ziellen Wünsche des Kunden. So bildet das Zentrum in Stara 
Zagora beispielsweise sämtliche Servicetechniker eines deut- 
schen Unternehmens für Länder des Balkans aus. Ähnliche 
Kooperationen werden mit Firmen des Kfz-, Heizungs- 
bau/Installations-, Landmaschinen-, CAD/CNC- und Bausek- 
tors gepflegt. 

Darüber hinaus wurden an den drei geförderten Berufsbil- 
dungseinrichtungen eigenständige Betriebsberatungszentren 
eingerichtet. Dort werden Fortbildungen, Beratungen und 
Dienstleistungen für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) 
angeboten. Die Beratungszentren sind wiederum in das natio- 
nale Netzwerk der Bulgarian Association of Regional Develop- 
ment Agencies and Business Centres integriert. Das Koordinie- 
rungsbüro in Sofia sowie die Zentren selbst können von bul- 
garischen und internationalen Unternehmen angesprochen wer- 
den und bieten regionale und sektorale Fachkompetenz an, die 
für eine erfolgreiche Untemehmensgründung und -ausweitung 
eine wichtige Voraussetzung sind imd zur Beschäftigungsför- 
derung beitragen. 

* Beispiel Rumänien 

Rumänien befindet sich seit der Ablösung des Ceausescu-Re- 
gimes in einem Transformationsprozeß von einem planwirt- 
schaftlichen System hin zur Marktwirtschaft. Die Bemühungen 
in Richtung Restrukturierung, Privatisierung, Demokratisie- 
rung, Dezentralisierung, Förderung von Wirtschaftswachstum 
und ausländischen Investitionen stellen die Basis für ein um- 
fassendes Reformpaket dar. Ein charakteristisches Merkmal ist 
die Beschleunigung des Transformationsprozesses und zeigt 
sich in der konsequenten Privatisierung von Staatsbetrieben, 
und hat in der Folge seit Sommer 1997 zu Massenentlassungen 
geführt. Die bisher unbekannte und nun steigende Arbeitslosig- 
keit und Inflation und die damit drohende Verarmung breiter 
Bevölkerungskreise tragen zu negativen Zukunftsperspektiven 
bei und stellen eine potentielle Gefahr für die politische Sta- 
bilität dar. 

Die Bundesregierung unterstützt die rumänische Regierung 
bereits seit der Demokratisierung des Ostens bei der Reformie- 
rung ihres beruflichen Bildungssystems. Seit 1991 wurden im 
Rahmen des Rückkehrforderungs- und Reintegrationspro- 
gramms drei Aus- und Weiterbildungszentren aufgebaut und 
als Stiftungen betrieben. Nach Abschluß der Aufbauphase und 
der Schaffung der infrastrukturellen und organisatorischen Vor- 
aussetzungen für die erfolgreiche Durchführung von Bildungs- 
maßnahmen sowie der Betriebsberatung besteht die Notwen- 
digkeit, über die Entwicklung angepaßter und nachfrageorien- 
tierter Dienstleistungen der Berufsqualifizierung und der Be- 
ratung, der Suche nach weiteren Einkommensquellen und über 
Kostensenkungen, die Zentren zu konsolidieren und ihre 
Stellung innerhalb des rumänischen Berufsbildungssystems zu 
definieren und langfristig zu verankern. 

Der Beratungsansatz sieht deshalb eine verstärkte Teilnehmer- 
orientierung der Stiftungen vor; Kursangebote und Praktika 
können so durch die Zielgruppen in ganz individueller Weise 
genutzt werden. Durch Bildungs- und KMU-Beratung sowie 
durch modulare Gestaltung der gesamten Leistungspalette 
können die Stiftungen den Anforderungen gerecht werden. 

* Beispiel Kasachstan 

Die Umstrukturierung des Berufsbildungssystems erfolgt in 
Kasachstan auf der Grundlage des Systems der einheitlichen 
Bildung, das in seinen Grundstrukturen aus der Zeit der Sowjet- 
union erhalten blieb. Es ist durch eine Kombination von beruf- 
licher Bildung mit der Sicherung der Hochschulzugangsberech- 
tigung gekeimzeichnet. Auf ihrer Grundlage wird in Kasach- 
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stan der Bildung (Allgemeinbildung) traditionell sehr große 
Bedeutung beigemessen. Dagegen spielt die berufliche Bildung 
auf Grund ihres negativen Images aus der Vergangenheit eine 
untergeordnete Rolle. Breit profilierte, an den Erfordernissen 
der Wirtschaft orientierte Berufe sind kaum bekannt. Berufsab- 
schlüsse als Facharbeiter werden allgemein als minderwertig 
betrachtet; sie sind eher für Schüler geeignet, die die Hoch- 
schulreife nicht erreichen. Die Unterstützung der Reformierung 
des Berufsbildungssystems in Kasachstan erforderte daher, bei- 
spielhaft angepaßte Lösungen zu entwickeln und bei den ver- 
schiedenen Partnern zur Entwicklung eines neuen Verständ- 
nisses für die zentrale Rolle der Berufsbildung für die Wirt- 
schafts- und Arbeitsmarktentwicklung beizutragen. 

Vor diesem Hintergrund begann 1995 ein Projekt der GTZ, das 
auf zentraler Ebene das Bildungsministerium bei der Reformie- 
rung des Berufsbildungssystems unterstützt. Parallel dazu wer- 
den auf regionaler Ebene für Kasachstan neue Formen einer 
kooperativen Berufsausbildung entwickelt und erprobt. An drei 
Modellberufsschulen in Almaty, Pawlodar und Koktschetau 
wurde in Pilotprojekten die Ausbildung in den Berufen Bank- 
und Bürokaufmann/Bürokauffrau, Hotel- und Restaurantfach- 
mann/Hotel- und Restaurantfachfrau, Mechaniker für Land- 
maschinen in Zusarmnenarbeit mit Unternehmen aus der Wirt- 
schaft eingeführt. Praktische Erfahrungen und Schlußfolgerun- 
gen aus den Pilotprojekten auf der regionalen Ebene machen 
Handlungsbedarf auf zentraler Ebene sichtbar und fließen in die 
Beratungstätigkeit auf zentraler Ebene ein. 

Die Pilotprojekte demonstrieren nachhaltig, was eine an den 
Erfordernissen der Unternehmen orientierte Berufsausbildung 
auch unter den komplizierten kasachischen Rahmenbedingun- 
gen zu leisten vermag. Über 150 beteiligte Unternehmen, Ban- 
ken, Hotels und Restaurants haben den Nachweis erbracht, daß 
sie interessiert und in der Lage sind, sich an einer an ihrem 
Bedarf orientierten Berufsausbildung zu beteiligen. Auf dieser 
Grundlage entstanden erste Ansätze einer Zusammenarbeit des 
Bildungsministeriums mit den sich entwickelnden Wirtschafts- 
verbänden und zum Teil auch mit den Gewerkschaften. 

Eine vom Ministerpräsidenten im September 1998 initiierte 
Konferenz gab weitere Gelegenheit, Projektergebnisse vor den 
Zuständigen für Berufsbildung aus den Regionen Kasachstans 
zu präsentieren, breitenwirksam Möglichkeiten und Anfor- 
derungen an eine moderne Berufsausbildung darzustellen und 
einen Beitrag zur Überwindung des negativen Images der 
Berufsausbildung zu leisten. 


Die Daten über die berufliche Bildung werden fünf verschiede- 
nen Bereichen entnommen, die jeweils eigene Definitionen ver- 
wenden. 

Statistik der zuständigen Stellen 

Die zuständigen Stellen melden jährlich zum 30. September die 
Anzahl der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge nach 
ausgewählten Berufen und Berufsgruppen für jeden Arbeits- 
amtsbezirk an das Bundesministerium für Bildung und For- 
schung, das mit der Durchführung der Erhebung das Bundesin- 
stitut für Berufsbildung beauftragt hat. Zusammen mit den 
regionalen Daten der Bundesanstalt für Arbeit über die bei den 
Arbeitsämtern registrierten noch unbesetzten Plätze und noch 
nicht vermittelten Bewerber zum 30. September werden diese 
Angaben zur Erstellung der aktuellen Ausbildungsplatzbilanz 
verwendet. 

Die zuständigen Stellen führen außerdem das Verzeichnis 
der Berufsausbildungsverhältnisse in den anerkannten Ausbil- 
dungsberufen (§31BBiG; §28 HwO). Auf dieser Grundlage 
werden von den Statistischen Landesämtem die Berufs- 
bildungsstatistiken des jeweiligen Bereichs zum Stichtag 
31. Dezember zusammengestellt und an das Statistische Bun- 
desamt weitergeleitet. Das Statistische Bundesamt gibt jährlich 
die Veröffentlichung „Berufliche Bildung“ heraus, die neben 
den Angaben über Auszubildende Daten über Ausbilder, Prü- 
fungen, Weiterbildung und Ausbildungsberater enthält '). 

Die Statistiken der zuständigen Stellen - zusammengefaßt in 
der Veröffentlichung des Statistischen Bundesamtes - bilden 
die Grundlage der Berufsbildungsstatistik, da die Daten un- 
mittelbar im Rahmen der Tätigkeit der zuständigen Stellen 
(Eintragung der Verträge in das Verzeichnis der Berufsausbil- 
dungsverhältnisse, Durchführung von Prüfungen, Bestellung 
von Ausbildungsberatem usw.) anfallen und daher eine genaue 
Abgrenzung der verschiedenen Tatbestände gemäß den Defini- 
tionen des BBiG gewährleistet ist. 

Berufsschulstatistik der Länder 

Die Länder führen jährlich zum Schuljahresbegirm eine Erhe- 
bung an den Berufsschulen durch, bei der auch die Auszubil- 
denden erfaßt werden. Abweichungen zur Statistik der zustän- 
digen Stellen ergeben sieh durch unterschiedliche Stichtage. 
Ferner wird auch ein geringer Teil der Auszubildenden an den 
Berufsschulen gar nicht erfaßt, da - je nach landesüblicher 
Regelung — nach Erreichen einer bestimmten Altersgrenze 
keine Berufsschulpflicht mehr besteht. 

Die Angaben über die Auszubildenden sind vor allem wichtig, 
wenn Vergleiche mit der Anzahl berufsschulpflichtiger Jung- 
arbeiterZ-angestellten und arbeitsloser Jugendlicher gezogen 
werden sollen, da diese in der Berufsschulstatistik ebenfalls 
erfaßt werden^). 


')Vgl. Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, 
Reihe 3, Berufliche Bildung (jährlich) 

Vgl. ebenda, Reihe 2, Berufliches Schulwesen (jährlich) 
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Berufsberatungsstatistik der 
Bundesanstalt für Arbeit 

Die Bundesanstalt für Arbeit weist die bei den Arbeitsämtern 
ratsuchenden Jugendlichen nach ihrem Berufswunsch, nach 
dem Ergebnis der Beratung und anderen Merkmalen für das 
jeweils abgelaufene Beratungsjahr (1 . Oktober bis 30. Septem- 
ber) aus. Ferner wird zum Stichtag 30. September die Anzahl 
der noch nicht vermittelten Bewerber und unbesetzt gebliebe- 
nen Berufsausbildungsstellen ermittelt. Diese Angaben gehen 
nach der Definition des BerBiFG in die Ausbildungsplatzbilanz 
des Berufsbildungsberichts ein '). 

Beschäftigungsstatistik der 
Bundesanstalt für Arbeit 

In der Beschäftigtenstatistik werden die sozialversicherungs- 
pflichtig Beschäftigten in Ausbildung seit 1976 ausgewiesen. 
Dazu gehören Auszubildende, Anlernlinge, Praktikanten, 
Volontäre und Umschüler. Die Auswertungen werden zum 
30. Juni erstellt, da zu diesem Zeitpunkt die Eintragung der Jah- 
resmeldungen abgeschlossen ist. Wichtige Merkmale für die 
Auszubildenden sind die Staatsangehörigkeit und die Vertei- 
lung auf die Wirtschaftszweige sowie auf die Beschäftigtenbe- 
rufe^). 


7.2 Vorbereitung des Berufsbildungs- 
berichtes 1999 durch das Bundesinstitut 
für Berufsbildung u. a. 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung bereitet im Rahmen 
seiner gesetzlichen Aufgaben und nach Weisung des Bundes- 
ministeriums für Bildung und Forschung die statistischen Daten 
zum Teil I auf und erstellt Entwürfe für den größten Teil der 
Beiträge zu Teil II des Berufsbildungsberichts (Informationen 
und Daten zur beruflichen Bildung). Für den Berufsbildungsbe- 
richt 1999 haben folgende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 
Bundesinstituts für Berufsbildung Beiträge geleistet: 


Adler, Tibor 
Albert, Klaus 
Alex, Dr. Faszlo 
Alt, Christel 
Althoff, Heinrich 
Balli, Christel 
von Bardeleben, Richard 
Becker, Dr. Wolfgang 
Beer-Kem, Dr. Dagmar 
Beicht, Ursula 
Bellaire, Edith 
Biehler-Baudisch, Hilde 
Bloetz, Dr. Ulrich 
Borutta, Anka 
Christopher, Dr. Bernd 
Csongär, Dr. Gabriele 
Davids, Sabine 
Degen, Ulrich 
Eberhard, Christiane 
Eheim, Hans-Dieter 
Feiler, Dr. Gisela 
Funke, Uta 

Gewände, Wolf-Dieter 
Gerwin, Werner 
Granato, Mona 
Grieger, Dr. Dorothea 
Grünewald, Dr. Uwe 
Gutschow, Katrin 
Härtel, Michael 
Hahne, Dr. Klaus 
Hecker Oskar 
Hecker Ursula 
Hensge, Dr. Kathrin 
Hoene, Dr. Bernd 
Holz, Heinz 
Jander, Frank 
Kau, Dr. Winand 
Kenne, Saskia 
Klähn, Margitta 


Koch, Dr. Richard 
Kollatz, Heidemarie 
Kramer, Dr. Horst 
Krekel, Dr. Elisabeth 
Krüger, Heinrich 
Kutscha, Jürgen 
Eaur-Emst, Dr. Ute 
Eiebenberg, Gisela 
Maier, Erwin 
Markert, Dr. Werner 
Melms, Brigitte 
Mietzner, Monika 
Neubert, Dr. Renate 
Orth, Barbara 
Paulini, Hamielore 
Paulsen, Bent 
Podeszfa, Helena 
Pravda, Gisela 
Puhlmann, Angelika 
Ramlow, Dr. Elke 
Reuling, Dr. Joachim 
Schemme, Dr. Dorothea 
Schiemarm, Manfred 
Schlottau, Walter 
Schmidt, Dr. Jens 
Schmidt-Hackenberg, Brigitte 
Scholz, Dietrich 
Schöngen, Klaus 
Schröder, Rolf 
Schulte, Barbara 
Schulz, Winfried 
Stiller, Ingrid 
Tillmann, Heinrich 
Troltsch, Klaus 
Ulrich, Dr. Joachim 
Werner, Dr. Rudolf 
Wolf, Brigitte 

Zimmermann, Dr. Hildegard 
Zinke, Dr. Gert 


Außerdem haben die Bundesanstalt für Arbeit, das Institut für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, das Institut der deutschen 
Wirtschaft Köln, das Landesinstitut für Schule und Weiterbil- 
dung Soest und das Institut für Technik und Bildung an der Uni- 
versität Bremen an der Erstellung des Berufsbildungsberichtes 
mitgewirkt. 

Die Verantwortung für die im Berufsbildungsbericht veröffent- 
lichten Fassungen der Beiträge liegt beim Bundesministerium 
für Bildung und Forschung. 


') Vgl. Bundesanstalt für Arbeit, Amtliche Nachrichten der Bundesanstalt 
für Arbeit, Sonderheft Ergebnisse der Berufsberatungsstatistik (jähr- 
lich) 

-) Vgl. Bundesanstalt für Arbeit, Amtliche Nachrichten der Bundesanstalt 
für Arbeit (jährlich) 
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Tabelle 5/1: 
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Tabelle 1/1: Versorgung der Jugendlichen mit Berufsausbildungsstellcn 1997 und 1998 


Land 

Ausbildungsstellenangebot 

Ausbildungsstellennachfrage 

Angebots-Nachfrage-Relation 

1997 

1998 

Verände- 
rung ge- 
genüber 
1997 

1997 

1998 

Verände- 
rung ge- 
genüber 
1997 

1997 

1998 

Verände- 
rung ge- 
genüber 
1997 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Baden-Württemberg 

74.081 

77.554 

4,7 

73.219 

76.009 

3,8 

101,2 

102,0 

0,8 

Bayern 

98.199 

103.250 

5,1 

96.618 

100.908 

4,4 

101,6 

102,3 

0,7 

Berlin') 

19.611 

22.789 

16,2 

22.399 

24.619 

9,9 

87,6 

92,6 

5,7 

Brandenburg 

19.689 

21.430 

8,8 

23.889 

26.968 

12,9 

82,4 

79,5 

-3,6 

Bremen^) 

6.796 

6.691 

-1,5 

7.356 

7.124 

-3,2 

92,4 

93,9 

1,7 

Hamburg 

12.034 

12.251 

1,8 

12.817 

12.883 

0,5 

93,9 

95,1 

1,3 

Hessen 

41.441 

43.465 

4,9 

41.941 

43.820 

4,5 

98,8 

99,2 

0,4 

Mecklenburg- V orpommem 

19.105 

19.399 

1,5 

20.748 

20.453 

-1,4 

92,1 

94,8 

3,0 

Niedersachsen") 

57.623 

59.241 

2,8 

60.437 

60.138 

-0,5 

95,3 

98,5 

3,3 

N ordrhein- Westfalen 

124.686 

128.236 

2,8 

127.771 

129.174 

1,1 

97,6 

99,3 

1,7 

Rheinland-Pfalz 

29.966 

31.347 

4,6 

30.391 

31.461 

3,5 

98,6 

99,6 

1,1 

Saarland 

8.217 

8.907 

8,4 

8.149 

9.101 

11,7 

100,8 

97,9 

-2,9 

Sachsen 

36.927 

36.051 

-2,4 

41.839 

38.903 

-7,0 

88,3 

92,7 

5,0 

Sachsen- Anhalt 

23.917 

23.262 

-2,7 

25.011 

23.775 

-4,9 

95,6 

97,8 

2,3 

Schleswig-Holstein 

20.392 

20.807 

2,0 

20.417 

20.653 

1,2 

99,9 

100,7 

0,9 

Thüringen 

20.697 

21.495 

3,9 

21.936 

22.457 

2,4 

94,4 

95,7 

1,4 

Alte Länder 

487.045 

506.449 

4,0 

494.018 

506.935 

2,6 

98,6 

99,9 

1,3 

Neue Länder 

126.336 

129.726 

2,7 

140.920 

141.511 

0,4 

89,7 

91,7 

2,3 

Bundesgebiet 

613.381 

636.175 

3,7 

634.938 

648.446 

2,1 

96,6 

98,1 

1,6 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Tabelle 1/1, Seite 198 
Hinweis: 

Bei der Interpretation der Tabelle sind die unterschiedlichen Zeiträume der Umsetzung der staatlichen Sonderprogramme in den neuen Ländern zu berücksichtigen. 


') Wegen der Neugliederung der Berliner Arbeitsämter vom 30. Juni 1997 ist die differenzierte Darstellung von Ergebnissen von Berlin (West) und Berlin (Ost) nicht mehr 
möglich, in den Ergebnissen der alten bzw. neuen Länder sind die Angaben enthalten, die Vergleichbarkeit gegenüber den Vorjahren ist eingeschränkt. 

^) Einschließlich der niedersächsischen Gebiete, die zu den bremischen Arbeitsamtsbezirken gehören 
') Ohne die Gebiete, die zu den bremischen Arbeitsamtsbezirken gehören 


Quelle: Bundesanstalt für Arbeit, Ergebnisse der Berufsberatungsstatistik; Bundesinstitut für Berufsbildung, Erhebung zum 30. September 
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Drucksache 14/1056 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Tabelle 1/3 


Tabelle 1/3: Gesamtangebots-Nachfrage-Relation nach Arbeitsamtsbezirken 1997 nnd 1998 


Arbeitsamtsbezirk 

Angebot an 


Nachfrage nach 


Angebots-Nachfrage-Relation 



Ausbildungsplätzen 

Ausbildungsplätzen 





1998 

Veränderung 
zum Vorjahr 

1998 

Veränderung 
zum Vorjahr 

1997 

1998 

Veränderung 
zum Vorjahr 







Anzahl 

in Prozent 

Anzahl 

in Prozent 

Prozent 


in Prozent 

Bad Oldesloe 

2.346 

0.0 

2.382 

1.0 

99.4 

98.5 

-0.9 

Elmshorn 

3.276 

1.2 

3.204 

0.5 

101.6 

102.2 

0.7 

Flensburg 

3.659 

2.1 

3.649 

0.1 

98.3 

100.3 

2.0 

Heide 

1.251 

1.3 

1.227 

2.3 

102.9 

102.0 

-0.9 

Kiel 

3.491 

2.1 

3.410 

1.2 

101.4 

102.4 

1.0 

Lübeck 

3.742 

2.0 

3.704 

-0.6 

98.5 

101.0 

2.6 

Neumünster 

3.042 

4.9 

3.077 

5.2 

99.1 

98.9 

-0.3 

Schleswig-Holstein 

20.807 

2.0 

20.653 

1.2 

99.9 

100.7 

0.9 

Hamburg 

12.251 

1.8 

12.883 

0.5 

93.9 

95.1 

1.3 

Braunschweig 

4.081 

2.2 

4.103 

1.7 

99.0 

99.5 

0.5 

Celle 

3.039 

5.9 

3.044 

-0.1 

94.2 

99.8 

6.0 

Emden 

2.552 

6.0 

2.596 

3.8 

96.2 

98.3 

2.2 

Goslar 

1.246 

0.1 

1.277 

-0.9 

96.6 

97.6 

1.0 

Göttingen 

3.373 

0.8 

3.595 

2.0 

94.9 

93.8 

-1.2 

Hameln 

2.882 

2.5 

2.850 

-2.0 

96.6 

101.1 

4.6 

Hannover 

7.576 

4.2 

7.915 

4.2 

95.7 

95.7 

0.0 

Helmstedt 

2.974 

9.5 

3.283 

-3.3 

80.1 

90.6 

13.2 

Hildesheim 

2.520 

-2.2 

2.535 

-8.1 

93.5 

99.4 

6.4 

Leer 

2.301 

6.3 

2.286 

-5.8 

89.2 

100.7 

12.8 

Lüneburg 

2.356 

6.1 

2.379 

4.1 

97.1 

99.0 

2.0 

Nienburg 

1.906 

7.0 

1.830 

4.8 

102.0 

104.2 

2.1 

Nordhorn 

3.041 

- 4.6 

2.854 

-6.5 

104.4 

106.6 

2.1 

Oldenburg 

4.373 

2.4 

4.441 

-3.2 

93.2 

98.5 

5.7 

Osnabrück 

4.484 

4.2 

4.470 

1.3 

97.5 

100.3 

2.9 

Stade 

2.928 

4.8 

3.013 

3.0 

95.6 

97.2 

1.7 

Uelzen 

1.670 

-1.1 

1.766 

-3.8 

92.0 

94.6 

2.7 

Vechta 

2.361 

-2.2 

2.312 

-6.5 

97.6 

102.1 

4.6 

Verden 

2.372 

2.6 

2.345 

-0.6 

98.0 

101.2 

3.2 

Wilhelmshaven 

1.206 

-3.3 

1.244 

-2.9 

97.3 

96.9 

-0.4 

Niedersachsen') 

59.241 

2.8 

60.138 

-0.5 

95.3 

98.5 

3.3 

Bremen 

5.123 

-0.7 

5.474 

-3.1 

91.3 

93.6 

2.5 

Bremerhaven 

1.568 

^.1 

1.650 

-3.3 

95.8 

95.0 

-0.8 

Bremen^) 

6.691 

-1.5 

7.124 

-3.2 

92.4 

93.9 

1.7 

Aachen 

5.836 

1.1 

5.827 

-0.5 

98.7 

100.2 

1.5 

Ahlen 

2.024 

6.3 

1.996 

0.7 

96.0 

101.4 

5.6 

Bergisch-Gladbach 

4.742 

-1.1 

4.821 

0.4 

99.9 

98.4 

-1.6 

Bielefeld 

5.528 

2.8 

5.685 

2.8 

97.2 

97.2 

0.1 

Bochum 

3.788 

8.4 

4.000 

5.5 

92.2 

94.7 

2.7 

Bonn 

5.701 

2.8 

5.578 

3.2 

102.6 

102.2 

-0.4 

Brühl 

3.673 

-0.8 

3.628 

2.1 

104.2 

101.2 

-2.9 

Coesfeld 

4.876 

3.1 

4.732 

3.3 

103.3 

103.0 

-0.2 

Detmold 

2.629 

11.9 

2.526 

9.6 

102.0 

104.1 

2.1 

Dortmund 

5.113 

-0.2 

5.533 

-2.4 

90.4 

92.4 

2.2 

Düren 

1.721 

0.4 

1.706 

-2.9 

97.6 

100.9 

3.4 

Düsseldorf 

7.534 

3.8 

7.478 

2.8 

99.7 

100.7 

1.0 

Duisburg 

3.294 

-0.8 

3.392 

-2.8 

95.2 

97.1 

2.0 

Essen 

4.274 

1.4 

4.311 

0.9 

98.7 

99.1 

0.4 

Gelsenkirchen 

3.083 

6.5 

3.521 

-0.5 

81.8 

87.6 

7.0 

Hagen 

3.741 

4.3 

3.531 

1.6 

103.3 

105.9 

2.6 

Hamm 

2.758 

4.1 

2.907 

-2.7 

88.7 

94.9 

6.9 

Herford 

4.514 

2.6 

4.375 

0.7 

101.2 

103.2 

2.0 

Iserlohn 

2.999 

3.1 

2.976 

4.2 

101.8 

100.8 

-1.0 

Köln 

8.484 

4.6 

8.432 

4.4 

100.4 

100.6 

0.2 

Krefeld 

3.588 

0.2 

3.587 

0.6 

100.5 

100.0 

-0.5 

Meschede-Brilon 

2.505 

2.1 

2.374 

2.8 

106.3 

105.5 

-0.7 

Mönchengladbach 

4.620 

4.9 

4.523 

3.4 

100.7 

102.1 

1.4 

Münster 

2.718 

2.5 

2.584 

1.5 

104.2 

105.2 

0.9 

Oberhausen 

2.452 

4.2 

2.479 

1.0 

95.9 

98.9 

3.2 

Paderborn 

3.968 

8.2 

3.978 

6.4 

98.1 

99.7 

1.7 

Recklinghausen 

3.663 

2.2 

3.741 

-5.3 

90.7 

97.9 

8.0 

Rheine 

3.213 

4.4 

3.151 

3.8 

101.4 

102.0 

0.5 

Siegen 

3.407 

4.4 

3.551 

5.4 

96.9 

95.9 

-0.9 

Soest 

2.155 

2.9 

2.213 

0.0 

94.7 

97.4 

2.8 

Solingen 

1.968 

1.9 

1.992 

- 4.6 

92.5 

98.8 

6.8 

Wesel 

4.531 

-2.6 

4.865 

-9.3 

86.8 

93.1 

7.3 

Wuppertal 

3.136 

0.7 

3.181 

-1.5 

96.4 

98.6 

2.3 

Nordrhein-Westfalen 

128.236 

2.8 

129.174 

1.1 

97.6 

99.3 

1.7 

Bad Hersfeld 

1.501 

7.8 

1.618 

9.1 

93.9 

92.8 

-1.2 

Darmstadt 

6.255 

5.1 

6.392 

5.3 

98.0 

97.9 

-0.2 

Frankfurt 

10.680 

5.9 

10.114 

3.2 

102.9 

105.6 

2.6 

Fulda 

2.023 

9.7 

2.012 

9.2 

100.1 

100.5 

0.5 

Giessen 

3.904 

5.5 

3.977 

7.1 

99.6 

98.2 

-1.4 

Hanau 

2.432 

3.5 

2.533 

4.9 

97.3 

96.0 

-1.3 

Kassel 

4.483 

-2.3 

4.725 

-1.2 

95.9 

94.9 

-1.1 

Korbach 

1.506 

3.4 

1.490 

1.1 

98.8 

101.1 

2.3 

Limburg 

1.198 

5.9 

1.202 

0.7 

94.7 

99.7 

5.2 

Marburg 

1.569 

6.1 

1.640 

3.9 

93.7 

95.7 

2.1 

Offenbach 

1.969 

10.7 

1.990 

9.4 

97.7 

98.9 

1.2 

Wetzlar 

2.536 

7.8 

2.589 

5.6 

96.0 

98.0 

2.1 

Wiesbaden 

3.409 

2.2 

3.538 

6.7 

100.6 

96.4 

-4.2 

Hessen 

43.465 

4.9 

43.820 

4.5 

98.8 

99.2 

0.4 


216 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Drucksache 14/1056 


Tabelle 1/3 


noch Tabelle 1/3: Gesamtangebots-Nachfrage-Relation nach Arbeitsamtsbezirken 1997 und 1998 


Arbeitsamtsbezirk 

Angebot an 

Ausbildungsplätzen 

Nachfrage nach 
Ausbildungsplätzen 

Angebots-Nachfrage-Relation 

1998 

Anzahl 

Veränderung 
zum Vorjahr 
in Prozent 

1998 

Anzahl 

Veränderung 
zum Vorjahr 
in Prozent 

1997 

1998 

Veränderung 
zum Vorjahr 
in Prozent 

Prozent 

Bad Kreuznach 

2.575 

11.1 

2.663 

10.0 

95.7 

96.7 

1.0 

Kaiserslautern 

2.487 

7.1 

2.565 

1.8 

92.2 

97.0 

5.2 

Koblenz 

2.819 

- 1.2 

2.788 

- 1.4 

100.9 

101.1 

0.2 

Ludwigshafen 

4.198 

7.6 

4.208 

6.2 

98.4 

99.8 

1.4 

Mainz 

4.283 

2.3 

4.322 

2.1 

98.9 

99.1 

0.2 

Mayen 

2.121 

- 1.0 

2.051 

- 2.1 

102.2 

103.4 

1.2 

Montabaur 

2.593 

6.4 

2.551 

4.7 

100.0 

101.6 

1.6 

Landau 

2.472 

11.3 

2.458 

8.4 

97.9 

100.6 

2.7 

Neuwied 

2.527 

- 0.5 

2.546 

1.0 

100.7 

99.3 

- 1.4 

Pirmasens 

1.282 

- 0.1 

1.310 

- 2.7 

95.3 

97.9 

2.7 

Trier 

3.990 

6.0 

3.999 

6.4 

100.2 

99.8 

- 0.4 

Rheinland-Pfalz 

31.347 

4.6 

31.461 

3.5 

98.6 

99.6 

1.1 

Aalen 

3.399 

5.1 

3.365 

5.9 

101.8 

101.0 

- 0.8 

Balingen 

2.153 

- 1.1 

2.150 

1.1 

102.3 

100.1 

- 2.1 

Freiburg 

4.242 

2.9 

4.211 

2.7 

100.5 

100.7 

0.2 

Göppingen 

5.095 

10.5 

5.040 

6.2 

97.2 

101.1 

4.0 

Heidelberg 

3.070 

1.9 

3.071 

- 0.1 

98.0 

100.0 

2.0 

Heilbronn 

3.702 

6.8 

3.691 

7.7 

101.1 

100.3 

- 0.8 

Karlsruhe 

4.813 

6.9 

4.784 

6.7 

100.5 

100.6 

0.1 

Konstanz 

2.261 

2.5 

2.138 

1.8 

105.0 

105.8 

0.7 

Lörrach 

2.614 

6.8 

2.643 

7.5 

99.6 

98.9 

- 0.7 

Ludwigsburg 

3.146 

3.5 

3.108 

3.8 

101.5 

101.2 

- 0.3 

Mannheim 

4.109 

7.3 

3.956 

4.7 

101.3 

103.9 

2.5 

Nagold 

2.088 

2.0 

1.999 

3.1 

105.7 

104.5 

- 1.2 

Offenburg 

3.197 

4.4 

3.160 

4.5 

101.3 

101.2 

- 0.1 

Pforzheim 

2.164 

6.2 

2.185 

7.8 

100.5 

99.0 

- 1.5 

Rastatt 

1.855 

10.7 

1.718 

6.0 

103.3 

108.0 

4.5 

Ravensburg 

4.148 

7.7 

4.069 

6.7 

101.0 

101.9 

0.9 

Reutlingen 

3.304 

5.2 

3.146 

2.2 

102.0 

105.0 

2.9 

Rottweil 

2.018 

6.5 

1.961 

- 3.6 

93.1 

102.9 

10.6 

Waiblingen 

2.543 

1.4 

2.486 

4.8 

105.7 

102.3 

- 3.2 

Schwäbisch Hall 

2.668 

5.1 

2.596 

4.8 

102.5 

102.8 

0.3 

Stuttgart 

8.522 

2.2 

8.299 

1.7 

102.2 

102.7 

0.4 

Tauberbischofsheim 

2.170 

6.6 

2.146 

3.8 

98.4 

101.1 

2.8 

Ulm 

2.624 

- 0.9 

2.552 

- 3.8 

99.8 

102.8 

3.0 

V illingen-Schwenningen 

1.649 

- 0.3 

1.535 

2.9 

110.9 

107.4 

- 3.1 

Baden-Württemberg 

77.554 

4.7 

76.009 

3.8 

101.2 

102.0 

0.8 

Ansbach 

2.693 

3.1 

2.663 

4.6 

102.6 

101.1 

- 1.4 

Aschaffenburg 

3.400 

7.1 

3.460 

6.7 

97.9 

98.3 

0.4 

Bamberg 

2.409 

7.4 

2.406 

3.0 

96.0 

100.1 

4.3 

Bayreuth 

2.276 

7.3 

2.310 

4.7 

96.1 

98.5 

2.5 

Coburg 

2.519 

6.3 

2.625 

8.4 

97.8 

96.0 

- 1.9 

Hof 

2.103 

5.5 

2.046 

3.4 

100.7 

102.8 

2.1 

Nürnberg 

10.654 

2.1 

10.857 

- 3.0 

93.2 

98.1 

5.3 

Regensburg 

4.721 

12.2 

4.431 

7.0 

101.6 

106.5 

4.9 

Schwandorf 

3.763 

6.5 

3.655 

5.3 

101.8 

103.0 

1.1 

Schweinfurt 

3.951 

3.1 

4.003 

4.8 

100.3 

98.7 

- 1.6 

Weiden 

1.786 

6.3 

1.790 

3.6 

97.3 

99.8 

2.6 

Weißenburg 

1.469 

9.5 

1.366 

5.8 

104.0 

107.5 

3.5 

Würzburg 

4.364 

3.1 

4.334 

5.1 

102.6 

100.7 

- 1.9 

Augsburg 

4.854 

6.1 

5.055 

7.8 

97.6 

96.0 

- 1.6 

Deggendorf 

3.215 

4.9 

2.971 

7.2 

110.6 

108.2 

- 2.2 

Donauwörth 

1.943 

7.1 

1.860 

3.7 

101.2 

104.5 

3.2 

Freising 

1.662 

1.7 

1.618 

4.1 

105.1 

102.7 

- 2.3 

Ingolstadt 

3.698 

6.0 

3.587 

7.2 

104.3 

103.1 

- 1.2 

Kempten 

3.960 

6.1 

3.867 

5.4 

101.7 

102.4 

0.6 

Landshut 

2.822 

7.8 

2.602 

5.3 

105.9 

108.5 

2.4 

Memmingen 

4.080 

10.1 

3.793 

8.5 

106.0 

107.6 

1.5 

München 

16.292 

2.9 

15.522 

3.6 

105.7 

105.0 

- 0.7 

Pas sau 

3.139 

9.6 

3.088 

10.2 

102.1 

101.7 

- 0.5 

Pfari'kirchen 

2.927 

4.8 

2.748 

5.9 

107.7 

106.5 

- 1.1 

Rosenheim 

3.689 

4.4 

3.584 

4.5 

103.0 

102.9 

- 0.1 

Traunstein 

2.323 

0.9 

2.286 

5.1 

105.9 

101.6 

^.0 

Weilheim 

2.538 

3.3 

2.381 

1.3 

104.6 

106.6 

1.9 

Bayern 

103.250 

5.1 

100.908 

4.4 

101.6 

102.3 

0.7 

Neunkirchen 

2.292 

1.7 

2.340 

5.8 

101.9 

97.9 

- 3.9 

Saarbrücken 

4.174 

16.9 

4.229 

17.7 

99.4 

98.7 

- 0.7 

Saarlouis 

2.441 

2.0 

2.532 

8.0 

102.1 

96.4 

- 5.6 

Saarland 

8.907 

8.4 

9.101 

11.7 

100.8 

97.9 

-2.9 

Berlin ( West )^) 

14.700 

8,0 

15.664 

5,1 

91.3 

93.8 

2.8 

Alte Länder 

506.449 

4.0 

506.935 

2.6 

98.6 

99.9 

1.3 
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noch Tabelle 1/3: Gesamtangebots-Nachfrage-Relation nach Arbeitsamtsbezirken 1997 und 1998 


Arbeitsamtsbezirk 

Angebot an 

Ausbildungsplätzen 

Nachfrage nach 
Ausbildungsplätzen 

Angebots-Nachfrage-Relation 

1998 

Anzahl 

Veränderung 
zum Vorjahr 
in Prozent 

1998 

Anzahl 

Veränderung 
zum Vorjahr 
in Prozent 

1997 

1998 

Veränderung 
zum Vorjahr 
in Prozent 

Prozent 

Cottbus 

5.657 

4.5 

7.283 

6.8 

79.4 

77.7 

-2.2 

Eberswalde 

2.404 

6.6 

3.251 

6.1 

73.6 

73.9 

0.5 

Frankfurt/Oder 

4.158 

17.7 

5.313 

24.8 

83.0 

78.3 

-5.7 

Neumppin 

3.297 

13.6 

4.297 

22.5 

82.8 

76.7 

-7.3 

Potsdam 

5.914 

5.9 

6.824 

9.3 

89.4 

86.7 

-3.1 

Brandenburg 

21.430 

8.8 

26.968 

12.9 

82.4 

79.5 

-3.6 

N eubrandenburg 

4.997 

4.0 

5.357 

-2.5 

87.5 

93.3 

6.7 

Rostock 

5.277 

-0.3 

5.514 

-1.7 

94.3 

95.7 

1.4 

Schwerin 

5.061 

-1.9 

5.295 

-6.4 

91.2 

95.6 

4.8 

Stralsund 

4.064 

5.5 

4.287 

7.4 

96.5 

94.8 

-1.8 

Mecklenburg-Vorpommern 

19.399 

1.5 

20.453 

-1.4 

92.1 

94.8 

3.0 

Annaberg 

2.409 

-0.1 

2.768 

3.7 

90.3 

87.0 

-3.6 

Bautzen 

4.353 

-2.9 

5.038 

-17.7 

73.2 

86.4 

18.0 

Chemnitz 

5.355 

-5.5 

5.630 

-10.3 

90.3 

95.1 

5.4 

Dresden 

6.337 

4.6 

6.740 

2.1 

91.8 

94.0 

2.4 

Leipzig 

6.716 

-3.8 

7.091 

-3.5 

95.0 

94.7 

-0.4 

Oschatz 

1.589 

-11.8 

1.834 

-11.3 

87.1 

86.6 

-0.6 

Pirna 

1.898 

-4.7 

1.927 

-14.7 

88.2 

98.5 

11.7 

Plauen 

2.028 

-1.1 

2.119 

-5.7 

91.2 

95.7 

4.9 

Riesa 

1.714 

-8.9 

2.049 

-8.9 

83.6 

83.7 

0.0 

Zwickau 

3.652 

1.4 

3.707 

-7.3 

90.1 

98.5 

9.4 

Sachsen 

36.051 

-2.4 

38.903 

-7.0 

88.3 

92.7 

5.0 

Dessau 

2.381 

-3.6 

2.541 

-6.2 

91.2 

93.7 

2.7 

Halberstadt 

1.907 

-6.8 

1.944 

-6.4 

98.5 

98.1 

-0.4 

Halle 

5.054 

-1.6 

5.080 

-3.5 

97.5 

99.5 

2.0 

Magdeburg 

5.755 

-5.0 

5.837 

-7.1 

96.4 

98.6 

2.3 

Merseburg 

2.830 

-1.7 

2.932 

- 4.6 

93.7 

96.5 

3.0 

Sangerhausen 

1.933 

-10.0 

1.981 

-15.9 

91.2 

97.6 

7.0 

Stendal 

2.229 

6.9 

2.283 

6.8 

97.5 

97.6 

0.1 

Wittenberg 

1.173 

6.9 

1.177 

6.1 

98.9 

99.7 

0.8 

Sachsen-Anhalt 

23.262 

-2.7 

23.775 

- 4.9 

95.6 

97.8 

2.3 

Altenburg 

677 

-12.9 

739 

-16.2 

88.1 

91.6 

4.0 

Erfurt 

5.258 

6.9 

5.443 

8.3 

97.8 

96.6 

-1.3 

Gera 

2.840 

-2.8 

3.011 

-3.5 

93.7 

94.3 

0.6 

Gotha 

3.057 

21.3 

3.227 

12.2 

87.7 

94.7 

8.1 

Jena 

2.786 

-1.3 

2.900 

-2.3 

95.1 

96.1 

1.0 

Nordhausen 

2.652 

7.8 

2.826 

9.2 

95.1 

93.8 

-1.3 

Suhl 

4.225 

-1.2 

4.311 

-3.8 

95.5 

98.0 

2.7 

Thüringen 

21.495 

3.9 

22.457 

2.4 

94.4 

95.7 

1.4 

Berlin (Ost)^) 

8.089 

34,8 

8.955 

19,5 

80.0 

90.3 

12.8 

Neue Länder 

129.726 

2.7 

141.511 

0.4 

89.7 

91.7 

2.3 

Bundesgebiet 

636.175 

3.7 

648.446 

2.1 

96.6 

98.1 

1.6 


Vgl. Benifsbildungsbericht 1998, Tabelle 1/3, Seite 204 ff. 

Hinweis: 

Bei der Interpretation der Tabelle sind die unterschiedlichen Zeiträume der Umsetzung der staatlichen Sonderprogramme in den neuen Ländern zu berücksichtigen. 

') Ohne die Gebiete, die zu den bremischen Arbeitsamtsbezirken gehören 

-) Einschließlich der niedersächsischen Gebiete, die zu den bremischen Arbeitsamtsbezirken gehören 
Wegen der Neugliederung der Berliner Arbeitsämter vom 30. Juni 1997 ist die Vergleichbarkeit gegenüber den Vorjahren eingeschränkt. In den Ergebnissen der alten bzw. 
neuen Länder sind die Angaben enthalten. 


Quelle: Bundesanstalt für Arbeit, Ergebnisse der Berufsberatungsstatistik; Bundesinstitut für Berufsbildung, Erhebung zum 30. September 
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Tabelle 1/4: Gesamtangebot und Gesamtnachfrage nach Arbeitsamtsbezirken 1997 und 1998 


Arbeitsamtsbezirk 

Neu abgeschlossene 
Ausbildungs- 
verträge 

Noch nicht ver- 
mittelte Bewerber 

Unbesetzte Plätze 

Gesamtnachfrage 

Gesamtangebot 

1997 

1 1998 

1997 

1 1998 

1997 

1 1998 

1997 

1 1998 

1997 

1 1998 

Bad Oldesloe 

2.238 

2.276 

121 

106 

107 

70 

2.359 

2.382 

2.345 

2.346 

Elmshorn 

3.070 

3.116 

118 

88 

168 

160 

3.188 

3.204 

3.238 

3.276 

Flensburg 

3.471 

3.536 

175 

113 

114 

123 

3.646 

3.649 

3.585 

3.659 

Heide 

1.182 

1.200 

18 

27 

53 

51 

1.200 

1.227 

1.235 

1.251 

Kiel 

3.203 

3.375 

168 

35 

215 

116 

3.371 

3.410 

3.418 

3.491 

Lübeck 

3.574 

3.610 

153 

94 

96 

132 

3.727 

3.704 

3.670 

3.742 

Neumünster 

2.844 

2.990 

82 

87 

57 

52 

2.926 

3.077 

2.901 

3.042 

Schleswig-Holstein 

19.582 

20.103 

835 

550 

810 

704 

20.417 

20.653 

20.392 

20.807 

Hamburg 

11.851 

12.080 

966 

803 

183 

171 

12.817 

12.883 

12.034 

12.251 

Braunschweig 

3.933 

4.063 

100 

40 

60 

18 

4.033 

4.103 

3.993 

4.081 

Celle 

2.750 

2.905 

297 

139 

120 

134 

3.047 

3.044 

2.870 

3.039 

Emden 

2.255 

2.398 

247 

198 

152 

154 

2.502 

2.596 

2.407 

2.552 

Goslar 

1.224 

1.200 

65 

77 

21 

46 

1.289 

1.277 

1.245 

1.246 

Göttingen 

3.214 

3.306 

310 

289 

131 

67 

3.524 

3.595 

3.345 

3.373 

Hameln 

2.700 

2.758 

209 

92 

111 

124 

2.909 

2.850 

2.811 

2.882 

Hannover 

6.971 

7.369 

628 

546 

300 

207 

7.599 

7.915 

7.271 

7.576 

Helmstedt 

2.662 

2.923 

732 

360 

55 

51 

3.394 

3.283 

2.717 

2.974 

Hildesheim 

2.456 

2.432 

301 

103 

121 

88 

2.757 

2.535 

2.577 

2.520 

Leer 

2.087 

2.221 

339 

65 

78 

80 

2.426 

2.286 

2.165 

2.301 

Lüneburg 

2.128 

2.216 

158 

163 

92 

140 

2.286 

2.379 

2.220 

2.356 

Nienburg 

1.697 

1.814 

49 

16 

84 

92 

1.746 

1.830 

1.781 

1.906 

Nordhorn 

2.980 

2.836 

73 

18 

207 

205 

3.053 

2.854 

3.187 

3.041 

Oldenburg 

4.103 

4.199 

483 

242 

169 

174 

4.586 

4.441 

4.272 

4.373 

Osnabrück 

4.166 

4.306 

246 

164 

137 

178 

4.412 

4.470 

4.303 

4.484 

Stade 

2.731 

2.741 

193 

272 

64 

187 

2.924 

3.013 

2.795 

2.928 

Uelzen 

1.608 

1.619 

227 

147 

81 

51 

1.835 

1.766 

1.689 

1.670 

Vechta 

2.290 

2.264 

184 

48 

125 

97 

2.474 

2.312 

2.415 

2.361 

Verden 

2.209 

2.281 

151 

64 

104 

91 

2.360 

2.345 

2.313 

2.372 

Wilhelmshaven 

1.191 

1.174 

90 

70 

56 

32 

1.281 

1.244 

1.247 

1.206 

Niedersachsen') 

55.355 

57.025 

5.082 

3.113 

2.268 

2.216 

60.437 

60.138 

57.623 

59.241 

Bremen 

5.009 

5.014 

641 

460 

152 

109 

5.650 

5.474 

5.161 

5.123 

Bremerhaven 

1.590 

1.534 

116 

116 

45 

34 

1.706 

1.650 

1.635 

1.568 

Bremen^) 

6.599 

6.548 

757 

576 

197 

143 

7.356 

7.124 

6.796 

6.691 

Aachen 

5.442 

5.580 

412 

247 

333 

256 

5.854 

5.827 

5.775 

5.836 

Ahlen 

1.837 

1.991 

146 

5 

67 

33 

1.983 

1.996 

1.904 

2.024 

Bergisch-Gladbach 

4.408 

4.457 

393 

364 

389 

285 

4.801 

4.821 

4.797 

4.742 

Bielefeld 

5.140 

5.308 

391 

377 

235 

220 

5.531 

5.685 

5.375 

5.528 

Bochum 

3.279 

3.608 

511 

392 

216 

180 

3.790 

4.000 

3.495 

3.788 

Bonn 

5.126 

5.326 

279 

252 

421 

375 

5.405 

5.578 

5.547 

5.701 

Brühl 

3.374 

3.471 

178 

157 

328 

202 

3.552 

3.628 

3.702 

3.673 

Coesfeld 

4.421 

4.659 

158 

73 

308 

217 

4.579 

4.732 

4.729 

4.876 

Detmold 

2.234 

2.512 

71 

14 

116 

117 

2.305 

2.526 

2.350 

2.629 

Dortmund 

4.923 

5.006 

744 

527 

201 

107 

5.667 

5.533 

5.124 

5.113 

Düren 

1.596 

1.619 

161 

87 

118 

102 

1.757 

1.706 

1.714 

1.721 

Düsseldorf 

6.792 

7.186 

483 

292 

463 

348 

7.275 

7.478 

7.255 

7.534 

Duisburg 

3.118 

3.236 

370 

156 

204 

58 

3.488 

3.392 

3.322 

3.294 

Essen 

4.020 

4.111 

251 

200 

196 

163 

4.271 

4.311 

4.216 

4.274 

Gelsenkirchen 

2.712 

2.939 

825 

582 

182 

144 

3.537 

3.521 

2.894 

3.083 

Hagen 

3.323 

3.427 

151 

104 

264 

314 

3.474 

3.531 

3.587 

3.741 

Hamm 

2.582 

2.696 

405 

211 

68 

62 

2.987 

2.907 

2.650 

2.758 

Herford 

4.062 

4.249 

284 

126 

336 

265 

4.346 

4.375 

4.398 

4.514 

Iserlohn 

2.743 

2.879 

114 

97 

165 

120 

2.857 

2.976 

2.908 

2.999 

Köln 

7.690 

8.110 

387 

322 

423 

374 

8.077 

8.432 

8.113 

8.484 

Krefeld 

3.259 

3.386 

305 

201 

323 

202 

3.564 

3.587 

3.582 

3.588 

Meschede-Brilon 

2.251 

2.351 

58 

23 

203 

154 

2.309 

2.374 

2.454 

2.505 

Mönchengladbach 

4.101 

4.323 

273 

200 

304 

297 

4.374 

4.523 

4.405 

4.620 

Münster 

2.430 

2.523 

115 

61 

222 

195 

2.545 

2.584 

2.652 

2.718 

Oberhausen 

2.260 

2.392 

194 

87 

93 

60 

2.454 

2.479 

2.353 

2.452 

Paderborn 

3.494 

3.819 

246 

159 

174 

149 

3.740 

3.978 

3.668 

3.968 

Recklinghausen 

3.396 

3.502 

556 

239 

187 

161 

3.952 

3.741 

3.583 

3.663 

Rheine 

2.877 

3.075 

159 

76 

202 

138 

3.036 

3.151 

3.079 

3.213 

Siegen 

3.126 

3.346 

243 

205 

137 

61 

3.369 

3.551 

3.263 

3.407 

Soest 

2.029 

2.095 

183 

118 

66 

60 

2.212 

2.213 

2.095 

2.155 

Solingen 

1.831 

1.893 

256 

99 

100 

75 

2.087 

1.992 

1.931 

1.968 

Wesel 

4.512 

4.505 

850 

360 

140 

26 

5.362 

4.865 

4.652 

4.531 

Wuppertal 

2.978 

3.010 

253 

171 

136 

126 

3.231 

3.181 

3.114 

3.136 

Nordrhein-Westfalen 

117.366 

122.590 

10.405 

6.584 

7.320 

5.646 

127.771 

129.174 

124.686 

128.236 

Bad Hersfeld 

1.364 

1.476 

119 

142 

28 

25 

1.483 

1.618 

1.392 

1.501 

Darmstadt 

5.639 

5.923 

432 

469 

312 

332 

6.071 

6.392 

5.951 

6.255 

Frankfurt 

9.345 

9.774 

454 

340 

738 

906 

9.799 

10.114 

10.083 

10.680 

Fulda 

1.787 

1.949 

56 

63 

57 

74 

1.843 

2.012 

1.844 

2.023 

Giessen 

3.579 

3.746 

136 

231 

121 

158 

3.715 

3.977 

3.700 

3.904 

Hanau 

2.216 

2.333 

199 

200 

134 

99 

2.415 

2.533 

2.350 

2.432 

Kassel 

4.460 

4.400 

324 

325 

129 

83 

4.784 

4.725 

4.589 

4.483 

Korbach 

1.436 

1.453 

38 

37 

21 

53 

1.474 

1.490 

1.457 

1.506 

Limburg 

1.089 

1.147 

105 

55 

42 

51 

1.194 

1.202 

1.131 

1.198 

Marburg 

1.446 

1.529 

132 

111 

33 

40 

1.578 

1.640 

1.479 

1.569 

Offenbach 

1.715 

1.864 

104 

126 

63 

105 

1.819 

1.990 

1.778 

1.969 

Wetzlar 

2.273 

2.438 

178 

151 

79 

98 

2.451 

2.589 

2.352 

2.536 

Wiesbaden 

3.085 

3.182 

230 

356 

250 

227 

3.315 

3.538 

3.335 

3.409 

Hessen 

39.434 

41.214 

2.507 

2.606 

2.007 

2.251 

41.941 

43.820 

41.441 

43.465 
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noch Tabelle 1/4: Gesamtangebot nnd Gesamtnaehfrage nach Arbeitsamtsbezirken 1997 und 1998 


Arbeitsamtsbezirk 

Neu abgeschlossene 
Ausbildungs- 
verträge 

Noch nicht ver- 
mittelte Bewerber 

Unbesetzte Plätze 

Gesamtnachfrage 

Gesamtangebot 

1997 

1998 

1997 

1998 

1997 

1998 

1997 

1998 

1997 

1998 

Bad Kreuznach 

2.229 

2.466 

192 

197 

89 

109 

2.421 

2.663 

2.318 

2.575 

Kaiserslautern 

2.266 

2.388 

253 

177 

56 

99 

2.519 

2.565 

2.322 

2.487 

Koblenz 

2.721 

2.695 

108 

93 

133 

124 

2.829 

2.788 

2.854 

2.819 

Ludwigshafen 

3.703 

4.002 

261 

206 

197 

196 

3.964 

4.208 

3.900 

4.198 

Mainz 

3.969 

4.107 

263 

215 

216 

176 

4.232 

4.322 

4.185 

4.283 

Mayen 

1.941 

1.973 

155 

78 

201 

148 

2.096 

2.051 

2.142 

2.121 

Montabaur 

2.259 

2.397 

177 

154 

178 

196 

2.436 

2.551 

2.437 

2.593 

Landau 

2.149 

2.379 

119 

79 

72 

93 

2.268 

2.458 

2.221 

2.472 

Neuwied 

2.354 

2.371 

167 

175 

185 

156 

2.521 

2.546 

2.539 

2.527 

Pirmasens 

1.177 

1.198 

169 

112 

106 

84 

1.346 

1.310 

1.283 

1.282 

Trier 

3.578 

3.832 

181 

167 

187 

158 

3.759 

3.999 

3.765 

3.990 

Rheinland-Pfalz 

28.346 

29.808 

2.045 

1.653 

1.620 

1.539 

30.391 

31.461 

29.966 

31.347 

Aalen 

2.999 

3.252 

178 

113 

235 

147 

3.177 

3.365 

3.234 

3.399 

Balingen 

2.059 

2.062 

68 

88 

117 

91 

2.127 

2.150 

2.176 

2.153 

Freiburg 

3.916 

4.068 

185 

143 

207 

174 

4.101 

4.211 

4.123 

4.242 

Göppingen 

4.358 

4.812 

386 

228 

254 

283 

4.744 

5.040 

4.612 

5.095 

Heidelberg 

2.892 

2.972 

181 

99 

120 

98 

3.073 

3.071 

3.012 

3.070 

Heilbronn 

3.343 

3.588 

85 

103 

124 

114 

3.428 

3.691 

3.467 

3.702 

Karlsruhe 

4.355 

4.610 

127 

174 

148 

203 

4.482 

4.784 

4.503 

4.813 

Konstanz 

2.069 

2.103 

31 

35 

136 

158 

2.100 

2.138 

2.205 

2.261 

LöiTach 

2.339 

2.522 

119 

121 

109 

92 

2.458 

2.643 

2.448 

2.614 

Ludwigsburg 

2.834 

2.950 

161 

158 

206 

196 

2.995 

3.108 

3.040 

3.146 

Mannheim 

3.554 

3.829 

225 

127 

276 

280 

3.779 

3.956 

3.830 

4.109 

Nagold 

1.856 

1.966 

82 

33 

192 

122 

1.938 

1.999 

2.048 

2.088 

Offenburg 

2.906 

3.060 

119 

100 

157 

137 

3.025 

3.160 

3.063 

3.197 

Pforzheim 

1.969 

2.112 

57 

73 

68 

52 

2.026 

2.185 

2.037 

2.164 

Rastatt 

1.580 

1.700 

41 

18 

95 

155 

1.621 

1.718 

1.675 

1.855 

Ravensburg 

3.682 

3.979 

130 

90 

168 

169 

3.812 

4.069 

3.850 

4.148 

Reutlingen 

2.905 

3.065 

172 

81 

235 

239 

3.077 

3.146 

3.140 

3.304 

Rottweil 

1.846 

1.924 

189 

37 

48 

94 

2.035 

1.961 

1.894 

2.018 

Waiblingen 

2.311 

2.410 

62 

76 

197 

133 

2.373 

2.486 

2.508 

2.543 

Schwäbisch Hall 

2.467 

2.592 

10 

4 

71 

76 

2.477 

2.596 

2.538 

2.668 

Stuttgart 

8.052 

8.226 

105 

73 

288 

296 

8.157 

8.299 

8.340 

8.522 

T auberbischofsheim 

1.939 

2.044 

129 

102 

96 

126 

2.068 

2.146 

2.035 

2.170 

Ulm 

2.534 

2.460 

120 

92 

115 

164 

2.654 

2.552 

2.649 

2.624 

Villingen-Schwenningen 

1.431 

1.512 

61 

23 

223 

137 

1.492 

1.535 

1.654 

1.649 

Baden-Württemberg 

70.196 

73.818 

3.023 

2.191 

3.885 

3.736 

73.219 

76.009 

74.081 

77.554 

Ansbach 

2.472 

2.549 

74 

114 

140 

144 

2.546 

2.663 

2.612 

2.693 

Aschaffenburg 

3.051 

3.274 

192 

186 

124 

126 

3.243 

3.460 

3.175 

3.400 

Bamberg 

2.098 

2.269 

238 

137 

144 

140 

2.336 

2.406 

2.242 

2.409 

Bayreuth 

2.041 

2.197 

166 

113 

81 

79 

2.207 

2.310 

2.122 

2.276 

Coburg 

2.267 

2.459 

155 

166 

102 

60 

2.422 

2.625 

2.369 

2.519 

Hof 

1.907 

1.990 

72 

56 

86 

113 

1.979 

2.046 

1.993 

2.103 

Nürnberg 

10.219 

10.453 

975 

404 

217 

201 

11.194 

10.857 

10.436 

10.654 

Regensburg 

3.968 

4.309 

174 

122 

239 

412 

4.142 

4.431 

4.207 

4.721 

Schwandorf 

3.272 

3.551 

199 

104 

261 

212 

3.471 

3.655 

3.533 

3.763 

Schweinfüll 

3.629 

3.779 

192 

224 

202 

172 

3.821 

4.003 

3.831 

3.951 

Weiden 

1.648 

1.736 

79 

54 

32 

50 

1.727 

1.790 

1.680 

1.786 

Weißenburg 

1.243 

1.332 

48 

34 

99 

137 

1.291 

1.366 

1.342 

1.469 

Würzburg 

4.017 

4.226 

106 

108 

215 

138 

4.123 

4.334 

4.232 

4.364 

Augsburg 

4.343 

4.667 

345 

388 

232 

187 

4.688 

5.055 

4.575 

4.854 

Deggendorf 

2.591 

2.882 

180 

89 

475 

333 

2.771 

2.971 

3.066 

3.215 

Donauwörth 

1.726 

1.798 

67 

62 

89 

145 

1.793 

1.860 

1.815 

1.943 

Freising 

1.524 

1.585 

30 

33 

110 

77 

1.554 

1.618 

1.634 

1.662 

Ingolstadt 

3.200 

3.514 

145 

73 

289 

184 

3.345 

3.587 

3.489 

3.698 

Kempten 

3.491 

3.682 

179 

185 

243 

278 

3.670 

3.867 

3.734 

3.960 

Landshut 

2.450 

2.573 

22 

29 

169 

249 

2.472 

2.602 

2.619 

2.822 

Memmingen 

3.387 

3.661 

108 

132 

318 

419 

3.495 

3.793 

3.705 

4.080 

München 

14.510 

15.105 

467 

417 

1.327 

1.187 

14.977 

15.522 

15.837 

16.292 

Pas sau 

2.660 

2.951 

143 

137 

203 

188 

2.803 

3.088 

2.863 

3.139 

Pfarrkirchen 

2.562 

2.712 

32 

36 

232 

215 

2.594 

2.748 

2.794 

2.927 

Rosenheim 

3.362 

3.524 

67 

60 

171 

165 

3.429 

3.584 

3.533 

3.689 

Traunstein 

2.089 

2.205 

86 

81 

214 

118 

2.175 

2.286 

2.303 

2.323 

Weilheim 

2.261 

2.319 

89 

62 

197 

219 

2.350 

2.381 

2.458 

2.538 

Bayern 

91.988 

97.302 

4.630 

3.606 

6.211 

5.948 

96.618 

100.908 

98.199 

103.250 

Neunkirchen 

2.099 

2.211 

112 

129 

154 

81 

2.211 

2.340 

2.253 

2.292 

Saarbrücken 

3.307 

3.980 

286 

249 

263 

194 

3.593 

4.229 

3.570 

4.174 

Saarlouis 

2.200 

2.295 

145 

237 

194 

146 

2.345 

2.532 

2.394 

2.441 

Saarland 

7.606 

8.486 

543 

615 

611 

421 

8.149 

9.101 

8.217 

8.907 

Berlin (West)O 

13.505 

14.602 

1.397 

1.062 

105 

98 

14.902 

15.664 

13.610 

14.700 

Alte Länder 

461.828 

483.576 

32.190 

23.359 

25.217 

22.873 

494.018 

506.935 

487.045 

506.449 
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noch Tabelle 1/4: Gesamtangebot nnd Gesamtnachfrage nach Arbeitsamtsbezirken 1997 nnd 1998 


Arbeitsamtsbezirk 

Neu abgeschlossene 
Ausbildungs- 
verträge 

Noch nicht ver- 
mittelte Bewerber 

Unbesetzte Plätze 

Gesamtnachfrage 

Gesamtangebot 

1997 

|1998 

1997 

|1998 

1997 

|1998 

1997 

|1998 

1997 

|1998 

Cottbus 

5.391 

5.649 

1.427 

1.634 

24 

8 

6.818 

7.283 

5.415 

5.657 

Eberswalde 

2.247 

2.401 

818 

850 

8 

3 

3.065 

3.251 

2.255 

2.404 

Frankfurt/Oder 

3.522 

4.145 

735 

1.168 

11 

13 

4.257 

5.313 

3.533 

4.158 

Neuruppin 

2.892 

3.297 

615 

1.000 

11 


3.507 

4.297 

2.903 

3.297 

Potsdam 

5.576 

5.908 

666 

916 

7 

6 

6.242 

6.824 

5.583 

5.914 

Brandenburg 

19.628 

21.400 

4.261 

5.568 

61 

30 

23.889 

26.968 

19.689 

21.430 

N eubrandenburg 

4.801 

4.977 

691 

380 

2 

20 

5.492 

5.357 

4.803 

4.997 

Rostock 

5.273 

5.245 

336 

269 

19 

32 

5.609 

5.514 

5.292 

5.277 

Schwerin 

5.124 

5.020 

531 

275 

34 

41 

5.655 

5.295 

5.158 

5.061 

Stralsund 

3.841 

4.052 

151 

235 

11 

12 

3.992 

4.287 

3.852 

4.064 

Mecklenburg-Vorpommern 

19.039 

19.294 

1.709 

1.159 

66 

105 

20.748 

20.453 

19.105 

19.399 

Annaberg 

2.404 

2.405 

266 

363 

7 

4 

2.670 

2.768 

2.411 

2.409 

Bautzen 

4.466 

4.350 

1.656 

688 

16 

3 

6.122 

5.038 

4.482 

4.353 

Chemnitz 

5.628 

5.327 

649 

303 

38 

28 

6.277 

5.630 

5.666 

5.355 

Dresden 

6.027 

6.313 

575 

427 

32 

24 

6.602 

6.740 

6.059 

6.337 

Leipzig 

6.932 

6.685 

416 

406 

52 

31 

7.348 

7.091 

6.984 

6.716 

Oschatz 

1.801 

1.583 

266 

251 

0 

6 

2.067 

1.834 

1.801 

1.589 

Pirna 

1.986 

1.894 

273 

33 

6 

4 

2.259 

1.927 

1.992 

1.898 

Plauen 

2.039 

2.006 

208 

113 

11 

22 

2.247 

2.119 

2.050 

2.028 

Riesa 

1.870 

1.706 

379 

343 

11 

8 

2.249 

2.049 

1.881 

1.714 

Zwickau 

3.599 

3.650 

399 

57 

2 

2 

3.998 

3.707 

3.601 

3.652 

Sachsen 

36.752 

35.919 

5.087 

2.984 

175 

132 

41.839 

38.903 

36.927 

36.051 

Dessau 

2.457 

2.367 

252 

174 

14 

14 

2.709 

2.541 

2.471 

2.381 

Halberstadt 

2.040 

1.895 

37 

49 

6 

12 

2.077 

1.944 

2.046 

1.907 

Halle 

5.116 

5.038 

150 

42 

18 

16 

5.266 

5.080 

5.134 

5.054 

Magdeburg 

6.025 

5.723 

260 

114 

33 

32 

6.285 

5.837 

6.058 

5.755 

Merseburg 

2.862 

2.814 

210 

118 

16 

16 

3.072 

2.932 

2.878 

2.830 

Sangerhausen 

2.140 

1.924 

215 

57 

8 

9 

2.355 

1.981 

2.148 

1.933 

Stendal 

2.071 

2.225 

67 

58 

14 

4 

2.138 

2.283 

2.085 

2.229 

Wittenberg 

1.076 

1.158 

33 

19 

21 

15 

1.109 

1.177 

1.097 

1.173 

Sachsen-Anhalt 

23.787 

23.144 

1.224 

631 

130 

118 

25.011 

23.775 

23.917 

23.262 

Altenburg 

773 

673 

109 

66 

4 

4 

882 

739 

777 

677 

Erflul: 

4.881 

5.245 

146 

198 

37 

13 

5.027 

5.443 

4.918 

5.258 

Gera 

2.915 

2.837 

204 

174 

8 

3 

3.119 

3.011 

2.923 

2.840 

Gotha 

2.511 

3.050 

364 

177 

9 

7 

2.875 

3.227 

2.520 

3.057 

Jena 

2.788 

2.775 

179 

125 

35 

11 

2.967 

2.900 

2.823 

2.786 

Nordhausen 

2.424 

2.619 

163 

207 

36 

33 

2.587 

2.826 

2.460 

2.652 

Suhl 

4.248 

4.203 

231 

108 

28 

22 

4.479 

4.311 

4.276 

4.225 

Thüringen 

20.540 

21.402 

1.396 

1.055 

157 

93 

21.936 

22.457 

20.697 

21.495 

Berlin (Ost)^) 

5.943 

8.036 

1.554 

919 

58 

53 

7.497 

8.955 

6.001 

8.089 

Neue Länder 

125.689 

129.195 

15.231 

12.316 

647 

531 

140.920 

141.511 

126.336 

129.726 

Bundesgebiet 

587.517 

612.771 

47.421 

35.675 

25.864 

23.404 

634.938 

648.446 

613.381 

636.175 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Tabelle 1/4, Seite 207 ff. 

Hinweis: 

Bei der Interpretation der Tabelle sind die unterschiedlichen Zeiträume der Umsetzung der staatlichen Sonderprogramme in den neuen Ländern zu berücksichtigen. 


') Ohne die Gebiete, die zu den bremischen Arbeitsamtsbezirken gehören 

-) Einschließlich der niedersächsischen Gebiete, die zu den bremischen Arbeitsamtsbezirken gehören 

’) Wegen der Neugliederung der Berliner Arbeitsämter vom 30. Juni 1997 ist die Vergleichbarkeit gegenüber den Vorjahren eingeschränkt, ln den Ergebnissen der alten bzw. 
neuen Länder sind die Angaben enthalten. 


Quelle: Bundesanstalt für Arbeit, Ergebnisse der Berufsberatungsstatistik; Bundesinstitut für Berufsbildung, Erhebung zum 30. September 
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Tabelle 1/5: Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge nach Ländern und Ausbildungsbereichen 1998 


Land 

Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge 












Davon im Bereich: 













Insge- 

samt 

Industrie und 
Handel 

Handwerk 

Öffentlicher 

Dienst 

Landwirt 

Schaft 


Freie Berufe 

Hauswirt 

Schaft 


Seeschiffahrt 


Anzahl 

Anzahl 

Pro- 

zent 

Anzahl 

Pro- 

zent 

Anzahl 

Pro- 

zent 

Anzahl 

Pro- 

zent 

Anzahl 

Pro- 

zent 

Anzahl 

Pro- 

zent 

Anzahl 

Pro- 

zent 

Baden- 

Württemberg 

73.818 

39.315 

53,3 

23.980 

32,5 

2.128 

2,9 

1.460 

2,0 

6.334 

8,6 

601 

0,8 

0 

0,0 

Bayern 

97.302 

45.755 

47,0 

37.941 

39,0 

1.525 

1,6 

2.263 

2,3 

9.040 

9,3 

778 

0,8 

0 

0,0 

Berlin 

22.638 

11.825 

52,2 

7.168 

31,7 

744 

3,3 

520 

2,3 

2.222 

9,8 

159 

0,7 

0 

0,0 

Davon: 

Berlin (West) 

14.602 

7.203 

49,3 

4.748 

32,5 

513 

3,5 

377 

2,6 

1.664 

11,4 

97 

0,7 

0 

0,0 

Berlin (Ost) 

8.036 

4.622 

57,5 

2.420 

30,1 

231 

2,9 

143 

1,8 

558 

6,9 

62 

0,8 

0 

0,0 

Brandenburg 

21.400 

11.347 

53,0 

7.469 

34,9 

592 

2,8 

779 

3,6 

970 

4,5 

243 

1,1 

0 

0,0 

Bremen 

5.631 

3.320 

59,0 

1.553 

27,6 

104 

1,8 

38 

0,7 

548 

9,7 

60 

1,1 

8 

0,1 

Hamburg 

12.080 

7.443 

61,6 

3.104 

25,7 

195 

1,6 

196 

1,6 

1.090 

9,0 

33 

0,3 

19 

0,2 

Hessen 

41.214 

21.550 

52,3 

13.451 

32,6 

1.605 

3,9 

881 

2,1 

3.481 

8,4 

246 

0,6 

0 

0,0 

Mecklenburg- 

Vorpommern 

19.294 

10.412 

54,0 

6.657 

34,5 

344 

1,8 

693 

3,6 

842 

4,4 

332 

1,7 

14 

0,1 

Niedersachsen 

57.942 

26.315 

45,4 

21.544 

37,2 

1.815 

3,1 

1.924 

3,3 

5.611 

9,7 

643 

1,1 

90 

0,2 

Nordrhein- 

Westfalen 

122.590 

64.061 

52,3 

39.714 

32,4 

2.665 

2,2 

2.693 

2,2 

12.597 

10,3 

860 

0,7 

0 

0,0 

Rheinland- 

Pfalz 

29.808 

14.098 

47,3 

11.386 

38,2 

709 

2,4 

653 

2,2 

2.674 

9,0 

288 

1,0 

0 

0,0 

Saarland 

8.486 

4.347 

51,2 

2.953 

34,8 

115 

1,4 

229 

2,7 

732 

8,6 

110 

1,3 

0 

0,0 

Sachsen 

35.919 

19.542 

54,4 

12.249 

34,1 

900 

2,5 

1.295 

3,6 

1.579 

4,4 

354 

1,0 

0 

0,0 

Sachsen-Anhalt 

23.144 

12.149 

52,5 

8.071 

34,9 

688 

3,0 

693 

3,0 

1.146 

5,0 

397 

1,7 

0 

0,0 

Schleswig- 

Holstein 

20.103 

8.664 

43,1 

7.620 

37,9 

622 

3,1 

713 

3,5 

2.121 

10,6 

338 

1,7 

25 

0,1 

Thüringen 

21.402 

11.520 

53,8 

7.522 

35,1 

447 

2,1 

732 

3,4 

875 

4,1 

306 

1,4 

0 

0,0 

Alte Länder*) 

483.576 

242.071 

50,1 

167.994 

34,7 

11.996 

2,5 

11.427 

2,4 

45.892 

9,5 

4.054 

0,8 

142 

0,0 

Neue Länder **) 

129.195 

69.592 

53,9 

44.388 

34,4 

3.202 

2,5 

4.335 

3,4 

5.970 

4,6 

1.694 

1,3 

14 

0,0 

Bundesgebiet 

612.771 

311.663 

50,9 

212.382 

34,7 

15.198 

2,5 

15.762 

2,6 

51.862 

8,5 

5.748 

0,9 

156 

0,0 


*) Einschließlich Berlin (West) **) Einschließlich Berlin (Ost) 

Hinweis: 

Bei der Interpretation der Tabelle sind die unterschiedlichen Zeiträume der Umsetzung der staatlichen Sonderprogramme in den neuen Ländern zu berücksichtigen. 
Die Angaben für Bremen und Niedersachsen sind mit denen in Tabelle 1/4 nicht voll vergleichbar; vgl. Fußnote Tabelle 1/4. 


Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung, Erhebung zum 30. September 
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Tabelle 1/6: Veränderungen der Anzahl neu abgesehlossener Ausbildungsverträge 1998 gegenüber 1997 nach 
Ländern und Ausbildungsbereichen 


Land 

Veränderung 

Davon im Bereich: 


insgesamt 

Industrie und 

Handwerk 


Öffentlicher 

Landwirt- 


Freie Bemfe 

Hauswirt- 


Seeschiffahrt 




Handel 




Dienst 


Schaft 




Schaft 





Anzahl 

Pro- 

Anzahl 

Pro- 

Anzahl 

Pro- 

Anzahl 

Pro- 

Anzahl 

Pro- 

Anzahl 

Pro- 

Anzahl 

Pro- 

Anzahl 

Pro- 



zent 


zent 


zent 


zent 


zent 


zent 


zent 


zent 

Baden- Württemberg 

3.622 

5,2 

3.338 

9,3 

334 

1,4 

66 

3,2 

-49 

-3,2 

-136 

-2,1 

69 

13,0 

0 

0,0 

Bayern 

5.314 

5,8 

3.594 

8,5 

1.160 

3,2 

126 

9,0 

-86 

-3,7 

204 

2,3 

316 

68,4 

0 

0,0 

Berlin 

Davon: 

3.190 

16,4 

2.686 

29,4 

403 

6,0 

-75 

-9,2 

83 

19,0 

21 

1,0 

72 

82,8 

0 

0,0 

Berlin (West) 

1.097 

8,1 

870 

13,7 

279 

6,2 

-55 

-9,7 

19 

5,3 

-46 

-2,7 

30 

44,8 

0 

0,0 

Berlin (Ost) 

2.093 

35,2 

1.816 

64,7 

124 

5,4 

-20 

-8,0 

64 

81,0 

67 

13,6 

42 

210,0 

0 

0,0 

Brandenburg 

1.772 

9,0 

2.152 

23,4 

-497 

-6,2 

70 

13,4 

-57 

-6,8 

-3 

-0,3 

107 

78,7 

0 

0,0 

Bremen 

-55 

-1,0 

57 

1,7 

4 

0,3 

-32 

-23,5 

-26 

^0,6 

-64 

-10,5 

3 

5,3 

3 

60,0 

Hamburg 

229 

1,9 

366 

5,2 

-98 

-3,1 

-23 

-10,6 

-19 

-8,8 

17 

1,6 

5 

17,9 

-19 

-50,0 

Hessen 

1.780 

4,5 

1.701 

8,6 

304 

2,3 

-154 

-8,8 

77 

9,6 

-159 

- 4,4 

11 

4,7 

0 

0,0 

Mecklenburg- 

Vorpommern 

255 

1,3 

222 

2,2 

-35 

-0,5 

-95 

-21,6 

88 

14,5 

-73 

-8,0 

142 

74,7 

6 

75,0 

Niedersachsen 

1.674 

3,0 

2.080 

8,6 

150 

0,7 

-602 

-24,9 

64 

3,4 

-250 

^,3 

212 

49,2 

20 

28,6 

Nordrhein-Westfalen 

5.224 

4,5 

4.846 

8,2 

747 

1,9 

-313 

-10,5 

98 

3,8 

-152 

-1,2 

-2 

-0,2 

0 

0,0 

Rheinland-Pfalz 

1.462 

5,2 

957 

7,3 

602 

5,6 

55 

8,4 

6 

0,9 

-127 

-4,5 

-31 

-9,7 

0 

0,0 

Saarland 

880 

11,6 

739 

20,5 

212 

7,7 

5 

4,5 

-28 

-10,9 

-48 

-6,2 

0 

0,0 

0 

0,0 

Sachsen 

-833 

-2,3 

1.056 

5,7 

-1.720 

-12,3 

3 

0,3 

-29 

-2,2 

-167 

-9,6 

24 

7,3 

0 

0,0 

Sachsen-Anhalt 

-643 

-2,7 

-145 

-1,2 

^46 

-5,2 

-170 

-19,8 

41 

6,3 

-118 

-9,3 

195 

96,5 

0 

0,0 

Schleswig-Holstein 

521 

2,7 

471 

5,7 

75 

1,0 

3 

0,5 

-24 

-3,3 

-43 

-2,0 

41 

13,8 

-2 

-7,4 

Thüringen 

862 

4,2 

1.304 

12,8 

-384 

-1,9 

-186 

-29,4 

119 

19,4 

-115 

-11,6 

124 

68,1 

0 

0,0 

Alte Länder *) 

21.748 

4,7 

19.019 

8,5 

3.769 

2,3 

-924 

-7,2 

32 

0,3 

-804 

-1,7 

654 

19,2 

2 

1,4 

Neue Länder **) 

3.506 

2,8 

6.405 

10,1 

-2.958 

-6,2 

-398 

-11,1 

226 

5,5 

^09 

-6,4 

634 

59,8 

6 

75,0 

Bundesgebiet 

25.254 

4,3 

25.424 

8,9 

811 

0,4 

-1.322 

-8,0 

258 

1,7 

-1.213 

-2,3 

1.288 

28,9 

8 

5,4 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Tabelle 1/6, Seite 21 1 *) Einschließlich Berlin (West) **) Einschließlich Berlin (Ost) 

Hinweis: 

Bei der Interpretation der Tabelle sind die unterschiedlichen Zeiträume der Umsetzung der staatlichen Sonderprogramme in den neuen Ländern zu berücksichtigen. 


Die Angaben für Bremen und Niedersachsen sind mit denen in Tabelle 1/4 nicht voll vergleichbar; vgl. Fußnote Tabelle 1/4. 


Quelle: Bundesinstitut für Bemfsbildung, Erhebung zum 30. September 
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Tabelle 1/7: Neu abgesehlossene Ausbildungsverträge in den Ausbildungsbereichen Industrie und Handel, 
Handwerk und Landwirtschaft in den alten Ländern nach Kammerbezirken 1997 und 1998 


Kammerbezirk 

1997 


1998 


Insgesamt 

Anzahl 

Veränderung 
zum Vorjahr 
in Prozent 

Anzahl 

Veränderung 
zum Vorjahr 
in Prozent 

Industrie und Handel 





Schleswig-Holstein 

8.193 

6,8 

8.664 

5,7 

Flensburg 

1.895 

6,3 

1.955 

3,2 

Kiel 

3.229 

4,6 

3.528 

9,3 

Lübeek 

3.069 

9,6 

3.181 

3,6 

Hamburg 

7.077 

6,2 

7.443 

5,2 

Niedersachsen 

24.235 

8,2 

26.315 

8,6 

Braunschweig 

2.938 

4,0 

3.103 

5,6 

Emden 

1.743 

5,6 

1.896 

OO 

Hannover 

8.583 

9,5 

9.460 

10,2 

Lüneburg 

3.227 

8,4 

3.598 

11,5 

Oldenburg 

2.973 

8,3 

3.138 

5,5 

Osnabrüek 

3.114 

9,5 

3.363 

8,0 

Stade 

1.657 

9,2 

1.757 

6,0 

Bremen 

3.263 

5,4 

3.320 

1,7 

Bremen 

2.686 

5,8 

2.780 

3,5 

Bremerhaven 

577 

3,6 

540 

-6,4 

N ordrhein-W estfalen 

59.215 

8,7 

64.061 

8,2 

Aachen 

3.684 

1,0 

3.871 

5,1 

Arnsberg 

2.032 

OO 

00 

2.186 

7,6 

Bielefeld 

5.924 

10,4 

6.450 

8,9 

Bochum 

2.052 

4,9 

2.281 

11,2 

Bonn 

2.434 

15,5 

2.635 

8,3 

Detmold 

1.032 

5,5 

1.182 

14,5 

Dortmund 

3.762 

10,0 

3.982 

5,8 

Düsseldorf 

4.419 

9,4 

4.915 

11,2 

Duisburg 

3.776 

5,9 

3.909 

3,5 

Essen 

3.249 

9,0 

3.524 

8,5 

Hagen 

2.835 

8,3 

3.076 

8,5 

Köln 

7.916 

11,0 

8.493 

7,3 

Krefeld 

3.999 

9,1 

4.312 

7,8 

Münster 

8.068 

7,8 

8.828 

9,4 

Siegen 

1.813 

6,6 

2.050 

13,1 

Wuppertal 

2.220 

12,2 

2.367 

6,6 

Hessen 

19.849 

5,4 

21.550 

8,6 

Darmstadt 

2.720 

3,0 

2.922 

7,4 

Dillenburg 

596 

0,5 

716 

20,1 

Frankfurt/Main 

5.041 

4,5 

5.492 

8,9 

Friedberg 

597 

4,9 

624 

4,5 

Fulda 

940 

4,4 

1.024 

8,9 

Gießen 

1.006 

3,0 

1.127 

12,0 

Hanau 

1.035 

3,0 

1.140 

10,1 

Kassel 

4.236 

8,6 

4.429 

4,6 

Limburg 

443 

11,6 

489 

10,4 

Offenbaeh 

1.244 

1,6 

1.458 

17,2 

Wetzlar 

507 

14,2 

548 

8,1 

Wiesbaden 

1.484 

9,6 

1.581 

6,5 

Rheinland-Pfalz 

13.141 

13,2 

14.098 

7,3 

Koblenz 

5.415 

14,7 

5.672 

4,7 

Ludwigshafen 

4.405 

14,5 

4.813 

9,3 

Mainz 

1.876 

7,8 

2.043 

8,9 

Trier 

1.445 

11,4 

1.570 

8,7 
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noch Tabelle 1/7: Neu abgesehlossene Ausbildungsverträge in den Ausbildungsbereichen Industrie und Handel, 
Handwerk und Landwirtsehaft in den alten Ländern nach Kammerbezirken 1997 und 1998 


Kammerbezirk 

1997 


1998 



insgesamt 





Anzahl 

Veränderung 
zum Vorjahr 
in Prozent 

Anzahl 

Verändemng 
zum Vorjahr 
in Prozent 

Baden-Württemberg 

35.977 

7,4 

39.315 

9,3 

Freiburg 

3.458 

7,0 

3.819 

10,4 

Heidenheim 

1.460 

4,7 

1.583 

8,4 

Heilbronn 

3.394 

12,8 

3.745 

10,3 

Karlsruhe 

3.172 

12,8 

3.413 

7,6 

Konstanz 

1.915 

5,5 

2.058 

7,5 

Mannheim 

3.942 

5,3 

4.421 

12,2 

Pforzheim 

1.920 

9,2 

2.155 

12,2 

Weingarten 

1.762 

8,8 

1.906 

8,2 

Reutlingen 

1.969 

4,3 

2.140 

8,7 

Villingen-Schwenningen 

1.728 

6,0 

1.887 

9,2 

Stuttgart 

9.269 

4,7 

10.152 

9,5 

Ulm 

1.988 

14,8 

2.036 

2,4 

Bayern 

42.161 

7,0 

45.755 

8,5 

Aschaffenburg 

1.369 

9,4 

1.493 

9,1 

Augsburg 

5.846 

4,6 

6.275 

7,3 

Bayreuth 

3.285 

6,1 

3.663 

11,5 

Coburg 

639 

10,2 

680 

6,4 

Lindau 

325 

-10,7 

356 

9,5 

München 

13.310 

8,3 

14.548 

9,3 

Nürnberg 

6.815 

8,6 

7.152 

4,9 

Passau 

3.556 

6,9 

3.956 

11,2 

Regensburg 

3.674 

6,9 

4.052 

10,3 

Würzburg 

3.342 

4,1 

3.580 

7,1 

Saarland 

3.608 

11,3 

4.347 

20,5 

Berlin (West) 

6.333 

-4,8 

7.203 

13,7 

Alte Länder 

223.052 

7,5 

242.071 

8,5 

Handwerk 

Sehleswig-Holstein 

7.545 

3,0 

7.620 

1,0 

Flensburg 

2.608 

2,8 

2.598 

-0,4 

Lübeck 

4.937 

3,2 

5.022 

1,7 

Hamburg 

3.202 

1,1 

3.104 

-3,1 

Niedersachsen 

21.394 

1,9 

21.544 

0,7 

Aurich 

1.146 

-0,3 

1.241 

8,3 

Braunschweig 

2.370 

3,7 

2.338 

-1,4 

Hannover 

4.309 

0,4 

4.335 

0,6 

Hildesheim 

1.996 

0,6 

2.020 

1,2 

Lüneburg-Stade 

5.007 

0,2 

5.181 

3,5 

Oldenburg 

3.217 

4,4 

3.190 

-0,8 

Osnabrück 

3.349 

4,4 

3.239 

-3,3 

Bremen 

1.549 

4,5 

1.553 

0,3 

Nordrhein-Westfalen 

38.967 

0,2 

39.714 

1,9 

Aachen 

3.238 

^,9 

3.258 

0,6 

Arnsberg 

2.587 

-3,4 

2.542 

-1,7 

Dortmund 

5.229 

3,5 

5.317 

1,7 

Düsseldorf 

9.923 

-1,0 

9.844 

-0,8 

Köln 

5.814 

-0,6 

6.031 

3,7 

Bielefeld 

5.729 

2,6 

5.958 

4,0 

Münster 

6.447 

2,7 

6.764 

4,9 
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noch Tabelle 1/7: Neu abgesehlossene Ausbildungsverträge in den Ausbildungsbereichen Industrie und Handel, 
Handwerk und Landwirtschaft in den alten Ländern naeh Kammerbezirken 1997 und 1998 


Kammerbezirk 

1997 


1998 



Insgesamt 





Anzahl 

Veränderang 
zum Vorjahr 
in Prozent 

Anzahl 

Veränderung 
zum Vorjahr 
in Prozent 

Hessen 

13.147 

-2,0 

13.451 

2,3 

Rhein-Main 

4.743 

-2,7 

4.939 

4,1 

Kassel 

3.731 

0,1 

3.789 

1,6 

Wiesbaden 

4.673 

-3,0 

4.723 

1,1 

Rheinland-Pfalz 

10.784 

0,5 

11.386 

5,6 

Kaiserslautem 

3.409 

1,2 

3.703 

8,6 

Koblenz 

4.436 

0,4 

4.550 

2,6 

Mainz 

1.358 

-0,3 

1.391 

2,4 

Trier 

1.581 

-0,3 

1.742 

10,2 

Baden-Württemberg 

23.646 

-1,8 

23.980 

1,4 

Freiburg 

2.709 

2,1 

2.705 

-0,1 

Heilbronn 

2.519 

6,0 

2.597 

3,1 

Karlsruhe 

2.911 

-2,4 

3.045 

4,6 

Konstanz 

1.998 

-12,6 

2.023 

1,3 

Mannheim 

2.306 

-1,3 

2.303 

-0,1 

Reutlingen 

2.152 

-2,4 

2.094 

-2,7 

Stuttgart 

5.605 

-3,3 

5.618 

0,2 

Ulm 

3.446 

0,4 

3.595 

4,3 

Bayern 

36.781 

-1,3 

37.941 

3,2 

Augsburg 

4.905 

0,1 

5.118 

4,3 

Bayreuth 

2.867 

-18,3 

2.865 

-0,1 

Coburg 

433 

-0,9 

531 

22,6 

München 

10.783 

0,1 

10.938 

1,4 

Nürnberg 

5.169 

1,2 

5.208 

0,8 

Passau-Regensburg 

8.123 

1,8 

8.560 

5,4 

Würzburg 

4.501 

-1,2 

4.721 

4,9 

Saarland 

2.741 

0,2 

2.953 

7,7 

Berlin (West) 

4.469 

-10,4 

4.748 

6,2 

Alte Länder 

164.225 

-0,5 

167.994 

2,3 

Landwirtsehaft 

Sehleswig-Holstein 

737 

27,5 

713 

-3,3 

Hambnrg 

215 

4,4 

196 

-8,8 

Niedersachsen 

1.860 

5,7 

1.924 

3,4 

Bremen 

64 

10,3 

38 

-40,6 

N ordrhein-W estfalen 

2.595 

10,2 

2.693 

3,8 

Hessen 

804 

-3,7 

881 

9,6 

Rheinland-Pfalz 

647 

-2,7 

653 

0,9 

Baden-Württemberg 

1.509 

-2,0 

1.460 

-3,2 

Bayern 

2.349 

8,8 

2.263 

-3,7 

Saarland 

257 

17,4 

229 

-10,9 

Berlin (West) 

358 

6,2 

377 

5,3 

Alte Länder 

11.395 

6,4 

11.427 

0,3 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Tabelle 1/7, Seite 212 ff 


Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung, Erhebung zum 30. September 


226 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Drucksache 14/1056 


Tabelle 1/7 


noch Tabelle 1/7: Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge in den Ausbildungsbereichen Industrie und Handel, 
Handwerk und Landwirtschaft in den neuen Ländern nach Kammerbezirken 1997 und 1998 


Kammerbezirk 

1997 


1998 


Insgesamt 

Anzahl 

Verändemng 
zum Vorjahr 
in Prozent 

Anzahl 

Veränderung 
zum Vorjahr 
in Prozent 

Industrie und Handel 





Berlin (Ost) 

2.806 

-16,5 

4.622 

64,7 

Brandenburg 

9.195 

-9,8 

11.347 

23,4 

Cottbus 

3.102 

-15,2 

3.883 

25,2 

Frankfurt/Oder 

2.477 

-17,8 

3.073 

24,1 

Potsdam 

3.616 

2,6 

4.391 

21,4 

Mecklenburg-Vorpommern 

10.190 

8,5 

10.412 

2,2 

N eubrandenburg 

3.388 

24,1 

3.463 

2,2 

Rostock 

4.205 

0,0 

4.199 

-0,1 

Schwerin 

2.597 

5,6 

2.750 

5,9 

Sachsen 

18.486 

-2,0 

19.542 

5,7 

Chemnitz-Plauen-Z wickau 

7.215 

0,6 

7.542 

4,5 

Dresden 

6.962 

-9,7 

7.921 

13,8 

Leipzig 

4.309 

8,3 

4.079 

-5,3 

Sachsen-Anhalt 

12.294 

28,8 

12.149 

-1,2 

Halle-Dessau 

7.011 

31,1 

7.083 

1 

Magdeburg 

5.283 

26,0 

5.066 

^,1 

Thüringen 

10.216 

11,8 

11.520 

12,8 

Chemnitz-Plauen-Z wickau 



1 


Erfurt 

5.111 

5,1 

6.148 

20,3 

Ostthüringen zu Gera 

3.132 

6,9 

3.245 

3,6 

Südthüringen Suhl 

1.973 

47,0 

2.126 

7,8 

Neue Länder 

63.187 

4,5 

69.592 

10,1 

Handwerk 





Berlin (Ost) 

2.296 

-11,9 

2.420 

5,4 

Brandenburg 

7.966 

-11,2 

7.469 

-6,2 

Cottbus 

2.282 

1,7 

1.835 

-19,6 

Frankfurt/Oder 

2.545 

-17,7 

2.566 

0,8 

Potsdam 

3.139 

-13,7 

3.068 

-2,3 

Mecklenburg-Vorpommern 

6.692 

-14,0 

6.657 

-0,5 

Ostmecklenburg-V orpommem 

4.467 

-19,4 

4.631 

3,7 

Schwerin 

2.225 

-0,7 

2.026 

-8,9 

Sachsen 

13.969 

-5,5 

12.249 

-12,3 

Chemnitz-Plauen-Z wickau 

5.076 

-8,7 

4.514 

-11,1 

Dresden 

5.599 

0,6 

4.616 

-17,6 

Leipzig 

3.294 

-9,9 

3.119 

-5,3 

Sachsen-Anhalt 

8.517 

9,2 

8.071 

-5,2 

Halle-Dessau 

4.226 

4,8 

4.013 

-5,0 

Magdeburg 

4.291 

13,9 

4.058 

-5,4 

Thüringen 

7.906 

-3,1 

7.522 

-4,9 

Erfurt 

3.518 

1,9 

3.664 

4,2 

Ostthüringen zu Gera 

2.677 

-11,6 

2.301 

-14,0 

Südthüringen Suhl 

1.711 

1,9 

1.557 

-9,0 

Neue Länder 

47.346 

-5,5 

44.388 

-6,2 
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noch Tabelle 1/7: Neu abgesehlossene Ausbildungsverträge in den Ausbildungsbereichen Industrie und Handel, 
Handwerk und Landwirtschaft in den neuen Ländern nach Kammerbezirken 1997 und 1998 


Kammerbezirk 

1997 


1998 


Insgesamt 

Anzahl 

Veränderang 
zum Vorjahr 
in Prozent 

Anzahl 

Veränderung 
zum Vorjahr 
in Prozent 

Landwirtschaft 





Berlin (Ost) 

79 

-9,2 

143 

81,0 

Brandenbnrg 

836 

10,3 

779 

-6,8 

Mecklenbnrg-Vorpommern 

605 

19,6 

693 

14,5 

Sachsen 

1.324 

26,0 

1.295 

-2,2 

Sachsen-Anhalt 

652 

10,7 

693 

6,3 

Thüringen 

613 

2,2 

732 

19,4 

Nene Länder 

4.109 

14,4 

4.335 

5,5 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Tabelle 1/7, Seite 215 ff 
Hinweis: 

Bei der Interpretation der Tabelle sind die unterschiedlichen Zeiträume der Umsetzung der staatlichen Sonderprogramme in den neuen Ländern zu berücksichtigen. 


Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung, Erhebung zum 30. September 
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Drucksache 14/1056 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Tabelle 1/9 


noch Tabelle 1/8: Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge nach Ausbildungsberufen und ausgewäblten Berufs- 
gruppen in den neuen Ländern 1997 und 1998 


Berufs- 

kenn- 

Berufsgruppe 

1997 

1998 

Veränderung 

1998 zu 1997 

Ziffer 


Anzahl 


Prozent 

2810 

Kraftfahrzeugmechaniker/Kraftfahrzeugmechanikerin 

4.512 

4.239 

-6,1 

6600 

V erkäufer/V erkäuferin 

3.578 

4.383 

22,5 

31.. 

Energieelektroniker/Energieelektronikerin Anlagentechnik 

Energieelektroniker/Energieelektronikerin Betriebstechnik 

Elektroinstallateur/Elektroinstallateurin 

4.623 

4.022 

-13,0 

7851 

Industriekaufmann/Industriekaufmannfrau 

1.669 

1.762 

5,6 

9010 

Friseur/Friseurin 

2.667 

2.837 

6,4 

6711 

Kaufmann/Kauffrau im Groß- und Außenhandel 

1.908 

2.273 

19,1 

7803 

Bürokaufmann/Bürokauffrau IH/HW 

6.316 

5.850 

-7,4 

2730 

Industriemechaniker/Industriemechanikerin Maschinen- und Systemtechnik 

406 

375 

-7,6 

6910 

Bankkaufmann/Bankkauffrau und Sparkassenkaufmann/Sparkassenkauffrau 

2.181 

2.022 

-7,3 

6720 

Kaufmann/Kauffrau im Einzelhandel 

7.325 

7.115 

-2,9 

5101 

Maler und Lackierer/Malerin und Lackiererin 

4.589 

4.937 

7,6 

2671 

Gas- und Wasserinstallateur/Gas- und Wasserinstallateurin 

2.336 

1.916 

-18,0 

2921 

Werkzeugmechaniker/Werkzeugmechanikerin Stanz- und Umformtechnik 

246 

260 

5,7 

5010 

Tischler/Tischlerin 

2.970 

2.998 

0,9 

6410 

Technischer Zeichner/Technische Zeichnerin 

246 

253 

2,8 

6611 

Fachverkäufer/Fachverkäuferin im Nahrungsmittelhandwerk 

2.356 

2.152 

-8,7 

4010 

Fleischer/Fleischerin 

712 

699 

-1,8 

3910 

Bäcker/Bäckerin 

1.712 

1.547 

-9,6 

2740 

Industriemechaniker/lndustriemechanikerin Betriebstechnik 

1.127 

1.234 

9,5 

7803 

Kaufmann/Kauffrau für Bürokommunikation 

2.568 

2.765 

7,7 

2540 

Metallbauer/Metallbauerin 

1.799 

2.034 

13,1 

4110 

Koch/Köchin 

4.351 

4.633 

6,5 

2680 

Zentralheizungs- und Lüftungsbauer/Zentralheizungs- und Lüftungsbauerin 

1.767 

1.425 

-19,4 

3151 

Radio- und Femsehtechniker/Radio- und Femsehtechnikerin 

118 

108 

-8,5 

6420 

Bauzeichner/Bauzeichnerin 

779 

687 

-11,8 

2760 

Industriemechaniker/lndustriemechanikerin Produktionstechnik 

216 

220 

1,9 

2821 

Landmaschinenmechaniker/Landmaschinenmechanikerin 

274 

306 

11,7 

* 1 

Rest: Gewerbliche Berufe im Handwerk 

6.988 

5.779 

-17,3 

* 1 

Sonstige Auszubildende im Handwerk 

648 

1.272 

96,3 

* 1 

Rest:Gewerbliche/industrielle Berufe in Industrie und Handel 

8.082 

10.250 

26,8 

* 1 

Rest: Kaufmännische/sonstige Berufe in Industrie und Handel 

7.196 

7.983 

10,9 

786. 

Rechtsanwalts- und Notarfachangestellter/Rechtsanwalts- und Notarfachangestellte 

1.631 

1.604 

-1,7 

7541 

Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte 

1.354 

1.297 

- 4,2 

8561 

Arzthelfer/Arzthelferin 

1.171 

1.310 

11,9 

8562 

Zahnarzthelfer/Zahnarzthelferin 

1.743 

1.368 

-21,5 

9212 

Hauswirtschafter/Hauswirtschafterin im städtischen Bereich 

579 

912 

57,5 

6851 

Pharmazeutisch-kaufmännischer Angestellter/Pharmazeutisch-kaufmännischer Angestellter 

346 

272 

-21,4 

* 2 

Landwirtschaftliche Berufe (ohne Hauswirtschafter/Hauswirtschafterin) 

3.704 

3.803 

2,7 

9212 

Hauswirtschafter/Hauswirtschafterin im ländlichen Bereich 

36 

4 

-88,9 

31.. 

Kommunikationselektroniker/Kommunikationselektronikerin 

450 

332 

-26,2 

» 3 

Technikerberufe im öffentlichen Dienst 

375 

478 

27,5 

* 4 

Verkehrsberufe im öffentlichen Dienst ') 

125 

246 

96,8 

• 5 

Verwaltungs-ZBüroberufe im öffentlichen Dienst 

2.825 

2.283 

-19,2 

* 6 

Sonstige Berufe im öffentlichen Dienst 

283 

209 

-26,1 

* 7 

Textilherstellende und -verarbeitende Berufe IH/HW 

672 

773 

15,0 

8563 

Tierarzthelfer/Tierarzthelferin 

134 

119 

-11,2 

* 8 

Stufenausbildung BauwirtschaftZ-gewerbe 

13.719 

13.818 

0,7 

* 9 

Berufe im Hotel- und Gaststättengewerbe 

5.960 

7.397 

24,1 


Behindertenausbildungsberufe nach § 48 BBIG und § 42 b HwO 

4.317 

4.634 

7,3 


Neue Länder insgesamt 

125.689 

129.195 

2,8 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Tabelle 1/9, Seite 219 
Hinweis: 

Bei der Interpretation der Tabelle sind die unterschiedlichen Zeiträume der Umsetzung der staatlichen Sonderprogramme in den neuen Ländern zu berücksichtigen. 

Es werden nur die aktuellen Berufsbezeichnungen ausgewiesen. 

') Einschließlich Schiffsmechaniker/Schiffsmechanikerin 


Die zusammengefaßten Kategorien bestehen u.a. aus folgenden Ausbildungsberufen (Berufsklassen StaBA): 


* 1 ln diesen Gruppen werden alle restlichen gewerblich/industriellen. 

*2 

0110,0120, 0510 

*5 

7870 

kaufmännischen oder sonstigen Ausbildungsberufe eingetragen. 

*3 

6240 

*6 

9350, 4653 

sofern sie nicht bereits ausgewiesen sind. 

*4 

7160 

*7 

4920, 3542, 3513,3511 


Quelle: Bundesinistitut für Berufsbildung, Erhebung zum 30. September 
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Tabelle 1/9: Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge 1998 in erstmals 1997 erfaßten ausgewählten neuen und neu geordneten Berufai 
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Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung, Erhebung zum 30 . September 


Tabelle 1/10: Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge in erstmals 1998 erfaßten ausgewählten neuen Berufen 

Land Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge 

Neue I Davon im Beruf: 
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Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung, Erhebung zum 30. September *) Einschließlich Berlin (West) **) Einschließlich Berlin (Ost) 
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Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung, Erhebung zum 30. September 
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Tabelle 1/12: Unbesetzte Berufsausbildungsstellen und noch nicht vermittelte Bewerber nach ausgewählten 
Berufsbereichen in den alten Ländern 1996 bis 1998 


Berufsbereich 

Unbesetzte Berufsaus- 
bildungsstellen 


Noch nicht vermittelte Bewerber 

Unbesetzte Berufsausbildungs- 
stellen je noch nicht vermitteltem 
Bewerber 


1996 

1997 

1998 

1996 

1997 

1998 

1996 

1997 

1998 

Metallberufe 

5.450 

3.709 

3.060 

3.143 

4.042 

2.692 

1,7 

0,9 

1,1 

Elektriker 

1.172 

968 

952 

877 

1.062 

856 

1,3 

0,9 

1,1 

Textil-, Bekleidungs- 
und Lederberufe 

646 

408 

357 

239 

283 

224 

2,7 

1,4 

1,6 

Emährungsberufe 

4.714 

3.028 

2.581 

896 

1.368 

943 

5,3 

2,2 

2,7 

Bau- und Baunebenberufe, 
einschließlich Tischler 

1.253 

2.890 

3.038 

603 

3.781 

2.318 

2,1 

0,8 

1,3 

Übrige Fertigungsberufe 

3.967 

1.008 

742 

3.092 

801 

688 

1,3 

1,3 

1,1 

Technische Berufe 

395 

404 

337 

662 

757 

495 

0,6 

0,5 

0,7 

Waren- und Dienst- 
leistungskaufleute 

7.411 

5.447 

4.626 

5.475 

7.411 

5.638 

1,4 

0,7 

0,8 

Verkehrsberufe 

327 

310 

266 

176 

281 

234 

1,9 

1,1 

1,1 

Organisations-, Verwaltungs- 
und Büroberufe 

2.680 

2.702 

2.709 

4.101 

5.297 

3.899 

0,7 

0,5 

0,7 

Körperpflege-, Gäste- 
betreuer-, Hauswirtschafts- 
und Reinigungsberufe 

3.210 

2.298 

2.395 

1.903 

2.587 

1.918 

1,7 

0,9 

1,3 

Sicherheits-, künstlerische, 
Gesundheits-, Sozial- 
und Erziehungsberufe 

1.537 

1.157 

1.185 

2.822 

3.602 

2.795 

0,5 

0,3 

0,4 

Sonstige Berufe 
(Pflanzenbauer, Tierzüchter, 
Fischereiberufe, Bergleute, 
Mineralgewinner) 

1.104 

888 

625 

648 

918 

659 

1,7 

1,0 

1,0 

Insgesamt 

33.866 

25.217 

22.873 

24.637 

32.190 

23.359 

1,4 

0,8 

1,0 


Vgl. Bemfsbildungsbericht 1998, Tabelle 1/11, Seite 221 


Quelle: Bundesanstalt für Arbeit, Ergebnisse der Berufsberatungsstatistik; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung, Erhebung zum 30. September 
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Tabelle 1/12 


noch Tabelle 1/12: Unbesetzte Bernfsausbildnngsstellen und noch nicht vermittelte Bewerber nach aus- 
gewählten Berufsbereichen in den neuen Ländern 1996 bis 1998 


Berufsbereich 

Unbesetzte Berufsausbildungs- 
stellen 

Noch nicht vermittelte Bewerber 


1996 

1997 

1998 

1996 

1997 

1998 

Metallberufe 

166 

67 

58 

1.239 

1.575 

1.411 

Elektriker 

52 

48 

40 

287 

399 

392 

Textil-, Bekleidungs- und Lederberufe 

5 

10 

10 

44 

83 

44 

Emährungsberufe 

128 

60 

64 

732 

1.027 

867 

Bau- und Baunebenberufe, einschließlich Tischler 

44 

41 

41 

164 

3.344 

2.325 

Übrige Fertigungsberufe 

111 

43 

14 

2.872 

231 

224 

Technische Berufe 

13 

13 

8 

223 

217 

170 

Waren- und Dienstleistungskaufleute 

161 

118 

93 

2.644 

2.741 

2.317 

V erkehrsberufe 

25 

26 

11 

63 

99 

102 

Organisations-, Verwaltungs- und Büroberufe 

143 

88 

60 

2.200 

1.990 

1.590 

Körperpflege-, Gästebetreuer-, Hauswirtschafts- und 
Reinigungsberufe 

125 

90 

78 

1.674 

1.842 

1.472 

Sicherheits-, künstlerische, Gesundheits-, Sozial- und 
Erziehungsberufe 

26 

14 

27 

943 

969 

797 

Sonstige Berufe (Pflanzenbauer, Tierzüchter, Fischereiberufe, 
Bergleute, Mineralgewinner) 

82 

29 

27 

736 

714 

605 

Insgesamt 

1.081 

647 

531 

13.821 

15.231 

12.316 


Vgl. Bemfsbildungsbericht 1998, Tabelle 1/1 1, Seite 222 


Hinweis: 

Bei der Interpretation der Tabelle sind die unterschiedlichen Zeiträume der Umsetzung der staatlichen Sonderprogramme in den neuen Ländern zu berücksichtigen. 


Quelle: Bundesanstalt für Arbeit, Ergebnisse der Berufsberatungsstatistik; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung, Erhebung zum 30. September 
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Tabelle 1/13: Unbesetzte Berufsausbildungsstellen und noch nicht vermittelte Bewerber 
1996 bis 1998') 


Land 

Unbesetzte Bemfsausbildungs- 
stellen 

Noch nicht vennittelte Bewerber 

Unbesetzte Berufsausbildungs- 
stellen je noch nicht vermitteltem 
Bewerber 


1996 

1997 

1998 

1996 

1997 

1998 

1996 

1997 

1998 

Baden-Württemberg 

5.365 

3.885 

3.736 

2.328 

3.023 

2.191 

2,3 

1,3 

1,7 

Bayern 

8.570 

6.211 

5.948 

4.638 

4.630 

3.606 

1,8 

1,3 

1,7 

Berlin’) 

408 

163 

151 

1.119 

2.951 

1.981 

0,4 

0,1 

0,1 

Davon: 

Berlin (West) 

224 

105 

98 

741 

1.397 

1.062 

0,3 

0,1 

0,1 

Berlin (Ost) 

184 

58 

53 

378 

1.554 

919 

0,5 

0,0 

0,1 

Brandenburg 

145 

61 

30 

3.330 

4.261 

5.568 

0,0 

0,0 

0,0 

Bremerf) 

304 

197 

143 

591 

757 

576 

0,5 

0,3 

0,2 

Hamburg 

265 

183 

171 

701 

966 

803 

0,4 

0,2 

0,2 

Hessen 

2.747 

2.007 

2.251 

2.120 

2.507 

2.606 

1,3 

0,8 

0,9 

Mecklenburg- V orpommem 

123 

66 

105 

1.570 

1.709 

1.159 

0,1 

0,0 

0,1 

Niedersachsen^) 

3.594 

2.268 

2.216 

2.758 

5.082 

3.113 

1,3 

0,4 

0,7 

N ordrhein- Westfalen 

8.404 

7.320 

5.646 

7.918 

10.405 

6.584 

1,1 

0,7 

0,9 

Rheinland-Pfalz 

2.553 

1.620 

1.539 

1.803 

2.045 

1.653 

1,4 

0,8 

0,9 

Saarland 

698 

611 

421 

544 

543 

615 

1,3 

1,1 

0,7 

Sachsen 

319 

175 

132 

4.069 

5.087 

2.984 

0,1 

0,0 

0,0 

Sachsen-Anhalt 

127 

130 

118 

3.159 

1.224 

631 

0,0 

0,1 

0,2 

Schleswig-Holstein 

1.142 

810 

704 

495 

835 

550 

2,3 

1,0 

1,3 

Thüringen 

183 

157 

93 

1.315 

1.396 

1.055 

0,1 

0,1 

0,1 

Alte Länder *) 

33.866 

25.217 

22.873 

24.637 

32.190 

23.359 

1,4 

0,8 

1,0 

Neue Länder **) 

1.081 

647 

531 

13.821 

15.231 

12.316 

0,1 

0,0 

0,0 

Bundesgebiet 

34.947 

25.864 

23.404 

38.458 

47.421 

35.675 

0,9 

0,5 

0,7 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Tabelle 1/12, Seite 223 *) Einschließlich Berlin (West) **) Einschließlich Berlin (Ost) 

Hinweis: 

Bei der Interpretation der Tabelle sind die unterschiedlichen Zeiträume der Umsetzung der staatlichen Sonderprogramme in den neuen Ländern zu berücksichtigen. 


') Neue Länder ohne unbesetzte Plätze aus Bund-Länder-Programmen 

-) Wegen der Neugliederung der Berliner Arbeitsämter vom 30. Juni 1997 ist die Vergleichbarkeit von Ergebnissen für Berlin (West) und Berlin (Ost) gegenüber den Vorjah- 
ren eingeschränkt. 

^) Einschließlich der niedersächsischen Gebiete, die zu den bremischen Arbeitsamtsbezirken gehören 
0 Ohne die Gebiete, die zu den bremischen Arbeitsamtsbezirken gehören 


Quelle: Bundesanstalt für Arbeit, Ergebnisse der Berufsberatungsstatistik; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung, Erhebung zum 30. September 


236 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Drucksache 14/1056 


Tabelle 1/14 


bJD 

c 


2 

2 


u 

QQ 

u 

-O 

bJD 

c 

s 

u 

u 

:0 


JS 

I 



237 


noch Tabelle 1/14: Finanzielle Programme der alten Länder zur Förderung der Berufsausbildung 
- Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze 1998/1999 


Drucksache 14/1056 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Tabelle 1/14 



238 


noch Tabelle 1/14: Finanzielle Programme der alten Länder zur Förderung der Berufsausbildung 
- Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze 1998/1999 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Drucksache 14/1056 


Tabelle 1/14 



239 


noch Tabelle 1/14: Finanzielle Programme der alten Länder zur Förderung der Berufsausbildung 
- Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze 1998/1999 


Drucksache 14/1056 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Tabelle 1/14 



240 


noch Tabelle 1/14: Finanzielle Programme der alten Länder zur Förderung der Berufsausbildung 
- Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze 1998/1999 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Drucksache 14/1056 


Tabelle 1/14 



241 


noch Tabelle 1/14: Finanzielle Programme der alten Länder zur Förderung der Berufsausbildung 
- Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze 1998/1999 


Drucksache 14/1056 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Tabelle 1/14 


o 

(/3 

O ^ C 
(N < 


-J 

o 

C/5 




^ Ol 




M CZ ) 


(U O 


■fi b 

0 0-50 
«5 o o 
Ä CD ta — 


< < 


ooos ooo^coo^ooo^ 
o^o^ o^o^o^o^o^o^ 
o^o^ o^o^o^o^o^o^ 


OO OOmmOO 
OO 

O O CD m 


II 

.£2 ö 

^ ’S 

W ÖD 


o 2 
^■o 

H - » C /3 

>■ Ö 

CQ 


00 

c 

< 


o 

00 

er 


o o^ 
o o^ 


un vn on 00 
O 
O CD 


w CZJ 


o ooinoooor^m -ooo-ho 

O OfNOmor^mos'^OO'^'^m 
O -HiTi — cntNCD-^iTi (NiTi CN 


c« t« 


(N^ r^ooovno <N 

•<NCD '«z^CNfNl-^O • 




CZ ) C « 


O 'o' OOÄ 


oS' 




• .S 00^ “O 
2 ^ 
■sl 


< m 


Q-S 

o C:0 


£ Q 


< < 


SSSs 

dqQd 

ö ö 2 ö 

SSS'S 

O CD CN 
irT cd' ^ ^ 

4= O o“ 
.o _o 

w t« 

£ C3 

<< 


sss 

QQQ 
d d d 

s s s 


I 


s sssss s 

g QQQQQ-Q 
ö döddög^d 

S SSSSSt'S 

m m o 

CD o^ o o^ 

o® o" r-" 

rT cN ^ OcD 


C3 J3 £3 Ä 

■ h -B 

' — ^ C/5 (N C/2 


ro 00 JO .' 



242 


(1996-1999) 


noch Tabelle 1/14: Finanzielle Programme der alten Länder zur Förderung der Berufsausbildung 
- Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze 1998/1999 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Drucksache 14/1056 


Tabelle 1/14 



243 


noch Tabelle 1/14: Finanzielle Programme der alten Länder zur Förderung der Berufsausbildung 
- Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze 1998/1999 


Drucksache 14/1056 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Tabelle 1/14 



244 


noch Tabelle 1/14: Finanzielle Programme der alten Länder zur Förderung der Berufsausbildung 
- Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze 1998/1999 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Drucksache 14/1056 


Tabelle 1/14 



245 


noch Tabelle 1/14: Finanzielle Programme der alten Länder zur Förderung der Berufsausbildung 
- Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze 1998/1999 


Drucksache 14/1056 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Tabelle 1/14 



246 


noch Tabelle 1/14: Finanzielle Programme der alten Länder zur Förderung der Berufsausbildung 
- Schaffung zusätzUcher Ausbildungsplätze 1998/1999 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Drucksache 14/1056 


Tabelle 1/14 



247 


noch Tabelle 1/14: Finanzielle Programme der alten Länder zur Förderung der Berufsausbildung 
- Schaffung zusätzUcher Ausbildungsplätze 1998/1999 


Drucksache 14/1056 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Tabelle 1/14 



248 


noch Tabelle 1/14: Finanzielle Programme der alten Länder zur Förderung der Berufsausbildung 
- Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze 1998/1999 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Drucksache 14/1056 


Tabelle 1/14 



249 


- Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze 1998/1999 


Drucksache 14/1056 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Tabelle 1/14 


ESX 

e 


2 

2 


u 

QQ 

u 

dx 

e 

s 

u 

-O 

u 

:0 


QQ 

-O 

c 


L . 

-o 

c 

:c« 



250 


noch Tabelle 1/14: Finanzielle Programme der neuen Länder und Berlins zur Förderung der Berufsausbildung 
- Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze 1998/1999 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Drucksache 14/1056 


Tabelle 1/14 


g 

g 

O 

B- 


rJ=i 

c 




O « 

C3 • 
c« "O ■ 

H ■ 


X! « 
Mt 5 


S § 60.2 3 
cc 3 § S 3 
^ 3 <0 -o s 

CZl IT< ^ 


i § 

::;N -o 


< "O 


c: X X -o ^ 

Ö § 'S 2 3 

3 < 'S I < 

N ^ yi C/2 

“ S S ä’ ö 

U C3 < § 

^ ,CZ! ^ 3 O 
i-o't: § 

i §-§ a=5 

; § ü -g 3 -f. 


i5 — C ü 1^5 3 • 

ig 5 O pa UC 


■o 3 

— D (U 

X ^ .S 

Vi ^ ij 

33 — 

«SS 

.2 ri (U 

■55 X IS 

^ -2 3 

a.§l 

§w ^ 

:^.s< 

1 


X "O ' 

333 
60 £ 

a ca 

X 3 
<u 3 -b 

^ »3 r. 

e 3 
Sl D 

J 

2 o 
X Ö 

5 ü .2 

Oß iz) 


3 X 'j- 

<; ■§ s 

^ 'C crt tfl 

'S oß’n 
nO g ’S 
3 S X 
® '-H 5 -ü 

3 c/ü c 
W oi) 3 ^ 
c/2 3 "O 

-§-§> § 



h 00 

■5i 

nJ ^ cC 

SföS s 
.3 K.S 

OB“ 

.W3 « H 


.o<C.5 


9r « 

©’S 

0 X 

gg 

X CQ 

1 I 


251 


Modular-duale-Qualifizie- 
rung (MDQM), 2. Stufe 


Drucksache 14/1056 Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Tabelle 1/14 



252 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Drucksache 14/1056 


Tabelle 1/14 


dx 

e 


2 

2 


u 

QQ 

u 

-O 

bJD 

c 

s 

u 

u 

:0 


U 

QQ 

-O 

c 


e 

:c« 

nJ OS 

S= 2^ 

s ::::; 

a 00 

® ON 
OS 

-o 

flj N 

Um 

S 2 
S 

2 ^ 

ftx) S 

® 2 

im -O 

P« := 

ü -g 

■3 = 

N ^ 

c ^ 

cs ^ 
•S 

=s 

3 :« 



253 


- Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze 1998/1999 


Drucksache 14/1056 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Tabelle 1/14 


dX 

e 


-Q 


La 

QS 

u 

-O 

dx 

e 

s 

u 

u 

:0 


QQ 

-O 

e 


-o 

e 



254 


- Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze 1998/99 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Drucksache 14/1056 


Tabelle 1/14 


bX) 

e 


2 

2 


u 

QQ 

u 

-O 

bX) 

e 

s 

u 

u 

:0 


QQ 

-O 

c 


-o 

c 

:c« 



255 


Drucksache 14/1056 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Tabelle 1/15 


Tabelle 1/15: Schulentlassene aus den allgemeinbildenden Schulen') sowie aus Berufsfachschulen, Fachober- 
schulen, Fachgymnasien und Kollegschulen 1997 bis 1999 


Land 

Abgangs- 

jahr=) 

Schulentlassene Davon 
insgesamt q|„j, 

Hauptschul- 

abschluß 

Mit 

Hauptschul- 

abschluß 

Mit Realschul- 
oder gleich- 
wertigem 
Abschluß 

Mit Fach- 
hochschul- 
reife 

Mit Allge- 
meiner und 
fachgebun- 
dener Hoch- 
schulreife 

Übrige 

Schulent- 

lassene 

Baden- Württemberg 

1997 

171.598 

8.875 

37.177 

50.510 

5.321 

30.456 

39.259 


1998 

175.961 

8.873 

37.164 

52.789 

6.009 

30.454 

40.672 


1999 

180.693 

8.873 

37.171 

53.917 

6.009 

33.307 

41.416 

Bayern 

1997 

146.978 

11.574 

51.762 

43.239 

9.724 

23.136 

7.543 


1998 

150.204 

11.689 

51.762 

44.651 

10.835 

23.530 

7.737 


1999 

150.472 

11.805 

50.985 

44.489 

10.561 

24.895 

7.737 

Berlin 

1997 

40.072 

4.455 

6.808 

13.534 

1.308 

11.034 

2.933 


1998 

41.745 

4.357 

7.189 

14.140 

1.401 

11.256 

3.402 


1999 

42.456 

4.357 

7.189 

13.952 

1.588 

11.733 

3.637 

Brandenburg 

1997 

39.751 

3.104 

6.553 

16.793 

1.049 

11.065 

1.187 


1998 

40.890 

3.203 

6.561 

16.749 

1.180 

11.811 

1.386 


1999 

43.155 

3.203 

6.665 

17.173 

1.180 

12.659 

2.275 

Bremen 

1997 

7.945 

578 

1.565 

2.220 

519 

2.008 

1.055 


1998 

8.088 

568 

1.559 

2.323 

511 

1.995 

1.132 


1999 

8.221 

568 

1.524 

2.333 

511 

2.085 

1.200 

Hamburg 

1997 

21.369 

1.767 

3.465 

5.485 

1.635 

5.502 

3.515 


1998 

21.370 

1.767 

3.375 

5.429 

1.711 

5.404 

3.684 


1999 

21.302 

1.767 

3.375 

5.353 

1.711 

5.331 

3.765 

Hessen 

1997 

77.293 

5.620 

15.139 

28.121 

4.441 

18.115 

5.857 


1998 

79.212 

5.805 

15.321 

29.269 

4.522 

18.022 

6.273 


1999 

79.513 

5.715 

14.958 

29.156 

4.601 

18.686 

6.397 

Mecklenburg-Vorpommern 

1997 

32.873 

2.697 

5.837 

13.732 

830 

7.494 

2.283 


1998 

31.669 

2.573 

5.451 

13.241 

829 

7.292 

2.283 


1999 

31.094 

2.475 

5.166 

12.958 

844 

7.312 

2.339 

Niedersachsen 

1997 

115.943 

8.442 

19.303 

39.689 

5.314 

20.959 

22.236 


1998 

120.312 

8.341 

19.230 

40.974 

8.464 

20.512 

22.791 


1999 

122.988 

8.239 

18.732 

41.941 

9.457 

21.471 

23.148 

Nordrhein-Westfalen 

1997 

252.644 

11.485 

43.683 

82.333 

24.444 

50.979 

39.720 


1998 

257.333 

11.647 

43.976 

84.571 

25.118 

51.149 

40.872 


1999 

264.096 

11.518 

44.422 

86.907 

25.673 

53.909 

41.667 

Rheinland-Pfalz 

1997 

50.332 

3.908 

13.791 

18.353 

2.346 

10.072 

1.862 


1998 

52.335 

3.907 

13.888 

20.099 

2.248 

10.185 

2.008 


1999 

53.365 

4.017 

13.598 

20.739 

2.248 

10.783 

1.980 

Saarland 

1997 

13.915 

1.141 

3.379 

4.397 

1.693 

2.273 

1.032 


1998 

14.604 

1.128 

3.378 

4.918 

1.722 

2.371 

1.087 


1999 

14.540 

1.116 

3.282 

4.823 

1.761 

2.471 

1.087 

Sachsen 

1997 

71.489 

5.856 

8.095 

31.743 

2.075 

18.450 

5.270 


1998 

70.087 

6.050 

8.199 

29.140 

1.897 

19.340 

5.461 


1999 

70.647 

6.144 

8.613 

29.140 

1.957 

19.332 

5.461 

Sachsen-Anhalt 

1997 

44.632 

3.982 

5.028 

20.141 

1.141 

10.056 

4.284 


1998 

44.535 

4.078 

4.633 

20.034 

1.406 

10.160 

4.224 


1999 

43.979 

3.887 

4.633 

19.531 

1.440 

10.264 

4.224 

Schleswig-Holstein 

1997 

33.568 

2.813 

9.546 

10.128 

1.683 

7.063 

2.335 


1998 

33.921 

2.814 

9.545 

10.362 

1.699 

7.110 

2.391 


1999 

34.490 

2.814 

9.450 

10.600 

1.720 

7.466 

2.440 

Thüringen 

1997 

41.657 

4.189 

6.642 

15.146 

1.157 

9.777 

4.746 


1998 

42.908 

4.285 

6.551 

15.632 

1.141 

10.094 

5.205 


1999 

42.364 

4.191 

6.735 

15.183 

1.149 

10.132 

4.974 

Bundesgebiet 

1997 

1.162.059 

80.486 

237.773 

395.564 

64.680 

238.439 

145.117 


1998 

1.185.174 

81.085 

237.782 

404.321 

70.693 

240.685 

150.608 


1999 

1.203.375 

80.689 

236.498 

408.195 

72.410 

251.836 

153.747 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Tabelle 1/13, Seite 224 


') Hauptschulen, Integrierte Klassen für Haupt- und Realschüler, Realschulen, Gymnasien, Integrierte Gesamtschulen, Freie Waldorfschulen, Sonderschulen 
-) 1997 Ist-Zahlen 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 1 1, Bildung und Kultur, Reihe 2, Berufliches Schulwesen 1997/1998; Vorabmeldung; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 


256 


Tabelle 2/1: Ausländisehe Sehüler an berufliehen Sehulen 1997 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Drucksache 14/1056 


Tabelle 2/1 


Kollegschule 

Nordrhein- 

Westfalen 

1.872 

601 

710 

59 

157 

181 

10.112 

549 

832 

441 

193 

7.601 

1.550 

13.534 

16,1 

Fachakade- 

mien/Bemfs- 

akademien 

240 

24 

47 

5 

5 

39 

262 

7 

24 

30 

21 

33 

141 

643 

8,0 

Fachschulen 

1.578 

240 

426 

103 

128 

192 

2.726 

111 

190 

228 

242 

1.408 

985 

5.289 

3,6 

Fach- 

gymnasien 

1.294 

303 

524 

35 

115 

131 

4.140 

231 

424 

562 

163 

2.315 

905 

6.339 

6,9 

Fachober- 

schulen 

969 

196 

300 

44 

90 

108 

4.249 

254 

324 

412 

219 

2.607 

1.043 

6.261 

7,6 

Berufsober- 
schulen/Tech- 
nische Ober- 
schulen 

116 

10 

37 

5 

2 

16 

336 

19 

41 

69 

7 

50 

26 

478 

6,2 

Berufsfach- 

schulen 

8.526 

1.916 

3.870 

162 

710 

907 

27.846 

1.751 

2.514 

2.214 

987 

16.580 

5.840 

42.212 

11,5 

Berufsauf- 

bauschulen 

77 

14 

41 

5 

4 

306 

8 

40 

27 

6 

211 

31 

414 

16,2 

Berufsvorbe- 

reitungsjahr/ 

Berufsgrund- 

bildungsjahr 

2.580 

508 

1.530 

31 

232 

143 

13.982 

994 

1.533 

419 

239 

9.491 

4.556 

21.118 

19,8 

Berufs- 

schulen 

28.023 

6.120 

13.183 

635 

1.997 

2.543 

90.728 

7.270 

9.936 

8.433 

2.306 

58.543 

13.102 

131.853 

8,0 
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Tabelle 2/2: Schüler und Schülerinnen im Berufsgrnndbildungsjahr und Bernfsvorbereitnngsjahr 1996 nnd 1997 

Land Jahr Schüler und Schülerinnen 


Berufsgrundbildungjahr schulisch') Berufsvorbereitungsjahr") 




Anzahl 

Veränderung 
gegenüber dem 
Vorjahr 

Prozent 

Anzahl 

Veränderung 
gegenüber dem 
Vorjahr") 

Prozent 

Baden-Württemberg 

1996 

249 

5,1 

11.227 

9,0 


1997 

295 

18,5 

11.736 

4,5 

Bayern 

1996 

6.128 

-13,4 

4.805 

25,6 


1997 

5.842 

^,7 

5.787 

20,4 

Berlin 

1996 

169 

9,7 

6.275 

78,2 


1997 

124 

-26,6 

5.211 

-17,0 

Brandenburg 

1996 

0 

-100,0 

- 

- 


1997 

0 

- 

- 

- 

Bremen") 

1996 

71 

-73,4 

866 

-5,7 


1997 

60 

-15,5 

871 

0,6 

Hamburg 

1996 

0 

-100,0 

3.497 

33,3 


1997 

0 

- 

3.776 

8,0 

Hessen 

1996 

3.425 

14,0 

4.019 

9,7 


1997 

3.953 

15,4 

4.028 

0,2 

Mecklenburg-Vorpommern 

1996 

0 

- 

4.760 

11,2 


1997 

0 

- 

4.300 

-9,7 

Niedersachsen") 

1996 

14.967 

-0,2 

5.288 

7,7 


1997 

14.258 

^,7 

5.362 

1,4 

Nordrhein-Westfalen 

1996 

6.468 

18,3 

3.027 

6,4 


1997 

7.718 

19,3 

3.674 

21,4 

Rheinland-Pfalz 

1996 

3.095 

33,5 

4.581 

45,8 


1997 

3.453 

11,6 

4.308 

-6,0 

Saarland 

1996 

1.414 

9,1 

369 

25,5 


1997 

1.464 

3,5 

352 

-4,6 

Sachsen 

1996 

1.108 

52,6 

8.110 

10,8 


1997 

1.098 

-0,9 

8.511 

4,9 

Sachsen-Anhalt 

1996 

1.877 

95,9 

3.410 

-0,6 


1997 

909 

-51,6 

3.578 

4,9 

Schleswig-Holstein 

1996 

570 

-11,2 

797 

14,5 


1997 

589 

5,6 

907 

13,8 

Thüringen 

1996 

425 

-26,0 

4.167 

11,0 


1997 

466 

9,6 

3.963 

-4,9 

Bundesgebiet 

1996 

39.966 

5,4 

65.198 

17,4 


1997 

40.229 

0,7 

66.364 

1,8 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Tabelle 2/2, Seite 242 


') Einschließlich Berufsgrundbildungsjahr an Berufssonderschulen und Berufsfachschulen 
-) Einschließlich Berufsvorbereitungsjahr an Berufssonderschulen 

') Einschließlich der niedersächsischen Gebiete, die zu den bremischen Arbeitsamtsbezirken gehören 
■•) Ohne die Gebiete, die zu den bremischen Arbeitsamtsbezirken gehören 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 2, Berufliches Schulwesen 1996, 1997: Vorabmeldung; 
Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 
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Tabelle 2/3: Schüler und Schülerinnen in Berufsfachschulen') nach Ländern nnd weiblicher Anteil 1995 bis 
1997 


Land 

Merkmal 

Schüler und Schülerinnen in Berufsfachschulen 

Insgesamt 

Weiblich 

1995 

1996 

1997 

1995 

1996 

1997 

Anzahl 

Prozent 

Baden-Württemberg 

Insgesamt 

82.070 

85.379 

89.596 

55,6 

56,1 

55,9 


1. Schuljahr 

57.246 

60.021 

62.647 

50,6 

50,8 

50,7 

Bayern 

Insgesamt 

18.902 

20.261 

21.650 

84,5 

83,9 

83,4 


1. Schuljahr 

10.141 

11.058 

11.519 

85,8 

84,1 

84,0 

Berlin 

Insgesamt 

7.016 

8.050 

9.084 

62,0 

63,3 

59,8 


I. Schuljahr 

4.955 

5.714 

6.873 

61,7 

62,9 

59,3 

Brandenburg 

Insgesamt 

2.500 

2.963 

5.311 

76,2 

79,9 

68,9 


1. Schuljahr 

1.519 

1.851 

4.032 

78,1 

80,5 

64,6 

Bremen’) 

Insgesamt 

4.489 

4.100 

4.239 

57,5 

53,6 

53,0 


I. Schuljahr 

2.656 

2.321 

2.521 

57,9 

55,4 

53,4 

Hamburg 

Insgesamt 

8.724 

8.745 

9.101 

59,5 

58,5 

60,2 


1. Schuljahr 

5.116 

5.123 

5.295 

58,7 

57,7 

61,0 

Hessen 

Insgesamt 

17.276 

19.089 

20.136 

63,1 

63,6 

63,2 


I. Schuljahr 

11.186 

12.259 

12.580 

62,0 

62,5 

61,9 

Mecklenburg- 

Insgesamt 

5.893 

6.579 

7.913 

90,4 

89,6 

86,6 

Vorpommern 

1. Schuljahr 

2.360 

2.623 

3.558 

89,1 

86,6 

82,9 

Niedersachsen’) 

Insgesamt 

34.720 

37.945 

40.454 

74,2 

74,6 

73,3 


1. Schuljahr 

24.675 

27.655 

28.461 

72,5 

72,9 

70,9 

Nordrhein-W estfalen“) 

Insgesamt 

65.642 

68.717 

72.300 

57,6 

57,2 

56,7 


I. Schuljahr 

39.911 

41.617 

43.908 

59,5 

58,9 

58,3 

Rheinland-Pfalz 

Insgesamt 

15.633 

16.715 

17.284 

57,7 

58,0 

57,7 


1. Schuljahr 

9.124 

9.681 

9.689 

57,8 

56,5 

57,3 

Saarland 

Insgesamt 

4.772 

5.023 

5.029 

58,8 

59,7 

59,5 


I. Schuljahr 

2.890 

3.016 

3.050 

59,2 

59,6 

58,2 

Sachsen 

Insgesamt 

7.710 

10.304 

23.447 

89,5 

85,7 

86,2 


1. Schuljahr 

4.511 

5.677 

10.754 

89,3 

82,5 

83,0 

Sachsen-Anhalt 

Insgesamt 

8.344 

10.440 

13.044 

84,1 

83,1 

75,4 


I. Schuljahr 

5.453 

7.170 

9.476 

83,0 

81,9 

72,0 

Schleswig-Holstein 

Insgesamt 

9.804 

10.344 

10.724 

60,6 

61,9 

62,1 


1. Schuljahr 

5.576 

5.779 

5.968 

61,7 

62,5 

62,3 

Thüringen 

Insgesamt 

13.186 

15.366 

17.336 

81,5 

79,9 

79,7 


I. Schuljahr 

6.758 

7.087 

8.548 

80,6 

75,9 

77,5 

Bundesgebiet 

Insgesamt 

306.681 

330.020 

366.648 

64,5 

64,9 

65,1 


1. Sehuljahr 

194.077 

208.652 

228.879 

62,6 

62,6 

62,3 


Vgl. Benifsbildungsbericht 1998, Tabelle 2/3, Seite 243 

') Ohne Berufsgrundbildungsjahr, einschließlich Berufsfachschulzweige an Freien Waldorfschulen 
-) Einschließlich der niedersächsischen Gebiete, die zu den bremischen Arbeitsamtsbezirken gehören 
') Ohne die Gebiete, die zu den bremischen Arbeitsamtsbezirken gehören 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 2, Berufliches Schulwesen 1995 bis 1997; Sonderauswertungen des Statistischen Bundesamtes; 
Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 


259 



Tabelle 2/4: Schulen und Schüler in den Berufen des Gesundheitswesens 1997 


Drucksache 14/1056 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Tabelle 2/4 


öO 

.£ 

C/5 X 


I 


2 ^ 


2 ^ 


> 


•O -3 

«d 

CQ ? 


2 £ 


m CD ^ 

00 o r-- 

m — CN 


1 — o — 
o r-- 

m — CN 


so cs ro 
— 00 oo a^ 
ro O 


CS 'O CS 

— o 
a^ cs r-- 


in 00 m <0 
in O 
r~~ — so 






— Tt O 


_ SO lO O 


r~- o^ 00 


— m OS 


cs cs 'd- 00 


so m — 


cs ro Os 
m — in 
— — o 




M 3 c« =5 
OB 3^ CD ö 

c g- c ^ 


(U "h o ^ 
< 


cd « 

5 5 


m — r~- 
m o oo — 
cs r- 


cs I 


m — I — 


00 so ro m 
— in cs m 
cs ■'d' oo 


m — so in 
in cn so so 
cs so in 


O cn I ro 


cs 00 I oo 


so cs I cs 


g .§ o ;S 

’c 2 


Os CS 00 
in 00 SO 
cs — 


— r~~ 
m in r-' 
cs — 


o OS cs r^- 
cs Os cs r-- 
so ■'d' cs 


■id" cs in 


O ^ 

m ro o 
cs fO Os 


cs Os »n 
m OS cs r- 
r-- o 


in so cs 


O in o in 
cs cs o cs 
— -rt oo so 


r~- SO OO 
cs so oo 
r-. — in in 


_o .ii _o _o 

j :i 'S 2 


cs cs O 
cs ro OS 
CS — 


0^00 

g?e 


in OS cs 
in Os so 

so — 'd- 


OS m so 
ro m in oo 
r~- — in 


oo cs r~- in 


cn r~- oo OS 


O 00 oo O 
— cs so so 
— cn r~ 


m OS o Os 
cn o ro 
cs Os cs 


— 00 so cs 
m in OS so 
so O in 
cn — ^ 


ro cs cs O 


"d" cn oo in 




r~- OS in 'd' 
so — in 
in — 


r~- cn so 

cs OS — 

cs so so 


so 00 — r~- 
cs — oo ro 
i~~ oo oo 


'd" oo so 
00 oo OS 
— — r~- ro 

so -4 




cs r~- cs in 


— — so in 

— OS cs so 
»n m cs 


g .a "g o 

J 3 ’s 3 


C5iJ * 

_e 

'S 'S 

O. (A 

33 

cd Cd 

ou ou 

(ü (U 

c: 

G. O. 

£££’£■ 

gSg3§ § 

G 

-o P § g 

§l.£’^ 

g g 


g g 

s= P •£ 'S 
o 53 'S -K 

G ’C 

G G 

G G ® 

33 

•o -a 

33 


o o 

0.00 
W O ^ 

cd Cd 

taa 

G c 

5 S 

cd Cd 

a a 

cd cd >% >> 

^ £ 

cd fl 

s s 

fl J= fl M 
2 


— OS 00 — 


— o 'd- so 


cs so 00 oo 


— O cs 00 

— cs so in 

ro — — 


ro — — 


in i~~ OS OO 


— OS so m 


cs — cs Os 


Os r-- so — 

— 

ro — — 


< — so in so 00 in m 

< OS cs so m m 

in m cs 'd" so oo 


ü o o 

1313 


SO o SO 
m m — cs 
so cs 


J « o ;§ 
;ä 2 2 


.£ •- .£ 
‘n TD ‘C 

3 - t- D O 

^ G 'S 
o G .52 
C .52 -n <u 
c ü G C 


<u .G 
•o TS 
:cd :cd 

g. g. 


260 


Technischer Assistent Schulen 

in der Medizin/ Schüler 

Technische Assistentin Männlich 

in der Medizin Weiblich 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Drucksache 14/1056 


Tabelle 2/4 


OS 

OS 


e 


O 

c 


kn 

QS 

e 


S 

.s 

ij 

C/5 

e 

s 

e 

’s 

.s 

C/5 

r5 

"03 

-Q 

e2 

JS 

ij 

O 

C 


iß 

> .S 

1 -3 

CO i 


00 c 


'5 


Z ^ 


m I 


ffl ^ 


S E 


m — '^ 
O fN oo 
fS — 


— oo Os OS 


CN ro oo in 


m fN — 
— m Os 
r~~ s6 


I »n OS — ro fN • 


fN fO — fN 
so 00 O oo 
OS in 


J - ^ ^ 

J 3 ’c 3 


■Tt r- r- o 
m O oo cN 
o ro so 


’ls 


O 'iS O •- 
J= C 4= 

O (U o 


V ^ ^ ^ 

% B 
ä-m-c 
a I .£ 1 

" Cd 


3 S-g 

roi’ 

J 'S .N ' 


« ’S -S 

2 J 


cd 




fN OS so m 


o _o _u 

J ^ a 2 




4= 4- -S 

g E 
:e .ä 1 s 

N « N 

^ 'S 52 

O T* o -< 

E o a <u 


g J § ^ 

o o <u o 

> « > aj 


:ö ■■C 

c s 

(U u 

<< 

_(ü _o 

’ob'öö 
S. S 
"o 'S 

N N 


— so fsi 


jj ^ ^ ^ 

^ Ä “E S 


OS fN ro OS 
fN OO — SO 

_ — o 


<u ^ o o 

llTs 

^ M g . 


'iS 


■ so I so — ■ 


fN I fN 


OS Os Os O 
ro OS 
fN — 


(U ^ _o _o 

B'M’qX 


’ls 




O o 
.32 <ü .^ ■ 


•o « .22 

o « o M 

e< 

<u ^ <u ^ 
U (U l- o 

(U 4= O 4= 

•O o •n o 

C .« c .S£ 

< c •< c 


'S C 

o o 


e B 

<u « 

cti öi 


— oo fN sO 


in OO 
m Os ro 

fN — 


fN ro — 
— in so 

fN — 


— ^ ro — 


in O r~- ro 
CN m !>• in 
OS OO 


00 ro — 
m OS fN 

— m so r' 


(N OS so ro 


'^■'TOsin — — soin 
O 1> fN 00 — so 

fN — 


fNcnsor^ — sooooo 

— fN -'S- — m 

— so so Os 

rn fN Ö 




’IS 


J ^ 

^333 


g ü 3 3 
|3 e3 

l-ll 


4;^ 

O 

iO- 


261 


noch Tabelle 2/4: Schulen und Schüler in den Berufen des Gesundheitswesens 1997 


Drucksache 14/1056 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Tabelle 2/4 


dß 

.£ 


2 ^ 


- > 


CQ S 


« :r 
CQ > 


2 £ 


fS 'O 

se o Qo ^ 
— oc 


r- s© — 

in Os 

o s© m 


© m s© 

TT ^ ID 
— S© ITi 


IT) — 
© m « IT) 
— ^ cn © 
s© ^ IT) 


© m Os TT 
IN ^ © 

© ^ ^ 

f<5 © rn 


© — Os 
© TT © m 
IN © © © 


© 00 © 
fO © fS 
^ ir< © 


© TT Os iT) 
— m 00 
00 ^ © 


Mt 00 © 
TT r- © 
© ir< © 


© © m en 
© © 
r4 ^ i/i 


00 © TT 
© ID Os © 
IN © 00 


» fs Os m 

^ m »r< 

IN © ir< ^ 


© — rt © 

© © m 

© r4 « m 


Isll 




00 Cd CN O 
in O IO >n 
O OS o 


— © © o 
r-- — © 
— © © 


o — r- ^ 

— in ro — 

— Os © m 
sd -- in 


«N ro fN — 
O O ^ © 
© © — -iT 


00 Os cN 

o © — ^ 

Cd OS 00 

cs ni OS 


© ro o m 
m ro — 
in in o 


o © © o 
— © in o 
oo — r~- 


I Os — 00 
Cd Tf 00 

ro in r~- 


cd — oo m 
r- oo © — 
OS ro © 
sd -- in 


00 © — -iT 
■iT ro ro O 
Cd Os © m 


00 — ro 00 

S OO CN © 
O ro 


o ^ _o _o 

-o ^ 1 S 



-o 


S ‘5 

II 


^ 'c ■- 

§ s ^ 

S 4= S 
>> o 


.N 
C ^ 


IS I 


S ia M > 


262 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 1 1 , Bildung und Kultur, Reihe 2, Berufliche Schulen 1 997 
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Dauer Höchstens 3 Monate 2 bis 12 Monate Fl bis 12 Monate Bis 12 Monate Bis 24 Monate Bis 12 Monate 

F2 bis 24 Monate (einschließlich Eingangs- 

F3 bis 36 Monate verfahren) 

F4 bis 6 Monate 
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') Soll-Zahlen 
-) Geschätzte Ist-Zahlen 
Ist-Zahlen 
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Tabelle 3/3: Mittel des Bundes naeh Ressorts (Haushaltsansätze) zur Förderung 
der beruflichen Bildung 1998 in Mio. DM 


Ressort 

Zweckbestimmung 

Haushaltsansatz 

Erläuterungen 

Bundesministerium 

Fördemng überbetrieblicher Berufsbildungs- 

125,0 


für Bildung und 

Stätten 



Forschung 

Förderung von Schülern in berufsbildenden 

Schulen 

244,0 ■)’) 

§§2,68 BAföG 


Innovationen im Bereich der bemflichen Bildung, 

29,4 

Art. 91b GG und Rahmenvereinbamng Modellver- 


Ressortforschung, wissenschaftliche Tagungen, 


suche des Bundes und der Länder § 6 Abs. 2 Nr. 1 d 


Modellversuche und Modellprogramme 

Förderung von Leistungswettbewerben 

7,8 

BerBiFG 


Institutionell geförderte Forschungseinrichtungen 

15,6 



Begabtenförderung in der beruflichen Bildung 

26,0 



Förderung der beruflichen Aufstiegsfortbildung 

100,0 



Qualifizierung von Personal der beruflichen Bil- 
dung in den neuen Ländern 

7,0 



(einschließlich Berlin (Ost)) 

Bundesinstitut für Berufsbildung 

46,7 



Austausch mit anderen Staaten im Bereich der 
beruflichen Bildung sowie Stipendien 

10,8 



Sonderprogramme zur Schaffung zusätzlicher Aus- 

180,6 



bildungsplätze in den neuen Ländern (einschließ- 
lich Berlin (Ost)) 

° Gemeinschaftsinitiativen 1993 bis 1995 

13,2 

ESF-Mittel 


° Aktionsprogramm Lehrstellen Ost 1996, 1997, 




Lehrstelleninitiative Ost 1998 




Sonderprogramm Lehrstellenentwickler in den 
neuen Ländern (einschließlich Berlin (Ost)) 

15,1 



Fördermaßnahmen auf dem Gebiet der allgemeinen 
und beruflichen Weiterbildung 

23,5 



Berufliche Eingliederung von deutschen Spätaus- 
siedlern und Kontingentflüchtlingen mit Hoch- 
schulabschluß sowie wirtschaftliche Sicherung 
deutscher Wissenschaftler aus den Aussiedlungs- 
gebieten 

11,0 


Bundesministerium 

Fördemng des Ausbaus der Inffastmktur, 

alte Länder: 

§ 1 Abs. 1 Nr. 1 und 2c Gesetz über die Gemein- 

für Wirtschaft und 

Errichtung und Ausbau von Ausbildungs-, 

4,90 

Schaftsaufgabe 

Technologie 

Fortbildungs- und Umschulungsstätten 

neue Länder: 




282,50 



Fördemng von Lehrgängen der überbetrieblichen 
bemflichen Bildung im Handwerk 

72,0 

Gewerbeförderprogramm 


Fördemng der Errichtung, Modemisiemng und 
Ausstattung von überbetrieblichen Foitbildungs- 
einrichtungen der gewerblichen Wirtschaft und des 

95,6 

Gewerbeförderprogramm 


sonstigen Dienstleistungsverkehrs 

Fördemng der Leistungssteigemng im Handwerk, 
Handel, Fremdenverkehrsgewerbe, in kleinen und 
mittleren Unternehmen der Industrie, im Verkehrs- 

91,7 



gewerbe und im sonstigen Dienstleistungsbereich 




Sonderprogramme zur Schaffung zusätzlicher Aus- 
bildungsplätze in den neuen Ländern (einschließ- 
lich Berlin (Ost)) 

° Aktionsprogramm Lehrstellen Ost 1997 

44,2 



Fördemng der bemflichen Qualifiziemng des 
Mittelstandes (neue Länder) 

3,6 

Gewerbeförderprogramm 


Fördemng der bemflichen Aufstiegsfortbildung 

66,7 



BF-Darlehen 

3,90 



ERP-Ausbildungsplätzeprogramm 

200,00 


Bundesministerium 

Maßnahmen der bemflichen Bildung junger Aus- 

8,0 


für Arbeit und 

länder, insbesondere bemfsvorbereitende Maß- 



Sozialordnung 

nahmen mit Intematsunterbringung und binatio- 
nale Ausbildungsprojekte 



Insgesamt 


1.728,8 



■') Programm zum 26. Mai 1997 ausgelaufen, Zinszuschüsse im Rahmen des 
') Geschätzt Darlehensprogramms zur Förderung der beruflichen Fortbildung im Hand- 

-) Nur Bundesanteil werk und in anderen Zweigen der gewerblichen Wirtschaft 

') Bundesanteil der bewilligten GA-Mittel im Zeitraum 1 . Januar bis 3 1 . Dezember 1 997 -) Geschätztes IST im Zeitraum 1 . Januar bis 3 1 . Dezember 1 998 
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7.4.1 Gesetze, Verordnungen, Richtlinien 

Aktionsprogramm Lehrstellen Ost 1997: Vereinbarung vom 16. Mai 1997 zwischen dem Bund 
und den Ländern Mecklenburg- Vorpommern, Brandenburg, Berlin, Sachsen- Anhalt, Sachsen 
und Thüringen zur Förderung zusätzlicher Ausbildungsplätze 1997 

Änderung der Richtlinien des Bundesministeriums für Bildung und Wissenschaft zur Durch- 
führung der Gemeinschaftsinitiative 1994 des Bundes, der neuen Länder und des Landes Berlin 
zur Förderung außerbetrieblicher Ausbildungsplätze für nicht vermittelte Bewerber aus dem in 
Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet, mitfinanziert aus Mitteln des Europäischen 
Sozialfonds (Änderung der BMBW-Richtlinien-GfOst 1994 vom 30. September 1994 BAnz. S. 
10729) 

Ausbilder-Eignungsverordnung vom 16. Februar 1999 (BGBl. 1, S. 157) 

Berufliche Aufstiegsfortbildung: Gesetz zur Förderung der beruflichen Aufstiegsfortbildung (Auf- 
stiegsfortbildungsförderungsgesetz - AFBG vom 23. April 1996, BGBl. I, S. 623) 

Berufsbildungsforderungsgesetz (BerBiFG) vom 23. Dezember 1981 (BGBl. 1, S. 1692), in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 12. Januar 1994 (BGBl. 1, S. 78), geändert durch Gesetz 
vom 26. April 1994 (BGBl. 1, S. 918) 

Berufsbildungsgesetz (BBiG) vom 14. August 1969 (BGBl. 1, S. 1112), zuletzt geändert 
durch Artikel 35 der Sechsten Zuständigkeitsanpassungsverordnung vom 25. September 1997 
(BGBl. 1, S. 2390) 

Beschäftigungspolitischer Aktionsplan der Bundesrepublik Deutschland, BT-Drs. 13/10510 

Beschluß des Deutschen Bundestages vom 26. Oktober 1989 zur Empfehlung des Ausschusses für 
Bildung und Wissenschaft zur Konzeption für die Förderung überbefrieblicher beruflicher 
Ausbildungsstätten, BT-Drs. 1 1/5050 

Bundesanstalt für Arbeif: Anordnung des Verwaltungsrats der Bundesanstalt für Arbeit über die 
Förderung der beruflichen Weiterbildung (AFbW) vom 23. Oktober 1997 

Bundesanstalt für Arbeit: Anordnung des Verwaltungsrats über die individuelle Förderung der 
beruflichen Ausbildung - A Ausbildung -,31. Änderungsverordnung zur A Ausbildung vom 
26. Oktober 1995 

Bundesausbildungsforderungsgesetz (BAföG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Juni 
1983 (BGBl. 1, S. 645, 1680), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 1. Juli 1997 
(BGBl. 1, S.1609) 

Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung: Vierter Bericht der Bundesregierung über die 
Lage der Behinderten und die Entwicklung der Rehabilitation vom 18. Dezember 1997, 
Drucksache 13/9514 

Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft: Überbetriebliche Berufsbildungsstätten - 
Orientierungen zu dem Förderprogramm in den neuen Bundesländern, Bonn 1991 

Förderung überbetrieblicher beruflicher Ausbildungsstätten: 48. Sitzung des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages vom 12. Juni 1996, Protokoll Nr. 4856, Ausschußdrucksache 1580, 
Seite 105, TOP 15 

Gesetz zur Ordnung des Handwerks (Handwerksordnung — HwO) in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 28. Dezember 1965 (BGBl. 1966 1, S. 1), zuletzt geändert durch Artikel 33 
der Sechsten Zuständigkeitsanpassungsverordnung vom 2 1 . September 1997 (BGBl. 1, S. 2390) 

Konzeption für die Förderung überbetrieblicher beruflicher Ausbildungsstätten, BT-Drs. 1 1/2824 

Öffentlich rechtliche Verträge des Landes Mecklenburg- Vorpommern, vertreten durch das Kul- 
tusministerium und Trägem vollzeitschulischer Maßnahmen zur Fördemng zusätzlicher Aus- 
bildungsplätze 1998 

Richtlinie des Sächsischen Staatsministeriums für Wirtschaft und Arbeit über die Durchführung 
des Programms des Bundes und des Freistaates Sachsen zur Förderung zusätzlicher Aus- 
bildungsplätze für nicht vermittelte Bewerber aus Sachsen im Rahmen der „Lehrstelleninitiative 
1998“ vom 17. November 1998, in Kraft zum 1. August 1998 

Richtlinie zur Förderung zusätzlicher Ausbildungsplätze in der dreijährigen bemfsqualifizierenden 
Bemfsfachschule (Durchführung der Thüringer Ausbildungsinitiative - Aktionsprogramm 
1998, Beschluß der Thüringer Landesregiemng vom 24. März 1998, sowie des gemeinsamen 
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Programms des Bundes und der neuen Länder „Zukunftsinitiative Lehrstellen“) vom 17. August 
1998, in Kraft zum 1. September 1998 

Richtlinien des Bundesministeriums für Bildung und Wissenschaft über die Gewährung von 
Zuwendungen zu den laufenden Kosten überbetrieblicher Ausbildungsstätten vom 3 1 . Januar 
1978, Bundesanzeiger Nr. 77 vom 22. April 1978 mit Änderungen vom 5. September 1988, 
BAnz. Nr. 173 vom 15. September 1988 

Richtlinien des Bundesministeriums für Bildung und Wissenschaft zur Durchführung der 
Gemeinschaftsinititative 1994 des Bundes, der neuen Länder und des Landes Berlin zur 
Förderung außerbetrieblicher Ausbildungsplätze für nicht vermittelte Bewerber aus dem in 
Artikel 3 des Einigungsvertrages genarmten Gebiet, mitfmanziert aus Mitteln des Europäischen 
Sozialfonds (BMBW-Richtlinien-GIOst 1994) vom 6. Juli 1994 (BAnz. S. 7417) 

Richtlinien des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie über 
die Begabtenförderung berufliche Bildung für junge Absolventinnen und Absolventen einer 
Berufsausbildung (für zuständige Stellen, die Behörden der unmittelbaren Bundesverwaltung 
und zuständige Stellen, die oberste Landesbehörden sind) vom 31. Januar 1992, in der Fassung 
vom 11. November 1997 

Richtlinien des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie zur 
Förderung von überbetrieblichen Ausbildungsstätten vom 19. September 1973, BAnz Nr. 21 1 
vom 9. November 1973, mit Änderungen vom 30. November 1979, BAnz Nr. 228 vom 
20. Dezember 1979 (aktualisiert 1995) 

Richtlinien des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie zur 
Durchführung der Gemeinschaftsinitiative 1995 des Bundes und der Länder Mecklenburg- 
Vorpommern, Brandenburg, Berlin, Sachsen-Anhalt und Thüringen zur Förderung außer- 
betrieblicher Ausbildungsplätze für nicht vermittelte Bewerber aus dem in Artikel 3 des Eini- 
gungsvertrages genannten Gebiet (BMBF-Richtlinien-GIOst 1995) vom 22. September 1995 
(BSAnz. S. 11098 vom 18. Oktober 1995) 

Richtlinien für die Durchführung des Programmes des Bundes und der neuen Länder im Land 
Thüringen zur Förderung zusätzlicher Ausbildungsplätze „Zukunftsinitiative Lehrstellen 1998“ 
vom 31. August 1998, in Kraft zum 1. September 1998 

Richtlinien und besondere Nebenbestimmungen des Bundesministeriums für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie über die Begabtenförderung berufliche Bildung für 
junge Absolventinnen und Absolventen einer Berufsausbildung vom 15. August 1991, in der 
Fassung vom 10. Oktober 1997 

Richtlinien zur Förderung von Ausbildungsplatzentwicklerirmen und Ausbildungsplatzent- 
wicklem in Mecklenburg- Vorpommern, Brandenburg, Ost-Berlin, Sachsen- Anhalt, Sachsen 
und Thüringen vom 28. Juni 1995 (BAnz. Nr. 135, S. 7969 vom 21. Juli 1995), geändert am 
13. Oktober 1998 

Senatsbeschluß des Landes Berlin Nr. 1458/98 vom 26. Mai 1998 

Sozialgesetzbuch (SGB) Drittes Buch (III) - Arbeitsfördemng in der Fassung des ersten Gesetzes 
zur Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze vom 16. Dezember 
1997 (BGBl. I, S. 2970) 

Vereinbarung des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport (MBJS) mit der Handwerks- 
kammer Cottbus, Handwerkskammer Frankfürt (Oder), Handwerkskammer Potsdam, Industrie- 
und Handelskammer Cottbus, Insustrie- und Handelskammer Frankfürt (Oder) und der 
Industrie- und Handelskammer Potsdam (Kooperatives Modell Brandenburg) vom 22. Juli 1998 

Vereinbarung über die Zusammenarbeit zwischen dem Thüringer Kultusministerium, dem 
Thüringer Ministerium für Wirtschaft und Infrastruktur, den Industrie- und Handelskammern 
sowie den Handwerkskammern bei der Ausbildung in der dreijährigen berufsqualifizierenden 
Berufsfachschule vom 22. Juli 1998 

Vereinbarung vom 5. Juli 1996 zwischen dem Bund und den Ländern Berlin, Brandenburg, 
Mecklenburg- Vorpommern, Sachsen, Sachsen- Anhalt und Thüringen zur Förderung zusätz- 
licher Ausbildungsplätze 1996 

Vereinbarung zur Änderung der Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern Mecklen- 
burg-Vorpommern, Brandenburg, Berlin, Sachsen-Anhalt, Sachsen und Thüringen über die 
Gemeinschaftsinititative 1994 zur Förderung außerbetrieblicher Ausbildimgsplätze für nicht 
vermittelte Bewerber aus dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet, mitfman- 
ziert aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds vom 30. September 1994 (BAnz. S. 10729) 

Vereinbarung zur Änderung der Vereinbarung zwischen der Bundesregierung und der Bundes- 
anstalt für Arbeit über die Durchführung der Bundesförderung im Rahmen der Gemein- 
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schaftsinitiative 1994 des Bundes, der neuen Länder und des Landes Berlin zur Förderung 
außerbetrieblicher Ausbildungsplätze für nicht vennittelte Bewerber aus dem in Artikel 3 des 
Einigungsvertrages genannten Gebiet, mitfinanziert aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds 
(ÄndVYBA-GIOst 1994) vom 30. September 1994 (BAnz. S. 10729) 

Vereinbarung zur zweiten Änderung der Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern 
Mecklenburg- Vorpommern, Brandenburg, Berlin, Sachsen- Anhalt, Sachsen und Thüringen 
über die Gemeinschaftsinitiative 1994 zur Förderung außerbetrieblicher Ausbildungsplätze für 
nicht vermittelte Bewerber aus dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet, mit- 
finanziert aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds vom 11. November 1994 

Vereinbarung zur zweiten Änderung der Vereinbarung zwischen der Bundesregierung und der 
Bundesanstalt für Arbeit über die Durchführung der Bundesförderung im Rahmen der 
Gemeinschaftsinitiative 1994 des Bundes, der neuen Länder und des Landes Berlin zur 
Förderung außerbetrieblicher Ausbildungsplätze für nicht vermittelte Bewerber aus dem in 
Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet, mitfinanziert aus Mitteln des Europäischen 
Sozialfonds (2. ÄndWBA-GIOst 1994) vom 11. November 1994 

Vereinbarung zwischen dem Bund und dem Freistaat Sachsen zur Förderung außerbetrieblicher 
Ausbildungsplätze für nicht vermittelte Bewerber aus Sachsen im Rahmen der Gemein- 
schaftsinitiative 1995 vom 22. September 1995 (BAnz. S. 1 1099 vom 18. Oktober 1995) 

Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern Meekenlenburg- Vorpommern, Brandenburg, 

Berlin, Saehsen- Anhalt, Sachsen und Thüringen über die Gemeinschaftsinitiative 1994 zur 
Förderung außerbetrieblicher Ausbildungsplätze für nicht vermittelte Bewerber aus dem in 
Artikel 3 des Einigungsvertrages genamiten Gebiet, mitfinanziert aus Mitteln des Europäischen 
Sozialfonds vom 6. Juli 1994 (BAnz. S. 7417) 

Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern Mecklenburg- Vorpommern, Brandenburg, 

Berlin, Sachsen- Anhalt und Thüringen über die Gemeinschaftsinitiative 1995 zur Förderung 
außerbetrieblicher Ausbildungsplätze für nicht vennittelte Bewerber aus dem in Artikel 3 des 
Einigungsvertrages genannten Gebiet vom 22. September 1995 (BAnz. S. 11099 vom 
18. Oktober 1995) 

Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern Mecklenburg- Vorpommern, Brandenburg, 

Berlin, Sachsen- Anhalt, Sachsen und Thüringen über eine Lehrstelleninitiative 1998 zur För- 
derung zusätzlicher Ausbildungsplätze vom 29. Mai 1998 

Vereinbarung zwischen dem Land Brandenburg, vertreten durch das Ministerium für Arbeit, 

Soziales, Gesundheit imd Frauen (MASGF) und der Handwerkskammer Potsdam sowie der 
Handwerkskammer Frarrkfürt (Oder) sowie der Handwerkskammer Cottbus vom 1 . September 
1998 

Vereinbarung zwischen der Bundesregierung und der Bimdesanstalt für Arbeit über die Dureh- 
führung der Bundesförderung im Rahmen der Gemeinschaftsinitiative 1994 des Bundes, der 
neuen Länder und des Landes Berlin zur Förderung außerbetrieblicher Ausbildimgsplätze für 
nicht vermittelte Bewerber aus dem in Artikel 3 des Einigimgsvertrages genarmten Gebiet, mit- 
finanziert aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds (VVBA-GlOst 1994) vom 7. Juli 1994 
(BAnz. S. 7417) 

Vereinbarung zwischen der Bundesregierung und der Bundesanstalt für Arbeit über die Durch- 
führung der Bundesförderung im Rahmen der Gemeinschaftsinitiative 1995 des Bundes und der 
Länder Mecklenburg- Vorpommern, Brandenburg, Berlin, Sachsen- Anhalt und Thüringen zur 
Förderung außerbetrieblicher Ausbildungsplätze für nicht vermittelte Bewerber aus dem in 
Artikel 3 des Einigungsvertrages genarmten Gebiet (WBA-GlOst 1995) vom 22. September 
1995 (BAnz. S. 11099 vom 18.0ktober 1995) 

Verordnung über die Prüfung zum anerkarmten Abschluß Geprüfter Industriemeister/Geprüfte 
fndustriemeisterin - Faehrichtung Metall vom 12. Dezember 1997, BGBl. 1, S. 2923 

Verordnung über die Prüfling zum anerkarmten Absehluß Geprüfter Immobilienfachwirt/Geprüfte 
Immobilienfaehwirtin vom 23. Dezember 1998, BGBl. 1, S. 4060 

Verordnung über die Prüfling zum anerkarmten Abschluß Geprüfter Verkehrsfachwirt/Geprüfte 
Verkehrsfachwirtin vom 23. Dezember 1998, BGBl. 1, S. 4065 

Verordnung über die Prüfling zum anerkannten Abschluß Geprüfter Versieherungsfachwirt/ 

Geprüfte Versicherungsfachwirtin vom 16. März 1998, BGBl. 1, S. 487 

Vertrag des Landes Mecklenburg- Vorpommem, vertreten dureh das Wirtsehaftsministerium und 
den Handwerkskammern Ostmecklenburg- Vorpommem und Schwerin sowie den Industrie- 
und Handelskammern zu Neubrandenburg, Rostock und zu Schwerin über die Förderung zu- 
sätzlicher Ausbildungsplätze 1998 in betriebsnahen Kapazitäten im Rahmen der „Zukimfts- 
initiative Lehrstellen des Landes Mecklenburg- Vorpommem“ vom 24. September 1998 


269 


Drucksache 14/1056 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


7.4 Quellenverzeichnis 

Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik 
über die Herstellung der Einheit Deutschlands - Einigungsvertrag - vom 31. August 1990 in 
Verbindung mit Artikel 1 des Einigungsvertrages vom 23. September 1990 (BGBl. 11, S. 885, 
889) 

Verwaltungsvereinbarung zwischen dem Land Sachsen- Anhalt und der Bundesanstalt für Arbeit 
über die Förderung zusätzlicher Ausbildungsplätze im Rahmen der Bund-Länder- Vereinbarung 
„Lehrstelleninitiative Ost 1998“ vom 1. Juli 1998 


7.4.2 Literaturverzeichnis 

Albert, K./Zinke, G: Zwischenbericht zum Projekt 5.3004: „Lernen in Netzen - Nutzung von 
Computemetzen als Lehr-/Lemmittel in der Berufsbildung“ (Manuskript) 

Alex, L./Bau, H. (Hrsg.): „Wandel beruflicher Anforderungen“, 1999 

Alex, L./Bau, H.: „BIBB verstärkt seine Forschungsarbeiten zur Früherkeimung des beruflichen 
Wandels“, in: Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis, Bundesinstitut für Berufsbildung 
(Hrsg.), Heft 4, 1998 

Alex, L.: „Stand der Überlegungen zur Früherkennung der Qualifikationsentwicklung“, Manu- 
skript, September 1998 

Arbeitsgruppenbericht der Arbeitsgruppe „Frauen in der Infonnationsgesellschaft“ und Oechtenuj, 
V. Winker, G. (Hrsg.): „Computemetze - Frauenplätze, Frauen in der Informationsgesellschaft“, 
1998 

Arbeitsgemeinschaft Qualifikations-Entwicklungs-Management (Hrsg.): „Kompetenzentwicklung 
‘98: Forschungsstand und Forschungsperspektiven“, 1998 

Bardeleben, R./Beicht, U./Feher, K.: „Was kostet die betriebliche Ausbildung?“ Fortschreibung 
der Ergebnisse 1991 auf den Stand 1995. Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.), Berichfe zur 
beruflichen Bildung, Band 210, 1997 

Becker, M.: „Bildungscontrolling - Möglichkeiten und Grenzen aus wissenschaftstheoretischer 
und bildungspraktischer Sicht“, in: v. Landsberg, G.AVeiß, R. (Hrsg.): „Bildungs-Controlling“, 
1995 

Beer, D./Dresbach, B./Granato, M./Schweikert, K.: „Jugend und Berufsausbildung in Deutsch- 
land. Abschlußbericht zum Forschungsprojekt 1.5009“, Bundesinstitut für Berufsbildung, 
Berlin 1998 

Beer-Kem, D./Granato, M./Dresbach, B./Schweikerf, K.: „An der Schwelle zum Berufsleben — 
Erfahrungen und Perspektiven von ostdeutschen Auszubildenden“, Zwischenbericht, Februar 
1997 
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- neu abgeschlossene nach Ländern 

- neu abgeschlossene mit verkürzter Ausbildungszeit 

- vorzeitig gelöste 

- verkürzte 

33 ff 

1 ff, 33 ff 

33 ff 

33 ff 

33 ff 

1 ff, 33 ff 

33 ff 

59 ff, 76 ff, 90 ff 

33 ff, 38 ff, 75 f 

Ausbildungszufriedenheit 

90 ff 

Ausländische Betriebe 

5 ff, 107 f, 144 ff 

Ausländische Jugendliche 

— Auszubildende 
-Förderung 

— ohne Schul- bzw. Berufsabschluß 

— Schüler an beruflichen Schulen 

36 f, 64 ff 

7 ff, 106 ff 

12 ff, 76 ff 

64 ff 

Auszubildende 

- Altersstruktur 

- schulische Vorbildung 

- weibliche 

59 ff 

59 ff 

59 ff, 72 ff, 130 ff, 152 f 

B egabtenförderung 

123 ff, 185 ff 

Behinderte 

- Auszubildende 

- berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen 

- Förderung beruflicher Ersteingliederung 

- Förderung beruflicher Wiedereingliederung 

- neu abgeschlossene Ausbildungsverträge 

- Projekte 

72 ff 

85 ff, 108 ff, 183 f 

5 ff, 38 ff, 108 ff 

183 f 

33 ff 

108 ff 

Benachteiligte 

- allgemeine Förderung 

- Ausbildung in außerbetrieblichen Einrichtungen 

- ausbildungsbegleitende Hilfen 

- berufsfördemde Bildungsmaßnahmen 

- Übergangshilfen 

1 ff, 12 ff, 33 ff, 38 ff, 106 ff, 

189 ff, 194 f 

106 f 

106 f 

106 f 

106 f 

Berufsakademien 

83 f, 123 ff 

Berufsbegleitende Nachqualifizierung 

179 ff 

Berufsberatungsstatistik 

- allgemein 

— Hinweise zu Inhalten, Erhebungsverfahren, 

33 ff, 43 ff, 51 ff, 130 ff 

Aussagefähigkeit 

43 ff 

Berufsbildungsforschung 

117 ff, 187 ff, 191 ff, 195 f 
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Berufsfachschulen/Berufsfachschüler 

1 ff, 15 ff, 18 f, 38 ff, 45 ff, 58 f, 

59 ff, 79 ff 

Berufsgrundbildungsj ahr 

18 f, 45 ff, 58 f, 59 ff, 79 f 

Berufskonzept 

10 ff, 194 f 

Berufsschule/Berufsschulunterricht 

12 ff, 85 ff, 97 ff, 117 ff 

Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen (SGB III) 

1 ff, 12 ff, 105 f, 107 ff, 183 f 

Berufsvorbereitungsjahr 

18 f, 45 ff, 58 f, 59 ff, 75 f, 79 f 

Berufswahl 

BESCHÄFTIGUNG 

12 ff, 15 ff, 45 ff, 102 ff, 152 f, 194 f 

17 f, 108 ff, 190 f 

Beschäftigtenstatistik 

130 ff 

Beschäftigungspolitische Leitlinien 

7 ff, 17 f, 108 ff, 187 ff 

Betriebliche Ausbildungsgestaltung 

90 ff 

Bildungsausgaben (siehe auch staatliche Programme) 

117 

Bildungscontrolling 

117 ff, 164 f 

Bildungstechnologien 

97 ff 

Bildungswahlverhalten 

17 f, 45 ff 

Bündnis für Arbeit, Ausbildung und 

W ettbewerbsfähigkeit 

1, 7 ff, 12 ff, 17 ff, 58 f 

C arl-Duisberg-Gesellschaft 

193 f, 195 f, 199 ff, 203 f 

CEDEFOP 

129, 187 ff, 191 f 

Chancengleichheit 

1, 15 ff, 108 ff, 151, 187 ff 

Delphi-Untersuchungen 

10 ff, 129 

Dienstleistungen im Handwerk 

149 ff 

Differenzierung 

1, 10 ff, 194 f 

Entwicklungszusammenarbeit 

European Recovery-Programm 

(siehe internationale Zusammenarbeit) 

5 ff, 38 ff 

European Training Foundation 

191 f 

Europäische Union 

— Anerkennung von Abschlüssen 

— Bericht zur Berufsbildungsforschung 

— Berufsbildungspolitische Konzepte und Initiativen 

— beschäftigungspolitische Leitlinien 

— Europäisches Beobachtungsinstrumentarium 

— Europaß 

— Programme, Gemeinschaftsinitiativen, 

Strukturfonds 

197 ff 

187 ff 

17 f, 187 ff 

108 ff, 187 ff 

187 ff 

17 f, 187 ff 

17 f, 108 ff, 155, 167, 187 ff, 192 f, 

195 f 

E emunterricht 

161 ff 

Fortbildung 

F Ortbildungsverordnungen 

(siehe Weiterbildung) 

14 f, 173 ff 

Forum Bildung 

14 f 

Frauen 

1, 5 ff, 15 f, 36 f, 38 ff, 45 ff, 59 ff, 

72 ff, 79 ff, 106 f, 108 f, 151 ff, 155 ff, 

190 f 

Fremdsprachen 

12 ff, 90 ff, 185 ff, 189 f, 202 
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Gesundheitswesen 


Horizon 


lAB-Betriebspanel 

Informations- und Kommunikationstechnologien 
INTEGRA 

Internationale Austauschmaßnahmen 

Internationale Zusammenarbeit/Entwicklungs- 
zusammenarbeit 

- 7-Länder-Konferenz 

- Bedeutung 

- Region Afrika (siehe auch einzelne Länder) 

- Region Amerika (siehe auch einzelne Länder) 

- Region Asien/Pazifik (siehe auch einzelne Länder) 

- Mittel- und Osteuropa (siehe auch einzelne Länder) 

- Argentinien 

- Australien 

- Brasilien 

- Bulgarien 

- China 

- Chile 

- Costa Rica und Nicaragua 

- Dänemark 

- Estland 

- Finnland 

- Frankreich 

- Griechenland 

- Großbritannien 

- Indonesien 

- Irland 

- Italien 

- Japan 

- Kasachstan 

- Lettland 

- Liechtenstein 

- Littauen 

- Luxemburg 

- Malaysia 

- Marokko 

- Neue Unabhängige Staaten der 
früheren Sowjetunion 

(siehe auch einzelne Staaten) 

- Niederlande 

- Ostsee- Anrainerstaaten 

- Österreich 

- Polen 

- Rumänien 

- Rußland 

- Schweden 

- Schweiz 

- Slowakische Republik 

- Slowenien 

- Spanien 

- Südafrika 

- Taiwan 

- Thailand 

- Tschechische Republik 

- Türkei 

- Ukraine 

- Ungarn 
-USA 

- Weißrußland 


15 ff, 79 ff, 84, 88 ff, 130 ff, 176 ff 


108 ff, 190 f 


130 ff, 146 ff 
14 f, 97 ff, 179 
108 ff, 190 f 

189 f, 192, 193 f, 195 ff, 199 ff 


194 f 

193 f, 203 f 
193 f, 203 f, 204 f 
193 f, 203 f 

193 f, 199 f, 202, 204 

190 f, 192, 195 f, 203 f, 205 f 
202 

199 f, 202 
202 

195 f, 205 f 
199 f, 204 
205 

205 

191 f, 192 f, 194 f 

192 ff, 195 f 
192 f 

191 f, 197 ff, 202 
191 f 

191 f, 197 ff, 202 
202 

202 
202 
199 f 
205 f 

192 ff, 195 f 

194 f 

192 ff, 195 f 

194 f 
202, 204 
204 f 

191 f, 194 f, 203 f, 205 f 

191 f, 194 f, 197 ff 

192 f 

191 f, 197 ff 

192 f, 195 f 
192, 205 f 

195 f 
192 f, 202 

194 f 
192, 195 f 

195 f 
191 f, 202 
204 f 
202 

202, 204 
192, 195 f 

199 f 
195 f 
192, 195 f 

200 f 
195 f 
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Jugendliche ohne abgeschlossene Berufsausbildung 

7 ff, 12 ff, 76 ff, 179 ff 

Kampagne: „Ausbilden: Wir machen mit!“ 

5 ff, 102 ff 

Kompetenzentwicklung 

— allgemein 

- Forschungs- und Entwicklungsprogramm 

10 ff, 14 ff, 123 ff, 165 ff, 168 ff 

168 ff 

Konzertierte Aktion Weiterbildung 

179 

Kosten der Ausbildung 

— allgemein 

- Ausbildungsvergütung 

108 ff, 117 ff, 194 f 

90 ff, 115 f 

Langzeitarbeitslose 

181 ff, 190 f 

Lebensbegleitendes Lernen 

7 ff, 14 f, 17 f, 97 ff, 123 ff, 179, 190 f 

Lehrstelleninitiative Ost 1998 

1 ff, 33 ff, 38 ff, 49 ff 

LEONARDO da VINCI 

Lernen im Arbeitsprozeß 

17 f, 155, 187 ff, 192 f, 195 f 

14 f, 97 ff, 168 ff, 179 ff, 200 f 

Lernen im sozialen Umfeld 

14 f, 168, 171 f 

Lernformen 

— arbeitsplatzorientiert 

— auftragsorientiertes Lernen 

— selbstorganisiertes, selbstgesteuertes, 

97 ff 

97 ff 

multimediales Lernen 

10 ff, 15 ff, 97 ff, 123 ff, 167, 179 

Lerninsel 

108 ff 

Lernmittel 

Lernortkooperation 

(siehe Ausbildungsmittel) 

10 ff 

Literaturdatenbank berufliche Bildung 

129 

IVIeisterprüfimgen 

Ulf, 160, 197 ff 

Mobilität 

— allgemein 

— Ausbildungspendler aus den neuen Ländern 

10 ff, 17 f, 45 ff, 155 ff, 187 ff, 

192, 193 f 

37 

Modellvorhaben 

95 ff, 107 f, 175 f, 178 ff, 184 f 

Modernisierung der Berufsausbildung 

7 ff 

Multimedia 

97 ff, 153 ff, 167, 189 f 

Nationale Beschäftigungspolitische Aktionspläne 

14 f, 17 f, 108 ff, 187 ff 

Nachqualifizierung Erwachsener 
ohne Berufsabschluß 

179 ff 

NOW 

108 ff, 190 f 

Nutzen der Berufsausbildung 

117, 164 f, 194 f 

Oecd 

203 

öffentlicher Dienst 

84 f 

P ersonal- und Organisationsentwicklung 

93 ff, 108 ff, 114, 168 ff, 172 ff, 

178 f, 184 f 

PHARE 

192 f, 195 f 
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Prüfungen im dualen System 

- computergestützte 

- Erfolgsquote, Wiederholer 

— Externenprüfung 

— Prüfungsteilnehmer 

102 

70 f 

70 f 

70 f 

Qualifikationsentwicklung 

— Früherkennung 

— Indikator Stellenanzeigen 

10 ff, 15 ff, 83 f, 88 ff 

88 ff, 176 ff 

Qual itäts Sicherung 

93 ff, 164 ff, 168, 175 f 

Rehabilitanden 

(siehe Behinderte) 

Schulabgänger 

- allgemein 

- ohne Abschluß 

- Verbleib 

18 f, 45 ff, 58 f, 59 ff, 102 ff 

12 ff, 17 f, 59 ff, 68 ff 

49 ff 

Sofortprogramm zum Abbau der Jugendarbeits- 
losigkeit - Ausbildung, Qualifizierung und 
Beschäftigung Jugendlicher 

1 ff, 7 ff, 17 ff, 33 ff, 58 f, 106 f 

SOKRATES 

187 ff 

Sozialgesetzbuch III 

- Berufliche Weiterbildung, am häufigsten 
gewählte Berufe, nach Herkunfts- und Zielberuf 

- Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen 

- Förderung Behinderter 

- Förderung Benachteiligter 

14 f, 155 ff 

12 ff, 105 f, 107 ff 

85 ff, 108 ff, 183 f 

12 ff, 33 ff, 106 ff 

Staatliche Förderung, Programme 

(siehe auch Sozialgesetzbuch III 

siehe auch Aufstiegsfortbildungsforderungsgesetz) 

- Gemeinschaftsinitiativen Ost 1994-1995, 
Aktionsprogramme Lehrstellen Ost 1996-1997 

- Lehrstelleninitiative Ost 1998 

- Ausbildungsplatzprogramm Ost 1999 

- Ausbildungsberater, Lehrstellenwerber 

- Ausbildungsplatzentwickler 

- Begabtenförderung 

- European-Recovery-Programm (ERP) 

- Förderung des Personals (PQO) 

- Länderprogramme 

- Sofortprogramm zum Abbau der 
Jugendarbeitslosigkeit - Ausbildung, 
Qualifizierung und Beschäftigung Jugendlicher 

- Überbetriebliche Berufsbildungsstätten 

33 ff, 38 f, 80 ff 

1 ff, 33 ff, 38 ff, 49 ff 

7 ff 

38 ff 

1 ff, 38 ff 

185 ff 

5 ff, 38 ff 

113 

1 ff, 33 ff, 38 ff, 49 ff 

1 ff, 7 ff, 17 ff, 33 ff, 58 f, 106 f 

116f 

Stufenausbildung 

75 f 

Tacis 

195 f 

Tarifverträge 

7 ff, 115 f 

TRANSFORM 

192 f, 195 f 

Überbetriebliche Berufsbildungsstätten 

93 ff, 116f 

Übergang in die Erwerbstätigkeit 

- aus dem dualen System 

- geschlechtsspezifische Einflüsse 

- Übemahmeangebote nach Ausbildungsabschluß 

146 ff, 194 f 

146 ff 

146 ff 

Übergang Schule - Berufsausbildung 

(siehe Ausbildungsreife) 
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Umschulung 

Umweltbildung 

(siehe Weiterbildung) 

93 ff 

UNESCO 

203 

Unternehmerische Selbständigkeit 

15 ff, 117 ff, 151 ff 

V erbundausbildung 

1 ff, 38 ff, 130 ff, 144 ff, 194 f 

W eiterbildung (siehe auch Kompetenzentwicklung) 

— älterer Arbeitnehmer 

— Betriebs- und Personalräte 

— Bildungscontrolling 

— Fortbildung und Umschulung 

— Gesundheits- und Sozialwesen 

— Langzeitarbeitslose 

— mittlere Führungspositionen 

— neue Lernfelder durch neue zwischen- 

184 f 

168 ff 

164 f 

155 ff 

176 ff 

181 ff, 190 f 

175 f 

betriebliche Zusammenarbeit 

165 ff 

W eiterbildungsordnungen 

(siehe Fortbildungsverordnungen) 

W eiterbildungsstatistik 

— Femunterrichtsstatistik 

— Sozialgesetzbuch III 

— Weiterbildungsprüfungsstatistik 

161 f 

155 f 

160 

Youthstart 

108 ff, 190 f 

Zusatzqualifikationen 

10 ff, 95 ff, 123 ff, 191 f, 197 ff, 202 
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